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Vorwort. 


Am 18. Februar dieses Jahres vollendet Johannes Kaempf 
sein 70. Lebensjahr. Seit neun Jahren steht er als Präsident 
unseres Kollegiums an der Spitze der Korporation der Kauf: 
mannschaft von Berlin; seit dem 1. Januar 1882 gehört er unserem 
Kollegium an. 

In diesen 30 Jahren hat er mit rastlosem Eifer, mit un- 
ermüdlicher Gewissenhaftigkeit die Erfahrung seines arbeits- 
reichen Lebens in den Dienst unserer Korporation gestellt. 

Die Mitglieder des Aeltestenkollegiums glauben, ihre Ver: 
ehrung und ihren Dank am besten dadurch ausdrücken zu 
können, daß sie versuchen, der Oeffentlichkeit ein Bild des aus: 
gezeichneten Mannes durch Herausgabe seiner Reden und Auf 
sätze zu geben. Dieses Bild gibt den Geist und den Charakter 
Kaempfs wieder. Aber der Umfang und die Tiefgründigkeit 
seiner Arbeit findet in dieser Sammlung nur einen lückenhaften 
Ausdruck. Wer das Bild vervollständigen will, der muß Kaempfs 
Tätigkeit in unserem Kollegium verfolgen, der muß an das 
Studium unserer Akten gehen und ın ihnen zu lesen verstehen. 
In allen wichtigen Fragen wird er auf den Namen Kaempf 
stoßen. "Ueberall wird ihm die eindringende Verstandesklarheit 
entgegentreten', mit der Kaempf den Kern jeder Frage heraus- 
findet. Mit Bewunderung wird er erkennen, welche Fülle 
schöpferischer Gedanken von Kaempf ausgegangen sind. Es 
ist das Bild eines Mannes von staunenerregender Arbeitskraft 
und Arbeitslust, von selbstloser reiner Gesinnung, von steter 
Hilfsbereitschaft, von voller Hingabe an das öffentliche Wohl, 
das Bild eines Mannes von wahrer Bürgertugend, das sich aus 
diesen trockenen Aktenbündeln erhebt. 

Von Kaempfs Reden und Aufsätzen wird hier nur ein 
Teil wiedergegeben. Die Einteilung ist nach Materien erfolgt, 
hat aber nicht streng durchgeführt werden können, weil in 
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manchen Reden, so besonders in den im Reichstag gehaltenen 
Etatsreden, innerlich nicht zusammengehörige Fragen erörtert 
werden mußten. In diesen Fällen ist für die Unterbringung der 
Rede ihr Hauptinhalt maßgebend gewesen. Jede zusammen- 
gehörige Gruppe von Reden wird durch eine Vorbemerkung 
eingeleitet, welche in die Sachlage einführen, zugleich aber auch 
einen knappen Ueberblick über die behandelte Materie geben 
soll. Ein alphabetisches Sach-e und Personenverzeichnis soll die 
Benutzung des Buches für Nachschlagezwecke erleichtern. 

Für die große Hilfe, die Herr Dr. phil. Georg Goldstein 
uns bei der Sichtung und Einteilung des Materials geleistet hat, 
sprechen wir ihm unseren herzlichsten Dank aus. Herr 
Dr. Goldstein ist auch der Verfasser der /Vorbemerkungen zu 
den einzelnen Abschnitten. 


Berlin, im Februar 1912. 


Die Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin. 


Lebenslauf. 


Johannes Kaempf ist am 18. Februar 1842 in Neu-Ruppin 
geboren. Sein Vater war Oberlehrer an dem dortigen städtischen 
Gymnasium. Die alten Sprachen waren seine Lehrgegenstände. 
Er war ein von eisernem Pflichtgefühl durchdrungener Mann, der 
strenge Anforderungen an seine Schüler stellte, in seinen An- 
forderungen an sich selbst aber nicht minder streng war. Weil 
seine Schüler das erkannten, fügten sie sich willig seiner Strenge, 
die mit voller Gerechtigkeit gepaart war. Eben deshalb gehörte 
er zu der Zahl der Pädagogen, die auf die Charakterbildung ihrer 
Schüler einen nachhaltigen und von ihnen freudig anerkannten 
Einfluß ausgeübt haben. Eine treffliche Ergänzung zu diesem 
Charakter war Kaempfs Mutter, eine Schwester des liberalen 
Abgeordneten Berends, der 1848 und später eine bedeutende 
parlamentarische Rolle gespielt hat. Sie war eine ebenso milde 
und liebevolle, wie geistig angeregte und anregende Frau. 

Die ersten tiefen Eindrücke des jungen Kaempf fallen in das 
Jahr 1848. Der Vater Kaempf war damals von dem Kreise Ruppin 
in die Preußische Nationalversammlung gewählt worden, wo er 
auf der Linken seinen Platz nahm. Die ‘Familie begleitete den 
Vater nach Berlin, und die stürmischen Vorgänge des Jahres 1848 
haben noch lange in ihrem Gedächtnisse gehaftet. Andere Familien- 
erinnerungen knüpfen an Vorgänge heiterer Art an, die freilich 
eines ernsten Hintergrundes nicht entbehren. Das kärgliche 
Gehalt eines Oberlehrers jener Zeit war für eine Familie von 
sechs Köpfen (es waren noch drei Töchter vorhanden) zu knapp 
und mußte durch Nebeneinnahmen verbessert werden. Die Familie 
half dabei nach besten Kräften mit, und die Mutter verstand es, 
dies in einer Weise zu tun, die zugleich die Jugend der Kinder 
aufheiterte. In Neu-Ruppin blühte schon damals die Industrie 
der Bilderbogen. Nach dem Abendessen pflegte die Mutter die 
Kinder um den runden Familientisch zu versammeln, und dann 
wurden gemeinsam zu den „Bilderbogen, zu haben bei Gustav 
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Kühn“ die Verse fabriziert, die Jahrzehnte lang das Ergötzen der 
Kinder bildeten, in deren Hände die weitverbreiteten Bilderbogen 
gelangten. Verse, wie „Der Aff’ ist ein possierlich Tier, Was kann 
der Elephant dafür“ und viele andere entstammen dieser ver- 
gnügten Tafelrunde. Unter Leitung der Mutter machten sich die 
Kinder auch daran, Schillersche Dramen ins Kindliche zu über: 
tragen. „Iurandot, ein Schauspiel für Kinder‘ war eines der 
ersten Produkte. Aber dieser Versuch hatte ein böses Nachspiel. 
Nichts Geringeres als ein Nachdruckprozeß drohte dem heiteren 
Kreise, und nur mit Mühe wurde er abgewendet. 


Auf dem Gymnasium in Neu-Ruppin, das Kaempf besuchte, 
wurden die klassischen Sprachen mit besonderem Nachdruck 
gepflegt. Ueber den Wert, den Kaempf der humanistischen 
Bildung auch für diejenigen beimißt, die später im Erwerbsleben 
tätig sind, hat er sich selbst im Jahre 1911 ausgesprochen: 


„Ich bin ein Freund des humanistischen Gymnasiums. 
Sie wollen wissen, was mir die humanistische Bildung im 
praktischen Leben genützt hat. 


Es gibt geborene Kaufleute und solche, die sich aus 
anderen Gründen als aus innerem Drange und innerem 
Berufe dem praktischen Leben gewidmet haben. 


Die ersten machen ihren Weg mit und ohne huma= 
nistische Bildung. Die letzteren, von denen die ersteren 
im kaufmännischen Leben fast niemals übertroffen werden, 
erhalten durch die humanistische Bildung eine große 
Stütze, indem für sie die Schärfe des Denkens einen Teil 
der ihnen fehlenden kaufmännischen Begabung, des kauf- 
männischen Instinktes ersetzt. Ich glaube aber, daß das 
Studium des Lateinischen und Griechischen für die Aus- 
bildung der Schärfe des Denkens eines der besten, ja 
vielleicht das beste Mittel ist. Allerdings muß dieses 
Studium in gründlicher Weise betrieben werden. 


An dem Gymnasium, das ich besucht habe, hatten wir 
hauptsächlich zwei Lehrer der alten Sprachen, der eine, 
dem die grammatikalische Ausbildung als die Grundlage 
erschien, von der aus in den Geist der alten Sprachen 
eingedrungen werden müsse, und der andere, dem die 
Grammatik ein „Greuel“ war, und der aus dem Schatze 
der eigenen Gedanken das Verständnis des antiken Wesens 
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auf die Schüler übertragen zu können glaubte. Beide 
ergänzten sich vortrefflich. r 

Und was ein solches gründliches Studium für das 
praktische Leben nützt? Von der Bildung der Gedanken- 
schärfe habe ich schon gesprochen. Dann aber lebt der 
Mensch nicht vom Brot allein. Das Studium der alten 
Sprachen haftet für das ganze Leben im Geist. Und wer 
aus dem Strudel des Lebens einen Augenblick heraus- 
treten will, der mag den Tacitus und Homer aufschlagen. 
In der Knappheit der Sprache und in der Schärfe der 
Auffassung des ersteren, in der Plastik der Darstellung 
und der Poesie des letzteren wird er eine geistige Fr- 
holung finden, die seine praktische Tätigkeit von neuem 
befruchtet. 

Und ist nicht eine gründliche Kenntnis der Gedanken 
des Altertums an und für sich ein unschätzbarer Nutzen 
und Gewinn?“*) 


Das Lateinische und Griechische waren auf dem Gymnasium 
auch von Kaempf mit besonderer Liebe getrieben worden. Er 
hatte dabei gehofft, späterhin auf der Universität das Studium der 
klassischen Philologie aufnehmen zu können. Praktische Er- 
wägungen ließen es nicht zu der Erfüllung dieses Wunsches 
kommen. Die Reaktion der fünfziger Jahre hinderte den Vater 
an jeder Verbesserung seiner Lage. Mehrfach hatte er sich um 
Stellungen als Gymnasialdirektor beworben. Das preußische Kultus: 
ministerium versagte ihm, dem politisch belasteten Manne, die 
Bestätigung, und erst 1861 konnte er als Gymnasialdirektor in 
Landsberg a. d. Warte Anstellung finden. 


Als Kaempf zu Ostern 1859 das Abiturientenexamen be- 
standen hatte, war eine abermalige Nichtbestätigung des Vaters 
— es handelte sich um den Posten eines Gymnasialdirektors in 
Kottbus — erfolgt. Wie konnte die Beamtenkarriere einem jungen 
Manne lockend erscheinen, wenn der Vater auch unter einem 
liberaleren Ministerium solche Erfahrungen machen mußte. In einem 
kurzen Familienrat erklärte der junge Kaempf, wenn auch wohl 
mit schwerem Herzen, er wolle auf die Beamtenlaufbahn und auf 
das Studium verzichten und versuchen, sich als Kaufmann die 
Unabhängigkeit zu erringen, die ihm das höchste Gut zu sein 


*) Wiedergegeben in Graf, Schülerjahre, Berlin 1911. 


XI 


schiene, und die ihn vor den Enttäuschungen des Vaters bewahren 
sollte. Als der junge Kaufmann im April 1859 das väterliche 
Haus verließ, führte er als Geschenk seines Vaters die Ilias und 
die Odyssee in seinem Koffer bei sich, mit den Sinnsprüchen, die 
ihm sein Vater für das Leben mitgab: 


altv aoLoTEVELV xal bneipoyov Euusvar aAlwv. 
Immer der Erste zu sein und hervorzuragen vor andern. 
(Homer, Ilias XI, 784.) 
ns d’agerig idoora sol noonKeodEV EInxav. 
Vor die Tugend haben die Götter den Schweiß gesetzt. 
(Hesiod.) 


Es war für ihn eine Stellung als Handlungslehrling gefunden 
worden in dem Tuchengrosgeschäft der Firma Hammer & Blell, 
jetzt Blell & Söhne in Brandenburg a. d. Havel. Die Aus- 
bildung, die er hier fand, entsprach durchaus den Anforderungen 
der damaligen Zeit an eine gute Lehrstelle. Dem jungen, klassisch 
gebildeten Lehrling blieben auch alle die kleinen untergeordneten 
Dienste nicht erspart, die ein Lehrling jener Zeit leisten mußte, 
um sich zunächst das Handwerkszeug seines Berufes anzueignen. 
Die Briefe wurden noch mit der Hand kopiert in das Kopier- 
buch eingetragen, der jüngste Lehrling mußte die Fensterläden 
öffnen und schliessen, er mußte die Kollis signieren und selbst zur 
Post tragen, und es wird erzählt, daß Kaempf einmal Wochen 
hindurch tiefsinnig herumging, weil er aus Versehen die Signier- 
farbe mit Petroleum eingerührt hatte und nun befürchtete, die 
damit signierten Ballen, die nach dem Auslande gingen, könnten 
infolgedessen auf der Seereise in Brand geraten. Gleichzeitig 
wurde der junge Lehrling aber auch von seinem Chef, dem 
„alten Blell“, einem ideal veranlagten und vornehm denkenden 
Kaufmann alten Schlages, gewissenhaft eingeweiht in die eigent- 
lichen kaufmännischen Kenntnisse und den ganzen geschäftlichen 
Betrieb. Mit Verehrung sah Kaempf zu Blell auf, der ihm nicht 
nur sein Geschäft, sondern auch sein Haus öffnete und ihn in 
seine Familie einführte. Es war ein zweites Elternhaus, das sich 
Kaempf hier erschloß, und dem er eine dauernde Anhänglichkeit 
bewahrt hat. Hier schloß er Freundschaft fürs Leben mit den 
beiden im elterlichen Geschäft tätigen Söhnen Carl Blell*) und 


*) Jetzt Kommerzienrat und Mitglied des preußischen Abgeordneten- 
hauses. 
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Ernst Blell*). Mit ihnen und mit den übrigen Mitgliedern des 
Blell’schen Kreises verbrachte er die Sonntage und kam so über 
die trüben Stimmungen hinweg, die ihn bisweilen bei dem Ges 
danken an das Studium, auf das er hatte verzichten müssen, 
überkamen. 


Sehr bald wurde er mit allen geschäftlichen Angelegenheiten 
so vertraut, daß er, obwohl noch Lehrling, auch zu wichtigeren 
geschäftlichen Beratungen hinzugezogen wurde. Dies und seine 
große Fertigkeit im Rechnen veranlassten den alten Blell, Kaempfs 
Vater bei Abschluß der Lehrzeit im Jahre 1862 den Rat zu geben, 
seinen Sohn in das Bankfach übergehen zu lassen. Ein alter 
Neu=Ruppiner Freund, der spätere Geheime Kommerzienrat Arndt 
(i. F. C. N. Engelhard), verschaffte Kaempf eine Stellung als 
Handlungsgehilfe in dem kleinen Bank- und Wechselgeschäft 
von Violet & Co. in Berlin. Kaempf nahm hier schnell eine 
leitende Stellung ein. Es gelang ihm, das Geschäft zu heben. 
Er besuchte für die Firma auch die Börse und wurde an ihr 


bald bekannt. 


Im Jahre 1864 wurde die Deutsche Genossenschafts- 
bank Soergel, Parrisius & Co. gegründet. Im Hause von 
Parrisius, der bis dahin Kreisrichter in Brandenburg gewesen 
und ein alter Bekannter seines Vaters von 1848 her war, hatte 
Kaempf während seiner Lehrzeit verkehrt. Jetzt erinnerte sich 
Parrisius seiner. Er übertrug ihm die Stelle eines Korrespondenten, 
Kassierers und Prokuristen in der neuen Bank, und Kaempf hatte 
in dieser Stellung nicht nur Gelegenheit zur Erweiterung seiner 
geschäftlichen Kenntnisse, sondern auch zur vollen Entfaltung 
seiner Arbeitskraft. 


Im Jahre 1866 stellte die Firma Barnitson in Halle ihre 
Zahlungen .ein. Der sehr rege geschäftliche Verkehr Halles ließ das 
Verlangen nach einem Ersatz entstehen, und aus diesem Be= 
dürfnis heraus wurde Anfang 1867 ein neues Bankgeschäftgegründet, 
für das die Form einer Kommanditgesellschaft auf Aktien gewählt 
wurde. Auf Empfehlung und durch Vermittelung des Präsidenten 
der Preußischen Bank von Dechend wurde Kaempf als Direktor und 
persönlich haftender Gesellschafter in das neue Unternehmen 
aufgenommen. DieFirma „HallescherBankvereinKulisch, 
Kaempf & Co.“ blühte schnell auf und gehört noch heute zu 


*) Früher Stadtrat in Brandenburg a. H. 
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den angesehensten Halleschen Bankfirmen. Kaempf selbst ist 
aber nicht mehr an ihr beteiligt. 

Der Aufenthalt in Halle dauerte nur bis zum Jahre 1871. In 
diesem Jahre gründete die „Bank für Handel und Industrie“ 
in Darmstadt ihre Berliner Niederlassung, und Kaempf wurde trotz 
seiner Jugend die Stellung eines Direktors übertragen. Er siedelte 
nach Berlin über und hat hier in Gemeinschaft mit seinen Berliner 
Kollegen Bodenstedt und Dülberg, später Michelet und Riesser, sowie 
mit den süddeutschen Direktionsmitgliedern Parcus sen., Wendel: 
stadt, Bopp, Schmoller, Andreae, Parcus jun. und Hedderich eine 
umfassende Tätigkeit im Dienste der Bank entfaltet. Eine 
schwere Augenerkrankung, die ihn im Jahre 1899 befiel und für 
längere Zeit von jeder Tätigkeit fernhielt, veranlaßte ihn zum 
Ausscheiden aus der Direktion. Er trat in den Aufsichtsrat der 
Bank über und führt in ihm seit dem Jahre 1906 den Vorsitz. 

Seit dem Jahre 1868 ist Kaempf in glücklichster Ehe mit 
MargareteSchweitzer verheiratet, einer Tochter des Schriftstellers 
Julius Schweitzer in Berlin, der sich durch seine Arbeiten auf 
dem Gebiete der wirtschaftlichen Forschung und Berichterstattung 
einen Namen gemacht hat. 


Bis zum Jahre 1881 hatte Kaempf seine Tätigkeit aus- 
schließlich auf seinen Beruf beschränkt. Nicht daß er öffentlichen 
Fragen kein Interesse entgegengebracht hätte! Wenn er in einer 
seiner Reden erzählt, wie er beim Ausbruch des Krieges von 
1870 die Banknoten, die zur Auszahlung des Guthabens eines 
ängstlichen Kunden verwendet wurden, zeichnen ließ, und dann 
feststellen konnte, daß dieser Kunde dieselben Noten nach 
einigen Wochen, während deren sie nutzlos zu Hause gelegen 
hatten, zurückbrachte, so können wir aus diesem kleinen Zuge 
erkennen, daß seine Interessen schon damals über den alltäglichen 
Geschäftsverkehr hinausgingen. Aber eine aktive Teilnahme am 
öffentlichen Leben ließ die rastlose geschäftliche Tätigkeit dieser 
Zeit noch nicht zu. Ihr Beginn ist in das Jahr 1881 zu setzen, 
in welchem Kaempf, der im Jahre 1878 der Korporation der 
Kaufmannschaft von Berlin beigetreten war, zum Mitgliede des 
Aeltesten-Kollegiums dieser Körperschaft gewählt wurde. Seither 
hat er dem Kollegium ununterbrochen angehört, seit 1889 als 
Vizepräsident, seit 1903 als Präsident. Einen großen Teil seiner 
Arbeitskraft hat er der Korporation gewidmet, an der er mit 
besonderer Liebe hängt. Als im Jahre 1902 die Umwandlung 
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der Korporation in eine Handelskammer beabsichtigt wurde, ist 
er im Verein mit Weigert, Helfft und anderen mit Erfolg für 
ihr Weiterbestehen eingetreten. 

Im Jahre 1881 wurde Kaempf dan das Vertrauen seiner 
Berufsgenossen in die Sachverständigenkommission der Berliner 
Fondsbörse und in das Börsenkommissariat gewählt, das später 
in den Börsenvorstand umgewandelt "wurde. Im Jahre 1888 
übernahm er den Vorsitz in dieser Behörde, den er auch jetzt 
noch führt. Der Zulassungsstelle der Berliner Börse: hat er bis 
Ende 1902 als Vorsitzender angehört. In den Börsenausschuß 
wurde er sofort nach seiner Errichtung im Jahre 1897 berufen. 

Nachdem Kaempf im Jahre 1899 von den Aeltesten der 
Kaufmannschaft von Berlin in den Ausschuß des Deutschen 
Handelstages entsendet worden war, wurde er von diesem im 
Jahre 1900 zum Mitgliede des Vorstandes, im Jahre 1901 zum 
stellvertretenden Vorsitzenden und im Jahre 1905 zum Präsidenten 
gewählt. Wie er seither diese Stellung ausgefüllt hat, möge mit 
den Worten ausgedrückt werden, die bei dem Jubiläum des 
Handelstages im Jahre 1911 Soetbeer über ihn gesprochen hat: 


„In vollendeter Unparteilichkeit, ja mit peinlicher 
Sorge, allen ihm anvertrauten Interessen gerecht zu 
werden, waltet er seines Amtes. Wenn er an den Vors 
schlägen, die ihm gemacht wurden, etwas zu ändern 
fand, geschah dies öfters zur Milderung, niemals zur 
Verschärfung. Schließlich wissen diejenigen, die ihm 
nahe stehen, in welch’ unermüdlicher Weise er seine 
hervorragende Arbeitskraft in den Dienst der öffentlichen 
Interessen und in den Dienst des Deutschen Handels- 
tages stellt, für uns alle vom Deutschen Handelstag ein 
unübertreffbares Ideal“.*) 


Ein zweiter Teil seiner öffentlichen Tätigkeit war der Stadt 
Berlin gewidmet. Im Jahre 1886 wählte ihn die Stadtverordneten- 
versammlung zum unbesoldeten Mitglied des Magistrats, in dem 
ihm neben allgemeinen Aufgaben die Waisenverwaltung als 
Hauptdezernat zufiel. Seine Augenkrankheit im Jahre 1899 
zwang ihn, auch auf diese Tätigkeit zu verzichten, für die ihm 
die Stadt Berlin durch Verleihung der Würde eines Stadtältesten 


*) Feier des fünfzigjährigen Bestehens des Deutschen Handelstages, 
Berlin 1911. S. 49. 
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dankte. Er hat den. Zusammenhang mit der städtischen Ver- 
waltung nicht aufgegeben, sondern ist in ihr seit dem Jahre 1901 
als Mitglied der Stadtverordnetenversammlung tätig. 

Im Jahre 1903 eröffnete sich seiner öffentlichen Toiekeit 
ein neues Feld. Der I. Berliner Wahlkreis .entsendete ihn in 
diesem Jahre ebenso wie bei den Wahlen 1907 und 1912 in den 
Reichstag, wo er zuerst der Freisinnigen Volkspartei, dann nach 
der Vereinigung der beiden freisinnigen Gruppen der Fort- 
schrittlichen Volkspartei angehörte. Als Vertreter seiner Partei 
ist er, besonders in wirtschaftspolitischen Fragen, rednerisch her: 
vorgetreten. Von 1907—1909 bekleidete er das Amt des II. Vize: 
präsidenten. 

Von den anderen Ehrenämtern, die ihm durch das Vertrauen 
seiner Mitbürger zuteil geworden sind, sei der Vorsitz im Vor: 
stand der Humboldt-Akademie hervorgehoben, den er seit 1903 
führt, nachdem er 1888 in den Vorstand eingetreten war. 


Es ist nicht schwer, in Kaempfs Wirken, mag es sich in der 
Korporation der Kaufmannschaft von Berlin, im Handelstage, im 
Reichstage oder wo sonst immer, betätigt haben, die einheitliche 
Grundanschauung festzustellen. Es ist der wirtschaftliche Liberalis- 
mus, der in allen seinen Reden und Arbeiten zutage tritt. 
Während seiner ersten Berliner Tätigkeit in der Genossenschafts- 
bank war er in persönliche Berührung mit den Führern dieser 
Bewegung gekommen. Er hatte Schultze-Delitzsch, Leonar 
Reichenheim, v. Hoverbeck, v. Forckenbeck, Langerhans 
kennengelernt, und der Verkehr mit diesen Männernhatte bleibenden 
Einfluß auf ihn ausgeübt. Und mehr als dies! Der tiefe Ein 
blick in das wirtschaftliche Leben, den er in seiner Stellung 
nehmen konnte, sein eigenes Leben selbst mußte notwendiger: 
weise in ihm die Ueberzeugung stärken, daß die erste Vor- 
bedingung wirtschaftlicher Entwicklung nur rastlose Arbeit, aber 
Arbeit frei von Bevormundung und Zwang sein könne, und daß 
alles von Uebel sei, was störend in diese freie Entwicklung ein- 
greife. Die unvergänglichen Worte, mit denen der Klassiker der 
Volkswirtschaftslehre und des wirtschaftlichen Liberalismus, Adam 
Smith, sein Standard-Werk eingeleitet hat, entsprechen ganz 
diesem Gedankengange: 


„Die jährliche Arbeit eines Volkes ist der Fonds, der es 
ursprünglich mit allen Lebensbedarfs: und Genußgütern ver- 
sorgt, die es jährlich konsumiert, und die immer aus dem 
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unmittelbaren Erzeugnis dieser Arbeit oder aus dem bestehen, 
was für dieses Erzeugnis von anderen Völkern gekauft wird.“ 
Kaempf hat es selbst als Aufgabe der Gesetzgebung be- 
zeichnet, „das deutsche Volk und jeden Einzelnen zum selbständigen 
Denken und zur selbständigen Wahrung seiner Interessen zu 
erziehen, nicht aber ihm das selbständige Denken abzugewöhnen.‘“*) 
Wenn er so auf der einen Seite jeden unnötigen gesetzlichen 
Zwang, jedes unnötige staatliche Eingreifen in das Wirtschafts: 
leben verwirft, so ist in ihm auf der anderen Seite stets der Ges 
danke der Selbsthilfe und der Selbstverantwortung lebendig. Zu 
wiederholten Malen ist er Angriffen auf die Ehre des deutschen 
Kaufmannsstandes nachdrücklich entgegengetreten, und er konnte 
dies um so mehr tun, als er selbst mit strengem Tadel nicht zurück-= 
gehalten hat, wenn Angehörige des Kaufmannsstandes durch ihr 
Verhalten zeigten, daß ihnen das Verantwortlichkeitsgefühl für 
die Ehre ihres Standes fehlte. 

In den Einzelheiten, die wir aus dem großen Gebiete seiner 
öffentlichen Tätigkeit hervorheben, tritt dieser Grundzug seines 
wirtschaftlichen Denkens klar hervor. 

An der Errichtung der Handelshochschule Berlin durch die 
Korporation der Kaufmannschaft von Berlin war er an erster 
Stelle beteiligt. Als Vorsitzender des Großen Rates und der 
Handelshochschul-Verwaltungskommission ist er unermüdlich für 
sie tätig. 

In der Erkenntnis, daß einfreier Verkehr für die wirtschaftliche 
Entwicklung unentbehrlich ist, hat er stets mit aller Entschieden- 
heitdiemannigfachen Versuche bekämpft, den Verkehrauspolitischen 
Gründen einzudämmen oder ihn aus fiskalischen Gründen zu 
belasten. Hierher gehört sein Kampf gegen die Schiffahrtsabgaben, 
gegen die Verteuerung des Post- und Eisenbahnverkehrs, hierher 
gehört auch sein Widerstand gegen alle Umsatzsteuern. Er hat 
es aber gleichzeitig nicht an positiven Anregungen zur Hebung 
und Verbesserung des Verkehrs fehlen lassen, und es sei als 
Beispiel dafür nur auf sein ständiges Eintreten für die Verbilligung 
des Portos im internationalen Verkehr verwiesen. 

Als einer der erfahrensten Kenner des deutschen Bank- und 
Geldwesens hat er sich stets in den Zeiten, in denen sie schwer 
gefährdet war, für die Aufrechterhaltung der deutschen Gold: 
währung ausgesprochen. | 


*) Siehe unten Seite 524. 
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Kurz nach seinem Eintritt in das Aeltestenkollegium stellte 
er bereits den Grundsatz auf, daß für die Emission von Wert: 
papieren an der Börse das Prinzip der Oeffentlichkeit maßgebend 
sein und daß für jedes in den amtlichen Kurszettel aufzunehmende 
Papier ein Prospekt veröffentlicht werden müsse. Hieraus haben 
sich im Jahre 1888 die sogenannten leitenden Grundsätze ent- 
wickelt, die Kaempf trotz starken Widerspruches zur Durchführung 
brachte und die noch heute die Grundlage für die Tätigkeit der 
Zulassungsstelle bilden, nachdem das Prinzip des Prospekt: 
zwanges 1896 in das Börsengesetz aufgenommen worden war. 
Die unheilvollen Wirkungen der anderen Bestimmungen dieses 
Gesetzes hat er mit Sicherheit vorausgesagt. Ihre Ausmerzung 
oder Milderung ist zum großen Teil sein Werk, und wenn heute, 
wie er einmal selbst gesagt hat, die alten Vorurteile gegen die 
Börse im Schwinden sind, und eine richtige Beurteilung der Be- 
deutung der Börse Platz gegriffen hat, so ist dies zum großen 
Teil seiner aufklärenden Tätigkeit zu danken. 

. Auf dem Gebiete der allgemeinen Politik hat ihn derselbe 
Grundsatz der Freiheit des Individuums zu dem entschiedenen 
Liberalismus geführt. Zu ihm leiteten ihn auch die ersten Ein- 
drücke seiner Jugend, die Erinnerungen an seinen Vater und an 
seinen Onkel Berends. In ihm wurde er bestärkt durch den 
Umgang mit den oben genannten Männern, dann vor allem mit 
Eugen Richter, dessen Bekanntschaft er ebenfalls schon in den 
sechziger Jahren machte, und mit dem er bis zu Richters Tode 
in engen Beziehungen geblieben ist. 

Es wird oft über die angebliche Ohnmacht und Unfrucht- 
barkeit des wirtschaftlichen Liberalismus gespottet. Er wird als 
überlebt hingestellt, und seine Anhänger werden als Doktrinäre, 
als Männer der blassen Theorie bezeichnet. Vor uns liegt das 
Leben eines Mannes, der seine Anschauungen nicht aus der 
Theorie, sondern aus dem lebendigen Quell eines arbeitsreichen 
Lebens geschöpft hat, der eine Fülle sehöpferischer Arbeit geleistet 
hat. Als Jüngling hat Kaempf est einst als sein Ideal bezeichnet, 
sich die volle Selbständigkeit zu erringen. Er hat sich als Mann 
diese Selbständigkeit erkämpft, und es ist das beste Lob, das man ihm 
spenden kann, wenn man sagt, daß das Ziel seiner öffentlichen 
Tätigkeit gewesen ist, das Gefühl dieser Selbständigkeit im Volke, 
vornehmlich im Kaufmannsstande, zu wecken und zu stärken. 
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1. Abschnitt. 


Allgemeine Politik. 


Kaempf, Reden und Aufsätze. 





Wahlrecht und Armenunterstützung. 


Vorbemerkung. 


Das „Wahlgesetz für den Reichstag“ vom 31. Mai 1869 
'schließt in $3 Abs. 3 von der Berechtigung zum Wählen 
aus: „Personen, welche eine Armenunterstützung aus 
öffentlichen oder Gemeindemitteln beziehen oder im 
letzten der Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben“. 
Aehnliche reichsgesetzliche Bestimmungen enthalten $ 33 
No. 3 und $ 85 des Gerichtsverfassungsgesetzes für die 
Berufung zum Amte eines Schöffen und Geschworenen, 
& 10 des Gesetzes betreffend die Untersuchung von See- 
unfällen vom 27. Juli 1877 für die Befähigung zum Amte 
eines Beisitzers des Seeamtes, $ 11 Abs. 1 des Gewerbe» 
gerichtsgesetzes vom 29. September 1901 für die Berufung 
zum Mitglied eines Gewerbegerichts und $ 10 Abs. 2 
des Gesetzes betreffend die Kaufmannsgerichte vom 
6. Juli 1904 für die Berufung zum Mitglied eines 
Kaufmannsgerichtes. In den meisten Bundesstaaten sind 
analoge Einschränkungen des Wahlrechtes zu den Land- 
tagen und damit auch zu den Gemeindevertretungen in 
den Wahlgesetzen oder Wahlverordnungen ausgesprochen. 
Für Preußen bestimmt & 8 der Verordnung über die 
Ausführung der Wahl der Abgeordneten zur zweiten 
Kammer vom 30. Mai 1849: „Jeder selbständige Preuße, 


WEICHEer,  . 2. ‚ ist stimmberechtigter Urwähler, sofern 
er nicht aus öffentlichen Mitteln Armenunterstützung 
erhält“. 


Eine Festlegung dessen, was als Armenunterstützung 
anzusehen sei, ist in den erwähnten Gesetzen nicht vor- 
handen. Bei ihrer Anwendung mußten daher alle 
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Leistungen in Betracht gezogen werden, die von den 
berufenen Organen der öffentlichen Armenpflege nach 
den maßgebenden Vorschriften in Erfüllung der ge- 
setzlichen Unterstützungspflicht Hilfsbedürftigen unmittel- 
bar oder mittelbar, d. h. ihren Angehörigen, gewährt 
sind. Wie sich aus zwei Umfragen der Stadt Frank- 
furt a. M. und des „Deutschen Vereins für Armenpflege 
und Wohltätigkeit‘“ in den Jahren 1888 bezw. 1892 er- 
gibt, ist in der Praxis diese strenge Auslegung nicht von 
allen Gemeinden, denen die Aufstellung der Wählerlisten 
obliegt, zur Anwendung gebracht worden. Einzelne 
Gemeinden halfen sich teils durch Deklaration dessen, 
was sie als Armenunterstützung im Sinne der Wahl: 
bestimmungen ansehen, teils durch Bereitstellung von 
Fonds, deren Inanspruchnahme nicht den Charakter einer 
Armenunterstützung haben sollte. 

Im Reichstag wurde mehrfach eine Milderung dieser 
Härten durch Reichsgesetz gefordert. Ein Initiativantrag 
Kaempf und Genossen vom 28. November 1905 — Nr. 50 
der Drucksachen 11. Legislaturperiode II. Session 1905/6 — 
der infolge eines ebenfalls von Kaempf auf dem Partei: 
tage der Freisinnigen Volkspartei in Wiesbaden im Jahre 
1905 gefaßten Beschlusses gestellt worden war, blieb zu= 
nächst unerledigt. Dagegen wurde ein ähnlicher Antrag 
der Fortschrittlichen Volkspartei vom 26. Februar 1907 — 
Nr. 134 der Drucksachen 12. Legislaturperiode I. Session 
1907 — am 1. Mai 1907 im Plenum besprochen und an- 
genommen. Er wurde von dem Abgeordneten Kaempf 
begründet (Rede Nr. 1), und es wurde daraufhin von 
dem Staatssekretär des Innern Grafen von Posadowsky:> 
Wehner eine Prüfung der vorgebrachten Beschwerden 
zugesagt. Die Folge hiervon war der am 30. Oktober 
1908 vorgelegte 

„Entwurf eines Gesetzes betreffend die Einwirkung 
von Armenunterstützung auf öffentliche Rechte“. 

Bei der ersten Lesung in der 183. Sitzung am 13. Januar 
1909 war Fraktionsredner der Fortschrittlichen Volkspartei 
wiederum der Abgeordnete Kaempf (Rede Nr. 2), der 
auch den Vorsitz in der XXIII. Kommission führte, 
welcher der Entwurf überwiesen wurde. In der von der 


Kommission festgestellten Form wurde das Gesetz am 

17. bzw. 24. Februar 1909 von dem Plenum genehmigt und 

am 15. März 1909 vom Kaiser unterzeichnet. Es bestimmt: 
„Soweit in Reichsgesetzen der Verlust öffentlicher 
Rechte von dem Bezug einer Armenunterstützung ab- 
hängig gemacht wird, sind als Armenunterstützung 
nicht anzusehen: 


1. die Krankenunterstützung; 


2. die einem Angehörigen wegen körperlicher oder 
geistiger Gebrechen gewährte Anstaltspflege; 


3. Unterstützungen zum Zwecke der Jugendfürsorge, 
der Erziehung oder der Ausbildung für einen 
Beruf; 


4. sonstige Unterstützungen, wenn sie nur in der 
Form vereinzelter Leistungen zur Hebung einer 
augenblicklichen Notlage gewährt sind; 


5. Unterstützungen, die erstattet sind.“ 


Einem Antrage Kaempf entsprechend hatte die 
Kommission eine Resolution vorgeschlagen, in welcher 
der Reichskanzler ersucht wurde, dahin zu wirken, daß 
die Grundsätze, die für die Einwirkung von Armen: 
unterstützung auf die öffentlichen Rechte für die Reichs- 
gesetzgebung eingeführt werden sollen, auch in den 
einzelnen Bundesstaaten zur Geltung gelangen. Diese 
Resolution wurde ebenfalls von dem Reichstage an: 
genommen. Bisher haben Bayern, Sachsen und eine 
Anzahl der kleineren Bundesstaaten ihr durch dem Reichs» 
gesetz nachgebildete Gesetze entsprochen. In Preußen 
wurde die Regierung durch eine von der Gemeinde- 
kommission des Abgeordnetenhauses vorgeschlagene und 
von dem Abgeordnetenhause am 23. Juni 1909 an- 
genommene Resolution zur Einbringung eines ent- 
sprechenden Gesetzes aufgefordert; sie hat diesem Ver- 
langen bisher nicht entsprochen. Die Magistrate einzelner 
Städte, so z. B. Schönebergs bei Berlin, haben daher 
durch Aufstellung von Leitsätzen Abhilfe zu schaffen 
gesucht, in welchen diejenigen Armenunterstützungen 
aufgeführt werden, die allein den Verlust des Wahlrechts 
zur Folge haben sollen. 


In der Berliner Stadtverordnetenversammlung war 
wiederholt eine mildere Praxis bei Aufstellung der 
Wählerlisten verlangt worden. Der Magistrat hatte dem 
aber als nicht zulässig widersprochen und war in seiner 
Auffassung auch durch ein Urteil des preußischen Ober: 
verwaltungsgerichtes vom 18. Mai 1900 unterstützt worden. 
Ein Antrag der Fraktion der alten Linken der Stadt- 
verordnetenversammlung (Nr. 807 der Vorlagen von 1905) 
ging dahin, den Magistrat zu ersuchen, bei den Reichs- und 
Landesbehörden wegen einer Abänderung der bezüglichen 
Vorschriften vorstellig zu werden und auch den Städte- 
tag zu bitten, in demselben Sinne tätig zu sein. Dieser 
Antrag wurde am 28. September 1905 von dem Stadt 
verordneten Kaempf begründet (Rede Nr. 3) und nach 
längerer Debatte angenommen. 

Literatur: Schriften des Deutschen Vereins für Armenpflege 
und Wohltätigkeit 1896 Heft 26 und 27. — Armenunter- 
stützung und Wahlrecht, Leitartikel der Frankfurter Zeitung 
vom 2. September 1903. — Jebens, Armenunterstützung 
als politische capitis deminutio, PreußischesVerwaltungsblatt 
vom 8. Juli 1905. — Stier-Somlo in der Deutschen 
Juristenzeitung 1908 Nr. 24. — Kommunale Praxis vom 
ll. Januar 1908. — Löwenstein, Krankenunterstützung 
und Reichstagswahlrecht in der Praxis, Preußisches Ver: 
waltungsblatt 1908. 


Rede im Reichstag am 1. Mai 1907. 
(N2315 


Meine Herren, der Art. 3 des Reichstagswahlrechts 
vom 31. Mai 1869 enthält die Bestimmung, daß des Wahl- 
rechts alle diejenigen verlustig gehen, die aus öffentlichen 
oder Gemeindemitteln eine Armenunterstützung beziehen 
oder im letzten der Wahl voraufgegangenen Jahre bezogen 
haben. Aehnliche Bestimmungen befinden sich in den 
Gesetzen über das Wahlrecht in den Bundesstaaten und 
deren Gemeinden, und analog findet diese Bestimmung 
Anwendung auch auf den Verlust des Rechts, zum Amt 
eines Schöffen oder Geschworenen, zum Amt eines Mit- 
gliedes des Gewerbe- oder Kaufmannsgerichts berufen zu 
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werden. Als einzige Begründung für diese gesetzliche 
Bestimmung findet sich in der Literatur und in dem Material 
über die Entstehungsgeschichte der betreffenden Gesetzes- 
‚paragraphen_ nur der eine Satz, daß derjenige, der sich 
genötigt sieht, öffentliche Mittel in Anspruch zu nehmen, 
so unselbständig und so abhängig sei, daß nicht angenommen 
werden könne, er werde sein Wahlrecht oder jene anderen 
Rechte selbständig und unbeeinflußt ausüben. 


Ich gehe auf eine Kritik dieser Begründung nicht ein; 
aber es muß festgestellt werden, daß nirgends im Gesetz 
sich eine Bestimmung darüber befindet, was denn eigentlich 
eine Armenunterstützung ist, und daß nirgends im Gesetz 
gesagt wird, worin eine Armenunterstützung bestehen muß, 
wenn sie den Verlust des Wahlrechts nach sich ziehen soll. 
Die Interpretation hat in dieser Beziehung ersetzen müssen, 
was das Gesetz als Lücke gelassen hat. Eine solche Inter- 
pretation ist nun enthalten in dem Berichte der Wahl- 
prüfungskommission des Reichstags vom 4. Mai 1898, in 
dem folgendes ausgeführt ist: 


Als Armenunterstützung sei nicht anzusehen: 


l. Gewährung des Armenrechts in einem Prozeß, 

2. Aufnahme von Kindern in eine Freischule, 

5. die Verabfolgung von Schulbüchern und von 
Weihnachtsgeschenken an Kinder, endlich die 
Unterstützung aus Stiftungsmitteln. 


Wenn hiernach eine Reihe von Punkten aus der Dis- 
kussion ausgeschieden sind, so sind andere Punkte im 
Mittelpunkt des Streits geblieben. Hierher gehört die Frage, 
ob Armenunterstützungen, welche in Form von freien Lehr- 
und Lernmitteln gegeben werden, den Verlust des Wahl- 
rechts nach sich ziehen; denn die Interpretation der Kom- 
mission des Reichstags bezieht sich nur auf Schulbücher. 
Hierzu gehört ferner die Frage, welchen Einfluß die Ge- 
währung freier ärztlicher Behandlung, die Verabreichung 
freier Arzneimittel und anderer Heilmittel nach sich zieht, 
und namentlich gehört hierher die Frage, ob eine Armen- 
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unterstützung, die in Form von Krankenhausbehandlung 
gewährt wird, als eine Armenunterstützung im Sinne des 
Reichstagswahlgesetzes anzusehen ist, so daß sie den Verlust 
des Wahlrechts nach sich zieht. 

Mit Bezug auf den letzteren Punkt ist nun leider die 
Rechtsfrage in dem Sinne entschieden worden, daß der 
Verlust des Wahlrechts in diesem Falle eintritt, und zwar 
ist dies geschehen durch ein preußisches Oberverwaltungs- 
erkenntnis vom 18. Mai 1900. Dieses Erkenntnis ist aller- 
dings in einer Frage ergangen, die nicht das Reichstags- 
wahlrecht anging, sondern .das Kommunalwahlrecht in Berlin; 
aber da die Städteordnung Preußens vom Jahre 1853 genau 
dieselben Bestimmungen enthält wie das Reichstagswahlrecht, 
so hat dieses Erkenntnis des preußischen Oberverwaltungs- 
gerichts die ernstesten Bedenken hervorgerufen auch mit 
Bezug auf die Folgen, die daraus für das Reichstagswahlrecht 
entstehen können. 

Bevor dieses Erkenntnis ergangen war, hatte die Stadt- 
gemeinde Berlin alle Versuche gemacht, um einen Weg zu 
finden, der von dem Wortlaut des Gesetzes nicht erfaßt 
werden könnte. Man hatte versucht die Unterstützung als 
einen Kredit, als einen Vorschuß, als ein Darlehn zu be- 
zeichnen; man hatte sie als eine vorübergehende bezeichnet 
und behauptet, eine vorübergehende Krankenhausbehandlung 
habe mit der eigentlichen Armenunterstützung gar nichts zu 
tun. Man hatte behauptet, daß die betreffenden Personen 
gar nicht den Willen und das Bewußtsein gehabt hätten, 
eine Armenunterstützung zu empfangen, wenn sie die freie 
Krankenhausbehandlung annehmen. Alle diese Versuche, 
um die Sache herumzukommen, und alle diese Bemühungen, 
die gesetzlichen Bestimmungen zu mildern, sind aber ge- 
scheitert an den kurzen und bündigen Erklärungen des 
preußischen Oberverwaltungsgerichts in dem von mir er- 
wähnten Erkenntnis, und das Oberverwaltungsgericht hat 
hinzugefügt, daß der Umstand, daß die Unterstützten nicht 
selbst, sondern ihre Angehörigen in den Krankenhäusern 
verpflegt seien, in rechtlicher Beziehung nichts ändere, da es 
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rechtlich anerkannt sei, daß Arme auch in der Person ihrer 
Angehörigen unterstützt werden könnten. 

Meine Herren, das ist vollständig richtig, und ich 
kritisiere auch das preußische Oberverwaltungsgericht be- 
züglich des Erkenntnisses vom 18. Mai 1900 durchaus nicht. 
Ich kritisiere aber — und ich glaube, Sie alle werden das 
mit mir tun — die gesetzlichen Bestimmungen, und wir 
fordern deshalb die Aenderung des Gesetzes. 

Diese gesetzlichen Bestimmungen sind meiner Ansicht 
nach nicht in Einklang zu bringen mit dem Rechtsbewußtsein 
und sind auch nicht in Einklang zu bringen mit den prak- 
tischen Forderungen des Lebens. Es ist nicht angängig, daß 
durch gesetzliche Bestimmungen ein Staatsbürger vor den 
Gewissenskonflikt gestellt wird, ob er sein höchstes politisches 
Recht aufgeben oder Schaden an seiner oder seiner An- 
gehörigen Gesundheit leiden oder für die Wiederherstellung 
seiner oder seiner Angehörigen Gesundheit nicht die richtigen 
Wege einschlagen will. Tatsache aber ist, daß gerade durch die 
Furcht vor dem Verluste des Wahlrechts zahlreiche Fälle 
eintreten, in denen von einer Krankenhausbehandlung, selbst 
wenn sie notwendig und angebracht ist, von den betreffenden 
Personen abgesehen wird. Das ist nicht nur verwerflich 
vom Standpunkt der staatsbürgerlichen Rechte aus, sondern 
das ist auch zu verurteilen vom Standpunkt der Mensch- 
lichkeit und, wie ich hinzufüge, namentlich auch vom 
Standpunkt der öffentlichen Gesundheitspflege aus. 

Nun wenden die Gemeinden anerkennenswerterweise 
alle Mittel an, die sie nur ausfindig machen können, um 
die Schäden, die durch das Gesetz herbeigeführt werden, 
zu mildern. Es werden für die Bezahlung der Kurkosten 
weitgehende Erleichterungen gewährt; es werden darüber 
Vergleiche geschlossen; ja einzelne Gemeinden setzen sich 
über das ganze Gesetz und über die Rechtsprechung kurzer: 
hand hinweg, indem sie erklären, Krankenhauspflege sei 
überhaupt keine Armenunterstützung. 

Aber die Unmöglichkeit, die bestehenden gesetzlichen 
Bestimmungen aufrechtzuerhalten, ist so eklatant, daß es 
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Pflicht der gesetzgebenden Faktoren ist, hier einen ent- 
scheidenden Schritt zu tun. Dies um so mehr, als die 
Unmöglichkeit, den jetzigen Zustand aufrechtzuerhalten, 
von der Regierung selbst anerkannt wird. Ich habe vor mir 
den Wortlaut eines Erlasses des Herrn Reichskanzlers vom 
5. April 1904, gerichtet an den preußischen Kriegsminister 
und den preußischen Minister des Innern. In diesem Erlaß 
wird folgendes ausgeführt: 


In dem Kampfe gegen die Tuberkulose spiele 
die Heilstättenbehandlung der Lungenkranken eine 
wichtige Rolle. Die Unterbringung von Lungen- 
kranken in eine Heilstätte gehöre mit zu den Pflichten 
der öffentlichen Armenpflege, und somit könne die 
Erstattung der hierfür aufgewandten Kosten von den 
endgültig verpflichteten Armenverbänden verlangt 
werden, wenn eine solche Unterbringung nach ärzt- 
lichem Gutachten das einzige einen wesentlichen 
Heilerfolg versprechende Mittel sei. Trotzdem 
scheitere die Verbringung in eine Heilstätte an dem 
Umstande, daß der Kranke es vermeiden wolle, die 
öffentliche Armenpflege in Anspruch zu nehmen, da 
der Bezug von Armenunterstützung den Verlust des 
Wahlrechts zur Folge habe. 


Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen, hätten sich — 
so führt der Herr Reichskanzler aus — 

neuerdings verschiedene Stadtgemeinden entschlossen, 
für die Unterbringung bedürftiger Lungenkranker in 
möglichst weitgehendem Maße Stiftungsgelder ver- 
fügbar zu machen. Wo das nicht möglich sei, würde 
es von großem Werte sein, wenn seitens der Ge- 
meinden besondere Fonds flüssig gemacht werden 
möchten, deren Verwendung nicht die Merkmale 
einer Armenunterstützung an sich trügen. 


Diese Bestrebungen des Herrn Reichskanzlers sind durch- 
aus anerkennenswert, aber sie decken sich meiner Ansicht nach 
nicht mit den staatsrechtlichen Verhältnissen. Es kann un- 
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möglich verlangt werden, daß die Gemeinden Mittel flüssig 
machen sollen, um fehlerhafte Gesetze zu korrigieren. Es 
müssen die fehlerhaften Gesetze vielmehr von den gesetz: 
gebenden Faktoren korrigiert werden. 

Ebenso unhaltbar ist die weitere Bestimmung im 
Reichstagswahlgesetz vom 31. Mai 1869, daß das Wahlrecht 
verloren geht, wenn die Armenunterstützung innerhalb eines 
Jahres, das heißt innerhalb 12 Monaten, vor der Wahl statt- 
gefunden hat. Diese „allgemeine“ Bestimmung involviert 
nämlich auch den Zustand, daß, wenn 12 Monate vor der 
Wahl eine Armenunterstützung stattgefunden, und wenn die 
entstandenen Kosten innerhalb der 12 Monate zurückgezahlt 
sind, dennoch in der bevorstehenden Wahl die betreffende 
Person ihres Wahlrechts verlustig geht. 

Meine Herren, die Mißstände, die ich Ihnen kurz vor: 
geführt habe, sind so stark und anerkannt, daß sie dringend 
einer Abhilfe bedürfen, und ich glaube, die heutige An- 
regung, die durch die von meinen Freunden eingebrachte 
Resolution gegeben ist, wird genügen, um einen Zustand 
zu beseitigen, der nicht nur im Widerspruch steht mit den 
Forderungen des praktischen Lebens, sondern der auch direkt 
verstößt gegen das allgemeine Rechtsbewußtsein. 


Rede im Reichstag am 13. Januar 1909. 
(Nr. 2.) 


Meine Herren, der Gesetzentwurf, der uns vorliegt, und 
seine Begründung schliessen sich im grossen und ganzen den 
Gesichtspunkten an, die im März 1907 bei der Beratung der 
Resolution Ablaß und Genossen von beinahe dem ganzen 
Hause zum Ausdruck gebracht worden sind. Ich habe nicht 


nötig, auf die Einzelheiten der Materie näher einzugehen, 
nachdem dies in jenen Beratungen ım Jahre 1907 ri auch 
eute wieder so ausführlich geschehen ist. 
Wir sind alle darüber klar, daß es mit dem Rechts- 
bewußtsein nicht im Einklang steht, und daß esvom politischen, 
sozialen und menschlichen Standpunkt aus nicht gerecht- 
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fertigt werden kann, wenn der Verlust wichtiger politischer 
Rechte wie des Wahlrechts dadurch herbeigeführt wird, daß 
Armenunterstützungen in Form von freier Krankenhaus- 
behandlung, freier ärztlicher Behandlung, unentgeltlicher Her- 
gabe von Lehrmitteln usw. gewährt werden. Wenn wir nach 
der Erklärung, die der Herr Staatssekretär des Innern im 
Anfang des Jahres 1908 hier abgegeben hat, noch darüber 
zweifelhaft sein konnten, ob sich die Verbündeten Regierungen 
entschließen würden, uns einen den Wünschen des Reichs: 
tags entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen, so ist dieser 
Zweifel durch die jetzige Vorlage und durch ihre Begründung 
glücklicherweise beseitigt worden. Ja, in einem Punkte geht 
sogar der uns vorgelegte Gesetzentwurf noch über das hin- 
aus, was in der Resolution Ablaß und Genossen gefordert 
worden war, und wir begrüßen dieses Hinausgehen über 
unsere Forderungen mit besonderer Genugtuung. Worauf 
sich das bezieht, ist von den Herren Vorrednern ebenfalls 
bereits ausführlich behandelt worden. 

Mit vollem Recht stellt sich die Begründung auf den 
Standpunkt, daß eine Armenunterstützung, die nur zur 
Hebung eines vorübergehenden Notstandes, eine Armen- 
unterstützung, die noch dazu etwa in einem einzelnen Falle 
gemacht wird, nicht dazu geeignet ist, auf den Verlust des 
Wahlrechts und anderer politischen Rechte einzuwirken, und 
wir freuen uns, daß sich die Verbündeten Regierungen ent- 
schlossen haben, diesen Punkt so weit auszudehnen, wie dies 
im Gesetzentwurf und seiner Begründung geschehen ist. 

Wenn ich sonach anerkenne, daß die Forderungen 
meiner politischen Freunde, die sie in der im März 1907 
hier verhandelten Resolution gestellt haben, nicht nur erfüllt, 
sondern noch übertroffen worden sind, so muß ich auf der 
anderen Seite bemerken, daß die Materie in einem Punkte 
durch die Bestimmungen des Gesetzentwurfs, wie er uns 
vorgelegt worden ist, nicht vollständig erledigt wird. Wir 
hatten in der Resolution Ablaß und Genossen von den 
Gesetzen gesprochen, die geändert werden müßten, wenn 
eine vollständige Gerechtigkeit bezüglich der Armenunter- 
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stützung hergestellt werden sollte. Diese Gesetze, meine 
Herren, haben wir aber nicht nur auf die Rechtsverhältnisse 
im Reich bezogen, sondern auch auf die Rechtsverhältnisse 
in den einzelnen Bundesstaaten und in den Landesgesetz- 
gebungen, und ich bin der Meinung, daß es richtig gewesen 
wäre, wenn sich die Verbündeten Regierungen in der Be- 
gründung zu dem Gesetzentwurf nicht auf die kurze Bemerkung 
beschränkt hätten, daß es den Landesregierungen überlassen 
bleiben müsse, in ihren Gesetzgebungen sich selbst nun den 
Reichsgesetzen anzupassen, sondern ich würde es für richtiger 
gehalten haben, wenn in der Begründung selbst sofort zum 
Ausdruck gekommen wäre, daß die Verbündeten Regierungen 
bereit sind, eine derartige Uebereinstimmung der Landes- 
gesetzgebung mit dem künftigen Reichsgesetz herbeizuführen. 

Dies ist nicht geschehen. Ich muß sogar beinahe be- 
fürchten, daß aus der Farblosigkeit des betreffenden Passus 
in der Begründung zu schließen ist, daß nicht auf allen 
Seiten bei den Verbündeten Regierungen die Notwendigkeit 
erkannt ist, eine derartige Uebereinstimmung zwischen Reichs- 
und Landesgesetzgebung herbeizuführen. Wenn aber dies 
nicht der Fall sein sollte, dann, glaube ich, hat der Reichs- 
tag alle Veranlassung, auszusprechen, daß er es für not- 
wendig hält, die Ordnung der Verhältnisse in der Reichs- 
gesetzgebung, wie sie durch die Gesetzesvorlage herbei- 
geführt werden soll, auch auf alle Bestimmungen in den 
Landesgesetzgebungen zu übertragen, also auch die Be- 
stimmungen für die Wahlen zu den Landtagen und für die 
Wahlen zu den kommunalen Körperschaften. 

In welcher Weise diese herbeigeführt werden kann, dar- 
über könnte man zweifelhaft sein. Es wäre ein Weg der, daß 
in dem jetzt vorliegenden Gesetzentwurf eine Bestimmung 
Aufnahme fände, dahingehend, daß alle entgegenstehenden 
Bestimmungen der Landesgesetzgebungen durch das neue 
Reichsgesetz aufgehoben werden. Ich kann mich aber nicht 
dazu entschließen, in der zweiten Lesung einen solchen 
Antrag zu stellen, weil sich die Verhältnisse nicht so genau 
übersehen lassen, als daß man eine so tief einschneidende 
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Maßregel sofort vornehmen könnte. Dagegen bin ich der Mei- 
nung, daß wir alleVeranlassung haben, den Herrn Reichskanzler 
zu ersuchen, dahin zu wirken, daß die Grundsätze, die in der 
neuen Gesetzesvorlage zum Ausdruck kommen, auch in sämt- 
lichen Landesgesetzgebungen zum Ausdruck gebracht werden. 
Meine Herren, als ich in die heutige Reichstagssitzun 
kam, war ich der Meinung, daß die Verhältnisse so klar 
lägen, daß es nicht nötig sei, eine Kommissionsberatung über 


diesen Gesetzentwurf herbeizuführen, und ich stehe auch in 
Siesem Augenblick noch auf Se Bine Sanpunkt k noch auf dem gleichen Standpunkt. Ich 
würde wünschen, daß es möglich ware, das Gesetz in erster 
und auch in zweiter Lesung sofort zu erledigen, ohne eine 
Kommissionsberatung herbeizuführen. Angesichts des Um- 
standes indessen, daß von großen Parteien dieses Hauses der 
Wunsch ausgesprochen worden ist, in eine Kommissions- 
beratung einzutreten, glaube ich, meine eigene Anschauung 
zurückstellen zu sollen, und ich würde nichts dagegen ein- 
zuwenden haben, wenn der Gesetzentwurf einer Kommissions- 
beratung unterworfen wird. Ich gebe mich der Hoffnung 
hin, daß durch diese Kommissionsberatung keine wesentliche 
Verzögerung in der Erledigung der Angelegenheit herbei- 
geführt wird; denn ich würde es bedauern, wenn wir das, 
was wir jetzt in Uebereinstimmung mit den Verbündeten 
Regierungen erreichen können, etwa wieder in Frage stellen 
durch irgend welche Zwischenfälle, die in einer Kommissions- 
beratung eintreten können und die vielleicht dahin führen, 
daß aus der ganzen Sache, die wir mit so großem Ernst ver- 
folgt haben, auch in dieser Reichstagssession nichts wird. 

Ich würde dies außerordentlich bedauern, und ich 
werde, wenn wir in der Kommission zu den Beratungen 
kommen, auch meinerseits dahin zu wirken suchen, daß aus 
der Kommission der Gesetzentwurf so herauskommt, daß er 
in kurzer Zeit hier im Plenum erledigt werden kann als Er- 
füllung der Wünsche, und sogar darüber hinaus, der 
Wünsche, die vom Reichstag selbst durch die Annahme der 
Resolution Ablaß und Genossen vor einem Jahre zum Aus- 
druck gebracht worden sind. 
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Rede in der Berliner Stadtverordnetenversammlung 
am 28. September 1905. 


(Nr. 3.) 


Meine Herren, zu wiederholten Malen ist in dieser 
Versammlung die Frage erörtert worden, in welchem Um- 
fange die in Form einer Krankenhausbehandlung gewährte 
‘ Armenunterstützung auf den Verlust des Wahlrechtes von 
Einfluß sein sollte. Seit zwei Jahrzehnten hat die Stadt- 
verordnetenversammlung nicht aufgehört, sich dahin aus 
zusprechen, daß es unbillig und andererseits vom allgemein 
gesundheitlichen Standpunkte aus schädlich sei, wenn die- 
jenigen Personen, die einer Krankenhausbehandlung bedürfen, 
sich veranlaßt sehen, nicht in die Krankenhäuser zu gehen, 
nur um ihr Wahlrecht aufrecht zu erhalten. Es kann keinem 
Zweifel unterliegen, daß dies, vom Standpunkte des einzelnen 
wie der Allgemeinheit aus betrachtet, ein Zustand ist, der 
so lange gar nicht hätte ertragen werden sollen, wie er er- 
tragen worden ist. 


Der Magistrat hat nicht eine der Sache nach ab- 
lehnende Haltung eingenommen, aber geglaubt, sich auf den 
Wortlaut der Gesetze stützen zu müssen, wenn er sich 
gegen die Auffassung der Stadtverordnetenversammlung aus- 
gesprochen hat. Trotz dieser Anschauung des Magistrats 
haben die Stadtverordneten darauf gedrungen, daß in die 
Wählerlisten diejenigen Personen aufgenommen werden, die 
eine Armenunterstützung in Form von Krankenhaus- 
behandlung erhalten. Sie haben gegen den Magistrat Pro- 
zesse durch alle Instanzen geführt, sind aber schließlich 
durch ein Erkenntnis des Oberverwaltungsgerichts vom 
18. Mai 1900 endgültig abgewiesen worden. Dieses Er- 
kenntnis geht in seinen Ausführungen zuungunsten der 
Stadtverordnetenversammlung so weit wie nur denkbar. 
Bevor das Erkenntnis ergangen war, ist in dieser Vers 
sammlung ein Antrag eingebracht worden, dahingehend, daß 
der Magistrat Vorkehrungen treffen möge, durch welche die 
Folgen, welche bezüglich des Wahlrechts an den Empfang 
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einer Armenunterstützung durch Krankenhausbehandlung 
geknüpft sind, beseitigt würden. Der Magistrat hat sich 
eingehend mit dieser Sache beschäftigt, die Armendirektion 
hat eine ganze Reihe von Sitzungen gehalten, ist aber ebenso 
wie der Magistrat zu der Ansicht gekommen, daß es nicht 
möglich sei angesichts der Lage der Gesetzgebung, Mittel 
zu finden, durch welche dem Wunsche der Stadtverordneten- 
versammlung genügt werden könnte. 

Im Januar 1902 ist die Frage abermals in dieser Ver- 
sammlung zur Besprechung gekommen durch einen Antrag 
der Kollegen Augustin und Genossen, des Inhalts, es möchte 
ganz allgemein allen — mögen sie bezahlen können oder 
nicht — die freie Aufnahme in ein Krankenhaus behufs 
Behandlung gewährt werden. Der negative Bescheid des 
Magistrats auf den Antrag, den ich vorhin angeführt habe, 
und der Antrag der Kollegen Augustin und Genossen wurde 
einem Ausschuß überwiesen, der an das Plenum der Stadt- 
verordnetenversammlung folgenden Antrag zur Beschluß- 
fassung gerichtet hat: 1. es sollte, solange noch nicht 
genügende Krankenhäuser vorhanden seien, um alle die- 
jenigen, die sich zur Aufnahme in Krankenhäuser melden 
würden, auch im Krankenhause zu behandeln, eine Praxis 
dahin geübt werden, daß generell für einen Monat im voraus 
die Kosten der Krankenhausbehandlung bezahlt werden 
könnten, und daß diejenigen, welche das nicht täten, nicht 
als Armenunterstützte zu betrachten seien, sondern daß die 
Krankenhausverwaltung mit ihnen zu verhandeln habe, in 
welcher Weise etwa die nichtbezahlten Beträge gestundet 
oder sonst im Wege des Vergleiches erlassen werden könnten; 
2. sobald genügende Krankenhäuser in Berlin vorhanden 
sein würden, alsdann sollte allen denjenigen, die einer 
Krankenhausbehandlung bedürfen, diese Krankenhaus- 
behandlung unentgeltlich gewährt werden. 

Obwohl der Ausschuß diese Anträge gestellt hatte, 
sind sie im Plenum am 16. Januar 1902 abgelehnt worden. 
Der zweite Antrag deswegen, weil er unabsehbare Kosten 
der Stadtgemeinde aufzuerlegen schien, und der erste Antrag 


16 


deswegen, weil angesichts der Lage der Gesetzgebung auch 
die Form, die durch diesen Antrag befürwortet wurde, gegen 
das Gesetz zu verstoßen schien. 

Meine Herren, in der Tat liegt die Gesetzgebung so, 
daß wenig Aussicht vorhanden ist, auf dem Wege der 
Interpretation um das Gesetz herumzukommen. Typisch 
für die Gesetzgebung ist Artikel 3 des Reichstagswahlgesetzes 
vom Mai 1869, der kurz und bündig sagt: des Wahlrechtes 
verlustig gehen alle diejenigen, die aus öffentlichen oder 
Gemeindemitteln eine Armenunterstützung erhalten —, und 
wenngleich nirgends im Gesetze, weder in diesem noch in 
einem anderen, gesagt ist, was denn eigentlich eine Armen- 
unterstützung ist, hat doch das Oberverwaltungsgericht diesem 
Satz eine bis aufs äußerste weitgehende Auslegung gegeben 
und meiner Ansicht nach die Möglichkeit abgeschlossen, die 
Gesetze so zu interpretieren, daß wir zu unserem Ziele 
gelangen könnten. 

Es drängt daher alles darauf hin, sich nicht auf Inter- 
pretationen einzulassen, sondern zu verlangen, daß eine Ab» 
änderung der Gesetze stattfindet. Darauf ist auch schon 
wiederholt in früheren Zeiten hingewiesen worden. Ich 
darf erinnern an die Schriften des Deutschen Vereins für 
Wohltätigkeit und Armenpflege, in denen schon im Jahre 
1896 die Verhältnisse klargelegt und der Wunsch aus- 
gesprochen worden ist, es möchten gesetzliche Maßnahmen 
dem jetzigen Zustande ein Ende machen. Ganz neuerdings 
ist in dem Preußischen Verwaltungsblatt in einem Aufsatz 
des Oberverwaltungsgerichtsrates Dr. Jebens die An 
gelegenheit in der klarsten und bündigsten Weise dargestellt 
worden, indem auch letzterer zu dem Schlusse kommt, daß 
nur durch eine gesetzgeberische Maßnahme die Verhältnisse 
so geändert werden können, wie sie den modernen An» 
schauungen entsprechen. Auch hier in der Stadtverordneten- 
versammlung ist namentlich am 16. Januar 1902 ausdrücklich 
betont worden, daß, wenn man die Anträge des damaligen 
Ausschusses ablehnte, man es doch für dringend notwendig 
erachte, daß eine gesetzliche Regelung der Materie stattfände. 
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Wenn man sich nun fragt, weshalb bisher noch kein 
Versuch gemacht worden ist, um diese gesetzliche Regelung 
herbeizuführen, so muß man zu der Annahme kommen, daß 
die Ansicht vorgeherrscht hat, ein Antrag in dieser Be- 
ziehung werde nichts nützen. Ich halte nun zwar diesen 
Standpunkt nicht für gerechtfertigt; ich glaube, daß man, 
wenn man etwas erreichen will, auch auf gesetzgeberischem 
Gebiete einmal damit anfangen muß, und da der Tropfen 
den Stein aushöhlt, so wird es auch möglich sein, durch 
wiederholte Anträge endlich zu dem zu gelangen, was für 
notwendig erachtet wird. 

Es ist aber meiner Ansicht nach gar nicht aussichtslos, 
jetzt zu einem Resultate zu kommen. Es ist, glaube ich, nicht 
genügend bekannt geworden, daß unter dem 5. April 1904 
der Herr Reichskanzler an den preußischen Kultusminister 
und an den Minister des Innern einen Erlaß gerichtet hat, 
in dem ungefähr folgendes ausgeführt ist. 

In dem Kampfe. gegen die Tuberkulose spiele die 
Heilstättenbehandlung der Lungenkranken eine wichtige 
Rolle. Die Anwendung dieses Mittels habe durch eine 
unter dem 19. Oktober 1901 ergangene Entscheidung des 
Bundesamtes für das Heimatwesen eine wesentliche Förderung 
erfahren. In diesem sei ausgesprochen worden, daß die 
Unterbringung in eine Heilstätte dann mit zu den Pflichten 
der öffentlichen Armenpflege gehört, und somit die Erstattung, 
der hierfür aufgewendeten Kosten von dem endgültig ver- 
pflichteten Armenverbande verlangt werden kann, wenn eine 
solche Unterbringung nach ärztlichem Gutachten das einzige, 
einen wesentlichen Heilerfolg versprechende Mittel ist. 
Trotzdem scheitere die Verbringung in eine Heilstätte an 
dem Umstande, daß der Kranke es vermeiden will, die 
öffentliche Armenpflege in Anspruch zu nehmen, da der 
Bezug von Armenunterstützung den Verlust des Wahlrechtes 
zur Folge habe. Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen, 
hätten sich neuerdings verschiedene Stadtgemeinden ent- 
schlossen, für die Unterbringung bedürftiger Lungenkranker 
in möglichst weitgehendem Maße Stiftungsgelder verfügbar 
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zu machen. Wo das nicht möglich sei, würde es von 
großem Werte sein, wenn seitens der Gemeinde besondere 
Fonds flüssig gemacht werden möchten, deren Verwendung 
nicht Merkmale einer Armenunterstützung trüge. 

Dieser Erlaß des Reichskanzlers ist, wie gesagt, ge- 
gangen an den Minister des Innern in Preußen und an den 
preußischen Kultusminister, und diese beiden Minister haben 
infolge dieses Erlasses an die Oberpräsidenten am 10. Mai 1904 
wiederum einen Erlaß gerichtet und sie veranlaßt, bei den 
Gemeinden entsprechende Anregungen zu geben und in 
einem Jahre zu berichten. Ich weiß nun nicht, wie die 
Berichte ausgefallen sind. Aber was mir unzweifelhaft zu 
sein scheint, ist, daß in dem Erlasse des Herrn Reichs- 
kanzlers ein Anerkenntnis dafür liegt, daß wir es mit einer 
fehlerhaften Gesetzgebung zu tun haben. Und wenn dieses 
Anerkenntnis seitens der höchsten Reichsbehörde abgegeben 
ist, dann brauchen wir nicht mehr daran zu verzweifeln, 
daß, wenn von allen Seiten gegen das Gesetz mit dem 
nötigen Ernst und dem nötigen Eifer Sturm gelaufen wird, 
doch schließlich der Erfolg erzielt werden kann, daß das 
Reichstagswahlgesetz und infolgedessen auch die anderen 
Wahlgesetze in der von uns gewünschten Weise geändert 
werden. 

Es erscheint daher an der Zeit, in dieser Beziehung 
einen ersten Schritt zu tun. Ich glaube zu wissen, daß im 
Reichstage und in den verschiedenen Landtagen des Deutschen 
Reiches demnächst Anträge in dieser Beziehung werden 
gestellt werden, falls nicht etwa seitens der Regierung selbst 
entsprechende Gesetzentwürfe zur Vorlage gelangen. Bei 
einer gesetzlichen Regelung der Frage wird es sich allerdings 
nicht nur darum handeln, die Frage der Armenunterstützung 
in Form einer Krankenhausbehandlung mit Bezug auf das 
Wahlrecht zu regeln, sondern es kommen noch andere Rechte 
in Betracht. Hierher gehört das Recht, als Schöffe oder als 
Geschworener zu fungieren; hierher gehört das Recht, zum 
Beisitzer bei den Gewerbegerichten und bei den Kaufmanns- 
gerichten gewählt zu werden. Vor allen Dingen aber kommt 
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für die Gesetzgebung der Umstand in Betracht, daß es ganz 
unbegreiflich erscheint, warum jemand, der eine Armen- 
unterstützung erhalten, sie aber vor der Wahl zurückerstattet 
hat, dennoch von dem Wahlrechte ausgeschlossen sein soll. 
Meine Herren, das öffentliche Rechtsbewußtsein kann sich 
vielleicht damit abfinden, daß eine dauernde Unterbringung 
in ein Siechenhaus, eine dauernde Armenunterstützung in 
barem Gelde den Verlust öffentlicher Rechte zur Folge haben. 
Niemals wird sich aber das öffentliche Rechtsbewußtsein 
damit abfinden, daß einmal gewährte und dann zurückzahlte 
Unterstützungen trotz der Rückzahlung den Verlust des 
Wahlrechts nach sich ziehen sollen, und ebensowenig damit, 
daß eine in Form von Krankenhausbehandlung gewährte 
Armenunterstützung mit so weitgehenden Folgen belegt wird. 

: Der Antrag, den der Herr Kollege Cassel und seine 
Freunde gestellt haben, geht dahin, daß der Magistrat in 
Gemeinschaft mit der Stadtverordnetenversammlung bei den 
zuständigen Behörden dahin vorstellig werde, daß eine 
Aenderung in unserem Sinne erfolge. Ich glaube, daß schon 
dieser Schritt nicht ohne Einfluß sein wird. Aber wesentlich 
unterstützt wird unser Schritt werden, wenn dem Deutschen 
Städtetag, der ja, wie ich voraussetze, demnächst wegen der 
Fleischnot tagen wird, seitens der Stadtgemeinde Berlin eine 
Vorlage gemacht wird, um zu veranlassen, daß sich der 
Städtetag in demselben Sinne ausspricht. Ich hoffe, daß wir 
Frfolg haben und zu einem Ziele gelangen werden, das 
einem Zustande ein Ende macht, der meiner Ansicht nach 
mit den öffentlichen Rechtsanschauungen nicht mehr in 
Finklang zu bringen ist. 
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Gründung des Hansabundes. 


Rede in der Gründungsversammlung am 12. Juni 1909. 
(Nr. 4.) 


Zur Lösung der unerträglich gewordenen Finanznot 
des Reiches unterbreitete der Reichskanzler Fürst Bülow 
im November 1908 dem Reichstage eine Anzahl weit- 
tragender Finanz-und Steuerprojekte. Von dem konservativ: 
liberalen Block, seiner Schöpfung, erhoffte er ihre Er: 
ledigung. Aber bereits bei der ersten Beratung im 
Plenum zeigten sich erhebliche Verschiedenheiten in der 
Grundauffassung über die Gestaltung der Finanzreform 
zwischen beiden Flügeln des Blockes, die sich in den 
Verhandlungen der Kommission mehr und mehr ver: 
tieften. Die Konservativen ließen sich — zuerst bei dem 
Branntweinsteuergesetz — zu dem Zentrum herüber: 
ziehen, und besonders nachdem die Vertreter der liberalen 
Parteien und der Sozialdemokratie ihren Austritt aus der 
Kommission erklärt hatten, setzte die neue Mehrheit eine 
Reihe von Steuervorlagen ins Leben, in welchen Handel 
und Industrie eine unerträgliche und einseitige Belastung 
ihrer Berufsangehörigen und eine ungerechte Schonung 
der Landwirtschaft sahen. Man glaubte in den Vor: 
schlägen der Rumpfkommission ein gefährliches Aufleben 
‚der gewerbefeindlichen Bestrebungen des „Bundes der 
Landwirte“ zu erkennen, und es entstand eine Gegen- 
strömung, wie sie das städtische Bürgertum in dieser 
Stärke bisher kaum erlebt hatte. Getragen von ihr war 
‚ die Versammlung, die am 12. Juni 1909 im Zirkus 
Schumann zu Berlin stattfand. Gegen 6000 erwerbstätige 
Männer aus ganz Deutschland, darunter die Vertreter 
fast aller wichtigen Organisationen der Industrie, des 
Handwerks und des Handels legten Verwahrung ein 
gegen die Steuergrundsätze der neuen Reichstagsmajorität. 
Am Schluß der glänzend verlaufenen Versammlung er: 
folgte auf Vorschlag des Vorsitzenden Rießer als 
‚dauernde Abwehrorganisation die Gründung des Hansa- 
Bundes. — Von den Steuervorlagen der Kommission 
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wurde allerdings nur ein Teil von der neuen Majorität 
des Reichstages genehmigt. Verworfen wurde aber auch 
die Reichserbschaftssteuer, die Fürst Bülow als Ersatz für 
die in der Kommission gefallene Nachlaßsteuer ein: 
gebracht hatte. Fürst Bülow gab am 14. Juli 1909 seine 
Entlassung, und die Zeit des konservativzliberalen Blockes 
war zu Ende. 


Wenn sich am heutigen Tage viele Tausende aus allen 
Zweigen des Handels, der Industrie und des Gewerbes hier 
versammelt haben, so wollen sie dadurch den festen Willen 
bekunden, alle ihre Kräfte einzusetzen, um denjenigen Einfluß 
auf die Gesetzgebung im Deutschen Reiche zu erringen, der 
dem Handel und der Industrie kraft deren Stärke und Be- 
deutung gebührt. 

Wir sind nicht nur im Begriff, ein Handels- und 
Industriestaat zu werden, sondern sind es längst ge- 
worden. Läge dies nicht offensichtlich vor aller Augen zutage, 
die letzte Berufszählung würde es ziffernmäßig erwiesen haben. 

Tatsächlich beruht heute schon die politische und wirt- 
schaftliche Machtstellung des Deutschen Reichs im wesentlichen 
auf der gedeihlichen Entwicklung von Handel und Industrie. 

Regiert aber werden wir nach Gesetzen, in denen An- 
schauungen zum Ausdruck kommen, die dem alten Agrar- 
staate entstammen, der kein Verständnis hat für die Be- 
dürfnisse von Handel und Industrie. | 

Die ‚Bedeutung der heutigen Bewegung geht weit hin- 
aus über die Frage der einzelnen Steuervorschläge. 

Was jetzt zutage tritt, ist das gewaltige Ringen zweier 
Weltanschauungen, der alten agrarischen, die ihren Einfluß 
mit allen Mitteln aufrecht erhalten will und dazu auch die 
Steuergesetzgebung benutzt, und der modernen Weltan- 
schauung, die in dem Aufschwung der gewerblichen Tätigkeit 
und in der freien Verkehrsentwicklung die wichtigste Stütze 
des Gedeihens der Gesamtheit erblickt. Ein weitblickender 
Staatsmann darf nur einer solchen Finanzreform zustimmen, 
die gleichzeitig den Boden ebnet für einen neuen Aufschwung 
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von Handel und Industrie. Ohne eine solche bleibt jede 
Finanzreform ein trauriges Flickwerk. 

Handel, Industrie und Gewerbe stellen zwar nicht für 
sich allein das deutsche Bürgertum dar, aber sie bilden neben 
dem Beamtentum einen seiner wertvollsten Kerne. Deshalb 
hat die Bewegung, die heute durch das Land geht, die größte 
Bedeutung, nicht nur für die wirtschaftliche, sondern auch 
für die politische Entwicklung des Reiches. 

Möge jeder, soviel an ihm ist, diese Bewegung unter- 
stützen. Die beiden Körperschaften, die ich zu vertreten die 
Ehre habe, der Deutsche Handelstag und die Aeltesten der 
Kaufmannschaft von Berlin, tun dies aus vollster Ueber- 
zeugung. Nur wenn wir alle uns vereinigen, werden wir 
unser Ziel erreichen, das Ziel, daß es besser werde im 
Deutschen Reiche. 


Die Stellung der liberalen Parteien. 


Rede in einer Wählerversammlung am 22. März 1911. 
(Nr. 5.) 


In einer großen Anzahl von öffentlichen Wähler: 
versammlungen und Sitzungen der liberalen Vereine ist 
der Abgeordnete Kaempf für die Ausbreitung liberaler 
Ideen tätig gewesen. Die nachstehend nach den Be- 
richten der »Vossischen Zeitung» und der »Freisinnigen 
Zeitung» vom 23. bezw. 24. März 1911 gekürzt wieder: 
gegebene Rede wurde in der Wählerversammlung ge- 
halten, in welcher Kaempf wieder zum Reichstagskandi- 
daten der Fortschrittlichen Volkspartei für den Wahlkreis 
Berlin I aufgestellt wurde. 


Das Frühjahr 1911 bringt Gedenktage zweier Ereignisse, 
die zu ernstem politischen Nachdenken Veranlassung geben: 
die 50jährige Wiederkehr des Tages, an dem die Deutsche 
Fortschrittspartei gegründet worden ist, und die Wiederkehr 
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des Tages, an dem vor 40 Jahren die Eröffnung des ersten 
Deutschen Reichstages stattfand. Gestern ist im Reichstage 
. seitens des Reichstagspräsidenten dieses letzteren Ereignisses 
gedacht worden. Aber wie weit ist die Begeisterung, die am 
21. März 1871 herrschte, entfernt von der nüchternen Be- 
merkung, daß gestern die 3425. Sitzung des Deutschen Reichs- 
tages stattgefunden habe. 

Die Deutsche Fortschrittspartei hat bis 1866 ihre 
Tätigkeit zwar lediglich auf das preußische Abgeordneten- 
haus beschränken müssen, aber sie war die erste politische 
Partei, die sich den Namen einer deutschen Partei gegeben 
hat, und an der Spitze ihres Programms von 1861 hat das 
Verlangen gestanden nach einer festen Einigung Deutschlands, 
die ohne starke zentrale Gewalt in Händen Preußens und 
ohne gemeinsame deutsche Volksvertretung nicht gedacht 
werden könne. Ihre Begründer, die Hoverbeck, Forken- 
beck, Taddel, Virchow und Schulze-Delitzsch, haben zu 
den eifrigsten Verfechtern und Förderern des deutschen 
Einheitsgedankens gehört. Und als die Einheit auf den 
Schlachtfeldern Frankreichs erkämpft war, war dieselbe Partei 
die eifrigste Verfechterin des Gedankens, daß das geeinigte 
Deutschland freiheitlich ausgebaut werden müsse. Daß es 
damit nur langsam vorwärts gehen würde, hat schon der 
damalige Kronprinz beklagt, der in seinem Tagebuch dem 
Zweifel darüber bitteren Ausdruck gibt, ob es den Bundes- 
regierungen denn auch ernst sein würde mit diesem frei- 
heitlichen Ausbau. Und der Kronprinz hat recht mit seinen 
Zweifeln gehabt. Schnell genug waren wir mitten in der 
schönsten Reaktion. Bismarck, der große Kanzler, dessen 
Verdienst um die Einigung Deutschlands unvergeßlich ist, 
ist kein Freund des Liberalismus gewesen. Sein Liebäugeln 
mit der Sozialdemokratie hat zum Teil seinen Grund darin 
gehabt, daß er durch sie eine Schwächung des liberalen 
Bürgertums erhoffte. Damit hat er seinen ersten großen 
Fehler begangen. Die roten Geister, die er damals rief, 
wurde er nicht mehr los, erst recht nicht durch sein Sozialisten= 
gesetz, das er nach den Attentaten auf Kaiser Wilhelm ein- 
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führte, und mit dem er die politische Reaktion einleitete. 
Der Liberalismus hat diese Reaktion nicht mitgemacht. Bis- 
marcks zweiter Fehler war der Kulturkampf, durch den er 
so verschiedenartige Elemente, wie sie im Zentrum noch 
vorhanden sind, zu einer festen Einheit zusammenschweißte 
und das Zentrum damit zur ausschlaggebenden Partei des 
Reichstages werden ließ. Es ist die ausschlaggebende Partei 
geworden, aber es ist eine konfessionelle, eine kirchen- 
politische Partei geblieben. Wir lassen jedem seinen Glauben, 
jeder mag nach seiner Fasson selig werden, wir achten jede 
Konfession und Religion, aber wir wehren uns dagegen, daß 
eine kirchlich-politische Partei den Ausschlag geben soll in 
allen politischen Angelegenheiten des Reiches. Wir wehren 
uns gegen die Unduldsamkeit, die in der Enzyklika des 
Papstes hervorgetreten ist, wir wehren uns gegen die geistige 
Knebelung, die zu dem Modernisteneid geführt hat. Was 
wir vor allem bekämpfen, ist die Unduldsamkeit, wie sie 
namentlich in letzter Zeit zutage getreten ist. 

Zu der politischen und geistigen Reaktion ist, ebenfalls 
von Bismarck geweckt, die wirtschaftliche Reaktion gekommen. 
Einst konnte der große Kanzler sagen, selbst der verrannteste 
Agrarier könne nicht mehr als 1 Mark Zoll auf den Doppel- 
zentner Weizen verlangen. Heute sind es fast 6 Mark, und 
die agrarischen Schutzzölle haben die industriellen nach sich 
gezogen. Schon bei den ersten Schutzzollverhandlungen 
haben die Vertreter unserer Partei vorhergesagt, was die 
Folgen dieses Systems sein würden, daß nämlich alle Preise 
der notwendigen und weniger notwendigen Lebensbedürfnisse 
gesteigert, daß die Konsumenten im allgemeinen geschädigt 
werden würden, und daß niemand Vorteil haben werde als 
eine Reihe privilegierter Personen. Wie recht wir behalten 
haben, ist durch die chronische Lebensmittelteuerung und 
die Finanzmisere dargetan. Ebenso schlimm aber ist es ge- 
wesen, daß durch diese Wirtschaftspolitik des Fürsten Bismarck 
die Interessenkämpfe geweckt worden sind, und der Blick 
für das Allgemeine verloren’ gegangen ist. Die Fortschritt- 
liche Volkspartei steht daher auf dem Standpunkt, daß unter 
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allen Umständen ein schrittweiser Abbau der hohen Zoll» 
mauern erstrebt werden müsse, und sie steht dabei im Gegen- 
satz zu der Sozialdemokratie, die die sofortige Abschaffung 
aller Zölle verlangt. Das ist, nachdem diese Zölle einmal 
bestehen, eine Utopie. Ohne die größten wirtschaftlichen 
Erschütterungen herbeizuführen und dadurch unendlichen 
Schaden anzurichten, kann eine sofortige Aufhebung aller 
Zölle nicht stattfinden, es muß vielmehr behutsam und 
schrittweise vorgegangen werden. 

Diese dreifache — politische, geistige und wirtschaftliche 
— Reaktion ist nur zweimal seit dem Jahre 1876 unterbrochen 
worden, zuerst durch Caprivi und dann nochmals durch 
Bülow. Beide Versuche, liberalere Auffassungen in der alls 
gemeinen und in der Wirtschaftspolitik zur Geltung kommen 
zu lassen, sind schließlich an dem Machtdünkel und der 
Profitsucht des Agrariertums gescheitert. Caprivi hat den 
politisch richtigen Gedanken zum Ausdruck gebracht und in 
der Praxis durchführen wollen, daß die Ernährung des 
deutschen Volkes nur durch Zuhilfenahme des Auslandes, 
durch Import von Getreide und Fleisch möglich sei, namentlich 
deshalb, weil die Bevölkerung Deutschlands jährlich um 
800000 Menschen zunehme, und daß daher für den Import 
der notwendigen Lebensmittel aus dem Auslande die deutschen 
Zölle so ermäßigt werden müssen, daß andererseits das Aus- 
land sich veranlaßt sähe, für unsere industriellen Produkte, 
die wir an das Ausland verkaufen wollen, billige Zölle ein- 
zuräumen. Caprivi hat diesen von ihm ausgesprochenen 
gesunden wirtschaftlichen Gedanken mit dem Verluste seines 
Amtes büßen müssen. 

Nicht minder zeigte sich der agrarische Eigennutz 
dem Fürsten Bülow gegenüber. Er hatte den Agrariern 
alle ihre Wünsche erfüllt. Als seinen höchsten Wunsch 
hatte er es bezeichnet, daß sein Leichenstein einmal die 
Inschrift tragen sollte „hier ruht ein agrarischer Reichs- 
kanzler“. Ich weiß allerdings nicht, ob er diesen Wunsch 
auch jetzt noch hat; die Agrarier sind doch zu undankbar 
gegen ihn gewesen. Nur weil er dem Liberalismus auch 
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einen Platz an der Sonne gönnen wollte, haben sie ihn zu 
Fall gebracht, und nur weil man in der Erbschaftssteuer von 
ihnen auch ein Scherflein zu den Kosten der Finanzreform 
verlangte, haben sie den Block gesprengt. In dem Moment, 
als Bülow eine — doch recht dürftige — Wahlreform in 
Preußen in Aussicht stellte, war es um ihn geschehen. Das 
Zentrum hat aus Haß gegen Bülow der agrarischen Finanz- 
reform zugestimmt, wenngleich in ihr der sozialpolitisch 
richtige Gedanke, der in der Erbschaftssteuer liegt, zum 
Verschwinden gebracht worden war. Die notwendigen Lebens- 
bedürfnisse, Brot und Fleisch, sind bereits aufs äußerste 
verteuert worden. Durch die Finanzreform sollten nun auch 
die Volksgenufßmittel mit wesentlich erhöhten Steuern belegt 
werden. Die weniger wohlhabenden und armen Klassen 
werden dadurch aufs schwerste bedrückt. Nur dadurch 
hätte ein versöhnender Ausgleich stattfinden können, daß 
die besitzenden Klassen durch die Erbschaftssteuer kräftig 
hätten beitragen sollen zur Beseitigung der finanziellen Nöte 
des Reiches. Indem dieser letztere Gedanke aber aus- 
geschaltet wurde, machte man die Reichsfinanzreform zu 
einer antisozialen, und damit ist der größte politische Fehler 
begangen worden, den man überhaupt machen konnte. Bei 
den bevorstehenden Wahlen kommt es darauf an, die Par- 
teien, die diese Fehler gemacht haben, in ihrem Bestande 
zu erschüttern, dadurch, daß wir den bürgerlichen Libera- 
lismus wieder zur Geltung bringen, der ebenso entfernt ist 
von einer einseitigen Interessenpolitik wie von der Klassen- 
politik der Sozialdemokratie auf der andern Seite. Wir 
haben unsere Bereitwilligkeit zur Mitarbeit an der Finanz- 
reform bewiesen, sind aber leichten Herzens wieder zur 
Opposition zurückgekehrt, als wir sahen, daß diese Mit- 
arbeit keinen Zweck mehr habe. Wir werden in dieser 
Oppositionsstellung verharren, solange unseren berechtigten 
Forderungen nicht Rechnung getragen wird. Die vorigen 
Wahlen sind unter dem Zeichen der Politik Bülows voll- 
zogen worden, die wenigstens die entfernte Möglichkeit bot, 
das Staatsschiff nach links zu drehen. Die bevorstehenden 
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Wahlen werden eine solche Politik der Regierung nicht vor- 
finden. Wir haben jkeinen Freund mehr an der Regierung. 
Der jetzige Reichskanzler behauptet allerdings, über den 
Parteien zu stehen, tatsächlich aber betreibt er die Politik 
des schwarzblauen Blockes, was schon daraus hervorgeht, 
daß er die Neuwahlen so weit als möglich hinausschiebt, 
wahrscheinlich in der Hoffnung, daß, je länger die Wahl 
verzögert wird, um so mehr der üble Eindruck der agrarischen 
Reichsfinanzreform verwischt werden kann. Wir haben aber 
dafür einen anderen Bundesgenossen für die kommenden 
Wahlen gewonnen, das ist die Einigung der linksliberalen 
Parteien. Die Vorgänge im Reich bestätigen, daß die 
früheren Meinungsverschiedenheiten ganz verschwunden sind, 
sodaß wir bei nachdrücklicher Arbeit und mit etwas 
Enthusiasmus auf einen Erfolg bei den Wahlen rechnen 
können. Ein zweiter Freund ist für uns das Bewußtsein, 
daß mit den Nationalliberalen ein taktisches Zusammen- 
gehen möglich ist. Unter dem Druck der Verhältnisse wird 
ein vereinigtes Vorgehen mit diesen unseren Parteinachbarn 
sogar notwendig werden. Den ultra-agrarisch gerichteten 
Flügel der Nationalliberalen lasse ich dabei freilich außer 
Betracht. Deshalb sind die Aussichten für den bürgerlichen 
Liberalismus günstig. Ueberall tritt in den Organisationen 
der Partei eine Begeisterung zutage, die seit langem nicht 
vorhanden gewesen ist. Unter diesen günstigen Aussichten 
geht der deutsche Liberalismus gehobener Stimmung in den 
Wahlkampf. Mein alter Freund Eugen Richter hat mir 
einmal gesagt: „Wenn du einmal in den Reichstag kommst, 
so denke daran, daß du Vertreter des ganzen Volkes sein 
sollst, nicht nur der einen Volks- oder Interessentengruppe.“ 
Leicht ist das nicht, man muß dabei immer ohne Rücksicht 
auf Privatwünsche den Weg gehen, der der Allgemeinheit 
frommt. Diesen Weg zu gehen, habe ich mich ehrlich 
bemüht, ihn werde ich auch weiter gehen, wenn Ihr Ver- 
trauen mich zum dritten Mal in den Reichstag ruft. Es ist 
der Weg, der unsere Väter zur Einheit geführt hat, es wird der 
Weg sein, der uns endlich auch zur deutschen Freiheit führt. 
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2. Abschnitt. 


Wirtschaftliche Lage und 
Entwicklung. 


" 


Ar 





Die Entwicklung von Deutschlands Industrie 
und Handel 1861-1911. 


Festrede beim Jubiläum des Deutschen Handelstages 
am 13. Mai 1911. 
(Nr. 6.) 


Auf Einladung des Badischen Handelstages war in 
der Zeit vom 11.—18. Mai 1861 zu Heidelberg der erste 
Deutsche Handelstag zusammengetreten. Zur Er: 
innerung an dieses Ereignis, das damals mit Recht 
als bedeutsame nationale Tat gefeiert wurde, ver: 
sammelte sich fünfzig Jahre später, am 11.—14. Mai 1911, 
auf Einladung der Handelskammer Heidelberg der 
Handelstag wiederum zu Heidelberg. Nach den 
Arbeitssitzungen am 11. und 12. Mai fand am Sonnabend, 
den 13. Mai, in der Aula der Universität eine Festsitzung 
statt. Der Großherzog von Baden, der Reichskanzler 
von Bethmann Hollweg, der preußische Handelsminister 
Sydow, die badischen Minister von Bodmann und 
Rheinboldt sowie zahlreiche andere Gäste aus Deutsch- 
land und dem Ausland nahmen an der glanzvollen 
Veranstaltung teil. In zwei Festreden wurde ein Rück= 
blick auf die verflossenen fünfzig Jahre geworfen. Der 
Präsident des Handelstages Kaempf skizzierte die Ent- 
wicklung von Deutschlands Industrie und Handel, und 
der Generalsekretär Dr. Soetbeer schilderte die innere 

‘ Entwicklung des Deutschen Handelstages. 
Literatur: Schupp und Wettstein, Die Entstehungs- 
geschichte des ersten Allgemeinen Deutschen Handels- 
tages 1861, Karlsruhe 1911. 
„Feier des fünfzigjährigen Bestehens des Deutschen 
Handelstages“, Berlin 1911. 
„Der Deutsche Handelstag 1861-1911“, herausgegeben 
vom Deutschen Handelstag, 1. Band, Berlin 1911. 
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Als heute vor 50 Jahren die erste Vollversammlung des 
Deutschen Handelstages in dieser Stadt eröffnet wurde, war 
der Gedanke der deutschen Einigung bereits aus dem Bereiche 
der Träume herausgetreten, und die wirtschaftliche Notwendig- 
keit hatte begonnen, die Schranken zu durchbrechen, die der 
Entwicklung des Handels und des Verkehrs durch die Zer: | 
splitterung Deutschlands gesetzt worden waren. 

Auf Grund jahrzehntelanger Verhandlungen hatte der 
deutsche Zollverein wenigstens für die Erhebung der Zölle 
ein einheitliches Verkehrsgebiet von 490000 qkm mit einer 
Bevölkerung von über 34 Millionen Menschen geschaffen, für 
das die Erhebung der bisherigen Ein-, Aus- und Durchfuhr- 
zölle an den gemeinschaftlichen Landesgrenzen beseitigt und 
nur noch eine Zollerhebung an den Grenzen gegen das 
Vereinsausland statthaft war, und zwar auf Grund eines ge- 
meinschaftlichen Zolltarifs und für gemeinschaftliche Rechnung. 

Es war damals die für ganz Deutschland geltende 
deutsche Wechselordnung bereits seit Jahren in Kraft, und 
die Beratungen über das Allgemeine Deutsche Handelsgesetz- 
buch waren beendet. Seine Einführung in alle deutschen 
Staaten hing nur noch von den Einführungsgesetzen ab. 

Aber auf fast allen übrigen Gebieten des Verkehrslebens 
stieß sich auf Schritt und Tritt das Verlangen nach einer 
kräftigen wirtschaftlichen Entwicklung an den Hindernissen, 
die die Zerrissenheit Deutschlands ihr entgegensetzte. 

Es war daher aus aller Herzen gehandelt, als die Handels- 
kammern des Großherzogtums Baden es im Jahre 1860 unter- 
nahmen, einen allgemeinen deutschen Handelstag zusammen- 
zuberufen, in dem Gedanken, wenigstens in wirtschaftlicher 
Beziehung ein einiges großes Deutschland zu schaffen, und mit 
weitausschauendem Blick sprach der Präsident des badischen 
Handelsministeriums, Herr Geheimer Regierungsrat Weizel, 
der im Namen und im Auftrage Seiner Königlichen Hoheit 
des Großherzogs die erste Vollversammlung eröffnete, die 
prophetischen Worte: 

»Mögen Ihre Erfolge auf wirtschaftlichem Gebiete 
dazu führen, daß das deutsche Vaterland auch in 
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politischer Beziehung zu größerer Einigung gelange 
und daß ıhm diejenigen Einrichtungen zuteil werden, 
welche die Bedingungen seiner Kraft und Größe sind.« 

Und so haben sich die Ereignisse vollzogen. 

Der Zwang der wirtschaftlichen Notwendigkeit war einer 
der mächtigsten Faktoren auch der politischen Einigung, und 
in der politischen Einigung wiederum fanden Handel, Industrie 
und Schiffahrt die feste Grundlage, auf der der deutsche 
Unternehmungsgeist seine Kraft und seine schöpferische Tätig- 
keit entfalten und seinerseits von neuem beitragen konnte zur 
Festigung der Machtstellung des Reiches. 

Um den weiten Weg sich zu vergegenwärtigen, den die 
Entwicklung von Handel, Industrie und Schiffahrt Deutsch- 
lands in den letzten 50 Jahren durchmessen haben, muß man 
einen Blick zurückwerfen auf die Zustände, die noch im 
Jahre 1861 bestanden, und an die manche unter uns sich 
noch aus eigener geschäftlicher Erfahrung erinnern. 

Zwar war in den zum Zollverein gehörenden Staaten 
für die Berechnung der Zölle das Zollpfund eingeführt, das 
sich auch im allgemeinen Verkehr einzubürgern begann. Da- 
gegen herrschte auf dem Gebiete des Maßwesens eine Zer- 
splitterung und ein Wirrwarr, von dem man sich heute nur 
noch schwer eine Vorstellung macht. Wies doch allein das 
Fußmaß in den verschiedenen deutschen Staaten nicht weniger 
als 24 verschiedene Größen auf. 

Nicht minder vielgestaltig war das Münzwesen. Im 
Norden hatten wir den Taler, eingeteilt teils in 30 Groschen 
zu 10 Pfennigen, teils in 30 Groschen zu 12 Pfennigen, teils 
in 48 Schilling zu 12 Pfennigen. 

In Bremen herrschte der Taler in Gold, und in Hamburg 
und Lübeck war, abgesehen von der Hamburger Banko-Mark- 
Rechnung, der Taler eingeteilt in 2!/;, Mark Kurant oder 
40 Schilling a 12 Pfennig. In Süddeutschland hatte man den 
süddeutschen Gulden zu 60 Kreuzer und den österreichischen 
zu 100 Kreuzer. Daneben kursierten eine Menge ausländischer 
Gold- und Silbermünzen und abgenutzte Stücke früherer 
Münzsysteme. Um das Maß vollzumachen, hatten eine Reihe 
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kleiner Staaten, ja sogar eine Eisenbahngesellschaft, Kassen- 
scheine ausgegeben, die sogenannten wilden Scheine, meistens 
über einen Taler lautend, die an den Börsen mit Verlust 
gehandelt wurden und von einem Orte zum andern wanderten, 
von jedem Empfänger möglichst bald wieder abgeschoben, 
aber in vielen Fällen nirgends eine sichere Einlösungsstelle 
findend. 

Es bestanden nicht weniger als 31 Notenbanken und 
etwa 140 verschiedene Sorten von Banknoten. Je kleiner der 
Staat, in dem eine Notenbank bestand, desto mehr hatte diese 
das Bedürfnis, ihre Noten auch in den anderen deutschen 
Staaten unterzubringen, und letztere suchten zum Teil wieder 
sich einer Überschwemmung mit Banknoten durch Zirkulations- 
verbote zu erwehren. | 

Das Postwesen lag zwar noch in den Händen der ein- 
zelnen Landesregierungen, und in einer Reihe von Staaten 
befand sich noch die Thurn- und Taxissche Postverwaltung 
als Pächterin. Aber seit August 1860 war die einheitliche 
Beförderung durch den Deutsch-Oesterreichischen Postverein 
sicher gestellt. 

Indes kosteten Briefe bis zu einem Lot (ca. 17 Gramm) 
bis zu einer Entfernung von 10 Meilen 1 Silbergroschen, bis 
zu 20 Meilen 2 und über 20 Meilen 3 Silbergroschen. 

Telegramme kosteten bis zu 10 Meilen Entfernung 
12 Silbergroschen, bis zu 25 Meilen 24 Silbergroschen usw. 
steigend. Eine Depesche von Berlin bis Frankfurt a. Main 
kostete mindestens einen Taler und 10 Silbergroschen. 

Das Eisenbahnwesen konnte damals in Deutschland erst 
auf eine Entwicklung von einem Vierteljahrhundert zurück- 
blicken. In den 11!/, Tausend Kilometern deutscher Eisen- 
bahnen waren erst die Hauptlinien, das Skelett, wie man es 
genannt hat, des heutigen Eisenbahnnetzes von 58000 km 
vorhanden. Es ist natürlich, daß die Schnelligkeit des Reisens 
bei weitem nicht an die heutige heranreichte. Unsere Vor- 
gänger von 1861, die beispielsweise von Berlin nach Heidel- 
berg fuhren, brauchten damals dazu noch 17 Stunden, während 
uns heut schon die 9!/, Stunden zuviel scheinen. 
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Von erheblich größerer Bedeutung für das Wirtschafts- 
leben war aber die Verworrenheit auf dem Gebiete des 
Tarifwesens. Einigen Fortschritt gegenüber den primitiven 
Lokaltarifen der ersten Zeiten hatten zwar die verschiedenen 
Eisenbahnverbände gebracht, vor allem der Norddeutsche 
Eisenbahnverband, der in seinem Gebiete einen Werttarif ein- 
geführt hatte. Aehnliche Tarife waren auch von den anderen 
Verbänden durchgeführt worden. Aber sie alle wichen formell 
sowohl wie materiell stark voneinander ab. Eine Menge 
Ausnahme: und Lokaltarife machten die Verhältnisse noch ver- 
wickelter, ganz besonders, wo Konkurrenzlinien verschiedener 
Verwaltungen bestanden. Fortwährende Schwankungen in 
der Tarifierung waren die Folge, die dem Handel jede Möglich- 
keit einer auch nur annähernd genauen Berechnung seiner 
Frachtspesen unmöglich machten und zu ständigen Klagen 
führten. 

Vergegenwärtigen wir uns diese Zerrissenheit von vor 
50 Jahren, so müssen wir uns freuen über die Erfolge, 
welche durch die politische Einigung Deutschlands für die 
Vereinheitlichung unserer wirtschaftlichen Verhältnisse erzielt 
worden sind. 

Das Reich hat uns die Einheit in Maß und Gewicht 
sowie im Münzwesen gebracht. Es hat das Notenbankwesen 
geregelt und uns die Reichsbank geschaffen mit ihrem un- 
vergleichlichen Reichsbank-Giroverkehr. Das Reich hat 
die Einheit des bürgerlichen Rechtes und des Erfinder: 
schutzes hergestellt. 

Auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens sind im Zu: 
sammenhange mit den Bestimmungen der Reichsverfassung 
wesentliche Fortschritte erzielt worden. Das Tarifwesen ist 
vereinfacht. Die Verstaatlichung der Bahnen in Preußen 
und in anderen Staaten und die preußisch=hessische Eisen- 
bahngemeinschaft werden überwiegend als wesentliche Fort- 
schritte anerkannt.“ Aber Süddeutschland klagt noch heute 
über die Zersplitterung im Eisenbahnwesen und darüber, 
daß die Bestimmungen der Reichsverfassung, wonach die 
Bundesregierungen sich verpflichten, die deutschen Eisen 


8) 


bahnen im Interesse des allgemeinen Verkehrs wie ein ein 
heitliches Netz zu verwalten, noch nicht vollständig zur 
Durchführung gelangt sind. 

Eine andere Sorge erwacht in vielen Gemütern an- 
gesichts der Bestrebungen, auf den natürlichen Wasserstraßen 
Schiffahrtsabgaben einzuführen, die nach der Reichsverfassung 
für alle Zeiten beseitigt zu sein schienen. 

Und bleibt hier noch manches zu tun übrig, so ergibt 
sich doch, wenn man das Ganze überblickt, daß durch die 
große Gesetzgebung, die unter begeisterter Anteilnahme der 
ganzen Nation Ende der sechziger und Anfang der siebziger 
Jahre durchgeführt oder vorbereitet worden ist, der Rahmen 
geschaffen wurde, innerhalb dessen Deutschland den Be 
dürfnissen seiner Bevölkerung gerecht werden konnte. 

Diese Bevölkerung betrug 1861 36 Millionen Menschen, 
d. 1.65 auf den Quadratkilometer, 1880 einschließlich Elsaß- 
Lothringens 45 Millionen und 1910 beinahe 65 Millionen, 
d. ı. 120 auf den Quadratkilometer. Die Bevölkerung hat 
sich seit 1861 also beinahe verdoppelt. Wenn es möglich 
gewesen ist, diese Bevölkerung im Inlande zu erhalten, so 
haben Handel, Industrie und Schiffahrt dazu das Mittel 
geboten. Im Jahre 1861 wurden schätzungsweise 35°), in 
Handel und Gewerbe ernährt, 1882, als die erste deutsche 
Berufszählung stattfand, waren es 45!/,°/,; die letzte Berufs- 
zählung von 1907 ergab einen Prozentsatz von 56°/,, und 
heute werden es wahrscheinlich nahe an 60°/, der gesamten 
Bevölkerung sein, die in Handel, Verkehr und Industrie 
ihren Unterhalt finden. 

Wie aber sollte diese Bevölkerung, die in stets 
wachsendem Maße dem Handel und der Industrie zuströmte, 
ihre Vorbildung für ihre Aufgabe erhalten, wie sollte die 
Industrie, nachdem ihr noch im Jahre 1876 durch Reuleaux 
das Zeugnis „billig und schlecht“ gegeben war, befähigt 
werden, auf dem Weltmarkte mit den anderen Nationen zu 
konkurrieren. 

Es wird anerkannt werden müssen, daß hierzu in her- 
vorragender Weise das deutsche Schulwesen und namentlich 
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auch das kaufmännische und technische Fach- und Fort- 
bildungsschulwesen mitgewirkt hat. Der deutsche Kaufmann 
ist im Auslande wegen seiner Kenntnisse und seiner Arbeit- 
samkeit geschätzt. Der junge Arbeiter hat während seiner 
Lehrtätigkeit Gelegenheit, allgemeine und technische Kennt- 
nisse in den Fach- und Fortbildungsschulen, die immer 
größere Wichtigkeit gewinnen, zu erwerben. 

Die erworbenen Kenntnisse aber überall da im Deutschen 
Reiche verwerten zu können, wo es seinen Fähigkeiten am 
besten entspricht und wo es für ihn am lohnendsten ist, 
dieses Recht ist ihm durch das Gesetz von 1867 gewähr: 
leistet worden. 

Ein anderer Gesichtspunkt aber tritt für die Ent 
wicklung unserer Industrie und unseres‘ Handels in den 
Vordergrund: Das zielbewußte Zusammenarbeiten der 
Wissenschaft und Technik mit unseren industriellen Be- 
trieben, die Anwendung der Errungenschaften der stillen 
Geistesarbeit auf die Praxis. Dieses ganze Gebiet erschöpfend 
zu behandeln, ist unmöglich; aber es mag mir gestattet sein, 
einige wenige Punkte hervorzuheben. 

Welche Fortschritte sind nicht gemacht worden in der 
Ausnutzung der Dampfkraft! Zu den theoretischen Arbeiten 
über die beste Art der Ausnutzung der in dem Dampf 
enthaltenen Arbeitsmengen traten die konstruktiven Aus- 
gestaltungen hinzu, in erster Linie die sinnreiche Ausbildung 
der Dampfmaschinen-Steuerungen. Den Erfolg sehen wir 
in der modernen Präzisions-Dampfmaschine, die in un 
geahntem Maße den Ansprüchen an wirtschaftliches Arbeiten, 
Regulierbarkeit und Schnelligkeit des Ganges entspricht, und 
die in dieser Form recht eigentlich ein Kind der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts ist. Welcher Fortschrit liegt 
nicht in der Dampfturbine, die gleichzeitig auch ein Beweis 
ist für den erstaunlich hohen Grad von Genauigkeit, den 
unsere Technik bei der praktischen Ausführung erlangt hat. 

Welche Erfolge hat nicht die Gasmaschine erzielt, an 
deren Entwicklung Deutschland der Hauptanteil gebührt; in 
allen Größen dient sie der gewerblichen Arbeit, angefangen 
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von dem kleinen Motor, mit dem der Handwerker einige 
Arbeitsmaschinen antreibt, bis herauf zu der gigantischen 
Hochofengasmaschine. Ein besonders reiches und für den 
Laien besonders wichtiges Anwendungsfeld haben ferner die 
Explosionsmotoren bei den Kraftwagen gefunden, seit Benz 
und Daimler in den achtziger Jahren zum ersten Male 
Explosionsmaschinen mit Erfolg zum Betriebe von Fahr- 
zeugen verwendeten. 

In gleicher Weise sind Wissenschaft, Technik und 
Industrie in Deutschland in der elektrotechnischen Starkstrom- 
industrie bahnbrechend geworden, in jener Industrie, die 
die Mittel an die Hand gegeben hat, konzentrierte Energie» 
mengen nach Bedarf bis ins feinste zu verästeln oder in 
andere Energieformen — in Licht, in Wärme, in chemische 
Energie — umzusetzen. In das erste Jahrzehnt des Deutschen 
Handelstages fallen auch die grundlegenden Arbeiten des 
Pfadfinders auf diesem Gebiete, Werner Siemens, in dem 
die Vereinigung zwischen theoretischer Wissenschaft und 
praktischer Anwendung sich in wunderbarer Weise ver- 
körperte. Wie es seitdem die Elektrotechnik verstanden 
hat, sich immer neue Tätigkeitsgebiete zu erobern, sehen 
wir täglich wieder. Der elektrische Strom dient als An- 
triebskraft sowohl der Großindustrie wie dem Kleingewerbe 
und der Landwirtschaft. Er .treibt Bahnen und arbeitet in 
chemischen Fabriken. Er läßt sich in bequemster Weise 
in Lichtenergie umwandeln und ist uns dadurch schon heut 
unentbehrlich geworden. Seitdem es gelungen ist, ihn in 
rationeller Weise auf weite Entfernungen fortzuleiten, lassen 
sich Kraftquellen, die entfernt von Industriezentren liegen, 
in einer Weise ausnutzen, die sonst nicht möglich wäre. 
Erst die Elektrotechnik hat daher die größere Ausnutzung 
unserer Wasserkräfte gebracht und die rationelle Kraft- 
versorgung großer Industriegebiete von einem Mittelpunkt 
aus ermöglicht. Und die drahtlose Telegraphie ist zwar 
nicht von einem Deutschen, sondern von einem Italiener 
erfunden, aber an ihrer allgemeinen Ausnutzung ist Deutsch- 
land in hervorragendem Maße beteiligt. Neben der Stark- 


38 


stromtechnik darf aber ihre schwächere Schwester, die 
Schwachstromtechnik, nicht vergessen werden, und dies um 
so weniger, als ihr wichtiger Zweig, das Fernsprechwesen, 
der treue Gehilfe des Handels und das heute unentbehrliche 
Verkehrsmittel, von dem wir hoffen, daß seine Benutzung 
uns nicht erschwert wird, im Jahre 1861 zum ersten Male 
vor die Oeffentlichkeit trat. 

Unter den Gewerben der Stoffgewinnung und Stoff» 
verarbeitung sind es die Fortschritte der Eisenindustrie, welche 
die höchste Bewunderung herausfordern. Mit welcher Tat- 
kraft ist von den deutschen Hütteningenieuren das aus Eng- 
land zu .uns herübergekommene Thomasverfahren aufs 
genommen worden! Es ermöglichte erst der deutschen Eisen- 
industrie, sich das geniale Verfahren der Stahlbereitung nach 
Bessemer nutzbar zu machen, und es war die Vorbedingung 
für die großzügige Ausnutzung der riesigen Eisenerzfelder 
Lothringen-Luxemburgs und damit für die Befreiung von 
der Uebermacht der ausländischen Eisenindustrie. 

Hand in Hand damit gingen die ununterbrochenen 
Fortschritte auf den Gebieten der Roheisenherstellung, der 
Schmiede- und Walztechnik und der Gießerei. 

In vortrefflicher Weise haben aber auch die eisen 
verbrauchenden Industrien das ihnen zur Verfügung gestellte, 
für alle Zwecke geeignete Material zu benutzen verstanden. 
Ich erinnere an die Leistungen unseres Schiffsbaues und 
unseres Hochbaues. In den kühnen eisernen Brücken der 
Neuzeit offenbart sich auch dem Laien die Fülle wissen- 
schaftlicher Arbeit, aus der sie entstanden sind. Ich erinnere 
weiter an die Erfolge unseres Maschinenbaues, der zu den 
alten Arbeitsgebieten neue hinzuerobert hate. Um nur 
wenige Beispiele zu nennen, sei auf den Fahrrad- und Auto- 
mobilbau oder auf den Schreibmaschinenbau hingewiesen. 

Auch die anderen Gewerbe der Stoffverarbeitung haben 
nicht gerastet. Hoch entwickelt ist die Technik unserer 
Textilindustrie, der holzverarbeitenden Industrien und der 
graphischen Gewerbe, die in Deutschland stets eine hervor: 
ragende Stellung eingenommen haben. Mit besonderer Freude 
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muß auch die Entwicklung des Kunsthandwerks in Deutsch- 
land begrüßt werden, wie überhaupt die Durchdringung 
vieler unserer Gewerbe mit künstlerischem Empfinden. 

Eines der ruhmvollsten Kapitel in der Entwicklung der 
deutschen Technik wird durch die deutsche chemische In- 
dustrie gebildet. Sie ist kaum älter als der Deutsche Handels- 
tag; denn von einer chemischen Industrie im heutigen Sinne 
kann man erst seit etwa 50 Jahren sprechen, nachdem es der 
wissenschaftlichen Forschung gelungen war, einige Klarheit 
in die Fülle der chemischen Erscheinungen zu bringen. Ihre 
beiden großen Zweige, die anorganische und die organische 
chemische Industrie, haben sich in gleicher Weise entfaltet. 
Hier in Heidelberg wirkte der Altmeister der analytischen 
Chemie und Entdecker der Spektralanalyse Robert Bunsen 
und der geniale Organiker Victor Meyer. Aus der an- 
organischen Chemie möge an die Fortschritte in der Soda- 
bereitung und besonders an die der Schwefelsäurebereitung 
erinnert werden, für die die Badische Anilin- und Sodafabrik 
in Ludwigshafen und der Verein chemischer Fabriken in 
Mannheim so vereinfachte Verfahren erfunden haben. Die 
Elektrotechnik hat uns die Elektrochemie gebracht, sie hat 
die Gewinnung des Aluminiums und anderer Leichtmetalle 
ermöglicht, und sie hat in neuester Zeit zur Nutzbarmachung 
des Luftstickstoffes geführt. In der organischen Chemie 
waren es die Arbeiten deutscher Chemiker wie Runge und 
Hofmann, um nur einige der glänzendsten zu nennen, die 
aus dem schwarzen, lästigen Abfallprodukt, dem Steinkohlen- 
teer, die wunderbarsten Farb- und Riechstoffe herausholten. 
Es gelangen die Synthesen des Alıizarins und des Indigos, 
dann des Kampfers und anderer Stoffe, für welche die Natur 
bisher ein Monopol zu haben schien. Es entwickelte sich 
auf der von Liebig geschaffenen Grundlage die heutige 
Düngemittelindustrie. Die pharmazeutische Großindustrie 
wuchs hervor und gab den Aerzten neue wirksame Waffen 
in die Hand. 

In vielfachem Zusammenhang mit der chemischen In- 
dustrie steht die große deutsche Beleuchtungstechnik, die 
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ebenfalls ein Kind des letzten halben Jahrhunderts ist. Die 
Petroleumlampe erscheint heut manchem schon als ein ver- 
altetes Möbel, obwohl ihre allgemeine Einführung erst in 
den sechziger Jahren erfolgte. Daß sie in dieser Weise 
zurückgedrängt worden ist, ist auf den Wettstreit zwischen 
der Gastechnik und der Elektrotechnik zurückzuführen, die 
uns immer neue Verbesserungen bringen. Epochemachend war 
_ die Erfindung des Auerschen Gasglühlichts und die Ent» 
wicklung dieser Technik durch Deutsche, die Konstruktion 
der ersten brauchbaren elektrischen Bogenlampe durch Hefner- 
Alteneck und der Glühlampe durch Edison. Es ist bekannt, 
wie große Verdienste um die Einführung der Glühlampe 
und um die Entwicklung der ganzen elektrischen Industrie in 
Deutschland der damals noch junge Ingenieur Emil Rathenau 
sich erworben hat. 

Das Bündnis zwischen Wissenschaft, Technik und In- 
dustrie ist eine der Grundlagen unserer modernen wirtschaft- 
lichen Entwicklung. Ihm verdanken wir auch die Möglichkeit, 
unseren Export aufrechtzuerhalten und auszudehnen, nachdem 
die hohen Auslandszölle gegen unsere industriellen Produkte 
uns mehr und mehr zwingen, die alten Gleise zu verlassen 
und in der Spezialisierung und Verfeinerung unserer Pro- 
duktion Ersatz zu suchen. 

Parallel mit der industriellen Entwicklung läuft die Ent- 
wicklung unseres Handels, des treuen Bundesgenossen des 
Gewerbes, und zwar unseres Bankwesens, unseres Waren» 
handels, unseres Verkehrswesens. 

So produktiv die Tätigkeit der Industrie ist, so be- 
fruchtend und produktiv hat der Handel gewirkt, und ihn 
als nicht-produktiv zu bezeichnen, ist nach den Erfahrungen 
der letzten fünfzig Jahre nicht mehr angängig. 

Es hat sich für ihn nicht mehr bloß darum gehandelt, 
die Verteilung der Güter im Inlande zu bewirken, sondern 
bei der veränderten wirtschaftlichen Stellung Deutschlands 
hat er sich zu einem internationalen entwickeln müssen. Die 
Bedeutung des internationalen Handels aber wird zurzeit noch 
unterschätzt. Die Rolle, die der Vermittler zu übernehmen 
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hat bei Handelsgeschäften zwischen den Völkern, bildet die 
Quelle von Gewinnen, die unsere Zahlungsbilanz günstig zu 
gestalten geeignet sind. 


Wir hoffen, daß die Erkenntnis sich immer mehr Bahn 
brechen wird, daß für die Stellung Deutschlands auf dem 
Weltmarkte auch der internationale Charakter unserer Handels- 
tätigkeit bewahrt und befördert werden muß. 


Die Grundlage für unsere internationale Stellung aber 
ist ebenfalls durch die Gesetzgebung der siebziger Jahre ge- 
schaffen worden, durch die Einführung der Goldwährung, 
die, nachdem sie jahrzehntelang auf das heftigste bekämpft 
wurde, zum Palladium geworden ist des Kredites Deutsch- 
lands als handeltreibender Nation. 


Für unsere internationalen Handelsbeziehungen im Waren- 
austausch aber brachten uns die letzten fünfzig Jahre die Tarif- 
verträge mit Meistbegünstigung, für die der englisch-französische 
Handelsvertrag, der am 23. Januar 1860 unterzeichnet wurde, 
epochemachend geworden war. Die Entwicklung dieser Periode 
der Handelsverträge ist in unser aller Gedächtnis. Unsere In- 
dustrie, wenn sie über die erhöhten Schwierigkeiten ihrer 
Exporttätigkeit klagt, erblickt aber auch heute noch in der 
Langfristigkeit der Handelsverträge und in der Meistbegünsti- 
gung zwei der wichtigsten Faktoren einer stetigen Entwicklung. 


Um zunächst einen der Hauptzweige unseres Handels 
hervorzuheben, das Bankwesen, so hat dasselbe seine Be- 
deutung für den inneren Verkehr bewiesen, indem es nicht 
nur die Mittel der Nation sammelte und dem Handel und 
der Industrie in wirksamer Weise zuführte, sondern auch die 
persönliche Tätigkeit seiner Leiter in ihren Dienst gestellt hat. 
Wenn hierbei die Wirksamkeit der Großbanken augenfälliger 
in die Erscheinung getreten ist, so ist doch die Tätigkeit der 
kleinen und mittleren Banken und Bankiers nicht minder be- 
deutungsvoll gewesen. Die Bedeutung des Bankwesens für 
den internationalen Verkehr liegt in der mächtigen Stütze, die 
Handel und Industrie bei ihren ausländischen Transaktionen 
und bei ihrem Kampfe um die Machtstellung auf dem Welt- 
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markte in dem deutschen Bankwesen gefunden hat und sicher- 
lich weiter finden wird. 

Ebenso wichtig ist die Stellung der deutschen Börsen. 
An den Plätzen, die die Bankiers der Welt sind, sammeln 
sich auch die Guthaben aus aller Welt, die dann wieder das 
Wirtschaftsleben der eigenen Nation befruchten. 

Diese große Bedeutung der Börsen als internationaler 
Märkte wird auch heute noch vielfach verkannt. Bei der 
Börsengesetzgebung von 1896 wurde diesem Gesichtspunkte 
nicht genügend Rechnung getragen, und es ist ein Fortschritt, 
daß die Hauptpunkte dieser verfehlten Gesetzgebung beseitigt 
worden sind. 

Der zweite große Zweig unseres Handelsverkehrs, der 
Warenhandel, sah sich durch die technischen Umwälzungen 
und die im Zusammenhang damit eingetretene Massenhaftig- 
keit der Gütererzeugung und des Verbrauchs ebenfalls vor 
erweiterte Aufgaben gestellt. 

Dem Großhandel fielen dabei vor allem drei Aufgaben 
zu. Er mußte die bei der wachsenden Bevölkerung immer 
wichtiger werdende Zuführung von ausländischen Lebens- 
mitteln übernehmen, da es nicht möglich war, den Bedarf 
gänzlich durch das Inland zu decken. Hierin liegt kein Vor- 
wurf für unsere Landwirtschaft, von der im Gegenteil all- 
seitig anerkannt wird, daß sie eifrig bemüht gewesen ist, ihre 
Leistungsfähigkeit den erhöhten Anforderungen anzupassen. 
Unser Getreidehandel erstreckt heute seine Tätigkeit über die 
ganze Welt. Die Nachbarstadt Heidelbergs, Mannheim, ver- 
dankt dem zum guten Teil ihr Aufblühen. Der Großhandel 
mußte weiter der Industrie die Rohstoffe zuführen, und unsere 
Industriellen wissen selbst, wieviel umfangreicher diese nach 
Menge und Art geworden sind. Der Warengroßhandel 
mußte vor allem für den Absatz der Erzeugnisse unserer 
Rohproduktion und der Industrie sorgen. Wenn auch die 
neuere Zeit vielfach Zusammenschlüsse der Produzenten 
gebracht hat, um diese Tätigkeit selbst auszuüben, so ist 
doch der Hauptanteil dem Handel geblieben. In Erfüllung 
dieser Aufgaben hat er sich nicht auf das Inland beschränken 
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können. Er ist in das Ausland hinausgegangen und hat dort 
für den Absatz des deutschen Gewerbefleißes gesorgt. Es ist 
ihm überall gelungen, das Vorurteil gegen das »Made in 
Germany« zu überwinden, und wer heute hinauskommt nach 
den großen Plätzen des Welthandels, der findet überall deutsche 
Firmen vertreten. »Der königliche Kaufmann« ist ein würdiger 
Nachfolger der stolzen Kaufleute der alten deutschen Hansa 
geworden. — Im Interesse der deutschen Rohstoffversorgung 
und des Absatzes haben auch hervorragende Kaufleute mit an 
erster Stelle gestanden bei der Erwerbung und Erschließung 
unserer Kolonien, in denen wir wichtige Kulturaufgaben zu 
erfüllen haben. 

Eine unumgängliche Folge der gesteigerten Tätigkeit des 
Warengroßhandels war, daß er sich in steigendem Maße der 
Warenbörsen bedient, dieser unentbehrlichen Mittel zur Aus- 
gleichung von Angebot und Nachfrage und zur Regelung der 
Preise. Die Angriffe gegen sie sind immer mehr verstummt, 
je mehr sich die Erkenntnis Bahn gebrochen hat, daß ihre 
Tätigkeit nicht nur dem beteiligten Handel, sondern ebenso, 
und vielleicht noch mehr, den Produzenten und den Ver: 
brauchern zugute kommt. 

Aehnliche neue Aufgaben wie dem Großhandel er- 
wuchsen dem Kleinhandel. Er mußte mit neuen Waren 
rechnen, und neue Betriebszweige entstanden in ihm. Aber 
auch neue Betriebsformen kamen auf, und hierdurch, vor 
allem aber auch durch Versuche zur gänzlichen Ausschaltung 
des Kleinhandels, ist es manchem seiner Zweige nicht leicht 
geworden, sich zu behaupten. Es ist unser aller Wunsch, 
daß diese Krisen überwunden werden. Wenn aber der Klein- 
handel über erdrückende Konkurrenz klagt, so mag daran er- 
innert werden, daß die Konkurrenz im Großhandel und in 
der Großindustrie nicht weniger fühlbar ist, und daß letztere 
infolgedessen und infolge der steigenden Auslandszölle für 
unsere industriellen Produkte sich vor manche, bisweilen un- 
überwindliche Schwierigkeiten gestellt sehen. 

Das Ziel der guten Versorgung der Verbraucher sucht 
der Kleinhandel auf verschiedenen Wegen zu erreichen. Wir 
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sehen starke Konzentrierungsbestrebungen, sehen aber auch 
eine weitgehende Spezialisierung, eine Beschränkung auf 
einzelne Waren, bei denen eben deshalb auch eine besondere 
Leistungsfähigkeit erreicht wird. Nicht nur in dem, was sie 
darbieten, sondern auch in der Art, wie sie es darbieten, 
brauchen unsere Ladengeschäfte heute den Vergleich mit dem 
Ausland in keiner Weise zu scheuen. Alles das sind Vor: 
züge, die nicht nur dem Handel, sondern ebenso den Her- 
stellern und den Verbrauchern zugute kommen. 

Mit der gesteigerten Tätigkeit der Produktion und des 
Absatzes hat auch die Bedeutung der Binnen- und See- 
schiffahrt in hervorragendem Maße gewonnen. Hier im 
Gebiete des Rheins habe ich kaum nötig, die wachsende 
Tätigkeit der Binnenschiffahrt auszuführen, da sie für jeder- 
mann augenfällig ist, der dieses schöne Land besucht. Wir 
sehen, wie auch die Binnenschiffahrt sich alle technischen 
Errungenschaften zunutze gemacht und in den Dienst des 
Transportgewerbes gestellt hat. | 

In demselben Maße wie bei der Binnenschiffahrt machen 
sich die Fortschritte der Seeschiffahrt bemerkbar. Der Fort- 
schritt liegt hier nicht sowohl in der Zahl der Schiffe, als 
in dem Unterschied in der Zusammensetzung unserer 
Handelsflotte. Es klingt fast wie ein Märchen, daß die 
deutsche Reederei 1861 nicht mehr als 155 Seedampfer mit 
einem Raumgehalt von schätzungsweise noch nicht 
100000 Tonnen besaß; heute sind es rund 2000 mit einem 
Raumgehalt von rund 4 Millionen Tonnen. Welcher Unter- 
schied ferner in der Größe der Schiffe und in ihrer 
Schnelligkeit! Und als Ergebnis dieser drei Faktoren sehen 
wir die Leistungsfähigkeit unserer Handelsflotte in einer 
Weise vervielfacht, für die ein sprechender Beweis in 
der Beliebtheit der deutschen Schiffe im internationalen 
Personen- und Güterverkehr vorhanden ist. In den stolzen 
Schiffen, die heut im friedlichen Wettbewerb die deutsche 
Flagge auf allen Meeren zeigen, verkörpert sich so recht das 
vorbildliche Zusammenarbeiten von Industrie, Handel und 


Schiffahrt. 
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Es ist von höchstem Interesse, die gemeinsame Tätigkeit 
unseres Gewerbes und unseres Handels auch zahlenmäßig 
zu verfolgen, wenn es sich auch bei der Unvollständigkeit 
der Statistik vielfach nur um Schätzungen handeln kann. 

Von dem Bevölkerungszuwachs Deutschlands in den 
letzten 50 Jahren habe ich schon vorhin gesprochen. Von 
den 26 Millionen, um welche die Bevölkerung gewachsen 
ist, sind, wie wir annehmen können, 22 Millionen, d.h. 
nicht weniger als 85°), von Gewerbe und Handel auf- 
genommen worden, wobei wir allerdings nicht vergessen 
wollen, daß in dem Gewerbe auch das Handwerk in- 
begriffen ist. 

Einen auch nur einigermaßen sicheren Ueberblick über 
die Fortschritte in den Werten der gesamten deutschen 
Produktion zu geben, erlaubt weder der Zustand der 
Produktionsstatistik der sechziger Jahre, noch der der 
Gegenwart. Aber wir können doch wenigstens einige Zahlen 
anführen, die gleichsam wie ein Barometer den Stand der 
damaligen und heutigen Produktion erkennen lassen. 

Die deutsche Kohlenproduktion, diese Grundlage in- 
dustrieller Tätigkeit, ist von 12 Millionen Tonnen auf rund 
150 Millionen Tonnen heraufgeschnellt, und auch wenn wir 
die wachsende Bevölkerung in Betracht ziehen, hat sich der 
auf den Kopf entfallende Verbrauch noch verfünffacht. 
Aehnliches sehen wir in der Erzeugung und beim Verbrauche 
des Eisens, ohne das gleichfalls eine Industrie heute kaum 
denkbar ist. Im Jahre 1860 war Deutschlands Eisen- 
produktion mit nur 0,6 Millionen Tonnen verschwindend 
klein. Heut hat es mit nahezu 15 Millionen Tonnen die 
Produktion aller europäischen Länder weit überflügelt, und 
der Verbrauch pro Kopf hat sich in derselben Zeit mit rund 
220 kg pro Kopf verzehnfacht. In besonders markanter 
Weise äußert sich die industrielle Entwicklung Deutschlands 
auch bei der Verwendung motorischer Kraft, für die mir 
allerdings nur die Zahlen für Preußen zur Verfügung stehen. 
In Preußen wurden vor fünfzig Jahren noch nicht ganz 150000 
Dampf-Pferdestärken für gewerbliche Zwecke verwendet. 
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Im’ Jahre 1910 waren es dagegen 6!/, Millionen; das bedeutet, 
daß 1861 je 1000 Preußen knapp 8 Dampf-Pferdestärken zur 
Verfügung standen, 1910 dagegen nicht weniger als 158. Ziehen 
wir ferner die Eisenbahnen als Kriterium heran. Ihre Länge 
hat sich mehr als verfünffacht, gleichzeitig aber ist die 
Intensität des Verkehrs auf ihnen in verblüffender Weise 
gewachsen. Wenn 1860 der Normaldeutsche 48 km all: 
jährlich auf der Eisenbahn zurücklegte, so waren es 1909 
527 km; wenn er 1860 44 Tonnenkilometer alljährlich durch 
die Eisenbahnen befördern ließ, so waren es 1909 827 Tonnen: 
kilometer. Der Eisenbahnverkehr hat sich demnach auch 
bei Berücksichtigung der Bevölkerungszunahme im Personen- 
verkehr verelffacht, im Güterverkehr sogar verneunzehnfacht. 

Das Wachstum unseres Binnenhandels läßt sich be- 
kanntlich nicht durch Zahlen belegen, wohl aber ist dies 
bei dem Außenhandel möglich. Seine absoluten Werte sind 
in den 50 Jahren von 1860 bis 1910 von 2,2 Milliarden auf 
16,1 Milliarden Mark, also auf das Siebeneinhalbfache 
gewachsen, und wenn wir auch hier wieder die Bevölkerungs- 
ziffern in Betracht ziehen, so finden wir, daß 1860 jeder 
Deutsche mit 64 Mark am Außenhandel beteiligt war, 1910 
dagegen mit 247 Mark, daß also auch hierbei eine Steigerung 
auf nahezu das Vierfache zu verzeichnen ist. 

Haben wir in dem Vorangegangenen die Entwicklung 
der gewerblichen und Handelstätigkeit Deutschlands in den 
letzten 50 Jahren zu skizzieren versucht, so darf in diesem 
Bilde einer der wichtigsten Züge nicht unerwähnt bleiben: 
die hocherfreuliche Förderung, welche die Lage der Arbeit- 
nehmer erfahren hat. Unsere sozialpolitische Gesetzgebung, 
die Handel und Industrie selbstlos gefördert haben, hat die 
Krankenversicherung, die Unfall-, Alters» und Invaliditäts- 
versicherung geschaffen und ist ein Vorbild geworden für 
alle anderen Völker. Indem wir im Begriff stehen, diese 
Gesetzgebung zu vereinheitlichen und auf weitere Kreise 
auszudehnen, mag daran erinnert werden, daß, abgesehen 
von den freiwilligen Leistungen der Arbeitgeber für Wohl- 
fahrts-Einrichtungen, seit Inkrafttreten der sozialpolitischen 
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Gesetze auf Grund der letzteren bis Ende 1909 nicht weniger 
als 9670 Millionen aufgebracht worden sind, und daß die 
Leistung im Jahre 1909 allein 


seitens des Reiches. . . . 51 Millionen Mark 
der Arbeitgeber . . 413 B ” 
der Arbeitnehmer . 342 % 5, 


zusammen mehr als 806 Millionen Mark betrug. 
Auf die Entwicklung von Deutschlands Handel, In- 
dustrie und Schiffahrt heute, nach fünfzigjähriger Tätigkeit, 
einen Rückblick zu werfen, war für den Deutschen Handelstag 
beinahe eine Naturnotwendigkeit. Unser Generalsekretär, 
Herr Dr. Soetbeer, dem ich mich gedrungen fühle, schon 
an dieser Stelle für die unermüdliche und die Kräfte eines 
einzelnen weit überragende Tätigkeit, die er im Interesse 
von Handel und Industrie seit bald 15 Jahren im Deutschen 
Handelstag ausübt, den Dank des letzteren auszusprechen, 
wird den Anteil schildern, den der Deutsche Handelstag an der 
Förderung dieser Entwicklung hat nehmen können. Deutsch- 
lands Handel und Gewerbe aber vertrauen auf die Zukunft, 
wiewohl sie wissen, daß ihnen Sorgen und Schwierigkeiten nicht 
erspart bleiben werden, und daß es angestrengter Arbeit be- 
dürfen wird, um ihrer Herr zu werden. Aber wie das Reich die 
schlummernden Kräfte der Nation geweckt hat, so mögen diese 
Kräfte weiter wirken zum Segen für die Gesamtheit unseres 
Volkes. 


Rückblick auf das Wirtschaftsjahr 1910. 


(Nr. 7.) 

Seit mehreren Jahren gibt der Präsident der Aeltesten 
der Kaufmannschaft von Berlin Kaempf in der letzten, 
vor Jahresschluß stattfindenden Sitzung dieses Kollegiums 
einen Rückblick auf das verflossene Wirtschaftsjahr. 


Die wirtschaftliche Lage hat im Jahre 1910 eine erheb- 
liche Besserung erfahren, wenngleich sie nicht für alle Zweige 
des Geschäfts eine gleichmäßige gewesen ist. 
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Nicht unwesentlich hat zu dieser Besserung die Be- 
ruhigung beigetragen, welche auf dem Gebiete der inter- 
nationalen Politik eingetreten ist. Das Jahr 1909 hatte zu 
einem bedrohlichen Konflikt zwischen Oesterreich- Ungarn 
und Rußland geführt, und nur das entschlossene Eintreten 
Deutschlands für Oesterreich-Ungarn hatte einen offenen 
Bruch zwischen den erstgenannten beiden Mächten verhindert. 
Im Jahre 1910 haben sich die Beziehungen Rußlands zu 
Oesterreich und zu Deutschland wesentlich gebessert, was auch 
aus den jüngsten Erklärungen des Reichskanzlers im Reichs- 
tage hervorgeht. Auch der Gegensatz der Meinungen ein 
zelner Bevölkerungsschichten in den englisch-deutschen Be- 
ziehungen ist weniger scharf hervorgetreten, und die Auffassung, 
daß der Wettbewerb beider Nationen auf dem Weltmarkte un- 
möglich auf kriegerischem Wege entschieden werden kann, hat 
Fortschritte gemacht, um so mehr, als der Außenhandel beider 
Länder erheblich zugenommen hat, derjenige Englands sogar 
prozentual und tatsächlich mehr als derjenige Deutschlands. 

Die Wirren in Portugal und in Griechenland sind ohne 
Einwirkung auf unsere wirtschaftliche Entwicklung geblieben. 

Weniger günstig lagen die Verhältnisse auf dem handels- 
politischen Gebiete. Allerdings sind zwei erfreuliche Momente 
zu verzeichnen. Mit Canada ist Deutschland zu einem provi- 
sorischen Abkommen gelangt, auf Grund dessen der canadische 
Zollzuschlag von 33'/,°/, auf deutsche Waren aufgehoben 
worden ist. Hoffentlich wird sich der Verkehr mit Canada 
in vorteilhafter Weise entwickeln. In England haben im 
Jahre 1910 zweimal, im Januar und im Dezember, Parlaments- 
wahlen stattgefunden, aus deren Resultat hervorgeht, daß der 
Schutzzollgedanke in England keine Fortschritte gemacht hat. 
Dagegen sind unserer Industrie neue Schädigungen erwachsen 
im Verkehr mit Frankreich, das, abgesehen von den formellen 
Schwierigkeiten der Verzollung, die es anwendet, seine Zoll- 
mauern, und wie es scheint, speziell gegen uns erhöht hat, 
und im Verkehr mit Amerika, das sich einen neuen Zolltarif 
und ein Zollgesetz geschaffen hat, nach welchem die Waren 
aus denjenigen Ländern mit erhöhten Zöllen belegt werden 
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können, die nach der Ansicht des Präsidenten der Vereinigten 
Staaten Amerika anderen Ländern gegenüber ungebührlich 
ungünstig behandeln. Durch das Abkommen, das Deutsch- 
land im Februar 1910 mit Amerika getroffen hat, sind uns 
zwar die amerikanischen Maximalzölle erspart worden, aber 
schon die Minimalzölle des neuen amerikanischen Zolltarifs 
sind für viele Fabrikate wesentlich höher als die Sätze des 
alten Tarifs.. Bei den letzten Wahlen in den Vereinigten 
Staaten ist allerdings eine große Unzufriedenheit mit den ver: 
teuernden Wirkungen des amerikanischen Schutzzollsystems 
zutage getreten. Ob aber eine Wendung in der Zollpolitik der 
Vereinigten Staaten eintreten wırd, läßt sich nochnicht beurteilen. 

Die Niederlande scheinen ebenfalls an eine Zollerhöhung 
zu denken. Die Verhandlungen Deutschlands mit Dänemark 
wegen eines Handelsvertrages sind bisher ergebnislos ge- 
blieben, während mit Schweden und Japan über Handels- 
verträge noch verhandelt wird. Im Handel mit Brasilien 
leiden wir unter den Begünstigungen, die Brasilien den Ver: 
einigten Staaten von Amerika gewährt hat. Ein großes Feld 
der Tätigkeit dürfte sich unserem Handel und unserer Industrie 
in Argentinien eröffnen, wenn es gelingt, zu einem günstigen 
Handelsvertrage mit diesem Lande zu kommen. Von hohem 
Interesse für Deutschland wird künftighin der chinesische 
Markt sein, und alle Bestrebungen, hier unsere Beziehungen 
zu kräftigen und unsern Einfluß auszudehnen, werden mit 
besonderer Genugtuung zu begrüßen sein. 

Was die für Handel und Industrie wichtigen Momente 
der inneren wirtschaftlichen Lage anlangt, so war die Ernte 
im Jahre 1910 zwar für Gerste, Hafer und Kartoffeln nicht 
sehr groß, dagegen für Roggen der Quantität nach befriedigend 
und für Weizen gut, wenngleich die Qualität zu wünschen übrig 
ließ. Im Zusammenhang mit der Lage des Weltmarktes sind die 


Preise am 15. Dezember für: 1909 1910 
Roggen . . . .... 160-162 145—146 
Weizen ii 20.4.000217-219 194—197 
Hafers, an. m. 55 50 196,75 

zurückgegangen. 
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Dagegen haben die Fleischpreise eine weitere Steigerung 
erfahren und zu lebhaften Erörterungen Veranlassung gegeben. 
Das Kollegium selbst hat seine Ansicht dahin ausgesprochen, 
daß eine Besserung in dieser Beziehung nur zu erwarten sei, 
wenn die Zölle ermäßigt werden und die Absperrung unserer 
Grenzen auf das Maß zurückgeführt wird, das durch die 
Rücksicht auf die Gesunderhaltung des deutschen Vieh: 
bestandes geboten ist, daß dagegen die letztere Rücksicht 
nicht als Vorwand für eine künstliche Preissteigerung des 
Fleisches benutzt werden darf. Dazu ist aber eine Aenderung 
des Fleischbeschaugesetzes notwendig, die bei der augen- 
blicklichen Zusammensetzung des Reichstages und bei der 
Stellung, die die preußische Regierung in dieser Frage ein- 
nimmt, in nächster Zeit kaum zu erwarten ist. Indes wird 
hierauf nach wie vor die volle Aufmerksamkeit zu richten sein. 

Was die Agrarzölle überhaupt anlangt, so ist die be- 
 merkenswerte Tatsache zu verzeichnen, daß zum ersten Male 
ein hervorragender Vertreter der hochschutzzöllnerischen 
schweren Industrie die jetzigen Agrarzölle als übertrieben 
hoch bezeichnet hat. 

Die unter der Wirkung unseres Hochschutzzollsystems 
erfolgte Preissteigerung fast aller Produkte und Fabrikate hat 
unter anderem auch die Frage zur Diskussion gestellt, in 
welcher Weise dadurch der deutsche Geldmarkt beeinflußt 
worden ist, dessen Anspannung durch den bisherigen Grad 
der Belebung des Verkehrs und der industriellen Tätigkeit 
nicht genügend erklärt wird. Diese Anspannung ist be 
sonders scharf in dem Status der Reichsbank hervorgetreten. 

Die Inanspruchnahme der Reichsbank (Wechsel und 
Lombard nach Abzug der Giroguthaben) erreichte im Durch- 
schnitt des Monats September 1910 den Betrag von 608 Mill. 
Mark gegen nur 330 Mill. Mark im September 1909 und 
blieb damit nur um wenige Millionen zurück hinter der 
Inanspruchnahme im Jahre der Hochkonjunktur 1906, wo 
dieselbe 616 Mill. Mark betrug; ja ultimo September 1910 
betrug sie sogar 1081 Mill. Mark gegen nur 1007 Mill. Mark 
Ende September 1906. Die Anspannung ist um so be- 
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merkenswerter, als die Bedürfnisse des Reiches in einer ge- 
ringeren Summe von diskontierten Schatzanweisungen zum 
Ausdruck kommen, da die erhöhten Steuern eine verringerte 
Inanspruchnahme der Reichsbank durch das Reich zur natur- 
gemäßen Folge haben. 

Die von uns im vergangenen Jahr angeregte Verbilligung 
der Kosten für den Ankauf von Schecks durch die Reichs- 
bank haben Kommission und Ausschuß des Deutschen 
Handelstages für wünschenswert erachtet. Sie erwarten von 
einer entsprechenden Verminderung der Kosten, daß all- 
mählich alle nicht am Platz zahlbaren Schecks an die Reichs- 
bank verkauft würden, die hierdurch eine gewinnbringende 
Geldanlage und die Kontrolle über einen nennenswerten 
Teil des Zahlungsverkehrs erlangen würde. Der Handels- 
stand seinerseits würde eine Einrichtung erzielen, die an 
Wert jedes Clearing überragen und zur weiteren Verbesserung 
der Zahlungsweise wesentlich beitragen würde. 

Es unterliegt kaum einem Zweifel, daß die Preis- 
erhöhung fast aller Produkte und Materialien und die damit 
zusammenhängende Erhöhung der Löhne und Gehälter ganz 
allgemein in allen gewerblichen Betrieben eine Erhöhung 
der Betriebskapitalien notwendig gemacht hat, und daß auch 
die Herstellung industrieller Anlagen und die Errichtung 
von Bauten aller Art die Festlegung höherer Anlagekapitalien 
als früher erfordert haben, ganz abgesehen von den Folgen, 
welche sich aus der Erhöhung der Güterpreise und der 
damit in Zusammenhang stehenden Verschiebung von Kapi- 
talien ergeben. Hieraus aber ergibt sich ein Einfluß auf den 
Zinsfuß des Landes, sowohl auf den Diskontsatz als auch 
auf den Kapitalzinsfuß. 

"Was letzteren anlangt, so ist es verständlich, daß jeder 
Finanzminister für die Anleihen seines Staates bei deren 
Begebung einen möglichst hohen Kurs ins Auge faßt. Es 
ist aber zu berücksichtigen, einerseits, daß der Kursstand der 
Anleihen eines Landes und die Verzinsung, die sie bieten, 
das Spiegelbild der wirtschaftlichen Lage und des Unter- 
nehmungsgeistes des Landes sein wird, und andererseits, daß 
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der erreichbare Begebungskurs der Anleihen ins Sinken ge- 
raten muß, wenn die Summe der neu in den Verkehr 
kommenden Anleihen die Sparkraft derjenigen Bevölkerungs- 
schichten beständig übersteigt, welche für die Aufnahme von 
Anleihen in Betracht kommen können. Unter diesem Ge- 
sichtspunkte muß hervorgehoben werden, daß Deutschland 
ein arbeitendes Land ist, und daß es namentlich bei der 
wachsenden Bevölkerung darauf angewiesen ist, die Früchte 
seiner Arbeit stets von neuem in gewerbliche Unternehmungen 
und Anlagen als neue Arbeitsfaktoren zu stecken. Es ist 
daher mit Recht die seinerzeit erfolgte Konvertierung der 
4°/,igen deutschen Anleihen in 3!/,/,ige als der größte 
Fehler bezeichnet worden, der in der deutschen Finanzpolitik 
jemals gemacht worden ist, und die Rückkehr zum 4°/,igen 
Anleihezinsfuß war durchaus gerechtfertigt. Die 4°/,igen 
Anleihen erfreuen sich einer verhältnismäßigen Beliebtheit 
bei den Kapitalisten, was bei den 3 und 3!/,°/,igen nicht der 
Fall ist. Es dürfte auch ohne Erfolg bleiben, durch künst- 
liche Mittel auf die Kurssteigerung der Anleihe einzuwirken. 
Das einzige wirksame Mittel der Kursbesserung ist die Be= 
schränkung in der Ausgabe neuer Anleihen, dann werden 
sich die Kurse unserer Staatspapiere auf naturgemäße Weise 
zu bessern in der Lage sein. Im Jahre 1910 sind die Kurse 
der deutschen Staatspapiere, namentlich die 3°/,igen und 
31/,'/,igen im allgemeinen bis zum Ende des 3. Quartals 
zurückgegangen, und erst gegen Ende des Jahres sind sie in 
der Erwartung, daß im nächsten Jahre nur geringfügige 
Emissionen von deutschen Staatspapieren stattfinden werden, 
etwa auf den Kurs, den sie Anfang des Jahres hatten, wieder 
gestiegen. 

Abgesehen von der im Januar erfolgten Uebernahme 
von 480 Millionen. 4°/,iger Preußischer Konsols und 
Deutscher Reichsanleihen durch das sogenannte Preußen- 
Konsortium, deren Placierung aber erst im Dezember dieses 
Jahres beendet wurde, sowie von kleineren Emissionen 
von Anleihen der Bundesstaaten haben zwei große durch 
deutsches und österreichisches Kapital unternommene Finanz= 
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Transaktionen die allgemeine Aufmerksamkeit auf sich ge- 
zogen: Der Abschluß der Ungarischen 4°/,igen Kronen- 
rente im Betrage von 250 Millionen 4°/, Kronenrente und 
250 Millionen 4!/,°/, Staatskassenscheine und der Türkischen 
Anleihe ım Betrage von 11 Millionen L. T. = 204 Millionen 
Mark, der durch eine deutschsösterreichische Finanzgruppe 
stattfand, nachdem sich die Mitwirkung der französischen 
Bankwelt aus politischen Gründen zerschlagen hatte. Wenn 
diese Geschäfte als „politische“ bezeichnet werden, so tritt 
in ihnen doch einerseits die Stärke der deutschen und öster- 
reichischen Bankwelt zutage, während sie andererseits den 
Beweis erbringen, daß derartige große Auslands-Transaktionen 
auch von Deutschland abgeschlossen werden können, ohne 
den inländischen Markt zu beeinträchtigen. 

Der Verkehr an der Fondsbörse war bis auf die letzten 
beiden Monate fast während des ganzen Jahres ein lebhafter, 
wie dies die Erträgnisse der Umsatzsteuer ergeben. Diese 
betrugen vom Januar bis November 1909 17885000 Mark, 
im gleichen Zeitraum 1910 21425000 Mark. In diesen 
Zahlen spiegelt sich die Wirkung der durch die Börsen- 
gesetz-Novelle wiedergewonnenen Rechtssicherheit wieder. 
Indes war die Kursentwicklung bei weitem nicht so stürmisch 
wie im Jahre 1909. Im letzteren Jahre hatten namentlich 
die Dividendenpapiere mit Rücksicht auf die erwartete 
Besserung der Konjunktur in der Industrie Kurssteigerungen 
erfahren, die zum Teil über das Ziel hinausschossen, und 
das Jahr 1910 hat in vielen Beziehungen hier eine Korrektur 
gebracht. So haben namentlich die Montanpapiere in 1910 
beträchtliche Kursherabsetzungen erfahren, wobei die Phönix- 
Aktıen allerdings eine Ausnahme machten. Desgleichen 
gingen die Kolonialwerte erheblich im Kurse zurück, weil 
auch hier die Erwartungen des Vorjahres zu hoch gespannt 
gewesen waren. Dagegen erfuhren die Aktien der Verkehrs- 
Unternehmungen im allgemeinen Kurserhöhungen, während die 
heimischen Bank-Aktien mit wenigen Ausnahmen Kursherab- 
setzungen aufzuweisen haben. Die Elektrizitäts-Aktien waren im 
allgemeinen beliebt, ihre Kursentwicklung aber nicht einheitlich. 
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Eine bemerkenswerte Erscheinung ist, daß im Berichts- 
jahre in den Kreisen des soliden Bankgewerbes sowohl in 
Berlin wie im übrigen Deutschland eine Bewegung gegen 
das Treiben von sogenannten Bucketshops (Animierbanken), 
deren Inhaber oder Leiter fast niemals die Berechtigung 
zum Besuch einer Börse erlangt haben, einsetzte. 

Die Konzentrationsbewegung hat im Berichtsjahr im 
Bankwesen keine sehr erheblichen Fortschritte gemacht. Die 
wichtigsten Fusionen waren die Aufnahme der Breslauer 
Wechslerbank und der Württembergischen Landesbank durch 
die Dresdner und die Uebernahme der Bayerischen Bank 
für Handel und Industrie durch die Darmstädter Bank. 
In der Industrie waren der Bergbau und die Elektrizitäts- 
industrie durch wichtige Fusionen ausgezeichnet. Das Suchen 
der Hütten und Walzwerke nach Kohlenzechen einerseits, 
nach weiterverarbeitenden Betrieben andererseits, führte zu 
zahlreichen Kombinationen. Die wichtigste Transaktion war 
die Verschmelzung der Deutsch-Luxemburgischen Bergwerks- 
und Hütten-Akt.-Ges. mit der Dortmunder Union. In der 
Elektrizitätsindustrie übernahm die Züricher Elektrobank, 
die Trustgesellschaft der A. E. G.,, die Akt.- Ges. vorm. 
W. Lahmeyer, und die A. E. G. trat zu der Felten & 
Guillaume-Lahmeyer-Gesellschaft in eine Interessengemein- 
schaft. Die Bedeutung der vorgenommenen zahlreichen 
Kapitalserhöhungen war im Bankwesen geringer, in der 
Industrie dagegen erheblich. 

Was den Getreidehandel und die Produktenbörse an- 
langt, so traf das neue, am 1. August beginnende Erntejahr 
noch in der ganzen Welt ansehnliche Reste der vorherigen 
Ernte an. Die neue Welternte war nicht kleiner als die 
vorhergegangene, und die Weltverschiffungen von Weizen 
nahmen einen Umfang an, wie sie ihn nie vorher gehabt 
hatten. In den fünf Monaten August bis Dezember haben 
über 7 Millionen Tonnen Weizen den Weg nach Europas 
Konsumgebieten genommen gegen 5?/, Millionen gleichzeitig 
1909. Frankreich, das sonst den Weltmarkt für Weizen 
nicht in Anspruch nimmt, war infolge einer Mißernte so 
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importbedürftig, daß man den notwendigen Jahreszuschuß 
auf 2!/, Millionen Tonnen schätzt, das ist mehr, als Deutsch- 
land durchschnittlich an fremdem Weizenzuschuß bedarf 
Bei der Versorgung unseres westlichen Nachbarstaates spielte 
auch das deutsche Getreide eine Rolle Große Mengen, 
besonders Weizen, aber auch Roggen, wurden nach Frank- 
reich auf sofortige und spätere Lieferung verschlossen, und 
da diese Verkäufe meist nicht Zug um Zug auszuführen 
waren, so wurde der Berliner Lieferungshandel in größerem 
Umfange zur Deckung in Anspruch genommen. Deutsch- 
land hatte in dem Ende Juli zu Ende gehenden Erntejahre 
an Weizen 360000 Tonnen und an Roggen 679000 Tonnen 
exportiert; in den ersten Monaten des neuen Erntejahres 
vom 1. August bis 30. November bereits 233000 Tonnen 
Weizen gegen 158000 gleichzeitig 1909 und von Roggen 
bereits 356000 Tonnen gegen 198000 Tonnen. 

Für die Entwicklungdes Kartellwesens war charakteristisch, 
daß sich, besonders in der schweren Industrie, in wachsendem 
Maße bei der Aufrechterhaltung und Erneuerung der Kartelle 
größere Schwierigkeiten zeigten als bisher. Eine Anzahl von 
Kartellen hat ihre Tätigkeit eingestellt. Besonders beachtens- 
wert wegen seiner Folgewirkungen war die Auflösung der 
großen Röhrensyndikate, des Gas- und des Siederohrsyndi- 
kates am 30. Juni 1910. Infolge der freien Konkurrenz auf 
dem Röhrenmarkte trat nunmehr ein starker Preissturz ein, 
der die Aufnahme zahlreicher reiner Röhrenwerke durch die 
großen Montankonzerne zeitigte. 

Innerhalb des Stahlwerksverbandes und des Kohlen- 
syndikates werden schon jetzt Erneuerungsverhandlungen ge- 
pflogen, obwohl die Verträge bei beiden Kartellen noch 
längere Zeit laufen. Die Schwierigkeiten für die Erneuerung 
des Kohlensyndikates liegen zum größten Teil in der 
Mißstimmung der reinen Zechen gegenüber den Vor: 
rechten der gemischten Zechen sowie in der wachsenden 
Konkurrenz der syndikatsfreien Betriebe. Unter diesen 
haben die preußischen Staatszechen einen bedeutenden Auf- 
schwung genommen. 
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Das Kohlensyndikat nahm im Juli eine Erhöhung der 
Kokspreise vor, zu einer Zeit, als die Konjunktur eine durch- 
greifende Besserung noch nicht erfahren hatte. Dagegen setzte 
es am 25. November die Richtpreise der hauptsächlichsten 
Fett: und Flammkohlensorten für 1910/11, wenn auch nur 
geringfügig, herab, woraus nicht mit Unrecht geschlossen 
. wurde, daß es in den Jahren des wirtschaftlichen Tiefstandes 
die Preise zu wenig ermäßigt hätte. Mitbestimmend für die 
Ermäßigung dürfte aber auch die wachsende Konkurrenz der 
englischen Kohle gewesen sein, deren erhöhtes Vordringen 
sowohl seitens des Kohlensyndikates als auch seitens der 
Oberschlesischen Kohlenkonvention Gegenmaßnahmen her- 
vorgerufen hatte, die sich besonders auf Erreichung von 
Herabsetzung der Gütertarife für ihre Erzeugnisse richteten. 

Sowohl in Deutschland als auch in Oesterreich hat im 
Berichtsjahre die Staatsgewalt innerhalb der wirtschaftlichen 
Verbände eine gewisse Rolle gespielt. In Oesterreich zeigte 
sich dieser Eingriff durch das Vorgehen der Regierung auf dem 
Gebiete der Rohöl- und Petroleumproduktion, in Deutschland 
durch den Erlaß des Reichskaligesetzes. Wenn es bisher als 
eine gesetzgeberische Aufgabe galt, Ausschreitungen und 
Uebergriffen der Kartelle entgegenzutreten, so wurden jetzt 
auf dem Wege der Gesetzgebung die Außenseiter der Kartell- 
gewalt unterworfen und den ohne solche Zwangsmittel nicht 
mehr existenzfähigen Kartellteilnehmern durch gesetzliche Preis- 
und Abgabevorschriften die Weiterexistenz ermöglicht. 

Der Umfang der Streikbewegung war im Jahre 1910 
wie in ganz Deutschland so auch in unserem Bezirke größer 
als in den beiden vorangehenden Jahren. Man wird nicht 
fehlgehen, wenn man einen inneren Zusammenhang annimmt 
zwischen der Stärke der Streikbewegung und der Besserung 
der industriellen Konjunktur sowie der Besserung auf dem 
deutschen Arbeitsmarkte. Immerhin ist die Streikstatistik 
nicht als absoluter Maßstab zu betrachten, da in Industrien 
mit Tarifverträgen für den Zeitpunkt eines Streiks häufig 
nicht die Konjunktur, sondern der Ablaufstermin des Tarif» 
vertrages maßgebend ist. In Deutschland haben zwei große 


57 


Lohnbewegungen im Jahre 1910 tiefgehende Beunruhigung 
hervorgerufen. Die eine war der Streik und die Aussperrung 
der Werftarbeiter in Hamburg, die deswegen so tief in das 
Wirtschaftsleben einzugreifen drohten, als der Gesamtverband 
Deutscher Metallindustrieller in Aussicht nahm, die Werften 
durch eine Gesamtaussperrung zu unterstützen. Die Be- 
wegung hätte dadurch einen Umfang angenommen, der das 
Wirtschaftsleben auf das empfindlichste hätte beeinträchtigen 
müssen, und auf Grund dieser Erwägung gelangte man zu 
Einigungsverhandlungen, die am 6. Oktober, zwei Tage vor 
der geplanten Aussperrung, zu einer Verständigung zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitern führten. 


Der zweite Lohnkampf fand im Baugewerbe statt, in 
welchem fast alle bestehenden Tarifverträge am 31. März 1910 
abliefen. Da die Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern zunächst zu keinem Resultate führten, begann 
die Aussperrung am 15. April. Die Berliner Unternehmer 
beteiligten sich jedoch daran nicht. Sie knüpften vielmehr 
von neuem Verhandlungen mit der Arbeiterschaft an, wobei 
eine Verständigung erzielt wurde. Außer in Berlin ver- 
ständigten sich auch in Hamburg die Arbeitgeber mit den 
Arbeitern, ebenso in einer Reihe anderer Städte, wie Bremen, 
Wilhelmshaven, Osnabrück, Koburg, Jena, wo es nicht zur 
Aussperrung kam. Im Mai gelang es den Bemühungen des 
Reichsamts des Innern, die Parteien zu Vergleichsverhand- 
lungen zu bewegen, und da diese nicht zu einer Einigung 
führten, wurde ein Schiedsspruch gefällt, der sowohl von 
den Arbeitgeber-Verbänden wie von den Gewerkschaften 
angenommen wurde. 


Von besonderer Bedeutung war der Streik der Eisenbahn- 
angestellten in Frankreich, der für einige Tage den Verkehr 
Frankreichs mit dem Auslande ernstlich gefährdete, der aber 
durch das energische Einschreiten der französischen Regie- 
rung binnen kurzer Zeit zur Erledigung kam. 


Wenn Berlin von den Folgen der Bauarbeiteraussperrung 
nicht direkt berührt worden ist, so hat doch die durch die 
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Aussperrung hervorgerufene Beunruhigung auf die Ent- 
wicklung der Bautätigkeit in Groß-Berlin indirekt eingewirkt. 
Hierfür kamen als ungünstige Momente ferner in Betracht 
die Besorgnis, daß es über kurz oder lang zu einer Ein- 
führung des zweiten Teils des Gesetzes über die Sicherung 
der Bauforderungen mit allen seinen tiefeinschneidenden 
Wirkungen kommen könne, sowie die Besorgnis vor der 
Reichswertzuwachssteuer, die fast während des ganzen Jahres 
die Gemüter bewegte. Auch die Versteifung des Geld- 
marktes blieb nicht ohne Einfluß. Aus der Gesamtheit 
dieser Gründe hat die Bautätigkeit in Berlin nicht in dem 
Umfange zugenommen, den man nach dem Darniederliegen 
in den Jahren 1908 und 1909 erwartet hatte. Immerhin ist 
die Zahl der Bauerlaubnisse, die für Berlin in den Monaten 
Januar bis September erteilt worden sind, von 2500 im 
Jahre 1909 auf 3051 in 1910 gestiegen. 

Die mit der Bautätigkeit in Zusammenhang stehenden 
Gewerbe, wie die Industrie der Steine, des Zements, der 
Straßenbaumaterialien, der Schamottewaren, des Holzhandels, 
der Bautischlerei u. a., haben nur zum Teil verhältnismäßig 
befriedigende Resultate erzielt. 

Von den Industriezweigen, welche hauptsächlich von 
den neuen Steuern betroffen worden sind, bezeichnet die 
Zigarrenindustrie die Zeit vom August 1909 bis zum Herbst 
1910 als die traurigste Zeit, die sie bisher gesehen habe. 
Im Spirituosenhandel ist der Konsum an Trinkbranntwein 
um etwa 20°/, gegenüber der Aera vor dem letzten Brannt- 
weingesetz zurückgegangen. Die Gründe hierfür liegen im 
wesentlichen in der durch die Erhöhung der Verbrauchs- 
abgabe bedingten Steigerung der Alkoholpreise und der 
Zollerhöhung für Arak, Kognak usw., während der Anti- 
alkoholbewegung und dem in Verbindung mit politischen 
Motiven stattfindenden Boykott der Gewerkschaften geringere 
Bedeutung beizumessen ist. Die Berliner Lagerbierbrauereien 
haben nach langen und schwierigen Verhandlungen eine Er- 
höhung der Bierpreise vereinbaren und durchsetzen können. 
Hierdurch ist die schwierige Lage, in der sich die Brauereien 
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in den letzten Jahren befanden, erleichtert worden, um so 
mehr, als die Bestimmungen des neuen Steuergesetzes die 
Gründung neuer Brauereien für die nächsten Jahre erschweren. 
Den Berliner Weißbierbrauern ist es dagegen nicht gelungen, 
im Wege einer Preiserhöhung einen Ausgleich ihrer erhöhten 
Lasten zu erreichen. Alle Brauereien klagen über die Wir- 
kung der Antialkoholbewegung und u. a. besonders darüber, 
daß in einzelnen, namentlich staatlichen Fabrikstätten jetzt 
der Genuß von Bier verboten worden ist. 

Von den übrigen Berliner Industriezweigen lauten die 
Berichte aus der elektrischen, der Automobil-e und der 
chemischen Industrie — der letzteren mit Ausnahme der 
Lack- und Firnisbranche — im allgemeinen zufriedenstellend, 
während sich namentlich durch die Berichte der Maschinen- 
und Wagenbau-, der Messing- und Kupfer», der Papier- und 
zahlreicher Zweige der Textilindustrie wie ein roter Faden 
die Klage hindurchzieht, daß, wenn auch der Beschäftigungs- 
grad und die Menge der Umsätze günstige gewesen seien, 
doch die Preise und die Gewinne hinter den Erwartungen 
erheblich zurückblieben. Die Rohstoffpreise, die Löhne und 
sonstigen Fabrikationskosten stünden in keinem Verhältnis 
zu den Preisen der Fabrikate.e Wenn in früheren Zeiten 
die Rohstoffpreise bei rückläufiger Konjunktur gesunken 
seien, so daß die Wettbewerbfähigkeit der verarbeitenden 
Industrie sich erhöht hätte, so habe in der letzten Depressions- 
periode z. B. das Kohlensyndikat die Preise erst spät und 
nicht genügend ermäßigt, und auch die Verbände der Eisen- 
industrie hätten den Verhältnissen nicht genügend Rechnung 
getragen. 

Mit diesen Klagen stehen die Zahlen der Güter- 
bewegung und des Arbeitsmarktes nicht in Widerspruch, 
denn sie lassen nur auf den Beschäftigungsgrad, nicht 
aber auf die erzielten Preise Rückschlüsse zu. Aus 
der nachfolgenden Tabelle ergibt sich einerseits, in wie 
großem Umfange der Güterverkehr; sich gehoben, und 
andererseits, in welchem Umfange sich die Arbeitsgelegen- 
heit gebessert hat. 
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Verkehrseinnahmen deutscher Eisenbahnen (in Mill. Mark). 


& 
° 


Juli 


> 
© 
2 


April 
Mai 
Juni 

August 
Sept 





























Jahr 
Januar 








a) Personenverkehr 
LAOS E19 ,.20.20,29,31,.59.2 560.21 71:4, 75.1, 75.8] 653 588] 47.3|.. 





150911 745.21 139.91.48.917.61,51)765.91,.69.2178.711179.3| 66:31. 62.7) 49.41}. 


2 50.11 45.11 62.7 58.2| 76.7! 68.7| 85.51 83.4 71.51 669 92.71 





| 


b) Güterverkehr 


126.7| 138.9! 140.7! 132.7 135.2 140.5! 149.8 152.9) 165.9 156.3 
| | | | 





























1908 | 124.1) 126.3] 131.5] 124.9 127.5] 119.2] 130.9] 131.3! 136.4] 149.6) 135.4] . 
1909 |118.2| 118.6 134.3| 127.2 127.3 128.5 134.8 135.3) 142.3 153.2 144.7... 
ES 


Steigerung oder (—) Rückgang in den gesamten Verkehrseinnahmen 
deutscher Eisenbahnen (in Mill. Mark). 

























































































urn aD an ES leer ar A Dre Ba 

alils a/3 @lalal:lslal; 
1908 38 1253| 2591-92 6.8 20 0.5| —3.2 22 a 72 —4.7 
O2 230 810,245 4.7,,49110.6.91,.2745 7.6.8.3) 251 11.4 18.3 
1910| 12.7) 13.3| 18.4| 10.2) 16.1] 6.4| 12.5| 18.5) 15.8| 169) 149 

Andrang an den deutschen Arbeitsnachweisen. 
Auf 100 offene Stellen kommen pCt. Arbeitsuchende. 

190911184.251172.301146.381137.82 26 147.23 130.1120.83 135.641156.6|. . 
‚1910|158.04]146.76|119.71/130.65[|133.281125.421125.00]116.71107.671131.031146.5| . . 



































Wir stehen vor einer wichtigen Phase in der Entwicklung 
unserer Handelspolitik. Die Frage der Erneuerung unserer 
Handelsverträge rückt näher, und es wird Zeit, prinzipielle 
Stellung zu unserer Handelspolitik zu nehmen. Sollen die 
kommenden Handelsverträge geschlossen werden wie die 
letzten, daß die gegenwärtigen Zollschranken als ein noli me 
tangere betrachtet werden, und daß wir — und infolge davon 
auch die anderen Staaten — uns mit einem aus erhöhten 
Zöllen bestehenden Rüstzeug bewaffnen, von dem da und 
dort etwas heruntergehandelt wird, um einen Vertrag zu er- 
möglichen? Dies Verfahren hat sich als unbrauchbar erwiesen. 
Allerdings scheint es, als ob bei uns und überall nachgerade 
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die Ueberzeugung Geltung erlangt, daß es auf diesem Wege 
nicht weiter geht, daß die jetzigen auf allen Artikeln lastenden 
Zölle zwar der einzelnen Industrie für ihre Artikel Schutz 
gewähren, diesen aber illusorisch machen durch die Zölle, 
die auf den Waren lasten, die sie als Roh- oder Halb- 
fabrikate weiter verarbeitet, durch die Agrarzölle, die die 
Arbeitslöhne verteuern. Vorsichtige Zollermäßigungen werden 
die Industrien nicht — wie es heißt — der ausländischen 
Konkurrenz preisgeben, sondern sie im Gegenteil konkurrenz- 
fähıger machen, besonders da durch solches Vorgehen auch 
andere Staaten zur Abtragung ihrer Zollmauern veranlaßt 
werden würden. Das Bestreben 'der Handelsvertretungen 
muß sein, auf diesen Weg zu verweisen und eine neue ÄAera 
handelspolitischer Annäherung gegenüber der jetzigen all- 
gemeinen Äbsperrung zu fordern. 
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3. Abschnitt. 


Wirtschafts- und Handelspolitik. 


Fi 
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Die Richtlinien der deutschen Wirtschaftspolitik. 
(Nr. $-10.) 


Rede im Reichstag am 18. Januar 1904. 
(Nr. 8.) 


Vorbemerkung. 


Im Dezember 1902 war nach langen Kämpfen ein 
neuer autonomer Zolltarif zustandegekommen, der er: 
heblich erhöhte Sätze für Getreide und andere land- 
wirtschaftliche Erzeugnisse enthielt und der Regierung 
als Grundlage bei der Erneuerung der Handelsverträge 
dienen sollte. Im agrarischen Interesse lag es, die be- 
stehenden Handelsverträge sofort zu kündigen und die 
Sätze des neuen Tarifs, sei es autonom, sei es als Posis 
tionen neuer Handelsverträge, in Kraft treten zu lassen. 
Die Regierung leitete zwar Verhandlungen mit den Ver: 
tragsstaaten wegen des Abschlusses neuer Verträge ein, 
kündigte aber die bestehenden Verträge nicht. Nach> 
dem die konservative Fraktion des Reichstages bereits 
im Jahre 1903 in einer Interpellation die Regierung gefragt 
hatte, wann die Kündigung der Handelsverträge erfolgen 
werde, richtete sie am 15. Dezember 1904 an den Reichs» 
kanzler die Anfrage: 


„Warum ist die im Interesse der deutschen Land- 
wirtschaft gebotene und auch von den Verbündeten 
Regierungen wiederholt als dringlich anerkannte 
Kündigung der in den Jahren 1891 bis 1894 mit 
mehreren anderen Staaten abgeschlossenen Tarif- 
verträge noch nicht erfolgt?“ (Reichstagsdrucksache 
Nr. 135.) 


In der Besprechung am 18. Januar 1904 übte der Abg. 
Graf v. Kanitz als Interpellant eine scharfe Kritik an 
den bestehenden Handelsverträgen und dem System der 
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Kaempf, Reden und Aufsätze. 5 


„planlosen willkürlichen Meistbegünstigung“. „Für die 
Landwirtschaft ist... die baldige Befreiung von diesen 
Verträgen geradezu eine Lebensfrage.‘“ Der zweite konser- 
vative Redner, Graf v. Schwerin-Löwitz, bezifferte den 
Schaden, welchen die deutsche Landwirtschaft dadurch 
erleide, daß sie ihre Getreideernte von 1904 noch unter 
den alten Tarifsätzen zum Verkauf bringen müsse, auf 
105 Millionen Mark. Auch ein vertragsloser Zustand 
wäre kein großes Uebel. In seiner Antwort erklärte der 
Staatssekretär Graf v. Posadowsky=Wehner es als not: 
wendig, die „alten Verträge möglichst in neue Verträge 
zu konvertieren, um das deutsche Wirtschaftsleben vor 
möglichen Erschütterungen zu bewahren“. In der Be- 
sprechung war Wortführer der Freisinnigen Volkspartei 
der Abg. Kaempf. 


Meine Herren, über alle Einzelheiten der Handelspolitik 
und des Zolltarifs zu sprechen, wozu ja der Ansatz gemacht 
worden ist, würde Wochen in Anspruch nehmen. Ich werde 
mich daher auf einzelne allgemeine Gesichtspunkte beschränken, 
nachdem ich zuvor Herrn Grafen Kanitz für die liebenswürdige 
Apostrophierung, die er an meine Person gerichtet hat, gedankt 
habe. Ich möchte dem Herrn Grafen Kanitz ins Gedächtnis 
zurückrufen, daß ich bei Gelegenheit der Beratung der Denk- 
schrift über die Anleihegesetze bewiesen habe, daß die deutschen 
Börsen nicht mehr imstande waren, selbst in normalen Zeiten 
eine deutsche Anleihe von 290 Millionen Mark so lange in 
der Schwebe zu halten, bis sie allmählich fest in das Publikum 
übergegangen sei. Daß damit nicht gesagt sein kann, daß für 
alle künftigen Zeiten und für alle Vergangenheit die Börse 
es fertig gebracht hat und es fertig bringen wird, den all- 
gemeinen Zinsfuß zu dekretieren, wird der Herr Graf Kanitz 
selbst nicht glauben. 

Ich will ihn aber etwas weiter in die Vergangenheit 
zurückführen, ich will ihn erinnern an die Zeit, wo die 
preußischen Pfandbriefe einen Zinsfuß von # bis 4!/, Prozent 
trugen. Diese Zeit liegt etwa 20 bis 30 Jahre hinter uns, und 
heute tragen die Pfandbriefe nur einen Zinsfuß von 3 Prozent, 
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was bei dem heutigen Kursstande eine Verzinsung von zirka 
31/, Prozent ausmacht. Wenn der Herr Graf Kanitz der 
Meinung ist, daß an dieser Reduktion des Zinsfußes der 
Pfandbriefe um ungefähr 25 Prozent, einer Krediterleichterung 
der Landwirtschaft um ebenfalls 25 Prozent entsprechend, die 
Börse schuld sei, dann, hoffe ich, wird er Arm in Arm mit 
mir zwar nicht das Jahrhundert in die Schranken fordern, 
aber schleunigst das Börsengesetz und das Börsensteuergesetz 
aus der Welt schaffen. 

In der heute vorliegenden Frage kann ich allerdings mit 
dem Herrn Grafen Kanitz nicht Hand in Hand gehen; denn ich 
stehe auf dem Standpunkt, daß, solange internationale Ver- 
handlungen von der Bedeutung und der Schwierigkeit, wie 
es die Verhandlungen über Handelsverträge sind, schweben, 
wobei noch zu berücksichtigen ist, daß die Reichsregierung 
zugleich mit mehreren fremden Staaten zu verhandeln hat, es 
praktisch und materiell unzulässig ist, die Regierung zu einer 
öftentlichen Erklärung zu provozieren. Ich stimme daher dem 
Herrn Staatssekretär des Innern zu, wenn er neben einem 
kleinen Appell an den Patriotismus kaum etwas anderes als 
eine formelle Beantwortung der Interpellation gegeben hat. 

Meine Herren, wenn die Herren Interpellanten, wie der 
Herr Graf Kanitz offen ausgesprochen hat — und nur diesen 
hat Herr Kollege Gothein wiederholt — den Wunsch haben, den 
neuen Zolltarif mit den erhöhten Sätzen für Getreide und für 
Fleisch so bald wie möglich in Kraft treten zu sehen, so ver- 
stehe ich vollständig den Standpunkt der Reichsregierung, 
welche vor der Verantwortlichkeit zurückscheut, diese un» 
erhörte Erhöhung der Zölle für Getreide und Fleisch in Kraft 
treten zu lassen, ohne wenigstens übersehen zu können, was 
denn aus der Gesamtheit der Handelsverträge wird, und welche 
Vorteile auf der anderen Seite dafür dem deutschen Volke ge- 
boten werden können. Ich stehe auf dem Standpunkt, und 
mit mir meine Freunde, daß die landwirtschaftlichen Zölle 
und namentlich deren Erhöhung nach dem Schema des Zoll- 
tarifs ein Unglück für unser Land sein würden, und wir sind 
überzeugt, daß das deutsche Volk derartig hohe Zölle auf die 
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notwendigsten Lebensbedürfnisse nicht ertragen wird. Wir 
sind überzeugt, daß binnen kurz oder lang es sich bitter 
rächen muß, dem Volke diese Zölle zugemutet zu haben. 
Gerade angesichts der außerordentlichen Höhe der Getreide- 
und Fleischzölle, welche eingeführt werden sollen, ist es an- 
gebracht, daran zu erinnern, daß, wenn Sie z. B. für Roggen 
den Zoll von 5 Mark als Minimum und 7 Mark als das Er- 
sehnte einführen wollen, dies einen Prozentsatz ausmacht von 
50 bis 70 Prozent auf den Weltmarktpreis. Der Herr Graf 
v. Schwerin-Löwitz hat uns soeben vorgerechnet, was es dem 
Lande kostet, wenn nicht sofort der neue Zolltarif in Kraft 
tritt. Das kostet nach seiner Rechnung auf 7 Millionen 
Tonnen 20 Mark pro Tonne, abzüglich dessen, was das Aus- 
land zu tragen hat, also 105 Millionen Mark. Ja, wer bezahlt 
denn diese 105 Millionen Mark? Doch wohl die Gesamtheit 
der Konsumenten zugunsten des Großgrundbesitzes, — und 
ich meine denn doch, auf die Konsumenten ist auch noch 
etwas Rücksicht zu nehmen. Es ist gar nicht mehr Sitte, wie 
es scheint, davon zu reden, daß wir einmal auch billiges Brot 
und billige landwirtschaftliche Produkte zu essen bekommen 
wollen, sondern es wird nur vorgerechnet, was die Zölle ein- 
bringen, ohne zu sagen, wer sie eigentlich bezahlt. 

Wir halten die Lebensmittelzölle überhaupt und nament- 
lich die Erhöhung der Lebensmittelzölle auf die Sätze, wie 
sie im neuen Zolltarif vorgesehen sind, des weiteren für ein 
Unglück für unser Land, weil sie entgegenwirken dem Ab- 
schluß günstiger Handelsverträge. Unter günstigen Handels- 
verträgen verstehe ich solche, welche der Industrie und 
namentlich der Exportindustrie die Möglichkeit geben, 
unseren Bevölkerungszustand aufrechtzuerhalten. Damit wird 
gleichzeitig auch der Landwirtschaft die Möglichkeit gegeben, 
Vorteil zu ziehen; denn nur, wenn eine kaufkräftige industrielle 
Bevölkerung vorhanden ist, wird sie angemessene Preise be- 
kommen für ihre landwirtschaftlichen Produkte. Nur wenn 
die Exportindustrie nicht unterbunden wird, ist es möglich, 
den Stand unserer Bevölkerung, die, wie Herr Kollege Gothein 
ausgeführt hat, jährlich um 900 000 Menschen wächst, aufrecht- 
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zuerhalten. Wir müssen Fabrikate herstellen, die ins Ausland 
verkauft werden; denn nur mit dem Erlös dafür sind wir in 
der Lage, der Bevölkerung die Nahrungsmittel zu verschaffen, 
deren sie bedarf. (Unruhe rechts.) — Ja, das hören Sie nicht gern. 
Sie haben es auch nicht gern gehört, als Ihnen auseinander 
gesetzt wurde, daß wir entweder Waren oder Menschen 
exportieren müssen; in großem Umfange Menschen expor> 
tieren, das bedeutet aber die Anmeldung des moralischen 
Bankerotts des Landes. 

Wir sind ferner gegen eine Kündigung der Handels: 
verträge,. insofern darin die Gefahr von Zollkriegen liegt; 
denn Zollkriege sind ebenso verhängnisvoll wie Kriege mit 
Flinten und. Kanonen. 

Meine Herren, die Motivierung der Interpellation, be- 
treffend die Kündigung der Handelsverträge, bezieht sich auf 
die Not der Landwirtschaft. Ich will hier nicht mit der 
Ausführlichkeit, wie es nötig wäre, die Gründe auseinander: 
setzen, die uns zur Ueberzeugung geführt haben, daß, so hoch 
Sie auch die landwirtschaftlichen Zölle normieren mögen, Sie 
damit der Landwirtschaft auf die Dauer nicht helfen können. 
Ich will aber doch hier dem Erstaunen darüber Ausdruck 
geben, daf3 die Geschichte der englischen Kornzölle spurlos 
an uns vorübergezogen ist. Diese Geschichte lehrt uns, daß 
zu jener Zeit in England die Not der Landwirtschaft mit den- 
selben Worten geschildert worden ist wie heute, daß dieselben 
Mittel dagegen angewendet worden sind, ja, daß sogar durch 
das Korngesetz von 1815 tatsächlich der englischen Land- 
wirtschaft das Monopol für die Versorgung Englands mit 
Getreide gegeben wurde. Alles dies, meine Herren, hat nicht 
standhalten können gegenüber der Naturnotwendigkeit, die 
England gezwungen hat, aus einem Agrarstaat ein Industrie- 
staat zu werden, — eine Lage, in der wir uns heute ebenfalls 
befinden. Auch dann, wenn ich mich bezüglich der Verhältnisse 
der Landwirtschaft auf den Standpunkt des non liquet stelle, 
würde ich doch der Meinung sein, daß einer so schwer 
wiegenden Maßregel, wie der Einführung des neuen Zoll- 
tarifs, hätte vorausgehen sollen eine unparteiische und ein- 
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gehende Untersuchung der Verhältnisse der Landwirtschaft. 
Bisher sind immer nur partielle Untersuchungen dagewesen. 
Ich habe erst vor kurzem eine Schrift in die Hand bekommen, 
eine amtliche Königlich preußische Schrift, worin die Unter: 
suchungen niedergelegt waren über die hohen Fleischpreise 
des Jahres 1902. In dieser Schrift können Sie an verschiedenen 
Stellen lesen, daß von der Landwirtschaft genügende Aus- 
künfte über die Verhältnisse nicht zu erlangen waren. 


Auch die Prophezeiungen, die wir ja in früheren Jahren 
wiederholt gehört haben, können nur cum grano salis auf- 
gefaßt werden. Am 1. März 1894 bei der Beratung in diesem 
Hause über den neu abzuschließenden russischen Handels- 
vertrag hat der Führer der Gegner der Handelsverträge 
folgendes gesagt: 


Ich bin der Ueberzeugung — und ich will auf die 
weiteren Preisgestaltungen nicht länger eingehen, um 
Ihre Zeit nicht zu lange in Anspruch zu nehmen —, 
daß, wenn diese Verträge noch 10 Jahre lang in Kraft 
bleiben, viele, sehr viele Landwirte dem Ruin ver- 
fallen, und daß speziell unser Bauernstand in den 
östlichen Provinzen so gut wie zugrunde sein 
würde, mag dieser russische Vertrag hinzukommen 
oder nicht. 


In derselben Sitzung ist eine Subhastationsstatistik an- 
geführt worden, die sich unzweifelhaft auf amtliche Quellen 
stützte. In jener Sitzung des Jahres 1894 ist uns gesagt worden, 
daß in den sechs Jahren vorher in Ostpreußen zusammen 
78 000 Hektar zur Subhastation gelangt seien, in Westpreußen 
96 000 Hektar. Wenn Sie nun die Subhastationsstatistik für 
diese beiden Provinzen aus den Jahren 1896 bis 1901 — also 
nach dem Abschluß des russischen Handelsvertrages — an» 
sehen, so finden Sie folgendes: in Ostpreußen sind im Durch- 
schnitt der sechs Jahre in jedem Jahre 8550 Hektar zur Subha- 
station gelangt gegenüber 13 000 im Durchschnitt der sechs 
vor Abschluß des russischen Handelsvertrages, in Westpreußen 
aber in den sechs Jahren nach Abschluß des russischen Handels- 
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vertrages 5500 Hektar gegen 16000 in den sechs Jahren vor 
Abschluß desselben. 

Wenn ich somit die Berechtigung der Interpellation nicht 
anerkennen kann, so muß ich doch einen Augenblick die Ver- 
handlungen selbst streifen, welche über die Handelsverträge 
augenblicklich geführt werden. Daß der Zolltarif, wie er vor 
einem Jahre unter so großen Geburtswehen endlich zur Welt 
gekommen ist, vollständig seinen Zweck verfehlt, darüber kann 
nach meiner Ansicht heute kein Zweifel mehr sein; denn von 
welchem Gesichtspunkt aus ich auch diesen Zolltarif betrachte, 
immer springt mir seine Zweckwidrigkeit in die Augen. Er 
ist ja gar nicht gemacht, um in Kraft zu treten; sollte er aber 
in Kraft treten, so gibt es kein größeres Unglück für Deutsch» 
land als dieses Inkrafttreten. Aber als Instrument zu Ver» 
handlungen ist er auch nicht zu gebrauchen. Was ist er 
anderes als eine Drohung? Und nun bitte ich Sie, sich zu 
üherlegen, was aus Verhandlungen werden soll, bei denen 
man mit Drohungen anfängt! Verhandlungen über Geschäfte 
in großem Stil — und etwas derartiges sind ja doch die Ver- 
handlungen über Handelsverträge — lassen sich nicht führen, 
wenn man sich von vornherein als Feinde betrachtet, wenn 
man gestiefelt und gespornt sich an den Verhandlungstisch 
setzt, wenn man bis an die Zähne gerüstet ıst, indem man 
verhandeln will, und wenn einem die Drohungen aus der 
Rocktasche herausgucken. Als gute Freunde muß man ver- 
handeln, sonst kann man niemals zu einem Resultat kommen; 
man muß nicht davon ausgehen, daß der eine den andern 
übervorteilen will, sondern davon, daß ein Geschäft ab= 
geschlossen werden soll, bei dem beide Teile ihren Nutzen 
haben. Wenn Sie die Regierung zu etwas auffordern wollen, 
so fordern Sie dieselbe auf, in diesem friedlich-freundschaft- 
lichen Sinne die Vertragsverhandlungen mit den fremden Staaten 
fortzusetzen und sich auch fernerhin der Verantwortlichkeit 
bewußt zu sein, daß die hohen Getreidezölle, welche durch 
den Tarif in Aussicht genommen sind, nicht zu günstigen 
Handelsverträgen führen können, sich bewußt zu sein, daß 
diese hohen Getreide- und sonstigen landwirtschaftlichen Zölle 
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für die Allgemeinheit nur von dem erheblichsten Schaden be- 
gleitet sein können. Nur wenn in dieser Weise die Ver- 
handlungen geführt werden, können Sie zu Handelsverträgen 
kommen, welche einer weit ausschauenden Wirtschaftspolitik 
und dem Wohle der Gesamtheit des Volkes entsprechen. 


Rede im Reichstag am 9. Februar 1909 zum Etat des Reichs- 
amtes des Innern. 
(Nr. 9.) 


Meine Herren, in den Verhandlungen der letzten Tage 
sind bereits einige wirtschaftspolitische Punkte berührt worden. 
Es scheint mir indes, daß die Verhandlungen über das Reichs- 
amt des Innern in ihrer Allgemeinheit nicht zu Ende gehen 
sollten, ohne daß die wirtschaftliche Lage und die Folgen 
unserer Wirtschaftspolitik im Zusammenhang beleuchtet werden. 

Ich knüpfe an einen Punkt an, der bereits vor einigen 
Tagen hier berührt worden ist, nämlich an den zu erwartenden 
portugiesischen Handelsvertrag. Das ist ja an und für 
sich keine welterschütternde Angelegenheit, aber sie wirft doch 
ein Streiflicht, und zwar ein grelles, auf unsere wirtschafts- 
politische Situation und die Art und Weise, wie solche Fragen 
zur Behandlung gelangen. 

Wie Sie wissen, ist der portugiesische Handelsvertrag 
im Wirtschaftlichen Ausschuß zur Beratung gekommen. Ich 
selbst gehöre diesem Ausschuß an; da seine Verhandlungen 
geheim sind, bin ich nicht in der Lage, aus ihnen etwas mit- 
zuteilen. Immerhin ist aus den Zeitungen und auch aus 
den Verhandlungen in der Budgetkommission hinreichendes 
Material bekannt geworden, um auch über den portugiesischen 
Handelsvertrag hier ein Wort zu sprechen. Der Wirtschaft- 
liche Ausschuß wird zusammengesetzt durch den Herrn Reichs- 
kanzler, welcher in ihn diejenigen Personen beruft, die ihm 
dazu geeignet erscheinen; auf einer gesetzlichen Grundlage 
indessen beruht dieser Ausschuß nicht. Nun spreche ich 
durchaus nicht gegen die Verhandlungen im Wirtschaftlichen 
Ausschuß, auch nicht dagegen, daß der Herr Reichskanzler 
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durch ihn sich die nötige Aufklärung über die Verhältnisse 
verschafft; im Gegenteil, ich halte den Wirtschaftlichen Aus- 
schuß für eine sehr nützliche Einrichtung. Aber wenn dieser 
Institution, die auf keiner gesetzlichen Grundlage beruht, 
Mitteilungen gemacht werden über einen abzuschließenden 
oder bereits abgeschlossenen Handelsvertrag, dann fragt man 
sich doch: warum werden denn den gesetzlichen Handels- 
vertretungen, den Handelskammern, den kaufmännischen 
Korporationen, hierüber keine Mitteilungen gemacht? Wes- 
halb bleiben Handel und Industrie, die doch in erster Linie 
dabei in Betracht kommen, im unklaren über das, was ihnen 
durch diesen Handelsvertrag bevorsteht? Ich schließe mich 
daher einem hier bereits geäußerten Wunsch, daß der portu- 
giesische Handelsvertrag veröffentlicht werden möge, an. Ich 
meine: selbst wenn für Handel und Industrie Ungünstiges 
darin steht, ist es besser, daß Handel und Industrie dies 
rechtzeitig erfahren, als erst dann, wenn der portugiesische 
Handelsvertrag hier zur Beratung eingebracht wird und als- 
dann wahrscheinlich binnen wenigen Tagen zur Verabschiedung 
gelangen muß, wie wir das bei früheren kleineren Handels- 
verträgen ja auch gesehen haben. 

Dieser Gesichtspunkt verschwindet aber hinter einem 
großen zweiten Gesichtspunkt, der sich bei Betrachtung 
dessen, was über den portugiesischen Handelsvertrag durch 
die Zeitungen bekannt geworden ist, ergibt. Seit 1879 und 
namentlich seit 1902 haben wir uns mit einem wirtschaftlichen 
Rüstzeug umgeben, das uns in den Stand setzen sollte, gegen- 
über den fremden Nationen unsere deutsche Arbeit zu schützen. 
Seit 1902 haben wir den lückenlosen Zolltarif, der nun 
freilich, wie ich kürzlich — ich war nicht in der Sitzung an- 
wesend — in der Zeitung gelesen habe, von dem Herrn 
Grafen Kanitz doch nicht als so ganz lückenlos mehr be- 
zeichnet wird; denn der Herr Graf Kanitz hat sich darüber 
beschwert, daß die Schuhe noch nicht hinreichend geschützt 
seien, daß der Zollschutz auf Schuhe erhöht werden müsse. 
Ich will über die Frage, inwieweit die deutsche Schuh- 
fabrikation und das deutsche Handwerk bezüglich der Her- 
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stellung von Schuhen eines weiteren Schutzes bedarf, in diesem 
Augenblicke nicht sprechen; aber an das eine darf ich doch 
den Herrn Grafen Kanitz erinnern, daß in °°/;oo aller Haus- 
haltungen sehr darüber geklagt wird, wie teuer das Schuhzeug 
in Deutschland ist, und wie in diesen Familien bittere Not 
darüber herrscht, daß, abgesehen von den teuren Lebens- 
mittelpreisen, auch dieses notwendige Bedürfnis des Lebens 
schon jetzt so teuer ist. 

Dagegen zeigt unsere wirtschaftliche Lage eine weit 
größere, weit breitere und weit tiefer gehende Lücke, die 
dahin geführt hat, daß trotz des großen Rüstzeugs, mit dem 
wir uns umgeben haben, unser wirtschaftlicher Körper eine 
Achillesferse hat, an der er von Jahr zu Jahr mehr verwundbar 
wird. Diese Verwundbarkeit besteht darin, daß wir in dem 
Augenblick, in dem die fremden Staaten uns gegenüber die- 
selben Mittel anwenden, die wir ihnen gegenüber zur An- 
wendung bringen, mit unserem ganzen Rüstzeug zum großen 
Teile wehrlos sind, daß dieses Rüstzeug illusorisch gemacht 
wird. Ein klassisches Beispiel hierfür ist der zu erwartende 
portugiesische Handelsvertrag. 

Der Art. 10 des .deutschen Zolltarifgesetzes vom 25. De- 
zember 1902 sagt, daß wir ermächtigt sind, die Sätze unseres 
allgemeinen Tarifs bis zum doppelten Betrage zu erhöhen für 
die Waren, die aus Ländern stammen, die uns ungünstiger 
behandeln als irgend ein anderes Land. Was tut nun Portugal? 
Es schreibt den Art. 10 unseres Zolltarifgesetzes einfach ab 
und setzt die Abschrift in sein Zolltarifgesetz, das es unter 
dem 25. September 1908 geschaffen: hat. Wenn wir nun 
unseren autonomen Zolltarif Portugal gegenüber anwenden, 
dann kann Portugal unsere Ausfuhr dorthin mit einem Zoll» 
zuschlag von 100 Prozent belegen. Wir können freilich 
Portugal gegenüber dasselbe tun, wir ziehen aber dabei den 
kürzeren, denn unsere Einfuhr nach Portugal ist erheblich 
größer als die portugiesische Einfuhr nach Deutschland. 

Meine Herren, ebenso deutlich treten in Frankreich diese 
Verhältnisse in die Erscheinung. Frankreich hat seit langem 
hohe Schutzzölle namentlich für die industriellen Erzeugnisse, 
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die nach Frankreich eingeführt werden. Neuerdings ist der 
französischen Deputiertenkammer eine Vorlage gemacht worden, 
durch die die an sich schon hohen Zölle zum Teil sehr er- 
heblich erhöht werden. Es ist interessant, in der Begründung 
der Vorlage zu lesen, wie gewissermaßen entschuldigend 
darauf hingewiesen wird, Deutschland sei ja mit diesem 
ganzen System vorangegangen, und es sei daher erklärlich, 
daß die anderen Länder, die nun aufgeführt werden, nach- 
gefolgt seien, und deshalb müsse auch Frankreich von 
neuem seine Schutzzölle erhöhen. Wir ernten auf diese 
Weise das, was wir durch unseren Zolltarif vom Jahre 1912 
gesät haben. \Wenn nun anderen Ländern gegenüber wenigstens 
noch darauf hingewiesen werden konnte, daß wir ja im Interesse 
der Landwirtschaft die hohen Agrarzölle eingeführt haben, 
die ihrerseits wiederum dahin führen mußten, daß die fremden 
Länder sich uns gegenüber für unsere industriellen Produkte 
abschlossen, so fällt dieser Grund jedenfalls Frankreich gegen- 
über fort; denn abgesehen von den französischen Weinen 
gibt es nur wenige Agrarprodukte, die von Frankreich aus 
nach Deutschland eingeführt werden, und auch diese wenigen 
Produkte haben ihrer Quantität und ihrem Werte nach keinen 
ausschlaggebenden Einfluß auf unsere Verhältnisse. Wenn 
daher künftig in Frankreich neue Zollerhöhungen stattfinden 
werden, wenn dadurch wesentlich unsere deutsche Arbeit 
beeinträchtigt wird, dann wird allerdings zum großen Teil 
unser ganzes Wirtschafts- und Zollsystem dafür verantwortlich 
zu machen sein. 

. Meine Herren, ebenso nachteilig wie unsere Wirtschafts» 
politik im allgemeinen ist auch der Gebrauch, der von den 
einzelnen Bestimmungen unserer Zolltarifgesetzgebung ge- 
macht worden ist. Der Herr Kollege Gothein hat bereits 
vor einigen Tagen hier über Kartelle und Syndikate ge- 
sprochen. Ich glaube, nur einige Worte hinzufügen zu 
sollen. Der Zug der Zeit geht dahin, daß alle Betriebe sich 
konzentrieren. Wir haben die Konzentration im Bankgewerbe, 
und ich betrachte diese Konzentration als den natürlichen 
Ausfluß des Bestrebens, durch den Zusammenschluß billigere 
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allgemeine Kosten herbeizuführen, des Bestrebens, durch den 
Zusammenschluß Vorteile aus dem ganzen Geschäftsverkehr 
sich zuzuführen. Dagegen ist an und für sich nichts zu 
sagen: aber wir haben das Börsengesetz z. B. hauptsächlich 
mit aus dem Grunde bekämpft, weil durch dieses Börsen: 
gesetz der Konzentrationsbewegung Vorschub geleistet worden 
ist, und das halten wir vom Standpunkt der Gesetzgebung 
aus für einen Fehler, wenn eine derartige Bewegung noch 
künstlich durch gesetzgeberische Maßnahmen genährt wird. 

Ebenso wie im Bankwesen muß ich auch anerkennen, 
daß die Konzentration in der Industrie, der Zusammenschluß 
der Betriebe, nicht ohne wesentliche Vorteile für die in- 
dustrielle Entwicklung ist. Ich bin der Meinung, daß es 
das gute Recht auch der Industrie ist, sich zusammen- 
zuschließen und dahin zu wirken, daß sie ihre Produktions- 
und Absatzverhältnisse verbessert. Unser Widerspruch 
beginnt aber mit dem Augenblick, wo die Politik der Kar- 
telle und Syndikate auf eine Preisbildung gerichtet ist, die 
dem Inlande teure Preise abnimmt, dagegen dem Auslande 
billigere Preise gewährt als dem Inlande. Wir bekämpfen 
diese Politik aus dem Grunde, weil wir finden, daß dadurch 
die deutsche Arbeit nicht geschützt, sondern auf das 
empfindlichste gefährdet werde; wir verurteilen diese Preis- 
politik, weil wir sehen, wie sie von Jahr zu Jahr mehr dazu 
beiträgt, unsere wirtschaftspolitische Situation zu ver 
schlechtern. Nun, wenn wir diese Preispolitik verurteilen, 
so verurteilen wir sie nicht auf der einen Seite und be- 
günstigen sie auf der anderen, sondern wir bekämpfen sie 
auf beiden Seiten, und der Herr Graf Kanitz wird es mir 
nicht verargen, wenn ich ihm sage, daß, wenn er sich über 
die Preispolitik des Kohlensyndikats beschwert, er. kein 
Recht hat, die Preispolitik der Landwirtschaft und der 
Gesetzgebung, die sich damit befaßt hat, zu verteidigen, die 
dahin geht, daß dem Ausland billigeres Getreide geliefert 
wird als dem Inlande. Ich komme auf diesen Punkt nachher 
bei den Einfuhrscheinen noch zurück. — Ob Sie aber der 
ausländischen Industrie die Kohle billiger verkaufen als dem 
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Inlande, oder ob Sie dem Auslande das Getreide billiger 
verkaufen als dem Inlande, ist, vom allgemeinen wirtschaft- 
lichen Standpunkt aus betrachtet, gleichbedeutend. In beiden 
Fällen verbessern Sie die Arbeitsbedingungen des Auslandes 
und verschlechtern die Arbeitsbedingungen des Inlandes; in 
beiden Fällen schädigen Sie die nationale Arbeit, die Sie 
mit Ihrer ganzen Wirtschaftspolitik doch haben schützen 
wollen. Sie geben in demselben Maße dem Auslande 
Arbeitsgelegenheit, wie Sie die Arbeitsgelegenheit des In- 
landes erschweren, verschlechtern und zum Teil unmöglich 
machen. Ich bin vorvorigen Herbst in Rotterdam gewesen, 
einer Einladung der Handelskammer in Rotterdam folgend, 
und als ich daselbst den Strom hinauffuhr ins Land hinein, 
da zeigte mir einer meiner Begleiter eine Reihe von Schiffs- 
werften und sagte: „Sehen Sie, hier werden aus deutschem 
Eisen, das zu unglaublich billigen Preisen nach Holland 
verkauft wird, Schiffe gebaut, und diese Schiffe fahren 
nachher auf dem deutschen Rhein. Wir haben die Arbeit 
geleistet, Sie haben uns das billige Material geliefert, und 
nunmehr verdienen wir mit den Schiffen auch noch die 
Frachten auf dem Rhein.“ 


Meine Herren, wenn das nun doch schon zu großen 
Bedenken Veranlassung geben muß, so tritt ein anderer 
Punkt hinzu, den ich vor wenigen Tagen in den Zeitungen 
gefunden habe. Da heißt es: 


Die Vereinigung der Schiffsbaumeister und Werft- 
besitzer an der Elbe, Saale, Oder und Havel und 
der Verband der Flußschiffswerften an den märkischen 
Wasserstraßen haben beschlossen, in vorkommenden 
Fällen keine Reparaturen irgend welcher Art an vom 
Auslande eingeführten Flußfahrzeugen auszuführen 
und jegliche Hilfe bei Havariefällen zu versagen. 

Dieser auffallende Beschluß wird damit begründet, daß 
den deutschen Flußschiffswerften durch die Einführung der in 
Holland hergestellten Flußschiffe und Schuten eine schwere 
Schädigung zugefügt werde. 
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Nun, meine Herren, wir haben, als die Wirtschafts- 
politik des Jahres 1879 eingeführt wurde, darauf hingewiesen, 
daß damit eine Interessenpolitik eingeführt werden werde, 
die nur dazu führen könne, den Kampf aller Interessen gegen 
alle Interessen ins Leben zu rufen, und wenn ich Ihnen 
diesen Fall vorführe, wo wir aus Deutschland billiges Eisen 
nach Holland verkaufen, wo dann in Holland die Schiffe 
gebaut werden, und die Schiffe, die hier in Deutschland 
fahren sollen, boykottiert werden, dann haben Sie den besten 
Beweis des Kampfes aller gegen alle. Durch die Diffe- 
renzierung in den Preisen für das Inland und für das Aus- 
land tragen Sie dazu bei — und das ist ein in dem jetzigen 
Augenblick sehr wichtiges Moment —, daß das Ausland die 
Depression leichter überwinden kann als das Inland. Denn 
im Inland haben Sie die teuren Materialpreise, folglich 
können Sie auch nicht so billig fabrizieren, wie Sie es bei 
billigeren Preisen tun könnten; haben Sie aber billige Preise 
für die Fabrikate, dann ist die Folge davon, daß dadurch 
ein neuer Aufschwung angebahnt wird. Das geht verloren, 
wenn die Preispolitik der Syndikate und Kartelle dabei 
bleibt, die Preise hochzuhalten. Ich habe wiederholt als 
Verteidigung für dieses Hochhalten der Preise gelesen, daß 
die Kartelle und Syndikate ihren Abnehmern sagten: warum 
sollen wir euch denn das Rohmaterial und die Halbfabrikate 
billiger verkaufen? Denn dann werden ja eure Fabrikate 
doch auch billiger, und wenn ihr die Fabrikate billiger ver- 
kauft, dann habt ihr keinen größeren Nutzen, als wenn wir 
euch die Rohmaterialien zu den alten Preisen liefern und 
ihr die alten Preise für eure Fabrikate nehmt. Das ist ein 
sehr kurzsichtiger Standpunkt, der von dem Gesichtspunkt 
eines einsichtigen Volkswirtschaftlers nicht verteidigt werden 
kann, ein Standpunkt, der gänzlich übersieht, daß gerade 
durch die Herabsetzung der Preise die Möglichkeit gegeben 
wird, für künftige Zeiten wieder eine Besserung anzubahnen. 

Nun, meine Herren, ein lehrreiches Beispiel in dieser 
Beziehung ist der Kampf der reinen Walzwerke gegen die 
großen gemischten Werke, die im Stahlwerksverband ver- 
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einigt sind. Die Resolution Becker, die hier eingebracht 
worden ist, verlangt, daß diesen reinen Walzwerken er- 
möglicht werden möge, ihr Einsatzmaterial zollfrei aus dem 
Auslande zu beziehen, damit sie es im Inlande verarbeiten 
können und in der Lage sind, ihre Fabrikate zu Weltinarkt- 
preisen an das Ausland zu verkaufen. Wenn diese Resolution 
angenommen und danach verfahren wird, so wird allerdings 
ein — ich möchte sagen — Veredlungsverkehr hergestellt, 
der den Deutschen Arbeitsgelegenheit gibt, und der ermög- 
licht, daß unsere Industrie auf einem durchaus legalen und 
vernünftigen Wege ihre Arbeitskräfte entfaltet. Dieses Ver- 
langen ist grundsätzlich richtig, und wir werden daher der 
Resolution zustimmen, denn sie liegt durchaus in der Linie 
unserer Wirtschaftspolitik, die sich zur Aufgabe stellt: freie 
Einfuhr des Materials, Beschäftigung der deutschen Arbeit 
im Inlande und ungehinderter Absatz der mit der deutschen 
Arbeit hergestellten Produkte in das Ausland. Allerdings 
ist es mir zweifelhaft, ob durch die Einführung dieser Ein- 
fuhrscheine das Ziel, das auch die Herren Antragsteller im 
Auge haben, erreicht werden wird. Nichts ist interessanter 
— ich wiederhole es —, als die Streitschriften zu lesen, die 
seitens der reinen Walzwerke und seitens der im Stahlwerks- 
verband vereinigten gemischten Werke gegeneinander ver- 
öffentlicht worden sind. Die Sachlage an und für sich ist 
klar. Die gemischten Werke, die in sich die Herstellung 
des Roheisens, die Herstellung des Halbzeugs und die 
Fabrikation von Fertigfabrikaten vereinigen, arbeiten, da die 
Fisenerzeinfuhr zollfrei ist, ohne daß sie Zoll für ihre Roh: 
materialien zu bezahlen haben. Dagegen sind sie geschützt 
durch den Eisenzoll und sind ferner geschützt durch den 
Zoll auf Halbzeug sowie endlich auch durch den Zoll auf 
die Fertigfabrikate.. Nun verkaufen sie das Halbzeug, aus 
dem die reinen Walzwerke ihre Fabrikate herstellen, an die 
reinen Walzwerke zu so teuren Preisen, daß die reinen 
Walzwerke behaupten, sie könnten mit den gemischten 
Werken in den Fertigfabrikaten nicht konkurrieren. Hinter 
der Beschwerde steckt aber vielleicht ein wenig folgender 
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Gedanke. Die reinen Walzwerke sagen nämlich: Ihr 
gemischten Werke habt ein Syndikat gebildet für das Halb- 
zeug, das für uns das Rohmaterial ist; infolgedessen verkauft 
ihr an uns unser Rohmaterial zu teuren Preisen, während 
ihr gleichzeitig an das Ausland zu billigeren Preisen abgebt. 
Nun haben wir — die reinen Walzwerke — an euch — die 
gemischten Werke — die Bitte gerichtet: syndiziert euch 
doch mit uns auch für die Fabrikate, die ihr sowohl her- 
stellt wie wir, dann können wir ja für die Fabrikate höhere 
Preise bekommen. Dieses Ersuchen haben nun die gemischten 
Werke abgelehnt. Sie brauchen sich, wie es scheint, für 
diese ihre Fabrikate nicht zu syndizieren, denn ihr Gewinn 
aus dem Halbzeug ist bereits so groß, daß sie ihre Fabrikate 
eventuell auch billiger verkaufen können. Ich fürchte aber 
beinahe, es steckt hinter den Wünschen der reinen Walz- 
werke ein wenig der Gedanke, es könnte unter dem Druck 
ihrer Anträge doch noch vielleicht zu einer Syndizierung 
der Fertigfabrikate mit den gemischten Werken kommen, 
und dann wäre den reinen Walzwerken ja auch geholfen. 
Wenngleich dieser Entwicklungsgang möglich ist, so stimmen 
wir doch der Resolution zu, weil wir der Meinung sind» 
daß nichts unversucht gelassen werden darf, um in den 
Zustand, der durch die Preispolitik der Kartelle und Syndi- 
kate geschaffen ist, Bresche zu legen und auf diesem Wege 
ein wenig vorwärts zu kommen in dem Gedanken, den wir 
fortwährend verfolgen, nämlich freie Einfuhr und für die 
deutsche Arbeit freie Ausfuhr. 

Ich hoffe auch, daß, wenn es zu den Einfuhrscheinen 
der reinen Walzwerke kommt, alsdann diese Einfuhrscheine 
nicht den unnatürlichen Lebensgang gehen werden, den die 
Getreideeinfuhrscheine gegangen sind. Die Getreideeinfuhr- 
scheine haben sich folgendermaßen entwickelt. Schon durch 
das Gesetz von 1882 war festgesetzt, daß bei Ausführung 
von Mehl der Zoll rückvergütet werden solle, der bezahlt 
war auf eine entsprechende Menge des ausländischen zur Her- 
stellung des ausgeführten Mehls importierten Getreides. Das 
ist ein richtiges Verfahren, dem wir vollkommen zugestimmt 
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haben, und dem wir auch fernerhin würden zustimmen können. 
Im übrigen aber fand vor 1894 eine Zollvergütung bei der 
Ausführung von Getreide sowie von anderen Waren nur 
statt, wenn nachgewiesen war, daß diese Waren vorher in 
das deutsche Zollgebiet erst eingeführt waren. Im Jahre 1894 
ist dann ein Gesetz gemacht worden, wonach dieser Identitäts- 
nachweis für Getreide aufgehoben wurde, und in dem Gesetz 
heißt es: 

Wer Weizen, Roggen, Hafer, Gerste, Hülsen- 
früchte, Raps und Rübsaat ausführt, erhält einen 
Einfuhrschein, der jeden Inhaber berechtigt, inner- 
halb einer vom Bundesrat zu bestimmenden Frist 
eine dem Zoll entsprechende Quantität der nämlichen 
Warengattung zollfrei einzuführen. 

Der Bundesrat sollte auch bestimmen dürfen, inwieweit 
die Scheine auch zur Begleichung des Zolls auf andere als 
die ausgeführten Waren verwendet werden dürfen. Der 
Bundesrat beschloß ım Jahre 1894, daß die Einfuhrscheine 
auch für Südfrüchte, Kaffee, Tee, Reis, Kakao, Heringe, 
Kaviar, Petroleum und noch einige andere Artikel verwendet 
werden dürften. 1902 ist dann die Zahl dieser Artikel, die 
zollfrei gegen Getreideeinfuhrscheine eingeführt werden 
konnten, auf Kaffee und Petroleum reduziert worden. 

Wer also Roggen ausführt, der bekommt einen Ein- 
fuhrschein, den er zur zollfreien Einfuhr von Weizen ver 
wenden kann. Wer Hafer ausführt, der kann den Einfuhr 
schein verwenden für die zollfreie Einfuhr von Gerste, aber 
er kann ihn auch verwenden, um Kaffee und Petroleum 
zollfrei einzuführen. Nun lauten die Einfuhrscheine auf den 
Inhaber. Dadurch sind sie zu einem Handelsartikel geworden. 
Jedermann kann heute die Einfuhrscheine zum Nominal- 
betrage mit einem kleinen Abzug — auf 1000 Mark etwa 
2 Mark — gegen bar verkaufen. Wer Roggen exportiert, 
erhält also pro Tonne einen Einfuhrschein über 50 Mark, 
den er für ungefähr den gleichen Barbetrag verwerten kann. 
Wenn der Bundesrat in der Verordnung vom 27. April 1894 
verfügt hat, daß eine bare Herauszahlung auf Einfuhrscheine 
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nicht geleistet werde, so ist das ganz richtig. Die Reichs» 
kasse zahlt nichts, aber der, allgemeine Verkehr ist an die 
Stelle der Reichskasse getreten und zahlt. 

Was ergibt sich nun in der Praxis aus diesem Ver- 
hältnis? Wir sind in. den letzten Jahren ein roggen- 
exportierendes Land geworden. Das ist durchaus zu be- 
grüßen. Aber im großen und ganzen müssen wir Getreide 
einführen, namentlich Weizen und Gerste. Wer nun Roggen 
exportiert, erhält 50 Mark pro Tonne, zwar nicht aus der 
Reichskasse, aber aus dem Allgemeinverkehr. Im gleichen 
Betrage aber entgeht, da der Einfuhrschein verwandt wird, 
um Weizen oder andere Gegenstände einzuführen, der 
Reichskasse die Zolleinnahme aus den einzuführenden Waren, 
und das ist nicht bloß der Fall für Getreide, für Weizen, 
für Gerste usw., sondern auch für Kaffee und Petroleum. 
Daraus ergibt sich ferner, daß, wenn jemand 1000 Kilogramm 
Roggen an das Ausland verkaufen will, er dafür 50 Mark 
weniger vom Ausland zu nehmen braucht — da ihm ja 
diese 50 Mark durch den Einfuhrschein vergütet werden —, 
als er im Inland von dem inländischen Konsumenten be- 
ansprucht. Das heißt also auf gut Deutsch: der deutsche 
Roggen wird für 170 Mark im Inlande und für 120 Mark 
an das Ausland verkauft. Ä 

Ich könnte noch andere Momente anführen, die hierbei 
in Betracht kommen. Gleich nach der Ernte ist es natur- 
gemäß, daß ein Andrang zum Verkauf von neugeerntetem 
Getreide stattfindet. Dieses Getreide geht ins Ausland, die 
Einfuhrscheine werden ausgestellt, werden verkauft, und der 
deutsche Verkäufer bekommt auf diese Weise den Betrag 
der Einfuhrscheine in barem Gelde. Da wir nun aber am 
Ende aller Dinge Getreide, mag es auch nicht Roggen sein, 
so doch Weizen und Gerste, einführen müssen, so müssen 
wir notwendigerweise in dem Augenblick, wo in Deutsch- 
land die Ware knapp zu werden beginnt, aus dem Auslande 
kaufen; und auf diesem Wege geschieht es und ist es vor 
einer Reihe von Jahren geschehen, daß wir das unmittelbar 
nach der Ernte in großen Massen an das Ausland verkaufte 
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Getreide zu wesentlich teureren Preisen wieder haben zurück- 
kaufen müssen. Darin liegt eine Verschwendung des National- 
vermögens, die unterstützt wird durch das System der Einfuhr: 
scheine, die nichts anderes bewirken als eine Erleichterung 
der Ausfuhr von Getreide zu einer bestimmten Zeit, während 
zu einer späteren Zeit das Getreide zurückgekauft werden muß. 

Nun weiß ich ja, daß sehr lebhafte Einwendungen da- 
gegen werden gemacht werden, daß diese Einfuhrscheine ab- 
geschafft, oder daß sie-wenigstens eingeschränkt werden auf 
dieselbe Gattung von Getreide oder auf Getreide überhaupt. 
Ich weiß, daß das von agrarischer Seite der Fall sein wird, 
ich weiß auch, daß unsere Ostseeplätze aus einem natürlichen 
Interesse sich dagegen aussprechen. Aber, meine Herren, der 
deutsche Handel sollte seine Augen nicht verschließen davor, 
daß es im allgemeinen Interesse liegt, wenigstens auf das 
jetzige System der Einfuhrscheine zu verzichten, wenn auch 
einzelne spezielle Interessen darunter zu leiden haben. Unser 
Handel sollte sich bewußt sein, daß es nicht darauf an- 
kommt, in einem einzelnen Fall einen Gewinn zu machen, 
sondern darauf, im allgemeinen Interesse für solche Maß- 
nahmen zu wirken, die auch der Allgemeinheit zugute kommen. 
Daß aber eine Aufhebung der Einfuhrscheine oder eine 
wesentliche Beschränkung ihres Wirkungskreises der All- 
gemeinheit zugute kommen muß, ist wenigstens von unserem 
Standpunkte aus nicht zu bezweifeln. 

Durch das jetzige System der Einfuhrscheine wird offen- 
sichtlich im Inland eine künstliche Preishöhe aufrecht er- 
halten. Wir haben z.B. in diesem Jahre eine qualitativ und 
quantitativ sehr gute Ernte gehabt. Es ist richtig, die Preise 
für Getreide sind in diesem Jahre nicht ganz so hoch wie 
im vorigen Jahre — im vorigen Jahre waren sie aber auch 
exorbitant hoch —, aber die jetzigen sind immer noch höher 
als im Jahre 1907. Diese künstlich hochgehaltenen Preise 
sind gegen die Interessen der Allgemeinheit. 

Lassen Sie mich bei der Gelegenheit eine Erwägung 
anstellen. Der Himmel läßt doch Sonnenschein und Regen 
zur rechten Zeit nicht lediglich für diejenigen eintreten, die 
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Getreide zu verkaufen haben, sondern auch zu dem Zweck, 
daß alle, die Getreide konsumieren, die Brot essen, davon 
einen Nutzen haben. In meiner Jugend habe ich es niemals 
anders erlebt, als daß wir uns gefreut haben, wenn eine gute 
Ernte war: der Preis wurde billiger und die allgemeine Er- 
nährung wurde billiger. Durch das jetzige System der Ein- 
fuhrscheine haben Sie das Gegenteil von dem herbeigeführt, 
was nach der Natur der Sache herbeigeführt werden sollte. 
Trotz einer guten Ernte werden die Preise künstlich hoch- 
gehalten. Da hat mir neulich in zwar drastischer, aber durch- 
aus richtiger Weise jemand gesagt: mit diesen Einfuhrscheinen, 
so wie sie sich entwickelt haben, da pfuscht ihr dem lieben 
Gott ins Handwerk! 

| Meine Herren, ich möchte bei dieser Gelegenheit eine 
Frage berühren, die vor einigen Tagen der Herr Abgeordnete 
Dr. Böhme angeregt hat, nämlich die Frage des Rückgangs 
der Geburten in Deutschland. Der Rückgang der Geburten 
ist tatsächlich eingetreten. Ich kann Ihnen in aller Kürze die 
Entwicklung vorführen, und zwar gehe ich bis zum Jahre 1861 
zurück, wo die Zahl der Geburten 37,3 auf 1000 Einwohner 
Deutschlands betrug. Bis zum Jahre 1870 hat sich diese Zahl 
auf 40,1 erhöht. Das Jahr 1871 als Kriegsjahr lasse ich fort. 
Vom Jahre 1872 bis 1879 war die Zahl der Geburten 41,1, 
41,3, 41,8, 42,3, 42,6, 41,6, 40,5, 40,5. Mit dem Jahre 1880 
geht die Zahl der Geburten zurück, und zwar betrug sie im 
Jahre 1880 39,1 und hat im Jahre 1906 nur noch 34,1 be- 
tragen. Da auf der anderen Seite die Zahl der Todesfälle 
wesentlich geringer geworden ist, so hat sich aus der Gegen- 
überstellung der Geburten und der Todesfälle im Jahre 1906 
immer noch ein Ueberschuß der Bevölkerung von 910 000 
Personen ergeben. Aber der Rückgang der Geburten gibt 
in der Tat zum Nachdenken Veranlassung. 

In der Wissenschaft und auch sonst wohl wird hervor- 
gehoben, der Rückgang hänge mit dem Fortschreiten der 
Kultur überhaupt zusammen. Ich weiß nicht, ob der Ge- 
dankengang, der hier zugrunde liegt, der Gedankengang ist, 
der im deutschen Volke im allgemeinen Geltung hat. Aber 
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ich möchte doch fragen: ist der Rückgang der Geburten 
gerade nach der deutschen Auffassung nicht auch ein wenig 
auf die teureren Lebensbedingungen und teureren Lebens- 
verhältnisse zurückzuführen? Wird denn nicht gerade der 
Gedankengang richtig sein, daß man sagt: eine große 
Familie ist bei den teureren Lebensverhältnissen nicht zu 
ernähren? Man muß bei den teureren Lebensverhältnissen _ 
darauf bedacht sein, nur eine Familie von geringerer Zahl 
zu ernähren. 

Diesem allgemeinen Gesichtspunkte treten nun aber noch 
die Rücksichten auf die Finanzen des Reichs hinzu. Ich 
habe schon auseinandergesetzt, daß die Einfuhrscheine nicht 
bloß zur Einfuhr von Getreide verwendet werden können, 
sondern auch zur zollfreien Einfuhr von Kaffee und Petroleum, 
und soweit ich im Kopfe habe, sind in den 9 Monaten, 
1. April bis Ende Dezember 1908, nicht weniger als etwa 
12 Millionen Mark auf diesem Wege der Reichskasse ver: 
loren gegangen; das heißt Kaffee und Petroleum hätten 
12 Millionen mehr Zölle gebracht, wenn die Zölle auf Kaffee 
und Petroleum nicht durch die Getreideeinfuhrscheine hätten 
gedeckt werden können. Das ist doch bereits ein bedenk- 
liches Loch in die Finanzen des Reichs, und ich frage Sie, 
wenn jetzt davon gesprochen wird, daß der Kaffeezoll erhöht 
werden soll: was wird uns denn der erhöhte Kaffeezoll nützen, 
wenn der Zoll künftighin durch Einfuhrscheine auf Getreide, 

das wir ausgeführt haben, beglichen werden kann? Dann 
nützt Ihnen auch die Erhöhung des Kaffeezolls nichts, ganz 
abgesehen davon, daß ich warnen möchte, so ohne weiteres 
den Kaffeezoll ins Auge zu fassen. Wir haben auch Rück- 
sicht zu nehmen auf unsere Ausfuhr nach Brasilien, und. aus 
Brasilien bekommen wir drei Viertel des ganzen Kaffees, den 
wir verbrauchen, und wenn Brasilien sieht, daß wir den Kaffee- 
zoll erhöhen, so wird ein Handelsvertrag meines Erachtens um 
so größeren Schwierigkeiten begegnen. Aber diese Frage will 
ich hier unberührt lassen, sie auch nicht entscheiden; sie gehört 
zum Reichsschatzamt, und wir werden ja Gelegenheit haben, 
darüber zu sprechen. 


Ich kehre zu dem Gedankengang zurück, auf Grund 
dessen ich ausgeführt habe, wie wir die Früchte unserer 
Schutzzollpolitik ernten, indem wir die fremden Staaten ver- 
anlassen, uns mit denselben Maßnahmen entgegenzutreten, die 
wir den fremden Staaten gegenüber anwenden, indem diese 
Schädigung weiter erfolgt durch die mißbräuchlichen Maß- 
nahmen, die getroffen werden infolge unserer Schutzzollpolitik. 
Letzteres aber greift über auf unsere gesamten wirtschaftlichen 
Verhältnisse. 

Wodurch wird denn in England, abgesehen von 
dem Gedanken des Imperialismus, der Idee des Herrn 
Chamberlain, mehr Vorschub geleistet als durch den folgen- 
den Gedankengang der Engländer? Die Engländer sagen zu 
uns: eure Konkurrenz wollen wir schon aushalten, wenn sie 
sich auf naturgemäßem Boden bewegt; wenn ihr uns aber 
mit Schleuderpreisen in unser Land kommt, dann sind wir 
natürlich gezwungen, uns durch Schutzzoll selber zu helfen. 
Und sollte dieser Gedanke nicht auch ein wenig mitgespielt 
haben, als England die Ausführung seiner Patentgesetze ver- 
schärft hat? Sollte das nicht eine Retorsionsmaßregel Englands 
sein? Die Engländer haben sich bekanntlich ein Gesetz gemacht 
des ungefähren Inhalts, daß jeder Ausländer, der ein englisches 
Patent bekommt, dieses Patent binnen einer bestimmten Frist 
in England selbst zur Ausführung bringen muß. Dadurch ist 
herbeigeführt worden, daß unsere Industrie in großem Um- 
fange gezwungen ist, in England Fabriken anzulegen und in 
diesen Fabriken die Fabrikate herzustellen, für die sie in 
England Patente bekommen hat, während sie bisher die be- 
treffenden Produkte in ihren deutschen Fabriken herstellen 
konnte. Was das bedeutet, das liegt auf der Hand. Wir 
gehen mit dem Kopf unserer Industrie ins Ausland, wir lernen 
dort die ausländischen Arbeiter und die ausländischen Ingenieure 
an. Dieser Nachteil ist so erheblich, daß dringend zu wünschen 
ist, daß ähnlich, wie wir im Handelsvertrage mit Italien und 
der Schweiz Abkommen über die gegenseitige Ausführung der 
Patente getroffen haben, so auch mit den anderen Ländern, 
mit denen wir entweder Handelsverträge haben oder bekommen 
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werden, Abmachungen getroffen werden, die die gegenseitige 
Ausnutzung der Patente sicherstellen, ohne daß derartige 
schwerwiegende Nachteile für uns erwachsen, wie das in 
England für uns der Fallit. 

Und hier komme ich auf einen Punkt, den ich bereits 
bei der Beratung über die Handelsverträge angeregt, und bei 
dem ich gestern einen Bundesgenossen gefunden habe, da, wo 
ich nicht geglaubt hatte, ihn zu finden, nämlich bei unserem hoch» 
verehrten Herrn Kollegen Freiherrn v. Gamp-Massaunen. 

Ich habe schon vor mehreren Jahren hier ausgeführt, daß 
es die notwendige Folge unserer Zollpolitik sein müsse, daß 
unsere Industrie mehr als bisher auswandere. Das ist 
damals bestritten worden, mit aller Macht bestritten worden. 
Ein oder zwei Jahre später, in der letzten Zeit, wenn ich nicht 
irre, wo Herr Graf v. Posadowsky das Reichsamt des Innern 
führte, hat letzterer hier einmal ausgeführt, alle diese Be- 
fürchtungen wären nicht eingetroffen; es sei von uns behauptet 
worden, ganze Industriezweige würden aus Deutschland aus- 
wandern; das sei nicht eingetreten. Meine Herren, wir haben 
nie behauptet, daß ganze Industriezweige auswandern würden. 
Was wir behauptet haben, ist folgendes: Noch bevor die 
Handelsverträge von 1906 abgeschlossen wurden, hat unsere 
Industrie in den Ländern, in denen hohe Schutzzölle für 
industrielle Produkte bestanden, Fabriken anzulegen oder sich 
an solchen zu beteiligen begonnen. Das geschah — und ich 
will dies ausdrücklich betonen — einerseits deswegen, weil, 
wenn unsere deutschen Werke z. B. in Oesterreich Staats- 
oder Gemeindelieferungen haben wollten, sie dafür sorgen 
mußten, daß diese Lieferungen aus in Oesterreich inländischen 
Fabriken entstammten. Der zweite Grund war aber der, daß 
man die Zölle beim Eingang unserer Fabrikate im Ausland 
ersparen wollte. Nun, diese Bewegung hat sich seit Einführung 
der Handelsverträge unzweifelhaft verschärft. Das geht aus 
den Berichten der Handelskammern usw. unzweifelhaft hervor. 
Diese Bewegung hat sich verschärft; das kann jeder, der sich 
um die industriellen Verhältnisse eingehender bekümmert, 
wahrscheinlich aus seiner eigenen Erfahrung bestätigen. 
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Ich habe aus der Praxis, die mir zur Verfügung steht, eine 
ganze Reihe derartiger Aeußerungen bekommen, und ich kenne 
deutsche Fabriken, die in Rußland und anderswo gerade mit 
Rücksicht auf die Handelsverträge neue Fabriken angelegt 
haben, und in dieser Beziehung, in der Bestätigung dieser Ver: 
hältnisse hat mich der Herr Abgeordnete Freiherr v. Gamp- 
Massaunen unterstützt, er hat mir bestätigt, daß nach seinen 
‚industriellen Kenntnissen diese Bewegung als richtig geschildert 
zu betrachten sei. Er hat dann allerdings noch eines hinzu: 
gefügt, daß nämlich unsere Industriellen z. B. nach England 
gingen, einmal, weil dort billigere Löhne seien. Dieser Aus- 
spruch aus dem Munde des Herrn v. Gamp ist sehr bedeutungs- 
voll. Sie gehen — nach Herrn v. Gamp — auch deswegen nach 
England, weil sie dort weniger Schikanen ausgesetzt sind. Und 
wenn er hierbei unseren Unternehmern ein gutes Zeugnis aus- 
gestellt hat, nun, meine Herren, so unterschreibe ich auch dieses 
Urteil. Unsere Unternehmer sind im Ausland so geachtet wie 
die Unternehmer keiner anderen Nation und im Inlande so an- 
gefochten wie kaum irgend ein anderer Stand in Deutschland. 

Ich habe mich bemüht, in objektiver Weise die Verhältnisse 
darzulegen. Ich will dabei auch nicht verschweigen, daß ein 
Teil der Depression, unter der wir augenblicklich zu leiden 
haben, zurückzuführen ist auf den naturgemäßen Gang der 
Aufwärts- und Abwärtsbewegung im Handel und in der In- 
dustrie überhaupt. Aber daß unser Schutzzollsystem, unsere 
ganze Wirtschaftspolitik gerade in diesem Augenblick außer: 
ordentlich erschwerend auf unseren industriellen und kauf- 
männischen Verhältnissen lastet, das kann nach dem tatsäch- 
lichen Material, das darüber vorliegt, in keiner Weise be- 
stritten werden. 

Nun bitte ich Sie noch, zu bedenken, welche Lasten 
künftighin noch dem Handel und der Industrie zugemutet 
werden. Wir sind im Begriffe, eine große Finanzreform zu 
machen, ich hoffe und bin überzeugt, sie wird zustande kommen. 
Wenn sie zustande kommt, wird der Konsum schwer belastet 
werden, darunter wird der Konsum zurückgehen, und darunter 
werden leiden erstens die industriellen Betriebe, die Industrie- 
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und Handelszweige, welche direkt vom Rückgang des Konsums 
betroffen werden, indirekt aber auch alle übrigen Industrie- 
zweige, denn in dieser Beziehung besteht Solidarität; es können 
nicht große Industriezweige in ihrer Rentabilität und ihren Ver: 
hältnissen zurückgeworfen werden, ohne daß das eine Rück- 
wirkung ausübt auch auf die übrigen Industriezweige und auf 
den Handel. Und wenn unter den Konsumsteuern die Industrie 
und der Handel schwer zu leiden haben —: sie werden auch 
den Hauptteil beitragen zu den direkten Steuern, die kommen 
werden und kommen müssen. Handel und Industrie werden 
sich diesen direkten Steuern nicht entziehen; sie sind bereit, 
an der Reform auch bezüglich der direkten Steuern mitzu= 
arbeiten, wenngleich sie sich bewußt sind, daß sie darunter 
schwer zu leiden haben. 

Ich brauche Ihnen nicht vorzuenthalten, was die preußische 
Berufszählung des Jahres 1907 an Zahlen ergeben hat. 
Danach kommen von 100 erwerbstätigen Personen im Haupt- 
beruf in Preußen auf die Landwirtschaft 32,6, auf Industrie, 
Bergbau, Handel und Verkehr 48,5, auf Beamte, freie Be- 
rufe, wechselnde Lohnarbeit, Rentner, Pensionäre 18,9. Sie 
sehen also, daß Handel, Industrie und Bergbau beinahe die 
Hälfte sämtlicher Erwerbstätigen im Hauptberufe in Preußen 
ausmachen. Und ich glaube, diese Zahlen werden nicht 
anders — oder nur in meinem Sinne günstiger — werden, 
wenn die Zählung auf ganz Deutschland ausgedehnt wird. 

Wenn also Handel und Industrie beinahe die Hälfte 
aller erwerbstätigen Personen im Hauptberufe in sich schließen, 
dann muß auch auf Handel und Industrie Rücksicht ge- 
nommen werden, nicht nur in materieller Beziehung, sondern 
auch insofern, als die Denkungsart und die Anschauungen, 
die in den Kreisen von Handel und Industrie vorhanden 
sind, eine volle Berücksichtigung finden! Und eine Finanz- 
reform, die dem deutschen Volke — und in erster Linie dem 
Handel und der Industrie — so erhebliche Lasten auferlegen 
wird, muß, wenn sie wirksam sein und auf die Dauer Be- 
deutung behalten soll, begleitet sein von der Einleitung einer 
Reform unserer Wirtschaftspolitik. Diese Reform muß darin 
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bestehen, daß zunächst ein Halt zugerufen wird allen weiteren 
protektionistischen Gelüsten, namentlich auch solchen, die die 
Lebenshaltung der großen Menge des Volkes belasten. Im 
Gegenteil müssen Mittel und Wege gesucht und gefunden 
werden, um die deutschen Konsumenten zu entlasten. Denn 
in dem Augenblick, wo die Genußmittel — auch die einfachsten 
Genußmittel — des Volks so stark belastet werden sollen, 
wie es durch die Finanzreform beabsichtigt wird, in dem 
Augenblick ist es gar nicht anders möglich, als auch die not- 
wendigsten Lebensbedürfnisse, die jetzt schon so schwer 
belastet sind, einer Entlastung entgegenzuführen. 

Endlich muß dafür gesorgt werden, daß unserem Ge- 
werbefleiß die Grenzen der fremden Staaten wieder mehr 
geöffnet werden, als es augenblicklich der Fall ist. Mit einem 
Worte: es muß auf diesem Wege dafür gesorgt werden, daß 
ein neuer großer Aufschwung von Handel und Industrie 
eintreten kann, der die Wirkung und Bedeutung der Finanz- 
reform sicherstellt. Ohne einen solchen neuen wirtschaftlichen 
"Aufschwung, ohne daß Sie ihn durch eine Aenderung unserer 
wirtschaftspolitischen Anschauungen und Maßnahmen vor- 
bereiten, wird die ganze Finanzreform ein Stückwerk bleiben! 


Rede im Reichstag am 1. April 1911. 
(Nr. 10.) 


Bei einer Auseinandersetzung zwischen National: 
liberalen und Konservativen war ersteren auch das Wahl: 
bündnis mit der freihändlerischen Fortschrittlichen Volks= 
partei zum Vorwurf gemacht worden. Der national» 
liberale Abgeordnete Fuhrmann bemerkte darauf in 
seiner Rede im Reichstage am 31. März 1911, daß das 
Programm der Volkspartei nur einen „Abbau“ der Schutz= 
zölle verlange und: „daß die Zahl derer in den Reihen 
der Fortschrittlichen Volkspartei wächst, die, über diesen 
Standpunkt hinausgehend, sich schon auf den Boden 
des heutigen Schutzzolls gestellt haben“. Auf diese 
Aeußerung bezieht sich die Erklärung im Eingang der 
nachstehenden, zum Etat der Zölle, Steuern und Ge: 
bühren für 1911 gehaltenen Rede. 
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Meine Herren, in der gestrigen Debatte ist von einem 
der Herren Vorredner behauptet worden, daß der Hoch- 
schutzzollgedanke bis hinein in die Reihen der Fortschritt- 
lichen Volkspartei Eingang gefunden habe und daß unsere 
Partei diesem Hochschutzzollgedanken nicht mehr so feindlich 
gegenüberstehe wie früher. Demgegenüber stelle ich fest, 
daß das Programm der Fortschrittlichen Volkspartei den Satz 
enthält, daß wir auf allmählichen Abbau der hohen Schutz- 
zölle bedacht sein werden, — (Zuruf rechts) — und dieser 
Punkt unseres Programms, Herr Graf Kanitz, wird von 
sämtlichen Mitgliedern der Fortschrittlichen Volkspartei hoch- 
gehalten. Wir stehen außerdem auf dem Standpunkt, daß 
der Verkehr zwischen den Nationen erleichtert und nicht er- 
schwert werden muß, und daß wir hinter den hohen Schutz= 
‘ zollmauern, die Sie (nach rechts) aufgerichtet haben, den Blick 
für das Große und Weite und Allgemeine zu verlieren be- 
ginnen. 

Der Herr Abgeordnete Speck hat seine Ausführungen 
damit eingeleitet, daß er hervorgehoben hat, die Ansätze für 
die Zölle im Etat seien so niedrig bemessen, daß sich vor- 
aussichtlich ein Ueberschuß von 40 Millionen ergeben werde. 
Meine Herren, wenn das der Fall ist, dann ist es die aller- 
höchste Zeit, daran zu denken, die größten volkswirtschaft- 
lichen Auswüchse der Reichsfinanzreform wieder zu beseitigen, 
nicht aber sie auszudehnen. Einer der größten volkswirtschaft- 
lichen Auswüchse ist die Zündwarensteuer, und es wäre 
dringend notwendig, daß sofort mit deren Beseitigung be- 
gonnen wird. 

Eine weitere volkswirtschaftliche Schädigung liegt in dem 
Scheckstempel. (Zuruf rechts: Zölle!) — Von Zöllen und 
Steuern reden wir hier. Unter Kap. 14 werden Sie diese 
beiden Dinge finden. Ihr Zwischenruf ist daher durchaus 
unbegründet. 

Ich sage, der Scheckstempel ist eine der größten volks- 
wirtschaftlichen Schädigungen, die uns die Reichsfinanzreform 
gebracht hat. Unser Zahlungswesen in Deutschland ist bis 
vor wenigen Jahren in den Kinderschuhen gewesen; ich 
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möchte beinahe sagen, es ist vorsintflutlicher Art gewesen, 
und durch private Initiative ist begonnen worden, diesem 
üblen Zustande ein Ende zu bereiten. Kaum waren die ersten 
Schritte getan, die ersten Erfolge erzielt, da kommt der 
Scheckstempel und zerbricht das, was mit Mühe aufgebaut 
worden war. 

Die Deutsche Bank hat in ihrem Geschäftsbericht aus- 
drücklich betont, daß bei ihren Depositenkassen im vorigen 
Jahre nicht weniger als 220000 Schecks weniger zur Einlösung 
gelangt seien als im Jahre zuvor. Und damit nicht genug; 
es wird jetzt begonnen, den Scheckstempel auszudehnen, nicht 
ihn abzuschaffen, wie das meiner Ansicht nach im Volks- 
interesse notwendig wäre, sondern ihn nach Möglichkeit zu 
erweitern. Es wird aus dem Scheckstempel jetzt ein allge- 
meiner Bankquittungsstempel. (Zuruf links: contra legem!) 
Mit den Gesetzen ist dies wenigstens nicht in Einklang zu 
bringen. | 

Der Herr Vertreter der Verbündeten Regierungen hat 
bei Verteidigung des Scheckstempels darauf hingewiesen, daß, 
"wenn nicht ein Bankquittungsstempel eingeführt werde, der 
Scheckstempel umgangen werden könne, und es müsse daher 
auf diejenigen Bankquittungen, die geeignet sein würden, den 
Scheckstempel zu umgehen, ebenfalls ein gleich hoher Stempel 
gelegt werden. Diesem Gedankengang kann ich mich vielleicht 
anschließen. Damit darf aber nicht gesagt sein, daß nun die- 
jenigen Bankquittungen, die nicht geeignet sind, den Scheck 
zu ersetzen, ebenfalls dem Scheckstempel unterworfen werden 
sollen. | 

Da liegt es nun so: wenn Herr Kollege Gothein in 
Breslau ein Bankkonto hat, und er schreibt an seine Bank: 
schicken Sie mir 500 Mark von meinem Guthaben, — und 
seine Bank schickt 500 Mark per Post, und Herr Kollege 
Gothein übersendet seiner Bank eine Empfangsbescheinigung, 
dahin lautend: „Die mir per Post übersandten 500 Mark 
habe ich empfangen“, — meine Herren, dann möchte ich den- 
jenigen sehen, der mir nachweisen kann, daß diese Empfangs- 
bestätigung geeignet ist, den Scheckstempel zu umgehen oder 
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den Scheck zu ersetzen. (Zuruf rechts: 10 Pfennig!) Mit 
10 Pfennigen rechnen Sie vielleicht nicht, ich kann Ihnen 
aber die Versicherung geben: die große Masse des Volkes 
rechnet mit den 10 Pfennigen, und Sie schädigen dadurch 
die Entwickelung der Verbesserung und Veredlung unseres 
Zahlungswesens.. Und darauf kommt es an, nicht darauf, 
ob es im einzelnen Falle 10 Pfennig sind oder vielleicht noch 
weniger. — Meine Herren, gegen diese Erweiterung des Scheck= 
stempels muß ich mich mit Entschiedenheit aussprechen. Das 
ist eine weitere Verschlechterung, die eingeführt wird, und 
zwar in einem Augenblick, wo es notwendig wäre, gerade 
in dieser Beziehung Maßregeln zu ergreifen, daß unser 
Zahlungswesen nicht wieder in die alten schlechten Verhält- 
nisse zurückfällt. 

Ueber den Antrag des Herrn Grafen Westarp, der 
gestern eingegangen ist, kann ich in diesem Augenblick nicht 
sprechen, da Herr Graf Westarp seinen Antrag noch nicht 
begründet hat. Bevor eine solche Begründung erfolgt ist, ist 
auch eine Kritik seines Antrags nicht möglich. Ich werde 
daher bei Kap. 14, wenn Herr Graf Westarp seinen Antrag 
begründet haben wird, darauf zurückkommen. 

Dagegen komme ich jetzt zu den Pflastersteinen. Meine 
Herren, ich halte den Augenblick für so ungeeignet wie möglich, 
über einen Zoll auf Pflastersteine zu sprechen. Die Herren 
Abgeordneten Speck und Brunstermann haben dargelegt, 
weswegen ein Zoll auf Pflastersteine eingeführt werden müßte. 
Ich will mich darüber nicht aussprechen, nur betonen, daß es 
ebenso wichtige Interessen gibt, die gegen die Einführung 
eines Pflastersteinzolles sprechen. Fragen Sie den größten Teil 
des Ostens, fragen Sie die großen Städte, fragen Sie die 
Reederei, ja, fragen Sie vielleicht auch die Landwirtschaft, 
wie sie dazu steht! Die Landwirtschaft exportiert Getreide 
in großen Mengen nach Skandinavien, und Rückfrachten dazu 
für diese Exporte bekommt man in Pflastersteinen. Insofern 
wird auch die getreideexportierende Landwirtschaft nicht so 
ganz mit den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Speck 
übereinstimmen, wenn man sich nämlich auf den Standpunkt 
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des einzelnen Interessenten stellen will. Außerdem gibt es 
aber doch auch sehr bedeutende Nachweise und Beweise dafür, 
daß vielleicht auch mit einem Zoll auf Pflastersteine der Stein- 
industrie nicht geholfen sein würde. Die großen Städte, auf 
die es ja hauptsächlich ankommt, gehen mehr und mehr zum 
Asphaltpflaster über, und je teurer Sie die Pflastersteine 
machen, je teurer das Pflastern mit Pflastersteinen wird, um 
so mehr wird das Pflastern mit Asphalt fortschreiten, und die 
verteuerten Pflastersteine werden durchaus nicht der Pflaster- 
steinindustrie in dem Umfange helfen können, wie Sie es 
wünschen. Ueber diese Verhältnisse gebe ich jedoch in diesem 
Augenblick kein Urteil ab. Ich bin aber der Meinung, daß 
es in dem Augenblick, wo über einen deutschsschwedischen 
Handelsvertrag verhandelt wird, gar nicht möglich ist, ein 
entscheidendes Urteil hier im Reichstage zu fällen, und daß 
es nichts heißt, als unseren Unterhändlern Knüppel zwischen 
die Beine werfen, wenn Sie in diesem Augenblick die Re- 
gierung binden wollen. 

Der Herr Abgeordnete Speck hat uns gesagt: wenn 
nicht ein Zoll auf Pflastersteine eingeführt wird, dann werden 
wir uns sehr überlegen, ob wir den schwedischen Handels 
vertrag annehmen können. Darin stimme ich dem Herrn Ab- 
geordneten Speck zu, daß er es sich überlegen wird; ich 
glaube aber, es kommt nicht darauf an, zu überlegen auf 
Grund des Wunsches eines einzelnen Industriezweigs, sondern 
es kommt darauf an, wenn ein schwedischer Handelsvertrag 
uns vorgelegt wird, nachzuweisen, wo die größeren Interessen 
geschädigt, und wo die größeren Interessen bevorzugt werden, 
und dann ein Urteil abzugeben über die Gesamtheit dessen, 
was im deutsch-schwedischen Handelsvertrag enthalten ist. Nur 
von einer Seite die Sache zu betrachten, ist falsch. Leider sind 
wir daran gewöhnt, daß die einzelnen Interessen mehr und mehr 
hier in den Vordergrund gestellt werden, daß nicht der Blick 
für das Allgemeine erhalten bleibt, und ein Schulbeispiel dafür 
liefert die heutige Debatte über den Pflastersteinzoll. 

Ich habe an den Herrn Staatssekretär des Reichsschatzamts 
noch einige Fragen zu richten. 
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Wenn ich den Gesetzentwurf über die Wertzuwachs- 
steuer, der jetzt dem preußischen Abgeordnetenhause vorliegt, 
und die Debatten, die darüber geführt worden sind, richtig ver- 
stehe, dann handelt es sich um die Frage, ob diejenigen 
40 Prozent, die nach $$ 58 des Zuwachssteuergesetzes den 
Gemeinden zufallen sollen, diesen unverkürzt zuzufallen 
haben, oder ob ihnen davon seitens der Bundesstaaten ein 
Abzug gemacht werden kann. Und wenn ich den Grund 
richtig verstehe, der dafür angeführt wird, daß ein solcher 
Abzug gemacht werden darf, so liegt er, soweit ich das be- 
urteilen kann, darin, daß seitens der preußischen Regierung 
die Ansicht vertreten wird, daß zur Verwaltung und Erhebung 
der Steuern die Veranlagung nicht gehöre. Ich bin der Meinung, 
daß nach der Geschichte des Reichswertzuwachssteuergesetzes 
kein Zweifel sein kann, daß die Bundesstaaten für die Ver- 
waltung und Erhebung der Steuer, also inklusive der Ver: 
anlagung, 10 Prozent der Steuer zu empfangen haben, und 
daß 40 Prozent ungekürzt den Gemeinden zufließen sollen. 
Dies geht daraus hervor, daß es in dem Regierungsentwurf 
wie er uns hier vorgelegt ist, im $ 49 ursprünglich folgende 
Fassung enthalten war: es sollen erhalten 50 Prozent das Reich, 
10 Prozent der Bundesstaat und 40 Prozent die Gemeinde, 
sofern die Landesgesetzgebung nichts anderes bestimmt. Dies 
konnte darauf bezogen werden, daß die 10 Prozent für den 
Bundesstaat und die 40 Prozent für die Gemeinde unter: 
einander eine Verschiebung erfahren könnten. Der 849 des 
Gesetzes und der Kommissionsbeschlüsse, wie er sich nachher 
gestaltet hat, lautet dagegen: 50 Prozent erhält das Reich, 
10 Prozent der Bundesstaat, sofern die Landesgesetzgebung 
nichts anderes bestimmt, und 40 Prozent die Gemeinde. Die 
Ansicht, wie ich sie hier ausgesprochen habe, ist auch von 
verschiedenen Rednern bei der Debatte über das Wertzuwachs- 
steuergesetz zum Ausdruck gekommen, und ich glaube daher, 
eine entgegenstehende Auffassung, wenn sie bei der preußischen 
Regierung bestehen sollte, entspricht nicht dem Wortlaut des 
Gesetzes. Ich gestatte mir die Anfrage an den Staatssekretär 
des Reichsschatzamts, wie er sich hierzu stellt. 
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Ich möchte ferner die Allgemeinheit und den Herrn Staats- 
sekretär des Reichsschatzamts auf einen Punkt aufmerksam 
machen, den zu beachten der Mühe wert ist, nämlich auf das 
Oktroiwesenin Elsaß-Lothringen. Der Artikel 5 des $ 7 des 
sogenannten Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867, der 
unter Art. 40 in die Reichsverfassung übergegangen ist, 
bestimmt, daß die Erhebung von Abgaben für Rechnung 
von Kommunen nur für Gegenstände stattfinden darf, die 
zur örtlichen Konsumtion bestimmt sind, und daß zu diesen 
Gegenständen gehören Bier, Essig, Malz, Obstwein und die 
der Mahl» und Schlachtsteuer unterliegenden Erzeugnisse, 
ferner Brennmaterialien, Marktviktualien und Fourage. Dann 
fährt der Art. 5 $7 des genannten Gesetzes fort: 


Sollten in dem einen oder anderen Orte auch noch 
von anderen als den vorstehend genannten Gegen- 
ständen Abgaben erhoben werden, so soll die Er- 
hebung der letzteren zwar einstweilen fortbestehen 
können; die betreffenden Regierungen werden es sich 
jedoch angelegen sein lassen, solche Abgaben bei der 
ersten passenden Gelegenheit zu beseitigen. 


8 5 des Gesetzes, betreffend die Einführung der Verfassung 
von Elsaß-Lothringen vom 25. Januar 1873, bestimmte dagegen, 
daß diese Beschränkungen, die in dem vorgelesenen Artikel 
enthalten sind, für Elsaß-Lothringen bis auf weiteres keine 
Anwendung finden sollen. 


Es kommt der bekannte 813 des Zolltarifgesetzes vom 
25. Dezember 1902 hinzu, der bestimmt, daß für Rechnung 
von Kommunen vom 1. April 1910 ab Abgaben für Getreide, 
Hülsenfrüchte und Mehl und andere Mühlenfabrikate, des» 
gleichen auf Backwaren, Vieh, Fleisch, Fleischwaren und Fett 
nicht erhoben werden dürfen. Es liegt also in Elsaß-Lothringen 
so, daß zwar Art.13 desZolltarifgesetzes vom 25. Dezember 1902 
Wirksamkeit hat, dagegen die Beschränkung des Art.5 8 7 
des Zollvereinigungsvertrages nicht. Allerdings soll es in 
Elsaß-Lothringen, abgesehen von dem Art. 13 des Zolltarif: 
gesetzes von 1902, nur „bis auf weiteres“ bei den bisherigen, 
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d.h. also den damaligen Verhältnissen sein Bewenden haben. 
Dieses „bis auf weiteres‘ hat nun bereits 38 Jahre gedauert, 
und es fragt sich, ob es einer der hier Anwesenden erleben 
wird, daß die Konsequenz aus den Worten „bis auf weiteres“ 
gezogen wird, wenn nicht doch im allgemeinen die Auf 
merksamkeit auf diese Verhältnisse gelenkt wird. 


Eine Reihe von Städten in Elsaß-Lothringen hat 
nämlich nunmehr nicht auf Gegenstände der Konsumtion 
Oktrois eingeführt, sondern, wie z. B. die Stadt Metz, sich 
einen vollständigen kleinen Zolltarif gemacht. Da finden Sie 
— ich habe hier nur einen Auszug —: Steinkohlen, Zement, 
Asphalt, Möbel, Klaviere, Roheisen, Nägel und Schrauben, 
Werkzeuge und Maschinen, Fensterglas, Spiegelglas, Wachs- 
tuch, Spielwaren — welch’ letztere übrigens, wie ich bemerken 
will, infolge Andrängens der Interessenten wieder oktroifrei 
gemacht worden sind —, Seife, Parfümerien und andere Dinge. 
Kurz, wir haben einen vollständigen Zolltarif. Ich bin der 
Meinung, daß doch der Gedanke gewesen ist: dieser Oktroi 
soll allmählich abgebaut werden, soll allmählich aufhören, 
und es soll den Städten auch in Elsaß-Lothringen nicht ge= 
stattet sein, nun ihrerseits Binnenzölle einzuführen; denn 
Zölle auf die Artikel, die ich Ihnen vorgelesen’ habe, stellen 
nichts weiter dar als Binnenzölle, wie wir sie in früheren, 
glücklich überwundenen Zeiten gehabt haben. Da möchte 
ich an den $8 des Vereinszollgesetzes vom 1. Juli 1869 er- 
innern, der lautet: 


Binnenzölle, sowohl des Staates wie der Kommunen 
und Privaten, sind unzulässig. 


Ich glaube, diese Angelegenheit bedarf einer reiflichen 
Erwägung. Die Art, wie dieser .Oktroi in Elsaß-Lothringen 
ausgebaut ist, ist schädlich für die allgemeinen Interessen der 
Industrie Deutschlands, und wenn diese Verhältnisse bestehen 
bleiben, dann kehren wir in der Tat innerhalb des Deutschen 
Reichs zu den Zuständen zurück, die vor 1860 bestanden 
haben. Ich meine, derartige Binnenzölle sollten unter Schonung 
der Verhältnisse — auf die muß man ja Rücksicht nehmen — 
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allmählich aufhören, und es sollte innerhalb des Deutschen 
Reichs — und dazu gehört auch Elsaß-Lothringen — nicht 
möglich sein, neue Binnenzölle zum Schaden der industriellen 
Verhältnisse des Deutschen Reichs einzuführen. 


Getreidezölle. 


Rede im Reichstag am 30. Juni 1909. 
(Nr. 11.) 


Vorbemerkung. 
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Mit dem Jahre 197 setzte eine entschiedene Aufwärts 
bewegung der Preise von Brotgetreide ein. ‘Während 
der Durchschnittspreis von Roggen in Berlin in dem Jahr- 
fünft 1901—1905 141 Mark betragen hatte, stellte er sich 
in den Jahren 1907 und 1%8 auf 1953 bezw. 187 Mark. 
Weizen hatte im Durchschnitt desselben Jahrfünfts 
164 Mark gekostet, in den Jahren 1907 und 1%8 kostete 
er 206 und 211 Mark. Im Jahre 1909 gingen die Preise 
weiter in die Höhe. Ende Juni stellte sich Roggen auf 
195 Mark, Weizen auf 260 Mark*). Dabei war die 
deutsche Ernte des Jahres 1908 und auch die des Jahres 
1909 für Roggen ungewöhnlich groß, für Weizen. be- 
friedigend ausgefallen. Der Grund für dieses Mißver:- 
hältnis wurde von dem Freihandel den im Jahre 1906 
in Kraft getretenen Zollerhöhungen und dem System der 
Einfuhrscheine zugeschoben. Die Frage der Einfuhrscheine 
wurde infolge einer von den beiden freisinnigen Parteien 
eingebrachten Resolution am 22. April 1909 im Reichs- 
tage besprochen. Eine sozialdemokratische Interpellation 
(Nr. 1458 der Drucksachen 12. Legislatur-Periode I. Session) 


fragte die Regierung, ob sie zur zeitweiligen Aufhebung 


der Zölle auf Getreide und Futtermittel und des Einfuhr: 
scheinsystems bereit sei. In seiner Begründungsrede stellte 
der sozialdemokratische Abgeordnete Molkenbuhr den 


*) Preise der deutschen Reichsstatistik. 


Inhalt dieser Anfrage als Forderung auf und wies darauf 
hin, daß Graf Kanitz in seinen bekannten Anträgen in 
den Jahren 1894 und 1895 den Roggenpreis nur auf 
165 Mark, den Weizenpreis auf 215 Mark festsetzen wollte 
Der Staatssekretär des Innern v. Bethmann Hollweg 
erwiderte, daß Schwankungen des Weltmarktes unver: 
meidlich seien, daß Deutschland deshalb aber nicht von 
der einmal eingeschlagenen Wirtschaftspolitik abweichen 
dürfe. Der Zolltarif sei ein einheitliches Ganzes, aus dem 
ohne Gefahr nicht ein einzelnes Stück herausgebrochen 
werden dürfe. Zuzugeben sei, daß der Weizenpreis 
abnorm hoch sei. In der Besprechung erklärten sich der 
Zentrumsabgeordnete Pieper, der konservative Abge- 
ordnete Graf v. Schwerin=-Löwitz und der national: 
liberale Abgeordnete Paasche gegen die Vorschläge 
der Interpellanten. Den Standpunkt der Freisinnigen 
Volkspartei vertrat der Abgeordnete Kaempf in nach- 
stehender Rede. 


Meine Herren, in zwei Punkten bin ich mit dem Herrn 
Vorredner einverstanden. Erstens in dem Punkte, daß es 
nicht möglich ist, durch eine Interpellation die Sache kurzer: 
hand zu erledigen, und zweitens, daß es eingehender Er- 
wägungen bedarf, ehe man eine Maßregel ergreifen kann, wie 
sie von den Herren Interpellanten vorgeschlagen worden ist. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Arendt hat uns gesagt, vor der 
Ernte dürfte man das keinesfalls tun, sondern man müßte 
erst die Ernte abwarten, und wenn sich dann herausstellte, 
daß die Ernte schlecht sei, und daß die augenblicklichen 
schlechten Verhältnisse sich noch verschlechtert haben würden, 
dann würde er auch bereit sein, in allerdings lange währende 
Erwägungen über die Frage der Getreidezölle einzutreten. 
Diese Erwägungen hätten meiner Ansicht doch jedenfalls 
schon seit dem November 1907 reichlich angestellt werden 
können. Im November 1907, als eine ähnliche Interpellation 
hier beraten wurde, hat der Herr Vertreter des Herrn Reichs- 
kanzlers uns gesagt, es handle sich nur um eine vorüber- 
gehende Erscheinung. Die hohen und überhohen Preise vom 
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November 1907 könnten nicht auf die Dauer bestehen. Wegen 
vorübergehender Erscheinungen könnten nicht Maßnahmen 
getroffen werden, die die gesamte Grundlage unseres wirt- 
schaftlichen Lebens auf das ernsteste gefährden würden. Die 
nationale Ernte sei im Jahre 1907 gut gewesen, die Ernte 
der Exportländer schlecht. Die Wirkung der Zollaufhebung 
könne daher nur eine ganz vorübergehende sein. 

In der Besprechung der Interpellation ist dann von dem 
Vertreter der rechten Seite des Hauses, dem Herrn Abge- 
ordneten Dr. Roesicke, als die Wirtschaftspolitik überhaupt 
bekämpft wurde, darauf hingewiesen worden, die Hauptsache 
sei doch, daß dem Volke reichlich Arbeitsgelegenheit geschaffen 
worden sei, und zwar durch die Wirtschaftspolitik, gegen 
die wir uns ja immer gewandt hätten. Der Herr Abge- 
ordnete Dr. Roesicke hat damals hinzugefügt, der beste 
Beweis, eine wie vorzüglich umfangreiche Arbeitsgelegenheit 
dem deutschen Volke durch die Wirtschaftspolitik gegeben 
sei, bestehe darin, daß im Juni 1902 160 Stellensuchende auf 
100 offene Stellen gekommen seien, im Juni 1907 aber nur 94. 
Da könnte man vielleicht heute daran erinnern, daß ım April 
1909 nicht bloß 160 Stellensuchende auf 100 offene Stellen 
gekommen sind, sondern 181. Mit demselben Rechte also, 
mit dem damals der Herr Abgeordnete Dr. Roesicke die 
außerordentlichen Vorzüge der Wirtschaftspolitik gepriesen 
hat, mit demselben Rechte könnten wir heute sagen: die 
Wirtschaftspolitik hat sich so schlecht bewährt, daß beinahe 
doppelt so viel Stellensuchende vorhanden sind als offene 
Stellen. 

Der Herr Staatssekretär des Reichsschatzamts hat uns 
am 25. November 1907 gewissermaßen vertröstet; er hat uns 
gesagt, im wirtschaftlichen Leben ginge es ja immer auf und 
ab, und wenn ein Aufsteigen gekommen sei, dann komme 
auch wieder ein Abflauen, ein Heruntersinken, und umgekehrt. 
Darin hat er ja an und für sich vollstäadig recht; aber ob, 
nachdem wir die Zustände, die im November 1907 schon 
durch hohe und überhohe Preise gekennzeichnet waren, bis 
jetzt gehabt haben, noch davon die Rede sein kann, uns mit 


100 


dem Auf und Ab im wirtschaftlichen Leben zu vertrösten, 
das gestatte ich mir doch zu bezweifeln. Ebenso muß ich 
mich dagegen wenden, daß unsere Wirtschaftspolitik, wie sie 
augenblicklich betrieben wird, als noli me tangere hingestellt 
wird. Wir sind der Meinung, daß, wenn sich Mängel an 
dieser Wirtschaftspolitik zeigen, es dann seitens der Ver- 
bündeten Regierungen und seitens der Vertretung des 
deutschen Volks durchaus notwendig ist, auf Mittel und Wege 
zu sinnen, durch die es ermöglicht wird, diesen Mängeln der 
Wirtschaftspolitik abzuhelfen. 

Nun möchte ich zu der Frage, ob die hohen und über- 
hohen Preise, von denen der Herr Staatssekretär des Innern 
am 25. November 1907 gesprochen hat, heute noch bestehen, 
und ob nicht diese lange Frist doch Veranlassung gegeben 
hätte, über Maßnahmen, ihnen entgegenzuwirken, nachzu= 
denken, erwähnen, daß allerdings der Roggenpreis augen- 
blicklich niedriger ist als der Preis im November 1907. 1907 
hat der Roggen im November 211 Mark gekostet, und jetzt 
kostet er 195 Mark. Ich möchte aber doch darauf hinweisen, 
daß wir im Jahre 1908 eine Ernte gehabt haben, wie wir sie, 
glaube ich, in Deutschland in Roggen noch nie zu verzeichnen 
hatten, und daß ein Rückgang von 211 auf 195 Mark in 
keiner Weise den Wirkungen entspricht, die eine gute Ernte 
auf die Getreidepreise im Interesse der Allgemeinheit, im 
Interesse namentlich der Konsumenten haben sollte. (Zuruf 
rechts: Weltmarkt!) — Auf den Weltmarkt komme ich nachher 
noch ausführlich zu sprechen. 

Was den Weizen anlangt, so haben wir im November 
1907 als hohen und überhohen Preis 226 Mark zu verzeichnen 
gehabt, und heute kostet Weizen 259 Mark. Jedenfalls nötigt 
diese Erscheinung dazu, die ernstesten Erwägungen nunmehr 
wenigstens anzustellen und nicht den Trost gelten zu lassen: 
es wird ja wohl wieder besser werden, da im Wirtschafts» 
leben das up and down nun einmal die Regel sei. Ich glaube, 
daß in dieser Beziehung auf den Verbündeten Regierungen 
eine große Verantwortlichkeit lastet, eine Verantwortlichkeit, 
die nicht schwer genug aufgefaßt werden kann. 
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In früheren Jahren, als die Getreidezölle eingeführt 
wurden, hat man uns darauf hingewiesen, das Ausland er- 
drücke uns mit billig gewonnenem Getreide, und infolge- 
dessen müßten Zölle für das deutsche Produkt eingeführt 
werden. Ich werde in diesem Augenblick nicht untersuchen, 
wieweit diese Erwägung damals gerechtfertigt war. Aber ich 
glaube doch, darauf hinweisen zu dürfen, daß, wenn nicht 
alles täuscht, jetzt nicht einmal dieser Grund mehr als stich- 
haltig anerkannt werden kann. Es ist schon in den Jahren 
1904 und 1905 von sehr sachverständiger Seite darauf hin- 
gewiesen worden, daß allmählich in den Exportländern die 
Menge des Landes, auf welchem große Quantitäten Getreide 
ohne erhebliche kulturelle Vorrichtungen gewonnen werden, 
in der Abnahme begriffen ist, und es ist darauf aufmerksam 
gemacht worden, daß auch in diesen Ländern die Bevölkerung 
in einer Weise zugenommen hat, daß die Mehrproduktion 
an Getreide daselbst den Bevölkerungszuwachs nicht ausge- 
glichen hat. 

Wenn diese Annahmen richtig sind, dann ergibt sich 
von selbst, daß die exportierenden Länder uns allmählich 
weniger Ueberschuß an Getreide senden als früher, und dann 
ergibt sich mit Notwendigkeit, daß allmählich auf dem Welt- 
markt eine Preissteigerung des Getreides eintritt, ganz abge- 
sehen von den Zöllen, die diejenigen Länder, die Getreide- 
zölle haben, bezahlen müssen. Dies ist eine Erwägung, in 
die einzutreten und über die Untersuchungen anzustellen, 
von außerordentlicher Wichtigkeit sein würde, und die Ver- 
bündeten Regierungen täten wohl daran, dieser Frage ihre 
ganz besondere Aufmerksamkeit zu widmen. 

In dieser Beziehung gibt es allerdings schon eine Reihe 
ganz interessanter Zahlen, die im einzelnen vorzutragen ich 
mir versage. Ich möchte aber auf einen Punkt aufmerksam 
machen, der in Deutschland selbst in die Erscheinung ge- 
treten ist. Während in den letzten zwanzig Jahren des vorigen 
Jahrhunderts der Ertrag an Brotgetreide pro Hektar in Deutsch- 
land wesentlich mehr gewachsen ist, als die Bevölkerung zu- 
genommen hat, hat sich im Laufe der letzten fünf oder sechs 
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Jahre das Verhältnis ins Gegenteil verkehrt, und diese Er- 
scheinung allein genügt, im Zusammenhang mit der Lage des 
Getreideweltmarktes überhaupt in die ernstesten Erwägungen 
über die großen Gesichtspunkte einzutreten, von denen die 
Frage der Getreidezölle abhängt. 

Wenn nun nach der Weltlage des Getreidemarkts und 
nach dem Gesetze von Angebot und Nachfrage eine all- 
mähliche Steigerung der Getreidepreise, auch abgesehen von 
der Einwirkung der Zölle, nicht unmöglich ist, dann wird es 
von um so größerer Bedeutung für die Preisgestaltung, wenn 
die Steigerung der Preise im Inlande noch künstlich genährt 
wird. Das ist aber in der Tat in Deutschland der Fall. In 
dieser Beziehung kommen zwei Punkte in Betracht: erstens 
die künstliche Ermöglichung und künstliche Erleichterung 
des Exports von Getreide, und zweitens unsere Börsengesetz= 
gebung, die, wie ich Ihnen gleich nachweisen werde, auch ın 
dieser Beziehung von schädlicher Wirkung gewesen ist. Ich 
will nicht eingehen auf die Einfuhrscheine, von denen heute 
ja schon wiederholt gesprochen worden ist, und auf die wir 
noch zurückkommen werden, wenn der Bericht der Budget- 
kommission vorliegt; aber das eine wird, glaube ich, von 
keiner Seite bestritten werden, daß das System der Einfuhr- 
scheine, wie es sich in Deutschland herausgebildet hat, dazu 
beiträgt, den Export zu erleichtern und in vielen, ja sogar in 
den meisten Fällen, die Verteurung des Brotpreises in Deutsch- 
land zu unterstützen. 

Beim Roggen liegt es ja so, daß wir in den letzten 
Jahren mehr Roggen geerntet haben, als wir zur Konsumtion 
gebrauchten; da war also der Export nach Lage der Dinge 
berechtigt. Was aber den Weizen anlangt, so ist eine 
künstliche Erleichterung des Exports meiner Ansicht nach 
nicht berechtigt. Wir gebrauchen eine große Menge zu 
importierenden Weizens, um die Ernährung des Volkes zu 
gewährleisten, und wenn wir zu gewissen Zeiten — und das 
trifft ja hauptsächlich nach der Ernte ein — große Quantitäten 
Weizen ins Ausland schicken, so müssen wir dieselbe Menge 
Weizen, die wir ins Ausland geschickt haben, zurückkaufen 
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und das natürliche Defizit unserer Weizenversorgung noch 
dazu. Dabei aber hat sich gerade :in diesem Jahre eine merk- 
würdige Erscheinung herausgestellt. 

Augenblicklich fehlt es uns in Deutschland an Weizen 
nicht, aber es fehlt uns an inländischem Weizen; ausländischen 
Weizen können wir heute noch immer haben, ich ‘glaube, 
so viel wir wollen, und es ist nur die Frage, ob wir diesen 
ausländischen Weizen für unseren Konsum, d.h. für die 
Herstellung eines geeigneten Brotes, in genügender Weise 
verwenden können, und da stellt sich heraus, daß das nicht 
der Fall ist. Es gehört zur Herstellung eines guten Weizen- 
brotes in der Regel eine Mischung von ausländischem und 
inländischem Weizen, und unsere großen Mühlen sind darauf 
eingerichtet, diese Mischung herbeizuführen; unsere großen 
Mühlen sind sogar darauf eingerichtet, wenn sie verschiedene. 
Sorten ausländischen Weizens haben, sie bisweilen so zu 
kombinieren, daß sie zum Teil auch aus ausländischem Weizen 
allein ein hinreichendes Gebäck herstellen können. Aber die 
kleinen Mühlen, die nicht in der Lage sind, große Getreide- 
bestände zu kaufen und zu halten, sind nicht dazu imstande, 
sondern sie bedürfen unter allen Umständen ausländischen 
Weizens, um aus dem deutschen Weizen, mit dem ausländischen 
gemischt, ein Mehl herzustellen, das gut backfähig ist und 
ein gutes Brot abgibt. Nun ist es Tatsache — und ein Zwischen- 
ruf von jener Seite hat mir das vorhin bestätigt —, daß augen- 
blicklich in Deutschland inländischer Weizen überhaupt so gut 
wie nicht vorhanden ist. Ich würde es auch den Besitzern von 
Weizen gar nicht übelnehmen, wenn sie angesichts der hohen 
Preise, von denen man in der Regel denkt, sie würden noch 
höher steigen, ihren Weizen zurückhielten. Aber es wird 
mir versichert, daß man selbst zu einem Preise von 20 Mark 
über dem notierten Preise inländischen Weizen nicht be- 
kommen kann. 

Und nun, meine Herren, möchte ich Sie fragen: woran 
liegt denn das? Es sind seit der letzten Ernte etwa: 400 000 
Tonnen Weizen in das Ausland verkauft worden. Hätten 
wir diesen Weizen wenigstens zum Teil im Inlande behalten, 


104 


so würden wir augenblicklich nicht die Not an inländischem 
Weizen haben, wie sie jetzt besteht. Wenn eine solche Not 
an inländischem Weizen besteht, so muß man sich allerdings 
fragen: sind denn die Maßnahmen, die bei uns zur Er- 
leichterung des Exports eingerichtet sind, wirklich im Interesse 
der allgemeinen Volkswirtschaft, sind sie wirklich geeignet, 
die Ernährung des Volkes mit gutem Brot herbeizuführen, 
oder sind hier Maßnahmen getroffen worden, die sich schließlich 
nicht als allgemein nützlich herausstellen? Hierzu haben 
jedenfalls die Einfuhrscheine mitgewirkt. Wenn die Ernte 
beendet ist, kommt naturgemäß eine größere Quantität von 
Getreide an den Markt. Dies wird im Inland bleiben, wenn 
nicht besondere Erleichterungen für den Export gewährt 
werden, und wenn der Handel so organisiert ist, daß er das 
Getreide im Inlande zu halten imstande ist. Der ans Aus- 
land verkaufte Weizen muß unter allen Umständen wieder 
zurückgekauft werden, und zwar vielfach, wenn nicht in der 
Regel, teurer, als wir ihn an das Ausland verkauft haben. 
Letzteres tritt namentlich dann ein, wenn der Rückkauf zu 
einer Zeit stattfinden muß, wo Ware überhaupt anfängt knapp 
zu werden. Dann muß sicherlich zu höheren Preisen Weizen 
eingeführt werden, als man ihn vorher verkauft hat. Augen- 
blicklich ist also Deutschland entblößt von inländischem 
Weizen. Den ausländischen können Sie trotz der schlechten 
Ernte des Auslandes, auf die immer hingewiesen wird, heute 
noch in genügender Menge haben, und Sie zahlen für den 
ausländischen Weizen auch nicht mehr als den Weltmarkts- 
preis plus Zoll und Fracht. Die Preise in Liverpool, ver- 
glichen mit denen in Mannheim, beweisen das. 

Ich habe vorhin schon gesagt, daß, abgesehen von der 
Erleichterung des Exports, auch die Desorganisation unseres 
Getreidehandels unzweifelhaft dazu beiträgt, daß unser 
inländisches Getreide sich nicht so lange im Lande erhalten 
kann, bis es auf dem naturgemäßen Wege zur Konsumtion 
gelangt. Auch durch die neueste Börsengesetzgebung haben 
Sie nicht bewirkt, daß dem Getreidehandel wieder die volle 
Sicherheit und Aktionsfähigkeit wiedergegeben ist. Der 
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Getreidehandel hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, daß, wenn 
im Ueberfiuß Ware angeboten wird, diese Ware vom Handel 
aufgekauft und schwebend gehalten wird, bis die naturgemäße 
Nachfrage entsteht und die Ware wieder in den Konsum 
übergeleitet wird. Diese große Aufgabe, die er im allgemeinen 
Interesse erfüllen soll, kann der Getreidehandel auch heute 
noch nicht in vollem Umfange wieder erfüllen, da ihm dazu 
das wirksamste Instrument, der Terminhandel, fehlt. 

Ich rekapituliere: sowohl die Lage des Getreidewelt- 
marktes wie die künstlichen Maßnahmen, die im Innern ge- 
troffen worden sind, haben dahin gewirkt, daß eine Verteuerung 
des Getreides bei uns in Deutschland stattgefunden hat, 
ganz abgesehen davon, daß durch die Zölle eine wesentliche 
Erhöhung um 50 Mark bezw. 55 Mark auf Roggen und Weizen 
hat stattfinden müssen. Früher hat man uns gesagt, das Aus- 
land würde den Zoll tragen, im Inland würde der Preis des 
Getreides nicht erhöht werden. Nun, davon ist es ja neuer- 
dings gänzlich still geworden; es ist davon still geworden, 
seit die Maßnahmen eben ergriffen worden sind, die mit 
Naturnotwendigkeit dahin geführt haben, daß zwischen dem 
Getreidepreis in Deutschland und dem Weltmarktpreis die 
Differenz besteht, die durch die Zölle hatte herbeigeführt 
werden sollen. Aber die Wirkung der Getreidezölle kommt 
nicht bloß hierin zum Ausdruck; wir müssen uns vergegen- 
wärtigen, daß die Zölle nicht bloß die Beträge bedeuten, die 
ın die Kassen des Reichs fließen, sondern daß über diese 
Beträge hinaus der Gesamtheit des Volkes, der Gesamtheit 
der Konsumenten eine schwere Last aufgebürdet worden ist. 
Wie groß diese Last ist, will ich hier rechnerisch nicht fest» 
stellen; die Rechnungen der Personen, die sich hauptsächlich 
damit beschäftigt haben, gehen auseinander; aber die Zahl 
von 400 Millionen Mark dürfte hinter dem zurückbleiben, 
was sich, wenn man eine genaue Rechnung anstellt, wohl als 
das richtige herausstellen könnte. 

Diesen Zahlen gegenüber kann auch die Frage, die 
immer wieder in den Vordergrund gestellt wird, nicht Stich 
halten, ob denn alle diese Nachteile aufgewogen werden da= 
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‘ durch, daß die Kaufkraft der Landwirtschaft gehoben ist. 
Sicherlich ist die Kaufkraft der, Landwirtschaft durch die 
hohen Getreidepreise in gewissem Umfange gehoben worden; 
aber ich meine, die ganze objektive Erwägung kann doch 
nur die sein, daß lediglich derjenige eine Erhöhung der Kauf: 
kraft erlangt durch die hohen Getreidepreise und Getreide- 
zölle, der Getreide zu verkaufen hat, und alle diejenigen, die 
kein Getreide zu verkaufen haben, können auch an der so= 
genannten Erhöhung der Kaufkraft der Landwirtschaft nicht 
teilnehmen. Gegenüber der erhöhten Kaufkraft einer gewiß 
nicht unbedeutenden Anzahl von Landwirten ist es doch nicht 
möglich, zu verkennen, daß alle diejenigen, die Getreide und 
Brot kaufen müssen, in ihrer Kaufkraft nicht unwesentlich 
beeinträchtigt und geschwächt worden sind. Wenn das aber 
der Fall ist, dann kann man auch die Folgen verstehen, die 
jetzt deutlich zutage treten infolge unserer ganzen Wirt- 
schaftspolitik, infolge namentlich der Getreidezölle und 
der hohen Getreidepreise. Uns ist sonst wohl der Vorwurf 
gemacht worden, wir hätten die ganze Finanzmisere des Reichs 
darauf zurückgeführt, daß eine falsche Wirtschaftspolitik ein- 
geleitet worden sei. Das ist eine irrtümliche Behauptung. Wir 
' haben die Finanzmisere des Reichs nur insoweit auf die Wirt- 
schaftspolitik zurückgeführt, als die hohen Zölle auf Lebens- 
mittel nicht nur letztere, sondern damit auch die Produktions- 
kosten der Industrie verteuert haben, und als nunmehr nicht 
bloß für die Lebensmittel, sondern auch für die Produkte der 
Industrie eine so erhebliche Preissteigerung stattgefunden hat, 
wie dies im Laufe der letzten Jahrzehnte der Fall gewesen ist. 
Wir haben deshalb auch die Wirtschaftspolitik von vornherein 
bekämpft, weil wir uns haben sagen müssen, daß auf dem 
vorgeschlagenen Wege lediglich erreicht werden könnte, daß 
alles, was zum Leben gehört, teurer wird, und daß schließlich 
niemand einen Vorteil davon hat, außer einer Reihe privile- 
gierter Personen. Die Folgen sind ganz deutlich. Daß die 
Löhne erhöht worden, und daß die Produktionskosten der 
Industrie gestiegen sind, wird niemand mehr ernstlich be- 
zweifeln. Und wenn der Herr Staatssekretär des Innern uns 
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vorhin gesagt hat, in Oesterreich gingen jetzt die Arbeiter 
über die Grenze nach Preußen, weil sie hier billiger lebten, 
dann kann ich ihm entgegnen: in Preußen gehen die 
Arbeiter über die Grenze nach Holland, weil sie dort 
viel billiger leben können als in Preußen. (Zuruf rechts: 
Umgekehrt!) Ich verstehe Ihren Zuruf nicht. Ich weiß 
nicht, ob ich mich versprochen habe. Ein Sprechfehler 
ändert an der Tatsache nichts: an der preußisch-holländi- 
schen Grenze wohnen die Arbeiter, die in Preußen arbeiten, 
in Holland, weil sie in Holland wesentlich billiger leben 
können als in Preußen. Das ist übrigens so oft nach- 
gewiesen worden, daß selbst ein Sprechfehler daran nichts 
ändern kann. ey bon 
Dann kommen aber die Beamten. Nun, die Beamten 
müssen ihre Gehaltserhöhung erhalten, nicht, damit sie besser 
leben können als früher, sondern, damit sie ebenso leben 
können, wie sie es früher gewohnt waren und tun mußten; 
durch die Besoldungserhöhung wird für die Beamten kein 
besserer standard of life herbeigeführt, sondern es wird nur 
der notwendige Ausgleich zwischen den erhöhten Lebens- 
bedingungen und den Gehaltsbezügen der Beamten geschaffen. 
Es bleibt ein dritter Stand übrig: das Gewerbe, der 
Mittelstand. Diesem haben Sie allerdings nicht billiges Brot 
gegeben, sondern Sie haben geglaubt, ihm durch Zwangs- 
organisationen, Innungswesen usw. helfen zu können. Nun, 
dieser gewerbliche Mittelstand weiß heute ganz genau Bescheid, 
daß es ihm nicht darauf ankommt, den Stein der Zwangs- 
innung zu bekommen, sondern das Brot der billigeren Ge- 
treidepreise. Auch die Reichsfinanzreform spielt hierbei eine 
wichtige Rolle. Die Beamtenbesoldungen in Preußen und 
im Reiche haben fast 200 Millionen Mark erfordert. Wenn 
Sie die Gehaltserhöhungen in den anderen Staaten und in 
den Gemeinden dazu zählen, so kommen Sie für ganz Deutsch- 
land auf Gehaltserhöhungen im Betrage von etwa 500 Millionen 
Mark. Im Reiche selbst werden es etwa 120 Millionen sein; 
und daß eine solche Summe einen bedeutenden Einfluß auf 
die ganze Entwicklung unserer Finanzen ausübt und einen 
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sehr beträchtlichen Teil des Geldbedarfs, den wir haben, 
darstellt, liegt klar auf der Hand. Es kommt hinzu, daß 
durch die Getreidezölle ein Element der Unsicherheit in 
unsere Reichsfinanzen hineingebracht worden ist, da ja auf 
den Getreidezöllen, wenigstens zum Teil, der Reichshaushalt 
beruht, und von deren Gestaltung das Defizit oder der etwaige 
Ueberschuß wesentlich abhängt. Dabei stellt sich die merk- 
würdige Erscheinung heraus: daß, wenn wir eine guteErnte, also 
wenig Getreide zu importieren nötig haben, dann der Betrag 
der Zölle, die das Reich einnimmt, sinkt, und die Einnahmen 
des Reichs geringer werden. Die Gesamtheit der Konsumenten 
aber hat von einer guten Ernte nicht den Vorteil, den sie 
naturgemäß haben sollte, weil die künstlichen Maßnahmen der 
Getreideverteuerung die Wirkung der guten Ernte paralysieren. 
Nun wird, um allen diesen Uebelständen abzuhelfen, 
seitens der Herren Interpellanten vorgeschlagen, eine Sus= 
pension der Getreidezölle herbeizuführen. Meine politi- 
schen Freunde stehen nicht auf dem Standpunkt, eine Sus- 
pension oder eine plötzliche Aufhebung der Getreidezölle 
überhaupt befürworten zu können. Wir sind vielmehr der 
Meinung, daß nur an eine allmähliche Herabminderung der 
Getreidezölle gedacht werden kann. Wir sind dieser Meinung 
erstens mit Rücksicht auf die Reichsfinanzen, von denen ich 
zugeben muß, daß eine gewisse Erschütterung stattfinden 
könnte bei einer plötzlichen Aufhebung der Getreidezölle. 
Wir sind aber auch der Ansicht mit Rücksicht auf die Land- 
wirtschaft selbst. Wir sind der Meinung, daß durch eine 
plötzliche Aufhebung oder auch durch eine Suspendierung 
der Getreidezölle der Landwirtschaft ein außerordentlich 
schwieriger Standpunkt bereitet werden würde. Dazu bei- 
zutragen, sind wir nicht gesonnen. Wir sind vielmehr der 
Meinung, daß nur ein allmählicher Abbau der Getreidezölle 
stattfinden kann — wie man überhaupt in wirtschaftlichen 
Dingen mit Gewaltmaßregeln niemals eingreifen sollte; denn 
alle Gewaltmaßregeln in wirtschaftlichen Dingen schlagen nur 
zum Unheil und zum Unsegen der Allgemeinheit aus. Die 
Verbündeten Regierungen aber sollten nach meiner Ansicht 
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nicht zögern, in die ernsthaftesten Erwägungen darüber ein- 
zutreten, in welcher Weise eine allmähliche Herabminderung 
der Getreidezölle herbeigeführt werden könnte. Ich bin nicht 
der Meinung, die der Herr Staatssekretär des Innern aus 
gesprochen hat, daß man damit warten, daß man erst sehen 
solle, wie die Ernte ausfällt; ich bin vielmehr der Meinung, 
daß er am 25. November 1907 recht gehabt hat, als er von 
hohen und überhohen Preisen sprach, und ich bin der Meinung, 
daß, nachdem diese Preise bei Roggen sich nur unwesentlich 
ermäßigt, bei Weizen aber wesentlich erhöht haben, die 
allerhöchste Zeit gekommen ist, um die ernsthaftesten Er- 
wägungen darüber anzustellen, wie diesen Uebelständen ab- 
geholfen werden kann. 


Die Verteuerung der Nahrungsmittel. 


Rede in der Berliner Stadtverordnetenversammlung 
am 21. September 1911. 
(Nr. 12.) 


Vorbemerkung: 


In der Mitte des ersten Jahrzehnts des zwanzigsten 
Jahrhunderts setzte in Deutschland eine kräftige Auf 
wärtsbewegung der Vieh- und Fleischpreise ein. Sie war 
besonders stark in den Jahren 1906 und 1907, dann ließen 
die Preise wieder nach, um im Jahre 1910 abermals stark 
in die Höhe zu gehen. Setzt man mit der Reichsstatistik 
den Durchschnitt der Berliner Viehpreise des Jahrzehnts 
1889—1898 gleich 100, so ergibt sich für das Jahr 1910 
für Rinder die Verhältniszahl 127, für Kälber 172, für 
Schweine 123 und für Hammel 143*). Im nächsten Jahre, 
1911, zogen die Preise mit Ausnahme der für Schweine 
noch weiter an, und gleichzeitig wurde auch Getreide 
sowie Gemüse und Kartoffeln erheblich teurer. Wegen 


*) Vierteljahrshefte zur Statistik des Deutschen Reichs 1911, Heft 1. 
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der hierdurch herbeigeführten Belastung der Konsumenten 
wurden die Reichsregierung und die bundesstaatlichen 
Regierungen von vielen Seiten aufgefordert, Abhilfe zu 
schaffen. Von den zahlreichen Eingaben, die deshalb 
an die Regierung und an den Reichstag gerichtet wurden, 
seien erwähnt die des Deutschen Städtetages vom 
24. Oktober 1910, des Deutschen Handelstages vom 
15. Februar 1911 und der Aeltesten der Kaufmannschaft 
von Berlin vom 12. Oktober 1911. In der Berliner Stadt: 
verordnetenversammlung wurde die Fleischteuerung am 
8. September 1910 infolge von Anträgen der sozial» 
demokratischen Fraktion und der Fraktion der Alten 
Linken besprochen. Vertreter der letzteren war dabei 
der Stadtverordnete Kaempf. Die Teuerung des Jahres 
1911 veranlaßte die beiden Fraktionen, abermals Anträge 
zu stellen, in denen der Magistrat ersucht wurde, Schritte 
zur Abhilfe zu tun. Sprecher der Fraktion der Alten 
Linken war wiederum der Stadtverordnete Kaempf 
(Rede Nr. 12). Von den als Folge der beiden Anträge 
getroffenen Maßregeln sei die Einrichtung eines städtischen 
Seefischverkaufs erwähnt. Im Reichstag fand eine aus= 
führliche Besprechung der Lebensmittelteuerung vom 
23. bis 26. Oktober 1911 statt, die im wesentlichen er: 
gebnislos verlief, da die Reichsregierung die von mehreren 
Rednern verlangten Erleichterungen in der Fleischeinfuhr 
ablehnte. 


Es sind ernste Zeiten, in denen wir an die Beratung 
einer Frage herantreten, die für die städtische Bevölkerung 
Berlins wie für die gesamte deutsche Bevölkerung von ein- 
schneidender Bedeutung ist. Es sind ernste Zeiten nicht 
bloß wegen der Lebensmittelteuerung, sondern auch deswegen, 
weil das wirtschaftliche Leben Deutschlands und nicht zum 
wenigsten Berlins zu leiden hat unter der Spannung der inter- 
nationalen Beziehungen. Wir dürfen hoffen, daß diese Span- 
‚nung durch eine glückliche Beendigung der Verhandlungen 
zwischen Deutschland und Frankreich bezüglich Marokkos 
bald beendet sein wird, und daß das wirtschaftliche Leben 
zu den Bahnen zurückkehren wird, die durch diese Spannung 
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der internationalen Beziehungen einigermaßen gestört worden 
sind. Aber selbst wenn das, wie es zu hoffen ist, geschieht, 
so bleibt doch die Sorge um die Lebensmittelteuerung bestehen, 
und es ist kein Zweifel, daß diese Lebensmittelteuerung zum 
großen Teile bereits zu einer Not geworden ist und durchaus 
geeignet erscheint, ernste Befürchtungen hervorzurufen. 

Je ernster aber die Zeiten sind, desto mehr ist es unsere 
Pflicht, objektiv und ohne Vorurteile die Fragen zu prüfen, 
die sich aus der Lebensmittelteuerung ergeben, und im Inter 
esse der Bevölkerung Berlins mit Nachdruck und Ernst zu 
fordern, daß Abhilfe geschafft wird. 

Ueber die Teuerung des Fleisches haben wir wiederholt 
in diesem Saale gesprochen. Man hat uns jedesmal entgegen- 
gehalten: das sind ja vorübergehende Erscheinungen, das 
Fleisch wird schon wieder billiger werden. Man hat uns die 
Gründe angeführt, die angeblich dafür sprechen; es hat sich 
aber herausgestellt, daß das ein Irrtum ist. Wir sind immer 
wieder nach Verlauf von ein bis zwei Jahren genötigt gewesen, 
dieselben Fragen hier anzuregen wie in dem Jahre zuvor, 
und es hat sich herausgestellt, daß, wenn auch das Fleisch 
vorübergehend billiger geworden ist, dies doch in den meisten 
Fällen nur ein Zurückweichen gewesen ist, um einen neuen 
Sprung vorwärts zu machen. 

Zuletzt haben wir im vorigen Jahre an dieser Stelle 
über die Fleischteuerung beraten. Wir haben damals be- 
schlossen, die Frage einer gemischten Deputation zu über- 
weisen; diese hat getagt und hat beschlossen, eine Denk- 
schrift auszuarbeiten, die uns unmittelbar nach den Ferien 
vorgelegt werden sollte. Ich nehme an, daß, wenn nicht der 
Antrag angenommen wird, auch die neuen Anträge, die heute 
vorliegen, dieser gemischten Deputation zu überweisen, diese 
Denkschrift uns dann unverzüglich vorgelegt werden wird, 
während, sofern die Anträge, die jetzt vorliegen, der gemischten 
Deputation mit überwiesen werden, das für die Denkschrift 
gesammelte Material vielleicht geeignete Verwendung findet 
in dem Ergebnis der kommenden Beratung der a 
Deputation. 
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Seit dem vorigen Jahre haben sich nun die Preise für 
Fleisch nach dem amtlichen Preisbericht des preußischen 
Statistischen Landesamtes folgendermaßen gestaltet. Im August 
1911 gegenüber dem August 1910 ist das Kilogramm Rindfleisch 
gestiegen um 4,8 Pf., während es von 1909 auf 1911 um 
14,2 Pf. gestiegen war. Das Kalbfleisch hat gegenüber 1910 
eine wesentliche Aenderung nicht erfahren, ist aber gegen 
das Jahr zuvor — 1909 — um 12,1 Pf. gestiegen. Das Hammel- 
fleisch war im August 1911 um 9,1 Pf. teurer als im Jahre 
zuvor, während es schon 1910 eine Steigerung um 5,1 Pf. 
gegen 1909 erfahren hat. Das Schweinefleisch war im August 
1911 um 15,3 Pf. billiger als im August 1910, nachdem es 
bereits von 1909 auf 1910 eine Preisermäßigung von 0,9 Pf. 
erfahren hatte. Hierbei ist zu bemerken, daß die Preise im 
August vorigen Jahres schon exorbitant hoch waren und uns 
Veranlassung gegeben hatten zu den Wünschen und Forde- 
rungen, die wir im vorigen Jahre aufstellten. 

Aus diesen Zahlen ergibt sich, daß, abgesehen von dem 
Kalbfleisch, das neuerdings eine erhebliche Steigerung nicht 
erfahren hat, und dem Schweinefleisch, das verhältnismäßig 
wesentlich billiger geworden ist, die Preise für Fleisch auch 
1911 gegenüber 1910 eine nicht unerhebliche Steigerung er- 
fahren haben, und daß im allgemeinen angenommen werden 
kann, daß im Durchschnitt die Preise für Fleisch im August 
1911 nicht billiger gewesen sind als im Jahre 1910. 

Die Aussichten für die Zukunft sind durchaus ungünstig, 
und ohne daß man nötig hat, sich auf das Prophezeien zu 
verlegen, muß man doch den dabei in Betracht kommenden 
Momenten die nötige Würdigung angedeihen lassen. Sie 
wissen, daß leider in einem großen Teile des Deutschen 
Reichs die Maul- und Klauenseuche in erheblichem Umfange 
herrscht. Das bringt natürlich mit sich, daß Vieh zum Ver- 
kauf kommt und nicht neu eingestellt wird, und daß sich 
daraus in Zukunft erheblich höhere Fleischpreise ergeben 
werden. Es kommen hinzu die teuren Preise für die Futter- 
mittel, und auch das Schweinefleisch wird angesichts der 
schlechten Kartoffelernte voraussichtlich eine steigende Preis- 
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richtung wieder einschlagen. Möglicherweise kann nun die 
Teuerung der Futtermittel einen gewissen Einfluß nach der 
Richtung ausüben, daß die Viehzüchter, die die teuren Futter- 
mittel nicht beziehen können, sich ihres Viehes entledigen 
und dadurch ein zeitweiliges Angebot von Fleisch stattfindet. 
Das würde aber ein durchaus bedauerlicher Zustand sein; 
denn wenn die Viehzüchter sich ihres Viehes entledigen, weil 
sie es nicht durchfüttern können, so werden sie künftig doch 
von neuem Vieh kaufen müssen, und es wird nach dem 
Drücken der Preise durch die jetzigen Verkäufe demnächst 
eine erneute Verteuerung entstehen. Auch die Konsumenten 
können nicht wünschen, daß dieser Zustand eintreten möge. 

Meine Herren, während also die Lage des Fleischmarktes 
so ist, daß eine Ermäßigung im Durchschnitt gegenüber dem 
Vorjahr jedenfalls nicht stattgefunden hat, ist die Lage auf 
dem Markt des Getreides, und zwar sowohl auf dem Markt 
des Brotgetreides wie auf dem Markt des Futtergetreides 
ungünstig, hauptsächlich aber auf dem Markt für Futtergetreide. 
Es wird interessant sein, einige Zahlen zu hören, wie sich 
das Brotgetreide jetzt im Preise stellt zu dem Durchschnitts- 
satze des Preises für die Jahre 1901 bis 1910. 

Da ergibt sich, daß der Weizen etwa um 7 Prozent 
teurer ist als im Durchschnitt der Jahre 1901 bis 1910, daß 
der Roggen gegenüber dem Durchschnittspreise der 10 Jahre 
um 15 Prozent, der Hafer um 17 Prozent, die Futtergerste 
um mindestens 15 Prozent und der Mais um etwa 50 Prozent. 
Nun sind wir bisher im allgemeinen der Ansicht gewesen, 
daß wir in diesem Jahre in Deutschland eine ungünstige 
Getreideernte auch für Brotgetreide hatten. Die Ansicht ging 
dahin, daß die Dürre auch auf Roggen und Weizen einen 
ungünstigen Einfluß ausgeübt hätte; nach den neuerlichen 
Veröffentlichungen indessen, die von amtlicher Stelle aus- 
gehen, wird sich diese Befürchtung in Preußen wenigstens 
nicht bewahrheiten. Der Winterweizen wird 1911 ein Er- 
trägnis liefern von etwa 2 163 000 Tonnen gegenüber einer Ernte 
von 2182 000 Tonnen im Jahre 1910; das ist also ein nur 
unbedeutend geringeres Erträgnis. Der Winterroggen dagegen 
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wird einen Ertrag liefern von 8 388000 Tonnen gegenüber 
7974000 Tonnen im Vorjahre, also ein Erträgnis, das um 
etwa 400 000 Tonnen gleich etwa 5 Prozent besser ist. Die 
Sommergerste ergibt ein Minus von 6 Prozent und der Hafer 
ein Minus von 5 Prozent. Bei diesen Zahlen ist weiter zu 
beachten, daß der Roggen nicht nur quantitativ etwa 5 Prozent 
Mehrertrag gibt gegenüber dem Jahre 1910, sondern daß er 
nach allgemeinen Mitteilungen auch qualitativ außerordentlich 
gut ausfällt, so daß wir im Roggen eine durchaus gute Ernte 
haben. Trotzdem ist der Roggen heute etwa 15 Prozent 
teurer als im Durchschnitt der letzten 10 Jahre. 

| Meine Herren, eine gute Ernte müßte doch eigentlich 
auf den Preis des Getreides von Einfluß sein; ich wenigstens 
habe in meiner Jugend in der Schule immer gelernt: wenn 
eine gute Ernte ist, dann wird das Brot billiger. Augen- 
blicklich scheinen sich diese Verhältnisse etwas umgekehrt zu 
haben. Allerdings ist seit meiner Schulzeit auch ein Zeit- 
raum von etwa 50 Jahren und mehr vergangen. Aber immerhin 
wird es einem gewöhnlichen Menschenverstand schwer, ein- 
zusehen, weshalb bei einer guten Ernte das Getreide nicht 
billiger, sondern teurer werden soll, warum also die kon- 
sumierende Bevölkerung von einer guten Ernte keinerlei Vor- 
teil zu ziehen in der Lage ist. Hier spielen doch unzweifel- 
haft die künstlichen Mittel, nämlich die Zölle, eine Rolle. 
Heute kann auch der eifrigste Verteidiger unseres wirtschaft- 
lichen Systems nicht leugnen, daß die Verteuerung des Brot- 
getreides in diesem Zollsystem begründet ist. 

Was nun das Futtergetreide anlangt, so habe ich vorhin 
schon vorgetragen, daß Hafer eine um etwa 5 Prozent ge- 
geringere Ernte haben wird als im Jahre 1910. Der Preis aber 
ist 15 bis 17 Prozent teurer. Gerste hat ein Erträgnis von 
6 Prozent weniger; der Preis ist aber 15 bis 20 Prozent teurer. 
Diese Erscheinungen lassen sich leicht dadurch erklären, daß die 
übrigen Futtermittel außerordentlich knapp sind, eine schlechte 
Ernte gehabt haben, so daß, da auch die deutsche Ernte in 
beiden Gattungen nicht ergiebig ist, ein Einfluß ausgeübt wird 
auf die Preissteigerung sowohl des Hafers wie der Gerste. 
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Wir sehen also, daß, während Fleisch ungefähr den= 
selben Preis — denselben exorbitanten Preis, muß man sagen 
— behält, den es im vorigen Jahre gehabt hat, das Brot trotz 
vorzüglicher Ernte jedenfalls billiger zu werden kaum eine 
Aussicht hat. Noch viel ungünstiger gestalten sich die Ver- 
hältnisse bezüglich der Ernte für Gemüse und namentlich 
für Kartoffeln. 

Daß die Preise für Gemüse kaum erschwinglich sind, 
das weiß jede Hausfrau. Am 14. August sind in der Berliner 
Zentralmarkthalle folgende Preise amtlich festgestellt worden: 
100 Pfund Mohrrüben kosteten 1911 8 bis 15 Mark; sie 
kosteten 1910 nur 2!/), bis 3 Mark. 100 Pfund Bohnen 
kosteten 1910 2 bis 8 Mark und 1911 12 bis 30 Mark. Ein. 
Schock Weißkohl kostete 1910 2 bis 5 Mark und jetzt 5 bis 
12 Mark, ein Schock Rotkohl im vorigen Jahre 3 bis 7 Mark, 
jetzt 8 bis 12 Mark, ein Schock Wirsingkohl im vorigen 
Jahre 3 bis 7 Mark, jetzt 8 bis 12 Mark. 

Daß Butter, Milch, Eier und Zucker erheblich teurer 
geworden sind, ist uns allen aus eigener Erfahrung bekannt, 
und die Kartoffeln haben einen Preisaufschlag von 100 bis 
150 Prozent aufzuweisen, da die Ernte nach den vorliegenden 
Schätzungen etwa nur zwei Drittel des Ertrages vom Jahre 
1910 erreichen wird. | 

Nun sagt man: daran ist die Dürre schuld, dafür kann 
niemand, das ist ein Unglück, das man hinnehmen muß. Daß 
es ein Unglück ist, das ist richtig. Daß niemand daran 
schuld ist, ist auch richtig. Aber wenn ein solches Unglück 
hereinbricht, wenn es die schon vorhandene Teuerung in 
Fleisch, Brotgetreide verschärft, und wenn diese schon vor= 
handene Teuerung nicht durch Unglück, sondern durch staat- 
liche Maßnahmen hervorgerufen ist, wie bei Fleisch und Brot, 
dann ist es öffentliche Pflicht, zu prüfen, welche wirksamen 
Mittel — ich lege den Nachdruck auf das Wort wirksam — 
ergriffen werden müssen, um Zustände zu beseitigen, die 
nicht bloß durch die Dürre, sondern durch die staatlichen 
Maßnahmen zu unhaltbaren geworden sind. Die Gemeinde- 
behörden Berlins als des größten deutschen Gemeindewesens 
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haben die Legitimation — und darin wissen sie sich einig 
mit der gesamten deutschen Bevölkerung —, mit Ernst darauf 
zu dringen, daß die sachgemäße, die ausreichende und die 
billige Ernährung der Bevölkerung betrachtet wird als der 
Endzweck aller wirtschaftspolitischen Maßnahmen, und daß 
das Wort Konsument wieder eingeführt wird in den Wort: 
schatz des wirtschaftlichen Lexikons, aus dem es seit einer 
langen Reihe von Jahren so verschwunden ist, daß es beinahe 
klingt wie ein Märchen aus vergangenen Zeiten, wenn man 
von den Interessen der Konsumenten spricht. 

Nun wird es richtig sein, zu prüfen, welche Maßnahmen 
denn bis jetzt ergriffen worden sind, um dieser Teuerung 
zu steuern. Da ist zunächst das Fleisch. Es ist namentlich 
vor einem Jahre darauf hingewiesen worden, daß England 
eine billige Fleischnahrung in dem gekühlten oder gefrorenen 
argentinischen Fleisch besitzt, das in großen Quantitäten aus 
Argentinien nach England importiert wird und der weniger 
bemittelten Bevölkerung Englands als ein durchaus wünschens- 
wertes und günstiges Nahrungsmittel dient. Es ist gesagt 
worden: wenn wir das in Deutschland einführen, dann 
machen wir unserm einheimischen Fleisch Konkurrenz. Das- 
selbe ist seinerzeit in England gesagt worden; aber es hat 
sich nicht bewahrheitet. Das argentinische Fleisch hat sich 
in England einen ganz neuen Kreis fleischkonsumierender 
Bevölkerung herangezogen, und das gut gemästete englische 
Fleisch ist im Preise kaum billiger geworden. Sie haben 
heute in England zwei Preise für Fleisch, den einen für das 
englische, gute, erstklassige Fleisch und den zweiten für das 
immerhin nicht so gute, aber als Fleischnahrung durchaus 
brauchbare argentinische Fleisch. 

Nun hat der Deutsche Städtetag zusammen mit dem 
Deutschen Handelstag eine Kommission nach England ge- 
schickt, um die Verhältnisse zu studieren. Das eine hat 
diese Kommission jedenfalls eingesehen, daß die Tatsache, 
daß in England in großen Quantitäten das argentinische 
Fleisch zu billigen Preisen gekauft und konsumiert wird, 
richtig ist. Sie hat aber auch gesehen, daß die sanitären 
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Maßregeln, die in England ergriffen werden, um Krank- 
heiten der Menschen durch Genuß des argentinischen 
Fleisches hintanzuhalten, vollständig ausreichen; denn es 
ist nicht bekannt geworden, daß in England Krankheits- 
zustände durch den Genuß argentinischen Fleisches hervor- 
gerufen seien. Aber sie muß auch eins gesehen haben: daß 
dazu, um den Import argentinischen Fleisches in großem 
Umfange herbeizuführen und dieses Fleisch in großem Um- 
fange der englischen Bevölkerung zugängig zu machen, Ein- 
richtungen gehören, die nicht für ein oder zwei Jahre ge- 
schaffen werden können, ihrer Großartigkeit und Kostspieligkeit 
wegen, sondern daß sie nur geschaffen werden können, wenn 
ihre Besitzer wissen, daß der Import argentinischen Fleisches 
für eine lange Reihe von Jahren gesichert ist. Diesem 
Import argentinischen Fleisches steht aber unsere Gesetz- 
gebung durchaus entgegen. Der $ 12 des Fleischbeschau- 
gesetzes sagt: 


Frisches Fleisch darf in das Zollinland nur in 
ganzen Tierkörpern, die bei Rindfleisch, ausschließlich 
der Kälber, und bei Schweinen in Hälften zerlegt 
sein können, eingeführt werden. 


Mit dem Tierkörper müssen Brust und Bauchfell, 
Lunge, Herz, Nieren, bei Kühen auch das Euter in 
natürlichem Zusammenhang verbunden sein; der 
Bundesrat ist ermächtigt, diese Vorschrift auf weitere 
Organe auszudehnen. 


Nun ist es klar, daß selbst in gefrorenem und gekühltem 
Zustande die hiernach mit einzuführenden Eingeweide auf 
dem Transporte verderben, und daß der Geruch, den sie 
infolgedessen annehmen, sich dem Fleische mitteilt, und daß 
infolgedessen das Fleisch selbst für den Genuß untauglich wird. 


Sie sehen also, daß, während man in England die 
nötigen sanitären Maßregeln ergriffen hat, die dahin geführt 
haben, den Import des argentinischen Fleisches nicht zu ver- 
hindern, sondern zu ermöglichen, bei uns die Gesetzgebung 
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diesen Import ausdrücklich verhindern will und in der Tat 
verhindert. 

Ich frage nun: hat die Regierung, die von diesen Ver- 
hältnissen doch auch Kenntnis hat, irgend etwas getan, auch 
nur vorbereitend getan, um gegenüber der Fleischteuerung 
ein Ventil zu schaffen? Ich habe nichts davon gelesen. Es 
wäre doch richtig gewesen, einen Kommissar nach Argentinien 
zu schicken und sich die sanitären Vorsichtsmaßregeln der 
argentinischen Regierung anzusehen, die, soweit ich unter- 
richtet bin, durchaus auf der Höhe stehen. Oder sie hätte 
einen Kommissar nach England schicken sollen, um sich zu 
überzeugen, daß das argentinische Fleisch für die Gesundheit 
des Menschen unschädlich ist. Auch davon habe ich nichts 
gehört. Ich weiß aber, daß die Schweiz einen Kommissar 
nach Argentinien geschickt hat, und auf Grund des Berichtes 
des schweizerischen Kommissars ist der Import argentinischen 
gekühlten und gefrorenen Fleisches nach der Schweiz unter 
den nötigen Vorsichtsmaßregeln, daß kein verdorbenes 
Fleisch ankommt, zugelassen. Ich weiß, daß z. B. im Kanton 
Glarus der Versuch damit mit Erfolg gemacht worden ist. 
Bei uns ist, wie gesagt, die kostbare Zeit, die schon auf 
ein oder zwei Jahre zurückreicht, verflossen, ohne daß irgend 
etwas geschehen wäre. Allerdings habe ich in letzter Zeit 
in den Zeitungen gelesen, daß die deutsche Regierung bei 
der Schweizer Regierung, bei der Eidgenossenschaft angefragt 
habe, welche Erfahrungen man in der Schweiz mit argenti- 
nischem Fleische gemacht habe. Die Antwort darauf ist mir 
nicht zu Gesicht gekommen. Aber während meiner letzten 
Anwesenheit in der Schweiz habe ich mich mit diesen Dingen 
einigermaßen beschäftigt und von zuverlässiger Seite erfahren, 
was ich vorhin vorgetragen habe. 

Uebrigens wäre es vielleicht durchaus erwünscht und 
richtig gewesen, wenn die deutsche Regierung sich bei der 
Schweizer Regierung auch danach erkundigt hätte, welche 
Erfahrungen man in der Schweiz mit dem sogenannten 
amerikanischen Büchsenfleisch gemacht hat. Dieses ameri- 
kanische Büchsenfleisch kann nämlich nach der Schweiz, 
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ebenfalls unter Beobachtung der nötigen Vorsichtsmaßregeln, 
eingeführt werden, während bei uns das gesetzliche Verbot 
besteht. Denn derselbe & 12 des Fleischbeschaugesetzes sagt: 


Die Einfuhr von Fleisch in luftdicht verschlossenen 
Büchsen oder ähnlichen Gefäßen, von Würsten und 
sonstigen Gemengen aus zerkleinertem Fleische in 
das Zollinland ist verboten. 


Ich habe mir nun, um mich persönlich von der Güte 
des amerikanischen Büchsenfleisches in der Schweiz zu über: 
zeugen, wiederholt Büchsenfleisch gekauft, habe es mit meiner 
Frau mit großem Vergnügen zum Frühstück gegessen, es 
billig und sehr schmackhaft befunden, und bis jetzt hat es 
meiner Gesundheit, wie ich mit Bestimmtheit behaupten 
kann, irgendeinen Nachteil nicht gebracht. 


Ein sehr beliebtes Mittel, für eine Verbilligung der 
Preise zu sorgen, ist ja jetzt eine Ermäßigung der Frachten. 
Eine Ermäßigung der Frachten für Vieh und Fleisch hat bei 
uns nicht stattgefunden, und ich glaube auch, mit gutem 
Grunde. Der Herr Staatssekretär Delbrück und der preu- 
Bische Herr Landwirtschaftsminister haben beide im Reichs- 
tage erklärt, eine Herabsetzung der Frachten für Vieh und 
Fleisch würde ohne Bedeutung sein für den Preis eines 
Pfundes oder eines Kilogramms Fleisch. Ich glaube, einer 
der Herren hat gesagt, es würde höchstens 1 Pf. oder 1'/, Pf. 
für das Kilogramm Fleisch ausmachen. Es ist richtig, das 
würde sich beim Verkauf kaum bemerklich machen, und 
deshalb kann man nicht darauf dringen, eine Herabsetzung 
der Fracht für Vieh und Fleisch herbeizuführen, wenn eine 
tatsächliche Verbilligung des Fleisches dadurch nicht eintritt. 


Was ist nun sonst geschehen? Sie wissen, daß die 
Einfuhr dänischer Rinder daran gescheitert ist, daß man 
ihnen die Tuberkulinprobe zugemutet hat. Diese Tuberkulin- 
probe ist nun beseitigt; an ihre Stelle ist ein anderes Ver- 
fahren getreten. Aber es wird behauptet, daß dies Verfahren 
noch viel mehr geeignet ist, den Import zu erschweren, als 
die Tuberkulinprobe. Es ist ferner eine Zeitlang die Ein- 
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fuhr von französischem Rindvieh in süddeutsche Staaten 
gestattet gewesen in bestimmter, kontingentierter Menge. 
Diese Einfuhr hat aber wieder unterbleiben müssen, weil in 
Frankreich die Maul- und Klauenseuche ausgebrochen war. 

Hier möchte ich bemerken, daß gegen diejenigen, die 
in Deutschland für eine Erleichterung der Einfuhr von 
lebendem Vieh sich ausgesprochen hatten, mehrfach der 
Vorwurf erhoben worden ist: seht ihr, nun haben wir das 
französische Vieh hereingelassen, und es hat uns die Maul- 
und Klauenseuche gebracht, die jetzt in ganz Deutschland 
herrscht. Demgegenüber möchte ich feststellen, daß die 
Maul- und Klauenseuche im September vorigen Jahres im 
Osten des Reiches ausgebrochen ist, zu einer Zeit, als in 
Frankreich die Maul- und Klauenseuche nicht bestand, und 
als selbst Monate nachher noch seitens süddeutscher Regie- 
rungen der Import von französischem Vieh gestattet worden 
war, weil in Frankreich die Maul- und Klauenseuche nicht 
bestand. Dieser Vorwurf ist also nach jeder Richtung hin 
unbegründet gewesen. 

Nun kommen während dieser Zustände, während nichts 
geschehen ist, die Dürre und die Mißernte in Futtermitteln, 
und da ergreift die Regierung, was ich auch vollständig 
.anerkenne, sofort Maßregeln, um durch Ermäßigung der 
Eisenbahnfrachten für Futtermittel dem Notstand entgegen- 
zuwirken. Zunächst waren in der Zahl der Futtermittel, 
die von dem ermäßigten Tarife Gebrauch machen durften, 
Futtergerste und Mais nicht enthalten; die Regierung hat 
sich aber bald davon überzeugt, daß, wenn Futtergerste und 
Mais in den ermäßigten Tarif nicht mit einbegriffen würden, 
die ganze Maßregel von irgendeinem Werte nicht sein 
könnte. Ich habe nun ausrechnen lassen, was die Ermäßigung 
des Tarifes — es ist eine Ermäßigung um 50 Prozent gegen- 
über dem gewöhnlichen Frachtsätze — zum Beispiel auf 
1000 kg Gerste ausmacht. Ein Durchschnittssatz läßt sich 
nicht angeben; denn die Entfernungen sind verschieden, und 
je kleiner die Entfernung ist, desto weniger macht es auf 
1000 kg aus, und je größer die Entfernung ist, desto mehr 
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macht es auf 1000 kg aus. Wenn ich eine Durchschnitts- 
relation etwa von Posen nach Berlin nehme, so macht das 
4 Mark auf 1000 kg, von Königsberg nach Berlin 6,8 Mark. 
Würde man 6 Mark als Durchschnitt annehmen, so würde das 
eine Ermäßigung des Preises für Gerste um 3!/, Prozent 
betragen, gewiß an und für sich schon eine annehmbare 
Ermäßigung; aber wenn die Gerste im Preise um 15 bis 
25 Prozent gestiegen ist, so fällt die Ermäßigung um 3!/; 
Prozent nicht ins Gewicht. Bei Mais ergeben sich ähnliche 
Zustände Wenn ich eine Frachtersparnis von 8 Mark an- 
nehme, so macht das auf den Preis ungefähr 4!/, Prozent aus; 
wenn aber Mais um 20 bis 30 Prozent gestiegen ist, so fällt 
auch hier die Ermäßigung des Preises nicht so sehr ins Gewicht. 

Den Nutzen davon haben die viehzüchtenden Land- 
wirte, und ich erkläre rund heraus, daß ich von dem Stand- 
punkte der Viehzüchtung die Maßregel der Regierung nur 
billigen kann; denn die Viehzüchter werden dadurch in die 
Lage versetzt, ihr Vieh besser durchzuhalten und nicht unter 
dem Drucke der allzu teuren Futtermittel verkaufen zu 
müssen. Ich meine, dieser Effekt ist durchaus wünschens- 
wert, und auch die Konsumenten müssen sich darin finden. 
Denn wenn ihnen jetzt das Fleisch durch den forcierten 
Verkauf der Viehzüchter verbilligt werden sollte, würden sie 
nach einem oder nach zwei Jahren wieder das Doppelte und 
Dreifache bezahlen müssen. 

Ich komme dann zum Brotgetreide. Für Brotgetreide 
wird eine Frachtermäßigung nicht gewährt: wohl aber be- 
stehen die alten Exportausnahmetarife, die billiger sind als 
die gewöhnlichen Tarife, fort. Es ergibt sich also, daß, 
während Erleichterungen für die Ausfuhr stattfinden, Er- 
leichterungen für die Einfuhr durch die- Maßregeln der 
Regierung nicht herbeigeführt worden sind. 

Als ganz unwirksam ergeben sich aber die Tarifherab- 
setzungen für Gemüse und Kartofteln. Bei Hülsenfrüchten 
beträgt die Ermäßigung 0,1 bis 0,7 — bei den weitesten Ent- 
fernungen! — Pfennig pro Pfund, und bei Kartoffeln, die 
im Preise um 100 bis 150 Prozent gestiegen sind, beträgt die 
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Ermäßigung etwa 15 Prozent, im günstigsten Falle also auch 
nur ungefähr ein Sechstel bis ein Zehntel der Preissteigerung. 

Meine Herren, ich glaube, daß sich hieraus die Konse- 
quenzen und Schlußfolgerungen von selber ergeben, nämlich, 
daß die Mittel, die bisher angeordnet sind, und die sich im 
wesentlichen auf Frachtermäßigungen beziehen, dem Vieh- 
züchter eine gewisse Erleichterung bringen, und das soll, wie 
ich wiederholt bemerke, dankbar anerkannt werden; aber für 
den Konsumenten sind sie unwirksam. Wer billigeres Brot 
und billigeres Fleisch für einen Vorteil und für eine Not- 
wendigkeit hält — und auf diesen Punkt allein können wir 
uns doch hier stellen —, der muß anerkennen, daß nur eine 
Suspendierung der Zölle auf Futtermittel und eine Milderung 
der Zölle und der Einfuhrbeschränkungen bei Brotgetreide und 
Fleisch einedauernde und wirksame Äbhilfebringen können, und 
daß es die Sache der Verbündeten Regierungen ist, die hierauf 
bezüglichen gesetzgeberischen Maßnahmen herbeizuführen. 

Meine Herren, ich bin bemüht gewesen, in großen 
Uebersichten die tatsächliche Sachlage darzustellen; die Frage 
in allen Einzelheiten hier zu berühren, dazu reicht die Zeit 
nicht aus. Ich möchte aber meine Ausführungen nicht 
schließen, ohne meine Ansicht dahin auszusprechen, daß es 
die Sache der gemischten Deputation, wenn ihr diese An- 
träge mit überwiesen werden, sein wird, abgesehen von den 
Forderungen, die wir an die Regierung zu stellen haben, zu 
prüfen, inwieweit städtische Einrichtungen zur Verfügung 
gestellt werden können, um in der Versorgung Berlins mit 
Lebensmitteln etwa noch nötige Verbesserungen herbeizuführen. 

Ich komme darauf auch aus folgendem Grunde. In 
der amtlichen Auslassung über die Notstandsaktion der 
preußischen Regierung heißt es: 

. Eine noch weitergehende Ermäßigung der Frachten — 
über 50 Prozent hinaus — ist für sämtliche letzt- 
genannte Waren, z. B. Kartoffeln, beim Bezuge durch 
Gemeindeverbände und gemeinnützige Organisationen, 
die jene zu oder unter den Selbstkosten verteilen, in’ 
Aussicht genommen. 
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Es wird zu prüfen sein, ob Berlin in der Lage ist, hiervon 
Gebrauch zu machen. — Es heißt dann weiter in jenem Erlaß: 


Zu diesen Frachtermäßigungen tritt noch die in 
Ausführung begriffene Ermäßigung für frische See- 
fische, die, wenn auch zunächst eine Unterstützung 
der Deutschen Hochseefischerei bezweckend, doch 
auch zur Milderung einer etwaigen Fleischteuerung 
beitragen wird. 


Interessant ist ja in diesem Erlaß, daß von der „etwaigen“ 
Fleischteuerung die Rede ist, daß man also die jetzigen Preise 
als teuere Preise nicht anerkennt. 


Die Frage der Seefische ist, wie ich übrigens höre, schon 
vor Wochen in der Markthallendeputation von neuem auf: 
gerollt. Von neuem, sage ich; denn ganz neu ist die Frage 
nicht, ob nicht die Seefische durchaus geeignet sind, einen 
Ersatz für Fleisch zu bieten. Schon vor einer längeren Reihe 
von Jahren haben Bemühungen stattgefunden, den Seefisch 
an die Stelle des zu teueren Fleisches zu setzen. Diese Be- 
mühungen haben einigen Erfolg gehabt, aber keinen voll- 
ständigen. Es ist sehr schwer gewesen, namentlich die minder- 
bemittelte Bevölkerung davon zu überzeugen, daß sie in dem 
Seefisch einen Ersatz für das Fleisch finden kann, und man 
hat mit dem Widerspruch der Frauen zu rechnen, die be- 
haupten: der Fisch riecht und ist deshalb kein geeignetes 
Nahrungsmittel. Diesem Vorurteil, glaube ich, muß auch 
neuerdings begegnet werden. Es kann ihm vielleicht be- 
gegnet werden, wenn Einrichtungen getroffen werden können, 
daß Verkäufe stets nur stattfinden, wenn durchaus frische 
Seefische in Berlin angelangt sind. Aber diese ganze Frage 
will ich hier nur streifen. Es wäre ein Glück für unsere 
Bevölkerung, wenn es gelänge, den Seefischen einen größeren 
Eingang in die Haushaltungen, namentlich in die kleineren, 
zu verschaffen. 


Ich schließe meine Ausführungen mit der Bitte, den 
Antrag, den ich gestellt habe, anzunehmen, nämlich die 
beiden Anträge, die hier vorliegen, der bereits bestehenden 
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gemischten Deputation zu überweisen, und ich spreche die Hoff- 
nung und den Wunsch aus, daß die gemischte Deputation 
schnell und gründlich beraten und die nötigen Maßregeln 
zum Vorschlag und zur Ausführung bringen möge. 


Kohlenpreise. 


Rede im Reichstag am 26. November 1907. 
iN.4 13.) 


Vorbemerkung: 


Die Preise und Absatzpolitik des 1893 gegründeten 
Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats ist mehrfach 
Gegenstand heftiger Angriffe seitens der Konsumenten 
gewesen. Die starken Preiserhöhungen des Jahres 1910 
wurden in demselben Jahre im Reichstage und 1903/1904 
während der „Kontradiktorischen Verhandlungen über 
deutsche Kartelle“ ausführlich besprochen. Neue Klagen 
wurden im Jahre 1907 laut; sie richteten sich einmal gegen 
die Preishöhe, dann aber auch dagegen, daß dem Konsum 
— in erster Linie den kohlenverbrauchenden Industrien — 
nicht die benötigten Mengen zur Verfügung gestellt 
würden; es wurde von einer „Kohlennot“ gesprochen. 
Diese Verhältnisse wurden zum Gegenstand zweier Inter: 
pellationen im Reichstage gemacht. Die Interpellation 
der sozialdemokratischen Fraktion lautete: 

„Welche Maßregeln gedenkt der Herr Reichskanzler 

zu ergreifen, um der gemeinschädlichen Steigerung 

der Kohlenpreise entgegenzuwirken, die auf dem ge= 
samten Wirtschaftsgebiet und insbesondere auf der 

Lebenshaltung der minder bemittelten Bevölkerungs= 

klasse schwer lastet?“ (Nr. 487 der Reichstagsdruck- 

sachen 12. Legislatur-Periode I. Session). 


Die konservative Fraktion fragte: 


„Was gedenkt der Herr Reichskanzler zu tun, um den 
Mißständen abzuhelfen, welche sich aus dem jetzigen 
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hohen Stande der Kohlenpreise ergeben?“ (Nr. 488 der 

Reichstagsdrucksachen 12. Legislatur-Periode I. Session). 

In seiner Begründungsrede dehnte, der sozialdemo- 
kratische Abgeordnete Molkenbuhr den Vorwurf der 
Preistreiberei auf den preußischen Bergfiskus aus und 
verlangte Uebernahme der privaten und der fiskalischen 
Betriebe durch das Reich. Der konservative Interpellant 
Graf v. Kanitz schlug als Abhilfsmittel die Aufhebung 
der Eisenbahn-Ausfuhrtarife für Kohle und die Einführung 
eines Ausfuhrzolles vor. Dann würden auch die massen= 
haften Abzüge von Arbeitern aus den östlichen Provinzen 
aufhören. In seiner Antwort wies der preußische Handels: 
minister Delbrück auf die Steigerung der Produktions 
kosten hin und erklärte sich gegen einen Ausfuhrzoll, 
weil die Ausfuhr nicht entbehrt werden könne. In der 
weiteren Debatte wurde der Standpunkt der Freisinnigen 
Volkspartei von dem Abgeordneten Kaempf vertreten. 


Meine Herren, die Frage der Kohlenversorgung und der 
Kohlenpreise wird von meinen Freunden um so ernster be- 
handelt, je mehr wir davon überzeugt sind, daß die Teuerung 
der Kohlen nur ein Glied ist in der Kette der Verteuerung 
aller Gegenstände, die zum Leben notwendig sind, und als 
eine Folge betrachtet werden muß unserer gesamten Wirtschafts- 
politik. Daß diese Verteuerung aller Gegenstände, die das 
Leben erfordert, eintreten werde, ist vorhergesagt worden von 
Mitgliedern dieses Hauses auf der linken Seite schon zur Zeit, 
als die deutsche Hochschutzzollpolitik sich in ihren ersten 
Stadien befand, und sie ist vorhergesagt worden in der Zeit 
als wir hier über die Handelsverträge berieten. Diese Politik 
— und ich möchte das auch in diesem Augenblick scharf be- 
tonen — haben wir bekämpft und werden wir auch künftig 
bekämpfen. Freilich geben wir uns nicht der Illusion hin, 
daß wir im Handumdrehen diese Politik ändern können; 
aber wir halten es für unsere Pflicht, mit allen Mitteln dahin 
zu wirken, daß in dieser Politik keine Verschärfungen ein- 
treten, und daß alles angewandt wird, um zunächst Härten, 
die in dieser Politik liegen, zu vermindern. Diesen Gesichts- 


126 


punkt hat der Vertreter meiner Fraktion gestern hier betont, 
als es sich um die Lebensmittelfrage handelte, und diesen 
Gesichtspunkt vertrete ich hier in der Frage der Kohlen- 
versorgung und der Kohlenteuerung. 

Als Hauptgrund für die hohen Kohlenpreise ist von 
allen Herren, die hier gesprochen haben, angeführt worden die 
große Nachfrage infolge der Hochkonjunktur auf industriellem 
Gebiete. Diese Behauptung ist unzweifelhaft richtig. Ich 
brauche auch nicht einzugehen auf die Gründe, die zu dieser 
Hochkonjunktur geführt haben. Wenn aber ein so starker 
Bedarf an Kohlen infolge der Hochkonjunktur, die wir ja 
alle unserem Lande gewünscht haben und auch ferner nur 
wünschen können — ich sage: wenn eine so große Nachfrage 
vorhanden ist, dann ist es nicht richtig gewesen, diese Nach- 
frage noch dadurch zu verschärfen, daß in das Ausland Kohlen 
zu billigeren Preisen verkauft worden sind, als sie im Inlande 
zum Verkauf gelangen. Die Gründe für diesen Export von 
Kohlen nach dem Auslande zu billigeren Preisen sind zu ver- 
schiedenen Zeiten angegeben worden. Früher hat man gesagt: 
wenn 20 Millionen Tonnen nach dem Auslande verkauft 
werden, und diese 20 Millionen Tonnen hier gefördert werden 
müssen, so geben wir so und so vielen Arbeitern damit Be- 
schäftigung, und wir tun etwas Gutes für unsere gesamte 
Volkswirtschaft. Heute ist uns gesagt worden: der Export 
von Kohlen findet deswegen statt, weil noch lange Lieferungs- 
‚verträge mit dem Auslande bestehen, die erfüllt werden müssen, 
und es ist erfreulicherweise allerdings hinzugefügt worden, 
daß seitens der Königlich preußischen Staatsregierung und 
seitens des Herrn Reichskanzlers die Ansicht vertreten wird, 
daß von Jahr zu Jahr diese Kohlenlieferungen nach dem Aus» 
lande geringer werden und schließlich ganz aufhören können. 
Ich würde das mit einer großen Freude begrüßen. Einstweilen 
aber ist an der Tatsache nicht zu rütteln, daß auch jetzt noch 
die Kohlen nach dem Auslande billiger verkauft werden als 
im Inlande, und ich kann dem Herrn Grafen Kanitz nur 
darin beistimmen, wenn er sagt: wenn die 20 Millionen Tonnen 
deutscher Kohlen, die exportiert werden, in Deutschland 
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weniger gefördert würden, dann würde sich die Leutenot in 
der Industrie — und diese Leutenot ist vorhanden — jeden- 
falls verringert haben. 

Wenn ich in dieser Beziehung dem Herrn Grafen Kanitz 
recht geben kann, so stehe ich ihm durchaus entgegen in der 
Frage der Kohlenausfuhrzölle. Meine Herren, wir stehen 
prinzipiell auf dem Standpunkte, daß wir jeden Ausfuhrzoll 
verwerfen. Ausfuhrzölle bei uns in Deutschland einzuführen, 
würde erstens keinen finanziellen Erfolg haben, jedenfalls nicht 
bei der Kohle, wıe der Herr Vertreter der Verbündeten Re- 
gierungen dies bereits ausgeführt hat. Aber es knüpft sich 
an einen Ausfuhrzoll in einem Artikel die Gefahr an, daß 
auch auf andere Artikel Ausfuhrzölle gelegt werden, und die 
noch weit größere Gefahr, daß wir dem Auslande das 
schlechte Beispiel geben, auch seinerseits mit derartigen Zöllen 
vorzugehen. Wohin das geführt hat, meine Herren, haben . 
wir an unserer Schutzzollpolitik gesehen. Das System des 
Schutzes der nationalen Arbeit ist nachgeahmt worden von 
der Mehrzahl der anderen Länder, und wenn so gegenseitig 
die nationale Arbeit geschützt ist, so hat schließlich kein 
Mensch etwas davon. Die Teuerung aller Lebensmittel und 
aller Gegenstände, die zum Leben notwendig sind, erstreckt 
sich auf alle Bevölkerungsklassen, und alle Bevölkerungs- 
klassen leiden darunter, mit Ausnahme einiger weniger Be- 
vorzugten. 

Es ist hier die Frage der Eisenbahntarife des längeren 
erörtert worden. Der Herr Vertreter der Verbündeten Regie- 
rungen hat uns in Aussicht gestellt, daß demnächst seitens 
der preußischen Staatsregierung wegen der Ausfuhrver- 
günstigungstarife für Kohlen ein Beschluß gefaßt werden 
werde, nachdem der preußische Landeseisenbahnrat sich darüber 
geäußert haben würde. Ich würde es sehr bedauern, wenn 
ebenso wie früher der preußische Landeseisenbahnrat sich wieder 
auf den Standpunkt stellte, es sei nicht notwendig, diese 
Ausnahmetarife abzuschaffen. Ich würde es sehr bedauern, 
wenn das geschähe, und ich hoffe, auch dann, wenn der 
Landeseisenbahnrat diesen Beschluß fassen sollte, wird doch 
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die Königlich preußische Staatsregierung ihrerseits sich dazu 
entschließen, die Ausfuhrvergünstigungstarife für Kohlen ab- 
zuschaffen. Einen Grund dafür brauche ich nicht anzuführen, 
der liegt auf der Hand. Es ist in einem Augenblick, wo 
im Lande selbst eine Kohlennot und eine übermäßige Kohlen- 
‚teuerung vorhanden ist, nicht richtig, auch noch durch die 
Staatsbahnverwaltung Preußens diese Kohlennot dadurch zu 
unterstützen, daß den deutschen Kohlen der Export nach 
dem Auslande erleichtert wird. 

Ein zweiter Punkt, der in Betracht gezogen worden ist, 
ist die Frage, inwieweit die preußische Staatsregierung als 
Eigentümerin der Staatsbahnen in Preußen in der Lage sein 
würde, auch für den Import von Kohlen aus dem Auslande 
billigere Tarife zu erstellen. Ich glaube, daß im Falle der 
Not, aber allerdings auch nur in einem solchen Falle, eine 
derartige Herabsetzung von Kohleneinfuhrtarifen gerecht- 
fertigt wäre. Ich exemplifiziere darauf, daß im Inlande die 
Staatsbahnverwaltungen durchaus die Hand dazu bieten, wenn 
in irgendeinem Teile Deutschlands eine Not, z. B. an 
Futtermitteln, eintritt, für Futtermittel nach jenem Teile des 
Landes hin billigere Tarife zu erstellen als sonst. Der 
preußische Staat hat in dieser Beziehung, da er Eigentümer 
der gesamten Staatsbahnen ist, eine wichtige Rolle zu erfüllen. 
Er hat aber auch nach einer anderen Richtung hin das Mittel 
in der Hand, einzuwirken auf eine Mäßigung in den Preisen 
und eine Mäßigung in der Kohlennot. Dieses Mittel besteht 
darin, daß erstens die Königlich preußische Staatsregierung 
in ihren fiskalischen Werken mit gutem Beispiel vorangeht, 
wenn es sich darum handelt, auf die Preisgestaltung der 
Kohlen einzuwirken. Nun wird zwar gesagt — und ich 
habe keinen Zweifel daran —, daß die preußische Staats- 
regierung zu wiederholten Malen und auf das ernstlichste 
auf die Preisbildung der Kohlensyndikate, namentlich des 
Rheinisch-westfälischen Kohlensyndikats, eingewirkt habe. Ich 
vermute aber, das ist durch gutes Zureden geschehen, und 
ob eine sehr erhebliche Wirkung dabei herausgekommen ist, 
das hat sich wenigstens in dem Erfolg nicht für jedermann 
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erkennbar dargestellt. Der wirksame Weg, um auf die Preise 
der Kohlen einzuwirken, würde sein, daß die preußische 
Staatsregierung aus ihren fiskalischen Gruben zu billigeren 
Preisen Kohlen abgäbe, als dies seitens der Syndikate geschieht. 
Das scheint auf den ersten Anblick etwas paradox, und einer 
meiner Herren Nachbarn scheint das auch so aufzufassen. 
Aber, meine Herren, das ist durchaus nicht der Fall. Es wird 
zwar gesagt, wenn wir die Kohlen aus den fiskalischen 
Gruben billiger abgeben, dann wird das keinen Einfluß auf 
die Preise ausüben können; denn die Frachten, um sie nach 
anderen Gegenden des Deutschen Reiches zu verladen, sind 
ja viel zu teuer. Meine Herren, wenn nur in unmittelbarer 
Nähe der fiskalischen Gruben die Preise für Kohlen ermäßigt 
werden, so wird das seinen Einfluß ausüben auf die gesamte 
Preispolitik der Kohlensyndikate, und wenn auch durch die 
Frachten eine Verteuerung eintritt, so wird doch in diesem 
kleineren Kreise ganz unbedingt eine Verbilligung der Kohlen 
hervorgerufen werden, was seinen Einfluß ausüben muß auch 
auf weitere Kreise. 

Es wird mir ferner gesagt, es wäre ganz unkaufmännisch, 
derartige Preisherabsetzungen zu machen, davon würden nur 
die Händler einen Vorteil haben; denn die Händler würden 
die Differenz, um die sie billiger kaufen, in ihre Tasche stecken 
und die Kohlen doch ebenso teuer verkaufen an die Abnehmer, 
wie dies sonst geschieht. Auch das ist nicht richtig. Der 
Versuch der Händler, das zu tun, würde durch geeignete 
Verträge zwischen den fiskalischen Gruben und den Händlern 
verhindert werden können. In der Tat würde auf diese 
Weise innerhalb bestimmter Grenzen auf die Preisbildung 
ein Einfluß ausgeübt werden können. 

Es ist hier davon die Rede gewesen, aus den fiskalischen 
Etablissements sollten soziale Musteranstalten gemacht werden. 
Dem stimme ich vollständig bei, und ich erweitere diesen 
Ausspruch dahin, daß die fiskalischen Etablissements überall 
da, wo es darauf ankommt, der Allgemeinheit Nutzen zu 
stiften, dies auch dann tun sollen, wenn scheinbar die Geld- 
interessen dem entgegenstehen. 
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Der Herr Vertreter der Verbündeten Regierungen hat 
die Regelung der Preisbildung durch Angebot und Nachfrage 
hervorgehoben. Auf dieses Gebiet kann ich dem Herrn 
Regierungsvertreter nicht folgen. Das Gesetz von der Preis- 
bildung durch Angebot und Nachfrage ist so lange ein 
richtiges gewesen, als das Angebot nicht geregelt wurde durch 
die Syndikate und Kartelle.e Heute haben wir aber kein 
freies Angebot mehr für Kohlen, heute hat besonders das 
rheinisch-westfälische Syndikat eine so große Macht, daß von 
einer Regulierung der Preise durch Angebot und Nachfrage 
nicht mehr die Rede sein kann. Ich will hier nicht die 
ganze Frage der Syndikate und Kartelle aufrollen. Ich 
erkenne an, daß Syndikate einen großen Segen stiften können 
in der Regulierung der Produktion. Wenn sie aber — und 
darin gebe ich dem Herrn Kollegen Giesberts Recht — 
nicht Maß mit ihrer Preispolitik halten, so können sie keinen 
berechtigten Faktor in unserem Wirtschaftsleben mehr dar 
stellen, und in dieser Richtung ist doch nach mancher Richtung 
hin von den Syndikaten nicht das richtige Maß gehalten 
worden. Ich habe die Zeitschrift „Handel und Gewerbe“ 
vom 10. August 1907 vor mir. In dieser Zeitschrift sind 
offizielle Zuschriften der württembergischen Handelskammern 
an die württembergische Regierung enthalten, in denen der 
Wortlaut der Verträge mitgeteilt worden ist, die das Kohlen- 
kontor mit den Industriellen abgeschlossen hat. Ich will die 
Einzelheiten dieser Verträge nicht vorlesen, die, da sie überall 
gedruckt zu kaufen sind, ja auch kein Geheimnis sind. Ich 
will nur mitteilen, wie die württembergischen Handelskammern 
über diese Verträge urteilen. Dieses Urteil geht dahin, daß 
“ in unberechtigter Weise die Industrie und die Industriellen 
der Willkür des Kohlensyndikats und des Kohlenkontors 
preisgegeben sind. Ich will damit nicht eine Denunziation 
gegen das Kohlensyndikat oder gegen das Kohlenkontor 
vorbringen, sondern ich mache diese Ausführungen, weil ich 
überzeugt bin, daß der Nutzen der Syndikate, wenn letztere 
Maß halten, nach manchen Richtungen hin nicht verkannt 
werden kann. Es gibt aber heute in Deutschland kaum noch 
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einen Artikel, der nicht syndiziert wäre — und angesichts 
dessen rufe ich allen Syndikaten und Kartellen zu: haltet 
Maß, sonst könnt ihr eure Stellung im wirtschaftlichen Leben 
Deutschlands unmöglich zu behaupten beanspruchen. 

Ich will nunmehr meine Ausführungen schließen. Die 
Frage ist eine so außerordentlich wichtige, daß davon jeder 
einzelne Deutsche auf das empfindlichste berührt wird, daß 
in jedem Haushalt diese Frage jeden Tag zur Sprache kommt, 
so daß ich die Ueberzeugung ausspreche: alle beteiligten 
Faktoren sind verpflichtet, alles zu tun, was in ihren Kräften 
steht, um die Härten, die sich aus dem jetzigen Zustand 
ergeben, für die Zukunft zu beseitigen. 


Vereinszollgesetz. 


Rede im Reichstag am 23. Februar 1905. 
(Nr. 14) 


Zur zweiten Beratung der auf Grund des neuen 
deutschen Zolltarifs von 1902 mit einer Reihe Auslands- 
staaten abgeschlossenen Handelsverträge hatte die Frei- 
sinnige Volkspartei eine Resolution eingebracht, in 
welcher eine zeitgemäße Revision des Vereinszollgesetzes 
von 1869, das im wesentlichen die Technik des Zoll- 
wesens behandelt, verlangt wurde (Nr. 624 der Druck= 
sachen 11. Leg.-Per. 1. Session). Die Resolution wurde 
von dem Abgeordneten Kaempf begründet. In der 
Debatte erklärte der Staatssekretär des Reichsschatzamtes 
Frh. v. Stengel, daß die Vorarbeiten zu einer gründ- 
lichen Revision des Vereinszollgesetzes sich im vollsten 
Gange befinden. Dabei sollen alle !der Regierung zu= 
gegangenen Anregungen Beachtung finden. Es sei zus 
zugeben, daß das Gesetz heut als veraltet bezeichnet 
werden muß. Einem Antrag Spahn entsprechend, wurde 
die Resolution dem Reichskanzler als Material über: 
wiesen. Die von dem Staatssekretär in Aussicht gestellte 
Revision des Gesetzes ist bisher nicht erfolgt. 
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Meine Herren, durch die Resolution, die wir Ihnen 
unterbreiten, beabsichtigen wir, die Aufmerksamkeit zu 
lenken auf die Notwendigkeit, welche für eine schleunige 
Abänderung des Vereinszollgesetzes besteht. Diese Not: 
wendigkeit tritt sofort klar hervor, wenn man sich vergegen- 
wärtigt, unter welchen Verhältnissen das Vereinszollgesetz 
geschaffen worden, und zu welcher Zeit dies der Fall 
gewesen ist. Das Vereinszollgesetz datiert vom 1. Juli 1869, 
also aus einer Zeit, wo die Regel war, daß Gegenstände, 
die in das Deutsche Reich eingeführt wurden, zollfrei sein 
und nur Ausnahmen bezüglich bestimmter Gegenstände 
stattfinden sollten. Damals gab es 43 Hauptnummern in 
dem Zollschema; heute gibt es deren 946, zu denen noch 
300 bis 400 Unterabteilungen kommen. Damals war man 
bemüht, auf Grund der herrschenden freihändlerischen An- 
schauungen die Zölle herabzusetzen, das ganze Zollwesen 
zu erleichtern und darauf hinzuwirken, daß möglichst wenig 
Zölle für die Zukunft erhoben würden; heute ist unser 
ganzes Wirtschaftsleben systematisch eingeteilt in Fächer, in 
denen die verschiedenen Erwerbszweige nach der Bedeutung 
der Schutzzölle untergebracht sind. Es ist daher ganz klar, 
daß die Zollverwaltung heute dem gewerblichen Leben 
gegenüber eine ganz andere Rolle spielt als vor 40 Jahren. 
Heute tritt die Zollverwaltung mit dem gewerblichen Leben 
tagtäglich, ja stündlich in die engsten Beziehungen und um- 
gekehrt. Hieraus ergibt sich, daß es unter allen Umständen 
geboten ist, daß auch die Zollverwaltung und die damit 
zusammenhängenden geschäftlichen Vorgänge unterworfen 
werden den allgemeinen Gesetzen, und daß die Erwerbs- 
stände sich nicht bezüglich der Zollangelegenheiten einem 
Zustande gegenüber befinden, in welchem die Zollverwaltung 
- den bürgerlichen und handelsgesetzlichen Bestimmungen 
nicht unterworfen ist. 

Hierher gehört zunächst der 8 276 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs. Dieser Paragraph bestimmt, daß der Schuldner 
ein Verschulden seiner gesetzlichen Vertreter und der Per- 
sonen, deren er sich zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten 
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bedient, in gleichem Umfange zu vertreten hat, wie das 
eigene Verschulden. Daß dieser Grundsatz auch für den 
Verkehr zwischen der Zollverwaltung und dem gewerbe- 
treibenden Publikum eintrete, scheint mir eine billige 
Forderung zu sein. Das gleiche ist der Fall für die Haftung, 
welche die Zollniederlagen zu übernehmen haben für die 
gute und getreue Aufbewahrung der ihnen anvertrauten 
Güter. Es ist zu fordern, daß in derselben Weise, wie der 
kaufmännische Lagerhalter die Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns anzuwenden hat für die Güter, die ihm über- 
geben sind, auch die Zollverwaltungsniederlagen diesen 
gesetzlichen Bestimmungen unterworfen werden. i 

Eine ganz besonders wichtige Bestimmung betrifft die 
Abgrenzung der Haftung für die Eisenbahnen bezw. die 
Zollverwaltungen bezüglich der mit der Eisenbahn an» 
gekommenen und bis zur Zollabfertigung unter deren ge- 
meinsamen Verschluß genommenen Güter. Wenn heute auf 
den Eisenbahnen zollpflichtige Waren ankommen, so über- 
führt die Eisenbahnverwaltung diese Waren in die sor 
genannten Eisenbahnzollschuppen und hebt sie daselbst so 
lange auf, bis die Zollabfertigung erfolgt. Verschlossen 
werden die betreffenden Räumlichkeiten einerseits durch die 
Eisenbahn-, andererseits durch die Zollverwaltung. Geht 
nun ein Gegenstand auf dieser Niederlage verloren, und 
verlangt der Eigentümer Ersatz, dann kommt die Eisenbahn- 
verwaltung mit der Eisenbahnverkehrsordnung und sagt ihm: 
das geht mich nichts an, denn nach der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung hafte ich für die mir übergebenen Güter nur von 
dem Augenblick der Annahme derselben zur Beförderung 
bis zur Ablieferung an den Adressaten. In der Eisenbahn- 
verkehrsordnung steht ferner, daß dieser Ablieferung gleich- 
kommt die Ablieferung in die Zollrevisionsschuppen. Geht 
nun der Eigentümer des verlorenen Gutes mit diesem ab» 
lehnenden Bescheide an die Zollverwaltung, dann sagt diese: 
das geht mich nichts an, ich habe die Güter nicht in Ge- 
wahrsam, auch nicht in meinem Besitz gehabt, mein Mit- 
verschluß geschieht nur zu dem Zwecke, daß die Zollzahlung. 
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an mich sichergestellt wird. Auf diese Weise ist es vor- 
gekommen, daß von beiden Stellen keine Zahlung zu er- 
langen war. Es hat mich das immer lebhaft erinnert an den 
bekannten Vers aus Heinrich Heine: ‚Und es zahlte keiner 
von den beiden.“ Das ist ein Zustand, der nach meiner 
Ansicht’ unter allen Umständen geändert werden muß; denn 
hier ist geradezu eine Rechtlosigkeit vorhanden. 

Die Einführung einer richterlichen Zentralinstanz 
zur Entscheidung von Beschwerden in Zolltarifangelegen- 
heiten ist eine alte Forderung, die schon im Jahre 1886 von 
den Abgeordneten Ausfeld und Genossen aufgestellt worden 
ist. Dieses Verlangen ist wiederholt erneuert worden von 
verschiedenen Parteien. Bis jetzt ist es aber nicht möglich 
gewesen, für dieses Verlangen die verfassungsmäßige Zus 
stimmung zu erreichen. Ich hoffe, daß diesem Verlangen 
nunmehr baldigst nachgekommen werden wird; denn in 
einem Rechtsstaat darf nicht Kläger und Richter in einer 
Person vereinigt sein. Desgleichen wird mit Recht die 
Forderung erhoben, daß durch Reichsgesetz den amtlichen 
Auskünften über Zollsätze bindende Kraft beigelegt werde. 
Es ist in der Tat ein unhaltbarer Zustand, daß amtliche 
Auskunftsstellen vorhanden sind, an die die Gewerbe- 
treibenden, bevor sie Geschäftsabschlüsse machen, sich 
wenden, und daß sie, wenn sie auf Grund dieser Auskünfte 
ihre Geschäfte abgeschlossen und abgewickelt haben, noch 
nachträglich zu höheren Zollzahlungen herangezogen werden. 
Daß dieser Zustand unhaltbar ist, hat auch der Bundesrat 
bereits anerkannt; denn er hat, und zwar am 20. Januar 1898, 
eine Bestimmung erlassen, dahingehend, daß bei späteren 
Entscheidungen die Behörde auf Nacherhebung der Zölle 
verzichtet. 

Endlich bedarf das Zollstrafgesetz einer grund- 
legenden Aenderung. Es muß auch dieses Recht angesichts 
des ungeheuren Verkehrs zwischen Zollverwaltung und 
Privatpublikum gestellt werden unter die Herrschaft der 
allgemein geltenden Rechtsanschauung. Es ist aber im all- 
gemeinen Strafrecht ein feststehender Grundsatz, daß dem 
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Angeklagten nur die Tatumstände zur Belastung gereichen 
dürfen, die er bei Begehung der Tat gekannt hat. Hiervon 
macht aber das Zollstrafrecht ausdrücklich eine Ausnahme. 
Und nun vollends, meine Herren: die Konfiskation der 
Gegenstände, um die es sich handelt, die augenblicklich in 
unserem Zollstrafrecht noch vorgesehen ist, entspricht den 
bestehenden Rechtsanschauungen in keiner Weise, Eine 
Zollstrafe kann meiner Ansicht nach immer nur in Zusammen- 
hang und in Verhältnis stehen mit der defraudierten Summe, 
nicht aber mit dem Gegenstand, welcher eingeführt werden soll. 

Daß bezüglich des Veredlungsverkehrs bereits in 
der Kommission für die Handelsverträge ausführlich ge- 
sprochen worden ist, brauche ich hier nicht in das Gedächtnis 
zurückzurufen. Ich bin der Meinung, daß die Angelegenheit 
des Veredlungsverkehrs eine so wichtige ist, daß sie einer 
neuen, eingehenden gesetzlichen Regelung bedarf. Je mehr 
der deutschen Industrie die Möglichkeit unterbunden wird, 
ihre Produkte nach dem Auslande abzusetzen infolge der 
hohen Zölle des Auslandes, um so mehr muß dafür gesorgt 
werden, daß der Industrie ein kleiner, wenn auch nicht aus- 
reichender Ersatz geboten wird durch die Entwicklung des 
Veredlungsverkehrs im Inlande. Daß diese nicht den ein- 
zelnen Landesregierungen überlassen bleiben kann, ist inner- 
halb des Handelsstandes, innerhalb der gewerbetreibenden 
Klassen beinahe die allgemeine Ansicht. Dafür muß eine 
Reichsinstanz geschaffen werden, die, wenn überhaupt der 
Veredlungsverkehr abhängig gemacht werden soll von der 
Genehmigung durch eine Behörde, ihrerseits die Genehmigung 
auszusprechen hat. Die Frage, ob der Veredlungsverkehr 
unter bestimmten gesetzlichen Kautelen überhaupt freigegeben 
werden soll, will ich in diesem Augenblicke nicht näher 
erörtern. Die Details der Angelegenheit werden ja zur Er- 
örterung gelangen, sobald der Entwurf einer Novelle zum 
' Vereinszollgesetz vorliegen wird, von der ich hoffe, daß die 
Verbündeten Regierungen nicht zögern werden, sie uns vor 
zulegen. 
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Außenhandelsstelle. 


Rede im Reichstag am 4. März 1908. 
(Nr. 15.) 


Der Deutsche Handelstag hatte am 5. Juni 1901 an 
den Reichskanzler eine Eingabe gerichtet, in der um 
Schaffung einer staatlichen Auskunftsstelle für den Außen 
handel gebeten wurde. Dieser Anregung wurde nicht 
entsprochen. Im Jahre 1907 suchten der Centralverband 
Deutscher Industrieller, der Bund der Industriellen und 
die Zentralstelle für Vorbereitung von Handelsverträgen 
gemeinsam eine Zentralstelle zur Förderung des Außen- 
handels zu begründen, für die sie in ihrer Eingabe an 
den Staatssekretär des Innern vom 18. Juli 1907 einen 
Staatszuschuß von 50000 Mark jährlich erbaten*). Der 
Deutsche Handelstag stellte sich demgegenüber auf den 
Standpunkt, daß die geplante Auskunftsstelle vom Reiche 
verwaltet und unterhalten werden müsse**). Im Reichs: 
tag unterstützte der Abgeordnete Stresemann am 
12. April 1907 und am 3. März 1908 den Vorschlag der 
drei obengenannten Verbände, während der Abgeordnete 
Kaempf am 4. März 1908 bei der zweiten Beratung des 
Etats des Reichsamtes des Innern für 1908 für eine Aus- 
kunftsstelle im Sinne des Handelstages eintrat. 

Zu der in dem zweiten Teil der Rede behandelten 
Wahlrechtsfrage vergleiche man den Abschnitt „Wahlrecht 
und Armenunterstützung“, Seite 3—20. 


Meine Herren, es liegt nicht in meiner Absicht, Ihnen 


einen mehrstündigen Vortrag über alle die Punkte zu halten, 
die sich gelegentlich der Beratung über das Gehalt des Herrn 
Staatssekretärs des Innern vor uns aufrollen, sondern ich 
werde mich auf eine kurze Frist beschränken, so kurz, daß 


.*) „Handel und Gewerbe“ vom 29. 2. 1908. 
“*) „Handel und Gewerbe“ vom 28. 3. 1908, 16. 5. 1908, 13. 3. 1909, 
19. 6. 1909 und 23. 4. 1910. 
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mir vorhin schon gesagt worden ist, man werde im Lande 
nicht verstehen, wie man so kurze Zeit sprechen kann. 

Es sind zwei Punkte, auf die ich eingehen will; der 
eine dieser Punkte ist bereits gestern und vorgestern von 
einigen der Herren Redner berührt worden und betrifft 
unsere augenblickliche wirtschaftliche Lage. Von einem der 
Herren Redner ist gesagt worden, wir befänden uns in einer 
großen Krisis oder näherten uns derselben. Von anderer 
Seite sind die Verhältnisse weniger schwarz dargestellt worden, 
und ich glaube, daß sich diese letztere Seite im Recht be- 
findet. Allerdings können wir nicht übersehen, daß wir uns 
nach einer großen Weltkonjunktur in einer absteigenden 
Richtung für Handel und Industrie befinden. Aber das ist 
ja gar nichts Neues, schon im alten Aegypten kamen nach 
sieben fetten Jahren sieben magere, und ich glaube, wir haben 
gar nicht die sieben fetten Jahre gehabt, sondern weniger, 
und deswegen hoffe ich, wir werden auch weniger magere 
Jahre haben, als im alten Aegypten Usus war. 

Es sind allerdings einige Momente vorhanden, die es 
unserem Handel. und unserer Industrie schwer machen, die 
absteigende Bewegung schnell zu überwinden. Es sind einige 
anormale Verhältnisse vorhanden, mit denen früher nicht ge- 
rechnet zu werden brauchte, die aber augenblicklich ganz 
außerordentlich schwer in die Wagschale fallen. Hierzu 
gehört vor allen Dingen die Preispolitik der Kartelle und 
Syndikate, und hierzu gehört die Teuerung aller Lebens- 
bedürfnisse, zwei Momente, die die beiden hauptsächlichen 
Rohstoffe der Industrie, die Kohle einerseits und die mensch- 
liche Arbeitskraft andererseits, hoch im Preis erhalten und 
es daher der Industrie erschweren, zu gesunden Verhältnissen 
zu kommen. Angesichts der Verhältnisse, wie sie sich nun 
einmal bei uns gestaltet haben, wird zum erstenmal in unserer 
jetzigen Wirtschaftspolitik die Probe auf das Exempel ge- 
macht werden, ob es möglich ist, die Schwierigkeiten in der 
Industrie und im Handel zu überwinden, wenn in so anor- 
maler Weise auf die Preisbildung eingewirkt wird, wie dies 
durch unsere ganze Wirtschaftspolitik geschehen ist. 
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Meine Herren, einer der Herren Vorredner, der Herr 
Abgeordnete Dr. Stresemann, hat uns darauf verwiesen, 
daß Deutschland mehr exportieren müsse, daß gerade bei 
den jetzigen Zuständen ein höherer Export ein Heilmittel 
sein werde für die wirtschaftlichen Gefahren, die sich uns 
nähern können. Der Herr Abgeordnete Stresemann hat 
vollkommen recht, aber er übersieht, daß gerade in dieser 
Beziehung unserer Industrie die Hände einigermaßen gebunden 
sind, dadurch gebunden sind, daß die Handelsverträge ‘uns 
die erhöhten Industriezölle gebracht haben, die wir dem 
Ausland zahlen müssen. Dies fiel weniger in die Wagschale, 
wenigstens scheinbar, solange die große Weltkonjunktur, die 
wir durchgemacht haben, anhielt, während es jetzt durchaus 
zweifelhaft ist, ob die hohen Auslandszölle für unsere In- 
dustrie erträglich sein werden oder nicht. 

Der Herr Abgeordnete Stresemann hat uns dann von 
einem anderen Mittel gesprochen, um unseren Export zu heben, 
und das ist die geplante Außenhandelsstelle, die er den 
Verbündeten Regierungen warm ans Herz gelegt hat. Ich 
kann nicht ganz mit derselben Wärme für diese Außen- 
handelsstelle eintreten. Herr Dr. Stresemann hat hervor- 
gehoben, daß vor einer Reihe von Jahren der Deutsche 
Handelstag sich für eine derartige Außenhandelsstelle aus- 
gesprochen hat. Aber ich muß die Verhältnisse doch einiger- 
maßen richtigstellen. 

Der Deutsche Handelstag hat sich dafür ausgesprochen, 
daß eine Reichshandelsstelle errichtet werden möge, also eine 
Handelsstelle von Reichs wegen, während jetzt der Wunsch 
hervortritt, auf privatem Wege durch Unterstützung des Reiches 
diese Handelsstelle zu errichten. Zwischen beiden ist ein 
sehr großer Unterschied vorhanden. Der Ansatz zu einer 
Reichshandelsstelle ist bereits im Reichsamt des Innern vor 
handen. Das Reichsamt des Innern hat bereits alles Material 
gesammelt, was nötig ist, um unseren Kaufleuten und Indu- 
striellen bei ihren Bemühungen, die Geschäfte nach dem 
Auslande zu vergrößern, an die Hand zu gehen, und es 
bedarf nur eines Ausbaues dieser im Reichsamt des Innern 
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bereits vorhandenen Einrichtungen, um zu einer Reichshandels- 
stelle zu kommen in dem Sinne, wie ich sie meine, nämlich 
einer Reichshandelsstelle, die dazu da sein soll, allen, die es 
wünschen, die nötigen Auskünfte zu geben über die Verhält- 
nisse in fremden Ländern, soweit sie sich auf Zölle, soweit 
sie sich auf Zollentscheidungen, soweit sie sich auf die Ver- 
hältnisse der Handlungsreisenden und einige andere Punkte 
beziehen. 


Etwas ganz anderes aber ist es, wenn an Stelle dieser 
Reichsauskunftsstelle die jetzt geplante Außenhandelsstelle 
tritt, von Privaten ins Leben gerufen, mit Unterstützung des 
Reichs. Meine Herren, das Programm dieser Außenhandels- 
stelle ist vor kurzem veröffentlicht worden; es hat in erster 
Stelle folgenden Wortlaut: 


Die Außenhandelsstelle hat im einzelnen die Auf- 
gabe, Auskünfte zu erteilen an die amtlichen Stellen 
über Wünsche der Industrie, betreffend 


1. die Gestaltung amtlicher Einrichtungen und 
2. die Beschaffung amtlicher Nachrichten. 


Diese Privathandelsstelle setzt sich und will sich damit setzen 
zum Teil an die Stelle der Handelskammern, denn es ist die 
Aufgabe, und zwar die gesetzlich festgelegte Aufgabe der 
Handelskammern und kaufmännischen Korporationen, den 
Regierungen zur Hand zu gehen durch Auskünfte, durch 
Mitteilungen, durch Gutachten. Indem die neu zu gründende 
Privathandelsstelle diese Aufgabe, diese Vermittelung zwischen 
den Industriellen und den Regierungen übernimmt, schaltet 
sie zum Teil die Handelskammern mit ihrer Tätigkeit aus, 
und dazu liegt meiner Ansicht nach auch nicht die geringste 
Veranlassung vor; im Gegenteil, dadurch wird nur Schaden 
angerichtet werden, dadurch wird die segensreiche Tätigkeit 
der Handelskammern beeinträchtigt. 


Ein zweiter Punkt, der auf dem Programm der Außen- 
handelsstelle steht, ist die Zentralisation des Auskunftswesens, 
die Zentralisation der Auskünfte über alle möglichen in 
fremden Ländern bestehenden Verhältnisse an die Interessenten, 
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die Industriellen und Kaufleute. Die Zentralisation dieser 
Auskunftserteilung in einer Hand ist meiner Ansicht nach 
schweren Bedenken unterworfen. Wer jemals in der Praxis 
die Tätigkeit einer Auskunftsstelle, die sich mit Zollauskünften, 
mit Auskünften über Fracht- und Verkehrsverhältnisse be- 
schäftigt, kennen gelernt hat, weiß, daß diese Auskunfts- 
erteilung gar nicht zentralisiert werden kann, sondern auf 
Dezentralisierung angewiesen ist, weil in jedem einzelnen 
Bezirk verschiedene Verhältnisse vorliegen, vor allem aber 
deshalb, weil es nur auf dem Wege mündlicher Auskunfts- 
erteilung möglich ist, die Wünsche der einzelnen Kaufleute 
und Industriellen festzustellen, und durch diese mündliche 
Feststellung erst Klarheit in das gebracht wird, auf was es 
bei den einzelnen Anfragen denn eigentlich ankommt. 
Wenn dies schon Bedenken sind, die ernstlich erwogen 
werden müssen, so gehen die Bedenken noch weiter, wenn 
auf dem Programme der Außenhandelsstelle steht, daß über 
die Marktlage und über die Preisbewegung im Auslande an 
inländische Interessenten Auskunft erteilt werden soll. Der 
Herr Abgeordnete Dr. Stresemann hat bei dieser Gelegenheit 
der Initiative des deutschen Kaufmanns ein Loblied gesungen. 
Mit vollem Recht. Aber die Initiative des deutschen Kauf- 
manns hat darin bestanden, daß er die besten Wege für den 
Absatz der deutschen Produkte aus eigener Tatkraft gefunden 
hat, ohne sich an eine amtliche Stelle zu wenden, sondern 
lediglich dadurch, daß er im Bewußtsein dessen, was er 
seinem Lande schuldig ist, alle seine Kräfte angespannt hat 
und seine Organisation im Innern so gestaltet hat, daß er 
der Aufgabe gerecht werden konnte. Der Herr Kollege 
Dr. Stresemann hat auch einige Beispiele angeführt, z. B. 
Oesterreich, da wäre eine derartige Handelsstelle vorhanden, 
und diese hätte einmal sehr treffend auf irgendeine Absatz- 
gelegenheit in einem anderen Lande hingewiesen. Meine 
Herren, man soll seine Gegner und seine Konkurrenten in 
keiner Weise unterschätzen, — aber wir haben nun einmal 
in Deutschland einen anderen Weg eingeschlagen als andere 
Völker; unsere Kaufleute sind nun einmal einen anderen 
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Weg gewandelt als diejenigen anderer Länder, und zwar sehr 
zum Nutzen Deutschlands. Unsere Kaufleute haben den 
großen Vorzug, um den sie überall beneidet werden, daß 
sie sich den Verhältnissen auch in den entferntesten Ländern 
anzupassen und zu ergründen vermögen, welches die Bedürf- 
nisse fremder Völker sind, um dann im Inlande dafür zu 
sorgen, daß die Aufmachung, die ganze Herstellung der 
Ware, die ins Ausland geschickt wird, dem entspricht, was 
der Ausländer von der Ware erwartet. 

Ich habe das lebhafteste Bedenken, daß in diese vor 
zügliche Tätigkeit der deutschen Kaufleute ein Keil getrieben 
wird, daß unsere Kaufleute daran gewöhnt werden, zu glauben, 
dieselbe Tätigkeit könne auch vom grünen Tisch aus erfolgen, 
wenn eine Außenhandelsstelle, wie sie hier geplant wird, 
sich damit befasse, die Absatzmöglichkeiten zu ergründen 
und sie unseren Kaufleuten an die Hand zu geben. Das ist 
Sache der Kaufleute; das haben die Kaufleute in Deutsch- 
land bisher vorzüglich geleistet, und man sollte nichts tun, 
um diese Tätigkeit zu bureaukratisieren. Wenn man bureau- 
kratisiert, so schneidet man der Tätigkeit der Kaufleute die 
Wurzeln ab und läuft Gefahr, die Leistungen der Kaufleute 
zu beeinträchtigen, die bisher dem Vaterlande zum Segen 
gereicht haben. 

Ich führe diese Bedenken an, nicht um endgültig ein 
Urteil zu fällen über die Außenhandelsstelle, wie sie geplant 
wird. Darüber werden sich noch vielfach Diskussionen er- 
heben; unter anderem wird sich voraussichtlich der Aus- 
schuß des Deutschen Handelstages demnächst wieder mit 
der Frage befassen. Ich freue mich aber, daß der Herr 
Staatssekretär des Reichsamts des Innern nicht ohne weiteres 
den Wünschen derjenigen Herren, die die Außenhandelssteile 
errichten wollen, nachgekommen ist, sondern offenbar auch 
seine erheblichen Bedenken hat; denn ein Schreiben vom 
Februar dieses Jahres, das er an die Proponenten der Außen- 
handelsstelle gerichtet hatte, enthält eine so große Anzahl 
von Fragen, die erst beantwortet werden müßten, daß .ich 
beinahe glaube, der Herr Staatssekretär ist der Meinung, 
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diese Fragen werden nicht hinreichend beantwortet werden 
können, um eine Unterstützung durch das Reich eintreten 
zu lassen. 

Das ist der eine Punkt, von dem ich sprechen wollte; 
der andere liegt weitab davon. Er ist eine Wahlrechtsfrage, 
nicht etwa die Frage des preußischen Wahlrechts. Ich be- 
dauere aufrichtig, daß der preußische Herr Ministerpräsident 
in seiner bekannten Erklärung, die er im Abgeordnetenhause 
abgegeben, sich in Widerspruch gesetzt hat mit den Er 
klärungen, die von dem Herrn Reichskanzler in diesem Hause 
abgegeben worden sind, und die dahin gingen, daß auch den 
freisinnigen Gedanken Raum gegeben werden müsse in der 
Regierung und der Verwaltung des Deutschen Reichs. Ich 
bedauere, daß dieser Widerspruch entstanden ist. Er ist aber 
vorhanden, und wir müssen unsere Konsequenzen daraus 
ziehen. Aber, wie gesagt, es ist gar nicht die Frage des 
preußischen Wahlrechts, über die ich sprechen will. Es ist 
allerdings eine Frage des Wahlrechts, wobei aber nur Fragen 
der Menschlichkeit und der öffentlichen Gesundheitspflege 
in Betracht kommen. 

Ich habe bereits im vorigen Jahre über diesen Punkt 
gesprochen und ausgeführt, daß es gegen alles Menschlich- 
keitsgefühl verstößt, wenn die Bestimmung im Reichstags- 
wahlrecht — und infolgedessen auch in anderen Wahlrechten 
— aufrechterhalten wird, daß in Form von Krankenhaus- 
behandlung gewährte Unterstützung den Verlust des Wahl- 
rechts nach sich zieht. Ich habe auseinandergesetzt, zu 
welchen Gewissenskonflikten der Staatsbürger getrieben wird 
durch diese Bestimmung; denn nicht nur eigene Unterstützung 
durch freie Krankenhausbehandlung zieht den Verlust des 
Wahlrechts nach sich, sondern auch die Krankenunterstützung 
Angehöriger. Wenn z.B. ein Kind Krankenhausbehandlung 
erhalten muß, dann kommt der Vater, dem die Mittel fehlen, 
die letztere zu bezahlen, in den Gewissenskonflikt, ob er 
seinem Kinde eine geeignete Pflege zur Gesundung oder gar 
zur Erhaltung seines Lebens gewähren, oder ob er darauf 
verzichten will, sich seines wichtigsten politischen Rechts, 
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des Wahlrechts, zu begeben. Sie wissen, meine Herren, daß 
die deutschen Städte versucht haben, über die Bestimmung 
des Reichstagswahlrechts und die entsprechenden der Land- 
tagswahlrechteund der Kommunalwahlrechte hinwegzukommen. 
Einige haben sich schlankweg darüber hinweggesetzt; andere 
haben gesagt: nachdem das Gesetz einmal so lautet, und 
nachdem das preußische Oberverwaltungsgericht in einer Ent- 
scheidung jede andere Auslegung abgeschnitten hat, sind wir 
nicht in der Lage, gegen diese Bestimmung zu handeln. 
Selbst der Herr Reichskanzler hat durch ein Reskript im 
Jahre 1904 anerkannt, welche schweren Schäden in dieser 
Beziehung vorliegen, und ich habe mir vor einem Jahre ge- 
stattet, den damaligen Herrn Staatssekretär Grafen v. Posa= 
dowsky zu ersuchen, diese Angelegenheit in Erwägung zu 
ziehen und uns eine Vorlage zu machen, durch welche nicht 
nur im Reichstagswahlrecht die Härte beseitigt wird, sondern 
durch welche auch auf die Landesregierungen eingewirkt wird, 
damit in den Landtagswahlrechten und in den Kommunal- 
wahlrechten eine Aenderung getroffen wird. 

Der Herr Staatssekretär Graf v. Posadowsky, dem 
wir alle, auch meine Freunde, die größte Verehrung zollen 
für seine ungeheure Arbeitskraft und Arbeitsleistung, dem 
wir diese Verehrung auch zollen, wenngleich wir oft ihn 
sachlich bekämpfen mußten, — der Herr Staatssekretär des 
Innern hat geantwortet, diese Frage sei schon vor längerer 
Zeit aufgetaucht, und es seien Erhebungen im Gange, ob es 
möglich sei, etwaige Härten zu vermeiden. Darüber ist nun 
aber ein Jahr vergangen, und es wäre wünschenswert, zu er- 
fahren, ob die Erhebungen noch nicht beendigt sind, und ob 
es nicht möglich ist, sie so zu beschleunigen, daß auf diesem 
Gebiete eine Aenderung herbeigeführt wird, die wir reklamieren 
müssen im Interesse der allgemeinen öffentlichen Gesund- 
heitspflege und im Interesse der Menschlichkeit selbst. 
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Hochschutzzollpolitik und internationaler Handel. 


Rede beim Bankett der Handelskammer London 
am 24. November 1909. 
(Nr. 16.) 


Unter den Ueberschriften „England and Germany“, 
„Commercial Relations“ und „The Tariff Question“ bes 
richtete der „Daily Telegraph“ vom 25. November 1909: 

„His Excellencey Count Paul Wolff Metternich, 
the German Ambassador, and Herr Stadtrat a.D. Kaempf, 
Vice-President of the Reichstag, were the principal guests 
at a dinner given last night, at the Criterion Restaurant, 
by the London Chamber of Commerce (Incorporated). 
Mr. Charles Charleton (vice-president of the chamber) 
was in the chair, and in view of the importance to all 
merchants in the metropolis, and, indeed, throughout the 
country, of the subject for after-dinner discussion, „Anglo= 
German Relations“ the company which assembled was a 
large and thoroughly representative one.“ 

Aus der darauf folgenden Liste der Anwesenden seien 
noch genannt: Stanley Machin (chairman ofthecouncil), 
deutscher Botschaftsrat v. Kuhlmann, Sir Felix 
Schuster (vicerpresident of the chamber), deutscher 
Generalkonsul Johannes, die Mitglieder des Aecltesten= 
kollegiums der Kaufmannschaft von Berlin: Kommerzienrat 
Max Richterund Heinrich Maas, James Bell (town 
clerk ofthecity) und Generaldirektor des Norddeutschen 
Lloyd Heinecken. Nach der Begrüßung durch den 
Chairman Mr. Ch. Charleton, der besonders „his old 
friend Mr. Kaempf“ willkommen hieß und die Wichtigs 
keit des Handels zwischen England und Deutschland 
betonte, folgte die nachstehende Rede, die wieder im 
Wortlaut des Berichts des „Daily Telegraph“ gegeben 
wird: 


„Mr. Kaempf said while in the interest of international 
trade all obstacles ought to be removed, while they found 
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Kaempf, Reden und Aufsätze. 10 


that commercial people of all countries were anxiously endea- 
vouring to co-operate for that purpose, they saw on the 
other hand that different nations, by their economic policy, 
had not only raised high walls and barriers of tariffs, but 
were even going to enlarge them and make them nearly 
insurmountable. When he looked over the history of political 
economy in the last thirty years in Europe and America, he 
found that its effect was that raising tarifis became a long 
and almost uninterrupted habit in the different countries in 
such a way that, as it was recently very appropriately said 
elsewhere, when any country raised the tarıffs it immediately 
provoked other countries to raise their tariff against it. 

In that manner, the last thirty years, far from reducing 
the tariffs existent at the beginning of that period, led them 
to a system of high Protection, of which Germany, France 
and America were the most instructive examples, and which, 
if continued, might finally become an endless screw, the effect 
of which could not but be insupportable. He thought he 
was allowed to say one thing, that, whatever might be the 
further development of economic policy in Europe and 
America—and, as for himself, he was personally convinced 
that the period of High Protection on the Continent was 
approaching its end—(cheers)—owing to its exaggeration and 
inconveniences being more and more felt-all of them were 
interested in the request that no prejudice might be made, 
and no undue obstacles opposed to the development of inter- 
national commerce. There was an old saying that commerce 
was the pioneer of civilisation. (Cheers.) Never more than 
to-day that dictum proved to be true. International com- 
merce now was not only the pioneer but the best guarantee 
of peace, and consequently of civilisation. His German friends 
and he thankfully acknowledged the endeavours more than 
once made by the London Chamber of Commerce tending 
to establish personal relations between commercial represen- 
tatives of all countries.“ 
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4. Abschnitt. 


Handelsverträge. 
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Die Handelsverträge von 1%4/05. 


Vorbemerkung. 


Für die Handelspolitik des Deutschen Reiches sind 
folgende Ereignisse von besonderer Bedeutung: 


1871 Meistbegünstigungsklausel im Friedensvertrag mit 
Frankreich; 

1878 Ablauf des Handelsvertrages von 1868 mit Oester- 
reich-Ungarn; Ersatz durch einen Meistbegünsti- 
gungsvertrag; 

1879 Neuer autonomer Zolltarif mit Zöllen auf land: 
wirtschaftliche und erhöhten Zöllen auf industrielle 
Erzeugnisse, Abkehr vom Freihandel; | 

1881/82 Weitere Erhöhung einiger Industriezölle; 

1881 Neuer Meistbegünstigungsvertrag mit Oesterreich- 
Ungarn; 

1885 Erhöhung der Getreidezölle und industrieller 
Zölle; 

1887 Erhöhung der Getreidezölle; 

1891 Handelsverträge mit Oesterreich - Ungarn, der 
Schweiz, Italien und Belgien, am 1. Februar 1892 
in Kraft tretend; 

1893 Zollkrieg mit Rußland; 

1894 Handelsvertrag mit Rußland, am 20. März 1894 
in Kraft tretend; 

1902 Annahme eines neuen Zolltarifs durch den 
Reichstag. 


Der neue Zolltarif, der, wie der Staatssekretär Graf 
von Posadowsky=-Wehner am 9. Februar 1905 im 
Reichstag bemerkte, das Ergebnis zehnjähriger Arbeit im 
Reichsamt des Innern war, enthielt in 946 Positionen und 
mehreren hundert Unterpositionen eine systematische 


149 


150 


Finteilung aller für die Einfuhr in Betracht kommenden 
Waren und bedeutete in zolltechnischer Hinsicht einen 
Fortschritt gegenüber dem veralteten, im wesentlichen 
noch auf der im Jahre 1818 geschaffenen Grundlage 
ruhenden Tarif, der bis dahin in Geltung war. So: 
weit ein Vergleich zwischen beiden Tarifen möglich 
ist, brachte der neue Tarif für eine Reihe von 
Industrieerzeugnissen und für die große Mehrzahl der 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse eine Erhöhung der Zoll- 
sätze gegenüber den geltenden Sätzen des autonomen 
Tarifs oder der bestehenden Handelsverträge. Die neuen 
Sätze waren aber nicht dazu bestimmt, sofort in Wirk= 
samkeit zu treten. Der Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
sollte nach $ 16 des mit dem Zolltarif verbundenen 
Zolltarifgesetzes vom 25. Dezember 1902 durch Kaiser: 
liche Verordnung mit Zustimmung des Bundesrats be- 
stimmt werden, und in $ 1 desselben Gesetzes wurde 
durch die Worte „soweit nicht für die Einfuhr aus be- 
stimmten Ländern andere Vorschriften gelten“ der Regie- 
rung die Möglichkeit an die Hand gegeben, durch 
Handelsverträge niedrigere Zollsätze festzulegen. Nur 
für Roggen, Weizen, Malz, Gerste und Hafer war in 
demselben Paragraphen eine untere Grenze festgesetzt, 
die auch durch vertragsmäßige Abmachungen nicht unter: 
schritten werden sollte. Bis zum 31. Dezember 1903 — 
dem Zeitpunkt, für welchen die Handelsverträge mit 
Oesterreich, Rußland und anderen Staaten frühestens ge- 
kündigt werden konnten — war außerdem eine Reihe 
wichtiger Sätze vertraglich gebunden. Der neue Zoll- 
tarif hatte daher zunächst den Zweck, der Regierung als 
Waffe bei dem Abschluß neuer Handelsverträge zu 
dienen, und seine Sätze sollten für Waren aus Vertrags- 
staaten nur insoweit in Kraft treten, als durch die Ver: 
träge nichts anderes bestimmt wurde. 

Die Regierung trat zwar sofort in Verhandlungen 
wegen neuer Verträge ein, kündigte aber trotz des An- 
drängens der agrarischen Kreise die laufenden Verträge 
nicht, die infolgedessen zunächst bis zum 31. Dezember 
1904 und dann bis zum 31. Dezember 1905 weiterliefen*). 


*) Vgl. die Rede im Reichstag am 18. Januar 1904, Seite 65 ff. 


Erst nach langwierigen Verhandlungen, die um so 
schwieriger waren, als fünf Staaten — Oesterreich-Ungarn 
Rußland, Serbien, Rumänien. und die Schweiz — dem 
deutschen Beispiel folgend, sich ebenfalls neue Tarife ge- 
schaffen hatten und die Erhöhung der deutschen land- 
wirtschaftlichen Zölle mit Erhöhungen ihrer industriellen 
Zölle beantworteten, konnten nachstehend angeführte 
Verträge abgeschlossen werden: 

der Vertrag mit Italien vom 3. Dezember 1904, 

der Vertrag mit Belgien vom 22. Juni 1904, 

der Vertrag mit Rußland vom 28./15. Juli 1904, 

der Vertrag mit Rumänien vom 8. Oktober/25. Sep- 

tember 1904, 

der Vertrag mit der Schweiz vom 12. Br Ber 1904, 

der Vertrag mit Serbien vom 29./16. November 1904, 

der Vertrag mit Oesterreich-Ungarn verbunden mit 

einem Viehseuchenübereinkommen vom 25. Januar 
1905. 

Bei den Getreidezöllen, dem Angelpunkt der ganzen 
Tarifreform, hatte die Regierung von der Ermächtigung 
Gebrauch gemacht, auf die oben erwähnten Minimalsätze 
herunterzugehen. Wie die nachstehende Zusammen» 
stellung zeigt, sind aber auch diese Sätze höher als je zuvor: 

Deutsche Getreidezölle in M./100 kg 





1865 | 1830 | 1885 | 1887 | 1892 | 1893 | 1906 | 1906 





























bis bis bis bis bis bis bis bis 
1879 | 1885 | 1887 | 1891 |1906*) |1894**)| 19174). . .T?) 
Weizen frei | 1 3 5 3301,70 | 75,50 
Roggen 2 1 5 5 3.308 29005 7 
is PER E 1 150 | 4 2,80 | 6 NEN Z 
erste, Malz: . Kr & 
Gerste, andere . a 0,50 |r 1,50 12,25 2 3 1,30 7 
Mais 3 5; Te | 2 1,50. 10.2429. 1%33 5 


*) Von 1891 bis 1894 nicht für russisches Getreide geltend, das bis 
1893 die Sätze der Periode 1887 bis 1891 weiter bezahlt. 


**) Nur für russisches Getreide. 


7) Sätze für die Staaten, mit denen Handelsverträge, (Tarifverträge 
oder bloße Meistbegünstigungsverträge) geschlossen sind. 
Tr) Sätze des autonomen Zolltarifs vom 25. Dezember 1902, gültig 
für Getreide aus Staaten, mit denen keine Tarif» oder Me Leungs 


verträge bestehen. 


Fi 


Die Einbringung der Verträge (Nr. 543 und Zu Nr. 545 
der Drucksachen des Reichstags 11. Legislaturperiode 
I. Session) im Reichstage geschah am 1. Februar 1905 
durch den Reichskanzler Grafen von Bülow. Die 
deutsche Industrie, so führte er aus, habe unter dem 
Schutze des Tarifs von 1879 und infolge der Verträge 
von 1891 einen glänzenden Aufschwung genommen. 
Dagegen sei die Landwirtschaft bei den letzten Verträgen 
zu kurz gekommen und habe unter der damaligen Herab- 
setzung der landwirtschaftlichen Zölle schwer zu leiden 
gehabt. Ein verstärkter Zollschutz für den deutschen 
Getreidebau und die deutsche Viehzucht sei daher uns 
erläßlich.. Die Industrie habe einen Ausgleich dadurch 
erhalten, daß an dem System der langfristigen Verträge 
festgehalten worden sei. Die erste Beratung im Plenum 
des Reichstags nahm fünf Sitzungen — vom 9. bis 
14. Februar 1905 — in Anspruch. Den Standpunkt der 
Regierung vertrat dabei in erster Linie der Staatssekretär 
des Innern Graf von Posadowsky=Wehner, unter 
dessen Leitung der Zolltarif geschaffen und die Handels- 
verträge abgeschlossen worden waren. Auch er betonte 
die Notwendigkeit, der Landwirtschaft durch höhere 
Zölle einen größeren Erlös zu sichern. Das sei auch 
wegen der höheren Arbeitslöhne nötig, welche die Land- 
wirtschaft im Wettbewerb mit der Industrie zahlen muß, 
um Arbeitskräfte zu bekommen. In der weiteren Debatte 
nahm der Sprecher der konservativen Fraktion, Graf 
von Kanitz, Stellung gegen das System der langfristigen 
Handelsverträge. Einfache Meistbegünstigungsverträge 
mit kurzer Kündigungsfrist seien vorzuziehen. Der 
bayerische Zentrumsabgeordnete Heim klagte über die 
Zurücksetzung des süddeutschen Bauernstandes hinter 
den ostdeutschen Großgrundbesitzern, die eine Folge 
der einseitigen Zusammensetzung des deutschen Landwirt- 
schaftsrates sei: „Hier muß in der Zukunft Remedur 
geschaffen werden; sonst werden die Interessen der 
Landwirtschaft immer einseitig vorgetragen, einseitig ge- 
hört und einseitig entschieden werden*).“ Entschiedene 





*) Stenographische Berichte, 140. Sitzung am 13. Februar 1905, 


Seite 4520. 
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Stellung gegen die Verträge nahmen der Abgeordnete 
Bernstein, als Wertreter der sozialdemokratischen 
Fraktion, und der Abgeordnete Gothein, der Vertreter 
der Freisinnigen Vereinigung, wegen der schweren Schäden, 
welche die Industrie durch die Verträge erleiden würde. 
Der Reichskanzler, so bemerkte der Abgeordnete Gothein, 
hätte dem Reichstage das Mandat zurückgeben und sagen 
sollen: „Mit diesem Zolltarif war es unmöglich, etwas 
zu erreichen.“ Den Standpunkt der Freisinnigen Volks» 
partei legte der Abgeordnete Kaempf dar (Rede Nr. 17). 
Nachdem die Verträge einer kurzen Kommissionsberatung 
unterzogen waren, kamen sie am 20. und 22. Februar 1905 
in zweiter und dritter Beratung vor das Plenum. Bei 
der dritten Beratung erklärte der Abgeordnete Kaempf 
in seinem eigenen Namen und im Namen der Mehrzahl 
der Mitglieder der Freisinnigen Volkspartei die Zus 
stimmung zu den Verträgen (Rede Nr. 18). 


Ueber den russischen und den östereichischen Ver: 
trag, die meistangefochtenen der sieben Verträge, wurde 
namentlich abgestimmt. Sie wurden mit 228 gegen 81 
und 226 gegen 79 Stimmen angenommen. Drei bezw. 
vier Abgeordnete enthielten sich der Stimme und 
nicht weniger als 84 bezw. 87 Abgeordnete fehlten bei 
der Abstimmung. Die übrigen Verträge wurden eben» 
falls angenommen. Am 1. März 1906 traten sämt- 
liche Verträge in Kraft; sie laufen bis 31. Dezember 1917. 


Rede im Reichstag am 9. Februar 1905. 


(Nr. 17.) 


Meine Herren, die Lösung der großen Frage, von der der 
Herr Vorrednergesprochenhat, kannallerdings von verschiedenen 
Seiten aus in Angriff genommen werden, und ich stehe auf 
dem Standpunkte, daß sie nicht in dem Sinne des Herrn 
Kollegen Sieg gelöst werden wird, sondern in dem Sinne, 
daß der eine große Gesichtspunkt nicht aus dem Auge gesetzt 
wird, daß nämlich die deutsche Bevölkerung jährlich um eine 
Million Menschen zunimmt. 
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Wenn der Herr Graf Kanitz Frankreich und England 
uns vorgeführt hat, so möchte ich ihm entgegenhalten, daß 
in Frankreich die Bevölkerung überhaupt nicht zunimmt und 
in England jedenfalls nicht in demselben Verhältnisse wie in 
Deutschland. Es ist aber die oberste Aufgabe der Wirt- 
schaftspolitik des Deutschen Reiches, dafür zu sorgen, daß 
die Million Einwohner, die uns jährlich zuwächst, beschäftigt 
und im Inlande ernährt wird. 

Herr Graf Kanitz hat auf die Kündigung der Meist- 
begünstigungsverträge hingewiesen und ist der Meinung, daß 
die Meistbegünstigung der deutschen Industrie nichts nütze. 
Meine Herren, die deutsche Industrie hat kein lebhafteres 
Interesse als die Meistbegünstigung gegenüber denjenigen 
Staaten, mit denen Tarifverträge nicht abgeschlossen werden. 
Denn wenn keine Tarifverträge abgeschlossen werden, so muß 
der deutschen Industrie wenigstens die Möglichkeit gegeben 
werden, mit ihren Konkurrenten auf gleichem Fuße in den 
fremden Ländern konkurrieren zu dürfen. 

Herr Graf Kanitz hat ferner darauf hingewiesen, daß 
unser Export nach den Vertragsstaaten nur etwa 51 Prozent, 
wenn ich ihn recht verstanden habe, der Exportsumme betrage, 
nach den Meistbegünstigungsstaaten aber 53 Prozent. Die 
Summe stimmt nicht ganz, es macht zusammen 104 Prozent, 
es müßte vielleicht eine andere Zahl sein, was ich nicht in 
diesem Augenblick übersehen kann. Jedenfalls beweisen die 
Zahlen des Herrn Grafen Kanitz, daß die jetzt bestehenden 
Handelsverträge keineswegs so außerordentlich günstig für 
unsere Industrie sind, wie dies meistens angenommen wird. 
Der Beweis dafür ist mir gerade in den letzten Tagen handgreif- 
lich vor die Augen geführt worden. Ich habe mich bemüht, 
bei einer großen Reihe von Industriellen mich zu informieren 
über die Resultate, die sie von den neuen Handelsverträgen 
für ihre Industrie erwarten, und da ist mir von den ver» 
schiedensten Seiten geantwortet worden: schon bei den jetzigen 
Sätzen können wir nach dem und dem Lande gar nicht expor- 
tieren, schon jetzt sind nach vielen Ländern die Zölle pro- 
hibitiv für uns; es ist uns jetzt ziemlich gleichgültig, ob nach 
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den Ländern, wo wir schon prohibitive Zölle haben, die 
Zölle noch etwas prohibitiver gestaltet werden. Dies beweist, 
daß die augenblicklichen Handelsverträge durchaus nicht in 
dem Umfange der Industrie genützt haben, wie dies von 
vielen Seiten behauptet worden ist, wogegen ich allerdings 
der Ansicht bin, daß die Langfristigkeit der Verträge durchaus 
im Sinne und im Vorteile der Industrie gelegen habe. 

Wenn diese Verhältnisse nun so liegen, dann scheint 
mir aus der Rede des Herrn Reichskanzlers vom 1. Februar d.]J. 
mit größter Deutlichkeit hervorzugehen, daß gute Handels- 
verträge auf Grund des Zolltarifs vom Dezember 1902 nicht 
abgeschlossen werden konnten, und daß diejenigen recht haben, 
die dies früher behauptet haben. 

Mit Genugtuung hat der Herr Reichskanzler hinge- 
wiesen auf die verbesserte Lebenshaltung weiter Kreise der 
Bevölkerung und namentlich auch der lohnarbeitenden Klassen. 
Darin stimmen wir ihm vollständig zu. Aber wenn diese 
Lebenshaltung sich gebessert hat, so ist das im wesentlichen 
das Verdienst unserer Industrie und namentlich unserer Export= 
industrie; denn im wesentlichen hat diese Exportindustrie es er- 
möglicht,unsere BevölkerungimInlandezu beschäftigen, imLande 
zu erhalten und solche Löhne zu zahlen, daß die Lebenshaltung 
der arbeitenden Klassen sich bessern konnte. Was bedeutet 
aber die Besserung der Lebenshaltung weiter Kreise der Be- 
völkerung? Sie bedeutet nichts weiter als eine Vermehrung 
in der Nachfrage nach Produkten aller Art, folglich auch in 
erster Linie nach landwirtschaftlichen Produkten und unter 
diesen wiederum nach Getreide, noch viel mehr aber 
nach anderen landwirtschaftlichen Produkten wie Gemüse, 
Eier, Fleisch, und gerade diese letzteren landwirtschaftlichen 
Produkte sind es doch, die auch die kleinen landwirtschaft- 
lichen Betriebe verkaufen können, während der Verkauf von 
Getreide im wesentlichen nur von den größeren landwirt- 
schaftlichen Betrieben vorgenommen werden kann. 

Worauf die wirtschaftliche Politik des Staates vor allen 
Dingen hinwirken muß, das ist, dafür zu sorgen, daß die 
Besserung in der Lebenshaltung der großen Masse der Be- 
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völkerung fortschreitet. Das ist eine Rücksicht, die allen 
übrigen voranstehen muß. ; 

Dem widerspricht aber die Politik der neuen Handels- 
verträge. Denn selbst diejenigen, welche eifrige Anhänger 
der neuen Handelsverträge sind, können doch nicht weiter 
gehen, als zu hoffen, daß die Industrie es ermöglichen werde, 
sich mit den neuen Handelsverträgen abzufinden, und wenn 
Sie dieses etwas optimistische Wort übersetzen in eine objek- 
tive Fassung, so heißt das: die deutsche Industrie wird durch 
die neuen Handelsverträge an allen Ecken und Enden ge- 
schädigt. Jede Schädigung der Industrie und namentlich der 
Exportindustrie bedeutet aber eine Minderung der Löhne, 
und mit einer Minderung der Löhne muß notwendigerweise 
mindestens ein Stillstand, wahrscheinlich aber ein Rückschritt 
in der Lebenshaltung der arbeitenden Klassen verbunden sein. 

Der Herr Reichskanzler hat in seiner Rede vom 1. Februar 
d. J. rühmend die Tüchtigkeit des Handels und der Industrie 
des Deutschen Reiches hervorgehoben. Auch hierin stimmen 
wir ihm vollständig bei; denn nur der Tatkraft, dem Lern- 
eifer, der Vervollkommnung der technischen Kenntnisse und 
der allgemeinen Bildung der Mitglieder unseres Handels und 
unserer Industrie, sowie der Arbeiter derselben ist es zu ver- 
danken, daß das Deutsche Reich sich auf dem Weltmarkte 
eine so hervorragende Stellung erobert hat. Eine weitschauende 
Politik muß dafür sorgen, daß diese Tüchtigkeit auch fernerhin 
gefördert wird, und in dieser Beziehung geschieht zu wenig 
bei uns. Ich behaupte nicht, daß in dieser Hinsicht seitens 
des Staates nichts geschehe; aber es könnten viel größere 
Summen von Staats wegen für die technische und allgemeine 
Ausbildung des Handelsstandes, der Industriellen und nament- 
lich auch der Arbeiter aufgewendet werden. 

Und was geschieht nun durch die neuen Handelsverträge? 
Klingt es denn nicht, wenn Sie die offiziellen und offiziösen 
Auslassungen lesen, beinahe, als wenn die Industrie für ihre 
Tüchtigkeit eine Strafe erhalten soll? Das ist doch beinahe 
eine Strafe, wenn man der Industrie zuruft, sie sei ja so 
tüchtig, daß man einige der Voraussetzungen, auf denen ihre 
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Tüchtigkeit beruht, ihr entziehen kann, nämlich die freie Ent- 
faltung nach außen und die Arbeitsfreudigkeit, Schaffenslust 
und Leistungsfähigkeit ihrer Leiter und ihrer Arbeiter. 

Wenn daher die Handelsverträge diesen Anforderungen 
nicht entsprechen, so haben sie auch nicht den Anspruch 
darauf, als gute und leistungsfähige erklärt zu werden- 
Hieran ändern auch nichts die Beschönigungen und Be 
schwichtigungen, die wir in den letzten Wochen überall 
von offizieller Seite gelesen haben. Ich habe einmal vor 
einem halben Jahre eine Satire in einer hiesigen Zeitung 
gelesen über einen Vater mit seinen zwei Kindern, von denen 
das eine artig, das andere ungebärdig ist. Ich habe leider 
den Artikel nicht zur Stelle; aber ich bin daran erinnert 
worden, als ich die Denkschrift zu den Handelsverträgen 
und die Auslassungen in der „Norddeutschen Allgemeinen 
Zeitung“ las. Aus den Auslassungen klingt es an die In- 
dustrie, als wenn der Vater zu seiner Tochter sagte: du bist 
ja sonst so artig, du bist so tüchtig, sei doch nur ruhig, 
mein Kind, du weist ja, ich habe einen Sohn auf dem Lande, 
der schreit immerfort, dem Schreihals muß ich den Mund 
stopfen; dir aber, liebe Tochter, rate ich, sei auch fernerhin 
brav und gut, du wirst schon durch die Welt kommen. 
Das ist der Inhalt der Beschwichtigungen. Etwas kräftiger 
sagt der Herr Reichskanzler: in den Handelsverträgen von 
1892 und 1894 ist die Landwirtschaft zu kurz gekommen; 
jetzt kann die Industrie sich nicht wundern, wenn sie ihrer 
seits zu kurz kommt. 

Der staatsmännische Gedanke, der den Handelsverträgen 
des Grafen Caprivi zugrunde gelegen hat, ist nicht lediglich 
eine Abwägung der Interessen, des Soll und Habens der 
einzelnen Gewerbezweige gegeneinander, sondern der weit- 
ausschauende Gesichtspunkt, daß Deutschland seine Be- 
völkerung nur durch die Industrie und namentlich durch 
die Exportindustrie ernähren und im Lande erhalten kann. 
Dieser Gedanke hat seinen drastischen Ausdruck gefunden 
ın dem bekannten Wort: wir müssen entweder Waren 
exportieren oder Menschen, und wenn ich ein höheres Staats- 
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amt bekleidete, was ja nicht der Fall sein wird, so würde 
ich diese Worte mir mit goldenen Lettern einrahmen und in 
meinem Arbeitszimmer aufhängen lassen und würde sie allen 
meinen Mitarbeitern alle drei Monate reproduzieren lassen. 

Die neuen Handelsverträge schaffen die dringende 
Gefahr, daß wir mit dem Export von Menschen im großen 
Umfange wieder beginnen müssen, nachdem die Aus 
wanderung glücklicherweise in erheblichem Maße zurück- 
gegangen ist. Im Jahre 1891 sind 120000 Deutsche aus- 
gewandert, im Jahre 1892 116000, im Jahre 1902 aber nur 
32000 und im Jahre 1903 36000. Daß aber die Menschen 
im Lande bleiben, daran hat die Landwirtschaft ein vitales 
Interesse. Denn wenn die Auswanderung in großem Umfange 
erfolgen würde, würde dann nicht die Leutenot, über die 
Sie so sehr klagen, und zwar, wie ich glaube, mit Recht 
klagen, nicht viel größer werden? Und wer soll denn, wenn 
die Auswanderung in großem Umfange stattfindet, die land- 
wirtschaftlichen Produkte verzehren? Und ist das denn 
nicht auch eine Schädigung der Wehrkraft des Reiches, wenn 
in großem Umfange eine Auswanderung nach dem Auslande 
stattfindet? Hier liegt daher der allgemeine Gesichtspunkt, 
um den es sich bei der Wirtschaftspolitik des Reiches 
handeln: muß; dies ist der Gesichtspunkt, der im Interesse 
der Allgemeinheit, des Staates zu beachten ist, und diesem 
Gesichtspunkte müssen sich alle anderen Gesichtspunkte 
unterordnen. Durch nichts aber wird der tiefgehende Unter- 
schied zwischen der bisherigen Wirtschaftspolitik und der 
Wirtschaftspolitik, welche durch die neuen Handelsverträge 
inauguriert wird, schärfer gekennzeichnet als durch den 
Unterschied zwischen den großen Gedanken der Caprivischen 
Handelsverträge und dem Rechnen und Abwägen der Geld- 
interessen jedes einzelnen Erwerbszweiges. 

Aber auch vom einseitig landwirtschaftlichen Interesse 
aus kann ich den Ausführungen des Herrn Reichskanzlers 
nicht beitreten. Ich habe nicht die Absicht, die sämtlichen 
Punkte hier zu behandeln, welche bei der Frage der land- 
wirtschaftlichen Verhältnisse in Betracht kommen. Einer 
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meiner politischen Freunde, der praktisch der Landwirtschaft 
nahe steht, wird, wie ich hoffe — sein Urteil wird da nicht 
deswegen angefochten werden, weil er in der praktischen 
Landwirtschaft steht —, diese Fragen, wenn er zu Worte 
kommt, des näheren beleuchten. 

Aber auf einige Punkte muß ich doch eingehen. Wenn 
die Behauptung aufrecht erhalten wird, daß von den Getreide- 
zöllen nur etwa 7 Prozent der deutschen Bevölkerung Nutzen 
haben, alle übrigen aber entweder keinen Nutzen oder 
Schaden, und wenn ferner die Behauptung aufrecht erhalten 
wird, daß von den landwirtschaftlichen Betrieben nur etwa 
20 Prozent Getreide überhaupt zu verkaufen haben, also 
auch nur von den Getreidezöllen Nutzen ziehen können, 
so sind das keine vergiftete Waffen, wie dies kürzlich an 
anderer Stelle ausgesprochen ist, sondern das sind Waffen, 
mit denen der Reichskanzler Fürst Hohenlohe am 29. März 
1894 hier in diesem Hause gekämpft hat, und, ich glaube, 
dem Fürsten Hohenlohe konnte man nicht den Gebrauch 
vergifteter Waffen zumuten. Und wenn dieser Statistik des 
Fürsten Hohenlohe eine andere Statistik entgegengesetzt wird, 
welche dahin geht, daß auch jetzt noch eine wesentlich 
größere landwirtschaftliche Bevölkerung vorhanden sei als 
die Bevölkerung der anderen Stände, und wenn diese 
Statistik darauf beruht, daß die Gemeinden unter 2000 Ein- 
wohnern als landwirtschaftliche Bevölkerung und die Ge- 
meinden über 2000 Einwohner als städtische Bevölkerung 
gerechnet werden, so ist mit dieser Statistik, wie auf der 
Hand liegt, überhaupt gar nichts anzufangen. Denn in den 
Gemeinden von 2000 Einwohnern, und darunter befinden 
sich unendlich viele Personen, die mit der Landwirtschaft 
nichts zu tun haben, und in Gemeinden über 2000 Einwohner 
befinden sich sehr viele Personen, die durchaus mit der 
Landwirtschaft verwachsen sind. Also diese Statistik ist 
nicht zu gebrauchen. Ich muß ferner darauf zurückkommen, 
daß, wie ich glaube, noch niemals ein großes volkswirtschaft- 
liches Problem hat gelöst werden sollen in einer Weise, wie 
es bezüglich der Agrarfrage im Deutschen Reiche geschieht. 
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Keinerlei Enquete über die Verhältnisse der Landwirtschaft 
hat stattgefunden, keinerlei amtliche umfassende Enquete hat 
stattgefunden, und wenn einmal der Versuch gemacht worden 
ist, eine partielle Enquete herbeizuführen, dann hat die 
Landwirtschaft mit ihren Angaben, die von ihr verlangt 
worden sind, versagt. Ich habe das schon vor einem Jahre 
hier ausgeführt, und Sie können es nachlesen in der amt- 
lichen Schrift des Königlich Preußischen Landwirtschafts- 
ministeriums über die Fleischteuerung im Jahre 1%2, die 
hier in der Bibliothek zu haben ist. 
Am 1. März 1894 ist im Reichstage seitens eines 
Führers der agrarischen Parteien folgendes ausgeführt worden: 
Ich kann Sie versichern, daß es in den östlichen 
Provinzen mit der Landwirtschaft beinahe zu Ende 
ist, denn in den letzten sechs Jahren sind in Ost- 
preußen 78000 Hektar, in Westpreußen 96000 Hektar 
zwangsweise versteigert worden. Die vor uns 
liegenden zehn Jahre — so hat der Herr fort. 
gefahren — werden Deutschland mehr kosten als ein 
unglücklicher Krieg. 


Nun, meine Herren, die Zahlen der zwangsweisen Ver: 
steigerungen vor und nach den Caprivischen Handels- 
verträgen! Im Durchschnitt der sechs Jahre vor den Handels- 
verträgen sind also nach jener Mitteilung vom 1. März 1894 
in Ostpreußen 78.000 Hektar versteigert worden, im Durch- 
schnitt 13000 Hektar pro Jahr. In den sieben Jahren von 
1896 bis 1902 aber ist die Zahl von 13000 im Durchschnitt 
heruntergegangen auf 8628 Hektar. In Westpreußen ist die 
Durchschnittszahl der sechs Jahre vor den Caprivischen 
Handelsverträgen von 16000 Hektar heruntergegangen auf 
5165 für die sieben Jahre von 1896 bis 1902. 


Wir werden — so ist am 1. März 1894 weiter aus- 
geführt worden — mit russischem Roggen über: 
schwemmt werden. FR 
Nun, meine Herren, der Import von russischem Roggen 
nach Deutschland hat betragen in den drei Jahren 1889, 
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1890, 1891 im Durchschnitt 763 000 Tonnen, in den drei 
Jahren 1901, 1902 und 19053 im Durchschnitt 777 000 Tonnen, 
also 14000 Tonnen mehr, wenngleich inzwischen der Identi- 
tätsnachweis aufgehoben worden ist, was, wie natürlich, große 
Mengen deutschen Getreides in das Ausland geführt hat, 
Getreide, das alsdann von Rußland her wieder ersetzt werden 
mußte. 

Dem will ich, wenngleich ein Vergleich der Jahre vor 
den Caprivischen Handelsverträgen mit denen nach den 
Caprivischen Handelsverträgen mit diesen Zahlen selbst 
nichts zutun hat, doch folgende Zahlen hinzufügen über das 
Erträgnis an Winterr und Sommerweizen, Winter- und 
Sommerroggen und Hafer ın den Jahren 1890 bis 1894 
einerseits und in den Jahren 1900 bis 1904 andererseits. 
Die Zahlen sind folgende: Winterweizen 1890 bis 1894: 
16,1 Doppelzentner, 1900 bis 1904: 18,8, das ist eine Zus 
nahme von 16 Prozent; Sommerweizen 13,2 gegen 18,6, eine 
Zunahme von 40 Prozent; Winterroggen 11,6 zu 15,5, das 
ist eine Zunahme von 33 Prozent; Sommerroggen 8,7 zu 
zu 11,0, das ist eine Zunahme von 26 Prozent; Hafer 11,6 
zu 17,2, das ist eine Zunahme von 48 Prozent. Alle diese 
Zahlen sprechen gegen die Annahme des Herrn Reichs: 
kanzlers, daß die Landwirtschaft in den bisherigen Handels- 
verträgen zu kurz gekommen ist, und ich nehme gern den 
Zuruf des Herrn Abgeordneten Gamp auf:"das beweise die 
Intelligenz der deutschen Landwirtschaft. Ich hoffe, daß 
diese Intelligenz sich auch ferner bewähren und die deutsche 
Landwirtschaft vorwärts kommen wird auch ohne die große 
Erhöhung der Getreidezölle, wie sie in den neuen Handels- 
verträgen vorgesehen sind. Alle diese Zahlen können auch 
die Forderung nicht erschüttern, daß die Wirtschaftspolitik 
so einzurichten ist, daß unsere Exportindustrie in der Lage 
ist, die wachsende Bevölkerung des Deutschen Reiches auch 
fernerhin im Lande zu erhalten und zu ernähren. Gerade 
in der industriellen Produktion hat sich der deutsche Arbeiter 
und die deutsche Bevölkerung im allgemeinen so außer- 
ordentlich tüchtig und gewandt gezeigt, daß sie in keinem 
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Zweige des wirtschaftlichen Lebens besser verwendet werden 
kann als hier. Unsere Arbeiterschaft und die Leiter unserer 
industriellen Unternehmungen ebenso wie unser Handelsstand 
zeigen eine fortgesetzte Befähigung, sich die Kenntnisse an- 
zueignen, die nötig sind, um es allen anderen Völkern zuvor- 
zutun, und es ist ein Glück für Deutschland, daß dies der 
Fall ist; denn sonst würden wir in schlechtere Verhältnisse 
hineingekommen sein, als es der Fall ist. Die Arbeitskraft 
des deutschen Volkes ist viel größer als seine Konsumtions- 
fähigkeit, und hierin liegt der innere Grund für die Not- 
wendigkeit, zum Industriestaat überzugehen. Je mehr Sie 
sich dieser Notwendigkeit widersetzen, desto größer wird 
die wirtschaftliche Erschütterung sein, die schließlich diesen 
Uebergang erzwingen wird. Wenn angesichts dieser Ver- 
hältnisse eine agrarische Mehrheit entschieden hat über den 
Zolltarif von 1902, dann ist damit auch entschieden worden 
über die neuen Handelsverträge. Nicht als ob ich der 
Ansicht wäre, daß die deutschen Unterhändler sich nicht 
alle erdenkliche Mühe gegeben hätten, auch für die Industrie 
zu retten, was zu retten war. Mit Ausnahme von wenigen 
Punkten, die mir von verschiedenen Industriellen vorgetragen 
worden sind, zeigt sich das fast auf jeder Seite des großen 
uns vorgelegten Werkes, und ich muß anerkennen, daß eine 
Reihe von Erleichterungen und Verbesserungen erzielt 
worden ist. 

Zunächst, das Inkrafttreten der Handelsverträge am 
15. Februar '1906 entspricht einem sehnlichen Wunsche und 
einem dringenden Verlangen des Handels und der Industrie, 
damit sich dieselbe einrichten könne auf die neuen Verträge. 
Zweitens, die jüdischen Handlungsreisenden in Rußland, 
deren Behandlung der Herr Abgeordnete Dr. Müller (Sagan) 
und auch ich im vorigen Jahre hier zur Sprache gebracht 
haben, sind, was die Besteuerung in Rußland angeht, gleich- 
gestellt mit den christlichen Handlungsreisenden in Rußland. 
Ob nun auch in der übrigen Behandlung eine Gleichstellung 
stattfinden wird, darüber schweigt der Handelsvertrag. Der 
Grunderwerb in Rußland für Ausländer ist erleichtert worden, 
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indem für die Veräußerung von Grundstücken, die sich in 
den Händen von Ausländern befinden, die jetzt geltende 
Frist von drei Jahren auf 10 Jahre erhöht worden ist. Die 
Differenz zwischen den Land- und Seeimportzöllen nach 
Rußland ist wieder aus der Welt geschafft worden. Aller- 
dings in dem Handelsvertrage von 1894 war davon überhaupt 
keine Rede. Es sind Schiedsgerichte eingerichtet für zoll: 
tarifarische Streitigkeiten, leider nicht mit Rußland. Es soll 
ferner eine gemischte Sachverständigenkommission unter 
neutralem Vorsitz in veterinärpolizeilichen Fragen mit 
Oesterreich eingerichtet werden. Es ist freilich von autori- 
tativer Seite kürzlich, soweit ich aus den Zeitungen ersehen 
habe, hervorgehoben worden, diese Bestimmung sei mehr 
ein dekoratives Ausgleichsventil als ein positives Ausgleichs- 
moment. Aber in Nummer 15 des Schlußprotokolls zum 
österreichisch-ungarischen Handelsvertrag steht doch, daß 
das Gutachten dieser gemischten Sachverständigenkommission 
entsprechend gewürdigt werden soll bei der Entscheidung 
über die betreffenden Fragen. Es wäre allerdings interessant 
zu hören, ob diese Anschauung, daß dies mehr dekorativ 
sei, den österreichisch-ungarischen Unterhändlern bekannt 
war, als sie den Handelsvertrag unterzeichneten. Mit 
Oesterreich und Italien ist in Aussicht genommen, Verein- 
barungen zu treffen wegen gegenseitiger gleichmäßiger Be- 
handlung der Arbeiter hinsichtlich des Arbeiterschutzes und 
der Arbeiterversicherung. Es ist ferner zu betonen, daß 
bezüglich der Holzzölle mit Rußland vereinbart ist, daß die 
russische Regierung während der Dauer des Vertrags weder 
Ausfuhrzölle auf rohes oder beschlagenes Holz einführen, 
noch die Ausfuhr verbieten werde. Endlich ist das Kon- 
tingent der Schweine in Oberschlesien von 70720 auf 
130 000 erhöht worden, und über die österreichische Grenze 
können künftighin 80 000 Schweine eingeführt werden. Aber 
gleichzeitig ist auch der Zoll für das Schwein von 5 auf 
ungefähr das Dreifache, das heißt 13,50 Mark erhöht worden. 

Aber trotz dieser anzuerkennenden teilweisen Erfolge 
ist das System unverändert geblieben und konnte auch nicht 
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geändert werden; denn unsere Unterhändler hatten ja bezüglich 
der Punkte, auf die es wesentlich ankommt, gebundene 
Marschroute, und sie waren ja selbst bei der Herstellung des 
Zolltarifs in so hervorragendem Maße beteiligt; es ist das 
System der hohen Eingangszölle unverändert geblieben, das 
System des Abschlusses gegen andere Nationen, das System 
der Minimalzölle, dessen Verderblichkeit sich bei den Ver: 
handlungen ganz deutlich erwiesen hate. Da nun diesem 
System von den anderen Nationen ein gleiches, eigens zu 
diesem Zwecke hergestelltes System entgegengesetzt wurde, 
da den Hochschutzzöllen von unserer Seite ebenso hohe 
Schutzzölle von der anderen Seite gegenüber standen, konnte 
zwar von den Unterhändlern gegenseitig etwas abgehandelt 
werden, in der Sache selbst aber ist ein starker Rückschritt 
ım Resultat zu verzeichnen, Es mutet beinahe wie Ironie 
an, wenn Sie in der Einleitung zum Handelsvertrag mit Ruß- 
land vom Jahre 1894 lesen: 


Der Deutsche Kaiser und der Kaiser von Rußland, 
von dem Wunsche geleitet, die Handelsbeziehungen 
zwischen beiden Ländern zu erleichtern — 


und wenn es dann in der Einleitung des Zusatzvertrages heißt: 


Der Deutsche Kaiser und der Kaiser von Rußland, 
von dem Wunsch geleitet, die Beziehung zwischen 
beiden Ländern noch mehr zu beleben — 


Das mutet beinahe wie Ironie an! Denn der Handelsvertrag 
mit Rußland kann nie dazu führen, die Beziehungen zwischen 
den beiden Ländern noch mehr zu beleben, sondern nur 
dazu, die Beziehungen zwischen den beiden Ländern zu 
erschweren. Ich könnte das Wort, das vor Jahren einmal 
gegen einen preußischen Handelsminister gebraucht worden 
ist: er sei mehr ein „Minister gegen den Handel“ dahin 
variieren: diese Handelsverträge sind eigentlich nicht Verträge 
für Handel und Industrie, sondern für ihre Erschwerung, 
also gegen den Handel. 

Das ist nun zugleich das Resultat der Politik der 
Sammlung, die im Jahre 1897 inauguriert worden ist, um die 
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öffentliche Aufmerksamkeit von dem Mißerfolg des kleinen 
Sozialistengesetzes abzulenken — einer Politik, für die fälsch- 
lich der alte Satz hervorgehoben wurde: leben und leben 
lassen! — was in anderer Form doch nur hieß: gibst du mir 
meine Zölle, gebe ich dir deine Zölle! — Das ist das Resultat 
dieser Politik der Sammlung, in der sich die Hochschutz- 
zöllner beider Linien zusammengefunden haben, die von der 
agrarıschen und die von der industriellen Linie. Dabei ist 
nicht bedacht worden, auf wessen Kosten diese Allianz statt- 
fand, man täuschte sich mit dem Gedanken darüber hinweg, 
daß, wenn hohe Schutzzölle eingeführt würden, auch hohe 
Löhne gezahlt werden könnten. Das ist aber eine Illusion; 
denn in dem Augenblick, wo der Export unterbunden wird, 
wo auf der anderen Seite die Lebensmittel aller Art, auch 
die notwendigsten, verteuert werden, kann von einer Besse- 
rung der Lebenshaltung durch erhöhte Löhne nicht mehr die 
Rede sein. Das Resultat der Politik der Sammlung ist daher 
eine Schädigung der Industrie, von der auch diejenigen Nachteil 
haben, die als Hochschutzzöllner für die agrarischen Forde- 
rungen eingetreten sind, und eine gänzliche Ignorierung der 
Interessen der Konsumenten in den Handelsverträgen. 

Was die einzelnen Industriezweige anlangt, so muß ich 
anerkennen, daß es, soweit ich in der kurzen Zeit habe Um- 
schau halten können, einige gibt, die mit den Handelsverträgen 
zufrieden sind. So istz. B. die Drogen- und Farbenindustrie, 
wenigstens hier in Berlin — ich glaube aber, auch sonst im 
Deutschen Reiche —, mit den Sätzen zufrieden; die Gold- 
und Silberwarenindustrie zum Teil; die Spielwarenindustrie 
ebenfalls, wenngleich hier die komplizierten Verhältnisse 
keinen genauen Ueberblick gestatten. Fast alle anderen In- 
dustriezweige aber, von denen Stimmen zu mir gedrungen 
sind, klagen entweder über gänzliche oder doch über teilweise 
Vernichtung ihres Exports. Dazu gehört z. B. die Wäsche- 
fabrikation, sie klagt über Erschwerung ihrer Geschäfte nach 
Belgien, die Teppichfabrikation sieht ihren Export nach der 
Schweiz aufs höchste bedroht. Die Konfektion sagt, daß die 
Sätze nach Rußland etwas ermäßigt seien, daß sie aber doch 
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noch so hoch sind, daß kein Export möglich sei, denn schon 
bei den jetzigen Sätzen sei der Export unmöglich gewesen; 
dafür seien aber die Sätze nach der Schweiz und Rumänien 
zum Teil bis zu 50 Prozent erhöht. Die Rohpappenindustrie 
hat einen Eingangszoll aus Oesterreich von 1 Mark pro 100 Kilo 
und nach Oesterreich von 2,55 Mark. Also Oesterreich kann 
nach Deutschland importieren. Deutschland kann aber nicht 
nach Oesterreich exportieren. Die Kartonpapierfabrikation, 
sagt, daß die Zölle nach Rußland, die schon prohibitiv sind, 
in keiner Weise ermäßigt, sondern zum Teil noch erhöht 
worden seien, als ob sie noch prohibitiver als prohibitiv 
werden könnten; dafür aber ist der Export nach der Schweiz 
erschwert. In derselben Weise sprechen sich aus die Personen- 
und Lastenaufzugindustrie, die Schuhindustrie, namentlich die 
Kleineisenindustrie, hier in Berlin die Schriftgießerei, die In- 
dustrie der verzinkten und verbleiten Eisenbleche, die ihren 
ganzen Export aufs heftigste bedroht erklären. Ebenso klagen 
zum Teile die chemische und die elektrotechnische Industrie. 

So weit die Stimmen, die mir aus den einzelnen Industrie- 
zweigen zugegangen sind. Aber neben diesen Einzelheiten 
treten die großen Gesichtspunkte in den Vordergrund, die 
bei der ganzen Frage noch in Betracht kommen, und das sind 
die Fragen einerseits der Kartelle und Syndikate, und anderer: 
seits die Frage der Auswanderung unserer Industrie. 

Was die Kartelle anlangt, so ist es nicht an der Zeit 
und am Orte, in diesem Augenblick die ganze Frage ein- 
gehend zu behandeln. Aber es ist unzweifelhaft, daß nur 
hinter der Mauer unserer Schutzzölle die Kartelle einen solchen 
Umfang haben annehmen können, daß sie augenblicklich fast 
in jedem Wirtschaftszweige des Deutschen Reiches sich geltend 
machen. — (Zuruf in der Mitte.) — Es wird mir entgegnet: 
Kohlen! Jawohl, meine Herren, das Kohlensyndikat ist ent- 
standen, wenngleich für Kohlen kein Schutzzoll besteht; aber 
das Kohlensyndikat hat sich entwickeln und hat groß werden 
können, weil ein Monopol sozusagen besteht für die Ge- 
winnung der Kohle und zweitens, indem alle übrigen Industrie 
zweige sich ebenfalls kartellieren und syndizieren. Wie 
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sollen denn diese Industriezweige gegenüber dem Kohlen- 
syndikat auftreten, das ja nichts weiter tut, als was die anderen 
Industriezweige getan haben! 

Unser Zollsystem wirkt also nicht nur direkt verteuernd 
auf die Preise, sondern auch indirekt dadurch, daß es die 
Möglichkeit der Verteuerung durch Syndizierungen und Kar- 
tellierungen geschaffen hat. Ich sehe die Zeit kommen, wo, 
nachdem durch die Gesetzgebung die Einführung der Kartelle 
und Syndikate begünstigt worden ist, nun gegen diese Kartelle 
und Syndikate Gesetze gemacht werden sollen, und ich fürchte, 
das werden Gesetze mit Palliativmitteln sein. Das einzige, 
was gegenüber den Auswüchsen, welche die Kartelle zeitigen 
können, gegenüber dem, was an Falschem und Unberechtigtem 
in den Kartellen und Syndikaten liegt, nützen kann, ist eine 
Umkehr in unserem Zollsystem. 

Was aber die Auswanderung der Industrie anlangt, so 
beruht dieselbe auf mehreren Gründen. Es ist nicht allein 
das Schutzzollsystem daran schuld; einen Teil der Schuld trägt 
die Politik der ausländischen Staaten und Gemeinden, welche 
dahin geht, ihre eigene Industrie zu bevorzugen, selbst wenn 
die ausländische Industrie billigere Preise stell. Daß das 
mit dem Wortlaut der Handelsverträge vereinbar ist, ist un- 
zweifelhaft. Ob es mit dem Geist der. Handelsverträge zu 
vereinbaren ist, das will ich augenblicklich nicht näher unter 
suchen. Außerdem aber machen wir es in Deutschland ebenso. 
Ja, sogar die einzelnen Bundesstaaten bevorzugen die Industrie 
des eigenen Bundesstaats und setzen die Industrie der anderen 
Bundesstaaten zurück. Es wird also, solange wir diese Politik 
treiben, unsererseits wohl schwerlich etwas gegen die Politik 
der auswärtigen Staaten geschehen können. 

Wenn nun die deutsche Industrie im Ausland von den 
Staaten und Gemeinden Aufträge erhalten will, muß sie sich 
im Ausland etablieren, das heißt, sie muß im Ausland unter 
ausländischer Firma deutsche Arbeit leisten. Dies wird in 
um so größerem Umfang geschehen, je höher die Zölle der 
ausländischen Staaten normiert werden, und je mehr sie den 
Import deutscher Fabrikate erschweren. Und wenn schon die 
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bisherigen Auslandszölle dahin gewirkt haben, daß, wenn 
auch noch nicht in sehr erheblichem Umfang, so doch eine 
gewisse Auswanderung der deutschen Industrie nach den 
ausländischen Staaten stattgefunden hat, so wird das unter 
der Herrschaft der neuen Handelsverträge sich wesentlich ver- 
schärfen. Was das bedeutet, liegt auf der Hand. Es bedeutet 
nicht nur, daß wir die ausländischen Arbeiter anlernen 
und unterweisen, sondern daß auch unsere deutschen so 
hoch gebildeten, in der Technik alle anderen Staaten über: 
ragenden Ingenieure dahin kommen, die ausländischen 
Ingenieure zu unterrichten. Nicht nur die deutsche Hand» 
arbeit wandert aus, sondern auch der deutsche Kopf der 
Industrie, und auf diese Weise, meine Herren, werden wir 
dazu beitragen, uns selbst Konkurrenz zu machen. 

Und wenn der Herr Reichskanzler in seiner Rede vom 
1. Februar d. J. die Enthüllung gemacht hat, daß der Fürst 
Bismarck dem russischen Herrn Minister v. Giers in 
Franzensbad gesagt habe: „Weinen Sie nicht! Den deutschen 
Agrarzöllen werden Sie eine russische Industrie verdanken“, 
so liegt darin die schärfste Verurteilung unseres augenblick= 
lichen Wirtschaftssystems. 


Rede im Reichstag am 22. Februar 1905. 
(Nr. 18.) 


Meine Herren, Sie dürfen versichert sein, daß ich Ihre 
Lachmuskeln nicht in der Weise in Anspruch nehmen werde 
wie der geehrte Herr Vorredner.*) Ich glaube aber auf 
einige Ausführungen des Herrn Staatssekretärs des Reichs- 
amts des Innern zurückkommen zu müssen, der von dem 
nervösen Hasten gesprochen hat, das entstanden ist durch 
das „freieste Wahlrecht der Welt, das wir besitzen“, und 
durch den Wunsch, den jedermann hat, in eine bessere 
Lebenslage zu kommen als bisher. Ich möchte doch darauf 
aufmerksam machen, daß, wenn damit auf die Linke und die 


*) Der Abgeordnete v. Oldenburg-Januschau. 
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äußerste Linke hingewiesen ist, ein nervöses Hasten mindestens 
ebenso stark stattgefunden hat von der Rechten und der 
äußersten Rechten aus. Denn das Erstreben erhöhter 
Getreidezölle ist auch nichts anderes gewesen als ein nervöses 
Hasten. Und wenn der Herr Staatssekretär des Reichsamts 
des Innern das eine nicht vergessen will, mit wieviel neuen 
Gesetzen wir im Laufe des letzten Jahrzehnts beglückt worden 
sind, so wird er mir zugeben, daß von seiten der Regierung‘ 
durch die Art der Gesetzgebung schon ein erhebliches Gegen- 
gewicht gegen das nervöse Hasten herbeigeführt worden ist. 
Aber in einem Punkte stimme ich mit ihm vollständig 
überein, nämlich darin, daß der bäuerliche Besitz erhalten 
und gestärkt werden soll. Nur über die Mittel dazu sind 
wir allerdings verschiedener Anschauung. Nicht dadurch 
kann der bäuerliche Kleinbesitz erhalten werden, daß man 
den Großgrundbesitz immer größer macht und den Klein- 
besitz immer mehr schädigt, sondern nur dadurch, daß durch 
unsere Wirtschaftspolitik es dem Bauernstande ermöglicht 
wird, billig zu produzieren und für seine Produkte an- 
gemessenen Absatz zu finden. Letzteres kann er aber nur 
dann, wenn er für seine Produkte in solchen Kreisen Absatz 
findet, die gute Preise bezahlen können, d. h. wenn er 
Absatz findet in den Kreisen der großen Masse der Be- 
völkerung, die ihre Lebenshaltung aufrecht erhalten können. 

Der Herr Staatssekretär ist ferner zurückgekommen auf 
die Auswanderung der Industrie und hat uns nachweisen 
wollen, wie einerseits die Industrie von Deutschland aus- 
wandert, andererseits aber von dem Ausland nach Deutsch> 
land einwandert. Meine Herren, ich kenne die Verhältnisse 


in dieser Beziehung sehr genau und kann Ihnensagen, daB 
allerdings. yereits unter den Taprivischen Handelsverträgen 
eine Auswanderung aus Deutschland stattgefunden hat, und, 
zwar aus mehreren Gründen. Erstens deswegen, ‚weik "die 
ausländischen Behörden und Kommunen nur an solche 
Industrielle Aufträge erteilen, die in dem betreffenden Staat 
selbst eine Industrie betreiben. Wenn aus diesem Grunde 
schon unter den Caprivischen Handelsverträgen””eine Aus- 
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wanderung begonnen hat, so haben allerdings auch bereits: 
die Zölle, die auf den deutschen Produkten, die nach dem 
Auslande gehen, liegen, dazu beigetragen. Wie viel mehr 
muß das der Fall sein unter der Herrschaft der neuen Ver- 
träge. Sie werden alle wissen, daß gerade unsere bedeutendsten 
deutschen Industriezweige schon jetzt im Ausland Zweig- 
anstalten unterhalten, und gerade diesen ist es am wenigsten 
gefährlich, wenn die Zölle nach dem Ausland erhöht werden. 
Denn in dem Augenblick, wo sie nicht mehr aus Deutschland 
exportieren können, werden sie in den bereits eingerichteten 
Fabriken im Ausland die nötigen Fabrikate herstellen, die sie 
dann aus ihren ausländischen Fabriken dem Auslande liefern. 

Auf die Scharfmachereien des Herrn Vorredners will 
ich nicht eingehen, sondern will nüchtern die Gründe er- 
wägen, die für die Abstimmung” “über, die Handelsverträge 
im ‚allgemeinen für ı uns maßgebend sind. Nicht die Handels- 
verträge sind es, "welche unsere fehlerhafte Wirtschaftspolitik 
verschuldet haben, sondern umgekehrt unsere fehlerhafte 
Wirtschaftspolitik hat den Zolltarif zur Welt gebracht, durch. 
dessen Annahme der Wendepunkt markiert worden ist für 
unser wirtschaftliches Leben. Kämen die Handelsverträge 
nicht zustande, so würde damit unsere agrarische Wirtschafts 
politik nicht beseitigt. Es bestünde vielmehr in diesem. 
Falle erst recht die Gefahr, daß unser autonomer Zolltarif. 
in Kraft träte. Nachdem, wir gesehen, haben, in_ welchem 
Umfang die Verbündeten Regierungen dem, "Einfluß de 
agrarischen Mehrheit unterliegen, ist, .es., “unmöglich anzu«. 
nehmen, daß sie nach Abschluß der Handelsverträge den” 
agrarischen "Anforderungen ‚einen....größeren Widerstand. 
entgegensetzen würden, als, ES "bisher, der Fall ‚gewesen ist. 
Der 'agrarische Andrang aber wird sich richten auf dag 
Inkrafttreten unseres autonomen Zolltarifs, da hierdurch die 
agrärischen Ansprüche in höherem Maße befriedigt werden 
würden als durch das Inkrafttreten der neuen Handels- 
verträge. 

Daß die bisherigen Handelsverträge in Kraft bleiben 
werden, ist um so weniger anzunehmen, als, selbst wenn die 
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Verbündeten Regierungen, trotz des agrarischen Ansturms 
die Kündigung der Handelsverträge unterlassen sollten, diese 
Kündigung ausgesprochen werden würde durch die anderen 
Vertragsstaaten, die zum Teil bereits mit dritten Nationen 
Handelsverträge abgeschlossen haben, durch welche die 
Kündigung der Handelsverträge, die noch mit uns laufen, 
bedingt ist. Mit einer Kündigung dieser Handelsverträge 
ist aber, ohne Uebergang in neue Vertragsverhältnisse, ein 
Zustand der Unsicherheit herbeigeführt, für den wir die 
Verantwortung dem deutschen Wirtschaftsleben gegenüber 
nicht übernehmen wollen. Damit würden Zollkriege ver- 
knüpft sein, die geradezu ruinös wirken müßten. 

Wenn auch die Anschauungen derjenigen verständlich 
sind, die ihrem Widerspruch gegen die Handelsverträge und 
gegen die agrarische Wirtschaftspolitik dadurch einen mar- 
kanten Ausdruck geben, daß sie gegen einzelne Handels- 
verträge stimmen, die, wie namentlich der russische und 
der österreichisch-ungarische, die Schäden unserer agrarischen 
Wirtschaftspolitik in ein besonders krasses Licht rücken 
— eine Anschauung, die von einem Teile meiner Partei- 
genossen durch ihre Abstimmung zum Ausdruck gebracht 
wird —, so würde meiner Ansicht nach durch eine Ablehnung 
der Handelsverträge nicht nur unsere eigene agrarische 
Wirtschaftspolitik nicht beseitigt werden, sondern wir würden 
uns in diesem Falle außerdem den hohen autonomen Tarifen 
der jetzigen Vertragsstaaten gegenüber befinden. 

Unter diesen Umständen geht fast durch unser ganzes 
wirtschaftliches Leben ein Zug des tiefsten Unmuts. Die- 
jenigen Erwerbszweige und Bevölkerungsklassen, die sich 
stets bewußt gewesen sind, daß sie ihre eigenen Interessen 
hintanstellen und sich der Allgemeinheit unterordnen müssen, 
fühlen sich benachteiligt und in ihren Gefühlen verletzt 
durch die einseitige Bevorzugung des Großgrundbesitzes, 
die nach ihrer Ansicht mit den Interessen der Allgemeinheit 
nicht im Einklange steht. Dieser Unmut überträgt sich 
notwendigerweise auch auf weite Kreise der Volksvertretung, 
die in eine Zwangslage versetzt sind durch die ausweichenden 
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Erklärungen der Verbündeten Regierungen. Es wäre Sache 
der Verbündeten Regierungen gewesen, die Volksvertretung 
über ihre wahren Absichten aufzuklären, nicht aber sie 
geflissentlich darüber in Unklarheit zu erhalten. Wir sind 
daher auf Vermutungen angewiesen, in denen naturgemäß 
die Ansichten weit auseinandergehen. 

Wir sind, der Ansicht, daß ein „Handelsvertrag an sich 
kein Uebel, sondern nur” "geeignet sein „kann, dem Uebel 
‘Schranken. zu ı ziehen, das” ohne Handelsverträge „zu gewartigen” 
wäre. Ohne Handelsverträge würde die agrarische Mehrheit 
"des Reichstags in Gemeinschaft mit der von ihr beeinflußten 
Regierung durch Abänderung unseres jetzigen autonomen 
Tarifs, unsere jetzt schon hohen Zollsätze noch beliebig 
erhöhen können. Mit Handelsverträgen ist eine solche Er- 
höhung ausgeschlossen; wohl aber bleibt die Möglichkeit 
bestehen, auch während der Dauer der Verträge Zollherab- 
setzungen herbeizuführen, da die Handelsverträge nur die 
Höchstsätze festlegen. Jeder Handelsvertrag zieht wenigstens 
der Willkür des eigenen und der fremden Staaten Schranken 
gegenüber dem internationalen Warenaustausch. 

Auf Grund aller dieser Erwägungen werden meine 
politischen Freunde für die Handelsverträge mit Belgien und 
Italien stimmen, während sie mit Bezug auf die anderen 
Verträge, namentlich den russischen und österreichisch- 
ungarischen Vertrag, auseinandergehen. Wie wir aber auch 
stimmen werden, wir werden auch in Zukunft den Kampf 
fortsetzen gegen die jetzige verfehlte Wirtschaftspolitik mit 
ihren hohen Agrarzöllen und dem Abschluß gegen das 
Ausland, in der Ueberzeugung, daß das wahre Interesse des 
Volkes nicht in der Verteuerung aller Lebensmittel, nicht in 
der Hemmung des inneren wie des}internationalen Handels 
besteht, sondern in der Befreiung des Verkehrs von allen 
ihm auferlegten Fesseln, in der Verbilligung der Lebens- 
bedürfnisse für die große Masse des Volkes und der Kon- 
sumenten und in der Oeffnung der Grenzen behufs freier 
Entfaltung aller wirtschaftlichen Kräfte des Landes! 
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Vereinigte Staaten von Amerika. 


Rede im Reichstag am 22. Februar 1906. 
(Nr. 19.) 


Vorbemerkung. | 


Der im Jahre 1828 zwischen Preußen und den Vers 
einigten Staaten von Amerika abgeschlossene Meist- 
begünstigungsvertrag bildete nach Errichtung des Deuts 
schen Reiches die Grundlage der Handelsbeziehungen 
zwischen Deutschland und den Vereinigten Staaten. Auch 
durch das Saratoga-Abkommen von 1891 wurde nach 
deutscher Auffassung daran nichts geändert. Als in den 
Jahren 1898/1900 die Vereinigten Staaten Frankreich und 
anderen Ländern Zollbegünstigungen gewährten, ver 
langte Deutschland diese Begünstigungen auch für sich. 
Die Vereinigten Staaten erklärten aber, daß das Meist: 
begünstigungsverhältnis nicht mehr bestände. Es kam in 
der Folge zu dem Vertrag vom 10. Juli 1900, der keine 
Meistbegünstigungsklausel enthielt. Nachdem Deutsch- 
land durch die Handelsverträge von 1905 seine handels= 
politischen Verhältnisse zu wichtigen europäischen Staaten 
neu geregelt hatte, kündigte es den Vertrag von 1%0 zum 
1. März 1906 und schlug den Abschluß eines neuen 
Vertrages nach dem Muster der anderen deutschen 
Handelsverträge vor. Die eingeleiteten Verhandlungen 
führten jedoch zunächst zu keinem Vertrage. Es wurde 
vielmehr ein Provisorium dadurch geschaffen, daß die 
Vereinigten Staaten die bisherigen Zollsätze weiter er- 
hoben, während Deutschland seine neuen Vertragssätze 
auch auf die aus den Vereinigten Staaten kommenden 
Waren ausdehnte. Bei der Debatte über den Gesetz- 
entwurf, durch welchen der Bundesrat hierzu ermächtigt 
wurde (Nr. 238 der Reichstagsdrucksachen 11. Legislatur- 
periode II. Session), befürwortete der Reichskanzler Fürst 
v. Bülow das Provisorium mit der Notwendigkeit, Zeit 
zum Abschluß eines Vertrages zu gewinnen und einen 


173 


Zollkrieg bis dahin zu vermeiden. Die Zustimmung der 
Freisinnigen Volkspartei sprach der Abgeordnete Kaempf 
in der nachstehenden Rede aus. Gegen das Provisorium 
erklärte sich namens der konservativen Fraktion der 
Abgeordnete Graf v. Schwerin-Löwitz. Die Vorlage 
wurde angenommen. Am 22. April 1907 konnte ein 
Reziprozitätsvertrag abgeschlossen werden, der nach 
Kündigung durch die Vereinigten Staaten, die 1909 den 
Payne-Aldrich Tarif eingeführt hatten, am 7. Februar 1910 
außer Kraft trat. Seither sind die Handelsbeziehungen 
beider Länder autonom geregelt. Der Bundesrat ist durch 
das Gesetz vom 5. Februar 1910 ermächtigt, den Er: 
zeugnissen der Vereinigten Staaten die Sätze der Handels- 
verträge „in angemessenem Umfange‘“ zu gewähren, so- 
lange die deutschen Erzeugnisse bei der Einfuhr in die 
Vereinigten Staaten die Minimalsätze genießen. Durch 
die Proklamation des Präsidenten der Vereinigten Staaten 
vom 7. Februar 1910 ist bestimmt worden, daß deutsche 
Waren bis auf weiteres zu den Mindestsätzen des Tarifs 
vom 5. August 1909 zu verzollen sind. 


Wenn der Herr Abgeordnete Graf Schwerin davon 
gesprochen hat, daß die Annahme der Vorlage der Ver: 
bündeten Regierungen eine Kapitulation der Industrie vor 
den rücksichtslosen Amerikanern bedeute, und wenn er hin- 
zugefügt hat, daß darin eine Verletzung der nationalen Würde 
liege, so muß ich diesen Behauptungen mit Entschiedenheit 
widersprechen. Die Industrie hat von jeher den Wunsch 
ausgesprochen, daß Tarif- oder Reziprozitätsverträge mit 
Amerika abgeschlossen werden möchten; aber angesichts der 
tatsächlichen Verhältnisse stimmt die überwiegende Mehr- 
zahl der deutschen Industrie in der Ansicht überein, daß 
der Abschluß eines Provisoriums, wie die Verbündeten Regie- 
rungen es vorschlagen, eine lat des gesunden Menschen- 
verstandes ist, und daß diese Tat des gesunden Menschen- 
verstandes nach keiner Richtung hin im Widerspruch stehen 
kann mit den Anforderungen an die nationale Würde. 

Ich selbst bin durchaus nicht entzückt davon, daß wir 
bis jetzt nicht zu einem Reziprozitäts- oder einem Tarifvertrag 
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mit Amerika gekommen sind; aber bei einer nüchternen 
Prüfung der ganzen Verhältnisse muß ich doch sagen, daß, 
wenn in dem Ausdruck des Herrn Grafen Schwerin von 
der »bitteren Pille«, die wir zu schlucken haben, ein Vor: 
wurf gegen die deutschen Unterhändler liegen soll, dieser 
Vorwurf durch nichts gerechtfertigt ist. Ehe man überhaupt 
derartige Vorwürfe erhebt, sollte man sich über die Situation, 
wie sie nun einmal liegt, vollständig klar werden und sollte 
sich auch hineindenken in den Gedankengang des anderen 
Teils; denn das ist die Vorbedingung für alle nationalen und 
internationalen, für alle geschäftlichen und politischen Ver- 
handlungen. 

Nach einem bekannten Worte — ich glaube, des jetzigen 
Reichskanzlers — bedeutet Politik nichts anderes als die 
Kunst, das Mögliche zu erreichen, und die Kunst, sich nicht 
an dem Unmöglichen den Kopf einzurennen. 

„Wie liegt nun die Sache zwischen Amerika und Deutsch- 
land? Auf Grund des Abkommens vom 10. Juli 1900 hat 
Deutschland an Nordamerika den heute noch bestehenden 
Konventionaltarif, wie er sich aus den Handelsverträgen vom 
Jahre 1892 und 1894 ergeben hat, eingeräumt und dagegen 
allerdings Zollermäßigungen Amerikas nur in verhältnismäßig 
geringem Umfange erhalten. Nun, meine Herren, lese ich 
in den Zeitungen — und es ist auch sonst, mündlich und in 
"Zeitschriften, ausgesprochen worden —, daß im Jahre 1900 
Nordamerika uns über den Löffel barbiert habe; Nord: 
amerika habe sich den Genuß des deutschen Konventional- 
tarifs von 1892/1894 erschlichen, und wir hätten unseren 
Konventionaltarif für ein Linsengericht verkauft. Aber, meine 
Herren, das sind meiner Ansicht nach lediglich Phrasen, die 
'mit den Tatsachen gar nichts zu tun haben. Schon damals 
‚lag die Sache ähnlich wie heute. Der Wunsch, unsererseits 
mehr zu erreichen, als wir erreicht haben, scheiterte an dem 
Hochschutzzollsystem der nordamerikanischen Union, einem 
‘System, das nicht zu durchbrechen war. Aber ich meine, 
diese Vorwürfe, die schon damals hätten gemacht werden 
können und heute wieder gemacht werden, sollten nicht von 
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denjenigen erhoben werden, die in Deutschland ein ebenso 
hohes Schutzzollsystem errichtet haben wie die Amerikaner 
bei sich. 

Wie dem aber nun auch sein mag, Nordamerika befand 
sich augenblicklich tatsächlich im Besitze des Konventional- 
tarıfs von 1892,94, und zwar auf Grund eines Vertrages. 
Und was geschah nun? Deutschland kündigt das bisherige 
Vertragsverhältnis und erklärt sich bereit, den Nordamerikanern 
den neuen Konventionaltarif einzuräumen, wünscht aber 
dagegen von Nordamerika eine Herabsetzung der Industtrie- 
zölle, die Nordamerika seit einer langen Reihe von Jahren 
eingeführt hat, und außerdem eine Milderung der Zoll. 
schikanen, eine Milderung in dem ganzen Zollverfahren. 

Nun, meine Herren, das ist von seiten Deutschlands 
ein ganz berechtigter Wunsch. Aber ich glaube, der Amerikaner 
ist ein ebenso guter Rechner gewesen wie der Deutsche. Er hat 
sich ausgerechnet, daß der neue Konventionaltarif, der ihm 
bewilligt werden soll, ihm an Zöllen, die er an Deutschland 
zu zahlen hat, 18 bis 20 Millionen Mark jährlich mehr kostet 
als der alte Konventionaltarif, und er fragt sich: wie komme 
ich dazu, 18 bis 20 Millionen Mark jährlich an Deutschland 
zu geben und außerdem noch meinerseits von meinen bis- 
herigen Zollsätzen Ermäßigungen in so großem Umfange 
eintreten zu lassen, wie Deutschland dies verlangt? 

Dieser Gedankengang ist der des Amerikaners, und 
damit sage ich weder den Amerikanern noch Ihnen etwas 
Neues; das hat in allen Zeitungen gestanden, sowohl in den 
deutschen, wie in den amerikanischen. 

Ich meinerseits, habe niemals daran geglaubt, daß es 
möglich sein werde, zu einem Tarif- oder zu einem Rezi- 
prozitätsvertrag unter den jetzigen Verhältnissen auf Grund 
der beiderseits bestehenden schutzzöllnerischen Majoritäten 
in den Landesvertretungen zu gelangen. Ich habe mich auch 
niemals auf unseren Generaltarif in dieser Beziehung ver- 
lassen. Ich will den alten Streit hier nicht aufrollen, ob 
unser Generaltarif wirklich ernst gemeint war, ob er nicht 
vielmehr nur dazu bestimmt war, um zum Abhandeln zu 
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dienen. Aber es hat sich jedenfalls gezeigt, daß Amerika 
gegenüber unser Generaltarif eine unbrauchbare Waffe 
gewesen ist. 

Denn trotz unseres Generaltarifs befindet sich Amerika 
in handelspolitischer Beziehung heute in einer Position, der 
gegenüber die Drohung mit unserem, Generaltarif oder mit 
einem Zollkrieg nur eine geringe Wirkung ausüben kann, 
und auch über diese Frage kann ich hier ganz offen sprechen; 
denn sie ist auf beiden Seiten des Atlantischen Ozeans in 
allen Tonarten erörtert worden. 

Warum nun befindet sich Amerika in dieser Position? 
Das ist, wenn man die amerikanische Ausfuhr nach Deutsch- 
land und unsere Ausfuhr nach Amerika betrachtet, eine ganz 
natürliche Tatsache. Amerika exportiert nach Deutschland 
zur Hälfte Waren, die einen Weltmarktpreis haben, und die 
auf dem Weltmarkt gehandelt werden, nämlich Lebensmittel, 
Futtermittel, Baumwolle, Kupfer, Petroleum und endlich 
Weizen. Differenzieren wir diese Objekte Amerika gegen- 
über, nun, meine Herren, dann werden wir, da wir diese 
Objekte brauchen, sie zum großen Teil von anderen kaufen 
können als von Amerika, aber Amerika wird in der Lage 
sein, seine Produkte nicht direkt an uns, wohl aber auf dem 
Weltmarkt zu verkaufen, an diejenigen Stellen, wo nun durch 
unsere Käufe eine Lücke entsteht. 

Diese Verhältnisse setzen in der Tat Amerika in eine 
Position, die es ihm ermöglicht, bezüglich dieses Teils seines 
Exportes mit einer gewissen Ruhe der Zukunft entgegenzusehen. 

Anders ist es allerdings mit dem zweiten Teil des 
amerikanischen Exports; das sind amerikanische Fertigfabrikate. 
Mit diesem Teil befindet sich Amerika ungefähr in der- 
selben Situation, wie wir uns fast mit unserem ganzen 
Export nach Amerika befinden, welch’ letzterer ebenfalls in 
Fabrikaten besteht. Bezüglich dieses Teils haben wir beide 
einen Zollkrieg zu fürchten, und haben beide alles mögliche 
zu tun, um einem Zollkrieg aus dem Wege zu gehen. 

Der Herr Abgeordnete Herold hat sehr klar und 
deutlich auseinandergesetzt, was ein Zollkrieg für die Industrie 
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und den Handel und namentlich für die Schiffahrt zu be- 
deuten hat, und ich habe dem nichts hinzuzusetzen. Aber dem 
Herrn Grafen Schwerin-Löwitz gegenüber möchte ich 
doch eins hervorheben. Der Fürst Bismarck hat einmal ge- 
sagt, wenn er die Wahl habe, einen Krieg früher oder 
später zu bekommen, dann ziehe er vor, den Krieg später 
zu bekommen; denn dann ist doch immer noch die Mög- 
lichkeit vorhanden, daß sich inzwischen der Krieg ver- 
meiden läßt. 

Ich erachte es als eine naturgemäße Folge der tatsäch- 
lichen Verhältnisse, daß die Verhandlungen zwischen Deutsch- 
land und Amerika bis jetzt keinen anderen Verlauf genommen 
haben, als dies der Fall ist. Daß hier ein Fiasko der 
deutschen Unterhändler liege, bestreite ich auf das aller- 
entschiedenste. \Venn von einem Fiasko die Rede sein kann, 
so liegt das Fiasko bei der deutschen Wirtschaftspolitik im 
allgemeinen, so liegt das Fiasko darin, daß ein Zolltarif von 
Ihnen und von den Verbündeten Regierungen gemacht worden 
ist, der es uns nicht möglich macht, mit Amerika zu einem 
vernünftigen Tarifvertrag zu kommen, weil wir nicht in der 
Lage sind, namentlich auf dem Gebiete der Agrarzölle, 
Konzessionen zu machen, die allein in der Lage sein würden, 
Amerika dazu zu bestimmen, uns weitere Konzessionen auf 
industriellem Gebiet zu machen. 

Angesichts dieser Verhältnisse — ich wiederhole es, 
und ich bin überzeugt, neun Zehntel der gesamten deutschen 
Industrie, des Handels und der Schiffahrt unterschreiben 
dies — ist, nachdem bedauerlicherweise ein Tarif- oder 
Reziprozitätsvertrag bis jetzt nicht hat erreicht werden können, 
das uns von den Verbündeten Regierungen vorgeschlagene 
Provisorium der einzige Ausweg und das, was dem gesunden 
Menschenverstand entspricht. Ich gebe die Hoffnung nicht 
auf, daß über kurz oder lang hüben und drüben die Einsicht 
zum Durchbruch kommt, daß mit dem bisherigen Hoch- 
schutzzollsystem auf beiden Seiten auf die Dauer nicht weiter 
gewirtschaftet werden kann, und indem ich die Ueberzeugung 
habe, daß schon binnen kurzer Zeit einmal diese An 
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schauungen deutlicher hervortreten werden, als dies jetzt der 
Fall ist, komme ich zu dem Schluß, daß wir unsererseits 
nichts Vernünftigeres tun können, als der Vorlage der Ver 
bündeten Regierungen zuzustimmen. 


Schweden. 
(Nr. 20 und 21.) 


Vorbemerkung. 


Nach Abschluß der deutschen Handelsverträge von 
1904 wurde sowohl in Deutschland als in Schweden der 
Wunsch rege, an Stelle des Meistbegünstigungsverhält- 
nisses, das auf Grund alter Verträge zwischen beiden 
Ländern bestand, einen Tarifvertrag zu setzen.*) Die 

Verhandlungen führten zu dem Vertrage vom 8. Mai 1906 
(Nr. 449 der Reichstagsdrucksachen 11. Legislaturperiode 
2. Session), der am 24. Juni 1906 in Kraft trat. Bei seiner 
ersten Lesung im Reichstage sprach als Vertreter der 
Freisinnigen Volkspartei der Abgeordnete Kaempf (Rede 
Nr. 20). Der Vertrag lief am 31. Dezember 1910 ab, 
wurde aber bis 1. Dezember 1911 verlängert. An diesem 
Tage trat ein neuer Vertrag — vom 2. Mai 1911 — mit 
Gültigkeit bis 31. Dezember 1917 in Kraft, bei dessen 
Abschluß Schweden sich als Waffe seines neuen Zoll» 
tarifs von 1910 bedient hatte. 

In dem Schlußprotokoll zu dem Vertrage vom 8. Mai 
1906 wurde zu Artikel 10 unter 2 bemerkt: 

„Während der Dauer des gegenwärtigen Vertrages 

werden in Schweden Eisenerze bei der Ausfuhr nicht 

mit Zoll belegt werden.“ 


*) Angaben über die bis 1906 geltenden Verträge bei Hollen-= 
bach, Schweden, Berlin 1910. 
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Diese Bestimmung bildete die wichtigste Konzession der 
schwedischen Regierung. Sie war für Deutschland von 
großer Bedeutung, weil die rheinisch-westfälische Eisen= 
industrie ihren Erzbedarf zum großen Teil mit schwedischen 
Erzen deckt. Diese stammen zumeist aus den Distrikten 
Gellivara, Kirunnavara und Luossavara, die durch eine 
Bahn mit dem Ausfuhrhafen Narvik verbunden sind. 
Nach Abschluß des Vertrages traf die schwedische Regie- 
rung für die auf dieser Bahn zur Verfrachtung kommen= 
den Erzmengen Tarifbestimmungen, welche von der 
deutschen Eisenindustrie als eine wie ein Ausfuhrzoll 
wirkende Maßregel empfunden und am 7. Dezember 1906 
durch eine Interpellation des Zentrums im Reichstag zur 
Sprache gebracht wurden. Der Abgeordnete Speck als. 
Interpellant wies auf eine von einem Regierungsvertreter 
bei der Kommissionsberatung des Vertrages abgegebene 
Erklärung hin, nach der die schwedische Regierung durch 
die Abmachungen verhindert sei, „durch Aenderungen 
auf dem Tarifgebiete die Frachten für Eisenerze zuuns 
gunsten unserer Industrie zu ändern.“ In Beantwortung 
der Interpellation erklärte der Staatssekretär des Innern 
Graf v. Posadowsky=Wehner, daß der Vertrag in der 
Erwartung abgeschlossen sei, daß der Erzausfuhr keine 
Hindernisse in den Weg gelegt würden. Der Vertreter 
der Freisinnigen Volkspartei in der weiteren Besprechung: 
war der Abgeordnete Kaempf (Rede Nr. 21). 


Rede im Reichstag am 21. Mai 1906. 
(Nr. 20.) 


Meine Herren, ich werde dem Herrn Abgeordneten 
Freiherrn Heyl zu Herrnsheim nicht folgen auf die Gebiete 
der allgemeinen Handelspolitik gegenüber Amerika, Argentinien, 
Spanien, auch nicht auf das Gebiet des angeblichen Rückgangs 
der Lebensmittelpreise — eine von dem Herrn Abgeordneten 
Freiherrn Heyl zu Herrnsheim behauptete Tatsache, die man 
indes an seinem eigenen Leibe augenblicklich durchaus nicht 
spürt. Ich werde mich vielmehr beschränken, auf den 
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Handelsvertrag mit Schweden, der auch an und für sich eine 
Reihe von Gesichtspunkten bietet, die für unsere Handels- 
politik von Interesse sind. 

Es hat sich bei dem Handelsvertrag mit Schweden 
herausgestellt, daß unser autonomer Tarif durchaus nicht 
in allen Fällen geeignet ist, langfristige Handelsverträge herbei- 
zuführen. Schweden ist sehr vorsichtig gewesen bei den 
Handelsvertragsverhandlungen mit uns; es ist der Meinung, 
daß unser autonomer Tarif so hoch sei, daß es allen Grund 
habe, sich nicht auf einen langfristigen Handelsvertrag mit 
uns einzulassen. Schweden ist auch der Meinung — das liest 
man zwischen den Zeilen der uns vorgelegten Denkschrift —, 
daß es im Laufe der nächsten fünf Jahre Veranlassung nehmen 
werde, seinen eigenen Zolltarif ungefähr so zu gestalten, wie 
wir den unsrigen gestaltet haben, um dann besser in der Lage 
zu sein, mit uns zu einem Handelsvertrag zu kommen, der 
für Schweden günstiger wäre als der jetzige. 

Wie oft ist uns im Laufe der Verhandlungen über die 
Handelsverträge entgegengehalten worden, es sei richtig, daß 
für Handel und Industrie die geschlossenen Handelsverträge 
nicht sehr günstig, ja vielleicht ungünstig seien; aber die 
Langfristigkeit werde unserer Industrie schon hinweghelfen 
über alle Nachteile, die sonst mit den Handelsverträgen auf 
Grund unseres autonomen Zolltarifs verknüpft sind! In der 
Tat ist es von größtem Wert, daß langfristige Handelsverträge 
geschlossen werden, und zwar unter dem Gesichtspunkt, daß 
die Handelsverträge nicht nur dazu bestimmt sind, den augen- 
blicklichen Standpunkt unseres Exports aufrecht zu erhalten, 
sondern auch unter dem Gesichtspunkt, daß unsere Industrie 
befähigt werde, den Export weiter auszubauen, den Geschäften 
eine größere Ausdehnung zu geben. Wenn unsere Industrie 
neue Einrichtungen treffen soll, um sich leistungsfähig zu 
machen, so muß ihr eine längere Reihe von Jahren die Sicher- 
heit gegeben werden, um in dieser Zeit die neuen Einrich- 
tungen zu amortisieren. Fünf Jahre sind dafür zu kurz. So 
zeigt sich ganz deutlich, daß unser autonomer Tarif nicht 
imstande. ist, die Industrie vorwärts zu bringen, und der 
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schwedische Handelsvertag, wie er uns hier vorgelegt wird, 
ist dafür ein vollgültiger Beweis. 

Nichtsdestoweniger werden meine politischen Freunde 
und ich für den Handelsvertrag stimmen, und zwar ohne 
Kommissionsberatung. 

Allerdings ist bei weitem nicht alles das erreicht worden, 
wovon wir wünschten, daß es erreicht worden wäre. Zunächst 
kommen die Handlungsreisenden in Betracht. Einige dergrößten 
Mißstände sind abgestellt worden, namentlich der Visierungs- 
zwang der Pässe, ein Zwang, der bisher dahin geführt hat, 
daß an jedem Ort, wo sich ein Handlungsreisender aufhält, 
der Paß visiert werden muß, während von jetzt ab nur am 
ersten Orte, wo der Handlungsreisende das Land betritt, die 
Visierung des Passes stattzufinden hat. 

Aber, meine Herren, die Gebühren, die der Handlungs- 
reisende an den schwedischen Staat zu zahlen hat, sind nach 
wie vor so hoch, daß sie einen außerordentlichen Hinderungs- 
grund abgeben für die Entwicklung unserer Industrie, für die 
Ausdehnung unseres Handels in Schweden, und da ist es 
ein schwacher Trost, daß in der Denkschrift uns vorgeführt 
wird, wir hätten uns vorbehalten, eventuell Retorsionsmaß- 
regeln zu ergreifen. Damit ist uns nichts genützt; genützt 
würde uns nur sein, wenn die deutschen Handlungsreisenden 
in die Lage kämen, ausgiebig in Schweden die Geschäfte 
unserer Industrie zu besorgen. 

‚ Von diesen Gesichtspunkten abgesehen, sind in dem 
schwedischen Handelsvertrag einige Lichtpunkte vorhanden; 
denn es ist gelungen, für einige Gegenstände die hohen Zoll» 
mauern, mit denen wir uns umgeben haben, ein wenig abzu= 
tragen. Das ist bezüglich der Pflastersteine der Fall. Der 
Herr Abgeordnete Freiherr Heyl zu Herrnsheim hat das 
bereits auseinandergesetzt. Die 40 Pfennig Eingangszoll 
unseres autonomen Tarifs sind Belgien gegenüber bereits auf 
20 Pfennig ermäßigt worden, Oesterreich gegenüber haben 
wir bezüglich eines Kontingents von Pflastersteinen den Zoll 
ganz fallen lassen, und nunmehr ist Schweden gegenüber auf 
einen Zoll überhaupt verzichtet worden, was nach sich zieht, 
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daß auch Belgien gegenüber die Zollfreiheit eingeführt werden 
muß auf Grund der Meistbegünstigung, die Belgien im 
Handelsvertrag mit uns zugesichert worden ist. 


Daß damit die inländischen Interessen irgendwie ge- 
schädigt werden könnten, bestreite ich; denn mindestens so 
bedeutend wie die Interessen der deutschen Steinbruchbesitzer 
sind die Interessen der Städte und Gemeinden, sind die 
Interessendesganzen Landes, die berücksichtigt werden müssen, 
damit unsere Wege und Straßen nicht bloß gebaut, sondern 
auch gut und dauerhaft und billig hergestellt werden. 


Ebenso ist es ein Lichtpunkt in dem schwedischen 
Handelsvertrage, daß rohe Holzarbeiten, wie Fensterrahmen, 
Türen, Treppen usw., in dem Zolle gegenüber dem bisherigen 
Zustande von 3 Mark nur auf 4 Mark erhöht worden sind, 
während unser autonomer Tarif 8 Mark festgestellt hatte. 


Noch ein Lichtpunkt, meine Herren, ist, und das ist 
allerdings etwas ganz besonders Bemerkenswertes: ein land» 
wirtschaftliches Produkt geht diesmal steuerfrei in Deutsch» 
land ein, nämlich die Preißelbeere. Das ist ja nicht von weit» 
tragender und welterschütternder Bedeutung; aber immerhin 
ist es eine erfreuliche Erscheinung, daß zum ersten Male, 
abgesehen von der Kartoffel, die ja nur für einige Zeit im 
Jahre eine Steuer zu zahlen hat, nun auch ein zweites land» 
wirtschaftliches Produkt ohne Steuer zu uns hereinkommen 
kann. 


Auch die Herren, die für die Landwirtschaftszölle in 
der jetzigen Höhe sind, können sich damit vollständig zu: 
frieden geben; denn auf der anderen Seite ist unserem Getreide: 
export nach Schweden ein Zoll nicht auferlegt worden, und 
das ist für unsere Landwirtschaft, namentlich für die Landwirt: 
schaft im Osten, von der allergrößten Bedeutung. Seitdem 
durch die Zerstörung der Produktenbörse und unseres Getreide- 
handels es nicht mehr möglich ist, den Ueberschuß der deut= 
schen Ernte, der sich unmittelbar nach der Erntezeit ergibt, 
auf dem Wege des Reports so lange im Lande zu halten, 
bis der tatsächliche Bedarf eintritt, seitdem ist es notwendig 


183 


geworden, gleich nach der Ernte die überschüssigen Getreide- 
mengen ins Ausland zu exportieren — allerdings, um gleiche 
Quantitäten später wieder einzuführen —, und für diesen Export 
bietet gerade Schweden ein Feld, wohin in großem Umfang 
unser Weizen und zum Teil auch unser Roggen exportiert 
werden kann. Das ist für den Osten der Monarchie von 
ganz besonderer Bedeutung; denn der Osten kann seine 
Getreidemengen z. B. nach dem Süden von Deutschland nur 
zu teureren Frachtsätzen verschicken, als er sie nach Schweden 
auf dem Wasserwege transportieren kann. Also auch die 
Landwirtschaft kann vollständig mit dem Resultat zufrieden 
sein, das in den Handelsvertragsverhandlungen mit Schweden 
erzielt worden ist. 

Ganz besonders bedeutungsvoll ist aber, daß ermöglicht 
worden ist, die schwedischen Eisenerze auch künftig während 
der Dauer des Vertrags von einem Ausfuhrzoll in Schweden frei 
zu halten. Ich werde auch hier der Versuchung widerstehen, 
die Frage der Ausfuhrzölle im allgemeinen zu behandeln; 
aber ich glaube, Schweden hat uns ein vorzügliches Beispiel 
gegeben, wie es notwendig ist, schon im Interesse der Auf- 
rechterhaltung der Handelsbilanz und der Zahlungsbilanz, 
auf unsere Bodenschätze bei der Ausfuhr nicht Zölle zu legen, 
die es verhindern würden, daß unsere Ausfuhr in diesen 
Gegenständen in dem bisherigen Umfang stattfinden könnte, 
und wir sind Schweden dafür dankbar, daß es diesen 
Ausfuhrzoll auf Erze nicht eingeführt hat, so stark auch in 
Schweden selbst die Strömung für Einführung eines Aus- 
fuhrzolls war. 

Alle diese Momente veranlassen uns, wenngleich wir 
nach verschiedenen Richtungen hin mit dem Handelsvertrag 
mit Schweden nicht völlig einverstanden sein können, uns 
doch dafür auszusprechen, daß dieser Handelsvertrag so bald 
wie möglich in Kraft treten möge, und deswegen sprechen 
wir uns auch gegen eine Kommissionsberatung aus, die wahr- 
scheinlich nur dazu führen würde, daß die Angelegenheit 
um ein halbes Jahr verschleppt werde — und bei der Kürze 
der Zeit, die der Handelsvertrag überhaupt zu laufen hat, 
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wäre selbst der Verlust eines halben Jahres für unsere Industrie 
von der ungünstigsten Wirkung. Aus allen diesen Gründen 
empfehlen wir Ihnen die Annahme des Vertrages ohne 
Kommissionsberatung. 


Rede im Reichstag am 7. Dezember 1906. 
(Nr. 21.) 


Die Tatsachen, die der Interpellation zugrunde liegen, 
sind durch die Erklärungen des Herrn Staatssekretärs des 
Reichsamtes des Innern klargestellt worden. Schon seit dem 
Jahre 1898 hat eine Beschränkung der Beförderung der 
schwedischen Eisenerze durch die schwedischen Staatsbahnen 
auf 1200000 Tonnen jährlich stattgefunden; dieses Quantum 
ist vorübergehend um 300000 Tonnen erhöht worden, die 
Bewilligung dieses Mehrquantums ist dann zurückgezogen, 
aber auf einen Antrag der betreffenden Gesellschaften neuer: 
dings wieder, und zwar in größerem Umfange als für 
300000 Tonnen, ausgesprochen worden. Mit der Feststellung 
dieser Tatsachen sind aber die Fragen, die hierbei in Betracht 
kommen, nicht erledigt. Die erste Frage, die sich aufdrängt, 
ist die: haben die schwedischen Unterhändler in den Handels- 
vertragsverhandlungen von diesen Verhältnissen den deutschen 
Unterhändlern Kenntnis gegeben? Meiner Ansicht nach 
hätten sie das tun müssen, sie hätten es namentlich tun 
müssen, weil nach meiner Auffassung von Handelsvertrags- 
verhandlungen man sich zu denselben als Freunde zusammen- 
findet, die mit Vertrauen einander begegnen müssen und 
nicht als Feinde. Leider aber drängt unsere ganze Schutz- 
zollpolitik dahin, daß man sich bei Handelsvertrags- 
verhandlungen gegenseitig als Feinde betrachtet. 

Die zweite Frage, die in Betracht kommt, ist die: 
haben unsere Unterhändler, als die Verhandlungen über den 
schwedischen Handelsvertrag stattfanden, diese Verhältnisse 
gekannt oder mußten sie sie kennen? Ich bin der Meinung, 
sie mußten sie kennen; denn wozu haben wir die Gesandten 
und wozu haben wir die Konsuln, wenn unsere Regierung 
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nicht von diesen Stellen aus aufmerksam gemacht wird auf 
wirtschaftliche Verhältnisse, die bei Abschluß eines Handels- 
vertrages in Betracht kommen. Von hier aus allerdings, aus 
der Wilhelmstraße, konnte man unmöglich, ohne darauf 
aufmerksam gemacht zu sein, alle diese Verhältnisse über- 
sehen. Kannten aber die Verbündeten Regierungen die 
Verhältnisse, dann wäre es auch ihre Pflicht gewesen, davon 
dem Deutschen Reichstag, als sie den schwedischen Handels- 
vertrag hier einbrachten, Kenntnis zu geben. Denn es unter- 
liegt keinem Zweifel, daß für viele Mitglieder dieses Hauses 
die Frage der Kontingentierung der Ausfuhr der schwedischen 
Eisenerze von Wichtigkeit gewesen wäre, bei der Ent 
scheidung der Frage, ob sie dem Handelsvertrag zustimmen 
wollen oder nicht. Meine Herren, es ist klar, daß nach 
dem Art. 10 des Schlußprotokolls und dem Art. 7 des 
Handelsvertrags Schweden sich verpflichtet hat, Eisenerze bei 
der Ausfuhr nicht mit Zoll zu belegen, und zweitens, daß 
es sich verpflichtet hat, den gegenseitigen Verkehr durch 
keinerlei Einfuhr,» Ausfuhr- oder Durchfuhrverbote zu 
hemmen. Mochten nun unsere Unterhändler wissen, daß 
die Eisenerzausfuhr kontingentiert war, oder mochten sie es 
nicht wissen, mochten die schwedischen Unterhändler davon 
Kenntnis gegeben haben oder nicht, jedenfalls widerspricht 
es dem Handelsvertrag, wenn nachträglich eine Einschränkung 
dieser Ausfuhr stattfindet. Ich schließe mich den beiden 
Herren Vorrednern vollständig an, wenn sie den Wunsch aus- 
gesprochen haben, daß unsere Regierung die schwedische 
Regierung auf diese Verhältnisse aufmerksam machen und 
dahin wirken möge, daß die schwedische Eisenerzausfuhr so 
gestaltet werde, wie sie mit den Bestimmungen des Handels- 
vertrages und den vorhergegangenen Verhandlungen in Ein- 
klang zu bringen ist. 

Die Frage der schwedischen Eisenerzausfuhr ist für 
unsere Industrie von außerordentlicher Bedeutung, und der 
Herr Abgeordnete Speck, obwohl er mir vorwirft, mit 
Danksagungen zu freigebig zu sein, wird es mir nicht übel» 
nehmen, wenn ich ihm dafür danke, daß er die Interpellation 
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eingebracht hat, und ich danke ihm um so mehr, als ich mir 
gestatten werde, seinen Spuren folgend, einige Bemerkungen 
an die Interpellation zu knüpfen, die allerdings in vollem 
Zusammenhange mit ihr. stehen. 

Es ist bei dieser Gelegenheit viel von dem Geist der 
Handelsverträge die Rede gewesen und gesprochen worden 
von einer loyalen und einer illoyalen Ausführung derselben. 
Aber ertönen denn diese Worte nicht von allen Seiten her? 
Sind wir denn die einzigen, die einem fremden Lande vor: 
werfen, es führe die Handelsverträge nicht loyal aus? Werden 
uns nicht dieselben Vorwürfe von anderen Seiten gemacht? 
Bei der zweiten Lesung des schwedischen Handelsvertrages 
in diesem Hause ist mitgeteilt worden, daß, nach Aus- 
führungen von Vertretern der Verbündeten Regierungen in 
der Kommission, untersucht werde, ob nicht durch Aus- 
nahmetarife und durch Verallgemeinerung der Ausnahme- 
tarife für Steine in Deutschland die Einfuhr der schwedischen 
Pflastersteine, ich will sagen, beschränkt werden könne. 
Das heißt nichts anderes als: es wird untersucht, ob wir 
unsere Eisenbahntarifpolitik nicht so einrichten können, daß 
die schwedischen Pflastersteine, die ja doch nach dem 
Handelsvertrag frei eingehen sollen, dieses Vorzuges in 
größerem oder geringerem Umfange wieder verlustig gehen, 
indem sie durch Ausnahmetarife jedenfalls aus einer Reihe 
von Orten verdrängt werden, wohin sie sonst hätten mit 
Nutzen importiert werden können. Ich würde mich gar nicht 
wundern, wenn uns von Schweden aus derselbe Vorwurf, 
den wir erheben, zurückgegeben würde. 

Ich habe auch erst vor kurzem in der Zeitung gelesen, 
daß man Ungarn einen großen Vorwurf daraus macht, daß 
es den Handelsvertrag nicht loyal ausführe. Ungarn soll 
seinen Industriellen ungeheure Vorteile gewähren, um die 
Industrie großzuziehen — das ist ja ganz in der Ordnung, 
jedes Land muß das tun —; aber Ungarn soll auch alle 
Behörden angewiesen haben, von keinem Ausländer in- 
dustrielle Produkte zu kaufen, die im Inlande, in Ungarn, 
hergestellt werden können; und ich habe in denselben 
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Zeitungen gelesen, daß dies als eine illoyale Behandlung 
des Handelsvertrages anzusehen sei. Denn was nützen die 
schönsten Handelsverträge, wenn die Einwohner des Landes, 
in welches man importieren kann, angewiesen werden, die 
auswärtigen Produkte überhaupt nicht zu kaufen?! 

Und wie ist es denn in Amerika? Ertönt denn nicht 
von jenseits des Atlantischen Ozeans alle Tage zu uns die 
Klage herüber, wir machten die Einfuhr von amerikanischem 
Fleisch illusorisch, indem wir hygienische Maßregeln vor- 
schützten? Das lesen Sie in allen amerikanischen Zeitungen; 
da wird uns vorgeworfen, wir führten — allerdings nicht 
den Handelsvertrag mit Amerika, denn wir haben keinen mit 
ihm — aber das wirtschaftlich-politische Verhältnis, in dem 
wir zu Amerika stehen, nicht loyal aus. Und wie ist es 
denn mit den Schiffahrtsabgaben auf den natürlichen Wasser- 
straßen, die wir jetzt einzuführen uns anschicken? Ja, glauben 
Sie denn, daß die russische Regierung uns nicht vorwerfen 
wird: durch diese Schiffahrtsabgaben macht ihr uns den 
Import unseres Getreides nach Deutschland unmöglich, 
während doch im Handelsvertrag festgesetzt ist, daß diese 
Möglichkeit nur dadurch beschränkt werden soll, daß das 
russische Getreide, das Getreide überhaupt mit bestimmten, 
allerdings sehr hohen Zöllen belegt wird —? Diese Ver- 
hältnisse sollten doch nach jeder Richtung hin berücksichtigt 
werden. 

Allerdings passen sie auf den Wortlaut der Handels- 
verträge im allgemeinen wie die Faust aufs Auge. Jeder 
Handelsvertrag fängt an mit den Worten: „Seine Majestät 
der Deutsche Kaiser, Seine Majestät der König von Schweden 
oder eines anderen Landes, von dem Wunsche geleitet, die 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Ländern zu 
erleichtern und zu vermehren, haben beschlossen, zu diesem 
Behufe einen Handels- und Schiffahrtsvertrag abzuschließen“. 
Einen schärferen Gegensatz kann man sich nicht denken: die 
Ausführung der Handelsverträge, die Tarifpolitik und was 
sonst damit zusammenhängt, was der eine dem anderen als 
illoyale Behandlung der Handelsverträge vorwirft, und diese 
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an die Spitze der Handelsverträge gestellte Erklärung, sie 
sollten dazu dienen, den Verkehr zwischen den Nationen zu 
erleichtern. 

Die Mahnung, die wir an die schwedische Regierung 
zu richten vollständig berechtigt sind, muß ergehen an alle 
Länder. Denn nur, wenn alle Länder nicht durch innere 
Maßregeln die Handelsverträge und ihre einzelnen Be- 
stimmungen illusorisch machen, kann davon die Rede sein, 
daß auch durch die Handelsverträge noch ein Nutzen, selbst 
unter der Schutzzollpolitik, für die Entwicklung des Verkehrs 
unter den Nationen gestiftet werden kann. 

Ich bin aber auch dem Herrn Kollegen Speck noch 
weiter — ich bitte ihn wiederholt deswegen um Entschuldi- 
gung — dankbar dafür, daß er mir Gelegenheit gibt, noch 
einen anderen Punkt hier zu erwähnen, der mit dem schwedi- 
schen Eisenerz zusammenhängt. 

Die jetzige Interpellation kann doch gar keinen anderen 
Zweck haben, als darauf zu dringen, daß der deutschen In- 
dustrie ein wichtiges Rohprodukt nicht verteuert wird. Es 
ist ein sehr löbliches Beginnen der Herren Interpellanten, 
hierauf zu dringen, und ich freue mich aufrichtig, daß dies 
gesehehen ist. Aber ich würde mich noch viel mehr freuen, 
wenn die Herren Interpellanten dahin wirken wollten, daß 
das wichtigste Rohprodukt der deutschen Industrie, die 
menschliche Arbeit, daß die Nahrungsmittel, welche die 
menschliche Arbeit ermöglichen, im Preise nicht erhöht, son- 
dern ermäßigt werde. Auf dieses grundlegende Rohprodukt 
der Industrie kommt mindestens ebenso viel an, wie es auf 
die schwedischen Eisenerze ankommt. 

Es knüpft sich hieran noch eine Frage, die ganz un- 
mittelbar zusammenhängt mit der Ausfuhr der schwedischen 
Eisenerze, das sind die Ausfuhrzölle..e Die Herren Inter- 
pellanten können keinen anderen Zweck mit dieser Inter- 
pellation verfolgen, als dahin zu wirken, daß Ausfuhrzölle 
in keiner Form, weder direkt noch indirekt, von der schwedi- 
schen Regierung auf Eisenerze gelegt werden. Auch hierfür 
muß ich dem Herrn Interpellanten Speck dankbar sein, 
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ebenso dankbar, wie ich der schwedischen Regierung vor 
einem Jahre gewesen bin und von dieser Stelle ihr den Dank 
ausgesprochen habe dafür, daß sie einen Ausfuhrzoll auf 
Eisenerze nicht gelegt hat. Diesen Dank auszusprechen, habe 
ich Veranlassung gehabt und werde in ähnlichen Fällen 
ebenso verfahren, auch auf die Gefahr hin, mir dadurch die 
Mißbilligung des Herrn Kollegen Speck zuzuziehen. Die 
Ausfuhrzölle sind eine der gefährlichsten und zweischneidigsten 
Waffen; das sollten wir aber auch berücksichtigen nicht nur 
mit Bezug auf Schweden, sondern auch mit Bezug auf uns, 
und es heißt mit dem Feuer spielen, wenn im letzten Jahre 
in den Kommissionen des Reichstages Anträge gestellt worden 
sind, Ausfuhrzölle einzuführen für Kali, Kohlen, Lumpen 
und andere Gegenstände. Wenn Sie die Ausfuhrzölle in die 
Weltpolitik wieder einführen, können Sie sicher sein, daß 
niemand einen größeren Schaden erleidet als Deutschland, 
dessen Industrie bezüglich der Rohprodukte auf die fremden 
Länder angewiesen ist; wenn die deutsche Industrie diese 
nicht oder nur zu teueren Preisen bekommen kann, wird sie 
ruiniert. Ich bin daher der Meinung, daß die Frage der 
schwedischen Eisenerze nicht lediglich unter dem engen Ge- 
sichtspunkt dieses speziellen Gegenstandes betrachtet werden 
darf, sondern unter dem großen Gesichtspunkte der gesamten 
deutschen Wirtschaftspolitik, und darauf hinzuweisen, habe 
ich mich für verpflichtet gehalten. 


Portugal. 


Rede im Reichstag am 1. Februar 1910. 
(Nr, 22.) 
Vorbemerkung. 

Portugal ist eines der wenigen Länder, mit denen 
Deutschland bis vor kurzem keinen Handelsvertrag ge: 
habt hat. Im Jahre 1908 stimmten die portugiesischen 
Cortes einem neuen Zolltarif und zugleich einem Gesetz 
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zu, das die Regierung zu Zollzuschlägen für Erzeugnisse 
solcher Länder ermächtigte, die Portugal nicht als meist- 
begünstigtes Land behandelten. Die daraufhin zwischen 
Deutschland und Portugal geführten Verhandlungen er- 
gaben den Vertrag vom 30. November 1909, über den 
der Reichstag am 4. und 7. Dezember 1909 in erster 
Lesung verhandelte (Nr. 50 der Reichstagsdrucksachen 
12. Legislaturperiode II. Session). Der Vertrag wurde 
dabei sehr abfällig kritisiert — so besonders von dem 
nationalliberalen Abgeordneten Merkel —, von mehreren 
Rednern wurde auch darüber geklagt, daß die Interessenten 
während der Verhandlungen in ungenügender Weise 
informiert und um Rat gefragt worden seien. Die 
Kommission, welche den Vertrag weiter beriet, schlug 
mit 15 gegen 13 Stimmen seine Ablehnung vor, das 
Plenum nahm ihn jedoch am 1. Februar 1909 in zweiter 
Lesung und am 4. Februar 1909 in dritter Lesung an. 
Der Vertrag läuft bis zum Jahre 1917. Die Zustimmung 
der Majorität der Freisinnigen Volkspartei begründete 
bei der zweiten Lesung der Abgeordnete Kaempf in den 
nachstehenden Ausführungen. 


Ein gewisser Unmut über den ganzen Verlauf der An- 
gelegenheit des portugiesischen Handelsvertrags ist in einer 
großen Anzahl von Industriezweigen vorhanden, und ich 
glaube, daß auch in der Kommission neben den streng sach- 
lichen Einwendungen, die erhoben worden sind, dieser Un- 
mut über den Verlauf der Angelegenheit mitgesprochen hat, 
wenn die Kommission schließlich zu dem Antrage gelangt 
ist: der Vertrag möge vom Plenum abgelehnt werden. Der 
Unmut, der auf diese Weise zum Ausdruck gekommen ist, 
ist meiner Ansicht nach berechtigt, berechtigt unter dem 
Gesichtspunkte der formellen Behandlung der Angelegenheit 
und unter dem Gesichtspunkte des materiellen Resultates, 
das schließlich erzielt worden ist. Über beide Punkte ist 
in der ersten Lesung ausgiebig verhandelt worden, und ich 
beschränke mich daher auf einige kurze Bemerkungen, die 
ich aber deswegen zu machen genötigt bin, weil sie an 
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Äußerungen anschließen, die der Herr Staatssekretär des 
Innern kurz vor Schluß der ersten Lesung getan hat. 

Es ist vielfach darüber geklagt worden, daß der Vertrag 
nicht frühzeitig genug zur Kenntnis der Interessenten gelangt 
sei. Man hat geantwortet, das sei nicht möglich gewesen 
mit Rücksicht auf die diplomatischen Gepflogenheiten. Ich 
kenne diese diplomatischen Gepflogenheiten natürlich nicht; 
aber ich meine, diplomatische Gepflogenheiten sollten nicht 
schwerer wiegen als das Interesse der Beteiligten selbst, die 
durchaus im unklaren über das waren, was ihnen bevorstand, 
und die berechtigt waren, zu wünschen, ja sogar zu verlangen, 
daß ihnen durch schnelle Bekanntgabe des Vertrags die Mög- 
lichkeit geboten würde, ihre Industrie auf die neuen Verhält- 
nisse einzurichten und sich dadurch vor Schaden zu bewahren. 

Auch die Gepflogenheiten des Bundesrats sind angeführt 
worden. Es ist betont worden, daß man nicht gewöhnt sei, 
der Öffentlichkeit Verträge vorzulegen, bevor sie den Bundes=- 
rat passiert hätten. Demgegenüber möchte ich ausführen, 
daß doch in zahlreichen Fällen anders verfahren worden ist. 
Das Reichsjustizamt hat wiederholt Gesetzentwürfe, die noch 
gar nicht dem Bundesrat vorgelegt waren, veröffentlicht und 
meiner Ansicht nach mit außerordentlich gutem Erfolg der 
allgemeinen Kritik unterbreitet. Es wäre auch hier sehr wohl 
möglich gewesen, den Wünschen der Interessenten rechtzeitig 
Rechnung zu tragen und dadurch herbeizuführen, daß die 
Härten, die in einer kurzen Übergangsfrist liegen, wenigstens 
einigermaßen gemildert würden. 

Wenn der Herr Staatssekretär des Innern in der ersten 
Lesung gesagt hat, daß, nachdem der Deutsche Handelstag 
im Jahre 1906 eine Umfrage an die sämtlichen gesetzlichen 
Handelsvertretungen Deutschlands gerichtet habe, um deren 
Wünsche bezüglich des portugiesischen Handelsvertrags kennen 
zu lernen, darauf nur 52 Handelsvertretungen es der Mühe 
für wert gehalten hätten, zu antworten, so glaube ich, daß 
der Vorwurf, der hierin liegt, den Handelsvertretungen gegen- 
über nicht gerechtfertigt ist. Es ist ganz klar, daß diejenigen 
Handelsvertretungen, in deren Bezirk keine Industriezweige 
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vorhanden sind, die nach Portugal in bedeutendem Umfang 
oder überhaupt exportieren, — daß diese Handelsvertretungen 
sich auch nicht auf die Umfrage des Deutschen Handelstags 
gemeldet haben. Daraus aber ihnen einen Vorwurf zu machen, 
halte ich nicht für gerechtfertigt. 

Es ist ferner die Frage des Wirtschaftlichen Ausschusses 
und der Anhörung von Sachverständigen in der ersten Lesung 
ausgiebig behandelt worden. Ich glaube, daß der Wirtschaft- 
liche Ausschuß auch in der Zusammensetzung, die ihm jetzt 
gegeben ist, in der Lage sein wird, wertvolle Winke zu geben 
und wertvolle Mitarbeit zu leisten. Immerhin wird er nur 
allgemeine Grundzüge angeben können, und in einem Punkte 
allerdings stimme ich mit den Rednern der ersten Lesung 
überein, daß, wenn überhaupt, viel zu wenig Sachverständige 
zugezogen worden sind zu den einzelnen Punkten der Ver- 
handlungen und zu den Beratungen über die einzelnen In- 
dustriezweige, die in Betracht kamen. 

In dieser Beziehung sind vor kurzem in einer Ausschuß» 
sitzung des Deutschen Handelstages sehr interessante Mit- 
teilungen gemacht worden über die Art und Weise, in welcher 
bei früheren Handelsvertragsverhandlungen zwischen Öster- 
reich und Italien der Rat und die Mitwirkung der Sachver- 
ständigen in Anspruch genommen worden sind. Es ist — 
und ich kann nicht daran zweifeln, daß diese Mitteilung 
richtig ist — hervorgehoben worden, daß, als seinerzeit diese 
Verhandlungen in Rom stattfanden, eine Reihe von öster- 
reichisch-ungarischen sachverständigen Industriellen mit in 
Rom anwesend war, die in jeder Phase der Verhandlungen 
zwischen den österreichisch-ungarischen und den italienischen 
Bevollmächtigten um ihre Ansicht und um ihren Rat gefragt 
werden konnten. 

Ich glaube, daß dies ein Weg ist, auf dem man den 
Wünschen der Industrie gerecht werden kann, und ich zweifle 
auch nicht daran, daß, nachdem der Herr Staatssekretär des 
Innern als preußischer Handelsminister lange Jahre hindurch 
in enger und guter Fühlung mit der deutschen Industrie ge» 
wesen ist, er es in seiner Stellung als Staatssekretär des Innern 
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nicht unterlassen und nicht verschmähen wird, den Rat und 
die Hilfe der Industriellen auch in den einzelnen Phasen 
künftiger HandelsvertragsverhandlungeninAnspruch zunehmen. 

Was aber das materielle Resultat der Vertragsverhand- 
lungen mit Portugal anlangt, so ist allerdings eine bittere 
Enttäuschung vorhanden in einer Reihe von Industriezweigen, 
die gehofft hatten, gegenüber dem portugiesischen Tarif von 
1892 in dem neuen Handelsvertrage Herabsetzungen der Zölle 
zu finden, nicht aber vor die Gefahr gestellt zu werden, so 
erhebliche Erhöhungen zu erleiden, wie sie nunmehr bevor- 
stehen, und man kann sich nicht wundern, daß diese In- 
dustriezweige von einem großen Unmut ergriffen sind. Sie 
sagen sich: alle Lasten werden uns auferlegt, wir müssen , 
helfen, alles zu tragen, was im Reiche getragen werden muß, 
und zum Teil noch in ganz besonderem Umfange; wie sollen 
wir unsere Industriezweige aufrechterhalten, wenn uns nicht 
wenigstens nach außen hin Ellenbogenfreiheit für unsere Tätig- 
keit und unsere Entwicklung gegeben wird? 

Diese Industriezweige erinnern sich sehr wohl, was 
ihnen der Zollkrieg mit Kanada gebracht hat. Sie wissen 
sehr wohl, was in Frankreich, was in Amerika ihnen bevor: 
steht. Sie wissen auch, daß in Schweden und Dänemark 
neue Zolltarife mit erhöhten Zollsätzen geplant werden, und 
daß Rußland schon jetzt anfängt, für die künftigen Vertrags- 
verhandlungen auch mit Deutschland sich einen neuen Zoll- 
tarif zu schaffen, von dem ja nur angenommen werden kann 
nach der augenblicklichen Lage der Verhältnisse, daß er für 
Deutschland wiederum höhere Zollsätze bringen wird als 
bisher. Auch die Verweisung auf den inländischen Markt 
hilft diesen Industriezweigen nichts. Unsere industrielle Pro- 
duktionsfähigkeit ist bei weitem größer als unsere Konsum- 
tionsmöglichkeit, und wir müssen unter allen Umständen 
dahin wirken, daß den exportierenden Industriezweigen die 
Grenzen der fremden Länder nach Möglichkeit geöffnet werden. 
Statt dessen sind ihnen in den letzten Jahren die Grenzen 
des Auslands in höherem Maße verschlossen und der Ab- 
satz erschwert worden, als daß eine Öffnung der fremden 
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Grenzen stattgefunden hätte. Aber so unberechtigt der Un- 
mut dieser Industriezweige ist, so dürfen sie doch nicht über- 
sehen, wie die Verhältnisse im allgemeinen gelegen haben, 
und sie dürfen auch nicht übersehen, daß das Unmögliche 
auch von unseren Unterhändlern nicht gefordert werden kann. 
Wie lagen die Verhältnisse, als in die Verhandlungen 
mit Portugal eingetreten wurde? Wir in Deutschland hatten 
den Zolltarif von 1902 gemacht mit zum Teil gegen früher 
recht erheblich erhöhten Zollsätzen; Portugal stand noch auf 
seinem alten Zolltarif vom Jahre 1892. Wir hatten uns den 
Artikel 10 unseres Zolltarifgesetzes gemacht, welcher dahin 
lautet, daß wir berechtigt sind, bis zu 100 Prozent Zollzu- 
schläge auf die Waren zu legen, die aus Ländern nach Deutsch- 
land eingeführt werden, die uns schlechter behandeln als irgend» 
ein anderes Land. Portugal hatte bis dahin eine gleiche ge- 
setzliche Ermächtigung nicht. Demnach waren wir Portugal 
gegenüber in einem idealen Zustande: wir differenzierten 
Portugal, nachdem wir unsere Handelsverträge geschlossen 
und darin den Ländern, mit denen wir sie geschlossen, Kon- 
ventionaltarife eingeräumt hatten; Portugal aber differenzierte 
uns nicht. Das ist natürlich ein für uns sehr erwünschter 
Zustand gewesen. Aber dieser Zustand änderte sich sofort, 
als Portugal nicht nur einen neuen Zolltarif mit erhöhten 
Sätzen einzuführen beschloß, sondern sich auch durch Gesetz 
ermächtigen ließ, die Waren aus Ländern, die Portugal 
differenzieren, mit Zollzuschlägen zu belegen — ganz wie wir 
dies durch $ 10 unseres Zolltarifgesetzes zu tun ermächtigt 
sind. Damit war die Situation für uns außerordentlich ver- 
schlechtert; wir konnten nunmehr nicht ohne weiteres Por- 
tugal differenzieren, sondern mußten auf die veränderten Ver: 
hältnisse in Portugal Rücksicht nehmen. Mit vollem Recht 
hat daher der Herr Staatssekretär des Innern in der ersten 
Lesung am 7. Dezember v. J. die Verhältnisse folgendermaßen 
dargestellt: 
Das ist die Veranlassung gewesen, weshalb die Handels- 
vertragsverhandlungen mit einer gewissen Eile betrieben 
sind. Wir wollen unter allen Umständen davor ge- 
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sichertsein, daß wir unsererseits vonPortugaldifferenziert 
werden gegenüber unseren Hauptkonkurrenten, ins- 
besondere England, Belgien und Frankreich, weil wir 
befürchten mußten, daß eine derartige Differenzierung, 
ein sich daran anschließender Zollkrieg die Folge haben 
würde, daß wirvorübergehend von dem portugiesischen. 
Markt ausgeschlossen würden. 


Und weiter: 

Wir müssen, ehe der neue portugiesische Zolltarif ın 
Kraft tritt, zu retten suchen, was zu retten ist. Wir 
haben eine Bindung zu erreichen versucht auf den 
Tarif von 1892. Wir haben zum Teil eine Ermäßigung 
erreicht gegenüber dem Tarif von 1892. Wir haben 
eine Bindung auf den Tarif von 1892 oder eine Er= 
mäßigung gegen den Tarif von 1892 nur... 


bei bestimmten Positionen nicht erreichen können aus den 
und den Gründen. 


Die Verhältnisse sind hierin nicht nur zutreffend ge- 
schildert, sondern in der Rede des Herrn Staatssekretärs des. 
Innern liegt auch ein Gedanke, der sich durchaus in der 
Richtung dessen bewegt, was meine politischen Freunde auf 
handelspolitischem Gebiete anstreben. Wir wollen nicht, daß 
aus dem System der jetzigen Handelspolitik in Europa und 
Amerika eine Schraube ohne Ende werde; wir wünschen, daß 
Einhalt geschehe den fortwährenden Zollerhöhungen; wir 
wünschen aus der Unnatur der gegenwärtigen Verhältnisse 
herauszukommen und wieder einzutreten in eine natürliche 
Entwicklung der Verhältnisse in den anderen Ländern, — 
aber auch bei uns. Und wenn der Herr Staatssekretär des. 
Innern gesagt hat: Wir haben eine Bindung zu erreichen ge 
sucht auf den portugiesischen Tarif von 1892, wir haben zum 
Teil eine Ermäßigung erreicht, so ist das ein erster praktischer 
Schritt nach der Richtung hin, die wir für die Handelspolitik 
im Auge haben. Aber freilich, meine Herren, wenn man 
unter der Devise: zu retten, was zu retten ist, in Handels= 
vertragsverhandlungen eintreten muß, dann ist die Lage für 
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die Unterhändler eine außerordentlich ungünstige. Wenn 
man sich nicht frei bewegen kann bei derartigen Vertrags- 
verhandlungen, wenn man in der Tat nur darauf ausgehen 
muß, zu retten, was zu retten ist, dann ist man natürlicher- 
weise gezwungen, Konzessionen nach der einen oder anderen 
Richtung hin zu machen. Und wenn über den Verlauf der 
ganzen Verhandlungen in der Industrie und auch sonst ein 
recht erheblicher Unmut zutage getreten ist, dann sollte dieser 
Unmut zutage treten nicht sowohl gegenüber den Unter: 
händlern, die unsere Interessen vertreten haben, sondern gegen- 
über dem ganzen System der Zölle, gegenüber dem ganzen 
System unserer Handelspolitik, die viel mehr schuld sind an 
‚dem ungünstigen Verlauf der Verhandlungen, als die Vertreter, 
die wir zu den Verhandlungen mit Portugal delegiert haben, 
und die notgedrungen Konzessionen haben machen müssen, 
Konzessionen, die vielleicht über das hinausgehen, was von 
so vielen als angemessen betrachtet worden ist. 

Damit komme ich auf die Frage der Konzessionen be- 
züglich der Weinausfuhr aus Portugal. Der Herr Referent 
hat die mir bisher unbekannt gewesene Erklärung der Herren 
‘Vertreter der Verbündeten Regierungen in der Kommission 
zum Vortrag gebracht, und das klärt die Sache bereits einiger: 
maßen auf. Danach steht die Bestimmung des Handelsver- 
trags, daß als Port- und Madeiraweine in Deutschland nur 
solche Weine verkauft werden dürfen, die am Douro und in 
Madeira gewachsen sind, im Einklang mit dem 86 des 
Deutschen Weingesetzes. Mit dem $ 7 steht aber nicht im 
Einklang die Auslegung, die seitens der Herren Vertreter 
‚der Verbündeten Regierungen den Bestimmungen des Handels- 
vertrags gegeben wird. Nach 87 des Deutschen Weingesetzes 
‚dürfen Verschnitte nur dann mit dem Namen einer Wein- 
gattung bezeichnet werden, wenn letztere in dem Verschnitt 
überwiegend ist und ihm den Charakter verleiht. Nach den 
Erklärungen der Herren Regierungsvertreter in der Kom- 
mission gilt diese Bestimmung des Weingesetzes für Port- 
und Madeirawein nicht. Port- und Madeiraweine dürfen 
‚daher, wenn sie mit anderen Weinen verschnitten sind, unter 
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dem Namen Port- und Madeiraweine in Deutschland nicht 
vertrieben werden. Es ist gut, daß diese Klarheit geschaffen 
ist, wenn sie auch vielleicht dem Interesse des Weinhandels 
nicht entspricht. 

Sicherlich ist vieles von dem, was zu retten gewünscht 
worden ist, bei den Verhandlungen mit Portugal nicht ge- 
rettet, vieles ist notgedrungen konzediert worden, aber das 
eine kann doch nicht verkannt werden, daß bei weitem über- 
wiegend die Vorteile sind, die der deutschen Industrie durch 
den Handelsvertrag entstehen, erstens, daß ein Zollkrieg ver- 
mieden worden ist, zweitens, daß die Meistbegünstigung der 
deutschen Industrie gewahrt ist, ein Punkt, auf den nicht 
scharf genug hingewiesen werden kann, und endlich, daß 
eine Bindung von Zollsätzen stattgefunden hat. Wenn wir 
diese Punkte zusammennehmen, so kommen meine politischen 
Freunde in ihrer überwiegenden Majorität zu der Ansicht, 
daß hierin größere Vorteile als Nachteile vorhanden sind, die 
den einzelnen Industriezweigen, so hart sie sie auch treffen 
mögen, zugemutet werden, und aus diesem Grunde wird die 
überwiegende Mehrheit meiner politischen Freunde für die 
Annahme des Handelsvertrags stimmen. 


Japan. 
Rede im Reichstag am 7. November 1911. 
(Nr. 23.) 


Vorbemerkung. 


Im Jahre 1910 kündigte Japan den mit Deutschland 
seit 1896 bestehenden Handelsvertrag und auch seine 
mit anderen Ländern geschlossenen Tarifverträge für den 
16. Juli 1911 in der Absicht, für seine junge Industrie 
höhere Schutzzölle einzuführen. Da die Verhandlungen 
zwischen Deutschland und Japan erst am 24. Juni 191} 
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abgeschlossen werden konnten, der Reichstag aber 
im Mai auf längere Zeit vertagt werden sollte, wurde 
der Bundesrat durch das Gesetz vom 15. Juni 1911 
(Nr. 1047 der Reichstagsdrucksachen 12. Legislaturperiode 
ll. Session) zur Inkraftsetzung ermächtigt, und die Zus 
stimmung des Reichstags durch die Vorlage vom 
13. Oktober 1911 (Nr. 1107 der Reichstagsdrucksachen 
12. Legislaturperiode II. Session) eingeholt. Für den 
Fall der Nichtzustimmung des Reichstages war in 
Artikel XIX des Vertrages und Artikel VII des zus 
gehörigen Zollabkommens das Recht der Kündigung für 
den 31. Dezember 1912 vorbehalten. Andernfalls sollte 
der Vertrag im Jahre 1923, das Zollabkommen wie die 
übrigen deutschen Handelsverträge im Jahre 1917 ab» 
laufen. Bei der ersten Beratung der letztgenannten Vor: 
lage am 7. November 1911 wurde der Vertrag allgemein 
als wenig günstig für Deutschland bezeichnet. Den 
Standpunkt der Fortschrittlichen Volkspartei legte der 
Abgeordnete Kaempf in der nachfolgenden Rede dar, 
der dies auch am 24. Mai 1911 bei Beratung des Gesetzes 
vom 15. Juni 1911 getan und dabei die Tätigkeit der 
deutschen Unterhändler rühmend erwähnt hatte. Der 
Vertrag fand die Zustimmung des Reichstages. 


Meine Herren, der Herr Staatssekretär des Innern hat 
uns vorgeführt, welche Vorteile in dem Handelsvertrag mit 
Japan für uns enthalten seien, und dabei namentlich exemplifi- 
ziert auf die Bestimmungen über den Grunderwerb und über 
die Handlungsreisenden. Ich gebe ihm zu, daß in diesen 
beiden Punkten eine Verbesserung gegen den früheren Zustand 
eingetreten ist, eine Verbesserung, die im Zusammenhange 
steht mit dem Fortschreiten Japans auf dem Wege zu einer 
europäischen Nation, die also auf das Konto des Handels- 
vertrags kaum gesetzt werden kann. Wenn ich aber absehe 
von diesen beiden Punkten, dann bin ich der Meinung, daß 
an dem Handelsvertrage niemand eine Freude hat, sondern 
daß jeder Beteiligte, mit Ausnahme von Japan, mit sauersüßer 
Miene den Handelsvertrag hinnehmen wird. 


199 


Der Herr Staatssekretär des Innern hat zunächst die 
Frage der Küstenschiffahrt gestreift und uns damit beruhigt, 
daß derselbe Nachteil, der uns zugefügt worden, ja auch den 
Engländern und Amerikanern zugefügt worden sei; wir be- 
fänden uns also in dem Zustande des Sprichworts: solamen 
miseris socios habuisse malorum. Das ist richtig; aber es ist 
doch außerordentlich bedauerlich, daß in dem neuen Handels- 
vertrage, in dem Japan so wesentliche Vorteile für seine 
Industrie erringt, auf dem Gebiete der Schiffahrt die anderen 
Nationen, mit denen es Handelsverträge abschließt, Nachteile 
erleiden, Nachteile, die zwar ziffernmäßig in der Vorlage für 
uns nicht nachgewiesen sind, die aber nicht bloß materieller 
sondern auch moralischer Natur sind. 


Da ich einmal bei der Schiffahrt bin, möchte ich auf 
einen Punkt hinweisen, der die Frage betrifft, welcher Text 
des Handelsvertrages der maßgebende sein soll. In Art. III 
findet sich folgende Bestimmung: 


Die Angehörigen des einen der vertragschließenden 
Teile sollen volle Freiheit genießen, mit ihren Schiffen 
und deren Ladungen alle Plätze, Häfen und Flüsse 
in den Gebieten des anderen Teiles zu besuchen, 
welche für den Außenhandel geöffnet sind oder 
künftighin geöffnet werden. 


Im französischen Text lautet der Satz: les ports, qui sont 
ou pourront ätre ouverts. In dem ersten deutschen Text, 
der mir zu Gesicht gekommen ist, stand: „Häfen, welche 
für den Außenhandel geöffnet sind oder künftig geöffnet 
sein werden.“ Sie werden mir zugeben, daß zwischen diesen 
beiden Versionen ein großer Unterschied ist. „Häfen, welche 
für den Außenhandel geöffnet sind und künftig geöffnet 
sein werden,“ bedeutet, daß Häfen, die bereits geöffnet sind, 
künftighin geschlossen werden können. Dagegen: „Häfen, 
welche für den Außenhandel geöffnet sind oder künftighin 
geöffnet werden,“ schließt diese Auslegung aus. Im 
Französischen aber sind mit den Worten: „qui sont ou 
pourront &tre ouverts“ beide Auslegungen möglich. Es wäre 
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daher meines Erachtens notwendig, eine bestimmte Erklärung 
zu haben, welcher Text für etwaige spätere Verhältnisse 
maßgebend sein soll*). 

Ich habe schon hervorgehoben, daß an diesem Vertrag 
niemand eine Freude hat, daß die meisten Industriezweige 
einen neuen Nachteil in den Bestimmungen dieses Vertrags 
sehen, und daß sie nur gezwungen, weil einmal etwas anderes 
nicht zu erreichen ist, sich der Annahme des Vertrags 
zuneigen. Die Herren Vorredner haben hervorgehoben, daß 
die Seidenindustrie am meisten zu leiden hat. Ich brauche 
nicht zu wiederholen, was sowohl der Herr Kollege Strese- 
mann wie Herr Kollege Dr. Pieper auseinandergesetzt haben. 
Wenn an und für sich die Regelung der Frage dahin, daß 
das Gewicht als entscheidendes Merkmal betrachtet werden 
soll, als ein Fortschritt zu bezeichnen ist, so ist doch die 
Grenze von 3 Momme (= zirka 13 Gramm pro Quadtrat- 
meter) eine zu niedrige. Es wird besonders darauf auf- 
merksam gemacht, daß Japan selbst eine Gewichtsgrenze von 
31/, Momme, und nicht von 3 Momme als geeignete Grenze 
betrachtet habe, wofür Mitteilungen in den „Nachrichten für 
Handel und Industrie,“ Nr. 68, angeführt werden. Es wird 
daher von der Seidenindustrie bezweifelt, ob es notwendig 
war, auf eine so niedrige Gewichtsgrenze herabzugehen, die 
ja mit sich bringt, daß alles, was über 3 Momme für die 
Gewichtseinheit liegt, nunmehr zu dem billigen Zoll ein- 
gehen muß. 

Im übrigen aber möchte ich bemerken, daß die Frage, 
ob ein Gewebe dicht oder undicht ist, schon in der Ver: 
gangenheit sehr zweifelhaft gewesen, und daß schon unter 
den bisherigen Bestimmungen die Mehrzahl der Habutae- 
gewebe zu dem niedrigeren Zoll von 300 Mark eingegangen 
sind. Es ist materiell durch den neuen Vertrag an dem 
augenblicklichen Zustand nichts geändert, sondern es ist nur 


*) Der Direktor im Auswärtigen Amt v. Koerner antwortete 
hierauf, daß der französische Text maßgebend sei, und daß die zitierten 
Worte den Sinn haben, daß die jeweilig geöffneten Häfen gemeint sind, 
so daß Japan in der Lage ist, jetzt geöffnete Häfen zu schließen. 
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ein bestehender Zustand gewissermaßen legalisiert worden. 
Aber die Seidenindustrie hat die Befürchtung, daß auch durch 
die Hinterlegung der Muster, die als Auskunftsmittel ge- 
schaffen worden ist, nicht verhindert werden wird, daß andere 
japanische und europäische Gewebe als Habutae künftig 
eingehen können, und daß dann die deutsche Industrie nicht 
nur die Konkurrenz Japans, sondern auch diejenige anderer, 
europäischer Länder auszuhalten haben wird. Diese Gefahr 
werde durch die Bindung des Zolles verschärft. 

Die Seidenindustriellen sind zum Teil sehr unzufrieden 
und wünschen die Verwerfung des Vertrags wegen der 
schlechten Behandlung, wie sie sagen, die ihnen in dem 
Vertrag zuteil geworden sei. Andere Seidenindustrielle gehen 
nicht so weit. So nehmen die Handelskammern Krefeld und 
Elberfeld einen Standpunkt ein, den ich für klug und für 
richtig halte. Sie sagen: um den Handelsvertrag zustande 
zu bringen, sind wir bereit, so schwer es uns wird, ein Opfer 
auf uns zu nehmen in der Überzeugung, daß ein Handels- 
vertrag nur durch gegenseitige Zugeständnisse zustande ge- 
bracht werden kann. Wir sind bereit, dieses Opfer zu bringen 
in der Hoffnung, daß bei künftigen Handelsverträgen ein 
Ausgleich wird geschaffen werden können. Ich erachte diesen 
Standpunkt der beiden genannten Handelskammern für durch- 
aus gerechtfertigt. Er ist dankenswert und anerkennenswert; 
denn in der Tat weiß ich nicht, wie ein Handelsvertrag 
zustande kommen soll, wenn jeder Industriezweig auf seinem 
Schein besteht, wenn jeder Industriezweig nur seinen eigenen 
Nutzen im Auge behält, und niemand eine Konzession 
machen will. 

Nun frage ich aber: welches sind denn die Vorteile, 
die für die anderen Industriezweige erreicht worden sind? 
Es ist sehr schwer, aus dem uns vorgelegten Material sich 
ein Bild zu machen. In der Vorlage wird uns der Mehrzahl 
nach nur vorgerechnet, welche Vorteile die deutsche Industrie 
durch den neuen Handelsvertrag erreicht gegenüber dem 
neuen autonomen Zolltarif Japans vom Jahre 1910. Wie 
sich aber die neuen Vertragssätze stellen gegenüber den alten. 
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Vertragssätzen, das muß sich der: Reichstagsabgeordnete erst 
mühsam selbst herausrechnen. Und das ist doch der springende 
Punkt. Hierzu hätte uns das Material in der Vorlage mund- 
gerecht dargelegt sein müssen. Betreffs des Chinins z. B. 
wird uns vorgerechnet, daß der Zollsatz von 135 Yen auf 
60 Yen herabgesetzt sei. Das scheint ein großartiger Erfolg 
unserer Unterhändler zu sein. Dann aber heißt es weiter: 
im alten Vertrag war vertragsmäßig ein Zoll von 8 vom 
Hundert zu zahlen. Nun muß man erst nachforschen: was 
bedeutet 8 vom Hundert vom Preis des Chinins? Da findet 
man, daß bisher ein Zoll von 1,68 Mark per Kilo gezahlt 
worden ist, während der neue Vertragssatz 2,08 pro Kilo 
beträgt. Das ist eine Erhöhung gegenüber dem alten Ver- 
tragssatz von 25 Prozent, nicht aber eine Ermäßigung. Ich 
glaube, wie gesagt, es wäre richtig gewesen, wenn die Ver: 
bündeten Regierungen uns in ihrer Vorlage das Material so 
zurechtgelegt hätten, daß wir uns aus ihr selbst ein Urteil 
zu bilden imstande wären. Aehnlich wie mit Chinin steht 
es mit den Teerfarben. Da wird gesagt, daß die im Ver- 
trage gewährte Herabsetzung von 7 Yen auf 5,60 Yen ein 
Vorteil sei, der Deutschland hauptsächlich zugute käme, da 
Deutschland 85 Prozent der Einfuhr nach Japan leistet. Was 
hat das aber mit diesem Zugutekommen für eine Bewandtnis? 
Der neue Vertragssatz bedeutet 2,22 Pfennig pro Kilo, der 
alte Vertragssatz aber nur 15 Pfennig pro Kilogramm, also 
eine Erhöhung um 50 Prozent*). Das kann man doch un- 
möglich als ein Zugutekommen für die deutsche Industrie 
rechnen; denn der japanische autonome Tarif ist doch mehr 
oder weniger ein Phantasietarif, darauf eingerichtet, daß bei 
den Verhandlungen über einen Handelsvertrag etwas ab» 
gehandelt werden würde. 

Ich komme dann auf einen anderen Punkt; das ist der 
künstliche Indigo. Da hat eine Herabsetzung weder des 
Vertragszolles noch des autonomen Tarifs stattgefunden. 


*) Der Zoll von 7 Yen war in dem neuen japanischen Zolltarif 
vorgesehen. 
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Der bisherige Satz war 12,953 Yen, und der jetzige ist 
40 Yen, also eine außerordentliche Erhöhung, eine Erhöhung 
auf das Dreifache, und die Verbündeten Regierungen gehen 
über diesen Punkt mit der Bemerkung hinweg, es sei anzus 
nehmen, daß der Export des künstlichen Indigos nach Japan 
auch unter diesen Verhältnissen keine Einbuße erleiden werde. 
Ich kann das nicht beurteilen, aber das eine möchte ich doch 
sagen: wenn der Quantität nach der künstliche Indigo in 
demselben Umfange nach Japan exportiert werden kann wie 
bisher, so ist jedenfalls das Geschäft für die deutschen 
Indigofabriken ein wesentlich schlechteres geworden, und es 
heißt volkswirtschaftlich einen Verlust erleiden, wenn man so 
wesentlich geringere Gewinne an einem Artikel machen kann. 

Auf Kammgarne will ich nur kurz eingehen. Auch 
hier wird vorgerechnet, daß eine Ermäßigung um 4,30 Yen 
von besonderer Bedeutung für die deutsche Einfuhr sei. 
Um so viel wird nämlich der autonome Satz durch die 
Vertragsverhandlungen herabgesetzt. Aber daß hierin eine 
Erhöhung des alten Vertragssatzes von 9 auf 13,20 Yen 
liegt, das kennzeichnet den wahren Wert dieser sogenannten 
Zollherabsetzung. 

Ich möchte dann auf einen Artikel zu sprechen kommen, 
der mir von ganz besonderer Bedeutung zu sein scheint. 
Das ist der künstliche Kampfer. Seit einer Reihe von Jahren 
ist es der deutschen Technik gelungen, Kampfer künstlich 
herzustellen und dadurch einen großen nicht nur technischen, 
sondern auch nationalökonomischen Fortschritt zu machen. 
Nun besteht in Japan ein Kampfermonopol, und zwar ein 
Staatsmonopol, und dieses japanische Kampfermonopol ver- 
folgt mit seiner Preispolitik deutlich die Absicht, die Her- 
stellung des künstlichen Kampfers unrentabel zu machen, um 
nach Ausschaltung dieser Konkurrenz dem Kampfer- 
konsumenten x-beliebige Preise diktieren zu können, wie 
das früher schon der Fall gewesen ist. 

Zu diesem Zweck hat Japan seinen Kampferzoll auf 
866 Mark für 100 Kilogramm festgesetzt. Das ist ein 
Prohibitivzoll. Bei diesem Zoll kann Kampfer nach Japan 
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überhaupt nicht eingeführt werden. Während aber Japan 
diesen Prohibitivzoll eingeführt hat, verkauft die japanische 
Monopolverwaltung ihren Kampfer in das Ausland zu 
Schleuderpreisen, wie mir gesagt worden ist, zu 3 bis 4 Mark, 
während früher der Normalpreis 9 bis 10 Mark betrug. 
Wir haben also hier den Zustand, daß im Inland Japans 
der Kampferzoll den Kampfer so sehr verteuert, daß dadurch 
offenbar seitens der japanischen Monopolverwaltung die 
Verluste gedeckt werden können, die durch die Verschleude- 
rung des Kampfers im Ausland herbeigeführt werden. 

Ich möchte doch den Herrn Vertreter der Verbündeten 
Regierungen fragen, ob denn nicht bei den Vertragsverhand- 
lungen seitens der deutschen Unterhändler den japanischen 
Unterhändlern klargemacht worden ist, daß ein derartiges 
Verfahren mit den freundschaftlichen Beziehungen, die durch 
den Handelsvertrag eingeleitet und herbeigeführt werden 
sollen, in krassestem Widerspruch steht. Ich weiß nicht, ob 
unsere deutsche Kampferindustrie in die Lage kommen wird, 
in diesem Kampf zu unterliegen. Aber unzweifelhaft ist der 
Versuch seitens der japanischen Monopolverwaltung vor- 
handen, die künstliche Herstellung von Kampfer zu unter: 
binden, und, meine Herren, — darauf möchte ich besonders auf: 
merksam machen — hier liegt ein auf der Schutzzollpolitik auf- 
gebauter Versuch vor, technische Fortschritte zu unterbinden. 

Die allgemeinen Fragen, die sich an den japanischen 
Handelsvertrag knüpfen, sind so weitgehender Natur, daß 
es kaum möglich ist, im Rahmen dieser Verhandlungen sie 
zu erledigen. Aber eins möchte ich doch betonen: vor der 
wenig achtungsvollen Behandlung der Meistbegünstigungs- 
klausel möchte ich warnen. Es ist richtig, daß mit der Meist- 
begünstigungsklausel, wie wir sie jetzt haben, sich einige 
Nachteile verknüpfen. Aber einen großen Vorteil hat unsere 
Industrie von der Meistbegünstigung, und der besteht darin, 
daß sie mit festen Verhältnissen rechnen kann, daß für 
längere Zeit Sicherheit in der Gleichberechtigung mit anderen 
Völkern gewährleistet ist. Das ist eine Notwendigkeit für die 
Entwicklung und die Prosperität unserer industriellen Tätigkeit. 
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Im übrigen scheinen mir die Verhältnisse weit mehr auf 
eine andere Richtung hinzudeuten. An dem japanischen 
Handelsvertrag sehen wir, daß es so wie bisher nicht weiter- 
gehen kann. An dem japanischen Handelsvertrag sehen wir 
wiederum, wie ein Staat, der mit uns einen Handelsvertrag 
abschließen will, sich einen Zolltarif macht, nicht den tat- 
sächlichen Verhältnissen entsprechend, sondern einen Zoll- 
tarif, der den unsrigen überbietet, und von dem wir mit 
Mühe und Not etwas abhandeln können, indem wir unserer: 
seits Konzessionen machen, einen Tarif, der die Verhältnisse 
tatsächlich auf den Kopf stell. Wir sind nicht in der Lage, 
dem zu begegnen. Wenn wir bei den neuen Handels- 
verträgen nun etwa die Zolltarife Japans und der anderen 
‘Länder übertrumpfen wollen, dann kommen die anderen 
Länder von neuem und übertrumpfen uns. Es geht also 
nicht, daß wir uns bei den neuen Handelsverträgen einen 
Zolltarif machen, der wieder die anderen Länder herausfordert. 
Das würde eine Schraube ohne Ende sein. Den neuen 
Zolltariffestsetzungen muß eine genaue Prüfung aller ein- 
schlägigen Verhältnisse vorausgehen. Es müssen die Ein- 
flüsse unseres gesamten Zollsystems, nicht bloß des in- 
dustriellen, auf unser Wirtschaftsleben klargestellt werden. 
Vielleicht zeigt sich da, daß manche Industriezweige die 
hohen Schutzzölle nicht nötig haben, daß ihr Interesse viel 
mehr nach der Richtung des Exports hin liegt, und daß es 
für sie von Nachteil ist, wenn ihnen durch hohe Schutzzölle 
die Herstellung ihrer Erzeugnisse erschwert wird. Ich glaube 
daher, nicht nur auf die Meistbegünstigung kommt es bei 
den künftigen Verhandlungen an, sondern auch darauf, daß 
wir zu prüfen haben, inwieweit wir zu einem Abbau unserer 
übertriebenen Schutzzölle aller Art kommen können, um 
unser ganzes Wirtschaftssystem in Einklang zu bringen mit 
den tatsächlichen Bedürfnissen des Landes. Ich bin daher 
der Meinung, daß die Handelsvertragsverhandlungen, die 
nach Jahren stattfinden werden, sich nicht bloß auf den 
einen Punkt der Meistbegünstigung beziehen müssen, sondern 
auch auf den der Zollsätze selbst. 
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Deutsche Reisende jüdischer Religion in Rußland. 


Rede im Reichstag am 15. März 1910. 
(Nr. 24.) 


Vorbemerkung. 


Durch Artikel 12 des deutsch-russischen Handels 
vertrages von 1894 war den deutschen Gewerbetreibenden 
und ihren Angestellten das Recht zugesichert worden, 
in Rußland Geschäftsreisen zu machen. Rußland gestand 
dieses Recht in vollem Umfange jedoch nur den Reisen- 
den christlicher Religion zu, den jüdischen Reisenden 
verwehrte es den Eintritt in alle Städte und Provinzen, 
die nicht den russischen Juden zum dauernden Aufent- 
halt freigegeben waren mit der Begründung, daß es Aus- 
länder nicht besser stellen könne als seine eigenen Unter: 
tanen. Es stellte den jüdischen deutschen Reisenden 
auch nur Pässe für drei Monate aus und ließ sich diese 
mit 800 Rubeln bezahlen, während es den christlichen 
Reisenden Pässe für sechs Monate oder für ein Jahr aus: 
stellte und als Gebühr von ihnen nur 300 Rubel erhob. 
Diese Benachteiligungen wurden am 19. April 1904 von 
dem Abgeordneten Kaempf bei der zweiten Beratung 
des Etats des Auswärtigen Amtes in ausführlicher Weise 
zur Sprache gebracht. Er erwähnte zugleich, daß Nicht: 
Kaufleuten jüdischer Religion beispielsweise Aerzten der 
Eintritt in das russische Reich nahezu unmöglich gemacht 
oder aufs äußerste erschwert worden sei. Die von Ruß- 
land vorgebrachten Einwände seien nicht stichhaltig. 
Die deutschen Juden hätten nach der Reichsverfassung 
ebenso auf den Schutz des Deutschen Reiches Anspruch wie 
die deutschen Christen. Dem Auslande gegenüber dürfe 
es keine deutschen Christen und keine deutschen Juden, 
sondern nur Deutsche geben. Der Direktor im Aus- 
wärtigen Amte von Frantzius erwiderte darauf, daß 
die Regierung bemüht sein würde, bei den bevorstehen- 
den Handelsvertragsverhandlungen mit Rußland eine 
Besserung herbeizuführen. In der Tat wurden durch 
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den Handelsvertrag vom 28. Juli 1904 auch einige 
der gerügten Mißstände beseitigt. Nach wie vor gab 
aber Rußland den deutschen Reisenden jüdischen Glaubens 
die Aufenthaltserlaubnis nur für solche Gebiete, in denen 
sich auch russische Juden aufhalten durften, und es führte 
für diese Beschränkung wieder den früheren Einwand an. 
Die Beschwerden der betroffenen Kreise veranlaßten den 
Abgeordneten Kaempf das Vorgehen Rußlands am 
15. März 1910 beim Etat des Auswärtigen Amtes aber- 
mals zur Sprache zu bringen (Rede Nr. 24). Der Staats- 

‚ sekretär des Auswärtigen Amtes, Freiherr von Schoen, 
erwiderte am 16. März 1910, daß die deutsche Regierung 
wiederholt Vorstellungen bei der russischen Regierung 
erhoben habe, so auch im Interesse einer erleichterten 
Zulassung jüdischer Aerzte nach Rußland. Die russische 
Regierung habe darauf im Sommer vorigen Jahres er- 
widert, daß eine allgemeine Aenderung der in Rußland 
auf dem Gebiete des Paßwesens bestehenden Bestim= 
mungen ins Auge gefaßt sei. Da diese versprochene 
Erleichterung nicht erfolgte, brachte der Abgeordnete 
Kaempf die Angelegenheit am 31. März 1911 im Reichs- 
tage nochmals zur Sprache. Im Auslande, besonders in 
Frankreich und in den Vereinigten Staaten von Amerika 
sind dieselben Beschwerden gegen Rußland erhoben 
worden. Sie sind mit dafür bestimmend gewesen, daß 
die Vereinigten Staaten neuerdings den Handelsvertrag 
mit Rußland gekündigt haben. 


Meine Herren, es ist bisher meine Ansicht gewesen, 
daß die handelspolitischen Debatten bei Gelegenheit der Be- 
ratung des Etats des Reichsamts des Innern und, soweit es 
Zölle anbetrifft, bei Beratung des Etats des Reichsschatz- 
amtes zu führen seien. Ich hatte mir auch nicht vorgenommen, 
heute handelspolitische Debatten herbeizuführen, und ich 
würde in derartige Debatten nicht eingetreten sein, wenn 
nicht der Herr Graf Kanitz und mein Herr Vorredner, der 
Herr Abgeordnete Stresemann, diesen Weg beschritten hätten. 

Ich werde dem letzteren — der Herr Kollege Stresemann 
wird mir das nicht übelnehmen — nicht folgen in der ganzen 
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Reihenfolge von Angelegenheiten, die er vorgebracht hat. 
Ich werde ihm nicht auf die Frage der Dattelzölle folgen 
und werde nicht davon auf die hohe Politik mit Frankreich 
und England übergehen, sondern ich werde mich darauf be- 
schränken, einige wenige Punkte hervorzuheben, die ich 
hervorheben muß, weil die Herren Vorredner mir Veranlassung 
dazu gegeben haben. 

Der Herr Graf Kanitz hat bezweifelt, daß es eine 
gesunde Wirtschaftspolitik unsererseits gewesen sei, langfristige 
Handelsverträge zu schließen. Ich muß ihm antworten, daß 
die Industrie den allergrößten Wert darauf gelegt hat und 
auch ferner darauf legt, daß langfristige Handelsverträge ge- 
schlossen werden. Das ist um so notwendiger in einer 
Periode, wo die Zölle nicht erniedrigt, sondern von 5 Jahren 
zu 5 Jahren oder von Dezennium zu Dezennium erhöht 
werden; denn gerade deswegen ist es erforderlich, gegenüber 
etwaigen Erhöhungen der Zölle unsere Industrie durch lang- 
fristige Handelsverträge in die Lage zu versetzen, ihre Ein- 
richtungen zu treffen und ungestört durch etwa zu erhöhende 
Zölle auszunutzen. Der Herr Graf Kanitz wird mir daher 
nicht verargen, wenn ich sage, sein Ausspruch stehe in 
direktem Gegensatz zu den Interessen der Industrie, zu den 
berechtigten Interessen, die unsere industrielle Entwickelung 
fordert. 

Wenn der Herr Graf Kanitz dann auf unser politisches 
und unser handelspolitisches Verhältnis mit England ge- 
kommen ist, so, glaube ich, hat er durch einen Ausspruch, 
den er getan, unser Schutzzollsystem so scharf verurteilt, wie 
es niemand schärfer hätte verurteilen können. Denn er hat 
hervorgehoben, daß die Einführung des Schutzzolles in 
England der größte Nachteil sein würde, der unserer in» 
dustriellen Entwickelung bereitet werden könnte, und er wird 
zugeben, daß, wenn England zum Schutzzoll übergeht, nicht 
zum geringsten Teil die Entwickelung daran schuld ist, die 
die Schutzzollbewegung bei uns in Deutschland genommen hat. 

Wenn der Herr Graf Kanitz dann ferner darauf eins 
gegangen ist, daß wir in dem Abkommen mit Amerika ein 
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Kaempf, Reden und Aufsätze, 14 


außerordentlich schlechtes Geschäft gemacht hätten, wenn er 
darauf hingedeutet hat, daß die Amerikaner sich ein Gesetz 
gemacht hätten, von dem sie nun nicht herunter wollten, so daß 
sie nicht in der Lage seien, einen Handelsvertrag mit uns zu 
schließen, so möchte ich ihn doch fragen: Haben denn die 
Freunde des Herrn Grafen Kanitz nicht im Jahre 1902 genau 
dasselbe getan? Haben sie uns nicht die Minimalzölle für 
die agrarischen Produkte gebracht? Haben sie nicht dadurch 
verhindert, daß wir für unsere Industrie günstigere Handels- 
verträge hätten schließen können, da es uns nicht möglich 
gewesen ist, unter diese Minimalzölle für Getreide herunter- 
zugehen? Was du nicht willst, daß man dir tue, das sollst 
du keinem andern tun. Herr Graf Kanitz kann Amerika gar 
keinen Vorwurf machen. Amerika zahlt uns das zurück, 
was wir vorher anderen Nationen gezahlt haben. 

Der Herr Graf Kanitz ist ferner der Meinung gewesen, 
unser Generaltarif, angewandt auf Amerika, hätte ja noch gar 
keinen Zollkrieg bedeutet. Ja, es hätte bedeutet, daß Amerika 
uns gegenüber seine Zölle um 25 Prozent des Wertes deı 
Waren erhöht hätte, und wenn es nun nach der Logik des 
Herrn Grafen Kanitz gegangen wäre, dann müßten unsererseits 
wieder unsere Zölle erhöht werden, damit wir Amerika be- 
strafen könnten für die Anwendung seiner Maximalzölle. 
Und was wäre dann die Folge gewesen? Dann wären wir 
mitten im Zollkrieg drinnen gewesen, und kein Mensch, auch 
nicht der Herr Graf Kanitz, hätte unsere Industrie bewahren 
können vor den großen Nachteilen, die damit verbunden sind. 

Der Herr Abgeordnete Stresemann ist auf unser Ver- 
hältnis zu England eingegangen und hat gemeint — so habe 
ich ihn wenigstens verstanden —, unsere Aufgabe in unserer 
Handelspolitik England gegenüber müßte darin bestehen, 
daß wir uns gewissermaßen mit England in die Welt teilen. 
Meine Herren, ich halte das für eine Utopie. Ich bin der 
Meinung, daß im geschäftlichen Leben — und auch das ge- 
schäftliche Leben der Nationen untereinander ist nichts anderes 
als ein geschäftliches Leben, wie es überhaupt im Handel 
und im Verkehr vorkommt —, ich bin der Meinung, daß 
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gerade durch den gesunden Wettbewerb unter den Nationen, 
gerade durch den Wettbewerb zwischen England und Deutsch- 
land die Kultur am besten gefördert wird, und das ist die 
gemeinsame Kulturaufgabe, die wir mit dem englischen Volk 
haben, und die wir verfolgen sollten, wobei ich nur bedaure, 
daß wir aus dem gegenseitigen Ueberbieten in Flottenrüstungen 
nicht herauskommen. 

Ich bin aber der Meinung, daß der gesunde Sinn beider 
Völker uns dahin führen wird, daß wir einsehen, daß man 
sich gegenseitig Wettbewerb machen kann, daß man aber 
deswegen noch nicht nötig hat, sich tot zu schlagen. Ich 
habe noch nie gehört, daß zwei loyale Konkurrenten im Ge- 
schäfte einer den andern aus dem Wege räumen wollten, 
sondern der eine lebt vom andern, und auf diesem Wege 
kommt die Welt vorwärts. 

Der Herr Abgeordnete Stresemann ist dann eingegangen 
auf die Besetzung der Stellen im Auswärtigen Amt und hat 
gemeint, daß hier noch nicht alles so sei, wie wir es wünschen 
müssen. Ich trete ihm da vollkommen bei. Ich meine, daß 
es nur einen Gesichtspunkt geben kann auch bei der Be- 
setzung der diplomatischen Posten, das ist die Tüchtig- 
keit. Ob der Betreffende, der in das Amt kommt, von Adel 
ist oder von Bürgertum, ist ganz gleich. Die Tüchtigkeit 
allein darf entscheiden, und wenn dieser Gesichtspunkt auf- 
recht erhalten wird, dann werden endlich einmal die Klagen 
nachlassen, von denen Herr Kollege Stresemann mit Recht 
behauptet hat, daß sie vorhanden sind, nämlich Klagen 
darüber, daß von unserem Auswärtigen Amt nicht immer 
die Interessen der Deutschen so geschützt würden, wie wir 
es wünschen. Wenn darauf hingewiesen worden ist, daß 
das Kind der Erzieher des Vaters ist, so trete ich auch da 
Herrn Kollegen Stresemann bei, und ich meine, das wird 
sich allmählich auch in unserer Entwickelung zeigen; es ist 
heute schon zu sehen, daß die Söhne der adligen Herren 
Kaufleute und Industrielle werden, und je mehr das der 
Fall ist, desto mehr wird der kaufmännische und industrielle 
Geist auch in das Herz des Vaters einziehen, und es ist zu 
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hoffen, daß, wie zum Beispiel in Süddeutschland das in 
höherem Maße der Fall ist als in Norddeutschland, diese 
Entwickelung auch im Norden vor sich gehen und damit 
der Zustand herbeigeführt werden wird, daß Handel und 
Industrie günstiger und besser beurteilt werden auch in den 
Kreisen der Herren, die das jetzt nicht tun, als es bisher: 
der Fall gewesen. 

Meine Herren, ich habe im Anfange gesagt, daß ich der 
Meinung gewesen sei, die handelspolitischen Dinge gehörten 
weniger ins Auswärtige Amt als vielmehr ins Reichsamt 
des Innern und ins Reichsschatzamt. Ich hatte mir denn 
auch vorgenommen, lediglich über einen speziellen Punkt zu 
sprechen, was ich, nachdem ich mich über die Ausführungen 
der Herren Abgeordneten Stresemann und Graf von Kanitz 
geäußert habe, nunmehr tun werde. Ich habe nämlich die- 
Absicht, über einen Gegenstand zu sprechen, der schon 
wiederholt das Hohe Haus beschäftigt hat, der aber in unserem 
Sinne im Laufe der letzten Jahre Fortschritte kaum gemacht 
hat, über einen Gegenstand, der hauptsächlich in das Gebiet 
des Auswärtigen Amtes gehört, aber auch die Grundlage 
unseres politischen Lebens, die Reichsverfassung, berührt. 
Das ist unser Verhältnis zu Rußland in den Fällen, in denen 
deutsche Staatsangehörige jüdischen Glaubens von 
Rußland in einer Weise behandelt werden, wie dies vom 
allgemein menschlichen und kulturellen Gesichtspunkte aus 
nicht für richtig erklärt werden kann. 

Ich sage: es gehört. diese Frage ebensowohl in das. 
Gebiet der auswärtigen Politik, wie sie die Ausführung der 
Reichsverfassung betrifft. Es kommt in Betracht der Artikel 3 
der Reichsverfassung, lautend: 

Dem Auslande gegenüber haben alle Deutschen 

gleichmäßigen Anspruch auf den Schutz des Reiches. 
Dieser Artikel der Deutschen Reichsverfassung ist in dem 
Falle, den ich zu besprechen beabsichtige, bisher nicht 
wirksam geworden, das heißt, es ist nicht möglich gewesen, 
Rußland gegenüber die deutschen Staatsangehörigen jüdischen 
Glaubens ebenso zu schützen, wie dies bezüglich der 
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deutschen Staatsangehörigen christlicher Konfession der Fall 
ist. Das liegt an den inneren russischen Verhältnissen. Es 
ist schwer, dieselben sofort zu ändern; das gebe ich voll: 
kommen zu. Es ist auch nicht meine Sache, mich hier in 
die inneren russischen Verhältnisse einzumischen. Aber das 
eine muß betont werden, daß das Auswärtige Amt nicht 
aus dem Auge lassen darf, daß der Artikel 3 der Verfassung 
notwendigerweise auch auf diesem Gebiete Rußland gegen- 
über zur Durchführung gelangen muß, und daß wir hier 
nicht mit halben Maßregeln arbeiten und auf halbem Wege 
stehen bleiben dürfen. 

Es ist durch den russischen Handelsvertrag von 1904 
bezüglich der deutschen Handelsreisenden jüdischen Glaubens 
ein gewisse Besserung herbeigeführt, oder vielmehr es war 
beabsichtigt, eine Besserung herbeizuführen. Im Handels- 
vertrag mit Rußland ist festgesetzt, daß eine Gleichstellung 
der deutschen Juden mit den deutschen Christen bezüglich 
der Gewerbesteuer stattfindet, daß die Grenzlegitimations- 
scheine für beide in gleicher Weise ausgestellt werden, und 
daß endlich die Gültigkeit des Paßvisums auch für jüdische 
Kaufleute auf 6 Monate erstreckt werden solle. Ich glaube, 
jedermann hat angenommen, daß mit letzterer Bestimmung, 
daß das Paßvisum eine Gültigkeit von 6 Monaten haben 
solle, gemeint war, es solle nun derjenige, der einen russisch 
visierten Paß hat, in der Lage sein, 6 Monate lang in Ruß» 
land seinen Geschäften nachzugehen. Das ist aber keines- 
wegs der Fall. Bei den deutschen Geschäftsleuten christlicher 
Konfession wird eine Schwierigkeit nicht gemacht, wohl aber 
nach wie vor bei den deutschen Kaufleuten jüdischen 
Glaubens. Die letzteren dürfen sich an Plätzen, an denen 
sich die russischen Juden nicht beständig aufhalten dürfen, 
fast niemals aufhalten. Die Praxis in dieser Beziehung ist 
eine außerordentlich verschiedene. Bisweilen wird die Er- 
laubnis erteilt, sogar auch stillschweigend, zum Teil wird 
sie verweigert, und zum Teil wird sie plötzlich zurückge- 
zogen, und die Folgen davon sind nicht nur die Belästigungen 
der Reisenden, sondern eine Schädigung unserer Handels- 


213 


beziehungen, eine Schädigung namentlich unseres Export- 
handels. Ich will Ihnen nicht einzelne Beispiele anführen, 
die stehen mir zur Verfügung. Es sind das dieselben Klagen, 
die wir auch schon vor dem Handelsvertrag gehört haben. 

Nun ist allerdings in letzter Zeit — mir hat eine Zeitung 
aus Warschau vorgelegen vom 2. Dezember 1909 — eine 
Notiz erschienen, die besagte, daß der neue Handelsminister 
sich an den Ministerpräsidenten in Rußland gewandt habe, 
nachdem er es für die Handelsentwicklung in Rußland für 
günstig befunden habe, daß die Juden die Erlaubnis erhielten, 
ungehindert durch Rußland zu reisen, damit der Minister- 
präsident in dieser Angelegenheit die nötigen Anordnungen 
treffe. Darauf habe sich dann der russische Herr Minister- 
präsident mit den Maßnahmen des Handelsministers einver- 
standen erklärt und beschlossen, an die ihm unterstellten 
Behörden ein Zirkular zu erlassen, daß sie die jüdischen 
Geschäftsreisenden nicht hindern sollen, durch Rußland zu 
reisen. Das steht aber in einem auffallenden Widerspruch 
zu einer anderen, vor wenigen Tagen erschienenen Zeitungs- 
notiz, wonach die Ausweisungen von Juden aus den ver- 
schiedensten Städten Rußlands eine Höhe erreichten wie nie 
zuvor, selbst nicht zu den Zeiten Plehwes, und daß augen- 
blicklich Hunderte von Familien aus Riga, Kasan und Woro- 
nesch ausgewiesen werden, die zum Teil jahrzehntelang dort 
gewohnt haben. Das läßt mich nicht vermuten, daß bezüg- 
lich der deutschen Geschäftsleute jüdischen Glaubens eine 
wesentliche Aenderung in den Verhältnissen herbeigeführt 
worden ist. 

Ich will nicht von den Belästigungen sprechen, die auf 
diese Weise unserem Handelsverkehr zugefügt werden. Ich 
will nur bemerken, daß, wenn nun schon durch den Handels» 
vertrag mit Rußland den deutschen Geschäftsleuten jüdischen 
Glaubens eine gewisse Erleichterung verschafft worden ist, 
dies nach keiner Richtung hin der Fall ist bezüglich der An- 
gehörigen anderer deutscher Berufsstände, die gar kein ver- 
tragliches Recht haben, sich in Rußland aufzuhalten, und daß 
dies namentlich nicht der Fall ist bezüglich der deutschen 
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Aerzte. Die preußischen Aerztekammern in verschiedenen 
Provinzen haben sich auf das energischste darüber beschwert, 
daf3 ihnen nicht ermöglicht werde, eine Konsultationspraxis 
in Rußland auszuüben, daß sie vielmehr nur unter den 
größten Schwierigkeiten dazu kommen könnten, sich einen 
russischen Paß zu verschaffen, und daß, wenn sie sich einen 
verschafft hätten, es vorgekommen sei, daß sie in Rußland 
so großen Scherereien ausgesetzt worden sind, daß sie vor- 
gezogen haben, schleunigst das Land zu verlassen. Am aller- 
bedauerlichsten aber ist es — und das ist der allgemeine 
Gesichtspunkt, auf den ich eingehen muß —, daß unsere 
deutschen Behörden sich herbeilassen, den russischen Polizei= 
behörden Dienste zu leisten in der Ausstellung der sogenannten 
jüdischen Pässe. Wenn ein Paß die Bezeichnung „Jude“ 
trägt, dann werden dem Inhaber alle diese Schikanen und 
Belästigungen zuteil, von denen ich schon vor Jahren ge- 
sprochen habe. Der preußische Herr Minister des Innern 
hat auch auf ein Gesuch von interessierter Seite hin es ab- 
gelehnt, auf die Polizeibehörden einzuwirken, daß sie sich 
jeder Bezeichnung der Religion auf dem Passe enthalten 
möchten. Ich darf aber darauf hinweisen, daß hier sehr wohl 
eine internationale Verständigung möglich sein würde, wenn 
sich unser Auswärtiges Amt wenden wollte an Frankreich 
und Amerika. Am 27. Dezember 1909 hat der Minister des 
Auswärtigen in der französischen Deputiertenkammer erklärt: 
daß er an den französischen Minister des Innern ein 
Schreiben gerichtet habe, worin er den letzteren 
ersucht hat, die bis dahin eingeführte Befragung 
nach dem Glaubensbekenntnis seitens des Präfekten 
dahin einzuschränken, daß der Präfekt den Nach- 
suchenden auf die Schwierigkeiten aufmerksam macht, 
denen er sich aussetz, wenn er das Bekennt- 
nis nicht angibt, daß es aber im übrigen dem Nach- 
suchenden freigestellt wird, ob er einen Paß mit 
oder ohne Religionsangabe haben will, und daß 
selbst, wenn ein Paß mit Religionsangabe verlangt 
wird, der Präfekt unter keinerlei Vorwand die Rich- 
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tigkeit der Religionsangabe zu protokollieren oder 

nachzuprüfen hat. 
Fs dürfte in der Tat Gewicht darauf zu legen sein, daß 
deutsche Behörden an Rußland keine Beihilfe leisten zur 
Differenzierung der eigenen Staatsangehörigen, und daß es 
in dieser Beziehung nicht weiter geht, als Frankreich dies 
getan hat. Geschieht das nicht, dann, glaube ich, setzt sich 
das Auswärtige Amt mit Recht dem Vorwurf aus, daß es 
nicht alles tut, um dem Art. 3 der Reichsverfassung zu ge- 
nügen. Ich möchte übrigens bemerken, daß in dieser 
Rede des französischen Ministers des Auswärtigen vom 
27. Dezember 1909 eine sehr interessante Stelle enthalten ist, 
aus der hervorgeht, daß die russische Regierung auch den 
katholischen Geistlichen unnötige Schwierigkeiten macht, 
ähnlich, wie dies bezüglich der deutschen Geschäftsleute 
jüdischen Glaubens der Fall ist. 

Und nun Amerika! Es ist hochinteressant, die Re- 
solution kennen zu lernen, die am 1. März 1909 der ameri- 
kanische Kongreß gefaßt hat, und die lautet: 

Die russische Regierung hat sich bis zur Gegenwart 
geweigert, Pässe zu visieren und anzuerkennen, die 
ihr von Behörden präsentiert worden sind, und die 
amerikanischen Bürgern durch die amerikanische Re- 
gierung ausgestellt waren, weil die Inhaber dieser 
Pässe jüdischen Glaubens waren. Der Senat und 
das Repräsentantenhaus der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika haben daher beschlossen, den Präsi= 
denten der Vereinigten Staaten anzuweisen, in neue 
Verhandlungen mit der russischen Regierung einzu- 
treten, um durch Vertrag oder auf andere Weise 
gleichmäßige Behandlung und Schutz den amerika- 
nischen Bürgern zu sichern, die im Besitze von 
Pässen sind, die in vorgeschriebener Weise durch 
die Behörden der Vereinigten Staaten ausgestellt sind. 
Alle amerikanischen Bürger sollen demnach gleiche 
Freiheit zur Reise und zum Aufenthalt in diesem 
Lande haben, ohne Rücksicht auf ihre Abstammung 
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und ihren Glauben, und es soll Vorsorge getroffen 
werden, daß das Paßvisum erteilt werden muß, so- 
fern die Pässe der Bürger der Vereinigten Staaten 
in guter Ordnung sind, ohne daß die Abstammung 
oder die Religion des Inhabers ein Grund zur Ver: 
weigerung sein darf. 


Ich meine, das Auswärtige Amt ist dringend zu er- 
suchen, sich diese Resolution als Richtschnur dienen zu 
lassen und mit aller Energie, möglichst im Verein mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika und mit Frankreich, darauf 
zu dringen, daß dem Zustand, der augenblicklich herrscht 
und der mit der Kultur und der Menschlichkeit nicht in 
Uebereinstimmung gebracht werden kann, endlich einmal ein 
Ende gemacht werde. 
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Schiffahrtsabgaben. 
(Nr. 25 und 26.) 
Vorbemerkung. 


Im Preußischen Abgeordnetenhause wurde im Jahre 
1894 nach der Ablehnung des Dortmund-Ems-Kanals 
eine Resolution der konservativen Fraktion angenommen; 
„Das Haus der Abgeordneten wolle beschließen, die 
Königliche Staatsregierung zu ersuchen: 


2. die Einführung von Gebühren zum Ausgleich für 
die Kosten, welche für die Verbesserung der natür- 
lichen Wasserstraßen aufgewandt sind oder werden, 
in Erwägung zu ziehen.“ 


Dieser Anregung wurde zunächst nicht entsprochen. Als 
im Jahre 1904 ebenfalls im Preußischen Abgeordneten= 
hause die Kanalvorlage zur Verhandlung stand, verlangte 
der Abgeordnete Graf Limburg-Stirum bei der ersten 
Beratung die Einführung von Abgaben auf dem Rheine, 

Der Zweck dieser Forderung wird ersichtlich durch 
zahlreiche Aeußerungen von Rednern der rechtsstehenden 
Parteien bei der Kommissionsberatung des Gesetzes und 
bei seiner weiteren Beratung im Plenum. „Der eins 
heimischen Landwirtschaft“, so äußerte sich der Zentrums» 
abgeordnete Am Zehnhoff, „bringen die großen Ströme 
durchweg Nachteil, indem sie den ausländischen Pro» 
dukten als Einfallstore dienen, womit der Grundgedanke 
unserer Schutzzollpolitik durchkreuzt wird.“ Ein anderer 
Redner sagte in der Kommission, der Staat müßte der 
einheimischen Landwirtschaft mit Flußschiffahrtsabgaben 
zu Hilfe kommen, weil in den letzten Jahrzehnten die 
Ozean- und Rheinfrachten so sehr gefallen wären, daß 
dadurch die Zollmaßnahmen illusorisch gemacht würden. 
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Der konservative Abgeordnete v. Arnim-Züsedom er: 
klärte: „Gerade unsere Wasserstraßen sind die Einbruchs- 
stellen für Getreide, und da können Sie es uns nicht 
verdenken, wenn wir auf Maßregeln sinnen, um dem 
Abhilfe zu schaffen und uns zu schützen wenigstens 
gegen das Ergebnis derjenigen Ungerechtigkeiten, welche 
nach unserer Ansicht das Ergebnis der manchesterlichen 
Politik der letzten 25 Jahre, ja 30 Jahre gewesen sind. 
Das ist allein der Gesichtspunkt einer ausgleichenden 
Gerechtigkeit, der nach meiner Ansicht dazu führen 
muß, in mäßigen Grenzen Abgaben auf den künstlich 
vertieften und in ihrem Charakter gänzlich veränderten 
Wasserstraßen einzuführen.“ 

Die Regierung verhielt sich diesen Anregungen gegen- 
über nicht ablehnend, führte aber für die Einführung der 
Abgaben Gründe ins Feld, die, genau betrachtet, denen der 
Antragsteller durchaus widersprachen. Denn während 
aus den vorstehenden Aeußerungen deutlich die Tendenz 
zu entnehmen war, Schiffahrtsabgaben auf den bisher freien 
Strömen lediglich deshalb einzuführen, um eine Verteuerung 
der Frachten zu erreichen, bezeichnete der Minister 
von Budde in der Kommission Schiffahrtsabgaben für 
wünschenswert im Interesse der weiteren Verbesserung 
der Ströme, und erklärte denjenigen für verkehrs- 
feindlich, der dieser Erhebung widerspreche. Bei der 
zweiten Beratung trat der Minister zwar noch ener- 
gischer für die Schiffahrtsabgaben ein, tat es aber 
wieder aus dem Grunde, „weil sonst eine den gesteigerten 
Verkehrsbedürfnissen entsprechende Ausgestaltung unserer 
Wasserstraßen einfach ausgeschlossen ist*).“ Das End- 
ergebnis der von dem Minister so warm befürworteten 
Verbesserungen der Ströme konnte aber nicht eine Ver: 
teuerung, sondern nur eine Verbilligung der Frachten sein. 
Sofern dies in der Tat der Endzweck der ministeriellen 
Abgabenbefürwortung war, so vertrug sich damit aller- 
dings schlecht der von den Regierungsvertretern nur 
angedeutete, von dem Zentrumsabgeordneten Herold 
aber deutlich ausgesprochene Wunsch, mit Hilfe der Ab- 
gaben der Regierung eine Kontrolle der Schiffsfrachten 


*) Rede am 4. Februar 1905. 


zu ermöglichen und ihr damit das Mittel an die Hand 
zu geben, der lästigen Konkurrenz der Binnenschiffahrt 
gegen die staatlichen Eisenbahnen eine Schranke zu 
setzen*). Von der aus den konservativen Parteien und 
dem Zentrum gebildeten Mehrheit des Abgeordneten- 
hauses wurde mit Zustimmung der Regierung durch den 
& 19 des Kanalgesetzes vom 15. April 1905 die Be- 
stimmung getroffen: 


„Auf den im Interesse der Schiffahrt regulierten Flüssen 
sind Schiffahrtsabgaben zu erheben.“ 


Von den Gegnern der Abgaben wurde demgegen- 
über auf den Artikel 54 Absatz 4 der Reichsver- 
fassung hingewiesen. 


„Auf allen natürlichen Wasserstraßen dürfen Abgaben 
nur für die Benutzung besonderer Anstalten, die zur 
Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind, erhoben 
werden. Diese Abgaben sowie die Abgaben für die 
Befahrung solcher künstlichen Wasserstraßen, welche 
Staatseigentum sind, dürfen die zur Unterhaltung und 
gewöhnlichen Herstellung der Anstalten und Anlagen 
erforderlichen Kosten nicht übersteigen.“ 


Es wurde angeführt, daß $ 19 des preußischen Ge- 
setzes dem Artikel 54 der Reichsverfassung widerspreche 
und damit null und nichtig sei. Die Anhänger der 
Abgabenerhebung und mit ihnen die preußische Regie- 
rung erklärten dagegen, daß „regulierte‘“ Ströme nicht 
mehr natürliche Wasserstraßen im Sinne des Artikels 54 
seien. Dieser Standpunkt wurde in der sich anschließen- 
den öffentlichen Diskussion, die einen sehr großen Um: 
fang annahm, in erster Reihe von dem Ministerialdirektor 
Peters vertreten, während gegen die rechtliche Zulässig- 
keit der Schiffahrtsabgaben Professor Mayer -Leipzig, 
Professor Laband-Straßburg, Professor Gothein-Heidel- 
berg und andere hervorragende Gelehrte auftraten. 

Im Reichstag hatten infolge der Vorgänge im Preußi- 
schen Abgeordnetenhause die beiden freisinnigen Parteien 
bereits am 10. Dezember 1904 eine Interpellation ein- 
gebracht, in welcher der Reichskanzler gefragt wurde, 


Vgl. die Rede Herolds vom 3. Februar 1905. 
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welche Stellung er gegenüber der im Preußischen Abs 
geordnetenhause beantragten und von dem Vertreter der 
Preußischen Regierung gebilligten Einführung von Ge= 
bühren auf den natürlichen Binnenschiffahrtsstraßen ein= 
nehme (Nr. 527 der Reichstagsdrucksachen 11. Legislatur- 
periode I. Session). Diese Interpellation wurde am 
6. Februar 1905 in ausführlicher Weise von dem Abs 
geordneten Kaempf begründet, der dabei die rechtlichen 
und wirtschaftlichen Bedenken gegen die Abgaben dar= 
legte und gleichzeitig betonte, daß auch internationale 
Verträge die Erhebung von Abgaben verböten. In der 
Erklärung, die darauf der Staatssekretär v. Posadowsky= 
Wehner abgab, wurde keine Aufklärung über die 
Stellungnahme des Reichskanzlers gegeben, sondern nur 
ausgeführt, daß kein Anlaß zu der Annahme vorliege, 
daß die Preußische Regierung unterlassen werde, zur 
Erhebung von Abgaben auf den natürlichen Wasser- 
straßen die reichsgesetzliche Genehmigung nachzusuchen, 
soweit sie erforderlich sei. Da dies bisher nicht ge- 
schehen sei, hätten die Organe der Reichsregierung auch 
noch keine Veranlassung, zu der Einführung von Abgaben 
auf den natürlichen Binnenschiffahrtsstraßen sachlich 
Stellung zu nehmen. Als sich in der Folge die preußische 
Regierung auf den oben gekennzeichneten, von Peters 
vertretenen Standpunkt zu stellen schien, fragten die 
beiden freisinnigen Fraktionen in einer Interpellation 
vom 25. Februar 1907 den Reichskanzler an, ob er die 
Einführung von Schiffahrtsabgaben, wie sie in $ 19 des 
preußischen Gesetzes betreffend die Herstellung und den 
Ausbau von Wasserstraßen vom 1. April 1905 vorgesehen 
sind, für vereinbar mit der Reichsverfassung und mit 
den bestehenden internationalen Verträgen halte (Nr. 119 
der Reichstagsdrucksachen 12. Legislaturperiode I. Session). 
Eine ähnliche Interpellation brachte die sozialdemokratische 
Fraktion ein. Bei der Verhandlung über beide Inter- 
pellationen am 1. April 1908 sprach als Interpellant namens 
der freisinnigen Parteien wiederum der Abgeordnete 
Kaempf (Rede Nr. 25). Der Staatssekretär des Innern 
von Bethmann Hollweg gab darauf im Namen des. 
Reichskanzlers die Erklärung ab, daß die preußische: 


Regierung die geeigneten Schritte tun werde, „um die 
der Erhebung von Schiffahrtsabgaben etwa entgegen- 
stehenden, aus der jetzigen Lage des öffentlichen Rechts 
erwachsenden Schwierigkeiten aus dem Wege zu räumen. 
Die preußische Regierung wird namentlich zur Klarstellung 
der bezeichneten WVerfassungsbestimmungen den Weg 
der Reichsgesetzgebung beschreiten, sobald die zurzeit 
zwischen Preußen und den übrigen beteiligten Bundes: 
staaten in bundesfreundlichem Sinne geführten Verhand- 
lungen ausreichend gefördert worden sind“. Trotz dieser 
Verhandlungen gelang es Preußen nicht, alle Bundes- 
staaten für seinen Plan zu gewinnen, und als es am 
17. Februar 1909 dem Bundesrat einen Gesetzentwurf 
über die Erhebung von Schiffahrtsabgaben einreichte*), ent: 
schlossen sich Sachsen und Baden zu dem ungewöhnlichen 
Schritt, diesem Entwurf öffentlich durch eine Denkschrift 
entgegenzutreten, der sich auch Hessen anschloß**). Bei 
der Abstimmung im Bundesrat wurde der preußische 
Antrag zwar gegen 12 Stimmen angenommen, der Wider: 
spruch der Minderheit veranlaßte die preußische Regie: 
rung aber zu einer Umarbeitung des Gesetzes, und es 
gelang ihr hierdurch und durch besondere Zugeständ- 
nisse, die sie den einzelnen Staaten machte, deren Wider: 
spruch zu beseitigen, so daß der abgeänderte Entwurf 
schließlich einstimmig im Bundesrate angenommen wurde. 

Dem Reichstage wurde der Entwurf am 21. Oktober 1910 
vorgelegt (Nr.527 derReichstagsdrucksachen 12. Legislatur- 
periode II. Session). Er enthielt in Artikel I eine Ab» 
änderung des Artikels 54 der Reichsverfassung, die dahin 
lautete, daß Abgaben nur für solche Anstalten erhoben 
werden sollten, die zur Erleichterung des Verkehrs be» 
stimmt sind. Im Prinzip wurde also trotz dieser Eins 
schränkung mit der Abgabenfreiheit der natürlichen 
deutschen Wasserstraßen gebrochen. In den folgenden 
Artikeln ordnete der Entwurf die Erhebung von Be» 
fahrungsabgaben in den Stromgebieten des Rheines, der 
Weser und der Elbe an. Zu diesem Zweck sollten 


») Reichsanzeiger vom 13. März 1909 und erläuternde Denkschrift 
mit Tarifen im Reichsanzeiger vom 29. November 1909, 
**) Sonderbeilage zu Nr. 285 des Dresdener Journals 1909, 
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die an den genannten Stromgebieten beteiligten Staaten 
„Strombauverbände“ bilden. Der Abgabentarif war in 
fünf Staffeln nach dem Werte der Güter abgestuft; eine 
Einordnung der Güter in die einzelnen Staffeln nahm 
das Gesetz nicht vor, sondern überließ dies der Ver- 
waltung der Strombauverbände, während in derpreußischen 
Denkschrift zu dem ersten, dem Bundesrat zugegangenen 
Entwurfe der preußischen Regierung beispielsweise Ge- 
treide in die höchste Tarifklasse eingereiht war. Bei der 
Verwaltung sollten als Vertreter der interessierten Kreise 
„Strombeiräte“ ehrenamtlich mitwirken. 


Die Einbringung des Entwurfes geschah am 28. No: 
vember 1910 durch den Reichskanzler von Beth- 
mann Hollweg. Er wies zur Begründung auf die 
gewaltige Ausdehnung des Binnenschiffahrtsverkehrs und 
auf die große Steigerung der Kosten hin, welche durch 
den Ausbau der Schiffahrtsstraßen verursacht werden. 
In der Debatte wendete sich im Namen der Fort: 
schrittlichen Volkspartei der Abgeordnete Kaempf 
gegen die Vorlage (Rede Nr. 26). Eine ablehnende 
Haltung nahm auch der sozialdemokratische Redner Frank 
ein, während die Vertreter der übrigen Parteien sich für die . 
Vorlage aussprachen. Nur die sächsischen Abgeordneten 
ohne Unterschied der Partei waren Gegner der Vorlage. 
In den lange dauernden Kommissionsberatungen 
wurden noch eine Anzahl Abänderungen der Vorlage 
vorgenommen, durch welche vor allem die Befugnisse 


‘ der Strombeiräte erweitert und Sicherheiten gegen will- 


kürliche Tariferhöhungen geschaffen wurden. Mit diesen 
Abänderungen wurde die Vorlage am 28. November in 
zweiter Lesung und am 1. Dezember 1911 in dritter 
Lesung durch den Reichstag angenommen. Wenngleich 
das Gesetz einen äußeren Erfolg der preußischen Regierung 
und der Abgabenfreunde bedeutet, so haben seine Gegner 
durch ihren Widerstand doch erreicht, daß die scharf 
agrarischen Tendenzen, die es nach den im Preußischen 
Abgeordnetenhause geäußerten Wünschen erhalten sollte, 
nicht verwirklicht wurden, und daß auch einige Sicherheit 
gegeben ist, daß sie nicht etwa späterhin durch einseitige 
Verwaltungsmaßnahmen noch zur Ausführung gelangen. 


Rede im Reichstag am 1. April 1908. 
(Nr. 25.) 


Die Interpellation, die wir an den Herrn Reichskanzler 
richteten, datiert vom 25. Februar 1907. Sie war eingebracht 
unter dem Eindruck der Erklärungen, die der preußische 
Herr Minister der öffentlichen Arbeiten am 7. Februar 1907 
in der Budgetkommission des Abgeordnetenhauses abgegeben 
hat, und die dahin lauteten, daß die Rechtsfrage, ob auf den 
natürlichen Wasserstraßen Schiffahrtsabgaben erhoben werden 
dürfen, für die preußische Regierung dahin erledigt sei, daß 
die Krone in Uebereinstimmung mit beiden Häusern des 
Landtags die Einführung von Schiffahrtsabgaben in $ 19 des 
Kanalgesetzes vom 1. April 1905 beschlossen habe. Dem- 
gemäß werde die Königliche Staatsregierung sich die Ein- 
führung von Schiffahrtsabgaben auf allen natürlichen Wasser- 
straßen mit allem Nachdruck angelegen sein lassen. 


Diese Erklärung rief den schärfsten Widerspruch fast 
auf allen Seiten hervor. Man erklärte es für unmöglich, daß 
die gesetzgebenden Faktoren in Preußen in der Lage sein 
sollten, einseitig über eine Rechtsfrage, die das Reich und 
die Reichsverfassung angeht, zu entscheiden. Es ist denn 
auch eine ganze Literatur über diese Frage entstanden. Die 
hervorragendsten Rechtslehrer haben sich gegen die von dem 
Herrn Minister der öffentlichen Arbeiten ausgesprochene 
Ansicht gewendet, und dem Vernehmen nach ist auch ein 
Gutachten eingefordert worden vom Reichsjustizamt, das, wie 
ich glaube, sich dahin ausgesprochen hat, daß die Einführung 
von Schiffahrtsabgaben auf den natürlichen Strömen ohne 
eine Aenderung oder eine authentische Interpretation der 
Reichsverfassung nicht möglich sei. Diesem Rechtsgutachten 
dürfte es zuzuschreiben sein, daß neuerdings die Erklärungen 
des preußischen Herrn Ministers der öffentlichen Arbeiten 
anders lauten als früher. Wenigstens hat er in einer 
Kommission des Abgeordnetenhauses oder im letzteren selbst 
erklärt, daß in der Tat eine authentische Interpretation der 
Reichsverfassung erfolgen solle, wohl dahingehend, daß Fluß- 
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regulierungen und Vertiefungen der Fahrrinnen der Abgabe 
unterworfen werden können. Wenn eine authentische Inter= 
pretation eines Artikels der Reichsverfassung stattfinden soll, 
so muß sie meiner Ansicht nach in denselben Formen und 
nach denselben Grundsätzen erfolgen, nach denen Ab- 
änderungen der Reichsverfassung überhaupt vorgenommen 
werden können, d. h. es muß geschehen auf Grund eines. 
Reichsgesetzes, und die authentische Interpretation kann nur 
dann Geltung haben, wenn entsprechend der Reichsverfassung 
nicht im Bundesrat 14 Stimmen dagegen abgegeben werden. 
Bei dieser Sachlage ist es auch heute noch dringend not= 
wendig, von dem Herrn Reichskanzler zu erfahren, wie er 
sich gegenüber der Frage der authentischen Interpretation. 
der Reichsverfassung stellt. Dies ist um so notwendiger, als. 
sich an die Frage der Schiffahrtsabgaben Fragen allgemein- 
politischer Natur und Fragen wirtschaftlicher Art von der 
größten Bedeutung anknüpfen. 

Es ist in der Tat ein merkwürdiges Schauspiel, das wir 
im Laufe der letzten Jahre erlebt haben. Die preußische 
Regierung, unter besonderer Befürwortung der Krone, will 
ein großes Kulturwerk zur Ausführung bringen, einen Kanal 
vom Rhein zur Elbe, der bestimmt ist, den Osten mit dem 
Westen zu verbinden, und der, wenn er ausgeführt worden 
wäre, einen Kulturfortschritt allerersten Ranges dargestellt 
haben würde, sich würdig anreihend an die Verkehrs- und 
Wasserstraßenpolitik der ersten preußischen Könige. Und 
was geschieht? Die agrarische Mehrheit des Preußischen 
Abgeordnetenhauses verschließt vollständig ihre Augen vor 
den unermeßlichen Vorteilen, die dieses Kulturwerk für die 
Allgemeinheit und auch für den Osten gebracht haben würde. 
Sie sieht nur die Möglichkeit, daß, wenn dieser Kanal bis 
zur Elbe gebaut wird, alsdann dem Getreide des Ostens. 
vielleicht eine erhöhte Konkurrenz durch das Getreide, das | 
vom Ausland kommt, den Rhein heraufgeht, in den Kanal 
kommt und so weiter ins Land hinein, gemacht werden könnte, 
und beschließt, diesen Kanal zu verstümmeln und ihn vor 
Hannover im Sande verlaufen zu lassen. 
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Die preußische Regierung hat sich diesen Beschlüssen 
‚des Landtags angeschlossen, und sie hat versucht, das aus- 
zuführen, was der Preußische Landtag ihr auferlegt hat. Sie 
hat versucht, Verhandlungen mit den Bundesstaaten anzu- 
knüpfen, die in Betracht kommen, und, wie ich glaube, auch 
bereits mit den ausländischen Staaten, die hierbei mit- 
zusprechen haben, nämlich Oesterreich und den Niederlanden. 
Wie die Verhandlungen mit Oesterreich und den Nieder: 
landen stehen, darüber ist etwas Bestimmtes wenigstens mir 
nicht zu Ohren gekommen. Wie die Verhandlungen mit 
den deutschen Bundesstaaten laufen, darüber ist man aller- 
‚dings schon etwas mehr im klaren als bezüglich Oesterreichs 
und der Niederlande. Ich muß zu meinem Bedauern sagen, 
‚daß die Mittel, die die preußische Regierung angewandt 
hat, so wenig ich sie an und für sich als unzulässig be=. 
trachten kann, dennoch nicht dem entsprechen, was meiner 
Ansicht nach die preußische Staatsregierung in dieser 
Beziehung gegenüber den deutschen Bundesstaaten hätte 
tun sollen. 

‘Die preußische Regierung verspricht den einzelnen 
deutschen Bundesstaaten, mit denen sie ja auch einzeln ver- 
handelt, Vorteile, die nicht im Zusammenhang stehen mit 
den Schiffahrtsabgaben als solchen, sondern Sondervorteile 
darstellen, dafür, daß sie ihren Widerspruch gegen die 
Aenderung der Reichsverfassung aufgeben, und daß sie sich 
mit der preußischen Regierung zur Einführung von Schiffahrts- 
abgaben verbünden. Ich bedaure dies vom Standpunkt der 
preußischen Staatsregierung, bedaure es auch, soweit diese 
Versuche Erfolg gehabt haben, vom Standpunkt der bundes- 
staatlichen Regierungen. Ich bedaure es deswegen, weil nicht 
bestritten werden kann, daß in weiten Kreisen in den Bundes- 
staaten, um die es sich handelt, und im ganzen Deutschen 
Reich die Ansicht aufkommen könnte, daß durch die Be- 
schlüsse des Preußischen Landtags eine Einwirkung auf die 
Entschließungen der Bundesstaaten ausgeübt wird, und ich 
kann in der Tat denen nicht unrecht geben, die in dem 
‚ganzen Verfahren, in der ganzen Entwicklung der Angelegen- 
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heit eine Einwirkung und eine Betätigung des preußischen 
Partikularismus im Deutschen Reich erblicken. 

Ebenso wichtig wie diese allgemeine politische Frage 
sind aber die wirtschaftlichen Rücksichten, die in Betracht 
gezogen werden müssen. Der große Gedanke, der dem 
Artikel 54 der Deutschen Reichsverfassung zugrunde liegt, 
wonach für die Befahrung unserer Ströme Abgaben nicht 
erhoben werden dürfen, ist der, daß die dem deutschen 
Volke von der Natur geschenkten Wasserwege von der 
Allgemeinheit und den Interessen der Allgemeinheit ent 
sprechend ausgenutzt werden sollen, daß Aufwendungen für 
Flußregulierungen und für die Vertiefung der Fahrrinne weit 
weniger einzelnen Interessenten und Interessentengruppen 
zugute kommen als vielmehr der Gesamtheit des Staates, 
und daß endlich das Aufblühen von Handel, Industrie und 
Schiffahrt durchaus nicht nur im Interesse dieser Erwerbs» 
zweige liegt, sondern im eigensten Interesse des Staates selbst, 
da er keine kräftigeren Steuerzahler finden kann als Handel, 
Industrie und Schiffahrt, und daß die Staatsfinanzen selbst 
den allerwesentlichsten, ja beinahe den ausschließlichen Vorteil 
davon haben. 

Aufwendungen für Regulierungen von Flüssen und für 
die Vertiefung der Fahrrinnen sind werbende Kapitalien, die 
sich hundertfach bezahlt machen in dem Nutzen, der dadurch 
für die Allgemeinheit, nicht nur für die nächsten Adjazenten, 
auch nicht etwa allein für die Schiffahrt sich ergeben. Und 
nun frage ich Sie: wie weit sind wir entfernt von diesem 
großen Gedanken, wie klein erscheinen dagegen die Maß- 
regeln, die in unserer ganzen Verkehrspolitik zutage treten? 
Diesen Gegensatz können auch nicht die dicken Bücher aus- 
gleichen, die jetzt geschrieben werden, um die Schiffahrts- 
abgaben den einzelnen Bundesstaaten mundgerecht zu machen; 
diesen Gegensatz können nicht verwischen die schönen Er- 
klärungen, die zugunsten der einzurichtenden Schiffahrts- 
kassen abgegeben werden; diesen Gegensatz kann nicht aus 
der Welt schaffen alle Dialektik, die in dieser Frage von der 
verschiedensten Seite angewandt wird, und die wirklich einer 
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besseren Sache würdig gewesen wäre. Dort haben Sie auf 
der einen Seite eine Verkehrspolitik, die einsieht, daß man 
aus richtig aufgewendeten Kapitalien große Vorteile für die 
Allgemeinheit erzielt, und auf der anderen Seite eng fiskalische 
Grundsätze und Gesichtspunkte, die nur haften an den 
einzelnen Verkehrsvorgängen, den einzelnen Verkehrszweigen 
und darüber hinaus die allgemeinen Interessen des Verkehrs 
außer acht lassen. 

Diese Verkehrspolitik, die bei uns ın so vielen Dingen 
zutage tritt, bildet eine lange Kette, in der die Schiffahrts- 
abgaben nur ein Glied sind. Ich erinnere an alles das, was 
wir in dieser Beziehung im Laufe der letzten Jahre erlebt 
haben, an die Erhöhung des Ortsportos, deren Nachteile ja 
nun allgemein zutage treten, an die Fahrkartensteuer, über 
die kein Mensch mehr ein Wort zu verlieren braucht, an den 
Frachturkundenstempel, an die Börsensteuergesetzgebung, die 
uns finanziell isoliert hat und wesentlich dazu beiträgt, die 
Geldverhältnisse im Lande zu verteuern, und ich erinnere an 
den Versuch, der jetzt gemacht wird, die Telephongebühren 
zu erhöhen, alles Hindernisse, an denen sich der Verkehr an 
allen Ecken und Enden stößt, und die verhindern, daß der 
Verkehr in Deutschland den Umfang erreicht, den er erreichen 
müßte kraft der außerordentlichen Tüchtigkeit des deutschen 
Volkes für die Entwicklung von Handel und Industrie. 

Dabei sehe ich ganz ab von den großen Landeskultur- 
interessen, die durch die Regulierung der Flüsse und durch 
die Vertiefung der Fahrrinne gefördert werden, und ich sehe 
ganz davon ab, daß gerade die Landwirtschaft selbst daraus 
die allererheblichsten Vorteile zieht. 

Nun aber, meine Herren, bleiben die fiskalischen Rück= 
sichten hierbei nicht stehen; soweit ich gelesen habe, wird 
der Versuch gemacht, die Schiffahrtsabgaben, die demnächst 
eingeführt werden sollen, mit rückwirkender Kraft auszu- 
statten, d. h. sie sollen so gestaltet werden, daß nicht nur 
die Zinsen und die Amortisation der neu zu machenden 
Ausgaben gedeckt werden, sondern auch die Zinsen und die 
Amortisation für Ausgaben, die in den vielen weit hinter 
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uns liegenden Jahren aufgewendet worden sind. In dieser 
Beziehung hat der preußische Herr Minister der öffentlichen 
Arbeiten eine Mitteilung im Abgeordnetenhause gemacht, 
dem Sinne 'nach dahingehend, daß an dieser rückwirkenden 
Kraft die Verhandlungen mit den süddeutschen Staaten über 
die Einführung von Schiffahrtsabgaben nicht scheitern würden. 
Diese Erklärung ist orakelhaft, sie kann dahin ausgelegt 
werden, daß die preußische Staatsregierung auf die rück- 
wirkende Kraft verzichtet, sie kann aber auch dahin ausgelegt 
werden, daß die preußische Staatsregierung der Meinung ist, 
es müsse von den anderen Bundesstaaten verlangt werden, 
daß sie dieser rückwirkenden Kraft — so will ich es einmal 
nennen — der einzuführenden Schiffahrtsabgaben zustimmen. 
Nun, wir sind ja schon an orakelhafte Aussprüche in Sachen 
der Schiffahrtsabgaben gewöhnt. Ich entsinne mich, daß 
im Jahre 1905 der Herr Staatssekretär des Innern Graf 
v. Posadowsky auf die damalige Interpellation ebenfalls 
eine orakelhafte Antwort erteilte, so daß der Herr Abgeordnete 
Graf v. Limburg-Stirum ausdrücklich darauf aufmerksam 
machen mußte und dem Herrn Staatssekretär den Wunsch 
ans Herz legte, sich doch etwas weniger orakelhaft auszu- 
drücken. Ich hoffe, daß die Erklärungen, die heute abgegeben 
werden, unzweideutig sind, damit in dieser Beziehung wie 
in bezug auf die rechtliche Seite der Frage von jetzt ab voll- 
ständige Klarheit herrscht. 

Und nun die deutsche Industrie! 

Die deutsche Industrie hat bei den Schiffahrtsabgaben 
ein dreifaches Interesse. Erstens fragt es sich für sie, ob 
durch die Schiffahrtsabgaben eine Verteurung der von ihr 
zu beziehenden Rohstoffe erfolgen wird, also auf diesem 
Wege eine weitere Verschärfung der Schutzzollpolitik statt- 
finden soll oder nicht. Der zweite Punkt, um den es sich 
für die deutsche Industrie handelt, ist die Erhöhung der 
Transportkosten für den Versand ihrer Fabrikate. Auch in 
dieser Beziehung ist das Interesse der deutschen Industrie 
von allergrößter Bedeutung, von um so größerer Bedeutung, 
als durch die Handelsverträge unzweifelhaft der Absatz der 
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deutschen Fabrikate im Auslande zum großen Teil erschwert 
worden ist. Und das dritte Interesse, das die deutsche 
Industrie hat, ist das mit den agrarischen Ansprüchen zus 
sammenhängende: wenn verhindert wird, daß über die Zölle 
der Handelsverträge hinaus dem ausländischen Getreide der 
Eintritt in das Land durch Schiffahrtsabgaben erschwert wird, 
dann hat die deutsche Industrie auf eine Erhöhung der 
Getreidepreise zu rechnen gegenüber den Preisen, die sonst 
eintreten würden, infolgedessen mit einer Erhöhung der Brot- 
preise und infolgedessen endlich mit einer Erhöhung der 
Arbeitslöhne. 

Wenn nun diese Lasten, die durch die Schiffahrts- 
abgaben der deutschen Industrie auferlegt werden, die einzige 
Last wären, die sie zu tragen hat, so würde man sich ja 
damit abfinden können. Aber ich bitte Sie, zu bedenken, 
eine wie große Zahl von Lasten sie bereits auf sich ge- 
nommen hat. Ich erinnere an die von mir bereits ange- 
führten Verkehrslasten, ich erinnere an die Lasten für die 
sozialen Aufgaben, ich erinnere an die Erschwerung des 
Exports durch die Handelsverträge, und schon mehren sich 
‚die Stimmen, die ganz ausdrücklich darauf hinweisen, daß 
diese Erschwerung immer mehr und mehr in den Vorder- 
grund tritt. Ich erinnere an die Verteurung eines Teils der 
Rohstoffe durch die Zollpolitik und die Verteurung der 
Lebensmittel und folglich an die Erhöhung der Arbeitslöhne; 
ich erinnere daran, daß der Wettbewerb auf dem Weltmarkte 
für die deutsche Industrie von Jahr zu Jahr schwieriger wird. 
Wir wollen uns nicht verhehlen, daß unsere Konkurrenten 
auf dem Weltmarkte, indem sie gesehen haben, wie die 
deutsche Industrie und der deutsche Handel vorwärts ge- 
kommen sind, durchaus nicht die Hände in den Schoß gelegt, 
sondern sich bemüht haben, das, was sie an Terrain verloren 
wieder zu gewinnen. 
| Das tritt deutlich in dem englischen Wettbewerb hervor, 
und es tritt hervor nach einer anderen Richtung seitens eines 
Landes, dessen aufblühende Industrie uns zunächst im Orient 
eine empfindliche Konkurrenz macht, Italien. Meine Herren, 
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sollen der Industrie von neuem Lasten auferlegt werden? Ich 
glaube, dieser Gesichtspunkt allein hätte die Königlich Preußi- 
sche Staatsregierung abhalten sollen, den Wünschen der agrari- 
schen Mehrheit des Landtags nachzukommen. Diese Rück- 
sichten allein hätten sie abhalten müssen, von neuem Wege zu 
betreten, die für die deutsche Industrie nur von Nachteil sein 
können. Ich bin der Meinung, daß gerade durch die Freiheit 
der Schiffahrt von Abgaben der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung ungeheure Dienste geleistet worden sind, und 
daß ebenso große Nachteile durch die Einführung der 
Schiffahrtsabgaben werden herbeigeführt werden. Namentlich 
wird dies der Fall sein für die Landesteile, die an den 
oberen Flußläufen liegen; denn je weiter die Industrie von 
der Mündung der Flüsse entfernt ist, desto mehr wird ihr 
der Bezug von Rohstoffen aus dem Auslande, der Bezug von 
Rohstoffen aus den Bezirken, die an den unteren Flußläufen 
gelegen sind, erschwert. Dies erklärt auch die Erscheinung, 
daß an den unteren Flußläufen der Widerstand gegen die 
Schiffahrtsabgaben geringer ist als an den oberen, wo er 
anfänglich sich sehr stark gezeigt und dann unter dem Ein- 
druck der Verhandlungen Preußens mit den Bundesstaaten 
in mancher Beziehung leider eine Abschwächung erfahren hat. 

Meine Herren, erlauben Sie mir noch eine Bemerkung. 
Wir erschließen heute unsere Kolonien, indem wir bereit 
sind, im Laufe von sieben Jahren 150 Millionen Mark in 
Eisenbahnen zu stecken, die auch meiner Ansicht nach nötig 
sind, wenn die Kolonien zu einer wirtschaftlichen Blüte 
gebracht werden sollen. Diese Ausgaben für Eisenbahnen 
in den Kolonien sind jedenfalls für absehbare Zeit unren- 
tabel, sie werden die Zinsen und die Amortisation der hin- 
einzusteckenden Kapitalien nicht erbringen. Nichtsdesto- 
weniger glaubt die große Mehrheit des Reichstags diese 
Ausgaben bewilligen zu müssen. Und die paar Millionen, 
die der größte deutsche Bundesstaat in die Regulierung und 
Vertiefung unserer natürlichen heimischen Ströme hinein- 
stecken soll, können nicht aufgebracht werden, wenngleich 
sie eine tausendfache Rente einbringen in dem Nutzen, den 
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sie für die Allgemeinheit stiften. Vergessen wir nicht über 
der äußeren Kolonisierung, daß wir im Inlande außerordent- 
liche Aufgaben zu erfüllen haben. Wenn der HerrReichskanzler 
vor einiger Zeit — ich glaube, es war während der Wahlen — 
den linksliberalen Parteien vorgeworfen hat, sie hätten einen 
Mangel an Augenmaß bekundet, — ich glaube, die Gegenüber- 
stellung dessen, was wir für unsere Kolonien tun, und dessen, 
was hier für die Schiffahrtsaufgaben geschehen sollte, aber 
nicht geschieht, läßt den Mangel an Augenmaß jedenfalls 
nicht bei uns, die wir für die Freiheit von Schiffahrtsabgaben 
sind, in die Erscheinung treten. Es ist uns eine alte deutsche 
Sage überkommen, im Rhein soll der Schatz der Nibelungen 
begraben sein, der bisher nicht gehoben ist. Meine Herren, 
graben wir nur nach diesem Schatz, d. h. vertiefen wir die 
Fahrrinne des Rheins, graben wir in dem Rhein, wir werden 
wahrscheinlich den Schatz der Nibelungen nicht finden; mit 
Sicherheit aber werden wir die unermeßlichen Schätze heben, 
die in allen unseren Strömen verborgen sind, die der All- 
gemeinheit gehören, und die ihr nicht verkümmert werden 
sollten durch Maßnahmen einer unrichtigen Verkehrspolitik. 


Rede im Reichstag am 28. November 1910. 
(Nr. 26.) 


Meine Herren, daß die Vorlage, die uns heute beschäftigt, 
eine der wichtigsten ist, die seit langer Zeit dem Reichstage 
gemacht worden sind, darin stimme ich sowohl mit den 
Herren Vertretern der Verbündeten Regierungen wie mit der 
Mehrzahl der Herren Vorredner überein. Ich kann aber nicht 
darüber hinweggehen, daß diese Vorlage gleichzeitig ein 
grelles Licht auf unsere innere Politik im allgemeinen wirft 
und namentlich auch auf die Beziehungen zwischen Preußen 
und den anderen Bundesstaaten, also zwischen den Bundes» 
staaten untereinander. 

Fünfzig Jahre lang hat der Gedanke, die deutschen 
Ströme von Abgaben freizumachen, gebraucht, um sich durch- 
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zuringen. Die Abgabenfreiheit der deutschen Flüsse ist in 
ihrem innersten Grunde deswegen herbeigeführt worden, um 
die schwächeren Staaten zu schützen gegenüber dem stärkeren, 
und sie ist herbeigeführt worden zu dem Zwecke, Streitig- 
keiten und Mißhelligkeiten zwischen den Bundesstaaten zu 
beseitigen und in dieser Beziehung unmöglich zu machen. 
Dieser Grundgedanke, der durch die Uebernahme der be- 
treffenden Bestimmung aus der Verfassung des Norddeutschen 
Bundes in die Reichsverfassung zum Ausdruck gekommen ist, 
hat sich durchaus bewährt und hat sich bewährt bis zu dem 
Augenblicke, wo andere, mit dieser Frage selbst nicht zu- 
sammenhängende Gründe hervorgesucht worden sind, um die 
Berechtigung der Abgabenfreiheit in Zweifel zu ziehen. 

Schon die bisherige Geschichte des vorliegenden Ent- 
wurfs hat genügt, um ein Mißbehagen in die weitesten Kreise 
der Bevölkerung und auch ein Mißbehagen in eine ganze 
Reihe von Bundesstaaten hineinzutragen. Auf dieses Miß- 
behagen werde ich später zurückkommen, wenngleich ja mehrere 
der Herren Vorredner sich bemüht haben, über diesen Punkt 
mit Stillschweigen hinwegzugehen. 

Die Ausführungen des Herrn Vertreters der Verbundene 
Regierungen haben außerordentlich verkehrsfreundlich ge- 
klungen. Ich zweifle auch nicht daran, daß er selbst diese 
Verkehrsfreundlichkeit durch die Tat zu beweisen wünscht. 
Aber er wird es mir auch nicht verargen, wenn ich sage, daß 
seine Ausführungen bezüglich der Verkehrsfreundlichkeit der 
Vorlage an einem fundamentalen Irrtum leiden, nämlich daran, 
daß er glaubt, eine Verkehrsmaßregel könne verkehrsfreundlich 
sein, wenn sie nicht eine Vereinfachung des Verkehrs herbei- 
führt. Die Abschaffung der Schiffahrtsabgaben war in der Tat 
ein außerordentlicher Verkehrsfortschritt. Sie befreite den 
Verkehr von Fesseln und stellte ihn auf die richtige Stufe 
seiner Entwicklung. Jetzt soll der Weg rückwärts gemacht 
werden. An die Stelle der Befreiung von Fesseln soll die 
Einführung neuer Fesseln treten, durch die, man mag sagen, 


was man will, eine Verkehrserleichterung niemals herbeigeführt 
werden kann. 
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Was tritt nun an die Stelle der verkehrsfreundlichen 
Abgabenfreiheit? Ein kompliziertes System von Abgaben, 
kompliziert ebensosehr in ihrer Festsetzung wie in ihrer Er: 
hebung. Zweckverbände sollen gebildet werden von den 
Staaten untereinander, die an den betreffenden Strömen be- 
teiligt sind, — Zweckverbände die aber nicht gemeinsame 
Interessen, sondern zum Teil die verschiedenartigsten Inter- 
essen in sich bergen. Schon das läßt zweifeln an dem Erfolg, 
den diese Zweckverbände haben werden. Die Zweckverbände 
sind ausgestattet mit Verwaltungsausschüssen, die von den 
Regierungen durch ihre Vertreter besetzt, und Strombeiräten, 
die von den Interessenten gewählt werden, ein kostspieliger 
und schwerfälliger Apparat, ein kleiner Bundesrat, möchte ich 
sagen, mit einem kleinen Parlament, und zwar für jedes 
einzelne Stromgebiet ein besonderer kleiner Bundesrat und 
ein besonderes kleines Parlament, die noch dazu eingreifen 
in die Kompetenzen des großen Bundesrats und in die 
Kompetenzen des Parlaments. Und dabei wird nicht einmal 
volle Klarheit gegeben für die bundesstaatlichen Finanzen. 
Gerade diese aber werden ja mit als ein Hauptgrund an- 
gegeben, weshalb die Abgabenfreiheit auf den natürlichen 
Strömen abgeschafft werden soll. Das ganze System aber ist 
auf Grundsätzen aufgebaut, von denen man nur sagen kann, 
daß sie einen Sprung ins Dunkle bedeuten. Was will man 
von einer Verkehrserleichterung sprechen, wenn der Gesetz- 
entwurf, der neun Druckseiten umfaßt, nicht weniger als 
zwei Seiten davon zu komplizierten Strafbestimmungen ver- 
wenden muß. 

Ich sagte vorhin, daß dieser Gesetzentwurf ein grelles 
Licht wirft auf unsere inneren politischen Verhältnisse und 
das Verhältnis zwischen den einzelnen Bundesstaaten. Wir 
können nicht vergessen, und es muß gerade in diesem Augen» 
blick scharf hervorgehoben werden, daß der Ausgangspunkt 
und die Grundlage der ganzen Aktion die Beschlüsse des 
Preußischen Landtags über den Mittellandkanal sind. Mit 
welchen Erwartungen, ja mit welchem Jubel ist nicht die 
Vorlage betreffs des Mittellandkanals begrüßt worden! Ein 
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großes Kulturwerk sollte geschaffen werden, der Osten sollte 
mit dem Westen von neuem eng verbunden werden, die 
Industrie sollte nach dem Osten hinübergeleitet werden. Der 
Herr Kollege Paasche hat gelegentlich der Debatten über 
die Fleischteuerung hervorgehoben, es sei kein Vergnügen, im 
Winter auf dem Lande zu leben, man könne doch nicht den 
ganzen Tag Skat spielen und auf die Jagd gehen. Nun, dann 
muß ich ihm sagen: die Herren, die dies behaupten, sollten 
sich nicht dagegen sträuben, daß ein neues Bindeglied der 
Kultur und des Verkehrs von Osten nach Westen geführt 
wird. Führen Sie durch den Kanal die Industrie nach dem 
Osten, so gebe ich Ihnen die Versicherung, die Langeweile 
des Herrn Kollegen Paasche wird sich wesentlich verringern. 
Enge, hochagrarische Gesichtspunkte haben den Kanal ver- 
stümmelt; statt den Osten mit dem Westen zu verbinden, 
muß er vor Hannover im Sande verlaufen. Wer diesen ver- 
stümmelten Kanal uns gebracht hat, kann sich nicht wundern, 
daß wir den Plänen, die von jener Seite kommen, mit größtem 
Mißtrauen und größter Skepsis gegenüberstehen. 


Die Frage gipfelt aber in dem $ 19 des Kanalgesetzes, 
in dem die Eröffnung des neuen Kanals, selbst des ver- 
stümmelten, abhängig gemacht wird von der Einführung von 
Schiffahrtsabgaben auf den natürlichen Wasserstraßen nicht 
etwa in Preußen, nein in ganz Deutschland. Einer der Ver- 
treter jener Mehrheit im Preußischen Landtag, die diesen 
Paragraphen herbeigeführt hat, hat es offen au 
er hat gesagt: 


Ich erkläre, und daran wird ja auch kein Zweifel 
sein, daß der Import von Getreide in erster Linie 
durch die Schiffahrtsabgaben getroffen wird, und daß 
durch die verschiedenen Tarifierungen ein wesentlicher 
Faktor gefunden wird, um uns die Konkurrenz am 
Rhein zu ermöglichen. 


Meine Herren, das ist klar und deutlich. Es sollte verhindert 
‚werden, daß zu Wasser billiger gefahren wird als auf der 
Eisenbahn, und es sollte über den Zoll von 50 und 55 Mark 
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hinaus noch eine neue Erschwernis für den Import von 
Getreide eingeführt werden. Und so ist es denn gekommen, 
daß die Eröffnung des Kanals von der Einführung von 
Schiffahrtsabgaben abhängig gemacht worden ist. 


Ich bedaure, daß die preußische Regierung diesem Be- 
streben nicht ein entschiedenes Nein entgegengesetzt hat. 
Leider sind die Verhältnisse so weit gediehen, daß es jetzt 
kaum möglich erscheint, gegenüber dem Preußischen Landtag 
noch eine Aenderung herbeizuführen. Aber wenn dem 
Preußischen Landtag rechtzeitig die Schwierigkeiten aus- 
einandergesetzt worden wären, die sich bei den Verhandlungen 
mit den deutschen Bundesstaaten herausgestellt haben, und 
die sich bei den Verhandlungen mit den ausländischen Staaten 
noch mehr herausstellen werden, so hätte der Preußische 
Landtag, glaube ich, es sich doch noch einmal überlegt, ob 
er von diesem seinen Befehle, Schiffahrtsabgaben einzuführen, 
nicht in letzter Stunde Abstand nehmen sollte. 


Im übrigen erlaube ich mir hierbei zu bemerken, daß 
meiner Ansicht nach die ganze Frage doch noch einmal vor 
den Preußischen Landtag gelangen wird; denn zwischen dem 
Wortlaut des $ 19 des Kanalgesetzes und des Artikel III der 
jetzigen Vorlage besteht ein sehr erheblicher Unterschied, 
über den auch die preußische Regierung voraussichtlich nicht 
ohne weiteres wird hinweggehen können. 8 19 des preußischen 
Kanalgesetzes besagt: 


Auf den im Interesse der Schiffahrt regulierten Flüssen 
sind Abgaben zu erheben. Die Abgaben sind so zu 
bemessen, daß ihr Ertrag eine angemessene Verzinsung 
und Tilgung derjenigen Aufwendungen ermöglicht, 
die der Staat zur Verbesserung oder Vertiefung jedes 
dieser Flüsse über das natürliche Maß hinaus im 
Interesse der Schiffahrt gemacht hat. Die Erhebung 
dieser Abgaben hat spätestens mit der Inbetriebsetzung 
des Rhein-Weser-Kanals oder eines Teiles desselben 
zu beginnen. | 
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Der Artikel III der jetzigen Vorlage aber lautet: 


Zur Deckung der vor Verkündigung dieses Gesetzes. 
auf natürliche Wasserstraßen verwendeten Kosten 
dürfen Befahrungsabgaben nicht erhoben werden. 


Der Widerspruch zwischen den beiden Bestimmungen 
liegt auf der Hand, und ich weiß nicht, wie die preußische 
Regierung dem Landtag gegenüber diese Differenz recht- 
fertigen wird, ohne ihn nochmals zu befragen. 


An diesen Ursprung der ganzen Aktion erinnert zu 
werden, ist den Herren von der agrarischen Mehrheit natürlich 
sehr unangenehm. Das ist auch der Grund, weshalb sie sich 
über diesen Zusammenhang völlig ausschweigt. Sie sieht 
vielmehr vergnügt zu, wie Preußen sich abmüht, auf einer 
anderen Grundlage, ‘unter einer veränderten Flagge dasselbe 
zu erreichen, was die Majorität des Preußischen Landtags 
herbeizuführen beschlossen hat. Auch die Begründung des 
Gesetzentwurfs stützt sich nicht auf den $ 19 des preußischen 
Kanalgesetzes, den sie nur obenhin und nebenbei einmal 
erwähnt; sie schiebt vielmehr in den Vordergrund den Ausbau 
des deutschen Wasserstraßennetzes im nationalen Interesse 
und fiskalische Rücksichten der einzelnen Bundesstaaten. 
Unter dieser Devise — so nimmt man an — werde es leichter 
werden, den Gesetzentwurf zur Verabschiedung zu bringen, 
als unter der Devise, die von der Majorität des Preußischen 
Landtags aufgestellt worden ist. 


Gewiß, meine Herren, große nationale Interessen stehen 
in dieser Frage auf dem Spiele. Aber was hindert denn den 
Bau von Kanälen auch ohne Verkoppelung derselben mit den 
Abgaben, die auf den natürlichen Wasserstraßen neu ein- 
geführt werden sollen? Kanäle sind ja nicht an Abgaben- 
freiheit gebunden; für Kanäle können in den einzelnen 
Bundesstaaten Abgaben erhoben und kann darauf die 
Finanzierung der Kanäle herbeigeführt werden. Warum 
müssen es gerade die neu einzuführenden Schiffahrtsabgaben 
auf natürlichen Wasserstraßen sein, die die Bundesstaaten in 
den Stand setzen sollen, künstliche Wasserstraßen ins Leben 
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zu rufen? Vorläufig hat die ganze Aktion nur dazu geführt, 
lebhafte Interessenkämpfe, deren wir in Deutschland wahrlich 
schon genug haben, und lebhafte Mißstimmung zwischen den 
einzelnen Bundesstaaten hervorzurufen. 

Indem aber nun dieser Flaggenwechsel vorgenommen 
wird, ergeben sich aus der Begründung selbst und in der 
Begründung die allererheblichsten Widersprüche. Ich bin 
darauf heute namentlich aufmerksam geworden durch eine 
Zuschickung von dem Interessentenverein für die Rhein-, 
Weser- und Elbschiffahrt, die wahrscheinlich Ihnen allen 
zugegangen ist. Ich meine: will man aus anderen als hoch- 
agrarischen Interessen die Beseitigung der Abgabenfreiheit 
verteidigen, dann muß man den Nachweis führen, daß die 
Abgabenfreiheit lediglich einzelnen Interessentengruppen 
zugute kommt und nicht der Allgemeinheit. Was aber sagt 
die Begründung? Allerdings auf Seite 12 heißt es: 


Ein allgemeines Interesse der Steuerzahler an den 
Wasserstraßen 
— hier sind sowohl die natürlichen wie die künstlichen Wasser- 
straßen gemeint — 
kann auch aus dem Umstand, daß deren Verkehrs- 
wirkung nicht auf die unmittelbaren Anwohner sich 
beschränkt, sondern ein gewisses Einflußgebiet mit 
umfaßt, nicht hergeleitet werden. 
Hier wird also ein allgemeines Interesse geleugnet. Aber auf 
Seite 11 heißt es: 
Der Ausbau des deutschen Wasserstraßennetzes ist 
eines der wirksamsten Mittel zur Förderung des 
nationalen Wirtschaftslebens und deshalb eine der 
wichtigsten Aufgaben der inneren Politik. 


Und auf Seite 13: 


Daß der weitere Ausbau unserer natürlichen Wasser= 
straßen ein hervorragend wirksames und besonders 
geeignetes Mittel zur Förderung des nationalen Wirt- 
schaftslebens ist und nicht nur zur Belebung des. 
inneren Marktes, sondern auch zur Festigung der 
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Welthandelsstellung der Seehäfen an den Mündungen 
unserer Ströme wesentlich beiträgt, bedarf hier keiner 
näheren Darlegung; es mag nur auf die zunehmende 
Wichtigkeit der Frachtfragen für die Gütererzeugung 
und den Absatz auf dem Weltmarkt im allgemeinen 
hingewiesen werden. 


Nun, meine Herren, deutlicher kann man doch nicht 
aussprechen, daß die Freiheit der Schiffahrtsabgaben auf den 
natürlichen Wasserstraßen eine Sache des allgemeinen Inter- 
esses des gesamten Deutschen Reiches ist. Es ist gar nicht 
möglich, diese Sätze auszusprechen, ohne daran zu denken, 
daß unser Handel und unsere Industrie eine der stärksten 
Stützen der Stellung Deutschlands auf dem Weltmarkt und 
damit zugleich der wirtschaftlichen und politischen Macht- 
stellung Deutschlands geworden ist und von Jahr zu Jahr 
mehr werden wird. 


Auch darin kann der Begründung nicht zugestimmt 
werden, daß lediglich oder hauptsächlich die Interessenten, 
also die Schiffahrtsinteressenten — so wird das in der Regel 
in dem Gesetzentwurf genannt — den hauptsächlichsten Anteil 
an der Korrektur der natürlichen Wasserstraßen, an der Ver- 
tiefung der Fahrrinnen und an der notwendigen Verbesserung 
der Ströme hätten. Sehr zur rechten Zeit hat unser Kollege 
Gothein in seinem neulich erschienenen ‚„Agrarischen Hand- 
buch“ eine Aeußerung an das Licht gezogen, die gemacht 
worden ist in dem grundlegenden Buche des Altmeisters des 
deutschen Wasserbaus, des Herrn Geheimen Baurats Hagen, 
der sagt: 


Der innere Grund für die Abgabenfreiheit der natür- 
lichen und bloß regulierten offenen Ströme besteht 
darin, daß die Regulierung in erster Linie dem 
Landeskulturinteresse, der gefahrlosen Abführung der 
Hochwasserwelle und der Verhinderung der Ueber- 
schwemmungen dient. Die oberste Aufgabe jeder 
Flußregulierung ist die Festlegung des Stromlaufs, 
die ungehinderte Abführung der Hochwässer und 
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damit die Verhinderung von Versumpfung und Ueber- 
schwemmungen. Daß ein Fluß gut schiffbar ist, ist 
nur der Prüfstein dafür, daß er seiner obersten Auf: 
gabe der Beförderung der Vorflut entspricht. Auch 
wenn auf unseren Niederungsflüssen kein einziges 
Schiff verkehrte, müßten die an ihnen vorgenommenen 
Regulierungsbauten doch ausgeführt werden, wenn 
nicht der ganze Stromlauf verwildern und fort- 
währende Ueberschwemmungen herbeigeführt werden 
sollen. 
Die Begründung hätte hinzufügen sollen, daß einer der 
hauptsächlichsten Gründe für die Flußregulierungen eben 
der Gesichtspunkt ist, daß allgemeine Landesinteressen 
gefördert, die allgemeine Kultur erhöht und schwere 
Schädigungen auch von der Landwirtschaft abgehalten 
werden. Daraus aber müßte dann die Begründung 
logischerweise folgern, daß nicht auf den Flüssen neue 
Abgaben eingeführt werden dürfen, sondern daß, soweit 
dies irgend möglich ist, auch die künstlichen Wasserstraßen, 
also die Kanäle, von Abgaben befreit werden. Und jede 
weitsichtige Politik hat dahin gestrebt, die Abgaben auf den 
Kanälen nach Möglichkeit zu reduzieren. 

Nun, meine Herren, die Begründung mit finanziellen 
Rücksichten! In den Verhandlungen über den $ 19 des 
Kanalgesetzes ist davon gar keine Rede gewesen. Diese 
finanziellen Rücksichten sind später entstanden. Sie haben 
als ein sehr vorzügliches Mittel gedient, um die ganze Frage 
der Schiffahrtsabgaben auf ein anderes Gebiet hinüberzu- 
spielen, und in der Tat kann ja auch nicht verkannt werden, 
daß in früheren Zeiten bereits fiskalische Begehrlichkeiten 
ihr Auge auf die Schiffahrtsabgaben gelenkt haben. Ich 
erinnere daran, daß der Herr Finanzminister Miquel schon 
vor Jahren darauf hingewiesen hat, daß die Schiffahrtsab- 
gaben ein durchaus geeignetes Mittel seien, um die Finanzen 
der Staaten zu verbessern, und daß die Schiffahrtsabgaben 
ein sehr entwicklungsfähiges Steuerobjekt sein würden. Nun, 
meine Herren, wenn das richtig ist, dann möchte ich doch 
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den Schwärmern für die Schiffahrtsabgaben diesen Satz des 
Herrn Miguel vorhalten, auch denjenigen, die in den augen- 
blicklich in Aussicht gestellten geringen Tarifsätzen keine 
Schädigung unserer Volkswirtschaft sehen. Ich glaube, wenn 
die Ansichten des Herrn Miquel durchgeführt werden, dann 
werden die jetzt beabsichtigten geringen Sätze bald eine sehr 
erhebliche Höhe erreichen, und ich werde später nachweisen, 
daß das ohne jegliches Zutun des Parlaments geschehen 
kann, eine Frage, die nicht scharf genug ins Auge gefaßt 
werden muß. 

Nun hat Preußen neuerdings erklärt — und ich habe 
diese Erklärung auch in der Begründung des jetzt vorliegenden 
Reichsgesetzentwurfs gefunden —, daß Preußen nicht in der 
Lage oder gewillt sei, weitere Ausgaben für Verbesserungen 
auf den natürlichen Wasserstraßen zu machen. Nun frage 
ich: was haben denn die verschiedenen Bundesstaaten, was. 
hat denn Preußen bis jetzt in den letzten 20 Jahren aufge- 
wendet für die Verbesserung der natürlichen Ströme? Die 
Zusammenstellung, die ich vor mir habe und die den Rhein 
betrifft, ergibt, daß in den letzten 20 Jahren ausgegeben. 
sind von Elsaß-Lothringen 14 Millionen, von Baden 33 Mil- 
lionen, von Bayern 7!/, Millionen, von Hessen 11 Millionen, 
zusammen 65!/, Millionen Mark von diesen vier kleinen 
Staaten, und von Preußen insgesamt 43,7 Millionen. Baden 
hat also 33 Millionen aufgewendet, Preußen 43 Millionen! 
Meine Herren, das ist kein Verhältnis. Und Preußen kann 
sich nicht darauf berufen, daß es zu stark in Anspruch ge- 
nommen sei durch die Verbesserung der natürlichen Ströme. 
Preußen hätte die Erklärung nicht abgeben sollen. Ich bedaure, 
daß es sie abgegeben hat, daß es damit ausgesprochen hat, 
für weitere Kulturaufgaben auf diesem Gebiet kein Geld 
mehr zu haben. Ich bedaure aber auch, daß die Begründung 
eines Reichsgesetzes diese preußische Finanzpolitik zu recht- 
fertigen unternimmt. 

Die Frage, ob die Argumentationen, die in der Be- 
gründung der Vorlage und in den sonstigen offiziellen und 
offiziösen Schriftstücken enthalten sind, von den Bundes- 
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regierungen geteilt werden, namentlich von denen, die im 
letzten Augenblicke der Vorlage zugestimmt haben, scheint 
mir im höchsten Grade zweifelhaft. Preußen hat zunächst 
versucht, die Notwendigkeit einer Verfassungsänderung zu 
bestreiten. Als es unter dem Druck der Gegenargumente 
diesen Standpunkt verlassen mußte, hat es versucht, auf alle 
mögliche Art sich der Zustimmung der einzelnen Bundes- 
staaten zu versichern. Es hat daher den Grundsatz verfolgt: 
divide et impera!l Es hat mit Bayern verhandelt, es hat mit 
Württemberg verhandelt und hat sie auf seine Seite gebracht 
durch Zusicherung besonderer Vorteile; in Hessen waren es 
Eisenbahnrücksichten, die schließlich die Zustimmung Hessens 
herbeigeführt haben. Allein waren Sachsen und Baden noch 
übrig geblieben, die ihren Widerspruch: noch aufrecht 
erhielten. In welcher Weise diese ihren Widerspruch auf- 
gegeben haben, darüber ist ja nicht recht volle Klarheit vor- 
handen. Es ist ja möglich, daß Preußen diesen beiden 
Staaten bereits Konzessionen nach mehreren Richtungen, 
namentlich auf dem Gebiete der Eisenbahnen, gemacht hat. 
Es geht die Nachricht durch die Zeitungen, daß Sachsen 
bereit sein soll, in die preußisch=hessische Eisenbahngemein- 
schaft zu treten, und daß man Sachsen drei Eisenbahn- 
direktionen konzediert habe. Ich glaube, nach den Dementis, 
die von der sächsischen Regierung gekommen sind, an dieser 
Nachricht einigermaßen zweifeln zu dürfen. Aber mir scheint, 
daß auf dem Gebiete der Eisenbahnen seitens Preußens 
‘doch schon manches konzediert ist; ja mir scheint, daß die 
Aufwendungen, die in dieser Beziehung seitens Preußens 
gemacht werden, vielleicht schon die Grenze dessen über- 
‚schreiten, was auch von denjenigen, die für die Schiffahrts- 
abgaben sind, als zulässig betrachtet werden könnte. 

Meine Herren, daß die badische und die sächsische 
Regierung ihre Anschauungen in einer Denkschrift niederge- 
legt haben, ist Ihnen bereits vorgetragen. Ich bedaure, daß 
diese Denkschrift nicht der Begründung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs beigelegt worden ist. Diese Begründung ist 
eine so stichhaltige, so umfangreiche, so eingehende, daß sie 
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eine wertvolle Ergänzung der außerordentlich dürftigen Be- 
gründung dieses Gesetzentwurfs gebildet hätte. In offiziösen 
Artikeln ist allerdings der sächsisch-badischen Denkschrift 
der Vorwurf gemacht worden, in wirtschaftlicher Beziehung 
hätte sie keine wesentliche Aufklärung gebracht. Ja, wer 
das sagt, der sieht den Splitter in den Augen seines Nach- 
bars, aber den Balken im eigenen nicht. Turmhoch steht 
die Begründung der sächsisch-badischen Denkschrift auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht über der Begründung, die uns be- 
züglich des jetzt vorliegenden Gesetzentwurfs vorgelegt 
worden ist. Wenn es geschäftsordnungsmäßig möglich wäre, 
würde ich vorschlagen, die Begründung den Verbündeten 
Regierungen mit dem Ersuchen zurückzugeben, uns zunächst 
das nötige Material für die Beurteilung der Frage in wirt- 
schaftlicher und — ich füge gleich hinzu: in technischer 
Beziehung zu machen. 

Nachdem aber nun Preußen mit den verschiedenen 
Bundesstaaten, die in Betracht kommen, zu Spezialab- 
machungen gelangt ist, ist über diese Frage ja eigentlich 
augenblicklich nichts weiter zu sagen. Aber das Bild ist 
vollständig: der Ausgangspunkt ist das Gebot der agrarischen 
Mehrheit des Preußischen Landtags, das Mittelglied ist die 
Weigerung Preußens, neue Mittel für diese Kulturzwecke 
herzugeben, und das Ende ist die Auferlegung des Willens 
der agrarischen Mehrheit auf die sämtlichen Bundesstaaten 
und vielleicht auch auf den Reichstag. 

Der Frage der Kompetenz des Reichtags lege ich den 
allergrößten Wert bei. Wenn dieser Entwurf Gesetz wird, 
dann ist der Deutsche Reichstag für alle Zeiten von der 
Mitwirkung bei Fragen der Schiffahrtsabgaben ausgeschlossen. 
In dem Gesetzentwurf, wie er uns vorliegt, sind zwar die 
höchsten Sätze gesetzlich fixiert für die Tarife, die eingeführt 
werden dürfen; aber derselbe Gesetzentwurf will wiederum 
gesetzlich festlegen, daß es zu einer Erhöhung dieser soge- 
nannten Höchstsätze gar nicht mehr der Mitwirkung des 
Deutschen Reichstags bedarf. Die Erhöhung dieser Höchst- 
sätze kann erfolgen durch den Verwaltungsausschuß des 
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Stromverbandes und durch die Strombeiräte, vorausgesetzt, 
daß sie jeder für sich mit einer Zweidrittelmehrheit be- 
schließen. Die Kompetenz des Deutschen Reichstags wird 
also vollständig beiseite geschoben, und jede weitere Ent- 
wicklung der Tarifpolitik ist in das Belieben der Beschlüsse 
der Verwaltungsausschüsse und der Strombeiräte gestellt. 
Ob der Deutsche Reichstag eine derartige capitis deminutio 
hinnehmen kann, das möchte ich doch Ihrer Erwägung ernst- 
lich anheimgeben. Jetzt haben wir die Möglichkeit, bei 
jeder einzelnen Einführung von Schiffahrtsabgaben mitzu- 
sprechen. Ein Beispiel haben wir an der Unterweser. Als 
für die Vertiefung der Unterweser Schiffahrtsabgaben einge- 
führt werden sollten, weil man dem Staate Bremen eine so 
große Ausgabe ohne Gegenleistung nicht zumuten zu können 
glaubte, da war es notwendig, den Deutschen Reichstag zu 
fragen, und es mußte ein Gesetz zustande kommen unter 
Beobachtung der Bestimmung, daß für eine Verfassungs- 
änderung eine Majorität im Bundesrate vorhanden sein müsse, 
der nicht mehr als 14 Stimmen gegenüberstehen. 

Nun, meine Herren, das ist eine sehr wichtige Kompe- 
tenz des Deutschen Reichstages. Es kann vollständig be- 
gründet sein, für einzelne bestimmte Projekte Schiffahrtsab- 
gaben einzuführen. Hierbei muß aber als letzte Instanz die 
deutsche Reichsverwaltung mitwirken; das kann nicht Strom- 
bauverbänden überlassen werden, die ja doch im Vergleich 
zur Autorität des Bundesrats und des Reichstags eine unter: 
geordnete Bedeutung haben. Hier stehen so wichtige 
Interessen auf dem Spiele, daß wir schon aus wirtschaftlichen 
Gründen dies nicht aus der Hand geben können, und daß 
wir die Ueberwachung dem Deutschen Reichstage vorbehalten 
. müssen. Es ist nicht möglich, von diesen Gesichtspunkten 
aus einer Verfassungsänderung zuzustimmen und in einer 
der wichtigsten Fragen dem Deutschen Reichstage einfach 
den Mund zu verbieten. 

Eine zweite Frage, die sich aufwirft, ist die Behandlung 
der preußischen Ströme durch das Gesetz. Wenn das Gesetz 
wird, was hier vorgeschlagen ist, dann ist für die natürlichen 
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Ströme im Osten der preußischen Monarchie einfach die 
Abgabenfreiheit aufgehoben, und nicht einmal die Kautelen 
sind für sie dann vorhanden, die das Reichsgesetz einführen 
will für die Flüsse, die unter die Herrschaft der Zweckver- 
bände kommen sollen. Damit hängt eine andere Frage zu- 
sammen, nämlich die, ob nicht auf diesem Wege der mäßigende 
Einfluß der Wasserstraßentarife auf die Eisenbahntarife ver- 
loren zu gehen droht. 


Es kommt ein anderer Punkt hinzu: wenn der Gesetz- 
entwurf Gesetz wird, mag man nun mit den ausländischen 
Staaten zu einem Abkommen gelangen oder nicht, dann 
könnte es kommen, daß auf dem Rhein Schiffahrtsabgaben 
eingeführt werden, auf der Elbe nicht, daß auf der Weser 
wieder Schiffahrtsabgaben eingeführt werden, und bezüglich 
der ostpreußischen Ströme, also z. B. der Oder, gar keine 
Gewähr gegeben wäre, daß nicht schon viel früher als auf 
den anderen Strömen von Preußen Schiffahrtsabgaben einge- 
führt und erhoben werden. Ich glaube, daß gerade die 
Rücksicht auf diesen Teil Deutschlands dazu führen müßte, 
in dieser Beziehung eine Aenderung in den Bestimmungen 
des Gesetzes eintreten zu lassen. 


Fine andere Frage ist: wer entscheidet denn darüber, 
wieviel von den Summen, die aufgewendet worden sind, 
entfallen sollen auf das allgemeine Landesinteresse, wofür 
also die Steuerzahler im allgemeinen aufzukommen haben, 
und auf die Interessen der Schiffahrt? In der Begründung 
geht man leicht darüber hinweg; man sagt: das ist ja jetzt 
schon so. Ja, meine Herren, jetzt ist es nicht ganz so. 
Augenblicklich, wo die Abgabenfreiheit für die natürlichen 
Ströme besteht, liegt eigentlich kein Grund vor, eine der- 
artige Trennung so scharf vorzunehmen. Das wird aber 
künftig der Fall sein, und da haben zu entscheiden die Ver- 
waltungsausschüsse der Zweckverbände; aber z. B. die Strom- 
beiräte haben in dieser Beziehung lediglich ein konsultatives 
Votum, die Verwaltungsausschüsse sind hier an die Zu- 
stimmung der Strombeiräte nicht gebunden. 
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Es kommt dann in finanzieller Beziehung noch eine 
weitere Frage in Betracht, die, glaube ich, von den einzelnen 
Bundesstaaten nicht scharf genug ins Auge gefaßt werden 
kann. Einer der Herren Vorredner hat bereits auseinander: 
gesetzt, wieviel Geld nötig ist, um die Bauten auszuführen, 
die nach dem Gesetz ausgeführt werden sollen. Er ist da 
für den Rhein auf 78 Millionen Mark gekommen, indem er 
bezüglich der Mainkanalisation ein Viertel und bezüglich 
der Neckarkanalisation 30 Prozent abgesetzt hat, die von den 
einzelnen Staaten besonders zu tragen sind. In bezug auf 
diese Kostensumme kann ich ihm beistimmen; ich kann aber 
nicht mit ihm übereinstimmen bezüglich der Kosten für die 
Verzinsung und die Amortisation sowie für die Unterhaltung 
der bereits früher gemachten und der neu auszuführenden 
Bauten. Eine Berechnung, die sich ebenfalls in der Denk- 
schrift findet, die mir heute zugegangen ist, beziffert den 
Kostenaufwand nicht auf 4'/, Millionen jährlich, sondern 
auf nicht weniger als 14 Millionen jährlich. Ich kann die 
Zahlen natürlich nicht nachprüfen, ich kann aber auch die 
Zahlen des Herrn Kollegen Am Zehnhoff nicht ohne weiteres 
zugeben; es fehlt uns eben in der uns gemachten Vorlage 
alles, um sich ein Urteil über die ganzen Verhältnisse zu 
bilden. Wir wissen nichts davon, was die Unternehmungen 
kosten werden, wir wissen nicht, was an Unterhaltungskosten 
in Aussicht zu nehmen ist, und diese Unterhaltungskosten 
wachsen von Jahr zu Jahr, je größer das Stromnetz ist, das 
bearbeitet wird. Ich weiß nicht, ob diese 14 Millionen 
richtig sind; aber ich weiß ganz genau, daß, wenn auch nur 
ein Teil dieser Kosten, also vielleicht die Hälfte oder drei 
Viertel, in Aussicht zu nehmen ist, die Schiffahrtsabgaben 
bei den jetzigen Sätzen nicht die Beträge aufbringen können, 
die zur Verzinsung und Amortisation sowie zur Unterhaltung 
nötig sind. Und wenn das der Fall ist, was bedeutet das 
für die Finanzen der Bundesstaaten? Die Bundesstaaten 
sind zwar nach dem Gesetzentwurf souverän bezüglich der 
Strombauten, und sie sind auch nicht gezwungen, aus ihren 
eigenen Mitteln Gelder aufzuwenden; aber sie sind doch, 
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wenn die aus den Schiffahrtsabgaben aufkommenden Beträge 
nicht ausreichen, um die Verzinsung und Unterhaltungskosten 
zu decken, gar nicht in der Lage, etwas anderes zu tun, als 
aus ihren eigenen Mitteln Gelder zuzuschießen. Und wenn 
das der Fall ist, dann sind die Verhältnisse der bundesstaat- 
lichen Finanzen nicht gesichert, sondern auf eine schwankende 
Basis gestellt. 

Und nun die wirtschaftlichen Folgen, die sich aus dem 
Gesetze ergeben! Zunächst ist immer im Entwurf von der 
Schiffahrt die Rede. Aber die Schiffahrt ist doch nur ein 
Mittel zum Zweck, sie ist nicht Selbstzweck. Der eigent- 
liche Zweck ist die Stärkung der deutschen Volkswirtschaft 
nach innen und nach außen hin. Der eigentliche Zweck ist 
die Aufrechterhaltung der Weltmarktstellung für unsere 
Industrie und unsern Handel und damit unserer politischen 
Machtstellung überhaupt. Daß nun die süddeutschen. 
Staaten, die süddeutsche Industrie durch die Schiffahrts- 
abgaben geschädigt werden, wird niemand bestreiten können, 
denn am Oberlauf der Ströme, in Süddeutschland, hat sich. 
die Industrie auf Grund der Abgabenfreiheit entwickelt; und. 
indem ihr diese Abgabenfreiheit genommen wird, muß sie 
unter allen Umständen Schaden erleiden, einen Schaden auch 
dann, wenn die staffelweise Tarifierung eingeführt wird, die 
doch immer schlechter und schlimmer für die Industrie ist 
als die Freiheit von Abgaben. Das fiskalische Interesse tritt 
aber ganz besonders hervor in der Bestimmung, daß die Ab= 
gaben schon eingeführt werden sollen, wenn auch nur ein 
Viertel der voraussichtlichen Baukosten für das betreffende 
Stromgebiet aufgewendet worden ist, und zwar Baukosten 
inklusive Bauzinsen. Die Begründung sagt ja, es solle 
Leistung und Gegenleistung gegeneinander aufgewogen 
werden, das ließe sich zwar nicht auf den Pfennig genau 
berechnen, aber im großen und ganzen doch. Mit diesem 
Grundsatz steht aber die Erhebung der Schiffahrtsabgaben. 
schon in dem Zeitpunkt, in dem erst ein Viertel der Ausgaben 
geleistet worden ist, im allergrellsten Widerspruch. Es sollen 
Schiffahrtsabgaben künftighin bezahlt werden, auch wenn die 
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Werke, für die die Gelder aufgewendet sind, noch nicht 
fertiggestellt sind, also die betreffenden Interessenten noch 
nicht einmal einen Nutzen von den Schiffahrtsverbesserungen 
haben. Sie müssen Abgaben zahlen, während sie die Gegen- 
leistung erst in fünf oder zehn Jahren erhalten. 

Dann wirft sich auch die Frage auf, was bezüglich 
derjenigen geschehen soll — und ich komme damit auf das, 
was der Herr Abgeordnete Dr. Am Zehnhoff gesagt hat —, 
die von den Schiffahrtsabgaben überhaupt keinen Nutzen 
haben. Wenn die Fahrrinne des Rheins vertieft wird, wenn 
da Schiffe mit 900 Tonnen fahren können, so macht das 
natürlich den kleinen Schiffern mit ihren Fahrzeugen von ein 
paar hundert Tonnen Konkurrenz. Die kleinen Schiffer 
brauchen aber gar nicht die Vertiefung der Fahrrinne, sie 
haben also keinen Nutzen, sondern sogar einen Nachteil. 
Trotzdem sollen sie ebenso wie diejenigen, die einen Nutzen 
haben, zu den Schiffahrtsabgaben herangezogen werden. Das 
ist die sogenannte ausgleichende Gerechtigkeit, die mir immer 
einen gewissen Schauder einflößt, wenn ich in wirtschaft- 
lichen Dingen in der Weise sprechen höre, wie dies in der 
Begründung des Gesetzentwurfs der Fall ist. 

Die wichtigste Frage von allen ist aber das Verhältnis 
zum Ausland. In Angelegenheiten der Beziehungen des 
Reiches zum Ausland ist es ja häufig wünschenswert, sich 
einer gewissen Zurückhaltung zu befleißigen. Aber ich finde, 
daß diese Zurückhaltung in den preußischen Denkschriften, 
besonders auch in der preußischen Denkschrift vom De- 
zember 1909, nicht beobachtet und in ihnen auf das Verhält- 
nis zum Ausland direkt hingewiesen worden ist. Der Herr 
Reichskanzler hat gesagt, es würden bezüglich der Schiffahrts- 
abgaben die Beziehungen zum Auslande in derselben freund- 
schaftlichen Weise geregelt werden, wie es geschehen sei bei 
der Verhandlung mit den deutschen Bundesstaaten. Ich weiß 
nicht, ob in allen Stadien der letzteren Verhandlungen die 
Freundschaftlichkeit als ein Muster hingestellt werden kann 
für die künftigen Verhandlungen mit dem Auslande, ob 
nicht 'eine etwas freundschaftlichere Verhandlung stattfinden 
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muß als bei den Verhandlungen mit den Bundesstaaten. 
Diese haben ja allerdings schließlich zugestimmt, aber — fragt 
mich nur nicht wie! Was sollen denn nun die ausländischen 
Staaten tun? Sollen sie zustimmen, daß wir Abgaben auf 
den natürlichen deutschen Strömen erheben? Das ist ihnen 
wohl kaum ohne Kompensation zuzumuten! Sollen z. B. die 
Niederlande eine Kompensation in der Richtung bekommen, 
daß ihnen unsererseits gestattet wird, auf den holländischen 
Strecken des Rheins Schiffahrtsabgaben einzuführen? Das 
würde eine doppelte Schädigung unserer Volkswirtschaft sein. 
Finmal die Schiffahrtsabgaben auf unseren Strömen als 
Schädigung der Industrie und das andere Mal für unseren 
ganzen Handel zur See, der über Rotterdam geht, eine neue 
Auflage, die wahrscheinlich noch viel erheblicher sein würde 
als diejenige, die wir im Inlande einführen würden. Ich 
glaube, diese Kompensation ist unmöglich. Eine andere 
Kompensation ließe sich denken — und in den Zeitungen 
ist davon ganz ernstlich die Rede gewesen —, Oesterreich 
und den Niederlanden zu gestatten, frei auf unseren Strömen 
zu fahren, während deutsche Schiffe Abgaben zu zahlen 
haben. Ich kann mir nicht denken, daß jemals nur entfernt 
seitens der Verbündeten Regierungen daran gedacht worden 
ist, etwas Aehnliches zu gestatten. Das hieße ja unsere 
gesamte Volkswirtschaft und Industrie gegenüber dem Aus- 
lande geradezu als das Aschenbrödel hinstellen. Ich kann 
mir, wie gesagt, nicht denken, daß das geschehen wird, und 
ich würde glauben, daß es zur allgemeinen Beruhigung bei- 
trägt, wenn uns wenigstens in dieser Beziehung seitens der 
Vertreter der Verbündeten Regierungen die Erklärung ab- 
gegeben würde, daß mit dieser Eventualität unter keinen 
Umständen zu rechnen ist. 

Ich muß mich, was die Beziehungen zum Auslande 
betrifft, auf diese Ausführungen beschränken. Ich weiß, daß 
im Auslande ja auch bereits verschiedene Stimmen sich 
geäußert haben. Bis jetzt sind sie ablehnend. Ob sie auf 
die Dauer ablehnend sein werden, das will ich nicht unter: 
suchen, das kann ich nicht beurteilen. Aber in den nieder- 
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‚ändischen Zeitungen ist bereits die Frage erörtert worden, 
ob Oesterreich und die Niederlande den deutschen Zweck- 
verbänden beitreten könnten. Die Stimmung im Auslande 
ist dagegen, man fürchtet daraus die erheblichsten Kom- 
plikationen. Wir aber, glaube ich, sollten uns gegen diesen 
Beitritt ausländischer Staaten in innerdeutsche Verbände, die 
doch von den deutschen Bundesstaaten errichtet werden, aus- 
sprechen. Ich glaube nicht, daß es wünschenswert ist, Ver: 
wickelungen heraufzubeschwören, die durch ein derartiges 
Zusammenarbeiten entstehen können; das zu vermeiden liegt 
im dringendsten Interesse der internationalen Beziehungen 
des Deutschen Reiches. 

Wir werden in der Kommission eifrig mitzuarbeiten 
bemüht sein. Aber so, wie die Verhältnisse jetzt liegen, wie 
sich der Gesetzentwurf jetzt präsentiert, indem er eine Ver- 
ringerung der Rechte des Reichstags in Aussicht stellt, kann 
seitens der größten Mehrzahl unserer Freunde eine Zu- 
stimmung zu dem Gesetzentwurf nicht in Aussicht gestellt 
werden. 

Ich schließe mit den Worten aus der sächsisch-badischen 
Denkschrift: wir geben uns der Hoffnung hin, daß es gelingen 
wird, die Abgabenfreiheit der deutschen Ströme, dieses 
Wahrzeichen der deutschen Einheit, dieses Bollwerk des 
guten Einvernehmens zwischen den deutschen Bundesstaaten, 
zu schirmen und zu erhalten. 


Portoverteuerungen und Postverkehrsfragen. 
| (Nr. 27 und 28.) 
Vorbemerkung. 


Die in den beiden folgenden Reden neben anderem 
besprochene Heraufsetzung des Ortsportos ist eine 
Folge der Finanzreform von 1906. Der Reichstag stimmte 
damals einer Resolution der Finanzkommission zu, in 
welcher der Reichskanzler ersucht wurde, die Reichs- 
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einnahmen durch Beseitigung der im Orts- und Nachbar: 
ortsverkehr bestehenden Ausnahmetarife für Postkarten, 
Drucksachen, Warenproben und Geschäftspapiere zu er- 
höhen (Nr. 388 der Reichstagsdrucksachen 11. Legislatur- 
periode II. Session). Der Ertrag der vorgeschlagenen 
Maßregel wurde auf 12 Millionen Mark veranschlagt. 
Der Reichskanzler entsprach der Resolution durch 
die Verordnung vom 23. Juni 1906. Dadurch wurde vor 
allem die am 1. April 1900 eingeführte Zweipfennig- 
Postkarte beseitigt. Da der finanzielle Ertrag der Porto: 
erhöhung infolge des geringeren Verbrauchs von Post- 
karten nicht der Veranschlagung entsprach, schlug die 
Regierung bei der Finanzreform von 1909 die Herab- 
setzung des Postkartenportos im Ortsverkehr auf 3 Pfennig 
vor. Der Vorschlag kam aber nicht zur Ausführung, 
weil keine Einigung über eine den entsprechenden Ein- 
nahmeausfall deckende Einnahmequelle erzielt wurde. 
Auf die in der Reichstagssitzung am 9. März 1910 von 
dem Abgeordneten Kaempf (Rede Nr. 28) abermals 
gegebene Anregung zur Einführung der Dreipfennig- 
Postkarte antwortete der Staatssekretär des Reichspost- 
amts Kraetke ablehnend, weil bei der Finanzreform nicht 
die Mittel bewilligt worden seien, um den Einnahme- 
ausfall zu decken. 


Rede im Reichstag zum Etat der Postverwaltung für 1906 
am 8. März 1906. 


(No. 27.) 


Meine Herren, nachdem in der dreitägigen Debatte über 
den Postetat fast ausschließlich von Personalien die Rede 
gewesen ist, glaube ich, daß es an der Zeit wäre, einen kurzen 
Blick auf den Verkehr der Post zu werfen, der doch in der 
Tat auch seine große Bedeutung hat. Allerdings ist das Bild, 
welches sich uns augenblicklich darbietet, kein gerade günstiges; 
denn es ist eine bedauernswerte Tatsache, daß auf der Suche 
nach neuen Finanzquellen für das Reich und nach neuen 
Steuern sowohl von seiten der Verbündeten Regierungen wie 
aus der Mitte dieses Hauses Projekte gezeitigt worden sind, 


254 


die im direkten Widerspruch stehen, mit dem Grundsatze, 
daß man den Verkehr verbilligen soll, um ihn zu heben und 
neuen Verkehr zu schaffen. Schon in der Reichsverfassung 
ist dieser Grundsatz im Artikel 45 zum Ausdruck gekommen; 
leider scheint es, als wenn die Bemühungen augenblicklich nach 
der entgegengesetzten Seite gingen, als wenn nicht mehr an- 
erkannt würde, daß eine Verbilligung des Verkehrs eine Ver- 
mehrung desselben, daß die Vermehrung des Verkehrs eine 
Vermehrung des Wohlstandes herbeiführt, und daß aus 
einer Vermehrung des Wohlstandes die besten Einnahme- 
quellen für die Staaten und das Reich erwachsen. Ich sehe 
ganz ab von den Bestrebungen, die sich geltend gemacht 
haben, eine Erhöhung der Eisenbahntarife herbeizuführen — 
das gehört nicht unmittelbar zu dem Kapitel, das hier zu 
verhandeln ist; aber ich muß es kurz in die Erinnerung zurück-= 
rufen, in wie merkwürdiger Weise sich die Angelegenheit der 
Eisenbahntarifreform gestaltet hat. 

Im preußischen Abgeordnetenhause ist der Wunsch 
ausgesprochen worden, die Tarifreform möchte so in die 
Wege geleitet werden, daß keine wesentliche Herabsetzung 
der Einnahmen des preußischen Staates herbeigeführt 
werde. Es ist dann eine Eisenbahntarifreform von 
dem preußischen Herrn Eisenbahnminister vorgelegt worden, 
in der an eine Herabsetzung der Einnahmen nicht mehr 
gedacht wird, in der vielmehr kraft des kautschukmäßigen 
Artikels über die Schnellzüge eine Erhöhung der Tarife 
zum Ausdruck zu kommen scheint. Daran schließt sich im 
Reiche eine Stempelgebühr auf die Eisenbahnfahrkarten, 
wie sie von den Verbündeten Regierungen vorgelegt ist, und 
schließlich aus der Mitte des Hauses eine kilometrische 
Erhöhung der Fahrpreise für Personen. Ich werde, wie ge- 
sagt, von dieser Tarifreform nicht sprechen, da sie nicht un- 
mittelbar mit dem Postetat zusammenhängt; aber immerhin 
steht sie zu ihm in mittelbarer Beziehung. Ich komme viel- 
mehr zu den Verkehrserschwerungen und -verteuerungen, die 
in einem direkten Zusammenhang stehen mit der Post- 
verwaltung. 
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Es hat, glaube ich, überall das größte Erstaunen erweckt, 
als bekannt wurde, daß seitens der Verbündeten Regierungen 
der Vorschlag gemacht worden war, das Porto für Postpakete 
und ebenso die Gebühren für die Postanweisungen in Form 
von Reichsstempeln und Reichssteuern zu erhöhen. Denn 
tatsächlich ist es doch nur das Mäntelchen, das der Sache 
umgehängt worden ist, wenn man die Form des Stempels. 
und der Steuer gewählt hat. Tatsächlich sind es glatte Porto- 
erhöhungen sowohl für die Postpakete wie für die Postan- 
weisungen. Das gleiche gilt von dem Stempel auf Ansichts- 
postkarten, mag dieser nun beim Fabrikanten erhoben werden 
oder durch Aufkleben einer Marke auf die Postkarte, — 
jedenfalls ist es eine Erhöhung des Portos für die Ansichts- 
postkarte von 2 auf 4 Pfennig bzw. von 5 auf 7 Pfennig. 
Noch viel bedeutsamer tritt die Erhöhung des Portos in die 
Erscheinung, wenn berücksichtigt wird, daß im Ortsverkehr 
die billigen Sätze, die augenblicklich bestehen, d.h. 2 Pfennig 
für die Postkarte und 5 Pfennig für den Brief, beseitigt und 
dadurch eine der wichtigsten Errungenschaften, die im Laufe 
der letzten Jahre gemacht worden sind, wieder in Frage ge- 
stellt werden sollen. Die ganze Tendenz, welche die Post- 
verwaltung im Laufe der letzten fünfzig Jahre verfolgt hat, 
ist auf die Verbilligung des Portos gerichtet gewesen, um den 
Verkehr zu erleichtern und ihm neue Gebiete zu erschließen. 
Ich muß beinahe annehmen, daß dem Herrn Staatssekretär 
des Reichspostamts angst und bange wird, wenn er alle die 
Versuche sieht, die gemacht werden, um das stolze Gebäude 
niederzureißen, das sein Vorgänger und er selbst in der Post- 
verwaltung aufgebaut haben. 

Motiviert werden die vorgeschlagenen Erhöhungen des 
Portos dadurch, daß behauptet wird, für die einzelnen Zweige 
der Postverwaltung deckten die Einnahmen nicht mehr die 
Unkosten, so namentlich bei den Postpaketen. Es wird be- 
hauptet, daß ein Postpaket von 5 Kilo, das von Königsberg 
i. P. nach Straßburg i. E. gehe, für 50 Pfennig nicht befördert 
werden könne, daß die Post dabei einen Verlust erleide. 
Nun, ich glaube nicht, daß es richtig ist, den Betrieb der 
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Post so in seine einzelnen Atome zu zergliedern. Wenn das 
der Fall wäre, dann müßten Sie auch in den Fällen, in denen 
die Selbstkosten der Post hinter den Einnahmen zurückbleiben, 
die Einnahmen, d. h. das Porto, herabsetzen. Der Betrieb 
der Post kann nur als ein Ganzes und als ein Einheitliches 
betrachtet werden, und man kann ihn nicht in die Teile zer- 
legen, wie es geschieht, wenn man von den einzelnen Post 
paketen spricht oder von den Briefen, die auf lange Ent- 
fernungen befördert werden müssen. Das ist eben der Fort- 
schritt der letzten 50 Jahre, daß diese Vereinheitlichung und 
gleichzeitig Verbilligung des Portos eingetreten ist. Ich kann 
mich aus meiner Jugend noch der Zeit erinnern, wo Preußen 
in drei Postzonen eingeteilt war, in der ersten Zone kostete 
der Brief einen Groschen, in der zweiten zwei Groschen, in 
der dritten drei Groschen, und ich kann Sie versichern, es 
ging durch ganz Deutschland wie eine Erlösung, als dieser 
alte Zopf endlich einmal abgeschnitten, als ein einheitliches 
und billiges Porto für ganz Preußen eingeführt wurde, was 
ja dann späterhin auf ganz Deutschland ausgedehnt worden 
ist. Alles das soll jetzt rückwärts revidiert werden! Ich halte das 
für den größten Rückschritt, der in der Verkehrsentwicklung 
in den letzten 50 Jahren gemacht worden ist, an den man 
in diesen 50 Jahren überhaupt gar nicht einmal gedacht hat. 

Es scheint beinahe, meine Herren, als wenn die hohen 
Zollmauern, die wir um uns aufgebaut haben, anfangen, 
unseren Blick nach außen ein wenig zu verkürzen. Wenn 
wir hinausblicken nach dem Ausland, so finden wir überall 
daselbst das Bestreben, die Portosätze herabzusetzen. Frank- 
reich, das bisher noch einen Portosatz von 15 Centimes gleich 
12 Pfennigen für den einfachen Brief im Innern hatte, hat 
das Porto für die einfachen Briefe mit Wirkung vom 16. Ja- 
nuar d. J. herabgesetzt auf 10 Centimes gleich 8 Pfennige, 
und ganz neuerdings ist in Frankreich ein Gesetz beschlossen 
worden, wonach das Porto zwischen Frankreich und seinen 
Kolonien ebenfalls auf 10 Centimes herabgesetzt worden ist. 
Im britischen Weltreiche haben Sie dieselbe Erscheinung. 
Hier ist schon seit einer Reihe von Jahren zwischen England 
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und fast seinen sämtlichen Kolonien das Pennyporto für den 
einfachen Brief eingeführt worden. Beide Reiche haben dies 
getan in der festen Ueberzeugung, daß, indem sie die Porto- 
ermäßigung herbeiführen, sie für den Handel und für den 
Verkehr ihrer Länder eine der wichtigsten Maßregeln ergreifen, 
die sie nur ergreifen konnten. 

Wenn die Argumentation so häufig gehört wird, daß 
die Post die einzelnen Zweige ihres Verkehrs so mit Porto 
belegen müsse, daß jeder einzelne Zweig des Verkehrs die 
speziellen Selbstkosten decke, so muß ich darauf zurück- 
kommen, daß die Post ihren Betrieb nur als ein einheitliches 
Ganzes betrachten kann. Wenn sie das tut, dann finden Sie, 
daß nach dem uns vorliegenden Etat die Post- und Telegraphen- 
verwaltung in Deutschland einen Ueberschuß von 62 Millionen 
Mark abwerfen wird. Der Ueberschuß der Postverwaltung 
ist meiner Ansicht nach bereits eine Steuer, die dem Verkehr 
auferlegt wird, ebenso wie die vielen Hunderte von Millionen 
von Eisenbahneinnahmen, die über die Verzinsung und 
Amortisation der darin angelegten Kapitalien erworben werden, 
nichts anderes darstellen als eine Steuer auf die Benutzung 
des Eisenbahnverkehrs. Ich will nun nicht davon reden, ob 
eine solche Steuer in dieser Höhe gerechtfertigt ist oder nicht 
— auch das gehört nicht hierher. Aber das eine muß ich 
betonen, daß ein Ueberschuß von 62 Millionen Mark im 
deutschen Postetat keine Grundlage bietet dafür, die Porto- 
sätze zu erhöhen, sondern daß sie nur eine Grundlage bilden 
kann, zu erwägen, inwieweit nach den einzelnen Richtungen 
hin die Portosätze ermäßigt werden können. Diese Porto- 
verbilligung würde allerdings vorübergehend eine Ermäßigung 
in den Einnahmen herbeiführen, aber auch nur vorübergehend; 
denn schon nach wenigen Jahren würde sich herausstellen, 
daf3 dieser Verlust nicht nur eingebracht, sondern überholt 
worden wäre, und es würde sich herausstellen, in wie uns 
geheurem Maße der Volkswirtschaft im allgemeinen und dem 
Nationalwohlstand ein Dienst geleistet worden wäre. 

Wie sehr die Portoverbilligungen schließlich zu einer 
Erhöhung der Einnahmen des Reichs zu führen geeignet sind, 
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möchte ich an einigen Beispielen erläutern. Im Jahre 1900 
ist das Gewicht für gewöhnliche Briefe in Deutschland von 
15 auf 20 Gramm erhöht worden. Der damalige Staats- 
'sekretär des Reichspostamts, Herr v. Stephan, hat sich be- 
harrlich jahrelang dieser Reform widersetzt, weil nach seiner 
Berechnung die Posteinnahmen um 4 bis 5 Millionen Mark 
geschmälert werden würden. Tatsache aber ist, daß das erste 
Reformjahr eine Mehreinnahme von 12 Millionen Mark ge- 
bracht hat. In Aegypten ist im Jahre 1890 das Briefporto von 
20 auf 10 Pfennige herabgesetzt worden, und sofort ist der 
Briefverkehr um 50 Prozent gestiegen. In Luxemburg genau 
dieselbe Frscheinung. Nachdem der Vertrag zwischen Luxem- 
burg und Deutschland abgeschlossen war, wonach zwischen 
beiden Ländern die deutschen internen Portosätze gelten 
sollten, ist binnen 1!/, Jahren der Briefverkehr um 40 Prozent 
gestiegen, und das Pennyporto in England und seinen 
Kolonien hat von 1898 bis 1904 den Briefverkehr um 120 Pro- 
zent gesteigert, so daß) bereits jetzt eine wesentliche Mehrein- 
nahme zu konstatieren ist. Und dabei ist gar nicht berück- 
sichtigt, daß sich infolge dieses vergrößerten Briefverkehrs 
naturgemäß auch der Postpaketverkehr erheblich gehoben hat. 

Unter diesen Umständen scheint es mir Aufgabe des 
Deutschen Reichs zu sein, durch Portoherabsetzungen dem 
Verkehr neue Dienste zu leisten, und dadurch im Laufe von 
wenigen Jahren auch die Reichs- und Staatseinnahmen wesentlich 
zu erhöhen. 

Eine solche Reform bietet sich vor allem dar, wenn in 
Erwägung gezogen wird, wie notwendig es ist, den inter- 
nationalen Verkehr zu stützen durch Portoherabsetzung auf 
internationalem Gebiete, also dadurch, daß die internen Porto- 
sätze, wie sie jetzt in Deutschland und anderen Ländern be- 
stehen, ausgedehnt werden auch auf den Verkehr mit dem 
Ausland. Es würde dadurch der internationale Handel eine 
ungeheure Anregung bekommen, und es würde sich heraus- 
stellen, daß gerade durch diese Kräftigung des internationalen 
Handels vielleicht ein wenig der Schaden abgeschwächt werden 
könnte, den der internationale Handel namentlich für Deutsch- 
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land durch die neuen Handelsverträge erleiden muß. Im 
Mai d.J. wird in Rom der Weltpostkongrefß3 zusammenttreten. 
Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß der jetzige Herr Staats- 
sekretär, wie einst Herr v. Stephan der Schöpfer des Welt- 
postvereins gewesen ist, und wie derselbe trotz aller Schwierig- 
keiten diese Schöpfung ins Leben gerufen hat, bemüht sein 
wird, die Reformen auf dem Gebiete des internationalen Post- 
wesens, d. h. die Einführung eines einheitlichen und ver? 
billigten Weltportos, nicht nur anzuerkennen, sondern auch 
aufs wärmste zu unterstützen. 

Hierzu möchte ich einige Zahlen anführen, die Ihnen 
sofort klarstellen werden, daß) damit ein irgendwie gewagtes 
Experiment für Deutschland nicht gemacht werden wird. 

Es kommt zunächst die Frage in Betracht, welche rech- 
nerischen Mindereinnahmen sich daraus ergeben würden, daß 
für den Verkehr zwischen Deutschland und dem Auslande 
die Portosätze eingeführt werden, die im internen deutschen 
Verkehr gelten, also 10 Pfennig für den einfachen Brief, 
5 Pfennig für die Postkarte. Es liegt mir eine Berechnung 
vor, die entnommen ist einer Denkschrift, welche die 
Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin kürzlich 
veröffentlicht haben, und in der folgende Zahlen angeführt 
werden. Der gesamte deutsche Briefverkehr im Innern und 
nach außen hat 1903 umfaßt 1770 Millionen Briefe. Davon 
kamen auf den Inlandsverkehr 1626, auf das gesamte Aus- 
land 142 Millionen. Da aber in dem Auslandsverkehr ent- 
halten sind die Briefe nach Oesterreich-Ungarn, Bosnien, 
Herzegowina und Luxemburg, das heißt den Ländern, mit 
denen wir in Postunion stehen, so verbleiben für das 
postalische Ausland, das heißt an solchen Briefen, die 
20 Pfennig Porto kosten, nur 94 Millionen. Was die Post- 
anweisungen anlangt, so betrug der gesamte Verkehr 
1202 Millionen Stück, davon im Inland 1162 Millionen, 
nach dem Ausland, einschließlich Oesterreich und der Länder, 
mit denen wir in Postunion stehen, 40 Millionen und auf 
das postalische Ausland 22!/, Millionen. Und zwar sind 
das die Zahlen, die sich ergeben für Deutschland inklusive 
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Bayern und Württemberg. Rechnen Sie nun, daß diese 
sämtlichen Briefe und Postanweisungen, die bisher 20 bzw. 
10 Pfennig gekostet haben, in dem Porto herabgesetzt werden 
auf 10 und 5 Pfennig, so ergibt sich eine rechnerische Minder- 
einnahme von 10 600 000 Mark, die aber, wenn Sie Württem- 
berg und Bayern abziehen, sich reduziert auf 9 Millionen 
Mark. Das ist ja eine beträchtliche Summe; aber es ist doch 
nur die theoretische, rechnerische Ziffer der Mindereinnahme. 
Nach den Zahlen, die ich vorhin angeführt habe, unterliegt 
es keinem Zweifel, daß sofort im ersten Jahr eine Erhöhung 
des Verkehrs mit dem Ausland von mindestens 40 bis 50 Prozent 
eintreten würde, und um ebenso viel würden sich die Minder- 
einnahmen an Porto schon im ersten Jahre reduzieren, und 
im Verlauf weniger Jahre würde sich herausstellen, daß die 
gesamten Mindereinnahmen gedeckt wären, und daß darüber 
hinaus sehr erhebliche Einnahmen für das Reich erwachsen 
würden, ganz abgesehen davon, daß damit dem internationalen 
Handel und Verkehr im allgemeinen ein ungeheurer Dienst 
geleistet sein würde. Für Deutschland würde aber auch 
noch eine große nationale Frage damit im Zusammenhang 
stehen. Es wohnen außerhalb Deutschlands 3'/, Millionen 
deutsche Reichsangehörige, und allein in den Vereinigten 
Staaten waren im Jahre 1900 beinahe 8 Millionen Menschen 
deutscher Herkunft vorhanden. Ich glaube, daß es ein 
ungeheures Band des Zusammenhangs sein würde zwischen 
den Deutschen im Reich und den Deutschen im Ausland, 
mögen sie noch Reichsangehörige sein oder nicht, wenn durch 
eine Verbilligung des Portos der Verkehr zwischen beiden 
Teilen erleichtert, vermehrt und dadurch die Zusammen- 
gehörigkeit erhöht und erweitert würde. 

Ich weiß wohl, daß die Durchführung der Aufgabe 
ein einheitliches und verbilligtes Weltpostporto einzuführen, 
nicht leicht ist. Namentlich ist der Widerstand der Länder 
zu beseitigen, die jetzt ein Transitporto erheben, so zum 
Beispiel Belgiens, das für den postalischen Verkehr zwischen 
England und Deutschland und umgekehrt, dafür, daß die 
Post durch Belgien hindurchgeführt wird, eine Einnahme 
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erzielt, die im Jahre 1903 meines Wissens ungefähr 1 Million 
Franken betragen hat. Diese Transitgebühren sind, nament- 
lich auch zur See, zum Teil so groß, daß sie einen erheb- 
lichen Teil des Portos aufzehren, den das Ursprungsland 
des Verkehrs zu beziehen berechtigt ist. Aber alle diese 
Schwierigkeiten können überwunden werden, wenn man mit 
gutem Willen und mit Eifer an die Sache herantritt. Es ist 
gar kein Zweifel, daß auf dem Wege der Verhandlungen 
sich auch mit den Transitländern Abkommen würden treffen 
lassen, die eine allmähliche Herabsetzung der Transitgebühren 
herbeizuführen imstande wären; und wenn das geschieht, so 
würden die Schwierigkeiten schon zum weitaus größten Teile 
beseitigt sein. 

Ich glaube daher, daß der Herr Staatssekretär des 
Reichspostamtes durchaus nicht auf unüberwindlichen Wider= 
stand stoßen wird, wenn er auf dem Weltpostkongreß in 
Rom im Mai dieses Jahres eine darauf bezügliche Anregung 
geben wird. Ich kann ihm auch sagen, daß das Terrain 
bereits einigermaßen vorbereitet ist; denn es ist unter den 
Handelskammern der verschiedenen Länder bereits eine leb- 
hafte Bewegung im Gange: sie haben sich an ihre Regierungen 
gewandt, und seitens der Handelskammern wird es durch» 
aus nicht als ein verzweifeltes Unternehmen betrachtet, wenn 
der Weltpostkongreß in Rom mit dieser Frage befaßt werden 
sollte. Wenn nun auch der Baum, wie vorauszusehen ist, 
nicht auf den ersten Hieb fällt, so ist doch das anzustrebende 
Ziel so groß, daß es sich der Mühe verlohnt, die ersten 
Hiebe gegen diesen Baum, der noch steht, zu führen. Ich 
bin fest überzeugt, daß der Herr Staatssekretär des Reichs- 
postamtes, wenn er sich dieser Aufgabe mit Eifer und heißem 
Bemühen widmet, in der Lage sein wird, etwas ebenso Großes 
zu leisten, wie es sein Vorgänger, Herr von Stephan, durch 
die Gründung des Weltpostvereins geleistet hat. Hierzu 
eine Anregung zu geben, ist der Zweck der Ausführungen, 
die ich mir gestattet habe, Ihnen- vorzutragen. 


Rede im Reichstag zum Etat der Postverwaltung für 1910 
am 9. März 1910. 
(Nr. 28.) 

Bevor ich in die Besprechung einiger Punkte von all» 
gemeinem Interesse eingehe, möchte ich ein paar spezielle 
Fragen berühren, die sich aus der Praxis des Verkehrs er- 
geben haben, und die zu Wünschen führen, die ich glaube, 
dem Herrn Staatssekretär des Reichspostamtes ans Herz 
legen zu sollen. 

Das ist in erster Linie die Paketbeförderung zwischen 
Norddeutschland und Süddeutschland. Die Langsamkeit 
dieser Paketbeförderung hat schon seit Jahren zu Beschwerden 
Anlaß gegeben, und namentlich sind es die Orte Nürnberg, 
München und Frankfurt am Main, die sich darüber beklagt 
haben, daß Pakete, die in Berlin aufgegeben werden, nicht 
am folgenden, sondern erst am zweiten oder sogar am dritten 
Tage in die Hände der Adressaten gekommen sind. 

Was Nürnberg anlangt, so hat es eine Zeitlang ge- 
schienen, als wenn den Beschwerden abgeholfen sei dadurch, 
daf man dem Zuge, der um 6 Uhr 25 Minuten vom Anhalter 
Bahnhof abging, in Leipzig die Pakete entnommen und in 
einem verschlossenen Wagen nach Hof übergeführt hat, 
wodurch erreicht worden ist, daß noch am folgenden Mittag 
die Pakete in Nürnberg eintrafen. Neuerdings wird aber 
auch wieder über eine Verzögerung geklagt. 

Ebenso wird über diese Verzögerung seitens der 
Münchener Geschäftswelt geklagt. Ich weiß nicht, worauf 
das zurückzuführen ist; aber daß die Pakete in München erst 
am zweiten oder dritten Tage ankommen, ist von verschiedenen 
Seiten als Tatsache hingestellt und nicht widerlegt worden. 
Es wäre dringend zu wünschen, daß die Reichspostverwaltung 
dafür Sorge trüge, daß diese langsame Beförderung aufhörte, 
und daß namentlich, wie es mir scheint, ein gewisser Wider- 
spruch, der seitens der Eisenbahnverwaltungen geltend gemacht 
wird, beseitigt werden könnte. 

Noch viel schlimmer liegt es mit der Paketbeförderung 
nach Frankfurt am Main. Hier steht es fest, daß die Pakete, 
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die zwischen 3 und 6 Uhr nachmittags hier aufgegeben 
werden, erst am zweiten, manchmal auch am dritten Tage 
erst in die Hände der Adressaten kommen. 


Ich habe dann noch eine Beschwerde vorzutragen, die 
einen Nachbarort Berlins betrifft, nämlich die Gemeinde 
Mariendorf. Nach dem offiziellen Postbuch gehört Marien- 
dorf zu dem Nachbarortsgebiet von Berlin, so daß Briefe von 
Berlin nach Mariendorf nur mit 5 Pfennig zu frankieren sind. 
In Wirklichkeit aber ist ein Teil von Mariendorf, nämlich die 
Groß-Beerenstraße Nr. 39 bis 61, von dieser Begünstigung 
ausgeschlossen; dieser Straßenzug ist vielmehr zu Marienfelde 
geschlagen, und Marienfelde gehört nicht mehr zum Nach- 
barortsbezirk, sondern Briefe nach Marienfelde müssen mit 
10 Pfennig frankiert werden. Ich glaube, daß kein Anlaß 
vorliegt, die politische Gemeinde Mariendorf in zwei Teile 
zu zerreißen, sondern ich meine, daß, wenn eine politische 
Gemeinde Mariendorf besteht, sie auch postalisch als eine 
Gemeinde betrachtet und in ihrer Gesamtheit dem Nachbar- 
ortsverkehr angeschlossen werden sollte. 


Ich gehe zu einer allgemeineren Frage über, nämlich zu 
der Frage der Abschaffung des Ankunftsstempels auf 
Briefen. Schon im Jahre 1908 hat die Reichspostverwaltung 
den Ankunftsstempel auf Postkarten und Drucksachen ab- 
geschafft, und dem ist 1909 die Abschaffung des Ankunfts- 
stempels auf Briefen gefolgt. Wenn schon die Abschaffung 
des Ankunftsstempels auf Postkarten und Drucksachen von 
der Geschäftswelt mit einem gewissen Kopfschütteln . hin- 
genommen worden ist, so haben sich gegen die Abschaffung 
des Ankunftsstempels auf Briefen die allererheblichsten Be- 
denken ergeben, und es ist seitens der einzelnen Gewerbe- 
treibenden wie auch seitens der Handelsvertretungen ein 
energischer Protest dagegen erhoben worden. Denn durch 
den Wegfall des Ankunftsstempels auf Briefen entsteht die 
Schwierigkeit, daß es nicht mehr möglich ist, die Ankunfts- 
zeit und die richtige Bestellung der Briefe zu kontrollieren, 
und das ist für den Geschäftsverkehr mit einem außerordent- 
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lichen Nachteil verbunden. Die Reichspostverwaltung wendet 
gegen diesen Protest der Verkehrswelt ein, daß ja bei der 
Weglassung des Ankunftsstempels auf Postkarten und Druck- 
sachen sich keine Schwierigkeiten ergeben hätten. Dem 
möchte ich aber doch entgegensetzen, daß bei Postkarten 
seinerzeit als ein Hauptgrund für die Weglassung des An- 
kunftsstempels angegeben ist, daß, wenn der Ankunftsstempel 
verwendet würde, dann die auf der linken Seite der Post: 
karte etwa befindlichen Mitteilungen des Postkartenschreibers 
so verdeckt würden, daß sie nicht mehr gelesen werden 
könnten, und das ist auch größtenteils der Fall, namentlich 
seitdem der Ankunftsstempel durch eine Maschine hergestellt 
wird, wodurch die obere Seite der Postkarte vollständig mit 
schwarzen Strichen bedeckt ist. Was die Drucksachen an- 
langt, so wird bei diesen auf eine so prompte Beförderung 
und Bestellung der große Wert nicht gelegt wie bei Briefen. 
Die Reichspostverwaltung wendet ferner ein, daß sie schon 
seit langen Jahren für die Briefe, die am 31. Dezember und 
1. Januar ausgetragen werden, den Ankunftsstempel nicht 
verwendet, und daß dies keinerlei Reklamationen hervor: 
gerufen habe. Nun, meine Herren, ich glaube, daß diese 
beiden Tage, der 31. Dezember und der 1. Januar, Ausnahme- 
tage sind, daß an diesen der Verkehr in Briefen ein so großer 
ist, daß auf eine pünktliche Beförderung überhaupt nicht 
gerechnet werden kann, und wenn jemand seine Neujahrs- 
gratulation auch einen halben Tag oder einen Tag später 
erhält, wird das für sein Allgemeinbefinden und seine ge- 
schäftliche Tätigkeit von keiner übermäßigen Bedeutung sein. 
Man hat sich darin gefunden, daß an diesen beiden Tagen 
der Ankunftsstempel nicht verwendet wurde. Das ist also 
in keiner Weise als Grund gegen die Beibehaltung des An- 
kunftsstempels auf Briefen anzuführen. Ich muß vielmehr 
hervorheben, daß fast von allen Seiten aus dem großen 
Publikum heraus und namentlich aus der Geschäftswelt 
heraus ein energischer Widerspruch gegen diese Maßregel 
der Reichspostverwaltung erhoben worden ist, der um so 
energischer war, als man, bevor diese Neuerung eingeführt 
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wurde, nicht die Geschäftswelt selbst, weder die Landwirtschaft 
noch das Handwerk noch Handel und Industrie gefragt hat. 
Erst nachdem die Maßnahme getroffen war, erhob sich der 
Widerspruch auf den verschiedensten Seiten. Ich möchte 
noch hervorheben, daß vielleicht infolge des Widerspruchs, 
der sich aus dem großen Publikum ergeben hatte, neuerdings 
veröffentlicht worden ist, daß auf Einschreibbriefen und Eil- 
briefen der Ankunftsstempel wieder eingeführt werden soll. 
Nun scheint mir aber, daß gerade auf den Einschreibe- und 
Eilbriefen die Wiedereinführung des Ankunftsstempels viel 
weniger notwendig ist als bei den gewöhnlichen Briefen. 
Denn die Einschreibe- und Eilbriefe werden schon von der 
Post durch die Bücher, die darüber geführt werden, und die 
Notizen, die darüber vorhanden sind, kontrolliert. Gerade 
auf diese Kontrolle kommt es an. Findet eine solche Kontrolle 
nicht statt, so ist es menschlich erklärlich, daß nicht so sehr 
auf Einhaltung der Bestellzeit Bedacht genommen wird. 
' Daraus ergeben sich dann für den Geschäfts wie auch für 
den Privatverkehr derartige Nachteile, daß ich den dringenden 
Wunsch habe, der Herr Staatssekretär des Reichspostamtes 
möge die Maßnahme der Beseitigung des Ankunftsstempels 
auf gewöhnlichen Briefen wieder aufheben. 

Das führt zu der Frage des Postbeirats. Ich habe 
schon erwähnt, daß in der Geschäftswelt Mißstimmung 
herrschte, weil man sie wegen der Beseitigung des Ankunfts- 
stempels nicht vorher befragt hatte. Ich halte es für not- 
wendig, daß die Reichspostverwaltung bei allen wichtigen 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Verkehrs zuvor Sachver- 
ständige aus allen Kreisen der erwerbstätigen Stände hört, 
um sich ein Bild darüber zu schaffen, ob durch die geplante 
Maßregel erhebliche Interessen verletzt werden oder nicht. 
Ich will dahingestellt sein lassen, ob ein solcher Postbeirat 
ständig sein oder nur von Zeit zu Zeit ad hoc zusammen- 
berufen werden soll; ich persönlich würde einem ständigen 
Postbeirat den Vorzug geben; es haben sich aber viele 
Stimmen geltend gemacht, die dafür sind, daß derartige Post- 
konferenzen ad hoc zusammenberufen werden. 
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Eine der wichtigsten Neuerungen des letzten Jahres ist 
das Postscheckwesen, das gleich im ersten Jahre seines 
Bestehens eine außerordentlich erfreuliche Entwicklung ge- 
nommen hat. Die uns zugegangene Denkschrift der Reichs- 
postverwaltung über die Gestaltung des Postscheckwesens 
bietet sehr bemerkenswerte Einblicke in die Entwicklung 
dieser neuen Einrichtung. Gegen die Zahlen, die bezüglich 
der Kosten, die die neue Einrichtung verursacht hat, an- 
geführt worden sind, möchte ich aber doch einige Bedenken 
geltend machen. Die Denkschrift berechnet einen Ueber- 
schuß von 800000 Mark, wobei allerdings zugegeben wird, 
daß unter den Ausgaben des Jahres 1909 verschiedene ein- 
malige Ausgaben — im Betrage von 200000 Mark — vor: 
handen seien, so daß für das Jahr 1909 eigentlich ein Betriebs- 
überschuß von 1 Million zu verzeichnen ist. Dabei ist 
hinzugefügt, daß nicht berechnet seien die Unkosten, die bei 
den einzelnen Postanstalten entstehen, dadurch, daß Personal 
hat angestellt werden müssen, um die Zahlkarten und die 
ausgezahlten Beträge — insgesamt 19 Millionen verschiedene 
Posten — zu bewältigen. Die Kosten für diese Bewältigung 
berechnet die Denkschrift auf 1200000 Mark. Das macht 
für jeden einzelnen Posten 6'/, Pfennig. Ich glaube, jedes 
kaufmännische Geschäft würde Ihnen das billiger besorgen. 
Ich glaube, daß noch nicht 3 Pfennig pro Stück für die Be- 
wältigung dieses Geschäftsverkehrs berechnet werden können. 

Außerdem ist aber zu bemerken, daß wenn auf der 
einen Seite 19 Millionen verschiedene Posten haben bewältigt 
werden müssen, der Postanweisungsverkehr um 15 Millionen 
Stück zurückgegangen ist. Wenn für die Bewältigung von 
19 Millionen Zahlkarten und Auszahlungen 1200000 Mark 
aufgewendet werden müssen, dann muß doch für die Nicht- 
bewältigung von 15 Millionen Postanweisungen eine Ersparnis 
von ungefähr derselben Höhe gemacht worden sein; denn 
die Beamten, die bisher die Postanweisungen zu erledigen 
hatten, sind doch nun um die Arbeit erleichtert worden und 
hätten jedenfalls auch einen großen Teil der neuen Arbeit 
leisten können, oder ihre Anzahl hätte vermindert werden 
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können. Ich glaube daher nicht, daß diese Berechnung, die 
in der Denkschrift gegeben ist, richtig ist. 

Ferner möchte ich auf eins hinweisen. Es sind im 
ganzen im Durchschnitt etwa 70 Millionen Mark Guthaben 
der Scheckkunden bei der Reichspostverwaltung vorhanden 
gewesen. Davon sind verschiedene Beträge in Wechseln, 
andere in Wertpapieren angelegt worden, und auf diese 
Anlage berechnet die Denkschrift die Zinsen, so wie sie 
eingegangen sind; nicht berechnet sie aber die Zinsen auf 
39 Millionen Mark Ueberweisungen an die Reichshaupt- 
kasse. Das ist ja selbstverständlich, daß diese 39 Millionen 
Mark, die an die Reichshauptkasse überwiesen worden sind 
und dort als Betriebskapital der Reichshauptkasse fungieren, 
der Reichspostverwaltung direkt keine Zinsen gebracht haben. 
Aber dem Reiche haben sie doch Zinsen gebracht; denn um 
diesen Betrag von 39 Millionen sind jedenfalls die Ansprüche 
der Reichshauptkasse z. B. an die Reichsbank geringer gewesen, 
und sie hat bei der Reichsbank um so viel weniger Reichs- 
schatzscheine zu diskontieren nötig gehabt, also die Zinsen 
auf die Reichsschatzscheine gespart, und das macht auf ein 
Jahr berechnet auf 39 Millionen doch mindestens wiederum 
1200 000 Mark. 

Ich glaube daher, daß man, wenn man unter diesem 
Gesichtspunkt die Kostenrechnung der Reichspostverwaltung 
revidiert, zu der Ansicht kommen muß, daß das Postscheck- 
wesen der Reichspostverwaltung und dem Reiche nicht 800 000 
oder 1 Million Mark Ueberschuß gebracht hat, sondern 
einen Ueberschuß, den ich nahe an 2!/, bis 3 Millionen 
Mark berechne. Wenn das der Fall ist, dann ist eigentlich 
die Zusage, die ursprünglich gegeben war, nicht erfüllt, die 
dahin ging, aus diesem neuen Geschäftszweige der Post 
sollten nicht Ueberschüsse für das Reich herausgearbeitet 
werden, sondern dieser Geschäftszweig sollte der Allgemein- 
heit dienen, d.h. der Verbesserung und Modernisierung des 
Zahlungsverkehrs.. Das ist ja in der Tat der eigentliche 
Zweck der ganzen Einrichtung. Es kam nicht darauf an, 
einen neuen Dienstzweig bei der Post zu eröffnen, sondern 
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die Bestrebungen zu unterstützen, die seit vielen Jahren im 
Gange sind, und die dahin führen sollen, daß weniger bare 
Umlaufsmittel gebraucht werden und daß auf diesem Wege 
mit dazu beigetragen wird, den Zinsfuß in Deutschland zu 
verbilligen. 

Nun bin ich der Meinung, daß trotz der günstigen 
Erfolge, die das Postscheckwesen bereits erzielt hat, es doch 
noch nicht tief genug in alle Schichten der Bevölkerung ein- 
gedrungen ist, und daß alle Mittel angewandt werden müssen, 
um gerade den kleineren und mittleren Gewerbestand dazu 
zu bewegen, sich des Postscheckverkehrs statt barer Zahlungs- 
mittel zu bedienen. Dazu ist aber notwendig, daß die Ein- 
richtungen, die die Post trifft, möglichst wenig kompliziert 
sind, und in dieser Beziehung — glaube ich — ist an For: 
mularen und Schreibwerk etwas zu viel geschehen bei Ein- 
richtung des Postscheckverkehrs. Mir wenigstens ist von 
verschiedenen Seiten gesagt worden, daß man sich lieber 
noch des Verkehrs mit den Banken, des Bankkontos, bediene 
und lieber des Schecks mit 10-Pfennig-Stempel, als die ziem- 
lich umständlichen Formalitäten bei der Post zu erfüllen. 

Ebenso ist darauf zu dringen, daß eine größere Schnellig- 
keit in den Ueberweisungen stattfindet. Ich will Ihnen ein 
Beispiel anführen, das darstellt, in welcher Weise Ver: 
zögerungen, die für den Geschäftsverkehr durchaus unlieb- 
sam sind, durch das augenblickliche Verfahren herbeigeführt 
werden. Wenn z. B. der Geschäftsmann A in Görlitz an B 
in Frankfurt a. OÖ. eine Ueberweisung durch Postscheckkonto 
zu machen hat, dann muß er den roten Ueberweisungsscheck 
zunächst an das Scheckamt in Breslau übersenden. Das 
Scheckamt in Breslau informiert dann das Scheckamt in Berlin, 
von dem Frankfurt a. ©. ressortiert, und das Scheckamt Berlin 
teilt dem Scheckkunden in Frankfurt a. ©. mit, daß die und 
die Ueberweisung eingegangen sei. Alsdann kann der Scheck= 
kunde in Frankfurt a. O. über den Betrag verfügen. Darüber 
vergehen drei Tage, und drei Tage im Geschäftsverkehr sind 
von einer derartigen Bedeutung, daß die Verzögerung für 
den Betreffenden von nachteiligen Folgen sein kann. Es 
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lassen sich nach meiner Ansicht ein oder auch zwei Tage 
an der Verzögerung ersparen, wenn nämlich das Scheckamt 
in Breslau sofort den Scheckkunden in Frankfurt a. ©. benach- 
richtigt; er ist dann sicher, daß, wenn er über den Betrag 
verfügen will, der Betrag bei dem Postscheckamt in Berlin 
eingegangen ist. 

Einer der wichtigsten Punkte des Postscheckwesens ist 
das Verhältnis zur Reichsbank, und daß das Postscheckwesen 
in Verbindung gebracht wird mit dem Reichsbankgirokonto. 
In dieser Beziehung hat die Reichspostverwaltung manches 
getan, und ich erkenne das durchaus an. Aber auch hier ist 
die Umständlichkeit derart, daß der Ueberweisung von Post= 
scheckkonto auf Reichsbankgirokonto vielfach vorgezogen 
wird, das Bargeld bei der Post in Empfang zu nehmen und 
bei der Reichsbank einzuzahlen. Dadurch wird natürlich der 
Zweck der ganzen Einrichtung illusorisch. Es gibt hier nur 
ein Mittel, um gründliche Abhilfe zu schaffen, und das 
besteht darin, daß alle Postscheckämter dem Abrechnungs- 
verkehr bei der Reichsbank, sei es in Berlin oder an anderen 
Orten, wo Abrechnungsstellen der Reichsbank bestehen, bei- 
treten. Nur auf diesem Wege kann gründliche Abhilfe 
geschaffen werden gegen den Uebelstand, daß die Zahlungen, 
die durch Ueberweisungen geleistet werden können, nach wie 
vor durch Bareinzahlung geleistet werden. 

Meine Herren, obwohl in den Einrichtungen, die im 
Postscheckwesen getroffen sind, mancherlei zu bessern ist, so 
bin ich weit entfernt davon, zu leugnen, daß die Reichspost- 
verwaltung Vorzügliches in dieser Beziehung geleistet hat. 
Ich erkenne an, daß in kurzer Zeit eine Organisation ge- 
schaffen worden ist, die, wenn sie auch noch an einzelnen 
Mängeln leidet, doch jedenfalls die Grundlage bildet und 
bietet für eine günstige Entwicklung des ganzen Scheck- 
wesens. Ich bin dem Herrn Staatssekretär des Reichspost- 
amts besonders dankbar dafür, daß er mit Oesterreich-Ungarn 
und der Schweiz, mit den Postsparkassen und der Post- 
verwaltung Abmachungen getroffen hat, wonach ein inter- 
nationaler Zahlungsausgleich auf dem Wege des Postscheck- 
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wesens herbeigeführt worden ist, ein Fortschritt, der in der 
Tat nicht hoch genug angeschlagen werden kann, und von 
dem nur zu hoffen ist, daß er sich auch auf andere Länder 
in Kürze erstrecken möge. 

Schließlich muß ich noch zwei Angelegenheiten zur 
Sprache bringen, die ganz besonders dem Handelsverkehr 
am Herzen liegen: das ist einmal das Ortsporto und das 
andere das Weltpostporto. 

Als die Finanzreform im vorigen Jahre zur Beratung 
gebracht wurde, war in der Regierungsvorlage in Aussicht 
gestellt, das billige Ortsporto und, wenn nicht die Zwei- 
pfennigpostkarte, so doch wenigstens eine Dreipfennigpost- 
karte einzuführen. Davon ist es ganz still geworden, und 
ich bedaure, daß der Herr Staatssekretär des Reichspostamts 
diese Maßregel nicht von neuem aufgegriffen hat, eine Maß- 
regel, die den ganzen Verkehr erleichtern würde, und die 
ihm auch bei den Telephongebühren nach der Richtung hin 
helfen würde, daß das Telephon entlastet wird, indem die 
billige Gelegenheit, im Ortsverkehr durch Postkarte zu 
korrespondieren, wieder zur Geltung kommen würde; denn 
heute ist das Telephon zum Teil überlastet, während man 
sich auf der anderen Seite fragt, ob man denn 5 Pfennig 
anwenden soll, um durch Postkarte die Korrespondenz zu 
erledigen, die man sonst mündlich erledigen würde. Ich 
glaube, daß die Wiedereinführung des billigen Ortsportos, 
die Wiedereinführung einer Postkarte — ich will einmal sagen 
zu 3 Pfennig — den Beifall des gesamten Gewerbestandes 
und des ganzen Privatpublikums haben würde, und ich kann 
dem Herrn Staatssekretär des Reichspostamts nicht warm genug 
ans Herz legen, sich dieser Sache von neuem anzunehmen. 

Was das verbilligte Weltpostporto anlangt, so sind 
wir ja vor Jahr und Tag einen kleinen Schritt vorwärts 
gekommen dadurch, daß die deutsche Reichspostverwaltung 
mit der amerikanischen ein Abkommen dahin getroffen hat, 
daß diejenigen Briefe, die direkt auf dem Seewege zwischen 
Deutschland und Amerika befördert werden, und umgekehrt, 
demselben billigen Porto unterliegen, wie es für den Inland- 
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verkehr eingeführt ist. Das ist aber doch nur ein sehr 
kleiner Schritt vorwärts. Die nächste Weltpostkonferenz wird 
erst, soviel ich weiß, in vier oder fünf Jahren stattfinden, und 
eine Ermäßigung der Weltpostgebühren kann daher, bevor 
diese Weltpostkonferenz zusammentritt, nicht wohl in Aussicht 
genommen werden. Etwas anderes aber ist es mit der Frage, 
ob dieser Einführung des verbilligten Weltpostpertos nicht 
dadurch vorgearbeitet werden könnte, daß zwischen den 
benachbarten Staaten besondere Postunionen abgeschlossen 
werden, wie diese die Bestimmungen des Weltpostvereins 
durchaus zulassen, und wie dies schon herbeigeführt ist 
zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn und Deutsch- 
land und Luxemburg. Der Einführung des Weltpostportos 
steht hauptsächlich im Wege die Höhe der Transitgebühren, 
die von denjenigen Staaten erhoben werden, die nicht End- 
ziel der Korrespondenz sind, sondern durch deren Gebiet 
die Briefe transitieren, die also z. B. von Deutschland nach 
England expediert werden und durch Belgien transitieren. 
Da nimmt Belgien eine Transitgebühr, die sehr erheblich ist, 
und die infolgedessen die Kosten des Portos für die Post= 
verwaltungen bedeutend erhöhen. Ich glaube, daß auch diese 
Transitgebühren ermäßigt werden müssen. Aber das sind 
Dinge, die wir nicht ohne weiteres herbeiführen können. 
Wohl aber können wir eine Verbilligung des Portos mit unseren 
Nachbarländern herbeiführen, und ich glaube, daß der Herr 
Staatssekretär des Reichspostamts dem Verkehr einen guten 
Dienst erweisen würde, wenn er jede Gelegenheit benutzte, 
um derartige Ermäßigungen des Portos mit den Nachbar- 
ländern herbeizuführen. Das ist nicht nur für den Geschäftsver- 
kehr, nicht nur für die Entwicklung unseres Handels wünschens- 
wert, sondern das ist auch wünschenswert vom allgemeinen 
politischen Standpunkt aus. Ich glaube, daß ein lebhafter 
Briefverkehr zwischen den Bewohnern der verschiedenen 
Länder manche Differenzen beseitigen würde, die vielleicht 
vorhanden sind. 

Ich möchte nur die eine Frage anregen, ob es denn 
nicht für unser politisches Verhältnis mit Frankreich von 
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außerordentlichem Nutzen sein würde, wenn es möglich wäre, 
mit Frankreich eine Postunion herbeizuführen, wie wir sie 
seit mehr als 30 Jahren mit Oesterreich-Ungarn haben. Viel- 
leicht bieten auch künftige Handelsvertragsverhandlungen die 
Möglichkeit, auf die Einführung eines ermäßigten Portos 
zwischen den verschiedenen Ländern zu drängen. Die Handels-' 
verträge haben sich ja leider so gestaltet, daß bei jedem 
Handelsvertrag dieZollmauern erhöht worden sind. Eswäre von 
der höchsten Wichtigkeit, wenn einmal eine Maßregel er- 
griffen würde, die nun den Verkehr zwischen den Ländern 
erleichterte und so wenigstens eine gewisse Kompensation 
böte für die Erschwerungen, die durch die Zollerhöhungen 
naturgemäß herbeigeführt werden. Auch diese Frage lege 
ich dem Herrn Staatssekretär des Reichspostamts dringend 
ans Herz. Er würde sich ein großes Verdienst erwerben, 
wenn er den alten Grundsatz zu Ehren brächte, daß der 
Verkehr sich entwickelt, wenn er erleichtert wird, und daß 
mit der erleichterten Verkehrsentwicklung eine größere Wohl- 
habenheit der Bevölkerung sich entwickelt und eine größere 
Stärkung der Steuerfähigkeit der einzelnen Länder, folglich 
auch in Deutschland. | 


Weltpostporto. 
(Nr. 29 und 30.) 


Vorbemerkung. 


Am 6. Juli 1905 richteten die Aeltesten der Kauf: 
mannschaft von Berlin an den Staatssekretär des 
Reichspostamtes die Bitte, auf dem bevorstehenden 
Weltpostkongreß zu Rom für eine Ermäßigung der 
internationalen Portosätze etwa bis auf die inländischen 
Sätze zu wirken. Dabei wurde auf die geschäftlichen 
Vorteile hingewiesen, welche der englische Handel 
durch die im Jahre 1898 erfolgte Einführung des Penny- 
portos im Verkehr Englands mit seinen Kolonien und 
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neuerdings auch mit Aegypten gehabt habe. Sofern 
keine allgemeine Herabsetzung zustande käme, sollte 
Deutschland versuchen, mit seinen Nachbarländern Ver: 
träge zur Herabsetzung des Portos abzuschließen. Be: 
deutende Handelsvertretungen im Auslande, an welche 
das Aeltestenkollegium mit derselben Anregung heran- 
trat, antworteten zustimmend. In einer Denkschrift vom 
Februar 1906 setzte das Kollegium seinen Vorschlag aus- 
führlich auseinander und zeigte auch durch großes 
statistisches Material, daß Einnahmeausfälle der Post bei 
Verwirklichung des Planes für die Dauer nicht zu be- 
fürchten seien. Im Anschluß daran bat es den Staats- 
sekretair des Reichs-Postamtes nochmals, auf dem im 
März desselben Jahres zu Rom stattfindenden Welt: 
postkongreß im Sinne der Denkschrift vorzugehen. 


Dies geschah jedoch nicht, und es wurden auf dem 
Kongreß auch zwei Anträge der neuseeländischen und der 
japanischen Postverwaltung abgelehnt, von denen der 
erste die allgemeine Herabsetzung des internationalen 
Portos auf 1 Penny, der zweite die Herabsetzung auf 
2 Pence — 16 Pfennig verlangte. Dagegen sprach sich 
der im September 1906 stattfindende internationale 
Handelskammerkongreß in Mailand für die Portoherab= 
setzung aus; Referenten waren dabei der Präsident der 
Korporation der Kaufmannschaft von Berlin, Kaempf, 
und Henniker-Heaton, der in England seit langem 
in demselben Sinne tätig war. Der Deutsche Handels- 
tag beschloß in der Plenarsitzung am 9. April 1907 
nach einem Referat seines Vorsitzenden Kaempf 
(Rede Nr. 29), den Reichskanzler zu ersuchen, dahin zu 
wirken, daß unter möglichster Herabsetzung des Portos 
im inneren deutschen Verkehr für Briefe auf 8 Pfennige 
und für Postkarten auf 4 Pfennige, zunächst mit den 
Nachbarländern Deutschlands Postverträge nach Art des 
mit Oesterreich-Ungarn bestehenden abgeschlossen 
werden möchten, und daß künftig zwischen sämtlichen 
Ländern des Weltpostvereins die Herabsetzung des 
Portos auf die im inneren Verkehr geltenden Sätze herbei- 
geführt würde. Der Handelstag setzte sich auf An- 
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auch mit den wichtigen Handelsvertretungen des Aus= 
landes in Verbindung, damit diese bei ihren Regierungen 
in gleicher Richtung vorgingen. 

Das Jahr 1908 brachte die Einführung des Penny:= 
portos zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und England. Deutschland schloß darauf im Dezember 
desselben Jahres einen Vertrag mit den Vereinigten Staaten, 
durch den vom 1. Januar 1909 ab zwischen beiden 
Ländern für Briefe im direkten Verkehr das Inlandsporto 
eingeführt wurde. Die Aeltesten der Kaufmannschaft 
von Berlin hatten hierum wie auch um den Abschluß 
eines gleichen Vertrages mit England bereits im Juni 1908 
gebeten, und im Dezember 1908 hatten sie in einer 
Denkschrift den Abschluß von Sonderverträgen zu dem 
gleichen Zweck mit den Nachbarländern Deutschlands ge- 
fordert. Sie wiederholten diese Forderung im August 1910 
in einer Eingabe an den Staatssekretär des Reichs-Post- 
amtes, nachdem sie bereits am 22. März desselben Jahres 
den Staatssekretär gebeten hatten, bei den, Handels- 
vertragsverhandlungen mit Schweden das Zehnpfennig- 
porto im Verkehr mit diesem Lande durchzuführen. 
Schweden verhielt sich aber aus Rücksicht auf seine 
Finanzen ablehnend. 


Im Reichstag hat der Abgeordnete Kaempf die 
Herabsetzung der Portosätze im internationalen Verkehr 
in den Sitzungen vom 8. März 1906 (Rede Nr, 27), 
17. Mai 1906, 27. April 1907 (Rede Nr. 30), 5. März 1909 
und 9. März 1910 (Rede Nr. 28) gefordert. Diesem 
Verlangen schlossen sich auch andere Abgeordnete, so 
z. B. am 8. März 1911 der Abgeordnete Eickhoff, an. 
Die ablehnende Haltung der Regierung wurde wieder- 
holt, so z. B. am 9. März 1910 von dem Staatssekretär 
des Reichs-Postamts Kraetke, mit der ungünstigen 
Finanzlage des Reiches begründet. 


Literatur: Berliner Jahrbuch für Handel und Industrie, 
Band I, Jahrgang 1905, Seite 502ff.; Jahrgang 1906, Seite 
5llff.; Jahrgang 1907, Seite 571ff.; Jahrgang 1908, Seite 
552ff.; Jahrgang 1910, Seite 502ff. — Jürgensohn, Welt- 
portoreform, Berlin 1910. 
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Referat in der Plenarversammlung des Deutschen Handels- 
tages am 9. April 1907. 


(Nr. 29.) 


Meine Herren! Die Verbilligung des Portos ist eine 
Frage von so großer Wichtigkeit, daß es dem Ausschuß und 
dem Vorstand des Deutschen Handelstages angemessen 
erschienen ist, sie in einer Vollversammlung zu behandeln. 
Sie hat von jeher in der Verkehrsgeschichte eine bedeutsame 
Rolle gespielt, und so unbedeutend sie für jeden einzelnen 
Fall erscheint, so mächtig ist ihre Gesamtwirkung auf die 
Entwicklung des Verkehrs. Es ist geradezu eine große Tat 
gewesen, als im Jahre 1840 Rowland Hill in England das. 
Penny-Porto für den internen Verkehr einführte. Bis zum 
Jahre 1840 hatte in England ein sehr hohes abgestuftes Porto 
bestanden, nach der Entfernung abgestuft in der Weise, daß. 
ein gewöhnlicher Brief bis zur Entfernung von 15 englischen 
Meilen mit 4 Pence, aber zum Beispiel bei der Entfernung 
von 600 englischen Meilen schon mit einem Porto von 
14 Pence belastet war. Sie können sich denken, welche tief 
einschneidende Wirkung die Herabsetzung dieser hohen Sätze 
auf einen Penny in England hervorgerufen hat. 


Eine ähnliche Herabsetzung hat in Deutschland im 
Jahre 1867 stattgefunden. Viele von Ihnen werden sich noch 
der Zeit erinnern, in der in Preußen in der ersten Ent= 
fernungszone der Brief 1 Groschen, in der zweiten 2 Groschen, 
in der dritten 3 Groschen kostete, und Sie werden sich 
erinnern, wie die ganze Bevölkerung erleichtert aufatmete, 
als, unter Beseitigung dieser Stufen, das einheitliche Porto 
von 1 Groschen, später 10 Pfennig, eingeführt wurde. 


Eine ebenso große Bedeutung hat die Einführung des. 
einheitlichen Portos für Postpakete in Deutschland gehabt. 
Auf dem Postpaketporto von 25 und 50 Pfennig bis zum 
Gewicht von 5 Kilogramm hat sich in Deutschland geradezu 
ein ganzes Wirtschaftssystem aufgebaut, und wir sind dem 
damaligen Leiter des Reichs-Postamts zu ganz besonderem 
Dank verbunden für diese Einrichtung, ebenso wie wir ihm 
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Dank zollen für den großartigen Gedanken, den er zur Aus- 
führung gebracht hat, nämlich die Gründung des Weltpost- 
vereins, wodurch es möglich geworden ist, das internationale 
Porto auf den Satz von 20 Pfennig zu beschränken. 

Allen diesen Portoherabsetzungen liegt die alte Wahr- 
heit zugrunde, daß eine Verbesserung der Verkehrsbe- 
dingungen, eine Ermäßigung der Verkehrstarife den Verkehr 
hebt, und daß mit einer Hebung des Verkehrs verknüpft ist 
eine Hebung der volkswirtschaftlichen Entwicklung und 
damit des Volkswohlstandes. 

Das ist wahr für die Gesamtheit des Verkehrs, und auf 
dieser alten Wahrheit beruht auch der Artikel 45 der Reichs- 
verfassung, der für die Eisenbahnen die Bestimmung einge- 
führt hat, daß nach Möglichkeit auf eine Herabsetzung der 
Tarife hingewirkt werden soll. Was aber die Reichsverfassung 
für die Eisenbahntarife als richtig erkennt, ist ebenso wahr 
für die Posttarife, d. h. für das Porto. 

Es muß anerkannt werden, daß auf dieser allgemeinen 
Wahrheit die Verkehrspolitik aller Staaten sich aufgebaut hat. 
Wir haben in der Geschichte wenig Beispiele von Tarif- 
erhöhungen allgemeiner Natur und von Portoerhöhungen. 
Und wenn nicht gerade im letzten Jahr leider der Deutsche 
Reichstag bei der Suche nach neuen Steuern auf die meiner 
Ansicht nach unglückliche Personenfahrkartensteuer, also auf 
die Tariferhöhung für das Reisen der Personen, und auf die 
Erhöhung des billigen Portos im Nahverkehr verfallen wäre, 
so würden sich kaum Beispiele von derartigen Erhöhungen 
anführen lassen. Ein solches Beispiel ist allerdings aus Italien 
bekannt. Daselbst ist im Jahre 1905 für Drucksachen das 
Porto von 2 auf 5 Centesimi erhöht worden, womit aber eine 
unmittelbare Herabminderung der Einnahmen und folglich 
auch des Verkehrs in Drucksachen verbunden gewesen ist. 

Die Herabsetzung des Portos muß auch für die Zukunft 
Fortschritte machen, wenn sie Schritt halten will mit den 
Bedürfnissen des Verkehrs überhaupt, und zwar scheint mir 
gerade Deutschland das Land zu sein, wo es notwendig ist, 
auf die Herabsetzung der Portosätze zu dringen. Ich weise 


2 


H 


zunächst darauf hin, daß wir in Deutschland für den internen 
Verkehr höhere Portosätze haben als unsere Nebenländer. 
Frankreich hat neuerdings das Porto für den gewöhnlichen 
Brief auf 10 Centimes ermäßigt; in Belgien, in der Schweiz 
haben Sie denselben Satz, in Oesterreich beträgt das Porto. 
10 Heller, d. h. 8!/, Pfennige, und in England besteht das. 
Penny-Porto, d. h. ebenfalls der Satz von etwa 8'/, Pfennig. 
In Deutschland sind wir nach wie vor bei dem Satz von 
10 Pfennig für den Brief und 5 Pfennig für die Postkarte 
verblieben. 

Aber auch die Verbilligung des internationalen Portos 
ist gerade für Deutschland von hervorragender Bedeutung. 
Diese Frage muß für Deutschland von zwei Seiten aus be- 
trachtet werden, einmal von der Tatsache aus, daß nicht 
weniger als 4 Millionen deutscher Reichsangehöriger im 
Auslande wohnen und etwa 8 Millionen Personen, die 
deutscher Herkunft sind, ohne die Reichsangehörigkeit noch 
zu besitzen. Es kann gar keinem Zweifel unterliegen, daß, 
wie überhaupt die Verbilligung des Briefportos die Be- 
ziehungen zwischen den einzelnen Personen vermehrt, so auch 
die Verbilligung des internationalen Briefportos mächtig dazu 
beitragen würde, die Bande zwischen den außerhalb Deutsch- 
lands wohnenden Deutschen oder früheren deutschen Reichs- 
angehörigen festgeknüpft zu halten und den Gedanken der Zu= 
sammengehörigkeit im Interesse der ganzen Nation zu fördern. 

Aber auch von einem andern Gesichtspunkte aus ist 
die Herabsetzung des internationalen Portos gerade für 
Deutschland von hervorragender Bedeutung; das ist vom 
Standpunkte des deutschen internationalen Handels aus. 
Hier haben wir die Möglichkeit unseres Wettbewerbes auf 
dem Weltmarkt zu betrachten. England hat im Jahre 1898 
das Penny-Porto ausgedehnt auf den Briefverkehr zwischen 
dem Mutterlande und den Kolonien, und die letzte Kolonie, 
die sich bis dahin noch ausgeschlossen hatte, Australien, ist 
im Jahre 1905 dem Penny-Porto beigetreten. Frankreich hat 
neuerdings dieselbe Einrichtung getroffen, d. h. Frankreich. 
korrespondiert mit seinen sämtlichen Kolonien, wo sie auch 
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liegen mögen, für 10 Centimes. Nun ist mir eingewandt 
worden, wir korrespondierten ja auch mit unsern Kolonien 
für 10 Pfennig. Die Tatsache ist richtig, meine Herren, aber 
der Einwand ist dennoch falsch. Ich bin der festen Ueber- 
zeugung, daß in einigen Jahrzehnten der Handel Deutsch- 
lands mit seinen Kolonien eine große Bedeutung gewonnen 
und eine bedeutsame Rolle im deutschen Welthandel erreicht 
haben wird. Aber bis dahin können wir mit der Pflege 
unserer sonstigen internationalen Beziehungen im Welthandel 
nicht warten, sondern wir müssen dafür sorgen, daß gerade 
diese Beziehungen nach allen Richtungen hin schon jetzt 
gefördert und ausgebaut werden. Und was den Welthandel 
anlangt, meine Herren, so möchte ich auf einen Punkt auf- 
merksam machen: die Länder, mit denen wir im Wettbewerb 
stehen, haben in den letzten Jahren durchaus nicht die Hände 
in den Schoß gelegt, und wenn die Zahlen, die über die 
auswärtigen Handelsbeziehungen in verschiedenen Ländern 
kürzlich veröffentlicht worden sind, nicht täuschen, so hat 
von der letzten Weltkonjunktur nicht nur Deutschland, sondern 
in vielleicht noch höherem Maße England gewonnen, und 
darauf sollten wir bei allen Maßnahmen, die wir bezüglich 
unseres Verkehrs treffen, Rücksicht nehmen, daß wir stets 
imstande sein müssen, unsern Wettbewerbern auf dem Welt- 
markte die Spitze zu bieten. 

Ich möchte bezüglich des Welthandels und dessen 
Förderung auf denselben Punkt hinweisen, den Seine Exzellenz 
Herr Graf von Posadowsky=-Wehner bereits berührt hat: 
das sind unsere Geldverhältnisse. Wir klagen in Deutsch- 
land über nicht genügende Goldbestände in unserm Zentral- 
institute, der Reichsbank. Es gibt kein anderes dauerhaftes 
Mittel, die deutschen Goldbestände zu erhöhen, als daß wir 
durch unsern Welthandel, dadurch, daß wir Deutsche Arbeit 
leisten und sie im Auslande oder für das Ausland verwerten, 
uns Forderungen an das Ausland schaffen, Forderungen, die 
eben Gold sind, die wir in Gold einkassieren können, und 
durch die wir unsere Goldbestände, .die uns mangelhaft 
erscheinen, vermehren. 
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Nun will ich mich dem Vorwurf nicht aussetzen, daß 
ich übertreibe. Ich will durchaus nicht behaupten, daß gegen 
alle diese Schäden die Verbilligung des Briefportos das 
Allheilmittel sei. Aber eines der Mittel, die angewendet 
werden müssen, ist es doch. Denn, wenn wir das Porto 
verbilligen, wenn wir dadurch neue Beziehungen zum Aus- 
lande schaffen, wenn wir auf diese Weise unsern Export 
heben, dann tragen wir durch die Verbilligung des inter- 
nationalen Portos allerdings dazu bei, die Möglichkeit zu 
schaffen, um unsere Forderungen an das Ausland, unsere 
Guthaben im Auslande, und damit unsere Goldbestände zu 
erhöhen. 

An Bestrebungen, eine Verbilligung des internationalen 
Portos herbeizuführen, hat es in den letzten Jahren nicht 
gemangelt. In England ist unter der Führung des bekannten 
Parlamentariers Mr. Hennicker-Heaton eine große Liga 
entstanden, der die angesehensten Personen des britischen 
Reichs beigetreten sind, und die es sich zur Aufgabe gestellt 
hat, alle Mittel anzuwenden, um zu einem Weltpenny-Porto 
zu gelangen. In England fängt man die Sache von einer 
andern Seite an, als wir es tun; die Engländer sagen: es ist 
doch eine Tollheit, daß wir von Edinburg nach Indien einen 
Brief für 1 Penny befördern; wenn wir aber einen Brief von 
Dover nach Calais senden, dann haben wir 21/, Pence zu 
bezahlen. Diese Argumentation ist richtig, wenn sie dazu führt, 
nunmehr das Porto im allgemeinen auf einen Penny herab- 
zusetzen und nicht etwa rückwärts zu revidieren und von 
1 auf 2!/, Pence zurückzukehren. 

In Deutschland hat die Korporation, die ich zu ver: 
treten die Ehre habe, im Jahre 1905 eıne Eingabe an den 
Staatssekretär des Reichs-Postamts gerichtet und das Ersuchen 
ausgesprochen, auch Deutschland möge namentlich auf dem 
damals bevorstehenden Weltpostkongreß in Rom eintreten 
für eine Herabsetzung des internationalen Portos. Im Reichstag 
ist die Frage ebenfalls zur Sprache gebracht worden, und es 
hat, wie Ihnen bekannt ist, im Oktober vorigen Jahres in 
Mailand ein Internationaler Handelskammerkongreß getagt, 
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auf welchem von drei Seiten aus der Antrag gestellt worden 
ist, es möchten alle Handelskammern bei ihren Regierungen 
dahin wirken, daß, unter möglichster Herabsetzung des inneren 
Portotarifs auf 10 Centimes — 8 Pfennig, dieser innere Tarif 
Anwendung finde auch auf den internationalen Briefverkehr. 

Auf dem Weltpostkongreß in Rom selbst haben sich 
die Dinge, wenn die Zeitungsberichte, die darüber ver- 
öffentlicht worden sind, das richtig wiedergeben, folgender: 
maßen abgespielt. Neuseeland hat den Antrag gestellt, das 
internationale Porto für alle Länder, die am Weltpostverein 
beteiligt sind, auf 10 Centimes, also auf 1 Penny = 8 Pfennig 
festzusetzen. Japan, unterstützt von England, hat den Antrag 
gestellt, stufenweise vorzugehen und einstweilen eine Herab- 
setzung auf 20 Centimes für je 15 Gramm Briefgewicht herbei- 
zuführen. Aber beide Anträge sind abgelehnt worden. Da- 
gegen hat ein Antrag Annahme gefunden, der dahin geht, das 
Porto von 25 Centimes — 20 Pfennig für die internationalen 
Briefe bestehen zu lassen, aber das zulässige Gewicht des 
einzelnen Briefes von 15 Gramm auf 20 Gramm zu erhöhen 
und für das Mehrgewicht von 20 zu 20 Gramm nicht 
25 Centimes, sondern nur 15 Centimes — 12 Pfennig Porto 
zu erheben. Diesem Antrag hat sich, soviel ich weiß, auch 
Deutschland angeschlossen, und ich glaube, wir sind dem 
Leiter des deutschen Reichs-Postamts, Seiner Exzellenz Herrn 
Kraetke, zu Dank verpflichtet, daß er diese Erleichterung 
herbeizuführen geholfen hat, wenngleich meiner Ueberzeugung 
nach damit nur der Anfang gemacht sein kann, und weitere 
Schritte in der Richtung, wie ich sie angedeutet habe, auf 
dem nächsten Weltpostkongreß folgen müssen. 

Die Einwürfe, die gegen die Herabsetzung des Welt- 
postportos auf 1 Penny erhoben werden, sind zum weitaus 
größten Teil fiskalischer Natur. Die Regierungen sagen, wir 
können die Einnahmen aus der Verkehrsanstalt der Post nicht 
entbehren, und namentlich in Deutschland ist uns im vorigen 
Jahre entgegengehalten worden: Wie könnt ihr verlangen, 
daß das Porto herabgesetzt wird, daß Mindereinnahmen im 
Postetat herbeigeführt werden in dem Augenblick, wo wir 
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nicht wissen, woher wir die notwendigen Gelder nehmen 
sollen, wo wir die nötigen Steuern finden sollen, um die 
Bedürfnisse des Reiches zu befriedigen? 


Prüfen wir einmal diese Einwürfe. Zunächst bin ich 
der Meinung, daß die Verkehrsanstalten im allgemeinen, 
speziell aber die Post, nicht lediglich dazu da sind, als 
fiskalische Geldquellen zu dienen, sondern daß die Haupt- 
aufgabe einer Anstalt wie die Post sein sollte, den Verkehr 
zu heben und damit auf die wirtschaftliche Entwicklung und 
den ganzen Volkswohlstand förderlich einzuwirken. Für 
Deutschland aber stellt sich die Rechnung auch gar nicht so 
schlimm, wie man annimmt. Nach der Statistik für das 
Jahr 1906 sind in Deutschland befördert worden im ganzen 
2318 Millionen Briefe, davon nach dem Ausland 161 Millionen, 
also nur 7 Prozent. Von diesen 161 Millionen sind nach 
Ländern, mit denen wir einen Postverein haben, wie mit 
Oesterreich-Ungarn, wohin ja ein Brief von hier aus nur 
10 Pfennig kostet, 40 Millionen befördert worden, so daß an 
Briefen nach dem Ausland, die 20 Pfennig Porto bezahlt 
haben, 121 Millionen Stück verblieben sind. — Für Postkarten 
stellen sich die Zahlen folgendermaßen. Im ganzen sind 
befördert worden 1427 Millionen Postkarten, davon nach dem 
Auslande nur 43 Millionen, das ist 3 Prozent. Davon nach 
den Ländern mit Postunion 13 Millionen; folglich bleiben an 
Postkarten, die 10 Pfennig bezahlt haben, nur 30 Millionen 
Stück übrig. Wenn diese 121 Millionen Briefe statt 20 Pfennig 
10 Pfennig bezahlt hätten und diese 30 Millionen Postkarten 
statt 10 Pfennig 5 Pfennig, so hätte sich ein theoretisch- 
rechnerischer Ausfall für das Deutsche Reich inklusive 
Württemberg und Bayern von 13 600 000 Mark ergeben. 


Aber diese Rechnung ist lediglich theoretisch, in der 
Praxis stellt sie sich absolut anders. Daß sie sich anders 
stellen muß, dafür will ich Ihnen eine Reihe von Beispielen 
anführen. 


Als, wie ich vorhin erwähnt habe, in England das 
Penny-Porto eingeführt wurde, d.h. als der Brief, der früher 
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in England durchschnittlich 6!/, Pence gekostet hatte, nun- 
mehr nur noch 1 Penny kostete, stieg die Anzahl der 
beförderten Briefe in einem Jahre von 82 Millionen auf 
168 Millionen Stück, und die Einnahme aus dem auf den 
sechsten Teil ermäßigten Porto erreichte schon nach 12 Jahren 
wieder die frühere Höhe. Im Jahre 1898, als England das 
Penny-Porto mit seinen Kolonien einführte, ergab sich eine ' 
ebenso starke Steigerung des Postverkehrs. Die Zahl der 
Briefe ist aus der englischen Statistik nicht zu ersehen, wohl 
aber die Zahl der englischen Pfunde, die die Briefsäcke wogen, 
die zwischen England und den Kolonien befördert worden 
sind. Diese Zahl ergibt für das Jahr 1897/98 431800 englische 
Pfund an Briefsäcken und 1903/04 989 000 englische Pfund; 
im Laufe von sechs Jahren hat also eine Vermehrung des 
Briefverkehrs bis auf das Zweieinhalbfache stattgefunden. 
Aegypten hat am 1. März 1890 das Porto ‚für Briefe von 
1 Piaster auf !/, Piaster ermäßigt, und unmittelbar ist eine 
Steigerung des Briefverkehrs um 50 Prozent erfolgt. Luxem- 
burg hat im Jahre 1902 mit Deutschland eine Postunion 
abgeschlossen, wonach für die Beförderung von Briefen und 
Postkarten zwischen den beiden Ländern nur das im Innern 
dieser Länder übliche Porto zu zahlen war, und unmittelbar 
darauf hat eine Erhöhung des Briefverkehrs um 40 Prozent 
stattgefunden. 

Ich glaube, daß diese Beispiele genügen werden, um zu 
zeigen, daß es falsch ist, die Berechnung so anzustellen, daß 
für jeden bisher beförderten Brief, wenn das Porto von 
20 Pfennig auf 10 Pfennig herabgesetzt wird, für die Staats- 
kasse ein Verlust von 10 Pfennig eintritt. Ich bin vielmehr 
überzeugt, daß, wenn auch vorübergehend natürlich eine 
gewisse Einbuße sich herausstellen wird, diese nach wenigen 
Jahren wieder durch Mehreinnahmen wettgemacht sein wird, 
ja, daß sogar nach wenigen Jahren überhaupt höhere Erträg- 
nisse erzielt werden können, und ich bitte zu bedenken, 
welche ungeheuren Vorteile für die Allgemeinheit durch 
verhältnismäßig geringe, vorübergehende Einbußen an Porto- 
einnahmen inzwischen geschaffen sein werden. ' 
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Nun verkenne ich nicht, daß der Einführung des Penny- 
Weltpostportos, um es so zu nennen, große Schwierigkeiten 
im Wege stehen. Die Hauptschwierigkeit ist die Tatsache, 
daß die Länder, durch welche die Briefe transito gehen, 
Transitogebühren zu erheben berechtigt sind, und daß die 
Schiffahrtsgesellschaften auch die Briefsendungen nicht um- 
sonst befördern, sondern dafür Entschädigungen verlangen. 
Ich glaube aber, daß diese Schwierigkeiten zu überwinden 
sein werden, vielleicht staffelweise, aber doch zu überwinden 
sein werden, wenn seitens aller Staaten der ernste Wille 
besteht, diese Schwierigkeiten aus der Welt zu schaffen. Ich 
glaube nicht, daß sich auf die Dauer unsere großen Schiff- 
fahrtsgesellschaften und auch diejenigen des Auslandes dem 
Wunsche, wenn er allgemein hervortritt, widersetzen können, 
und daß z. B. ein Land wie Belgien, daß augenblicklich 
etwa 1 Million Franks Transitogebühren bezieht, es auf 
die Dauer verweigern könnte, hierin eine Ermäßigung ein 
treten zu lassen. 

Im übrigen ist aber das Feld für eine Herabsetzung des 
internationalen Portos durchaus gut vorbereitet. England ist 
für eine Ermäßigung des internationalen Portos, Japan hat 
dasselbe ausgesprochen. Ich bin fest überzeugt, daß andere 
Länder sich dem anschließen werden. Und es gibt ein vor- 
zügliches Mittel, diese Verbilligung des Weltpostportos vor- 
zubereiten, nämlich der Abschluß von besonderen Postver: 
trägen zwischen benachbarten Ländern, wie wir solche bereits 
zwischen Deutschland und Oesterreich-Ungarn und zwischen 
Deutschland und Luxemburg besitzen. Ich glaube, wenn die 
Anstrengungen zunächst dahin gerichtet würden, daß zwischen 
möglichst vielen benachbarten Ländern, wo keine Transit- 
gebühren zu zahlen sind, Abkommen getroffen werden, wo> 
nach für den Verkehr zwischen diesen Ländern nur die für 
den inneren Verkehr gültigen Sätze zu zahlen sind, um den 
Verkehr zwischen den Ländern zu befriedigen, daß dies eine 
durchaus glückliche und wirksame Vorarbeit für die Ein- 
führung des Weltpostportos von 1 Penny überhaupt sein 
würde. Wie die Poststatistik lehrt, würde diese Herab- 
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setzung auch finanziell keinerlei einschneidende ungünstige 
Wirkungen ausüben. 

Von diesen Erwägungen ausgehend hat der Internationale 
Handelskammer-Kongreß in Mailand alle seine Mitglieder 
aufgefordert, nach besten Kräften dahin zu wirken, daß zu- 
nächst zwischen benachbarten Ländern derartige Postverträge 
abgeschlossen werden, und daß auf Grund dieser Vorarbeit 
dann möglichst auf dem nächsten Weltpostkongreß, der etwa 
ın 5 Jahren stattfinden wird, der weitere Schritt geschehe, die 
Herabsetzung des internationalen Portos zwischen allen 
Ländern des Weltpostvereins auf 1 Penny herbeizuführen. 
Ich glaube, daß das Land, das eine derartige Reform, die 
allerdings eine Reform im größten Stile sein würde, durch- 
drückt, sich um die ganze Welt ein Verdienst erworben 
haben wird, und ich bin überzeugt, daß der Name des 
Staatsmannes unsterblich sein wird, der diese Verbilligung 
des Weltpostportos, die Einführung eines einheitlichen Penny- 
portos in der ganzen Welt, sich zur Aufgabe stellt und zur 
glücklichen Lösung bringt. 

Wenn es mir gelungen ist, Sie davon zu überzeugen, 
meine Herren, daß die Verhältnisse zwar schwierig sind, daß 
die Schwierigkeiten aber überwunden werden können, daß 
ein großer kultureller und wirtschaftlicher Fortschritt in der 
Verbilligung des Portos, namentlich auch des internationalen 
Portos, liegt, so bitte ich Sie, die Resolution, die der Ausschuß 
des Deutschen Handelstags Ihnen vorschlägt, anzunehmen. 


Rede im Reichstag zum Etat der Reichs-Postverwaltung 
am 27. April 1907. 
(Nr. 30). 


Meine Herren, indem ich meinem Freunde Kopsch vor- 
behalte, die Stellungnahme der drei linksliberalen Parteien zu 
den verschiedenen Resolutionen und den von dem Herrn Vor- 
redner angeregten Punkten darzulegen, beabsichtige ich, namens 
der drei linksliberalen Parteien zwei Angelegenheiten zur 
Sprache zu bringen, die allgemein wirtschaftlicher Natur sind. 
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Eine dieser Fragen habe ich bereits im vorigen Jahre 
bei der Beratung des Postetats erörtert: sie betrifft die Herab- 
setzung des internationalen Briefportos; sie war zu jener 
Zeit hervorgerufen durch den damals bevorstehenden Weltpost- 
kongreß, der dann auch im Mai 1906 seine Tagung abge- 
halten hat. Auf diesem Kongreß ist in der Tat die Frage 
der Herabsetzung des internationalen Briefportos eingehend 
behandelt worden. Neuseeland hat den Antrag gestellt, das 
internationale Briefporto auf den Satz des englischen Portos, 
das im internen englischen Verkehr und im Verkehr zwischen 
England und seinen Kolonien Platz greift, heruntersetzen, das 
ist auf einen Penny, gleich etwa 8!/, Pfennige. Japan, unter- 
stützt durch England, hat eine andere Methode vorgeschlagen, 
nämlich, stufenweise mit der Herabsetzung vorzugehen und 
zunächst das internationale Briefporto, das bekanntlich 2!/, Pence 
gleich 25 Centimes, gleich 20 Pfennige beträgt, zunächst auf 
2 Pence gleich ungefähr 16 Pfennige herabzusetzen. Beide 
Anträge sind auf dem Weltpostkongreß abgelehnt worden; 
dagegen ist ein anderer Antrag angenommen, wonach zwar 
der jetzige Satz des internationalen Briefportos bestehen bleibt, 
die Gewichtsgrenze des einfachen Briefes aber von 15 auf 
20 Gramm erhöht wird, mit der Maßgabe, daß, wenn der 
Brief mehr als 20 Gramm wiegt, für das Mehrgewicht nicht 
mehr der Satz von 25 Centimes gleich 20 Pfennige zu ent- 
richten ist, sondern für je 20 Gramm Mehrgewicht 15 Cen- 
times gleich 12 Pfennige. Auch diese Maßregel, wie sie von 
dem Weltpostkongreß angenommen worden ist, begrüßen wir 
mit Freuden; wir begrüßen sie als eine Abschlagszahlung auf 
die Forderung, die nach wie vor zu erheben ist, und wir 
nehmen diese Abschlagszahlung mit Dank an. 

Es wird heute wahrscheinlich von niemand mehr in Ab- 
rede gestellt, daß eine Ermäßigung des Briefportos eine Ver- 
mehrung des Briefverkehrs und damit der allgemeinen Be- 
ziehungen zwischen den korrespondierenden Parteien zur Folge 
hat. Einen Beweis dafür habe ich nicht nötig zu erbringen; 
Beispiele habe ich im vorigen Jahre mehrere dafür angeführt. 
Aber ein Beispiel glaube ich doch hier noch besonders her- 
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vorheben zu müssen, weil dieses Beispiel uns direkt nahe an- 
geht, und weil es einen Beweis für meine Behauptung, aller- 
dings e contrario, bietet: das ist die Erhöhung des Portos 
im Nahverkehr, die im vorigen Jahre seitens der Verbündeten 
Regierungen und seitens des Reichstags beschlossen worden 
ist. Meine Herren, die Erhöhung des Portos im Nahverkehr 
hat sofort eine Verminderung des Brief bzw. des Postkarten- 
verkehrs zur Folge gehabt, und es ist nicht zu viel gesagt, 
wenn in der Budgetkommission von einer Seite ausgesprochen 
worden ist, diese Erhöhung habe Fiasko gemacht. Sie hat 
in der Tat Fiasko gemacht, so sehr Fiasko, daß, wie ich aus 
den Berichten der Budgetkommission ersehe, nunmehr es 
niemand gewesen sein will, der die Sache in die Wege ge- 
leitet hat. 

Wenn die Ermäßigung des Portos eine Vermehrung des 
Briefverkehrs zur Folge hat, so ist dies nicht nur für den 
inneren, sondern auch für den internationalen Verkehr der 
Fall, und hierbei kommen für Deutschland zwei Gesichts- 
punkte besonders in Betracht. 

Einmal müssen wir berücksichtigen, daß ım Auslande 
nicht weniger als4 Millionen deutsche Reichsangehörige wohnen 
und 8 Millionen solche Personen, die zwar deutscher Her- 
kunft sind, die deutsche Reichsangehörigkeit aber nicht mehr 
besitzen. Eine Vermehrung der brieflichen Beziehungen, der 
Verkehrsbeziehungen zwischen diesen im Auslande wohnenden 
Personen deutscher Herkunft und dem Vaterlande würde be- 
deuten eine Festerknüpfung des Bandes der Zusammengehörig- 
keit zwischen diesen Personen und dem Vaterlande, und was 
dies nicht nur in idealer, sondern auch in materieller Be- 
ziehung zu bedeuten hat, brauche ich hier kaum auseinander- 
zusetzen. 

Der zweite Gesichtspunkt, der in Betracht kommt, ist 
die Frage unserer internationalen Handelsbeziehungen. Es 
ist klar: wenn die Herabsetzung des internationalen Portos 
auf die Verkehrsbeziehungen überhaupt von günstigem Ein- 
fluß ist, dann muß sie es auch sein mit Bezug auf die inter- 
nationalen Handelsbeziehungen. Diese Frage im Auge zu 
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behalten, ist um so wichtiger in einem Augenblick, wo von 
allen Seiten über den teuren Zinsfuß in Deutschland geklagt 
wird, und wo viele diesen teuren Zinsfuß glauben zurück- 
führen zu müssen auf das Unzureichende der Goldbestände 
in der Reichsbank und der Goldbestände in unserem Lande 
überhaupt. Meine Herren, es gibt kein sichreres Mittel, 
diesem Uebelstande abzuhelfen, als alles anzuwenden, um 
unsere internationalen Handelsbeziehungen zu erweitern und 
zu vermehren; denn nur durch eine Erweiterung unserer 
Handelsbeziehungen mit dem Auslande, nur dadurch, daß 
der deutsche Export gestärkt und erweitert wird, nur dadurch, 
daß der deutsche Handel die Gebühr bezieht für die Ver- 
mittelung internationaler Geschäfte, und daß die deutsche 
Schiffahrt ihre Schiffahrtseinnahmen vergrößert für die Dienste, 
die sie der ganzen Welt leistet: nur hierdurch können wir 
uns Forderungen an das Ausland in höherem Maße als bisher 
schaffen, durch deren Einziehung allein unser Goldbestand 
im Inlande erhöht werden kann. Und wenn sicherlich die 
Ermäßigung des internationalen Portos nicht das einzige Mittel 
dazu ist, so ist es doch eins der Mittel, das angewandt werden 
kann, um unsere internationalen Handelsbeziehungen nach _ 
der Richtung hin zu erweitern und zu vermehren, wie ich 
sie eben gekennzeichnet habe. 

Wir dürfen überhaupt unsere Augen nicht der Tatsache 
verschließen, daß wir im Postverkehr nicht auf derselben 
Höhe stehen wie unsere Nachbarländer, insoweit es sich um 
die Portosätze handelt. Alle unsere Nachbarländer haben ein 
niedrigeres Brief- und Postkartenporto als wir. Oesterreich- 
Ungarn hat das 10 Heller-Porto für den Brief, das sind 
81/, Pfennige, und die Hälfte für die Postkarten; die Länder 
der lateinischen Münzunion, Italien, Schweiz, Belgien, Frank- 
reich — Frankreich erst seit einer kurzen Reihe von Jahren —, 
haben das Porto von 10 Centimes, gleich 8'/,, Pfennige, und 
England hat schon seit dem Jahre 1840 das Pennyporto, gleich 
ungefähr 8'/, Pfennige. Auch im internationalen Verkehr sind 
uns unsere Hauptmitbewerber auf dem Weltmarkte bezüglich 
der Billigkeit des Portos voraus. England hat mit seinen 
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Kolonien das Pennyporto eingeführt, Frankreich hat dasselbe 
getan mit seinen Kolonien. Sie können heute von Frank- 
reich nach allen französischen Kolonien für 10 Centimes 
korrespondieren. 

Nun wird mir eingewandt und ist mir eingewandt 
worden auch im vorigen Jahre: wir haben ja auch das Zehn- 
pfennigporto mit unseren Kolonien. Dieser Einwand ist un- 
gerechtfertigt. Ich habe die feste Ueberzeugung, daß nach 
Ablauf von einigen Jahrzehnten unser Handel mit unseren 
Kolonien auf einer anderen Stufe, auf einer größeren Höhe 
stehen wird als augenblicklich, und ich bin der festen Ueber- 
zeugung, daß allmählich auch der Handel zwischen Deutsch- 
land und seinen Kolonien einen größeren Umfang annehmen 
wird. Aber es ist unmöglich, hierauf zu warten; es ist un- 
möglich, zu warten, bis einmal unsere Kolonien dieselbe 
Stellung eingenommen haben werden wie die englischen und 
die französischen Kolonien gegenüber dem Mutterlande. Es ist 
unmöglich, zu verkennen, daß, wenn wir mit unserm Porto 
im internationalen Verkehr auf der Höhe bleiben, wie es jetzt 
der Fall ist, unsere Hauptmitbewerber auf dem Weltmarkte, 
England und Frankreich, uns gegenüber im Vorsprunge sind 
in bezug auf die Billigkeit des internationalen Portos. 

Nun unterliegt es keinem Zweifel, daß der Einführung 
des ermäßigten internationalen Briefportos Schwierigkeiten 
verschiedener Art entgegenstehen. Die Hauptschwierigkeit 
liegt in den fiskalischen Rücksichten, die nicht nur seitens 
Deutschlands, sondern auch seitens anderer Staaten erhoben 
werden mit Bezug auf die gefürchtete Herabminderung der 
Einnahmen aus demPostverkehr. Ich verkenne diese Schwierig- 
keit keineswegs; aber diese Schwierigkeit ist nicht so groß, 
als daß sie nicht überwunden werden könnte, und sie ver: 
liert ihre Schrecken, wenn man den Zahlen einmal kräftig 
und objektiv zu Leibe geht. Von den 2318 Millionen Briefen, 
die für Deutschland überhaupt in Betracht kommen, sind nur 
121 Millionen solche Briefe, die nach dem postalischen Aus- 
lande gehen, also 20 Pfennige Porto zu zahlen haben. Das 
ist also noch nicht 6 Prozent des gesamten deutschen Brief- 


289 


Kaempf, Reden und Aufsätze. 19 


verkehrs. Bei den Postkarten ist es ungefähr ebenso. Es 
sind nur 30 Millionen Postkarten, die nach dem postalischen 
Auslande gehen, von denen Deutschland also 10 Pfennige 
Porto zu erheben hat. Wenn Sie nun annehmen, daß für 
diese 121 Millionen Briefe und 30 Millionen Postkarten 
künftig bei den Briefen statt 20 nur 10 Pfennige und bei den 
Postkarten statt 10 Pfennige nur 3 Pfennige eingenommen werden, 
so ergibt dies allerdings einen theoretischen rechnungsmäßigen 
Ausfall von 13 600 000 Mark. Aber diese theoretische Rech- 
nung hat nichts zu tun mit der Praxis des Verkehrs, wie sie 
sich notwendigerweise gestalten müßte, wenn eine Herab- 
setzung des Portos stattfände, und hier kann ich mir nicht 
versagen, einige Beispiele anzuführen. 

Im Jahre 1840 hat England das interne Porto auf einen 
Penny herabgesetzt, nachdem bis dahin das Porto staffelweise 
stieg von 4 Pence bis auf 16 oder 18 Pence je nach der Ent- 
fernung. Im Durchschnitt konnte man annehmen, daß vor 
1840 in England der Brief 6'/, Pence an Porto zu zahlen 
hatte. Dieser Satz von 6!/, Pence wurde also 1840 herab- 
gesetzt auf einen Penny, und sofort ist in einem Jahre eine 
Vermehrung der Briefe eingetreten von 82 Millionen auf 
168 Millionen. Im Jahre 1898 hat England das Pennyporto 
in dem Verkehr zwischen dem Mutterlande und seinen Kolonien 
und vice versa eingeführt. Ich kann Ihnen die Zahl der be- 
förderten Briefe nicht angeben, weil darüber eine Statistik 
nicht besteht; ‚wohl aber besteht eine Statistik über das Ge- 
wicht der Briefsäcke, die von England nach den Kolonien 
befördert worden sind und umgekehrt, und da ergibt sich, 
daß im Laufe von 6 Jahren nach 1898 das Gewicht dieser 
Briefsäcke von 431 000 englischen Pfund auf 939 000 gestiegen 
ist, d.h. in 6 Jahren eine Vermehrung auf das Zweieinhalbfache. 

Im Jahre 1890 hat Aegypten das Porto von einem 
Piaster auf einen halben Piaster herabgesetzt, und sofort und 
unmittelbar ist eine Erhöhung des Briefverkehrs um 50 Prozent 
eingetreten. 

Ein ganz naheliegendes Beispiel ist der Postvertrag, den 
wir im Jahre 1902 mit Luxemburg abgeschlossen haben, 
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dahingehend, daß für den Verkehr zwischen Deutschland 
und Luxemburg nur noch das interne Porto Gültigkeit haben 
sollte. Infolge dieses Postvertrages ist sofort eine Erhöhung 
des Briefverkehrs um 40 Prozent eingetreten. 

Daraus ergibt sich, daß selbstverständlich im Anfang 
eine Herabminderung der Einnahmen eintreten wird; aber 
diese Herabminderung der Einnahmen wird in wenigen 
Jahren verschwinden, und der Nutzen, der inzwischen indirekt 
für die Allgemeinheit und für den Handel und damit auch 
für die Staatseinnahmen geschaffen sein wird, ist viel größer 
als der vorübergehende Ausfall, den der Postfiskus aus der 
Herabsetzung der Portogebühren zu erleiden haben wird. 

Es gibt auch noch andere Schwierigkeiten, die über- 
wunden werden müssen, und die ich kurz streifen will. Das 
sind namentlich die Transitogebühren und die Gebühren 
für die Beförderung der Briefe durch die Schiffahrtsgesell- 
schaften. Die Länder, durch welche der Briefverkehr hin- 
durchgeht, ohne daselbst den Anfang oder das Ende zu 
nehmen, beziehen dafür Gebühren, und die Schiffahrtsgesell- 
schaften befördern die Post natürlich auch nicht umsonst. 
Eine Herabminderung dieser Gebühren würde allerdings in 
die Wege zu leiten sein, wenn an eine Herabsetzung des 
internationalen Portos in großem Umfange gedacht wird. 
Aber auch diese Schwierigkeiten sind nicht unüberwindbar 
und lange nicht so groß wie die Schwierigkeiten, die über- 
wunden werden mußten, als der Weltpostverein unter werk- 
tätiger Anteilnahme des Deutschen Reichs gegründet wurde. 

Der nächste Weltpostkongreß wird in fünf Jahren statt- 
finden, und ich hoffe, daß die deutsche Postverwaltung die Frage 
der Herabsetzung der internationalen Portos im Auge be- 
halten und alles tun wird, um dem von mir angedeuteten 
Ziele näher zu kommen. Inzwischen gibt es aber eine sehr 
gute Vorbereitung für die Einführung des ermäßigten inter- 
nationalen Portos: nämlich den Abschluß von Spezialpost- 
verträgen zwischen benachbarten Ländern, wo die Schwierig- 
keiten in Wegfall kommen, die sich auf die Transitogebühren 
und auf die Gebühren der Schiffahrtsgesellschaften beziehen. 
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Solche Postverträge widersprechen durchaus nicht den Be= 
stimmungen des Weltpostvereins; im Gegenteil, wir haben 
bereits derartige Postverträge zwischen Deutschland und 
Oesterreich-Ungarn und zwischen Deutschland und Luxem- 
burg, und ein solcher Postvertrag besteht auch zwischen den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika und Kanada sowie 
zwischen England und Aegypten. Diese Postverträge haben 
den Zweck, für den Verkehr zwischen den betreffenden 
Ländern das interne Porto des betreffenden Landes in An- 
wendung zu bringen; d.h. wenn ein Postvertrag mit Belgien 
abgeschlossen würde, so würde er darin bestehen, daß von 
Deutschland nach Belgien der Brief für 10 und die Post- 
karte für 5 Pfennige befördert würde und umgekehrt von 
Belgien der Brief für 10 und die Postkarte für 5 Centimes. 
Welchen Einfluß diese Spezialpostverträge auf den Briefver- 
kehr haben, darüber sind sehr interessante statistische Zahlen 
vorhanden, von denen ich einige anführen will, weil sie die 
Vorteile des ermäßigten Portos zwischen den betreffenden 
Ländern so deutlich hervorheben, daß es unmöglich ist, 
davor die Augen zu verschließen. Zwischen Deutschland 
und Luxemburg und vice versa beträgt z. B. der Gesamtver- 
kehr an Briefen etwa 3 Millionen und an Postkarten etwa 
anderthalb Millionen. Wenn ich dagegen den Verkehr 
zwischen Frankreich und Luxemburg in Vergleich ziehe, wo 
ein derartiger Postvertrag nicht besteht, so ergibt sich, daß 
der Verkehr zwischen Frankreich und Luxemburg und vice 
versa insgesamt noch nicht eine Million Briefe und noch 
nicht eine halbe Million Stück Postkarten beträgt, d. h. noch 
nicht ein Drittel des Verkehrs zwischen Deutschland und 
Luxemburg; und selbst wenn ich die geringere Einwohner= 
zahl Frankreichs berücksichtige, so bleibt doch noch ein sehr 
bedeutender Unterschied bestehen. Ich will Ihnen noch die 
Zahlen des Verkehrs zwischen Oesterreich-Ungarn und 
Deutschland anführen, Zahlen, die so enorm sind, daß sich 
in ihnen die Wirkung des billigen Portos am besten ab» 
spiegelt. Von Deutschland nach Oesterreich-Ungarn sind 
im Jahre 1904 befördert worden 49 Millionen Briefe und 
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16 Millionen Postkarten und in umgekehrter Richtung — 
hierbei spricht wohl auch das geringere österreichische Porto 
mit — 51 Millionen Briefe und 27 Millionen Postkarten; 
das sind 11 Millionen Postkarten mehr, als von Deutschland 
aus für den höheren Portosatz nach Oesterreich-Ungarn ge- 
gangen sind. 

Ich hoffe, daß die Reichspostverwaltung für den Ab- 
schluß solcher Postverträge mit benachbarten Ländern ein- 
treten wird, die dann der Verbilligung des internationalen 
Portos wesentlich vorarbeiten würden. 

Der zweite Punkt, auf den ich einzugehen wünsche, hat 
ebenfalls seinen Ursprung in allgemeinen wirtschaftlichen Er- 
wägungen; das ist die Frage des Postscheckverkehrs. Diese 
Frage ist deswegen augenblicklich so aktuell, weil in Deutsch- 
land mehr und mehr die Erkenntnis zum Durchbruch kommt, 
daß wir in unserem Zahlungswesen rückständig sind gegen- 
über anderen Ländern, und daß wir aus diesem Grunde 
weit mehr barer Mittel bedürfen, als dies in anderen Ländern 
der Fall ist. Bei uns herrscht noch die alte Methode: wenn 
einer dem andern eine Summe Geld zu zahlen hat, dann 
legt er ihm den Betrag in Zwanzigmarkstücken auf den 
Tisch. Ich muß allerdings anerkennen, daß in einzelnen 
deutschen Staaten eine rühmliche Ausnahme gemacht wird. 
So ist in Hamburg das Abrechnungs- und Ueberweisungs- 
wesen, in Oldenburg das Scheckwesen in weit höherem Maße 
ausgebildet als im übrigen Deutschland. Dies Ueberweisungs- 
und Schecksystem besteht dann, daß, wenn jemand an einen 
anderen eine Zahlung zu leisten hat, er sein Bankhaus be- 
auftragt, den Betrag an das Bankhaus des anderen zu über- 
weisen. Wenn die beiden Bankhäuser in Abrechnung zu: 
einander stehen, so kann die Zahlung geleistet werden, ohne 
daß auch nur ein Gold» oder Silberstück oder eine Bank- 
note in Bewegung gesetzt wird. Diesen Verkehr auszubilden, 
muß eine Hauptaufgabe aller derer sein, denen die wirtschaft- 
liche Entwicklung des Deutschen Reichs am Herzen liegt, 
und die nicht wünschen, daß wir fortdauernd unter einem 
hohen Zinsfuß zu leiden haben. Wenn dieser Abrechnungs- 
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und Ueberweisungsverkehr, an den sich der Scheckverkehr 
vermittelnd anreiht, in großem Umfang bei uns durchgeführt 
wird, so kann von Zahlungsmitteln, die wir augenblicklich 
für die Erledigung unserer wirtschaftlichen Beziehungen be= 
dürfen, ein so bedeutender Teil erspart werden, daß um 
diesen ersparten Zahlungsmittelbetrag die Gold- und Silber= 
bestände bei der Reichsbank sich vermehren werden, und 
daß mit einem Schlag ein ganz anderes Ansehen unserer 
Geldverhältnisse eintreten wird, als dies augenblicklich der 
Fall ist. 

Nun ist im Deutschen Reich bereits einmal der Ver= 
such gemacht worden, das Postscheckwesen einzuführen. 
Ich bemerke, daß das Scheck- und Ueberweisungssystem in 
Deutschland im großen Verkehr eine außerordentliche Ver= 
breitung gefunden hat dadurch, daß die Reichsbank das. 
Girokontowesen in vorzüglicher Weise ausgebildet hat, um 
die uns alle anderen Länder beneiden. Aber im mittleren 
und kleinen Verkehr fehlt es gänzlich an einem derartigen 
Ueberweisungs-, Abrechnungs- oder Scheckwesen, und dies. 
herbeizuführen, muß unsere Aufgabe sein. Ich wiederhole: 
bereits im Jahre 1900 hat ein solcher Versuch stattgefunden. 
Die Reichspostverwaltung hat auf dem Verordnungswege 
das Postscheckwesen einzuführen versucht. Da es notwendig 
war, hierfür eine Position in den Etat einzustellen, hatte 
auch der Reichstag sich mit der Frage zu beschäftigen, und 
das Resultat war, daß an die Einführung des Postscheck= 
wesens Bedingungen geknüpft worden sind bezüglich der 
Zinslosigkeit der Einlagen und bezüglich der Gebühren- 
freiheit — Bedingungen, die seitens der Reichspostverwaltung- 
nicht erfüllt worden sind und vielleicht auch nicht haben 
erfüllt werden können. Die Frage ist jetzt so aktuell, daß. 
ich den dringenden Wunsch ausspreche: die Reichspostver- 
waltung möge die Frage nochmals in Erwägung ziehen; und. 
ich darf schon jetzt die Bitte an den Reichstag richten, wenn. 
eine solche Vorlage an ihn gelangen sollte, nicht Bedingungen 
aufzustellen, die für die Post unerfüllbar sind, ebenso wie 
ich annehme, daß die Post keine Gebühren erheben wird, 
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die über das hinausgehen, was zur Unterhaltung des Post- 
scheckwesens an Unkosten der Post selbst erwächst. 

Ich glaube, daß auf diesem Gebiete ungeheuer viel für 
die Allgemeinheit und namentlich auf dem Gebiete geleistet 
werden kann, auf dem jetzt allgemeine Klagen über das Un- 
genügende unserer Zirkulationsmittel bestehen, — ein Mangel, 
der meiner Ansicht nach nur scheinbar ist; denn sobald wir 
die nötigen Einrichtungen getroffen und unsere Bevölkerung 
an die Benutzung derselben gewöhnt haben werden, wird 
ein großer Teil dieser Klagen von selbst verstummen., 

Meine Herren, ich gebe diese Anregung im Namen 
der drei linksliberalen Parteien, eine Anregung, die aus der 
Beobachtung der allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse 
des Landes hervorgeht. Ich bin überzeugt, daß der Staats- 
mann, dem es gelingen wird, in diesen Fragen die fiskalischen 
Rücksichten in den Hintergrund und die allgemeinen Ge- 
sichtspunkte in den Vordergrund zu rücken, Großes voll- 
bracht und weit hinaus über die paar Millionen Mark, die 
für den Fiskus in Frage kommen können, einen großen 
Dienst geleistet haben wird unserer gesamten wirtschaftlichen 
Entwicklung. 


Fernsprechgebühren. 
Vorbemerkung. 


Am 3. Mai 1907 nahm der Reichstag eine von dem 
Zentrum beantragte Resolution zum Etat des Reichspost- 
amtes an, in welcher der Reichskanzler ersucht wurde, 

„im Interesse der ländlichen Bevölkerung eine weit- 

gehende Erleichterung der Telephoneinrichtung und 

Telephonbenutzung in den kleinen Ortschaften, even- 

tuell unter gerechterer Repartierung der Kosten zwischen 

Stadt und Land herbeizuführen.“ (Nr. 360 der Reichs- 

tagsdrucksachen 12. Legislaturperiode I. Session). 
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Dieser Anregung entsprach das Reichspostamt durch eine 
Denkschrift*), in welcher die Aufhebung des bestehenden 
Pauschgebührensystems und die Heranziehung sämtlicher 
Teilnehmer zu den Kosten nach der von ihnen bean- 
spruchten Leistung durch das System der Grund: und Ge- 
sprächsgebühren vorgeschlagen wurde. Zur Begutachtung 
des Vorschlages berief das Reichspostamt eine Konferenz 
auf den 7. Januar 1908, an der acht Vertreter des Handels, je 
sieben Vertreter der Industrie und der Landwirtschaft und 
sechs Vertreter des Handwerks teilnahmen. Mit fünfzehn 
gegen zwölf Stimmen wurde in ihr die Abschaffung des 
Pauschgebührensystems gutgeheißen. Die Regierung legte 
daraufhin am 8. Februar 1909 dem Reichstag den Entwurf 
einer Fernsprechgebührenordnung vor, welcher auf den in 
der Denkschrift ausgesprochenen Grundsätzen beruhte und 
an Stelle der Gebührenordnung vom 20. Dezember 1899 
treten sollte. (Nr. 1176 der Drucksachen des Reichstags 
12. Legislaturperiode I. Session.) 

Gegen den Vorschlag der Regierung machte sich eine 
sehr starke Gegnerschaft des Handels, der Industrie, der 
Aerzte und anderer Berufsschichten geltend, deren Ans 
gehörige durch die Neuordnung zumeist eine sehr starke 
und — wie gesagt wurde — ungerechte Belastung zugunsten 
des platten Landes erfahren hätten. In den zahlreichen Ein- 
gaben an das Reichspostamt und den Reichstag wurde daher 
die Beibehaltung der Pauschalgebühren verlangt, gegen 
deren Steigerung bei besonders starker Inanspruchnahme 
durch einzelne Teilnehmer dagegen vielfach nichts ein- 
gewendet wurde**). Nach der ersten Beratung im Plenum 
des Reichstages, bei welcher der Abgeordnete Kaempf 

‚am 5. März 1909 die erwähnten Bedenken ausführlich zur 
Sprache brachte, wurde der Entwurf an die Budget: 
kommission verwiesen, in der er wegen des Sessions= 
*) Deutscher Reichsanzeiger vom 27. Dezember 1907. 

**) Vgl. die ausführlich begründeten Eingaben der Aeltesten der 
Kaufmannschaft von Berlin vom 24. Februar 1908 und vom 10. März 1909 
(Berliner Jahrbuch für Handel und Industrie, Jahrgang 1908, Band 1, 
Seite 572 ff. und Jahrgang 1909, Band 1, Seite 645 ff.) sowie die Eingaben 
des Deutschen Handelstages vom 28. Februar 1909 und 9. Dezember 
1909 (Handel und Gewerbe vom 6. März 1909 und 18. Dezember 1909). 
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schlusses am 13. Juli 1909 nicht mehr erledigt wurde. 
Die Regierung brachte daher den Entwurf bei Beginn 
der neuen Session abermals ein (Nr. 24 der Reichstags- 
drucksachen 12. Legislaturperiode II. Session). Bei seiner 
ersten Beratung sprach als Vertreter der Fortschrittlichen 
Volkspartei abermals der Abgeordnete Kaempf (Rede 
Nr. 31). Die Vorlage wurde in der Budgetkommission 
durchberaten, und am 25. Januar 1911 sollte ihre zweite 
Lesung im Plenum erfolgen. Der Abgeordnete Beck 
(Heidelberg) beantragte aber im Einverständnis mit den 
Parteien die Rückverweisung an die Kommission, weil 
seit der letzten Sitzung, in der die Budgetkommission 
den Entwurf beraten habe, eine Reihe von Petitionen 
bei dem Reichstag eingegangen wäre, „die zum Teil die 
Voraussetzungen anzuzweifeln geeignet scheinen, von 
denen die Budgetkommission bei ihren Beschlußfassungen 


ausgegangen ist.“ In der Budgetkommission wurde die 
Vorlage bis zum Schluß der 12. Legislaturperiode nicht 
erledigt. 


Rede im Reichstag am 20. April 1910. 
(Nr3L) 


Meine Herren, mit dem Herrn Staatssekretär des Reichs- 
postamts sind wir vollkommen einverstanden darin, daß es 
wünschenswert ist, den Entwurf der Telephongebührenordnung 
möglichst bald verabschiedet zu sehen. In der Tat ist dieser 
Entwurf lange genug im Hause gewesen. Er ist ja zuerst 
im Jahre 1907 eingebracht worden, im Jahre 1909 unver: 
ändert nochmals, und die Kritik hat vollkommen Zeit gehabt, 
sich an dem Entwurf zu üben, und hat dies auch in hin- 
reichendem Maße getan. 

Der Herr Staatssekretär des Reichspostamts hat uns 
gesagt, die Kritik sei gut — er hat nicht gemeint „diese“ 
Kritik, aber die Kritik im allgemeinen —, und er sei durch- 
aus zugänglich für die Ausstellungen, die die Kritik gemacht 
habe. Aber ich muß doch sagen, in dem Umstande, daß 
er die Vorlage unverändert wieder eingebracht hat gegenüber 
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dem Jahre 1907, liegt nicht gerade ein tatsächlicher Beweis 
dafür, daß er der von der öffentlichen Meinung geübten 
Kritik zugänglich gewesen sei, und gerade hierin, gerade in 
dem Umstande, daß die Vorlage unverändert wieder ein- 
gebracht worden ist, ohne daß auf die Kritik der öffentlichen 
Meinung irgendeine Rücksicht genommen wurde, liegt ein 
gut Teil der Mißstimmung, die sich neuerdings gegenüber 
dieser Vorlage wiederum geltend gemacht hat. 

Handel und Gewerbe erblicken nicht sowohl eine Ver- 
teurung in der Vorlage des Reichspostamts, sondern sie er- 
blicken darin eine Reglementierung und Bureaukratisierung 
des Verkehrs, und das ist das, wogegen sie ankämpfen: gegen 
die Unannehmlichkeiten, gegen die Widerwärtigkeiten, die 
sich herausstellen werden, wenn die Vorlage Gesetz wird. 
Dagegen wenden sie sich hauptsächlich, und das ist der 
Punkt, gegen den sie ankämpfen. Daß sie nicht übermäßig 
belastet werden wollen, ist ja ganz klar; aber ich glaube 
nicht, daß sich jemand dagegen sträubt, eine mäßige Er- 
höhung der Telephongebühren in dem Falle, daß er häufig 
spricht, über sich ergehen zu lassen. Er will aber nicht über 
sich ergehen lassen, daß er von morgens bis abends mit dem 
Amt und mit seinen Leuten und Kunden Unannehmlich- 
keiten hat. 

Wenn der Herr Abgeordnete Graf von Westarp 
gemeint hat, es sei so üblich, daß so ein Entrüstungsrummel 
innerhalb des Handels und der Industrie stattfände: Ja, 
meine Herren, wenn Handel und Gewerbe sich einmal ihrer 
Haut wehren wollen, dann ist es ein Entrüstungsrummel; 
wenn aber die Herren von jener Seite, die dem Herrn Ab- 
geordneten Graf von Westarp nahestehen, ihre Interessen 
aufs eifrigste verfolgen, so ist das eine berechtigte Verfolgung 
berechtigter Interessen. Diesen Unterschied möchte ich doch 
hervorheben und bemerken, daß der Herr Abgeordnete Graf 
von Westarp in den Anforderungen, die er heute gestellt 
hat, auch nicht gerade übermäßig bescheiden gewesen ist, 
Er will für das Land von der Fünfkilometerzone auf eine 
solche von 25 Kilometern hinaufgehen, das ist eine Erhöhung 
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um 500 Prozent, eine Erhöhung, die man doch sonst in ähn- 
lichen Fällen nicht gewöhnt ist. Ich werde übrigens auf 
meine Stellung gegenüber dem platten Lande noch zurück- 
kommen, und der Herr Abgeordnete Graf von Westarp wird 
daraus ersehen, daß ich durchaus nicht unempfänglich bin 
für Wünsche, die seitens des platten Landes bezüglich der 
Telephongebühren gemacht werden. 

Wir sind gar keine grundsätzlichen Kritiker der Tätig- 
keit der Reichspostverwaltung; im Gegenteil, wir erkennen 
überall da, wo etwas Gutes geschaffen wird, es mit größtem 
Vergnügen an, und wenn die Gabe noch so klein ist, so 
sind wir doch dafür dankbar. Ich brauche nur zu erinnern 
an die Einführung des ermäßigten Portos zwischen Deutsch- 
land und Amerika auf dem direkten Seewege. Das haben 
wir mit Freuden begrüßt, wenngleich ein großer finanzieller 
Effekt sich für die Kaufleute und Industriellen daraus nicht 
ergeben hat; aber es war doch ein erster Schritt vorwärts, 
den wir mit Vergnügen anerkannten. Wir haben auch mit 
großer Genugtuung die Organisation des Postscheckwesens 
gesehen, und wenn wir auch nicht durchaus mit allen Einzel- 
heiten der Maßnahme einverstanden sind, die die Reichspost- 
verwaltung getroffen hat, so müssen wir doch sagen, daß sie 
in dieser Organisation ein großes und tüchtiges Organisations 
talent bewiesen hat, das wir dankbar anerkennen, und wir 
erkennen namentlich mit Dank an, daß aus eigener Initiative 
der Reichspostverwaltung der Scheckverkehr mit Oesterreich- 
Ungarn und mit der Schweiz eingerichtet worden ist. Das 
sind Maßnahmen für den Verkehr und zur Erleichterung des 
Verkehrs, und jede Erleichterung des Verkehrs, die von der 
Reichspostverwaltung eingerichtet wird, werden wir mit 
Freuden begrüßen. 

Um so mehr haben wir aber das Recht, in solchen 
Fällen, wo es sich um Maßnahmen gegen den Verkehr han- 
delt, uns mit aller Kraft dagegen auszusprechen, und daß die 
jetzt geplante Maßnahme — nicht subjektiv aus dem Geiste 
des Herrn Staatssekretär des Reichspostamts heraus, aber 
objektiv in ihrer Wirkung — gegen den Verkehr gerichtet 
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ist und verkehrsfeindlich ist, das wird, glaube ich, die 
Kritik des Entwurfs, wie sie seit zweieinhalb Jahren geübt 
worden ist, dem Herrn Staatssekretär des. Reichspostamts 
gezeigt haben. 

An und für sich ist ja die Sache sehr einfach. Bisher 
hatte man die Wahl, ob man jedes einzelne Gespräch be- 
zahlen, oder ob man eine Pauschalgebühr oder gewissermaßen 
ein Abonnement nehmen wollte; künftig sollen wir gezwungen 
sein, alles auf dem Wege des Einzelgesprächs sich vollziehen 
zu lassen und auf Pauschale und Abonnement zu verzichten. 
Nun möchte ich aber doch darauf aufmerksam machen, daß 
in der Begründung des Entwurfs einer Fernsprechgebühren- 
ordnung von 1899 die Reichspostverwaltung auf dem diametral 
entgegengesetzten Standpunkt gestanden hat, wie sie ihn heute 
einnimmt. Es ist da auf Seite 6 gesagt: Am gerechtesten ist 
scheinbar die oft befürwortete Regelung des Gebührenwesens, 
derzufolge jeder Teilnehmer nach dem Maße des Gebrauchs, 
den er vom Fernsprecher macht, zu zahlen hat. 

Die allgemeine Durchführung dieses Vorschlages scheitert 
aber an praktischen Schwierigkeiten. Sie ist nur möglich, 
wenn sicher wirkende automatische Zähleinrichtungen erfunden 
werden, welche auch gegen Hinterziehungen seitens der Teil- 
nehmer vollkommen Schutz gewähren. 

Die einzige im wesentlichen noch sichere Art der Zählung 
von Einzelgesprächen besteht durch die Hand des um» 
schaltenden Beamten auf dem Vermittlungsamte, und diese 
ist bei den großen Aemtern wegen der verwickelten Betriebs- 
verhältnisse nicht allgemein ausführbar. Ueberdies würde 
die allgemeine Feststellung und Einziehung der Einzelgebühren 
einen so großen Verwaltungsapparat erfordern, daß auch von 
diesem Gesichtspunkte Bedenken bestehen, sie generell vor- 
zuschreiben. Nun ist ja richtig, daß inzwischen ein auto- 
matischer Zähler konstruiert sein soll, der eine große Zahl 
der Schwierigkeiten, die früher vorhanden waren, beseitigen 
könnte. Aber soweit ich aus den Fachzeitschriften mich 
habe orientieren können, ist auch dieser sogenannte auto- 
matische Zählapparat nicht vollständig automatisch, sondern 
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es bedarf immer noch bei der Notierung jedes einzelnen 
Gesprächs eines Handgriffs des amtierenden Beamten oder 
der Beamtin. Wenn aber auch in dieser Beziehung zum 
großen Teil die Schwierigkeiten gelöst sein sollten, so bleibt 
doch immer noch das bestehen, was der Herr Staatssekretär 
des Reichspostamts im Jahre 1899 ausgesprochen hat, daß 
nämlich die allgemeine Feststellung und Einziehung der Einzel: 
gebühren einen großen Verwaltungsapparat erfordern würde, 
den herzustellen nicht richtig sein könne. Das ist ja auch 
ganz zutreffend; auf diesem Wege wird die Verwaltung des 
Telephons verteuert, und daraus ergibt sich, daß diese Art, 
die Gebühren festzustellen und zu erheben, eine unwirtschaft- 
liche ist, die einzuführen die Reichspostverwaltung sich durch- 
aus hüten sollte. 


Nun sagt aber die Begründung zum Entwurf vom 


Jahre 1899 weiter: 


Hierzu tritt noch folgende Erwägung. Nach den in 
der Schweiz gemachten Erfahrungen werden die Teil- 
nehmer der Stadtfernsprecheinrichtungen bei Ein- 
führung des Einzelgebührensystems ihre Gesprächs- 
verbindungen erheblich einschränken, sobald sie das 
Bewußtsein haben, daß sie für jede von ihnen ver- 
anlaßte Verbindung eine bestimmte Gebühr entrichten 
müssen. Da nun aber die Leitungen zur Verfügung 
gehalten werden müssen, und jeder, der auf den Ver- 
mittlungsämtern beschäftigten Beamten aus technischen 
Gründen nur eine beschränkte Zahl von solchen 
überwachen kann, also bei schwachem Sprechverkehr 
einen großen Teil seiner Zeit mit Warten verliert, 
so stellen sich bei schwächerer Benutzung der An- 
lagen, wie sie nach dem Einzelgebührensystem im 
Vergleich mit dem Abonnementssystem zu erwarten 
ist, die Kosten der einzelnen Verbindung für \die 
Verwaltung wesentlich teurer als bei stärkerer. 


Dann würden aber gewisse Anschlüsse, von denen 
aus viel gesprochen werden muß, z. B. solche von 
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Fabrikanten, welche die Rohmaterialien von zahl- 
reichen Produzenten und Händlern beziehen, von 
Kaufleuten mit ausgedehnter Detailkundschaft, von 
großen Hotels und dergleichen, die mitunter 70 bis 
80 mal und noch viel öfter an demselben Tage Ver- 
bindung verlangen, so außerordentlich hoch belastet 
werden, daß dies einer Versagung des Anschlusses 
gleichkäme. 


Das steht in der Begründung der Telephongebührenordnung 
von 18991 


Es heißt dann weiter: 


Dies berührt sich mit dem zweiten Bedenken gegen 
die obligatorische Einführung von Einzelgebühren, 
daß nämlich das völlige Aufgeben des Abonnements- 
systems auch mit den Gewohnheiten des Publikums 
nicht vereinbar sein würde. In Deutschland hat sich 
das Fernsprechwesen stärker als in irgendeinem 
anderen Lande Europas auf Grund des Abonnements- 
systems entwickelt. Das Publikum ist daran gewöhnt. 
Es erscheint hiernach sowohl im Interesse des 
Publikums als in dem der Verwaltung geboten, bei 
der Neuordnung des Fernsprechgebührenwesens das 
Abonnementssystem beizubehalten. 


Es ist kaum möglich, das Pauschalsystem besser zu ver- 
teidigen, als es in der Begründung zu dem Entwurf der 
Telephongebührenordnung vom Jahre 1899 seitens der Reichs- 
postverwaltung geschehen ist. Heute aber soll erstens die 
administrative Verteurung infolge des Einzelgesprächsystems 
eingeführt werden, und das, was die Reichspostverwaltung 
im Jahre 1899 genannt hat, eine Versagung des Anschlusses, 
wird heute vorgeschlagen, nunmehr zur Ausführung zu bringen. 


Nun wehrt sich der Herr "Staatssekretär des Reichspost- 
amts dagegen, daß er eine verkehrsfeindliche Maßnahme ein- 
führen wolle, oder daß er den Verkehr zu beschränken be- 
absichtige. Ich mache ihm persönlich nicht den geringsten 
Vorwurf, ich bin fest überzeugt, daß er den besten Willen 
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in dieser Beziehung hat; aber die einmütige Kritik, die an 
dem neuen Entwurf geübt worden ist, wird ihm doch gezeigt 
haben, daß wenigstens die Kreise von Industrie und Handel 
diese Maßnahmen als verkehrsfeindlich und verkehrsgegnerisch 
betrachten und sie als solche empfinden. Was ist denn früher 
gesagt worden? Es werde zu viel und unnütz gesprochen; 
dann hat man das Wort unnütz weggelassen und nur gesagt, 
es werde zu viel gesprochen, und jetzt am vorigen Sonnabend 
hat der Herr Staatssekretär des Reichspostamts es so ausge- 
drückt, es sollten ja nur die Auswüchse beseitigt werden. 
Ja, ich glaube, daß diese drei Ausdrücke vollständig identisch 
sind. Auswüchse sind doch nur dann vorhanden, wenn zu 
viel gesprochen wird, und was zu viel gesprochen wird, das 
ist unnütz; folglich sind die Auswüchse nichts anderes als 
die unnützen Gespräche, von denen man früher gesagt hat, 
daß sie geführt werden. 


Da ist eine sehr interessante Bemerkung in der Be- 
gründung zu der Gebührenordnung von 1899 auf Seite 8, 
die ich mir gestatten muß zur Kenntnis der Herren zu 
bringen. Da heißt es nämlich: 


Eine von der Reichstelegraphenverwaltung veran- 
staltete Sonderstatistik hat ergeben, daß durchschnitt- 
lich die stärkste Inanspruchnahme des Fernsprechers 
von seiten der angeschlossenen Behörden geschieht. 


Daraus würde sich ergeben, daß eigentlich die größten Aus- 
wüchse im Fernsprechwesen bei den Behörden liegen, die, 
wie gesagt, nach der Statistik der Reichspost am allermeisten 
die Fernsprecheinrichtungen benutzen. 


Nun geht der Herr Staatssekretär des Reichspostamtes 
von der Ansicht aus, daß durch die Verteurung eine Ver- 
ringerung der Gespräche stattfinden werde; ich glaube, auch 
der Herr Graf von Westarp hat ähnliches gemeint, er hat 
es allerdings umgekehrt ausgedrückt, er hat gesagt: Wenn 
man eine Verkehrseinrichtung verbilligt, wächst der Verkehr. 
Ich möchte hinzufügen, daß daraus notwendigerweise 
folgt, daß, wenn eine Verteurung stattfindet, eine Verringerung 
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des Verkehrs herbeigeführt werden muß, und ich meine, 
gerade deswegen, weil eine Verringerung des Verkehrs herbei- 
geführt werden würde, sollte die Reichspostverwaltung nicht 
auf den Weg treten, den sie betreten hat, und eine Ver- 
teuerung des Fernsprechwesens herbeiführen. Und wenn 
das noch damit begründet wird, daß aus technischen Gründen 
eine Verringerung des Verkehrs wünschenswert sei, so muß 
ich sagen: in allen Verkehrsentwicklungen haben es schließ- 
lich noch die Techniker fertiggebracht, dem Verkehr und 
seiner Entwicklung zu folgen, und es darf nicht darauf ge- 
drungen werden, daß, weil die Techniker nicht in der Lage 
sind, den Verkehr zu bewältigen, nunmehr der Verkehr herab- 
gedrückt und eingeschränkt wird. Was im Verkehr nützlich 
und unnütz ist, weiß der Verkehr selber am besten, und er 
wehrt sich mit Recht dagegen, daß von seiten irgendeiner 
Behörde darüber eine Kritik geübt wird. Ich möchte nur 
fragen, ob der Herr Staatssekretär des Reichspostamtes und 
seine Herren Beamten denn beurteilen können, ob ein Ge 
spräch, das geführt wird, unnütz oder notwendig oder nütz- 
lich ist? Ja, was für den einen nützlich oder notwendig 
erscheint, erscheint dem andern vielleicht ganz überflüssig 
und unnütz. Das muß man doch demjenigen überlassen, 
der das Gespräch führt, der die Fernsprecheinrichtung benutzt, 
und nicht einem anderen, der sich nicht in die Seele des 
Sprechers hineindenken kann. Mit demselben Recht könnte 
auch gesagt werden, es würden zu viel Briefe geschrieben, 
zum Beispiel zu viel Neujahrsbriefe, das mache der Post 
große Beschwerden und müsse eingeschränkt werden; oder: 
es werde zu viel telegraphiert, es sei unnütz, wenn zum 
Beispiel einer dem andern zum Geburtstag telegraphisch 
gratuliere. Das geht meiner Ansicht nach die Postverwaltung 
gar nichts an. Die Postverwaltung hat sich darauf einzu- 
richten, daß die Ferngespräche, die Briefe und Telegramme, 
die an sie kommen, befördert werden; aber sie hat sich nicht 
um den Inhalt derselben zu kümmern und kein Urteil darüber 
abzugeben, ob sie nützlich oder unnütz sind. Wie würde 
es denn auf der Eisenbahn werden? Wie viele Leute mögen 
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wohl nach Ansicht des Herrn Eisenbahnministers unnütz 
reisen? Da werden Vergnügungspartien gemacht, die viel» 
leicht nicht nötig sind. Deshalb kann man doch den Leuten 
nicht vorschreiben, nicht zu reisen. Die Eisenbahn hat so 
viel Wagen zu stellen, wie der Verkehr braucht, und sich 
nicht darum zu kümmern, aus welchen Gründen das 
Publikum reist. 

Nun spielt ja in der Frage der Telephongebühren das 
Prinzip der Leistung und Gegenleistung eine außerordent- 
liche Rolle. Ich bin der Meinung, daß dies Prinzip im 
Verkehr weder angewandt wird, noch angewandt werden 
darf. Die Post selbst wendet es bei sich nicht an. Der 
Herr Kollege Nacken hat ja schon erwähnt, daß ein Brief 
von Memel nach Straßburg ebenso wie ein Brief von 
Memel nach Königsberg für 10 Pfennig befördert wird. 
Ebenso ist es bei den Telegrammen und Paketen. Ja, 
es gibt sogar in der Poststatistik selbst einige sehr gute 
Beispiele dafür. Aus ihr ergibt sich z. B., daß die Zahl der 
in einem einzelnen Oberpostdirektionsbezirk aufgegebenen 
und eingegangenen Postsendungen durchaus nicht gleich- 
mäßig ist, sondern, daß z. B. im Oberpostdirektionsbezirk 
Berlin, auf jeden Beamten berechnet, 72500 Postsendungen 
eingegangen und aufgegeben sind, im Oberpostdirektions- 
bezirk Gumbinnen nur 24700. Ebenso macht die Einnahme 
aus den eingegangenen Briefen und Telegrammen im Ober: 
postdirektionsbezirk Berlin auf jeden Angestellten 2500 Mark 
aus, im Oberpostdirektionsbezirk Gumbinnen dagegen nur 
835 Mark. Wenn man da das Prinzip von Leistung und 
Gegenleistung anwenden wollte, so müßte man für Gumbinnen 
das Porto auf das dreifache erhöhen und es für Berlin beim 
einfachen belassen. 

Aber, wie gesagt, dieses ganze Prinzip halte ich im 
Verkehr für nicht anwendbar. Es. ist unmöglich, in einem 
Betrieb, wie der Postverwaltung, abzumessen, was das ein- 
zelne Gespräch, der einzelne Brief kostet nach dem, was 
dafür aufgewandt worden ist, sondern da muß eben ein 
billiger Durchschnitt genommen werden, bei dem einerseits 
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‚die Postverwaltung und andererseits die Interessenten am 
Brief-, Telegramm und Fernsprechverkehr bestehen können. 
Wollte man sich auf das Prinzip von Leistung und Gegen- 
leistung einlassen, so müßte man — was ja auch die Herren 
auf der rechten Seite nicht wollen — eben dem Lande höhere 
Gebühren auferlegen; denn unzweifelhaft sind die Kosten 
für das Telephon, die Telephonvermittlung, die Ausführung 
von Gesprächen auf dem Lande viel höhere. Wollen Sie 
also Leistung und Gegenleistung hier anwenden, nun, meine 
Herren, dann werden Sie auf dem Lande außerordentlich 
schlecht fahren. Aber wir wollen gar nicht dieses System 
der Leistung und Gegenleistung angewandt wissen. Wir 
wissen sehr genau, daß auch auf den Dörfern Leute wohnen; 
wir wissen auch, daß sie da wohnen müssen; es können 
nicht alle Leute in den Städten wohnen. Und gerade auf 
dem Lande — das ist unsere Anschauung — soll dahin ge- 
wirkt werden, daß die Bewohner des Landes von den Seg- 
nungen einer so wichtigen Einrichtung, wie es das Telephon 
ist, den gebührenden Nutzen haben und sie in dem Sinne 
gebrauchen können, daß sie an der Entwicklung des großen 
Verkehrs ebenfalls beteiligt sind, wenngleich sie fern im 
Osten oder fern im Westen auf dem Lande wohnen, und 
daß sie in den großen Verkehr mit hineingezogen werden 
zu ihrem Nutzen und zum Nutzen der Gesamtheit. 

Nun käme die Frage der Wirkung des ganzen neuen 
Systems, das von der Reichspostverwaltung eingeführt werden 
soll. Für die Reichspostverwaltung ergibt sich folgende 
Wirkung. Erstens kommen in Betracht die Kosten für die 
Zählapparate, dann Vermehrung der Beamten für Bedienung 
sowie für Feststellung und Einziehung der Gebühren. Das 
ist jedenfalls für die Post ein nicht unbedeutender Betrag 
und verteuert die Kosten eines Gesprächs, zehrt also einen 
Teil dessen wieder auf, was durch die Erhöhung der Ge- 
bühren und durch die Aenderung in dem ganzen System 
an Gebühren mehr aufkommen soll. 

Viel schlimmer sind aber die Wirkungen für die Teil- 
nehmer. Zunächst ergibt sich von selbst, daß eine Unmenge 
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von Differenzen zwischen den Teilnehmern und dem Fern» 
sprechamt entsteht. Die Zahl der Gespräche, die sich der 
Teilnehmer notiert, wird meiner Ansicht nach niemals mit 
der Zahl der Gespräche stimmen, die das Amt notiert hat. 
Das ist auch ganz natürlich. Wie oft kommt es vor und 
wie oft wird es auch ferner vorkommen, daß man keinen 
Anschluß bekommt! Wie oft kommt es vor, daß man falsch 
angeschlossen ist! Wie oft kommt es vor, daß entweder 
der Telephonbeamte sich verhört, oder der Teilnehmer 
undeutlich oder falsch gesprochen hat. Kurz: hier liegt 
eine Quelle von Unannehmlichkeiten und Widerwärtigkeiten 
zwischen den Teilnehmern und dem Amte vor, die gar nicht 
scharf genug hervorgehoben werden kann. 

Ebenso groß sind die Differenzen zwischen den Teil« 
nehmern und den verschiedenen Benutzern. Gewisse Betriebe 
müssen ja ihr Telephon zur Verfügung ihrer Kunden halten. 
Ich erinnere Sie an die Gastwirte, an die Zigarrenhändler. 
Es ist gar nicht möglich, daß ein Zigarrenhändler seinem 
Kunden, der ein paar Zigarren kauft, verbieten sollte, das 
Telephon zu benutzen. Was wird nun künftig geschehen? 
Die großen Hotels werden auf dem einen oder anderen Wege 
die Kosten auf ihre Kunden abwälzen können; aber die 
kleinen Geschäftsleute wird die Konkurrenz dazu zwingen, 
nach wie vor ihren Besuchern das Telephon zur Verfügung 
zu stellen. Diese werden dadurch in ganz erheblicher Weise 
selbst belastet, und es wird ihr Geschäftsbetrieb wesentlich 
verteuert werden. 

Dann das Personal des Teilnehmers! Wie soll es denn 
in einem großen Geschäfte anders gemacht werden, als daß 
die Beamten des betreffenden Geschäfts das Telephon ihres 
Prinzipals benutzen? Da wird, wenn Sie das Einzelgespräch 
durchweg einführen, es sich von selbst ergeben, daß entweder 
der Prinzipal die Zügel schießen und jeden sprechen läßt, 
wie er will, oder daß ein kleinliches Ueberwachungssystem 
eingeführt wird, das einem das Telephon nur verleiden kann. 
Ich spreche hier nicht sowohl von Handel und Gewerbe, 
sondern ich habe auch eine ganze Reihe von Zuschriften aus 
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anderen Berufsständen erhalten. Ich möchte nur erwähnen, 
daß eine solche Zuschrift besonders aus den Kreisen der 
Aerzte stammt. Darin wird darauf hingewiesen, daß durch 
die Abschaffung des Pauschales und des Abonnementssystems. 
gerade diejenigen, die einen Arzt zu sich rufen wollen, 
erheblich geschädigt und beschwert werden. Wer ein Telephon. 
hat, der wird natürlich ohne weiteres den Arzt antelephonieren, 
und er wird, wenn er ihn nicht sofort zur Hand hat, zweis 
oder dreimal telephonieren, auch nach einem anderen Ort, 
wo der Arzt sich vielleicht befindet. Das wird die Sache 
zwar verteuern; aber wer ein Telephon hat, würde vielleicht: 
auch in der Lage sein, drei-, vier-, fünfmal die Gebühr zu. 
bezahlen, wenn er oder ein Mitglied seiner Familie krank wird. 

Aber wie ist es mit den armen Leuten, die kein Telephon 
haben? Was machen die jetzt? Die gehen zum Bäcker, 
Portier, Zigarrenhändler usw., die es ihnen erlauben, mit dem 
Arzt zu telephonieren. Was wird künftig geschehen? Man 
wird den Inhabern von Telephonanschlüssen nicht verdenken 
können, wenn sie sich dafür bezahlen lassen; so wird es 
gerade den ärmsten Leuten am meisten erschwert werden, 
sich die Hilfe eines Arztes zu verschaffen. Ich weise außer- 
dem auf die Aerzte hin, die Kliniken zu leiten haben. Der 
Verkehr zwischen den Kliniken und ihnen selbst — sie selbst 
haben in der Regel einen Telephonanschluß — beruht zum. 
großen Teil darauf, daß der Arzt mit der Klinik fortwährend 
in telephonischem Verkehr steh. Wenn das nun in erheb- 
licher Weise verteuert wird, so würde doch schließlich auf 
die Zahl der Gespräche eine Einwirkung stattfinden, und die 
Folge wird sein, daß zuletzt die Kranken selbst den Schaden 
haben. Ich glaube daher, von welchem Gesichtspunkte man 
das auch betrachtet: die Unannehmlichkeiten und die Widrig- 
keiten, die ein derartiges Einzelgesprächsystem, wenn es all» 
gemein durchgeführt wird, hat, sind so groß, daß sie viel 
schwerwiegender sind als eine mäßige Erhöhung des Pausch- 
gebührensystems. Ich bin der Ueberzeugung, daß sich niemand . 
gegen eine mäßige Erhöhung des Pauschalsatzes wehren wird, 
wenn er viel spricht. Aber dieses ewige Kämpfen mit Wider=: 
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wärtigkeiten im Verkehr, die einem das Leben verbittern und 
erschweren, wollen Kaufleute und Gewerbetreibende von sich 
fernhalten; sie haben recht, wenn sie sich mit aller Macht 
dagegen stemmen, und wenn sie darüber entrüstet sind, mag 
das dem Herrn Grafen Westarp angemessen erscheinen 
oder nicht. 

Nun komme ich noch auf einen Punkt: das ist die 
Geldfrage für die Reichspostverwaltung. Nach der Begründung 
des Entwurfs bringt das Telephonsystem etwa 5!/, Prozent 
des hineingesteckten Geldes. Ich wundere mich über die 
Geringfügigkeit des Prozentsatzes. Nach einer Statistik im 
„Journal Telegraphique“, die ich allerdings nicht habe nach- 
prüfen können — aber ich glaube, annehmen zu können, daß 
sie richtig ist —, kostet im Ortsverkehr in Norwegen ein 
Gespräch 2,3 Centimes, in Italien 4,1, in Oesterreich 4,2, in 
Rußland 5,4 und in Deutschland 5,8 Centimes. Amtlich 
werden die Kosten eines Gespräches in Deutschland auf 
4!/, Pfennig angegeben; das würde ungefähr 5,8 Centimes 
entsprechen. Ich halte die Kosten in Deutschland für außer- 
ordentlich hoch, selbst wenn ich berücksichtige, was am 
Sonnabend der Staatssekretär des Reichspostamts ausgeführt 
hat, daß z. B. in Norwegen das Ortsgespräch sich nur auf 
eine Zone von 2 Kilometer, während es sich in Deutschland 
auf eine Zone von 5 Kilometer erstreckt. Ich möchte daher 
doch die Bitte an das Reichspostamt richten, in der Kom- 
mission darüber Auskunft zu geben, wie hoch sich eigentlich 
die Anlagekosten des Telephons in Deutschland stellen, und 
auf welchem Wege die Rente von 5!/, Prozent herausgerechnet 
ist. Es wird behauptet, daß, wenn man alle Faktoren in 
Rechnung stellt, doch ein wesentlich höherer Prozentsatz sich 
ergeben würde. Wenn das der Fall ist, würde für die Reichs- 
postverwaltung keine Veranlassung vorliegen, ein System ein- 
zuführen, das darauf berechnet ist, für die Post Mehrein- 
nahmen zu bringen. Wenn das der Fall ist, dann bliebe nur 
übrig eine gerechte und billige Verteilung der Lasten, die 
sich aus dem Telephon ergeben, und des Gewinns, den die 
Post machen muß, dadurch, daß ein Gebührensystem ein- 
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geführt wird, das diese Kosten und diesen Gewinn der Post» 
verwaltung deckt. Da kann nur ein Gesichtspunkt in Betracht 
kommen. Aus der Statistik, die uns vorgelegt ist, ergibt sich, 
daß die kleinen Netze bis zu 200 Anschlüssen die Kosten 
nicht decken, und daß die beiden großen Städte Hamburg 
und Berlin die Kosten ebenfalls nicht decken. Dagegen wird 
die ganze Rente des gesamten Kapitals, das im Telephon 
angelegt ist, aufgebracht durch die mittleren und größeren, 
aber nicht ganz großen Netze; die bringen also nicht bloß 
die Verzinsung des in ihnen steckenden Kapitals, sondern 
decken auch noch das Defizit, das sich aus den kleinen Netzen, 
und dasjenige, das sich aus den beiden ganz großen Netzen 
Berlin und Hamburg ergibt. 

Wenn das der Fall ist, und wenn man nicht Leistung 
und Gegenleistung zur Geltung bringen will — und ich stehe 
auf dem Standpunkt, daß man das nicht darf, daß man also 
nicht die kleinen Netze etwa mehr belasten darf, als es bis- 
her gewesen ist —, dann gibt es nur eins, was zum Ziele 
führt und eine gerechte Verteilung der Lasten bewirken kann: 
das ist das allerdings von dem Herrn Grafen Westarp so 
viel geschmähte Pauschalsystem in gestaffelter Form. Ich 
glaube nämlich, daß es gerecht ist, wenn diejenigen, die 
außerordentlich viel sprechen, allerdings für dieses Vielsprechen 
mehr bezahlen als diejenigen, die wenig sprechen; dagegen 
kann man sich nicht wehren, und ich gehöre selber zu denen, 
die in eine höhere Staffel kommen würden, aber ich halte 
das für durchaus gerechtfertigt: wer viel spricht, kann auch 
eine höhere Summe bezahlen. 

Was wir aber nicht wollen, das ist, daß mit dieser 
erhöhten Geldleistung verknüpft wird eine erhöhte Schwierig- 
keit, ein erhöhtes Schikanieren des Verkehrs — will ich ein- 
mal sagen, nicht subjektiv gedacht, sondern wie es sich aus 
dem Verkehr selbst ergibt —, erhöhte Widerwärtigkeiten 
nach jeder Richtung hin und ein Zustand, der einem das 
Telephon, was ja schon jetzt manchmal dem Menschen einige 
Schwierigkeiten bietet, nicht nur verleidet, sondern geradezu 
verekelt. 
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Das ist der Zustand, wie er sich heute darstellt. Wollen 
Sie eine gerechte Verteilung der Lasten haben, so können 
Sie nur auf dem Wege vorgehen, daß Sie diejenigen schärfer 
heranziehen, die viel sprechen, allerdings ohne sie neuen 
Schikanen und Schwierigkeiten auszusetzen, dagegen den 
anderen keine neue Lasten auferlegen. Ich sage das aus» 
drücklich mit Rücksicht auf das platte Land. Es fällt mir 
gar nicht ein, dafür eintreten zu wollen, daß die Kosten für 
das Telephon auf dem platten Lande erhöht werden; im 
Gegenteil, ich werde durchaus damit einverstanden sein, wenn 
die Möglichkeit, zu sprechen, vermehrt, erweitert wird, und 
wenn dadurch den Bewohnern des platten Landes eine größere 
Bequemlichkeit und die Möglichkeit gegeben wird, mit den 
größeren Städten mehr in Verbindung zu treten, als dies 
ohne das Telephon der Fall wäre. Ich bin der Meinung, 
daß das für die ganze Kulturentwicklung von außerordent- 
lichem Vorteil ist, und wir werden uns niemals dagegen 
sträuben, auf diesem Wege dem platten Lande das zu geben, 
was ihm gebührt. Aber auf der anderen Seite wenden wir 
uns mit aller Entschiedenheit dagegen, daß dies erkauft 
und kompensiert werden soll durch eine ungebührliche Er- 
schwerung des Geschäfts der Gewerbetreibenden, die nach 
dem ganzen Wesen ihres Geschäfts mehr durch das Telephon 
reden müssen, und daß ihnen dies nicht nur durch erhöhte 
Gebühren zum Bewußtsein gebracht wird, sondern dadurch, 
daß sie von morgens bis abends die größten Schwierigkeiten, 
Widerwärtigkeiten und Unanehmlichkeiten mit der Post, mit 
ihren Kunden und mit ihrem eigenen Personal haben. 

Das ist der Weg, auf dem wir dahin kommen können, 
eine befriedigende Lösung der Frage herbeizuführen, und ich 
bitte auch den Herrn Staatssekretär des Reichspostamts, sich 
in der Kommission nicht zu stemmen gegen eine gestaffelte 
Pauschalierung der Telephongebühren. 
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6. Abschnitt. 


Finanzpolitik. 





Kurs der Reichsanleihen. 
(Nr. 32 und 33.) 
Vorbemerkung. 


Die ersten Anleihen des Deutschen Reiches, die es 
in den Jahren 1877—1884 ausgab, wurden mit 4 Prozent 
verzinst; sie wurden im Jahre 1897 in 3!/, prozentige 
Anleihen konvertiert. Von 1885—1889 gab das Reich An- 
leihen mit einer Verzinsung von 3!/, Prozent aus. Im Jahre 
1890 ging es zu dem Typus der dreiprozentigen Anleihe 
über, den es mit drei Unterbrechungen in den Jahren 
1893 und 1894, in denen wieder Anleihen zu 3'/, Prozent 
emittiert wurden, bis 1905 beibehielt. In diesem Jahre 
ging es wieder auf 3!/, Prozent herauf, und von 1908 an 
war es genötigt, seinen Anleihen eine Verzinsung von 
4 Prozent zu geben. Das Seitenstück hierzu ist die rück= 
läufige Bewegung der Kurse, welche die deutschen 
Reichsanleihen in der Mitte des letzten Jahrzehntes des 
19. Jahrhunderts und dann wieder von 1903 ab erfahren 
haben. 


Die Kursrückgänge, die für die Besitzer der Anleihen 
erhebliche Vermögenseinbußen bedeuteten, wurden von 
dem Abgeordneten Kaempf am 12. Januar 1904 zur 
Sprache gebracht, als die Denkschrift über die Ausfüh- 
rung der seit dem Jahre 1875 erlassenen Anleihegesetze 
(Nr. 17 der Reichstagsdrucksachen 11. Legislaturperiode 
I. Session) auf der Tagesordnung stand (Rede Nr. 32). 
In der Diskussion, die sich im Anschluß an diese Rede 
entwickelte, gab der Staatssekretär des Reichsschatzamtes 
Freiherr von Stengel zu, daß der Verlauf der Emission 
der letzten Reichsanleihe „ein unerwünschter“ gewesen 
sei. Er schob die Schuld hauptsächlich darauf, daß die 
Regierung bei der Wahl des richtigen Zeitpunktes von 
Emissionen keine freie Hand hätte. 
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Die Ursachen des Kursstandes der deutschen Reichs- 
und Staatsanleihen wurden von dem Abgeordneten 
Kaempf auch am 14. Mai 1906 bei der Beratung des 
„Gesetzes wegen Aenderung einiger Vorschriften des 
Reichsstempelgesetzes“ (Nr. 239 der Reichstagsdruck- 
sachen 11. Legislaturperiode II. Session) erörtert (Rede 
Nr. 33). In der Vorlage wurde unter anderem eine 
Ermäßigung des Umsatzstempels für Anleihen des Reichs 
und der Bundesstaaten von ?/, auf !/;, Prozent vor: 
geschlagen. Diese Ermäßigung wurde von dem Staats- 
sekretär des Reichsschatzamtes Freiherrn von Stengel 
bei der Einbringung der Vorlage im Reichstag am 
6. März 1906 mit der Erwägung begründet, daß es sich 
„dringend empfiehlt, für eine Hebung und Befestigung 
des Kurses der Reichs- und Staatsanleihen auf diesem 
Wege mit Sorge zu tragen“. Die „Absicht einer Ver: 
minderung der Steuerlast der Börse“ wies dagegen der 
Staatssekretär von sich. Der Reichstag ging in der zweiten 
und dritten Lesung des Entwurfs über den Vorschlag der 
Regierung hinaus, indem er einem Antrag der Kommission 
entsprechend, welche das Gesetz durchberaten hatte, die 
gänzliche Befreiung der Reichs- und Staatsanleihen von 
dem Umsatzstempel aussprach. 


Rede im Reichstag am 12. Januar 1904. 
(Nr. 32.) 


Meine Herren, es liegt nicht in meiner Absicht, bei dieser 
Gelegenheit die Frage der Finanzgebarung des Reiches im all- 
gemeinen zur Diskussion zu stellen; dazu wird 'sich im Laufe 
der weiteren Etatsberatung die nötige Veranlassung bieten. Da- 
gegen erscheint es mir angezeigt, an einen Punkt der Denkschrift 
einige Bemerkungen anzuknüpfen, nämlich an die darin mit- 
geteilte Tatsache, daß in der ersten Hälfte des Jahres 1903 
der Betrag von 290 Millionen Mark dreiprozentige Reichsan- 
leihe an die Reichsbank, die Königlich Preußische Seehand- 
lung und 25 Banken und Bankfirmen zum Kurse von 
91,4 Prozent begeben worden ist mit der Verpflichtung, den 
ganzen Betrag zum Kurse von 92 Prozent zur öffentlichen 
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Subskription ‚aufzulegen. Die Subskription hat stattgefunden 
am 17. April, und statt der verlangten 290 Millionen Mark 
sind nicht weniger als 13750 Millionen, Mark gezeichnet 
worden. Wenn in dieser kolossalen Ziffer der Begehr des 
Publikums nach dreiprozentiger Reichsanleihe zum Ausdruck 
gekommen wäre, dann hätte — mit ziemlicher Sicherheit läßt 
sich dies behaupten — unter allen Umständen eine erhebliche 
Kurssteigerung der dreiprozentigen Reichsanleihe stattfinden 
müssen. Statt dessen hat sich der Kurs nach der Subskription 
zunächst mühsam eine Kleinigkeit über den Emissionskurs 
erhalten, ist dann bereits am 18. Mai des Jahres 1903 unter 
den Emissionskurs gesunken und hat allmählich die rück= 
schreitende Bewegung fortgesetzt bis zu dem niedrigsten 
Kurse von 89,20, den die Reichsanleihe am 15. September 
erreicht hat. Von da an hat eine allmähliche Kursbesserung 
stattgefunden; aber auch heute noch notiert die deutsche 
Reichsanleihe zirka !/, Prozent unter den Emissionskurs. 

Wenn man bedenkt, daß die deutsche Reichsanleihe 
unter allen Staatspapieren eines der sichersten ist, so ist er- 
klärlich, daß sich an diese Vorgänge Diskussionen der leb- 
haftesten Art angeschlossen haben. 

Man hat diskutiert über die Gründe, welche zu diesem 
Mißerfolg geführt haben, und über die Mittel, welche an- 
gewendet werden sollten, um derartigen Vorkommnissen für 
die Zukunft vorzubeugen. Meine Herren, es ist namentlich 
darauf hingewiesen worden, daß die Reichsverwaltung ihre 
Geldbedürfnisse zunächst dadurch deckt, daß sie Reichs- 
schatzanweisungen in großen Beträgen bei der Reichsbank 
diskontiertt und dann mit einem Male einen großen Betrag 
von Reichsanleihe an den Markt bringt, wodurch sehr be- 
deutende flüssige Mittel aus den Markt genommen würden, 
während es doch die Voraussetzung für die Begebung eines 
großen Betrages von Reichsanleihe sei, daß der Markt willig, 
das heißt daß das Geld flüssig bleibt. Man hat ferner auch 
die Frage aufgeworfen, ob es überhaupt richtig sei, derartige 
große Beträge zur Subskription aufzunehmen, und ob es 
nicht vorteilhafter sei, allmählich im Laufe des Jahres die 
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Beträge, die vom Markte verlangt werden, freihändig zu 
begeben. 

Man hat ferner die Frage aufgeworfen, ob es überhaupt 
richtig sei, bei dem dreiprozentigen Typus der Staatsanleihen 
zu verbleiben, und ob es nicht richtiger sei, zu dem drei» 
einhalbprozentigen zurückzukehren, da das deutsche Publikum 
seine Bedürfnisse bei einem Zinsfuß von 3 Prozent doch 
nicht in der geeigneten Weise decken könne. 

Hiervon abgesehen, meine Herren, hat man die Frage 
aufgeworfen, in welcher Weise die deutsche Reichsanleihe 
in höherem Grade beim Publikum beliebt werden könnte, 
als es bisher der Fall ist. Man hat als Mittel vorgeschlagen, 
man möge dahin wirken, daß ein umfangreicher Zeithandel 
in den dreiprozentigen Staatspapieren stattfinde, und man 
hat darauf hingewiesen, daß es wünschenswert sei, die drei- 
prozentige Reichsanleihe von der Umsatzsteuer, der sie jetzt 
in vollem Umfang, ebenso wie alle anderen Papiere, unter- 
worfen ist, zu befreien. 

Und schließlich hat man die Frage aufgeworfen, in 
welcher Weise auch etwa die Staatsinstitute in der Lage 
seien, der Beliebtheit der dreiprozentigen Papiere etwas unter 
die Arme zu greifen. Wenn Ihnen etwa die Bedingungen 
der Preußischen Seehandlung über deren Geschäftsverkehr 
bekannt geworden sind, so werden Sie darin finden, daß die 
Preußische Seehandlung sich anbietet, preußische und 
deutsche Staatspapiere ohne Provisionsberechnung zu kaufen. 
Es wäre allerdings richtiger gewesen, wenn sie auch hinzu- 
gefügt hätte, sie wolle auch ohne Provisionsberechnung ver- 
kaufen. Denn nur dann kann ein Papier beim Publikum 
beliebt werden, wenn nicht bloß der Verkauf, sondern auch 
der Kauf zu den billigsten Bedingungen erfolgen kann. Auch 
die Reichsschatzverwaltung hat sich mit dieser Frage be- 
schäftigt, und ich freue mich, fesstellen zu können, daß sie 
hierbei zurückgegriffen hat auf das sachverständige Urteil von 
Männern der Praxis; wenigstens habe ich in den Zeitungen 
gelesen, daß derartige Mitteilungen stattgefunden haben oder 
noch stattfinden sollen. 
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Aber alle die vorhin angeführten Punkte berühren doch 
nur Fragen untergeordneter Natur. Soll das Uebel an der 
Wurzel angefaßt werden, dann ist es erforderlich, die wirt* 
schaftliche Gesetzgebung der letzten zehn Jahre gründlich zu 
revidieren. 

Es ist ein oft gehörter Ausspruch, daß wir in Deutsch» 
land noch nicht reich genug sind, und dieser Ausspruch ist 
wahr. In andere Worte übersetzt bedeutet er, daß die 
Intelligenz und die Tatkraft der deutschen Bevölkerung 
dieselbe zu so umfangreichen kulturellen Unternehmungen 
befähigen und veranlassen, daß die eigene Kapitalbildung 
dahinter zurückbleibt. Wenn es dafür eines Beweises bedarf, 
so bitte ich Sie, einen Blick auf die allwöchentlich publizierten 
Ausweise der Reichsbank, unseres großen Zentralgeldinstituts, 
zu werfen. Da werden Sie finden, daß, wenngleich wir uns 
eben erst, etwa seit einem halben oder dreiviertel Jahren, 
wieder in einer aufsteigenden Bewegung der gewerblichen 
Tätigkeit befinden, dennoch die Inanspruchnahme der Reichs» 
bank heute bereits wieder so hoch ist wie zu irgendeiner 
Zeit der Hochkonjunktur, die wir in den Jahren 1896 bis 1900 
erlebt haben. Zu ähnlichen Resultaten werden Sie kommen, 
wenn Sie die Summe der an den Börsen emittierten Werts 
papiere vergleichen mit der Sparkraft des deutschen Volkes. 
Je mehr es aber wahr ist, daß wir nicht reich genug sind, 
je mehr wir also auf unseren Hauptkapitalstock angewiesen 
sind, nämlich auf die Intelligenz und Tatkraft unserer gewerb- 
tätigen Bevölkerung, um so mehr, meine Herren, tritt an die 
Gesetzgebung die Verpflichtung heran, alle Hilfsquellen zu 
öffnen, alle Hilfsmittel zur Verfügung zu stellen, dafür zu 
sorgen, daß die Befriedigung der wirtschaftlichen Bedürfnisse 
des deutschen Volkes erleichtert, nicht aber, daß dieselbe 
erschwert wird. Eine derartige Erschwerung hat aber statts 
gefunden durch die Gesetzgebung der letzten Jahrzehnte, 
namentlich durch das Börsengesetz und die Börsensteuer- 
gesetzgebung, mit denen der Kurs der Staatspapiere in einer 
Weise zusammenhängt, wie er inniger gar nicht zusammen- 
hängen kann. Niemand, der den Zusammenhang wirtschaft- 
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licher Dinge kennt, wird bestreiten, daß die Geschäfte die- 
jenigen Stellen aufsuchen und die Ausführung geschäftlicher 
Transaktionen sich an denjenigen Stellen konzentriert, an 
denen sie den geringsten Schwierigkeiten begegnen, an denen 
sie die größte Rechtssicherheit und die vorteilhaftesten Be- 
dingungen finden, und an denen — durch die Personen und 
die Einrichtungen — die Gewähr einer sachgemäßen und 
schnellen Abwicklung gegeben wird. BP 

Die Börsen aber sind die Stellen, die dazu geschaffen 
sind, den Umsätzen des mobilen Kapitals als Mittelpunkte 
und als Vermittlungspunkte zu dienen. 

Erschweren Sie den deutschen Börsen den Verkehr, so 
wendet sich zunächst das inländische Geschäft, soweit es nicht 
unbedingt dazu gezwungen wird, an den inländischen Börsen 
zu verkehren, von denselben ab und geht ins Ausland. Erz, 
schweren Sie den deutschen Börsen den Verkehr, so meidet 
ferner das internationale Geschäft die deutschen Börsen. Was 
dies aber bedeutet, meine Herren, das können Sie an England 
sehen. England deckt einen großen Teil seiner passiven 
Handelsbilanz durch die Vermittlungsgewinne, die es als 
Vermittler der Geschäfte der ganzen Welt erzielt. Aber dies 
ist nicht der einzige Nachteil, der dem Deutschen Reiche 
entsteht; es entgeht ihm noch ein ganz anderer Vorteil. Mit 
einer Konzentration der Geschäfte an einem Platz ist not: 
wendigerweise und tatsächlich verknüpft das Zusammenfließen 
großer Geldmittel und großer Kapitalien, die ihrerseits wieder 
nutzbringend für die eigene Volkswirtschaft verwendet werden 
können. Und je mehr Kapitalien an einem Platze, in einem 
Lande zusammenfließen, um so mehr wird das Kreditsystem 
des Landes gestützt, der Kredit für Handel, Industrie und 
Landwirtschaft, der Kredit für die Gemeinden, die Bundes- 
staaten, für das Reich. 

Eine starke Börse haben wir in den achtziger Jahren in 
Deutschland gehabt. Es gab zu dieser Zeit eine Periode, wo 
die Berliner Börse die stärkste Börse der Welt war, wo kein 
Geschäft so groß und so kompliziert war, daß es nicht an 
der Berliner Börse hätte ausgeführt werden können. 
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Dies alles, meine Herren, ist zerstört worden durch die 
Börsengesetzgebung und durch die Börsensteuergesetzgebung. 
Die Berliner Börse und die anderen deutschen Börsen sind 
herabgesunken zu Lokalmärkten, welche die wirtschaftliche 
Aufgabe, die der Börse zufällt, nicht mehr erfüllen können. 

Wenn Sachverständige dies im Laufe der letzten Jahre 
geäußert haben, so ist das belächelt worden. Es ist das 
Verdienst der letzten Emission der Reichsanleihe, daß auch 
weiteren Kreisen darüber die Augen und Ohren geöffnet 
worden sind. Das Unglück ist diesmal zu ertragen gewesen; 
denn wir befinden uns in normalen Verhältnissen. Hoffen 
wir, daß ähnliches nicht vorkommt in einer Zeit politischer 
oder wirtschaftlicher Krisis. Alsdann könnte daraus ein 
nationales Unglück entstehen. Deshalb mahnen die Vorgänge 
bei der letzten Emission der deutschen Reichsanleihe mehr 
als irgend etwas anderes daran, mit der gründlichen Revision 
des Börsengesetzes und der Börsensteuergesetzgebung nicht 
länger zu warten, und ich bedaure, daß unter den Druck- 
sachen, die heute dem Reichstag zugegangen sind, sich noch 
immer nicht die Novelle zum Börsengesetz und zu der Börsen- 
steuergesetzgebung befindet. 

Die Vorgänge bei der Emission der letzten deutschen 
Reichsanleihe haben gewirkt wie ein Wetterleuchten am fernen 
Horizont; einen Augenblick sind die Umrisse der Verhältnisse 
grell beleuchtet worden. Die Reichsregierung aber und uns 
mögen diese Vorgänge daran erinnern, daß das alte römische 
Wort noch wahr ist: videant consules, ne quid res publica 
detrimenti capiat! 


Rede im Reichstag am 14. Mai 1906. 
(Nr. 33) 


Meine Herren, die Frage der deutschen Staatspapiere 
ist von dem Herrn Abgeordneten Grafen v. Kanitz an- 
geschnitten worden, und ich glaube, es ist der Mühe wert, 
sie etwas weiter zu verfolgen. Es ist um so mehr der Mühe 
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wert, als wir unmittelbar hinter der Emission einer Anleihe 
von 560 Millionen Mark deutscher Reichsanleihe und 
preußischer Konsols stehen, einer Emission, die, unumwunden 
ausgesprochen, einen großen Mißerfolg zu verzeichnen gehabt 
hat, wie auch die vorhergegangenen Emissionen demselben 
Schicksal verfallen gewesen sind. Wenn auch veröffentlicht 
werden konnte, daß der aufgelegte Betrag mehrere Male ge- 
zeichnet worden sei, tatsächlich ist ein Mißerfolg vorhanden, 
und es ist nur mit der größten Mühe möglich gewesen, 
nach der Subskription den Kurs der Anleihen auf dem 
Emissionskurse zu erhalten. Es sind im ganzen etwa 
200 Millionen deutscher Reichsanleihe und preußischer Kon- 
sols in der Weise gezeichnet worden, daß die Zeichner sich 
einer Sperre unterworfen und die Eintragung in das Staats- 
bzw. Reichsschuldbuch beantragt haben; die übrigen 
360 Millionen scheinen ein Unterkommen nur zum kleinsten 
Teil gefunden zu haben und sind, wenn nicht alle äußeren 
Anzeichen täuschen, zu einem sehr großen Teil, vielleicht 
zur Hälfte und noch mehr, wieder in die Portefeuilles der 
Banken und Bankiers, die sie emittiert haben, zurückgewandert. 

In der Kommission wurde die Frage aufgeworfen — 
und der preußische Herr Finanzminister beteiligte sich sehr 
lebhaft an der Diskussion —, welche Mittel es gäbe, um den 
Kurs der deutschen Fonds zu heben. Zunächst wurde als 
Mittel angegeben, daß die Sparkassen und die großen Ver- 
sicherungsgesellschaften gezwungen werden müßten, einen 
größeren Teil ihrer Fonds als bisher in deutschen und 
preußischen Staatspapieren anzulegen. Ich halte dies für ein 
unwirksames Mittel. Ich halte es auch nicht für gerecht» 
fertigt, durch Gesetz die Sparkassen und Versicherungsgesell- 
schaften zu Anlagen in irgend welchen bestimmten Werten 
zu zwingen. Wenn der Staat diese Gesellschaften zwingen 
will, in seinen Anleihen Anlagen zu machen, dann müßte 
er ihnen auch die Garantie bieten, daß die Sparkassen und 
Versicherungsgesellschaften an diesen Anlagen keine Kurs- 
verluste erleiden. Entstehen aber aus solchen Anlagen für 
die Gesellschaften Kursverluste, so wirkt das zurück auf die 
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Sparer und die Versicherungsnehmer der Versicherungsgesell- 
schaften. 

Aber hiervon ganz abgesehen, ist das Mittel auch ganz 
unwirksam. Heute legen Sparkassen und Versicherungs- 
gesellschaften ihre Fonds zum weitaus größten Teil in Hypo- 
theken an. In dem Augenblick, wo Sie sie zwingen, Staats- 
papiere zu kaufen, wird deren Anlage in Hypotheken eine 
wesentlich geringere werden. Diese Hypotheken müssen 
aber irgendwo Unterkommen finden, und sie werden das 
entweder bei Privatleuten, die bisher Staatspapiere gekauft 
haben, tun oder bei anderen, namentlich Hypothekengesell- 
schaften. Auf diese Weise aber wird eine größere Masse 
von Hypothekenpfandbriefen auf den Markt kommen und 
so eine noch größere Konkurrenz zu den Staatspapieren her- 
gestellt werden, als dies schon jetzt der Fall ist, d. h. es wird 
von neuem auf den Kurs der Staatspapiere gedrückt werden. 

Ein zweites Mittel, um die Kurse der Staatspapiere zu 
heben, wurde vom preußischen Herrn Finanzminister darin 
erkannt, daß für die Staatspapiere die Befreiung von der 
Umsatzsteuer eingeführt werde. Ich kann dem Herrn Grafen 
Kanitz nicht recht geben, wenn er sich gegen diese Befreiung 
ausspricht. Ich meine in der Tat, dadurch werden die Staats- 
papiere beliebter werden; es wird nicht bloß demjenigen, der 
sein Geld darin anlegen will, die Möglichkeit gegeben, den 
Stempel zu sparen, also den Staatspapieren den Vorzug vor 
anderen Werten zu geben, sondern es wird auf der anderen 
Seite auch eine Masse von Unbequemlichkeiten für die Käufer 
der Staatspapiere beseitigt, die nur zu oft sie dahin führen, 
sich den Staatspapieren nicht zuzuwenden. 

Es ist auch nicht richtig, daß für jemand, der Staats- 
papiere kaufen will, die 20 Pfennig pro 1000 Mark eine 
kleine Ausgabe wären; denn diese 20 Pfennig pro 1000 Mark 
verdoppeln und verdreifachen sich, je nachdem ein Bankier 
an der Börse oder ein Provinzialbankier dazwischentritt. Der 
Käufer der Staatspapiere muß das Zweifache und Dreifache 
des Stempels zahlen, und die Summe, die dafür aufzuwenden 
ist, verleidet ihm den Ankauf dieser Werte. 
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Es ist ferner darauf hingewiesen worden, daß ein Antrag, 
den Herr Kollege Mommsen und ich in der Kommission 
gestellt hatten, und den wir heute wiederholen, dahin gehend, 
daß die Kommunalpapiere, die Anleihen von Kreisen und 
Provinzen von der Stempelsteuer befreit sein sollen, dahin 
wirken werde, die Konkurrenz dieser Werte mit den Staats- 
papieren zu vergrößern, und daß auf diesem Wege der Kurs 
der Staatspapiere in seiner Entwicklung gehemmt werde. 
Auch dies können wir nicht zugeben. Die Kommunalpapiere 
sind eine Notwendigkeit; die Gemeinden können ohne 
Emission von Anleihen nicht bestehen; sie können die Auf 
gaben, die ihnen der Staat überweist, nicht erfüllen, wenn 
sie nicht mit Anleihen an den öffentlichen Markt treten; sie 
können auch ihre soziale Aufgabe nicht erfüllen, wenn sie 
das nicht tun. Ihnen das dadurch zu erschweren, daß den 
Papieren der Kommune die Steuer auferlegt wird, ist ein 
Unrecht gegenüber den Kommunen. Wenn Sie glauben, 
daß dadurch, daß den Kommunen die Steuer auferlegt wird, 
die Konkurrenz gegenüber den Staatspapieren geringer wird, 
so befinden Sie sich in einem Trugschluß. Es ist in der 
Kommission von dem preußischen Herrn Finanzminister aus- 
drücklich zugegeben worden, daß ein Papier, das mit der 
Stempelsteuer belastet ist, notwendigerweise einen niedrigeren 
Kurs haben müsse als die Papiere, die von der Stempelsteuer 
befreit sind. Wenn nun die Kommunen ihre Anleihen wegen 
der Stempelsteuer niedriger ausgeben müssen, als sie es tun 
könnten, wenn sie nicht mit der Stempelsteuer belastet wären, 
so kommen notwendigerweise die Kommunalpapiere, Kreis- 
und Provinzialobligationen zu einem niedrigeren Kurse an 
die Börse, werden dem Publikum zu einem niedrigeren 
Kurs angeboten, als dies der Fall wäre, wenn die Stempel- 
steuer nicht zu bezahlen wäre. Dieser niedrige Kurs der 
Kommunalpapiere wirkt aber wiederum ungünstig auf den 
Kurs der Staatspapiere zurück; denn eine Konkurrenz 
zwischen beiden findet in der Tat statt. Geschaffen und 
ausgegeben werden müssen die Kommunalanleihen unter allen 
Umständen. | 
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Alle diese Mittel, die in der Kommission angegeben 
worden sind, um den Kurs der Staatspapiere zu heben, 
werden, wie z. B. die Befreiung vom Stempel, vielleicht einen 
gewissen Einfluß auf den Kurs der Staatspapiere ausüben; 
aber die wahren Gründe für die schlechten Kurse der Staats- 
papiere werden dadurch nicht beseitigt. Um das zu erkennen, 
muß man sich vergegenwärtigen, wie augenblicklich in 
Deutschland der öffentliche Staatskredit überhaupt befriedigt 
wird. Da sehen wir, daß allerdings das Reich und Preußen 
mit der Emission der Staatspapiere Hand in Hand gehen. 
Es kommt heute nicht mehr vor, daß Preußen allein mit 
einer Emission von Staatspapieren vorgeht und das Reich 
ebenfalls allein; sie assoziieren sich beide. Das ist ein ganz 
vernünftiger Vorgang. 

Aber es gibt noch andere Bundesstaaten, es gibt noch 
Bayern, Baden, Württemberg, Hessen, Sachsen: alle diese 
Bundesstaaten emittieren alljährlich zum Teil große Beträge 
von Staatspapieren, und in diesen Emissionen im Zusammen- 
hang mit den Emissionen der Reichsanleihen und preußischen 
Staatspapiere ist ein System überhaupt nicht vorhanden. Auf 
diesem Wege kommt es dahin, daß die eine Anleihe des 
einen Bundesstaates eine Konkurrenz bildet zu der Anleihe 
des andern Bundesstaates. Dieser Zustand sollte beseitigt 
werden; das ist ein Mangel, der in unserer ganzen Verfassung 
des Deutschen Reiches liegt, in der Bundesstaatlichkeit, die 
wir einmal haben. Die Schwierigkeiten und Nachteile, die 
sich daraus ergeben, sollte man wenigstens versuchen zu be- 
seitigen, indem in die Emissionen von deutschen Staats- 
papieren des Reiches und der Bundesstaaten ein gewisses 
System gebracht würde, damit nicht der eine Bundesstaat dem 
andern Bundesstaate in seinen Anleihen auf dem öffentlichen 
Markte Konkurrenz macht. 

Ein zweiter Punkt, der einer sorgsamen Erwägung be- 
darf, ist die ganze Emissionstechnik bei unseren Staats- 
papieren. Wenn eine Anleihe angekündigt wird, so muß 
von dem Augenblicke an eine Tätigkeit der emittierenden 
Banken, zu denen ja jetzt auch die Preußische Seehandlung 
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gehört, eintreten. Nehmen Sie an, es soll eine halbe Milliarde 
preußischer und deutscher dreieinhalbprozentiger Staatsanleihen 
emittiert werden zum Kurse von 100 Prozent, so muß dafür 
gesorgt werden, daß der Kurs der Reichsanleihen und preu- 
Bischen Staatspapiere an der Börse einen höheren Stand ein- 
nimmt als der Emissionskurs. Denn wenn das nicht der Fall 
ist, fällt es keinem Kapitalisten ein, sich an der Subskription 
auf die neue Anleihe zu beteiligen. Er kann ja in diesem 
Falle zu demselben Kurse oder womöglich noch billiger die 
Papiere an der Börse kaufen und wird sich nicht erst dem 
Erfolge der Subskription aussetzen. Es muß also von dem 
Augenblick an, wo die Emission angekündigt wird, seitens 
der betreffenden Banken interveniert werden, d.h. der Börsen- 
kurs der Staatspapiere muß auf derjenigen Höhe gehalten 
werden, die notwendig ist, um das Resultat der neuen Emission 
zu garantieren. 

Und da kommen ganz merkwürdige Dinge vor. Als 
die letzte Anleihe angekündigt war, erschien plötzlich der 
Reichsinvalidenfonds auf der Bildfläche und bot, glaube ich, 
10 Millionen Mark deutscher Staatspapiere an. Natürlich 
mußten diese 10 Millionen Mark aufgenommen werden von 
den Banken, die an der Emission der neuen Anleihe beteiligt 
waren; denn sie konnten nicht dulden, daß diese Anleihen 
des Invalidenfonds einen Kursdruck ausübten auf die Staats- 
papiere an der Börse, weil dadurch der Erfolg der Subskription 
der neuen Anleihe beeinträchtigt worden wäre. Nun ist es 
sonderbar, daß der Reichsinvalidenfonds von dem Vorgange 
der Emission von 560 Millionen deutscher und preußischer 
Konsols keine Ahnung gehabt hat. 

Ein zweiter Punkt ist folgender. Es kommt nun zur 
Subskription. Eine Subskription zu veranstalten ist außer- 
ordentlich leicht: der Kurs wird festgesetzt, Prospekte werden 
gedruckt, und der übliche Gang der Subskription geht vor 
sich. Aeußerlich ist der Erfolg vielfach ein zufriedenstellender, 
der aufgelegte Betrag wird zweifach, dreifach oder noch 
öfter gezeichnet. Aber die eigentliche Tätigkeit der Emis- 
sion fängt erst an, wenn die Subskription beendet ist, 


326 


‘denn dann muß dafür gesorgt werden, daß die neue Anleihe 
nicht im Kurse unter den Emissionskurs heruntergeht. Ge- 
schieht letzteres, so verliert jeder, der Neigung hat, sich an 
einer Subskription an deutschen oder preußischen Konsols 
zu beteiligen, die Lust für künftige Fälle, denn an einem 
Papiere Geld zu verlieren, den Kurs sofort nach der Sub- 
skription heruntergehen zu sehen, das gehört nicht zu den 
Annehmlichkeiten des menschlichen Lebens. Und, meine 
Herren, ich möchte wohl wissen, wie viele Millionen der 
emittierten 560 Millionen von den beteiligten Banken wieder 
haben aufgenommen werden müssen, um den Kurs der 
deutschen Reichsanleihe und der preußischen Konsols auf 
100,10 — das ist also der Kurs, zu dem sie emittiert worden 
sind — zu halten. 

Welches ist das Aequivalent, das die emittierenden 
Banken und Bankfirmen dafür erhalten, daß sie vor der Sub: 
skription aufkaufen zu Kursen, die über dem Emissionskurse 
sind, und nach der Subskription große Beträge wieder auf- 
nehmen, um nur den Kurs auf dem Emissionskurs zu halten? 
Welches ist das Aequivalent dafür, daß sie nunmehr mit 
Unsummen von deutschen und preußischen Staatsfonds be- 
haftet sind, von denen sie nicht wissen, ob sie sie ohne Ver- 
lust wieder verkaufen können? Da komme ich zu dem alten 
Satz, daß an dem Deutschen Reiche und dem Preußischen 
Staate bezüglich seiner Anleihen seit Jahren, ja vielleicht seit 
Jahrzehnten immer nur Verluste entstanden sind, — Verluste 
nicht in dem Sinne, daß die übernehmenden Banken nicht 
bei der Abrechnung 10 oder 20 Pfennig pro 100 Mark an- 
geblichen Gewinns herausbekommen hätten, Verluste aber 
unter Berücksichtigung der Zinsverluste, die eintreten, unter 
Berücksichtigung dessen, daß man große Beträge dieser ver- 
hältnismäßig niedrig verzinslichen Papiere hat im Portefeuille 
behalten müssen, kurz unter Berücksichtigung aller der Um- 
stände, die bei einer Emission eintreten. Meine Herren, wenn 
unsere Banken und Bankiers nach wie vor sich jedesmal zur 
Verfügung gestellt haben, wenn es sich wieder darum 
handelte, mit einem voraussichtlich lächerlich kleinen Ge- 
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winn große Beträge von deutschen und preußischen Fonds 
zu übernehmen, dann, muß ich sagen, haben sich diese 
Banken und Bankiers ihrer patriotischen Pflicht so sehr er- 
innert, daß es nunmehr an der Zeit wäre, das Deutsche Reich 
und Preußen gingen daran und regulierten ihre Emissionen 
in einer anderen Weise, als das bisher geschehen ist. Auch 
die vermittelnden Bankiers haben ein Recht darauf, daß sie 
so entlohnt werden, wie das ihrer Tätigkeit bei der Emission 
entspricht. Das Gleiche ist der Fall bezüglich der vermitteln- 
den Bankiers, namentlich auch der Bankiers in den Provinzen, 
die alle bei der Unterbringung der Staatspapiere eine große 
und nützliche Rolle spielen können. Heute ist der Modus 
bei der Subskription eingeführt, daß derjenige bei der Zu- 
- teilung bevorzugt wird und auch im Kurse eine kleinen Vor- 
teil genießt — 10 Pfennig pro 100 Mark —, der sich einer 
Sperre unterwirft, sich also verpflichtet, für drei oder sechs 
Monate die gezeichneten Fonds nicht wieder zu verkaufen, 
und der sich verpflichtet, sie in das Staats- oder das Reichs- 
schuldbuch eintragen zu lassen. 

Nun, der Einfluß, den der vermittelnde Bankier auf 
den Kapitalisten hat, ist ein großer. Der Einfluß muß dahin 
ausgeübt werden, daß die Privatleute, die ihr Geld anlegen 
wollen, bei derartigen Gelegenheiten veranlaßt werden, es 
nun auch gerade in den preußischen und deutschen Staats- 
papieren zu tun, sich der Sperre zu unterwerfen und die 
Eintragung in das Staatsschuldbuch vorzunehmen. Das ist 
aber auch für den vermittelnden Bankier ein gewisser Nach- 
teil; denn ein in das Reichsschuldbuch eingetragener Betrag 
von Staatspapieren kommt für lange Jahre nicht wieder zum 
Vorschein, während, wenn ein Kapitalist, statt in Staats- 
papieren, sein Geld anlegt in anderen Wertpapieren, welche 
Kursschwankungen hin und her unterworfen sind, dann für 
den Bankier die Wahrscheinlichkeit vorhanden ist, daß ihm 
öfter Umsätze zufließen als bei den in das Staatsschuldbuch 
eingetragenen Staatspapieren. — Man sollte also bei einer 
Neuregelung der Emissionstechnik auch auf diese Verhältnisse 
Rücksicht nehmen. 
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Nun werden Sie mir sagen: ja, wo kommst du hin! 
Da wird das alte Wort ausgesprochen werden: das heißt ja 
nur den Bankiers die Finger vergolden. Nein, meine Herren, 
das heißt nicht, den Bankiers die Finger vergolden, sondern 
dem Kurs der deutschen Staatspapiere die Finger vergolden, 
und darauf kommt es in allererster Reihe an. Denn es ist 
in der Tat richtig, was der preußische Herr Finanzminister 
gesagt hat: unser Anleihemarkt ist verwahrlost. 

Der Herr Abgeordnete Graf von Kanitz hat nun aus- 
geführt, man beschwere sich mit Unrecht über den Kurs der 
Staatspapiere; im Jahre 1891 hätten die dreiprozentigen 
deutschen Anleihen, ich glaube, 85 gestanden, und heute 
ständen sie 88, das sei ja wunderschön; allerdings, so sagte 
er, hätten inzwischen einige kleineSchwankungen stattgefunden. 
Nein, meine Herren, kollosale Sschwankungen haben inzwischen 
stattgefunden, inzwischen ist der Kurs der dreiprozentigen 
Staatspapiere in einem Jahre gestiegen auf 99 — das ist, wie 
der preußische Herr Finanzminister in der Kommission aus- 
geführt hat, im Jahre 1896 gewesen —, und augenblicklich 
steht er 88. Ich kann dem preußischen Herrn Finanzminister 
nur Recht geben, wenn er der Meinung ist, unser Markt der 
deutschen und preußischen Staatspapiere ist verwahrlost. 
Aber warum ist denn der Markt verwahrlost? Abgesehen 
von anderen Gründen, abgesehen von der Börsensteuer, die 
Sie ja nun bezüglich der Staatspapiere wieder beseitigen wollen, 
ist daran in der Tat schuld das deutsche Börsengesetz. 

Das deutsche Börsengesetz hat es zur Unmöglichkeit 
gemacht, daß die sogenannte kleine Kulisse weiterbestehen 
kann, und unter diesen Umständen fehlt die Möglichkeit, die 
bei einer Emission an den Markt kommenden Werte und 
das flottante Material einer Anleihe so lange schwebend zu 
erhalten, bis das Publikum es endgültig aufnimmt. Diese 
kleine Kulisse fehlt vollständig, und die Zahl der kleinen 
Leute ist stärker als die ein oder zwei Dutzend große Banken 
und Firmen inklusive der Preußischen Seehandlung, die sich 
- nunmehr mit dem Geschäft zu befassen haben, aber dieses 
Geschäft nicht im Interesse und nicht zur Befriedigung des 
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Staatskredits ausführen können. Meine Herren, dies hat sich 
so evident erwiesen bei der Emission von Anleihen seit dem 
Jahre 1896, daß ich meine, darüber könnte ein Zweifel nicht 
mehr bestehen. Und wenn ich kürzlich, vor etwa acht Tagen, 
bei einer anderen Angelegenheit den Herrn Staatssekretär des 
Reichsschatzamtes gefragt habe, wo denn das Börsengesetz 
bliebe, hat jer mir geantwortet, das gehöre nicht in sein 
Ressort. Das habe ich allerdings schon vor der Antwort 
gewußt, aber ich meine, nichts kann mehr in das Ressort 
des Herrn Staatssekretärs des Reichsschatzamtes gehören als 
die Sorge für den Kurs der deutschen Staatspapiere, und 
wenn er zu der Einsicht kommt — und ich hoffe, daß er 
zu der Einsicht kommt —, daß das Börsengesetz daran ein 
gut Teil schuld trägt, dann, meine ich, wird er sich über 
die Grenze seines Ressorts hinaus begeben und den Anstoß 
dazu geben, daß das Börsengesetz endlich einmal so weit 
unter Dach und Fach gebracht wird, daß die gröbsten 
Mißstände beseitigt werden. 

Aber, meine Herren, es gibt noch einen tiefer liegen» 
den Grund für den niedrigen Stand unserer Anleihen, 
und hier muß ich auch wieder ein Wort sagen bezüg- 
lich der Ausführungen des Herrn Grafen Kanitz. Er be- 
schwert sich darüber, wir gingen mit unserem Gelde ins Aus- 
land und machten dort industrielle Unternehmungen, im In- 
lande sollten wir bleiben, dann würde alles Unheil, wenigstens 
was den Staatskredit betrifft, aus der Welt verschwinden. Ich 
bin ganz anderer Meinung. Der Deutsche ist meiner Ansicht 
nach der geborene Industrielle und Kaufmann; wovon auch 
soll Deutschland seine jährlich um eine Million wachsende 
Bevölkerung ernähren, womit soll Deutschland seine Be- 
völkerung beschäftigen ? Ich sehe keinen anderen Weg, als 
daß Deutschland seine Bevölkerung in der Industrie und im 
Handel beschäftigt. Und wenn Deutschland seine Bevölkerung 
in der Industrie beschäftigt, dann muß es dafür sorgen, daß 
die Produkte der Industrie in das Ausland gehen können, 
und daß wir mit dem Gelde, das wir vom Auslande be- 
kommen, die nötigen Nahrungsmittel, die nötigen Lebens- 
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mittel und alle Lebensbedürfnisse bezahlen können, die wir 
im Inlande selbst nicht herzustellen in der Lage sind. 

Der Herr Staatssekretär des Innern hat im Anfang dieser 
Session mit vollem Rechte und mit einer Klarheit, die nichts 
zu wünschen übrig ließ, bewiesen, daß wir nur dann Gold 
in das Land hineinbekommen können, daß wir nur dann — 
was der Herr Kollege Dr. Arendt immer wünscht — einen 
billigeren Diskont bekommen können, wenn wir uns Forde= 
rungen an das Ausland schaffen; denn ganz allein durch 
Forderungen an das Ausland können wir Gold ins Land 
hineinziehen, auf einem anderen Wege können wir überhaupt 
kein Gold erhalten. 

Meine Herren, der Deutsche ist nun, zum Glück für 
unser Land, ein industrieller Kopf, und er wird nicht davon 
abzubringen sein, sich in der Industrie zu betätigen. Und 
die deutschen Kapitalisten haben nicht den Fehler, sondern 
sie haben den großen Vorzug, daß sie das zum Teil ein- 
sehen, und daß sie ihr Geld der Industrie zur Verfügung 
stellen. Nur dadurch, daß der deutschen Industrie das nötige 
Kapital zur Verfügung gestellt wird, ist es möglich, die In- 
dustrie so zum Flor zu bringen, daß ein Export in hin- 
reichendem Maße stattfinden kann, daß wir das nötige Geld 
bekommen, um uns zu ernähren, und daß wir das nötige 
Geld in das Land hineinbekommen, um unsere Verpflichtungen 
jederzeit in Gold erfüllen zu können. 

Wenn das aber richtig ist, dann können wir uns auch 
nicht darüber wundern, daß unsere Staatspapiere noch nicht 
den Kurs haben, den z. B. die französischen Staatspapiere 
haben. Herr Graf von Kanitz wird mir zugeben, wenn er 
‚ unter diesem Gesichtspunkte Frankreich und Deutschland 
vergleicht, daß Deutschland in der industriellen Entwicklung 
der französischen Republik bei weitem voraus ist, und daß, 
wenn Frankreich sich nicht der Pflege seiner Industrie in 
diesem Umfange widmet, daselbst natürlich mehr Geld für 
die Staatspapiere vorhanden ist. Ich bemerke übrigens, daß. 
die Franzosen nicht bloß die inländischen Staatspapiere kaufen, 
sondern mit einer großen Vorliebe die ausländischen, in einem 
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Umfange, wie es bei uns in Deutschland noch niemals vor- 
gekommen ist und auch nicht vorkommen kann, weil wir 
eben unser Geld der Industrie zur Verfügung stellen. Daraus 
ergibt sich mit Notwendigkeit, daß wir einen niedrigeren Kurs 
für unsere Staatspapiere haben müssen als z. B. Frankreich. 
Das ist kein Fehler; ein Fehler ist es nur, dies nicht einzu= 
sehen. Ich habe gar keinen Grund, es für einen Nachteil zu 
betrachten, wenn wir z. B. von dem dreieinhalbprozentigen 
Typus wieder übergehen zu dem vierprozentigen. Dann 
würde es in der Tat dazu kommen, daß ein großer Teil der- 
jenigen Personen, die, um mehr Zinsen zu bekommen, ıhr 
Geld der Industrie zur Verfügung stellen, es wieder in die 
Staatspapiere hineinstecken würde. 

Meine Herren, das sind die Erwägungen, die sich an 
die Ausführungen des Herrn Grafen von Kanitz geknüpft 
haben. Ich bin der Meinung: alle die kleinen Mittel sollen 
angewendet werden, man tut eben, was man kann; das 
Grundübel ist aber nur zu beseitigen durch eine Aenderung 
des Börsengesetzes. Aber auch dann werden Sie immer da- 
mit rechnen müssen, daß der Deutsche sein Geld mit Vor: 
liebe nicht den Staatspapieren zur Verfügung stellt, sondern 
der Industrie. 

Meine Herren, ich habe nun noch auf einige andere 
bedeutungsvolle Punkte einzugehen. Hierher gehört zunächst 
die Befreiung der Kommunalpapiere von der Umsatzsteuer. 
Ich kann nur wiederholen, daß der Staat Unrecht tut, den 
Kommunen die Befriedigung ihrer Anleihebedürfnisse zu 
erschweren, nachdem er selbst den Kommunen die wichtig- 
sten Aufgaben zugewiesen hat, die ohne Ausgabe von An- 
leihen nicht erfüllt werden können. 

Ein zweiter Punkt betrifft die Arbitrage. Es ist dankend 
anzuerkennen, daß die Verbündeten Regierungen hier Er- 
mäßigungen vorschlagen, aber wiederherstellen können sie 
den Arbitrierverkehr nicht; denn bezüglich des letzteren 
wirkt ebenso sehr der Effektenstempel hinderlich wie der 
Umsatzstempel. Wir haben das böse Beispiel mit der Höhe 
des Effektenstempels gegeben, und Frankreich ist uns nach- 
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gefolgt. Aber immerhin bin ich einverstanden, daß versucht 
wird, dem Arbitrierverkehr zu helfen. Nun soll ihm nur 
geholfen werden, wenn er sich betätigt zwischen einer in- 
ländischen und einer ausländischen Börse, oder zwischen 
zwei ausländischen Börsen, aber nicht, wenn er sich betätigt 
zwischen zwei inländischen Börsen. Bekanntlich besteht 
die Aufgabe der Arbitrage darin, die Kursunterschiede 
zwischen verschiedenen Börsenplätzen auszugleichen durch 
Käufe an dem einen und Verkäufe an dem anderen 
Platzee. Nun gebe ich zu, daß diese Aufgabe besonders 
bedeutungsvoll wird bei der ausländischen Arbitrage, weil 
für deren Tätigkeit auch noch die internationale Geldaus- 
gleichung hinzutritt. Aber abgesehen hiervon, sind die 
inländischen Börsen auf den Arbitrierverkehr ebenso ange- 
wiesen, auch im Interesse der Allgemeinheit, wie der Verkehr 
zwischen Inland und Ausland. 

Man wendet nun ein, durch Erleichterungen des Arbi- 
trierverkehrs zwischen den Inlandbörsen würde ein Mißbrauch 
eintreten können. Aber bei den vorgeschriebenen Kontroll» 
maßregeln kann ich die Möglichkeit von Mißbräuchen nicht 
entdecken. Jedenfalls wird der Herr Staatssekretär des 
Reichsschatzamts mehr Geld bekommen, wenn er diese Er: 
leichterungen auch für die Inlandarbitrage einführt; denn 
jetzt kann bei der Höhe des Umsatzstempels zwischen den 
inländischen Börsen überhaupt nicht arbitriert werden. Setzen 
Sie aber die Stempelabgaben herab, so wird sich ein Arbitrier- 
verkehr zwischen den inländischen Börsen herstellen lassen, 
und der Herr Staatssekretär. wird dann künftig immerhin eine 
erkleckliche Summe hieraus beziehen. 

Mit dem Arbitrierverkehr hängt dann zusammen das 
Reportgeschäft. Es ist in der Begründung der Regierungs- 
vorlage darauf hingewiesen worden, daß die Darlehnsgeschäfte 
gegen Unterpfand von Wertpapieren sich heute so abspielen, 
daß man Lombardgeschäfte macht derart, daß die zu ver- 
pfändenden Wertpapiere dem Darlehnsgeber übergeben wer- 
den, und daß dieser eine runde Summe darauf leiht, während 
ein ebenso leichtes, ja noch leichteres Mittel, Darlehnsge- 
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schäfte abzuschließen und abzuwickeln, in dem sogenannten 
Reportgeschäft besteht, wo der Geldgeber die Wertpapiere, 
die er eigentlich zu beleihen hat, kauft und sie gleichzeitig 
auf einem späteren Termine wieder verkauft. Die Herren 
von der Regierung sind nun der Meinung, wenn sie den 
Umsatzstempel auf Reportgeschäfte herabsetzen, daß dann 
die Geldgeber und Geldnehmer sich des Wegs der Report- 
geschäfte bedienen werden, um ihre Darlehnsgeschäfte abzu- 
schließen und abzuwickeln. Ich glaube — das Darlehns- 
geschäft in Form des Lombards ist stempelfrei, das Darlehns- 
geschäft in Form des Reports wird auch nach den Vorschlägen 
der Verbündeten Regierungen immer noch einen Stempel zu 
zahlen haben —, daß es darum nicht viele geben wird, die 
dem Wunsch des Herrn Staatssekretärs zuliebe den Stempel 
bezahlen werden, wenn sie dasselbe erreichen können, wenn 
sie ein Lombardgeschäft machen und keinen Stempel zahlen. 
Wenn der Herr Staatssekretär den Reportstempel ganz be- 
seitigen würde, so bin ich überzeugt, würde er auch dann 
nicht erreichen, daß die Darlehen sich in die Form des 
‘ Reports kleideten. Daran ist, wie ich den Herrn Staats- 
sekretär aufmerksam mache, wieder das Börsengesetz schuld. 
Die Reportgeschäfte vollziehen sich in Form des Termin- 
handels, und auf letzterem haftet die Rechtsunsicherheit, die 
die notwendige Folge des Börsengesetzes ist. Niemand wird, 
selbst wenn er beide Fälle ohne Unterschied des Preises 
haben kann, sich der Rechtsunsicherheit aussetzen, während 
er in der Lage ist, dasselbe Geschäft auf rechtssicherer Grund- 
lage zu machen. Auch hier wäre der Herr Staatssekretär 
des Reichsschatzamtes in der Lage, zu sehen, wie sein Ressort 
ein ganz direktes Interesse an dem Börsengesetz hat. 

Der Schluß meiner Ausführungen bezieht sich auf die 
kleinen Umsätze unter 600 Mark. In dem Gesetz, das vor 
1900 Geltung hatte, waren diese kleinen Umsätze von der 
Stempelsteuer befreit. Im Jahre 1900 sollte das Geld für 
die Flotte beschafft werden, und da wurde auch die Börsen- 
steuer erhöht. Während aber sonst die Parole ausgegeben 
war, nur die leistungsfähigen Schultern sollten herangezogen 
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werden, hat man — in einer gewissen Ironie des Schicksals — 
die bis dahin befreiten kleinen Umsätze unter '600 Mark 
herangezogen. Ich glaube, man hat wohl nicht der Meinung 
sein können, daß das nun gerade leistungsfähige Schultern 
seien, die diese Stempel bezahlen sollten. Die Befreiung der 
kleinen Umsätze wird auch für den Fiskus früher von keiner 
großen Bedeutung gewesen sein; bei der Freilassung wird 
auch für die Zukunft kein großer Einnahmeausfall sich er- 
geben. Tatsächlich ist es für das kleine Publikum eine große 
Belästigung; namentlich aus den Kreisen der kleinen Bankiers 
in der Provinz, denen dieses Geschäft gegenüber der großen 
Konzentration im Bankgewerbe noch geblieben ist, kommen 
die allererheblichsten Beschwerden darüber, das ihnen diese 
Geschäfte in ungemessener Weise erschwert werden. Ich 
meine, wenn der Fiskus keine erheblichen Nachteile hat, 
wäre es eine Aufgabe des Herrn Staatssekretärs, dafür zu 
sorgen, daß der Zustand vor 1900 in dieser Beziehung 
wieder hergestellt werde. 

Sie sehen, es schließt sich eine ganze Masse von Fragen 
an das Börsensteuergesetz an, vor allem ist es die Frage der 
Kurse unserer Staatspapiere, und ich glaube, alles, was Sie 
bei der heutigen Vorlage tun können, um die Kurse der 
Staatspapiere zu kräftigen und zu heben, sollten Sie tun, und 
deswegen empfehle ich Ihnen die Annahme der Kommissions- 
vorschläge und der Verbesserungsanträge, die Herr Kollege 
Mommsen und ich dazu gestellt haben. 


Schatzanweisungen. 


Rede im Reichstag am 11. Februar 1904. 
(Nr, 34.) 
Vorbemerkung. 


In $1 der Reichsschuldenordnung vom 19. März 1900 
wird dem Reichskanzler die Ermächtigung gegeben, durch 
den Etat vorgesehene Kredite entweder durch Aufnahme 
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verzinslicher Anleihen oder durch Ausgabe von Schatz» 
anweisungen auszunutzen. In einem dem Reichstag am 
4. Februar 1904 vorgelegten Entwurf eines Gesetzes be- 
treffend Aenderung der Reichsschuldenordnung (Nr. 208 
der Reichstagsdrucksachen 11. Legislaturperiode I. Session) 
wurden folgende Aenderungen vorgeschlagen : 

In $ 1 Absatz 1 wird nach dem ersten Satze eingefügt: 

„Diese Ermächtigung enthält zugleich die Befugnis, 
Schatzanweisungen durch Ausgabe von neuen Schatz- 
anweisungen und von Schuldverschreibungen in dem 
erforderlichen Nennbetrag einzulösen.‘ 


In $ 7 erhält der Absatz 2 folgende Fassung: 


„Nach Anordnung des Reichskanzlers können Schatz- 
anweisungen wiederholt, jedoch nur zur Deckung der in 
den Verkehr gelangten Schatzanweisungen ausgegeben 
werden. Schatzanweisungen oder Schuldverschreibungen, 
die zur Einlösung von fällig werdenden Schatzanweisungen 
bestimmt sind, hat die Reichsschuldenverwaltung auf 
Anordnung des Reichskanzlers vierzehn Tage vor dem 
Fälligkeitstermine zur Verfügung zu halten. Die Ver- 
zinsung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem 
Zeitpunkte beginnen, mit dem die Verzinsung der ein 
zulösenden Schatzanweisungen aufhört.“ | 

Zur Begründung wurde gesagt, daß Zweifel hervor- 
getreten sind, ob eine Erschöpfung der durch den Etat 
zur Verfügung gestellten Anleihekredite schon dann vor: 
liegt, wenn zur Beschaffung der Geldmittel Schatz- 
anweisungen ausgegeben werden. Insbesondere ist in 
Frage gekommen, ob die im Jahre 1900 auf Grund der 
in dem Gesetze vom 30. März 1900 und in den beiden 
Gesetzen vom 1. Juni 1900 bewilligten Kredite im Nenn> 
betrage von 80 Millionen Mark ausgegebenen, am 1. April 
und 1. Juli 1904 sowie am 1. April und 1. Juli 1905 mit 
je 20 Millionen Mark fälligen und mit 4 Prozent ver- 
zinslichen Schatzanweisungen bereits eine Tilgung des 
erwähnten Kredites von 80 Millionen Mark herbeigeführt 
haben. Wäre dies der Fall, so würde es zur Einlösung 
dieser Schatzanweisungen einer neuen Kreditermächtigung 
durch Gesetz bedürfen. Dadurch würde eine Häufung 
und scheinbare Erhöhung der Kredite herbeigeführt 


werden, die dem wirklichen Ausgabebedürfnis nicht ent- 
spricht und auch den Kursstand der Reichsanleihen un- 
günstig beeinflussen würde. Durch den Entwurf solle 
der Finanzverwaltung Bewegungsfreiheit zur Ausnutzung 
der Geldmarktverhältnisse gegeben werden.*) 


Meine Herren, die Ausführungen des Herrn Reichs- 
schatzsekretärs bestätigen, was bei einer aufmerksamen Lesung 
der Reichsschuldenordnung jedem von Ihnen zum Bewußt- 
sein gekommen sein wird, daß in der Tat in dieser Reichs- 
schuldenordnung sich eine Reihe von Bestimmungen befindet, 
welche zu Zweifeln Veranlassung geben. Der Entwurf einer 
Aenderung der Reichsschuldenordnung aber, wie er dem Hohen 
Hause vorliegt, ist nicht lediglich formaler Natur, er hat 
vielmehr auch eine materielle Bedeutung, und zwar meiner 
Ansicht nach so weit, daß es wünschenswert erscheint, den- 
selben in einer Kommission eingehend zu beraten. 


Meine Herren, die Reichsschuldenordnung unterscheidet 
zwei Kategorien von Reichsschulden: erstens diejenigen, 
welche aufgenommen werden, um vorübergehende Bedürfnisse 
der Reichshauptkasse zu befriedigen, und zweitens diejenigen, 
welche aufgenommen werden, um außerordentliche Gelder 
bereitzustellen, die notwendig sind für die etatsmäßig be- 
willigten Kredite. Für den ersten Zweck ist die Ausgabe 
von Reichsschatzanweisungen vorgesehen, und für den letzteren 
Zweck können sowohl Reichsschatzanweisungen ausgegeben 
werden wie verzinsliche Schuldverschreibungen. Bezüglich 
der Reichsschatzanweisungen bestimmt nun die Reichsschulden- 
ordnung, daß, wenn sie ausgegeben werden für die vorüber- 
gehenden Zwecke der Reichshauptkasse, ihre Umlaufszeit 
nicht länger sein darf, als sechs Monate nach Beendigung 
des betreffenden Etatsjahres. Bezüglich der Reichsschatz- 
anweisungen, die ausgegeben werden, um die Kreditbedürfnisse 
des Reichs zu befriedigen, befindet sich in der Reichsschulden- 


*) Vgl. hierzu die Seite 315 wiedergegebene Aeußerung des Staats- 
sekretärs Frh. v. Stengel am 12. 1. 1904. 
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ordnung eine auf die Umlaufszeit bezügliche Bestimmung 
nicht. Aber der $ 7 der jetzigen Reichsschuldenordnung 
bestimmt erstens: 


daß der Fälligkeitstagg in den Schatzanweisungen 
anzugeben ist, 


und zweitens: 


daß innerhalb der Umlaufsfrist der Betrag der 
Schatzanweisungen wiederholt ausgegeben werden 
kann, aber nur zur Deckung der im Umlauf befind- 
lichen Schatzanweisungen. 


Es fragt sich nun weiter, was eine Schatzanweisung 
‘ist im Gegensatz zu verzinslichen Schuldverschreibungen. 
Eine genaue Definition darüber findet sich in der Reichs- 
schuldenordnung nicht. Auch habe ich mich vergeblich be- 
müht, eine derartige Definition in den Reichstagsverhand- 
lungen zu finden, die seinerzeit stattgefunden haben, als über 
die Reichsschuldenordnung verhandelt worden ist. Man 
könnte versucht sein, anzunehmen, daß eine Reichsschatz- 
anweisung betrachtet werden soll wie ein Wechsel, der 
diskontiert wird, und von dem der Diskont vorher abgezogen 
wird bis zum Fälligkeitstage, während als verzinsliche Schuld- 
verschreibungen alle diejenigen angesehen werden sollen, 
welche diesem Charakteristikum nicht entsprechen, sondern 
mit Coupons versehen sind. In der Praxis aber ist ein 
Unterschied zwischen verzinslichen und unverzinslichen Schatz- 
anweisungen nicht gemacht. Tatsächlich sind verzinsliche 
Schatzanweisungen ausgegeben worden, wie ja das Beispiel 
der im Jahre 1900 ausgegebenen 80 Millionen beweist. Es 
verwischt sich ferner der Unterschied zwischen einer ver- 
zinslichen Reichsschatzanweisung und einer verzinslichen 
Schuldverschreibung in dem Maße, in welchem der Umlauf 
der Reichsschatzanweisung sich verlängert. Wenn Sie eine 
Reichsschatzanweisung, die mit drei Monaten Umlaufsfrist 
ausgestellt ist, vergleichen mit einer Schuldverschreibung wie 
die dreiprozentige Reichsanleihe, so ist der Unterschied sehr 


338. 


groß; wenn Sie aber fünf- oder zehnjährige oder noch länger 
laufende verzinsliche Reichsschatzanweisungen mit Coupons 
ausgeben, so wird der Unterschied zwischen diesen und den 
Schuldverschreibungen der Reichsanleihe ein verhältnismäßig 
geringer. Aber ein Nachteil ist es, daß die Reichsschatz- 
anweisung nach kürzerer oder längerer Frist zur. Einlösung 
durch das Reich kommen muß, während für die verzinslichen 
Schuldverschreibungen eine Kündigung seitens der Inhaber 
nicht stattfindet. 


Nun schlägt der vorliegende Gesetzentwurf eine Aende- 
rung vor. Ich habe schon vorher ausgeführt, daß eine 
Realisierung von Anleihekrediten stattfinden kann durch 
Ausgabe sowohl von Reichsschatzanweisungen wie von ver- 
zinslichen Schuldverschreibungen. Ist aber einmal die Realisie- 
rung des Kredits durch Reichsschatzanweisungen erfolgt, dann 
ist der Herr Reichskanzler durch die jetzige Reichsschulden- 
ordnung nur ermächtigt, diese Schatzanweisungen zu erneuern 
innerhalb der festgesetzten Umlaufsfrist. 


Ueber diese wichtige Bestimmung, die, wie es scheint, 
von der Reichsschuldenverwaltung in dem von mir ange- 
führten Sinne aufgefaßt wird, sind andererseits Zweifel ent- 
standen, und diese Zweifel sollen beseitigt werden dadurch, 
daß künftighin in solchen Fällen, in welchen es sich um die 
Beschaffung außerordentlicher Geldmittel zu einmaligen Aus- 
gaben, also um Realisierung bewilligter Kredite, handelt, nicht 
nur, wie dies bisher schon unzweifelhaft war, Schatz- 
anweisungen ausgegeben, sondern diese einmal ausgegebenen 
Schatzanweisungen auch so lange erneuert werden können, 
bis eine Deckung durch verzinsliche Schuldverschreibungen 
stattfindet. Und dies soll sich beziehen sowohl auf die 
Ausgabe und Erneuerung kurzsichtiger, unverzinslicher als 
auch auf die Ausgabe und Erneuerung langfristiger, verzins= 
licher Schatzanweisungen; denn bezüglich der letzteren macht 
‚der Gesetzentwurf keine Ausnahme. 


Ich erkenne an, daß es für die Finanzverwaltung des 
Reichs notwendig ist, daß ihr ein gewisser Spielraum gegeben 
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wird, damit sie nicht gezwungen werden kann, zu einer Zeit 
verzinsliche Schuldverschreibungen, also Reichsanleihen aus- 
zugeben, wo die Marktverhältnisse ungünstig sind und dies 
nur unter Opfern geschehen könnte. Augenblicklich z. B. 
würde, da die Verhältnisse des Marktes außerordentlich wenig 
günstige sind, und nachdem Preußen vor kurzem erst 
70 Millionen dreiprozentiger preußischer Konsols begeben 
hat, die Begebung von Reichsanleihen für das Reich mit 
bedeutenden Unzuträglichkeiten verknüpft sein. Ich erkenne 
vollständig an, daß in diesem Augenblick die Ausgabe 
von Reichsschatzanweisungen auch für die bewilligten Kredite 
von Nutzen sein würde. Ich erkenne ferner an, daß, wenn 
diese Schatzanweisungen zunächst mit einer Umlaufsfrist von 
drei Monaten ausgegeben werden, für das Reich sehr wohl 
die Notwendigkeit entstehen kann, diese dreimonatlichen 
Schatzscheine bei Verfall wieder zu erneuern, d. h. einen 
gleichen Betrag neuer Schatzanweisungen zur Einlösung 
der alten auszugeben. Soweit würde gegen die Bestim- 
mungen des vorliegenden Gesetzentwurfs ein Bedenken nicht 
bestehen. 

Die Bedenken fangen da an, wo es sich darum handeln 
würde, langsichtige, verzinsliche Schatzanweisungen 
auszugeben und seinerzeit bei Verfall durch neue Schatz- 
anweisungen zu ersetzen. Auch für die Ausgabe solcher 
neuen langsichtigen, verzinslichen Schatzscheine würde nach 
dem Wortlaut des Entwurfs, der uns jetzt vorliegt, der 
Reichskanzler ohne Genehmigung des Reichstags ermächtigt 
sein. Hierin liegt insofern ein Bedenken, als dadurch die 
Gefahr geschaffen wird zu einer bedeutenden und vielleicht zu 
bedeutenden schwebenden Schuld. Es handelt sich nicht um 
kleine Beträge. Aus dem Ftatsgesetz wissen Sie, daß für 
vorübergehende Bedürfnisse der Reichshauptkasse275 Millionen 
Schatzscheine ausgegeben werden können. Wenn ich richtig 
gerechnet habe, sind am Ende des Etatsjahres 1902 — die 
späteren Zahlen haben mir nicht zur Verfügung gestanden 
— 181000000 Mark dieser Schatzanweisungen im Umlauf 
gewesen. Der Etatsentwurf für 1904 sieht Kredite im Betrage 
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von 214000000 Mark vor, und dazu kommen noch im 
Jahre 1904 und 1905 80 Millionen Schatzscheine, die 1900 
begeben worden sind und jetzt fällig werden. Sie sehen, 
wenn nur diese beiden letzten Beträge ausgegeben werden 
sollten in langsichtigen, verzinslichen Schatzanweisungen, und 
wenn die Bedürfnisse des Reiches weiter so bedeutend sind 
wie bisher, und dann in ähnlicher Weise auch in künftigen 
Jahren verfahren wird, ein Moment kommen kann, wo die 
Erneuerung dieser Reichsschatzscheine von gewissen Unzu- 
träglichkeiten begleitet sein wird. Dem vorzubeugen hat der 
Reichstag ebenso wie die Reichsverwaltung ein großes Interesse. 
Ich brauche hier nicht auszuführen, mit welchen Unzuträglich- 
keiten es verknüpft ist, mit hohen schwebenden Schulden 
belastet zu sein, in welcher Weise diejenigen Staaten, welche 
derartig hohe schwebende Schulden haben, in Abhängigkeit 
vom Geldmarkt gelangen, während umgekehrt das Deutsche 
Reich gerade dahin streben müßte, auf dem Geldmarkt 
seinerseits einen hervorragenden Einfluß zu gewinnen. 


Vom praktischen Standpunkt aus betrachtet, kann ich 
mich daher dahin resümieren, daß der Reichsverwaltung ein 
Spielraum gegeben werden muß, um kurzsichtige Reichs- 
schatzscheine auszugeben und sie gelegentlich auch zu pro- 
longieren, ohne bei dem Reichstage eine neue Kredit- 
ermächtigung zu beantragen. Dagegen halte ich es für 
bedenklich, langsichtige Reichsschatzscheine, etwa von fünf 
Jahren oder noch länger, auszugeben. Noch weniger aber 
halte ich es vom Standpunkt des Reichstags aus für richtig, 
die Genehmigung dazu zu geben, daß auch derartige lang- 
sichtige Reichsschatzscheine ohne besondere gesetzliche Er- 
mächtigung seitens des Herrn Reichskanzlers durch Ausgabe 
neuer, vielleicht wieder langsichtiger Schatzanweisungen 
erneuert werden können. Dies ist sowohl vom praktischen 
Standpunkt aus das Angezeigte wie auch vom Standpunkt 
des Geldbewilligungsrechts des Reichstags aus. 


Deshalb beantrage ich Ueberweisung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs an die Budgetkommission. Ich bin über- 
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zeugt, daß in derselben die Mittel und Wege gefunden 
werden und gefunden werden müssen, welche geeignet sind, 
die Interessen des Reiches, die der Reichsverwaltung und 
die des Reichstags zu vereinigen. 


Börsensteuern. 
(Nr. 35 bis 37.) 


Vorbemerkung. 
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Unter Börsensteuern werden die Steuern auf die Aus= 
gabe und den Umsatz von Wertpapieren verstanden, welche 
vorzugsweise zum Börsenverkehr bestimmt sind. In 
Deutschland sind es: der Effektenstempel, der Umsatz= 
stempel und die Talonsteuer. Auch die letztgenannte 
Steuer ist als Stempelsteuer ausgebildet und wie die 
beiden ersten in dem Reichsstempelgesetz vom 15. Juli 
1909 enthalten. 

Der Effektenstempel (Nr. 1 bis 53 des Tarifs zum 
Reichsstempelgesetz) ist eine Steuer auf die Ausgabe von 
Aktien, Anteilscheinen, Kuxen, Renten und Schuldver= 
schreibungen. Seine Erhebung geschieht unabhängig 
davon, ob das Effekt für den Börsenverkehr bestimmt ist. 

Der Umsatzstempel (Nr. 4 des Tarifs zum Reichs- 
stempelgesetz) ist eine Steuer auf „Kauf oder sonstige An= 
schaffungsgeschäfte“ von Wertpapieren der erwähnten Art. 
Auch er wird unabhängig davon erhoben, ob das Ge- 
schäft an der Börse oder im sonstigen geschäftlichen Ver- 
kehr vollzogen wird. 

Beide Steuern wurden im Jahre 1881 als Reichssteuern 
eingeführt, der Effektenstempel als Wertstempel, der Um-= 
satzstempel zunächst als Fixstempel. Er wurde im Jahre 
1885 ebenfalls in einen Wertstempel umgewandelt. Für 
Umsätze über 2000 Mark brachte diese Umwandlung eine 
stärkere Belastung mit sich. Das Jahr 1894 brachte eine 
Erhöhung beider Steuern. Eine neue Heraufsetzung der 


Steuersätze erfolgte bereits im Jahre 1900 infolge einer 
Anregung des Abgeordneten Müller-Fulda (Zentrum), 
um die Kosten der in diesem Jahre beschlossenen Flotten= 
verstärkungen zu decken. Die Bedenken hiergegen brachte 
in einer von dem „Verein für die Interessen der Berliner 
Fondsbörse“ einberufenen, von den Vertretern aller be- 
deutenden deutschen Börsen beschickten Versammlung am 
12. Mai 1900 der Vizepräsident des Aeltestenkollegiums 
der Berliner Kaufmannschaft Kaempf als Referent | zum 


Ausdruck (Rede Nr. 35). 


Die Berechtigung dieser Bedenken erhellt am besten 
aus der Einbringung des Entwurfs eines „Gesetzes wegen 
Aenderung des Reichsstempelgesetzes“ im Jahre 1904. Es 
sollten dadurch Erleichterungen für ausländische Effekten 
und für den Arbitrierverkehr herbeigeführt werden. 
In der Begründung wurden die nachteiligen Wirkungen 
der Steuererhöhungen von 1900 ausdrücklich zugegeben. 
Bei seiner ersten Beratung am 30. April 1904 sprach sich 
der Abgeordnete Kaempf namens der Freisinnigen Volks» 
partei für die vorgeschlagenen Ermäßigungen aus. Da 
das Gesetz wegen des Sessionsschlusses nicht zur Er- 
ledigung kam, legte die Regierung dem Reichstag im 
Jahre 1906 einen neuen Entwurf vor (Nr. 239 der Reichs- 
tagsdrucksachen 11. Legislaturperiode II. Session), in 
welchem ebenfalls Steuererleichterungen für den Arbitrier- 
verkehr und außerdem eine Herabsetzung des Umsatz= 
stempels auf deutsche Reichs- und Staatsanleihen vorge- 
schlagen wurden. Als Aufgabe des Gesetzentwurfs 
wurde von dem Staatssekretär des Reichsschatzamts 
Frhr. v. Stengel bei der 1. Beratung im Reichstag am 
6. März 1906 allerdings nicht die Förderung des Börsen- 
verkehrs,sondern die Hebung des Kurses der Staatsanleihen 
bezeichnet*). Diese Begründung sowie eine Rede des kon- 
servativen Abgeordneten Grafen v. Kanitz, der gleich 
dem Abgeordneten Arendt (Reichspartei) für Beibehaltung 
der Steuersätze von 1900 eintrat und mit Bezug auf die 
Anleihekurse meinte, daß „die massenhaften Emissionen 


*) Vgl. die Vorbemerkung zu dem Abschnitt „Kurs der Reichs- 
anleihen‘“ Seite 316. 
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industrieller Werte an den deutschen Börsen hier störend 
ins Gewicht fallen“*), veranlaßten den Abgeordneten 
Kaempf, bei der 2. Beratung des Gesetzes’am 14. Mai 1906 
für den Kommissionsantrag, der über den Regierungs- 
vorschlag hinausgehend die Befreiung der Reichs- und 
Staatsanleihen von dem Umsatzstempel aussprach, eins 
zutreten, und dabei die für den Kurs der Anleihen maß- 
gebenden Gründe eingehend zu besprechen (Rede Nr. 33). 
Die Steuersätze wurden schließlich nach den Vorschlägen 
der Kommission mit einem Amendement Kaempf: 
Mommsen (Nr. 421 der Drucksachen 11. Legislatur- 
periode II. Session), nach welchem die vorgeschlagenen 
Erleichterungen auch für den Arbitrierverkehr zwischen 
inländischen Börsenplätzen stattfinden sollen, ange 
nommen. Auch der erste Teil des Gesetzes, in welchem 
die Heranziehung solcher Aktiengesellschaften zum 
Effektenstempel, die von der Ausgabe von Aktien 
urkunden zunächst absehen, ausgesprochen wird, wurde 
von dem Reichstag mit einem Amendement Müller 
Fulda (Zentrum) genehmigt, das der neuen Bestimmung 
bis zu einer gewissen Grenze rückwirkende Kraft gab. 
Gegen dieses Amendement wendete sich der Abgeordnete 
Kaempf in einer zweiten Rede am 14. Mai 1906, in 
dem er es als prinzipiell unzulässig erklärte, Steuergesetze 
mit rückwirkender Kraft auszustatten. 

Unter der zweiten Reihe von Vorschlägen, welche die 
Regierung bei der Finanzreform von 1908/09 dem Reichs- 
tag am 16. Juni 1909 vorlegte, befand sich auch ein 
solcher auf Erhöhung des Effektenstempels. In der 
Kommissionsberatung wurden die von der Regierung vor: 
geschlagenen Sätze auf einen Antrag des freikonservativen 
Abgeordneten Gamp hin noch überschritten und auch 
ein Antrag desselben Abgeordneten angenommen, der 
eine Erhöhung des Umsatzstempels vorsah. Das Plenum 
des Reichstags wie auch der Bundesrat stimmten der Er 
höhung des Effektenstempels zu; die Erhöhung des Um= 
satzstempels wurde dagegen in zweiter Lesung von dem 
Reichstage abgelehnt. 


*) Stenographischer Bericht der Sitzung vom 14. Mai 1906, 


Seite 3175. 
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Die Entwicklung des Effekten» und Umsatzstempels 
ist aus den nachstehenden Aufstellungen ersichtlich: 

















Effektenstempel. 
Ei ee stand 1881 u 1900 | 1909 
ne: h 4 %/oo 9/00 oo oo 
1 | a) Aktien, inländische. . 5 10 20 30 
b) Anteile von Kolonial- 

gesellschaften.. . : — — — 30 
c) Aktien, ausländische . 5 Lite, 25 30 
10 30 

IV RUN TION —_ — j\u. 150 M. 5M 

- pro Urkunde 





2 | a) Obligationen, inlän- 
dische, von Erwerbsge- 
sellschaften. . . 2 4 6 20 

b) Obligationen, auslän- 
dische, von Staaten, 
Kommunen, Bahnen . 2 6 6 10 

c) Obligationen, auslän= 
dische, von Erwerbsge- 


















































sellschaften . 2 6 10 20 
3 || Obligationen, inländische, 
von Kommunen, Land- N 2 
schaften usw 4... 1 1 2 5 
Umsatzstempel‘*). 
Ei N a 1881 | 1885 | 1894 | 1900 | 1906 
BE Pfg. Yo | oo | oo | oo 
4 | Aktien, inländische . . 20 Ost OD SE 
Aktien, ausländische . . 20 0,1 02 0,3 | 0,3 
Kuxer N: RB EITE — _— | 1 
Staatspapiere, inländische 20 un 221 0,2717 — 
Staatspapiere, ausländische 20 LE 0,.2.,0231:0,2 
Obligationen, inländische 20 DI R02 17024 0,2 
Obligationen, ausländische 
von Erwerbsgesellschaf- 
ter 3. 20 Be ar 30, 
Obligationen, ausländische 
von Kommunen usw. . 20 D-10005 10,2 1,02 





Eine neue Börsensteuer sollte ebenfalls während der 
Finanzreform von 1908/09 durch einen konservativen, in der 
„Rumpfkommission“ gestellten Antrag in der „Kotie-= 
rungssteuer“ eingeführt werden, um einen Ersatz für die 


*) Nicht berücksichtigt ist der Arbitrierverkehr. 
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abgelehnte Nachlaßsteuer zu schaffen. Von den zum 
Börsenhandel zugelassenen Wertpapieren sollte eine jähr- 
liche Steuer von 1—4 Prozent des Kurswertes entrichtet 
werden, und zwar gleichgültig, ob die Effekten sich im 
Börsenhandel oder in festen Händen befinden. Nur 
deutsche Reichs=- und Staatsanleihen sollten davon befreit 
sein. Der Vorschlag wurde von der Kommission an: 
genommen und vom 19.—22. Juni 1909 im Plenum beraten. 

Die Steuer wurde sowohl von den Vertretern der 
liberalen Parteien und der Sozialdemokratie — darunter 
der Abgeordnete Kaempf (Rede Nr. 36) — als auch von 
den Staatssekretären Sydow und Delbrück, dem preu= 
ßBischen Finanzminister von Rheinbaben und dem 
Reichsbankpräsidenten Havenstein scharf bekämpft, 
trotzdem aber von der Mehrheit des Reichstags an- 
genommen. Da die Regierung sie jedoch für unannehm- 
bar erklärte, wurde sie von den Führern dieser Mehrheit 
wieder fallen gelassen. 

Als Ersatz wurde im Einverständnis mit der Regierung 
die Talonsteuer vorgeschlagen, d. h. ein einmaliger 
Stempel auf die in der Regel alle zehn Jahre ausgegebenen 
Gewinnanteilscheinbogen (Talons) von Effekten. Für 
Bogen mit Anteilscheinen über einen längeren Zeitraum 
als zehn Jahre sollte sich der Stempel entsprechend er: 
höhen. Auch gegen diese Steuer wurden von dem Ab- 
geordneten Kaempf am 8. Juli 1909 (Rede Nr. 37) und 
anderen Rednern der Linken erhebliche Bedenken geltend 
gemacht, sie wurde aber am 8. Juli 1909 in zweiter und 
am 10. Juli 1909 in dritter Lesung von dem Reichstag 
genehmigt und trat am 1. August 1909 in Kraft. 


Referat in der von dem „Verein für die Interessen der Berliner 
Fondsbörse‘“ einberufenen Protestversammlung gegen die Er- 
höhung der Börsensteuern am 12. Mai 1900. 


(Nr. 35.) 


Meine Herren! Angesichts des Schlages, welcher durch 
die Erhöhung der Börsensteuer von neuem gegen das deutsche 
Bank- und Börsengeschäft geplant wird, bitte ich Sie, mit mir 
einen Blick zu werfen auf die Entwicklung, welche dieses 
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Geschäft im Laufe der letzten fünfzig Jahre genommen hat. 
Ich stehe nicht an, als charakteristisches Merkmal dieser Ent- 
wicklung zu bezeichnen, daß in Deutschland mehr als in 
irgendeinem anderen Lande das Bank- und Börsengeschäft 
sich in den Dienst der Allgemeinheit gestellt, und es ver- 
standen hat, sich aufs engste den wechselnden Anforderungen 
anzupassen, welche die Kulturentwicklung der Nation an die 
Geldmärkte zu stellen veranlaßt war. So sehen wir, wie die 
deutschen Börsen die Vermittlung der großen Kapitalien 
übernahmen, welche für den Eisenbahnbau und für die im 
Zusammenhang damit in Deutschland entstehende Industrie 
erforderlich waren. So sehen wir, wie, nachdem auf Grund 
dieser industriellen Entwicklung Deutschland nach dem 
französischen Kriege reif war, sein Wirtschaftssystem auf die 
Goldwährung zu basieren, die deutschen Börsen sich in inter- 
nationale Märkte allerersten Ranges umwandelten. So sehen 
wir, wie, früher und klarer als in anderen Ländern, die deutsche 
Bank- und Börsenwelt die Wichtigkeit der angewandten 
Elektrizität erkannte und sich der Vermittlung der Geld- 
beschaffung für diesen Industriezweig widmete. So sehen 
wir endlich, wie das deutsche Kapital dem Drange des 
deutschen Volkes, seine überschüssige Kraft im Auslande zu 
verwenden, die Wege ebnete, wie es zur Unterstützung des 
deutschen Handels in den fernsten Ländern Banken errichtete, 
und wie es überall da, wo ein Land sich der deutschen 
Kolonisation öffnete, so z.B. in China, bemüht war, daselbst 
Eisenbahnen zu bauen und industrielle Unternehmungen ins 
Leben zu rufen, Unternehmungen, welche zu den schwierigsten 
und dornenvollsten gehören, die man sich denken kann, und 
die, wenn sie zu einem guten Ende geführt werden sollen, 
der ernstesten und aufopfernsten Arbeit bedürfen. 

Ich weiß sehr wohl, daß diese Entwicklung nicht vor sich 
gegangen ist, ohne durch häßliche und verurteilenswerte Vor- 
kommnisse unterbrochen zu werden. Die Auswüchse des 
Gründertums in den siebziger Jahren und die Bankbrüche in 
denletzten Jahrzehntensind unvergessen und sollten alswarnende 
Beispiele niemals vergessen werden. Aber so sehr diese Vor- 
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kommnisse zu verurteilen, so wenig sie zu beschönigen sind, 
wir können doch mit Ruhe behaupten, daß sie weniger um- 
fangreich und verheerend gewesen sind als in anderen Ländern, 
und daß sie zurücktreten hinter dem Nutzen auf wirtschaft- 
lichem Gebiete, welchen die Mitarbeit des Bank- und Börsen- 
geschäfts an den Kulturaufgaben der Nation geleistet hat. 
Nun werden unsere Gegner einwenden, daß diese Schilderung 
eine überaus günstige, daß sie die Schilderung eines Idealisten 
sei, und daß selbst, wenn sie zutreffend sein sollte für das 
deutsche Bankwesen, doch die Verhältnisse des deutschen 
Börsengeschäftes damit gar nichts zu tun hätten. Hierin liegt 
aber der fundamentale Irrtum, in welchem unsere Gegner 
befangen sind. 

Die Börsen sind diejenigen Orte, an welchen die Auf- 
träge zum Ankauf und zum Verkauf von Werten des mobilen 
Kapitals, aus welchen Quellen dieselben auch stammen mögen, 
zusammenfließen. An den Börsen kommen zum Ausdruck 
die Kapitalsbedürfnisse und der Kapitalsüberfluß der einzelnen, 
der Erwerbs-Gesellschaften, der Gemeinden und der Staaten, 
an den Börsen suchen Ausgleich die Ergebnisse des wirt- 
schaftlichen Lebens der ganzen Nationen. Nun ist es selbst- 
verständlich, daß nicht jeder Nachfrage nach Wertpapieren 
und Wechseln, nicht jedem Kapitalsbedürfnis sofort das 
gleiche Angebot in derselben Form und in demselben Umfang 
gegenübersteht. In diese Lücke einzutreten, diese Lücke aus- 
zufüllen, darin beruht die wirtschaftliche Bedeutung des Börsen- 
handels, und diejenigen, welche sich demselben widmen, haben 
die Aufgabe, zu bewirken, daß, wenn auch einer Nachfrage 
nicht sofort dasselbe Angebot aus letzter Quelle gegenüber- 
steht, dennoch die Nachfrage sofort und so befriedigt wird, 
daß die wirtschaftlichen Zwecke, denen die Nachfrage dient, 
ohne Verzug erreicht werden. An einem bestimmten Tage 
sind sehr viele Verkaufsaufträge und wenig Kaufaufträge auf 
preußische Konsols, dagegen viele Kaufaufträge und wenig 
Verkaufsaufträge auf Reichsanleihe vorhanden. Wer Reichs- 
anleihe haben will, will eben keine Konsols nehmen. Der 
Börsenhandel gleicht diese Differenz aus. Er nimmt die 
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angebotenen Konsols auf und gibt die verlangte Reichsanleihe, 
in der Hoffnung, an einem der nächsten Tage das umgekehrte 
Geschäft machen zu können und dadurch einen kleinen 
Nutzen zu erzielen. Zu einer gegebenen Zeit ist große 
Vorliebe des deutschen Publikums für italienische Rente vor: 
handen. Infolgedessen strömen sehr viele Kaufaufträge und 
wenig Verkaufsaufträge auf italienische Rente an die Börse. 
Der Börsenhandel befriedigt sofort die Nachfrage nach 
italienischer Rente und sucht sich dafür durch Einkauf an 
der Börse in Paris oder an einer italienischen Börse zu decken. 
Zu einer anderen Zeit sind vielleicht auf Grund der Zahlungs- 
bilanz Deutschlands große Beträge baren Geldes für deutsche 
Rechnung in New York zu zahlen. Wechsel auf New York 
sind zurzeit in Deutschland wenig angeboten. Es müßte 
also Gold exportiert werden. Der Börsenhandel prüft sofort, 
ob es nicht vorteilhafter sei, amerikanische Wertpapiere in 
Deutschland aufzukaufen und in Amerika zu verkaufen, um 
auf diese Weise das Guthaben herzustellen, welches für die 
Leistung der Zahlung in New York erforderlich ist. Wenn 
eine Staatsanleihe von hundert Millionen Mark emittiert wird, 
so sind nicht gleich die Kapitalisten vorhanden, welche die 
ganze Anleihe kaufen und als Kapitalsanlage in den Kasten 
legen. Der Börsenhandel hält oft Monate und Jahre lang 
große Beträge solcher Anleihen in der Schwebe, bis sie 
allmählich von dem Kapitalistenpublikum absorbiert werden. 

Es könnte beinahe naiv klingen, daß ich vor Ihnen, 
meine Herren, diese Ihnen allen ja bekannten Verhältnisse so 
ausführlich auseinandersetze. Aber außerhalb dieses Kreises, 
bei unseren Gegnern, bei denjenigen, welche über das Wohl 
und Wehe der Börse zu entscheiden haben, findet sich zum 
großen Teile eine derartige Unkenntnis der Börsenverhält- 
nisse, daß ich es nicht für überflüssig gehalten habe, diese 
sonst so einfach liegenden Tatsachen hier nochmals zu be- 
leuchten. Ich wiederhole, der Börsenhandel hat die Aufgabe, 
auf dem großen wirtschaftlichen Gebiete des mobilen 
Kapitals auszugleichen und als Vermittler und Regulator 
zu dienen, eine Aufgabe, welche ihm durch die Gesetz- 
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gebung nicht erschwert, sondern mit allen Mitteln erleichtert 
werden sollte. 


Zu Nutz und Frommen der Allgemeinheit kann der 
Börsenhandel seine Aufgabe aber nur dann erfüllen, wenn 
sich eine große Anzahl von Personen an demselben beteiligt. 
Andererseits aber wird sich eine große Anzahl von Personen 
für den Wettbewerb auf diesem Gebiete nur dann finden, 
wenn jeder von ihnen weiß, daß er sich frei bewegen kann, 
und daß er bei dem Versuche, ein Geschäft zustande zu 
bringen, von welchem von vornherein gar nicht feststeht, ob 
es Gewinn oder Schaden bringen wird, und welches, selbst 
wenn es Gewinn bringt, doch nur einen sehr geringfügigen 
Nutzen abwerfen kann, daß er, sage ich, nicht bei jedem 
derartigen Versuche anstößt an die Steuerschranke, welche 
die Gesetzgebung aufgerichtet hat. Mit einem Worte, der 
Börsenhandel kann seine Aufgabe nur erfüllen, wenn eine 
große Anzahl von Börsenhändlern, wenn. eine große und 
starke Börse vorhanden ist. Meine Herren, zur Verteidigung 
unserer Grenzen und zur Aufrechterhaltung des Friedens ist 
eine starke Armee geschaffen worden. Zur Entwicklung der 
Weltmachtstellung und zum Schutze der überseeischen Inter- 
essen des deutschen Volkes soll eine gewaltige Flotte ins 
Leben gerufen werden. Eine starke Börse ist unumgänglich 
notwendig zur Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Macht- 
stellung des Deutschen Reiches und zur Aufrechterhaltung 
seiner finanziellen Unabhängigkeit vom Auslande. 


Und zu einer solchen starken Stellung hatten sich die 
deutschen Börsen emporgeschwungen. Es gab im Laufe der 
letzten Jahrzehnte eine Zeit, in welcher die deutschen Börsen 
die Geschäfte fast aller Nationen und Regierungen vermittelten, 
in welcher die Berliner Börse alle Börsen der Welt über- 
flügelt hatte und in welcher mit gerechtem Stolze darauf 
hingewiesen werden durfte, daß es kein Geschäft gäbe, noch 
so groß und noch so kompliziert, als daß es nicht an der 
Berliner Börse abgewickelt werden könnte. Und zu jener Zeit 
ist auch klar und unzweideutig in die Erscheinung getreten, daß 
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das Bank- und das Börsengeschäft gemeinschaftlich und Hand in 
Hand die Aufgaben erfüllten, welche ihnen in der wirtschaft- 
lichen Entwicklung des Deutschen Reiches zugefallen waren. Ge- 
rade deswegen kann auch unser Stand trotz der Angriffe, denen 
er seit Jahrzehnten ausgesetzt ist, und trotz der Verleumdungen, 
die er ertragen muß, stolz das Haupt erheben in dem Be- 
wußtsein, seine Pflichten gegen die Allgemeinheit ebenso zu 
erfüllen wie jeder andere Stand, und zwar, ohne dabei, wie 
dies von anderer Seite nur zu gern geschieht, nach Staats- 
hilfe zu rufen. 

Und was ist geworden aus diesem kraftvollen und doch 
so feinen Organismus, den deutsche Intelligenz geschaffen 
hatte, was ist geworden aus dem großen nationalen und 
internationalen Markte, zu dem die deutschen Börsen sich 
entwickelt hatten? Unter dem Eindruck des Hasses gegen 
das mobile Kapital, unter dem Einflusse des Neides und der 
Mißgunst gegen die Börse und infolge der Unkenntnis von 
den Verhältnissen des Bank- und Börsenhandels, welche leider 
bei einem großen Teile der in Betracht kommenden Faktoren 
vorhanden ist, hat man Schritt für Schritt niedergerissen, was 
die Arbeit von Jahrzehnten aufgebaut, hat man in der Meinung, 
tatsächliche oder angebliche Schäden beseitigen zu müssen, 
dem Verkehre Fesseln angelegt, welche sich zwar als un 
geeignet erwiesen, diese Schäden zu beseitigen, dagegen mit 
tödlicher Sicherheit die Wirkung gehabt haben, dem Börsen- 
handel seine Aufgaben beinahe unmöglich zu machen und 
einen wirtschaftlich berechtigten Handelszweig nahezu zu 
ruinieren. Ich rede hier nicht von dem Börsengesetz, welches 
kaum etwas anderes zu Wege gebracht hat, als unwirtschaft- 
liche Maßnahmen, und als dessen selbst von unseren Gegnern 
nicht gewollter Erfolg sich eine bedenkliche Rechtsverwirrung 
und der Anfang einer Demoralisation der schlimmsten Art 
herausstellt. Ich spreche heute von der Erhöhung der Börsen- 
und namentlich der Umsatzsteuer, welche schon in der augen- 
blicklichen Höhe den Organismus der Börse ruiniert hat, 
und welche, wenn sie noch weiter erhöht wird, das Werk 
der Zerstörung vollenden wird. 
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Grundsätzlich, meine Herren, müssen wir uns gegen 
jede Besteuerung der Umsätze überhaupt aussprechen. 
Denn jede Besteuerung der Umsätze muß notwendiger- 
weise auf diese selbst irgendeinen Einfluß ausüben. Wenn 
denn aber durchaus im Interesse der Staatsfinanzen eine 
Umsatzsteuer erhoben werden soll, so muß sie wenigstens 
prozentual so niedrig, sein, daß die Umsätze durch die- 
selbe nicht wesentlich reduziert werden. Denn wenn 
letzteres eintritt, würde das große Wort von dem Zeichen 
des Verkehrs, in welchem unser Jahrhundert steht, sich nur 
unvollkommen erfüllen können, und andererseits würde der 
Staat von der Umsatzsteuer nicht das erhalten, was er aus 
ihr herausholen will. In dieser Beziehung sind die Zahlen 
der Erträgnisse der Umsatzsteuer seit Einführung der 
letzteren außerordentlich lehrreich. Ich weiß zwar, daß 
man versuchen wird, das Erträgnis solcher Jahre, in welchen 
das Börsengeschäft absolut darniederlag, mit den Erträgnissen 
solcher Jahre, in welchen eine große industrielle Konjunktur 
vorhanden war, zu vergleichen. Ein solcher Vergleich ist 
aber unzulässig, weil man immer nur gleichartige Dinge mit- 
einander vergleichen kann. Wenn Sie aber letzteres tun, so 
kommen Sie zu einem Ergebnis, wie es nicht schlagender 
für die Richtigkeit unserer Ansicht angeführt werden kann. 
Wir befinden uns seit einer Reihe von Jahren in 
einem ungeahnten wirtschaftlichen Aufschwung, der not- 
wendigerweise ganz enorme Umsätze auch den Börsen zuge- 
führt haben müßte, und offenbar ist unter den bisherigen 
Jahren dieses Aufschwunges das Jahr 1899 das bedeutungs- 
vollste. Mit diesem Jahre läßt sich keines der Jahre ver- 
gleichen, welche mit Einführung der Umsatzsteuer verstrichen 
sind. Nur ein einziges Jahr, das Jahr 1889, bietet annähernd 
ähnliche Verhältnisse dar. Nun betrug im Jahre 1889 die 
Umsatzsteuer !/;;, und im Jahre 1899 ?/,, pro Mille. Man 
hätte annehmen müssen, daß das Jahr 1899 bei verdoppelter 
Umsatzsteuer gegenüber dem Jahre 1889 eine enorme Summe 
hätte erbringen müssen, und was ist geschehen? Die Um- 
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aber nur 14900000 Mark erbracht. Hierbei kommt auch 
nicht in Betracht, daß im Jahre 1889 die Produktenbörse zur 
Steuer beigetragen hat, was im Jahre 1899 bekanntlich nicht 
der Fall war. Die Zahlen verlieren nichts von ihrer Beweis 
kraft, selbst wenn 1 bis 2 Millionen Mark als Erträgnis aus 
der Produktenbörse im Jahre 1889 in Abzug gebracht werden. 
Diese Zahlen beweisen unwiderleglich, wie sehr die ver» 
doppelte Umsatzsteuer schädlich auf die Umsätze selbst ein- 
gewirkt hat. Es ist klar, daß, wenn schon die Steuer in der 
jetzigen Höhe von ?/,, pro Mille so erheblich eingewirkt hat 
auf die Reduktion der Umsätze, wie dies aus den vorher 
angeführten Zahlen hervorgeht, daß dann eine weitere Er- 
höhung auf drei, vier oder fünf Zehntel pro Mille noch sehr 
erheblich weiteren Schaden anrichten wird. 

Aber diese Schädigung wird nicht nur den Börsen- 
handel als solchen treffen, er wird weitere Kreise in Mit- 
leidenschaft ziehen, wie dies schon jetzt sich deutlich gezeigt 
hat. Der Stand der kleinen und mittleren Bankiers hat seit 
Jahrzehnten mit widrigen Verhältnissen zu kämpfen. Die 
Gesetzgebung, welche der Reichsbank das Kommissions- 
geschäft gestattete, hat dem Privatbankier den wertvollsten 
Teil seiner Kundschaft genommen. Der Großbetrieb der 
Banken, eine Naturnotwendigkeit, gegen welche nicht das 
geringste einzuwenden ist, erschwert dennoch dem mit 
geringen Mitteln arbeitenden Privatbankier die Konkurrenz 
ganz außerordentlich. Das Depot- und das Börsengesetz 
haben das ihrige dazu beigetragen, dem Privatbankier seine 
Stellung zu erschweren, und die Börsen- und Umsatzsteuer 
vollendet die ungünstige Situation, in welcher sich der Privat- 
bankier befindet. Je mehr Spesen der Privatbankier seinem 
Kunden belasten muß, desto mehr wird letzterer geneigt sein, 
sich nach anderen Verbindungen umzusehen, welche ihm, 
wenn auch vielleicht auf anderem Gebiete, Vorteile zus 
zuführen in der Lage sind, wie dies namentlich bei den 
großen Banken der Fall ist. Der Ausdehnungstrieb der großen 
Banken ist eine naturgemässe Erscheinung und wird sich 
naturgemäß auch weiter entwickeln, aber auch die großen 
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Banken haben ein lebhaftes Interesse an der Erhaltung eines 
gesunden und kräftigen Bankierstandes, auf den sie sich bei 
ihren großen Finanzoperationen stützen, und der ihnendie Unter- 
bringung der zu emittierenden Wertpapiere erleichtern kann. 

Aber alle diese Schädigungen scheinen spurlos vorüber- 
zugehen an einem großen Teile unserer Volksvertreter, welche 
sich mit der Steuergesetzgebung zu befassen haben. „Die 
Börse muß noch mehr bluten als bisher; es muß wieder 
einmal etwas geschehen gegen die Börse!“ so lautet die 
Parole, und da wird mit rauher Hand eingegriffen in das 
komplizierte Gewebe des Verkehrs, unbekümmert um die 
Interessen, die dabei auf dem Spiele stehen. Da werden 
50, 100 und 250 Prozent auf die bisherigen Steuersätze ein- 
fach draufgeschlagen, als wenn sich so ohne weiteres an- dem 
Verkehrskörper beliebige Experimente vornehmen liessen. 

Wahrhaftig, meine Herren, sonderbar sind die Vorgänge, 
welche sich gelegentlich der Verhandlungen über die Flotten- 
vermehrung im Reichstage und in seinen Kommisionen ab- 
spielen. Auf dem Präsentierbrett werden der Reichsregierung 
Steuern entgegengebracht, die sie gar nicht haben will, und 
von denen sie erklärt, daß sie ihrer nicht bedürfe. Die An- 
schauung, daß, da die Flottenvermehrung Sache der ganzen 
Nation sei, auch die Lasten, die daraus entstehen, von der 
Gesamtheit der starken Schultern in der Nation getragen 
werden müßten, kommt kaum zum Worte und wird leichter 
Hand abgetan. Dagegen sucht man aus allen Ecken und 
Enden Steuern zusammen, unter denen die uns betreffende 
Vermehrung der Umsatzsteuer die piece de resistance bildet, 
eine Vermehrung, welche, wie ich vorhin nachgewiesen habe, 
zwar den größten Schaden anrichten, dem Reiche aber keine 
neuen Mittel und Erträgnisse zuführen wird. 

Wir dürfen von der Reichsregierung erwarten, daß sie 
energisch Front machen wird gegen diese Bestrebungen, 
welche ihren Zweck, vermehrte Mittel zu schaffen, nicht 
erfüllen, aber unserem Stande den größten Schaden zufügen 
werden. Wenn es sich um wohltätige und patriotische Ver- 
anstaltungen handelt, dann wird stets mit Vorliebe auf den 
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Handelsstand und in erster Linie auf das Bank- und Börsen- 
geschäft rekurriert. Unser Stand hat bei diesen Gelegen- 
heiten niemals versagt, und wird, des bin ich sicher, niemals 
versagen. Derselbe erwartet dafür weder Dank noch An- 
erkennung, ebensowenig verlangt er für sich einen besonderen 
Schutz vom Staate, wie dies andererseits ja in ausgiebiger 
Weise geschieht. Was wir aber wünschen und verlangen 
müssen, das ist, daß man uns nun endlich einmal verschone 
mit den ewigen Beunruhigungen durch immer neue und neue 
Gesetze und durch Steuerplackereien, daß man uns freie 
Bahn gebe, zu arbeiten und zu schaffen, denn wir wünschen 
zu arbeiten und zu schaffen, statt, wie dies jetzt der Fall ist, 
von des Morgens bis des Abends darüber nachzudenken, 
wie wir unsere Geschäfte hineinpressen in die Zwangsjacke, 
welche dem Verkehr angelegt wird. Wir wünschen zu arbeiten 
und zu schaffen, um den eigenen und den nationalen Wohl- 
stand zu heben, und um in die Lage versetzt zu werden, in 
Gemeinschaft mit der Gesamtheit der Nation, aber auch nur 
im gleichen Schritt mit den übrigen wirtschaftlich Starken 
in derselben, ausgiebig beizutragen und beizusteuern für die 
Entwicklung der wirtschaftlichen und politischen Macht- 
stellung unseres Vaterlandes. 


Rede im Reichstag am 21. Juni 1909. 
(Nr. 36.) 


Meine Herren, ich hatte mich gefaßt gemacht auf eine 
Diskussion über die Kotierungssteuer und habe zu meiner 
Verwunderung gefunden, daß wir bis jetzt zu neun Zehntel 
über die Erbschaftssteuer und nur zu einem Zehntel über die 
Kotierungssteuer verhandelt haben. Ja, bei dieser Diskussion 
über die Erbschaftssteuer sind wir sogar auf einem Punkte 
angekommen, der mir bisher ganz neu und auch in diesem 
Augenblick ganz unerfindlich ist: heute ist zum erstenmal 
die Ablehnung der Erbschaftssteuer als eine nationale Tat 
bezeichnet worden! Ich schließe daraus, daß alle diejenigen, 
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die die Erbschaftssteuer annehmen wollen, als einer nationalen 
Gesinnung nicht fähig bezeichnet werden. Ich wundere mich 
darüber um so mehr, als der Herr Abgeordnete Roesicke 
damit noch eine ganze Reihe seiner eigenen Parteigenossen 
als nicht der nationalen Gesinnung. huldigend bezeichnet hat, 
ich brauche nur hinzuweisen auf die Abgeordneten der 
konservativen Partei in Sachsen. Und auch in Preußen hat 
ja eine Reihe von Reichstagsabgeordneten für die Annahme 
der Erbschaftssteuer sich ausgesprochen. 

Der Herr Abgeordnete Roesicke ist davon ausgegangen, 
daß er sagte, es müßte nun endlich einmal aufhören, daß alle 
Lasten auf das immobile Kapital gewälzt würden und das 
mobile Kapital vollständig frei ausgehe, und aus diesem Grunde 
müsse die Erbschaftssteuer abgelehnt werden. Als wenn bei 
der Erbschaftssteuer nicht das mobile Kapital in derselben 
Weise, ja vielleicht stärker getroffen würde als das immobile! 
Er hat auf Heer und Flotte hingewiesen, die ja dem mobilen 
Kapital so großen Nutzen brächten, und wofür das mobile 
Kapital in allererster Linie einzustehen habe. Aber hat denn 
das immobile Kapital, das z. B. in der Landwirtschaft an- 
gelegt ist, nicht denselben Vorteil und Nutzen von Heer und 
Flotte wie das mobile Kapital? Wenn Sie das bestreiten, 
dann möchte ich doch auf einen Punkt hinweisen, der auch 
dem Herrn Abgeordneten Roesicke ganz entgangen zu sein 
scheint; sein Gedächtnis hat ihn da im Stiche gelassen. Er 
sagte, durch das starke Heer und die starke Flotte werde der 
Industrie und dem Großkapital die offene Tür nach dem 
Ausland hin hergestellt. Hat er denn vergessen, daß in dem- 
selben Augenblick, wo die landwirtschaftlichen Zölle in 
Deutschland eingeführt und erhöht wurden, dem Großkapital 
und der Industrie die offene Tür nach dem Ausland hin zum 
Teil verschlossen worden ist dadurch, daß als Kompensation 
gegen die Agrarzölle, die wir eingeführt haben, nunmehr die 
fremden Staaten unseren Industrieerzeugnissen die erhöhten 
Zölle auferlegt haben? 

Er hat auch die Wertzuwachssteuer auf Immobilien 
ganz kurz gestreift. Nun, über die Wertzuwachssteuer auf 
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Immobilien kann man das eine oder andere Urteil haben; 
aber wenn etwas aussöhnen kann mit der Wertzuwachssteuer 
auf Immobilien, dann ist es die Aussicht, daß von dieser 
Wertzuwachssteuer auch die großen Gewinne betroffen 
werden, die durch die Agrarzölle dem Großgrundbesitz 
‚ zugeführt worden sind, die großen Gewinne, die dadurch 
für den Großgrundbesitz in der Erhöhung der Preise der 
Güter entstanden sind. 

Einzelheiten dessen, was der Herr Abgeordnete Dr. 
Roesicke vorgebracht hat, werde ich ja im Laufe meiner weiteren 
Frörterungen richtigstellen können; für diesen Augenblick 
‚möchte ich nur betonen, daß erfrischend in den ganzen Ver- 
handlungen, die wir bisher geführt haben, zweierlei war: 
erstens die Bestimmtheit, mit der die Vertreter der Verbündeten 
Regierungen für die Erbanfallsteuer eingetreten sind, und 
zweitens die Bestimmtheit, mit der sie sich ausgesprochen haben 
gegen die von dem Herrn Abgeordneten Dr. Roesicke so 
warm empfohlene Kotierungssteuer. Ich hoffe, daß die Ver- 
bündeten Regierungen bei dieser Haltung bleiben werden. 
Ich bin überzeugt, daß sie darin von der großen Masse der 
Bevölkerung unterstützt werden; und ich bin überzeugt, daß 
wir, wenn sie fest bleiben, zu einer auch unseren Wünschen 
entsprechenden Regelung der Reichsfinanzreform gelangen 
werden. 

Was die Kotierungssteuer anlangt, so haben die 
Reden, die bisher für diese Steuer gehalten worden sind, ihren 
Zweck im Lande verfehlt; die Schlagworte, die gegen Börse 
und das mobile Kapital früher und jetzt gebraucht worden 
sind, haben ihre Zugkraft im Lande verloren. Es ist eine 
Aufklärung in die großen Massen der Bevölkerung hinein- 
getragen worden durch emsige Arbeit, und diese Aufklärungs- 
arbeit ist nicht umsonst geblieben. Unsere Bevölkerung hat 
große Fortschritte in der Erkenntnis der wahren Verhältnisse 
gemacht; und gerade die Bewegung, die zum Zirkus Schumann 
geführt hat, kann nicht freudig genug von uns begrüßt 
werden, die wir einen gesunden politischen Fortschritt auch 
in den Anschauungen der großen Masse der Bevölkerung 
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herbeigeführt zu sehen wünschen. Meine politischen Freunde 
werden den Widerstand gegen die Kotierungssteuer nicht 
aufgeben. Auch die Lockungen, die der Herr Abgeordnete 
Graf von Westarp vor einigen Tagen uns gegenüber aus- 
sprach, werden daran nichts ändern. Herr Graf von Westarp 
hat uns am Donnerstag gesagt: er werde ganz besonders 
dankbar sein für Vorschläge, durch die irgendwelche Un= 
gleichheiten sich beseitigen, irgendwelche zu große Schädi- 
gungen sich hintanhalten lassen würden; jede positive Mit- 
arbeit an diesem Gesetze, auch von der linken Seite her, 
werde er begrüßen; über Einzelheiten lasse sich reden. Ich 
muß ihm darauf erwidern: erstens, nachdem er selbst aner- 
kannt hat, daß allzu große Schädigungen in der Kotierungs- 
steuer enthalten seien, kann er nicht von uns verlangen, daß. 
wir seinem Wunsche — in so gütiger und herablassender 
Form er auch ausgesprochen war — etwa folgen sollten, um 
mit ihm zusammenzuarbeiten an der Beseitigung dieser allzu- 
großen Schädigungen, dagegen die großen Schädigungen und 
die Schädigungen überhaupt in dem Gesetze zu lassen. Die 
Verantwortung für dieses Gesetz überlassen wir dem Herrn 
Grafen von Westarp und seinen Freunden; wir werden uns 
nie und nimmermehr dazu herbeilassen, an diesem Gesetze 
mitzuarbeiten, sondern wir werden die Verantwortung dafür 
nicht auf uns nehmen, vielmehr in jedem Augenblicke dieses 
Gesetz als ein die Allgemeinheit schädigendes Gesetz be- 
kämpfen. 

Nun wird von uns, von der linken Seite, immer 
behauptet, wir seien Börsenfreunde und Vertreter der Börsen- 
interessen. Heute zum ersten Male hat uns Herr Abgeord- 
neter Dr. Roesicke gesagt, der eigentliche Freund der Börse 
sei er. Dabei ist mir allerdings das alte Wort eingefallen: 
behüte mich vor meinen Freunden, gegen meine Feinde 
werde ich mich schon selbst verteidigen! Aber in einer Be- 
ziehung hat der Herr Abgeordnete Dr. Roesicke doch recht. 
Wenn dieses Gesetz in Kraft treten sollte, dann werden 
allerdings diejenigen, die bisher die Börse besucht haben, 
nicht mehr in die Lage kommen, eine Börse zu besuchen, 
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sie werden sich der Erholung hingeben können. Und 
unter diesem Gesichtspunkte wird ein großer Teil 
der Börsenbesucher, die wirklich im Schweiße ihres An- 
gesichts ihr Brot verdienen müssen, dem Herrn Abgeord- 
neten Dr. Roesicke für diese menschenfreundliche Absicht 
dankbar sein können. Der Herr Abgeordnete Raab hat 
ebenfalls darauf hingewiesen, daß die Abgeordneten der 
Linken ja die eigentlichen Vertreter der  Börseninteressen 
seien, und der Herr Abgeordnete Dr. Spahn hat dies in 
seiner durchaus vornehmen Weise dahin ausgedrückt, man 
könne sich doch seitens des Handels und der Industrie gar 
nicht beklagen, es seien ja zwei Herren, die den Banken 
naheständen, im Präsidium des Reichstags. 

Nun gibt es keine bessere Gelegenheit, um zu beweisen, 
daß die Linke durchaus keine Börseninteressen bei der Be- 
kämpfung dieses Gesetzes verfolgt, als gerade die Diskussion 
über die Kotierungssteuer. Trifft denn die Kotierungssteuer 
lediglich die Börse? Trifft sie auch nur hauptsächlich die 
Börse? Durchaus nicht! Sie trifft auch die Börse, das 
gebe ich zu; aber in viel größerem Umfange trifft sie alle 
diejenigen, die überhaupt Wertpapiere besitzen. Was die 
Börse eigentlich ist, ist Ihnen im Laufe der Diskussion von 
seiten der Herren Vertreter der Verbündeten Regierungen so 
ausführlich und so vorzüglich auseinandergesetzt worden, 
daß ich keine Veranlassung habe, hierauf des näheren noch- 
mals einzugehen. Ich will aber auf einen Punkt hinweisen, 
der die Frage vielleicht doch etwas klärt. Ich weiß nicht, 
wie groß der Gesamtbesitz des deutschen Volkes an mobilen 
Werten, d. h. an Staatspapieren, Obligationen, Aktien und 
dergleichen, ist. Die Schätzungen darüber — es sind aber 
lediglich Schätzungen — gehen weit auseinander. Die eine 
Schätzung lautet auf 70 Milliarden, die andere geht sogar 
bis auf 100 Milliarden Mark. Was haben denn nun von 
diesen 70 bis 100 Milliarden Mark diejenigen Personen, die 
die Börse darstellen, in Eigentum? Rechnen Sie alle Banken, 
alle Bankiers, alle an der Börse Geschäfte treibenden Personen 
zusammen, dann kommen Sie noch nicht auf 5 Prozent, ja 
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vielleicht auf einen viel geringeren Prozentsatz des Anteils 
an dem Eigentum an mobilen Werten, die das deutsche 
Volk besitz. Und wenn Sie Maßnahmen ergreifen, die das 
mobile Kapital, das in Staatspapieren usw. angelegt ist, 
treffen, dann treffen Sie vielleicht mit 5 Prozent das, was Sie 
die Börse nennen, und mit 95 Prozent treffen Sie die Ge- 
samtheit aller derer, die ihre Ersparnisse in den mobilen 
Werten, in Aktien und Obligationen, angelegt haben. In 
dieser Tatsache besteht die Kurzsichtigkeit des ganzen Ent- 
wurfs, und darin besteht die Stärke unserer Position, die 
wir uns gegen das Gesetz mit aller Entschiedenheit aus= 
sprechen. 

Welches sind denn nun die Maßnahmen, die seitens 
der Herren Antragsteller, seitens der Kommission vorge: 
schlagen werden? Schon jetzt haben wir einen Effekten- 
stempel, dem die Wertpapiere unterliegen, wenn sie — ich 
will einmal sagen: geboren werden. Die inländischen Staats- 
papiere sind frei, die Kommunalobligationen und Pfandbriefe 
zahlen 2 vom Tausend, andere inländische Obligationen 6 vom 
Tausend, ausländische Staatspapiere 6 vom Tausend, andere 
ausländische Obligationen 1 Prozent, inländische Aktien 
2 Prozent, ausländische Aktien 2!/, Prozent, und nach der 
Regierungsvorlage, die uns vor kurzem zugegangen ist, sollen 
diese Sätze nicht unwesentlich erhöht werden. Aber diese 
Sätze sind einmalige Stempelabgaben, die bei der Emission 
der Wertpapiere, bei ihrer Kreierung einmal zu zahlen sind. 
Daneben soll nun jetzt eine jährlich sich wiederholende 
Steuer für diese Wertpapiere eingeführt werden. Freilich, 
die inländischen Staatspapiere läßt man frei, die inländischen 
Kommunalobligationen und Pfandbriefe aber sollen jährlich 
1 vom Tausend, die inländischen Aktien 2 vom Tausend 
und, wenn sie zum Terminhandel zugelassen sind, 3 vom 
Tausend, die ausländischen Staatspapiere und anderen aus- 
ländischen Obligationen 2 vom Tausend, wenn sie zum 
Terminhandel zugelassen sind, 3 vom Tausend zahlen, und 
endlich die ausländischen Aktien 3 vom Tausend, wenn sie 
zum Terminhandel zugelassen sind, 4 vom Tausend. Zu 
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zahlen sind diese jährlichen Beträge von den Gesellschaften, 
die die Obligationen emittieren, von den Gemeinden, die die 
Anleihen ausgeben, von den Aktiengesellschaften, deren 
Aktien kreiert worden sind. Zahlen sie die jährliche Steuer 
nicht, dann werden die Wertpapiere, die sie bisher emittiert 
haben, von der Notierung gestrichen, und neu zu emittierende 
Wertpapiere werden überhaupt nicht zum Börsenhandel zu= 
gelassen. Aber es wird ihnen gestattet, die Steuer, die die 
Gesellschaften und Kommunen zu tragen haben würden, auf 
die Inhaber der Obligationen mit den vorhin erwähnten 
Sätzen abzuwälzen, also eine Zinsreduktion für die Obligations- 
inhaber herbeizuführen. 

Nun ist ja seitens der Vertreter der Verbündeten Re- 
gierungen ausführlich dargelegt, in welchem Umfange diese 
Steuer die einzelnen Gesellschaften trifft, und namentlich 
darauf hingewiesen worden, daß die einzelnen Gesellschaften 
nicht imstande seien, diese Steuer selbst zu tragen. Da hat 
uns der Herr Abgeordnete Dr. Spahn beruhigt; er hat uns 
gesagt: machen Sie doch nicht ein so großes Aufsehen von 
der Sache, diese Steuerbeträge werden von den Gesellschaften 
ja einfach auf Unkostenkonto verbucht! Ja, das werden sie; 
der jüngste Lehrling kann die Buchung vornehmen; aber 
bezahlt müssen sie werden! Ich möchte wissen, wie die Ge- 
sellschaften, ohne in ihrer Rentabilität aufs äußerste geschädigt 
zu werden, es machen, diese Steuer zu bezahlen, wie nament- 
lich auch die Gemeinden — ich exemplifiziere auch auf die 
Pfandbriefanstalten, auf die Landschaften — es machen sollen, 
durch Verbuchung auf Unkostenkonto sich der Verbindlich- 
keit zur Zahlung zu entledigen, ohne sie auf die Inhaber 
der Obligationen selbst abzuwälzen! Entweder zahlen sie die 
Steuer, indem sie sie von den Inhabern der Obligationen 
einziehen, oder die Wertpapiere werden von der Börsennotiz 
gestrichen. Vor dieser Alternative stehen die inländischen 
Gesellschaften und Gemeinden; die Emittenten der aus» 
ländischen Wertpapiere aber, die ausländischen Regierungen 
usw. können das nicht tun, diese können nicht von den In- 
habern der Coupons die Steuern abziehen; denn diese 
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Coupons werden ja nicht nur in Deutschland, sondern sie 
werden auch im Auslande eingelöst, und wenn die Coupons 
ins Ausland wandern, so sieht der auswärtige Einlöser dem 
Coupon nicht an, ob er aus Deutschland kommt. Außer- 
dem würden die ausländischen Stellen sich auch dafür 
bedanken, danach zu forschen, ob der Coupon aus Deutsch- 
land kommt, und von den Präsentanten des Coupons nun- 
mehr für Rechnung Deutschlands die Steuer einzuziehen. 
Die ausländischen Staatspapiere also, deren Regierungen die. 
Steuern nicht bezahlen wollen, werden einfach gezwungen 
werden, von der Bildfläche der Notierung im Kurszettel zu 
verschwinden. 

Und nun frage ich Sie: was bedeutet denn das Ver- 
schwinden vom Kurszettel der Börse? was bedeutet es 
für das gesamte Volk, wenn keine Kurse mehr notiert 
werden? Ich glaube, jeder von Ihnen, auch die Befür- 
worter der Kotierungssteuer, wird sich die Antwort darauf 
sofort selbst geben. Zunächst ist es ganz klar, daß, wenn 
die Papiere nicht mehr an der Börse gehandelt werden, 
dann auch — und das wird ja der menschenfreundliche 
Wunsch des Herrn Abgeordneten Dr. Roesicke sein — 
die Börse notwendigerweise an Besuchern verlieren, ja — 
ich will nicht übertreiben — zum großen Teil veröden 
wird. Das bedeutet nun zwar eine Schädigung der an der 
Börse vertretenen Personen; aber diese Schädigung ist noch 
lange nicht so groß wie die Schädigung, die allen Besitzern 
von Wertpapieren zugefügt wird. Wenn Sie Ihre Pfandbriefe 
verkaufen wollen, wo sollen Sie damit hingehen? Dann 
gehen Sie entweder in eine Winkelbörse, die sich möglicher: 
weise auftut, oder Sie gehen zu einem Bankier. Bei dem 
Bankier werden Sie wesentlich höhere Spesen zu zahlen 
haben, als wenn Sie unter Zugrundelegung eines ordnungs- 
mäßig gemachten Kurses den Verkauf herbeiführen können. 
Zunächst sollen die Wertpapiere — das ist der Wunsch der 
Herren Antragsteller —, da sie an der Börse nicht mehr 
notiert werden, einen gegen jetzt auf das Zehnfache erhöhten 
Umsatzstempel zahlen; während sie jetzt ”/ pro Mille zu 
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zahlen haben, sollen sie künftig einen Umsatzstempel von 
2 pro Mille entrichten. Der Bankier wird dem Verkäufer 
doch die 2 pro Mille nicht schenken; im Gegenteil, die 
wird er von dem Verkaufserlöse der Pfandbriefe kürzen. 
Und kann denn der Bankier den Geschäftsabschluß in die- 
sem Falle für das Minimum von Provision machen, das er 
jetzt für den Verkauf von Wertpapieren berechnet? Jetzt 
kann er es, weil er weiß, er ist imstande, die Wertpapiere 
nach dem Börsenkurse zu verwerten; künftig wird er eine 
wesentlich erhöhte Risikoprämie verlangen. Und wer hat 
dann den ganzen Schaden von der Einstellung der Notierung? 
Niemand anders als — um bei diesem Beispiel zu bleiben — 
die glücklichen Pfandbriefbesitzer, denen durch die Streichung 
der Notiz ja ein so wesentlicher nationaler Vorteil zugefügt 
werden soll, wie der Herr Abgeordnete Roesicke uns dies 
in Aussicht gestellt hat. 

Meine Herren, das Geschrei möchte ich einmal hören, 
wenn eines schönen Tages im Berliner Kurszettel die Pfand- 
briefe, die Stadtobligationen und sonstigen Werte nicht 
mehr notiert würden. Sie (nach rechts) würden ja die 
ersten sein, die mit aller Gewalt darauf hindringen würden, 
daß diese Notiz wieder herbeigeführt würde. Sie können 
ja auch in Ihrem eigenen Geschäftsverkehr, in Ihrem 
eigenen Privatverkehr ohne die Börsennotiz gar nicht 
auskommen, Sie müssen notwendigerweise diese Börsennotiz 
haben als Regulator für die Preisbemessung der Werte, die 
Sie selbst besitzen, und die Sie ja alle Tage auch produzieren; 
denn wenn Sie eine Hypothek auf Ihre Güter aufnehmen, 
dann bekommen Sie der Regel nach Pfandbriefe, und für 
die Pfandbriefe wollen Sie doch einen ordnungsmäßigen, 
sachgemäßen, richtigen Kursregulator haben und nicht einem 
unkontrollierten Handel preisgegeben sein, der dann natür- 
lich dem erhöhten Risiko entsprechend Ihnen ganz andere 
Bedingungen stellen muß, als er heute zu stellen in der 
Lage ist. Und die ausländischen Wertpapiere — ich wieder- 
hole es — müssen vom Kurszettel verschwinden, weil die 
ausländischen Staaten, wenigstens diejenigen, die noch etwas 
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auf sich halten, die Steuer nicht an das Deutsche Reich be= 
zahlen, sondern ruhig zusehen werden, wie an: der Berliner 
und an den deutschen Börsen die Kursnotierung ihrer Wert- 
papiere zur Streichung gelangt. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Raab dagegen 
polemisiert, daß wir uns so sehr dagegen sträubten, eine 
Einrichtung für Deutschland herbeizuführen, die in Frank- 
reich so außerordentlich segensreich gewirkt habe, und die 
man nur nachzumachen brauche, um die Millionen aus 
der Erde zu stampfen. Einige kleine Irrtümer sind ja 
dem Herrn Abgeordneten Raab unterlaufen, wenigstens 
nach den Zeitungsberichten; das Stenogramm seiner Rede 
habe ich noch nicht gelesen. Er hat namentlich auch ge- 
glaubt, darauf hinweisen zu sollen, daß in Frankreich die 
ausländischen Staatspapiere dem sogenannten und so viel 
besprochenen Abonnement unterliegen. Die ausländischen 
Staatspapiere unterliegen in Frankreich auch jetzt schon einem 
‚einmaligen Emissionsstempel, nicht aber dem Abonnement. 
Aber, meine Herren, wir haben wirklich nicht nötig — und 
das möchte ich auch dem Herrn Abgeordneten Dr. Roesicke 
sagen —, uns so ängstlich an das zu halten, was in Frank- 
reich geschieht. Wenn wir denn schon etwas von Frankreich 
übernehmen wollen, dann möchte ich den Herrn Abgeordneten 
Dr. Roesicke bitten, doch dafür zu sorgen, daß die französische 
Erbschaftssteuer mit ihren hohen Sätzen übernommen wird. 
Dann würden wir allerdings gar nicht in die Lage kommen, 
solche Schritte vom Wege zu machen, wie sie mit Ihrer 
Kotierungssteuer gemacht werden. Die Erbschaftssteuer in 
Frankreich ist so hoch, daß damit, glaube ich, ein großer 
Teil der 500 Millionen Mark, deren wir bedürfen, ganz allein 
gedeckt werden könnte, wenn wir uns zu denselben Sätzen 
entschlössen. Warum also dieser Vergleich? 

Herr Dr. Roesicke hat allerdings versucht, uns zu be- 
weisen, daß das alles nicht richtig sei, wenn unserseits 
behauptet worden ist, in Frankreich habe diese Kotierungs- 
steuer Fiasko gemacht. Er hat sich erkundigt bei Bankiers, 
auch sonstwo. Er hat vielleicht geglaubt, er sei der einzige, 
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der sich erkundigt hat. Ja, meine Herren, wir haben uns 
auch erkundigt, und bei den maßgebendsten Stellen und 
 maßgebendsten Personen, und ich habe auf meine Anfrage 
kein Urteil als Antwort bekommen, das nicht mit aller Be- 
stimmtheit die Verwerflichkeit der französischen Abonnements- 
steuer, der französischen Kotierungssteuer hervorgehoben hätte. 
Dem Finanzminister Caillaux scheint ja der Herr Abgeordnete 
Dr. Roesicke nicht zu glauben — ich weiß nicht, warum nicht. 
Schließlich ist doch der französische Finanzminister eine sehr 
ernsthafte Person, und seine Anschauungen haben doch einen 
Anspruch darauf, noch gehört zu werden. Und der Finanz- 
minister Caillaux hat klipp und klar, nicht einmal, sondern 
wiederholt auseinandergesetzt, daß das die allergrößte 
Schädigung für den französischen Volkswohlstand gewesen 
sei, daß man seit so langen Jahren eine so irrationelle Steuer 
wie die Steuer des französischen Abonnements eingeführt 
und aufrechterhalten habe. 

Nun sagt man, in London sind ja die Spesen viel teurer. 
Meine Herren, das soll man uns doch nicht so vorrechnen, 
wie der Herr Abgeordnete Dr. Roesicke uns das vorgerechnet 
hat. Er hat verglichen in Deutschland ein Papier, das auf 
den Inhaber lautet und in London ein Papier, das auf den 
Namen lautet. Ja, meine Herren, da können Sie alle Ver- 
gleiche der Welt anstellen und alles beweisen. Die Vergleiche 
und Schlüsse daraus sind aber auch alle falsch, ebenso wie 
der Vergleich falsch war, den Herr Roesicke uns hier ziffern- 
mäßig vorgeführt hat. Hier hat er sich in einem gewaltigen 
Irrtum befunden. Ich wiederhole aber noch einmal: selbst 
wenn die Börsensteuern in London höher wären, warum sind 
wir denn gezwungen, diese Unsitte mitzumachen? Wer 
heute einen weiten politischen Blick hat, der sollte dafür 
sorgen, daß das Geschäft ins Inland, nach Deutschland, ge- 
zogen wird, daß auch die Ausländer sich daran gewöhnen, an 
den deutschen Börsen ihre Geschäfte vermitteln zu lassen. 
Das kann man nur dann, wenn man an den deutschen 
Börsen billige Bedingungen stellt, wenn man die Rechtssicher- 
heit aufrechterhält, die ja 12 Jahre lang nicht vorhanden war, 
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und wenn man für den Umsatz aller Werte, die an der 
Börse gehandelt werden, so billige Bedingungen stellt, daß 
die Ausländer mit Vergnügen ihre Geschäfte an den deutschen 
Börsen machen. Es wundert mich, daß gerade von der 
rechten Seite des Hauses, die so oft über den teuren Zinsfuß 
in Deutschland klagt, alles geschieht, um das Geschäft aus 
Deutschland hinauszutreiben, statt alles anzuwenden, damit 
das internationale Geschäft sich in Deutschland konzentriert; 
denn nur dann, wenn sich das internationale Geschäft in 
Deutschland konzentriert, wird es dahin kommen, daß der 
deutsche Markt ein so großer Geld- und Kapitalmarkt wird, 
wie es der Londoner dadurch geworden ist, daß man sich 
früher nicht auf die hohen Börsensteuern eingelassen hat. 
Nur dadurch können wir erreichen, daß uns die großen aus- 
ländischen Guthaben dauernd zugeführt und erhalten werden. 
Das trägt dazu bei, einen billigen Zinsfuß in Deutschland 
herbeizuführen, der dann befruchtend auf die ganze Volks- 
wirtschaft, auch auf die Volkswirtschaft, deren hauptsäch- 
liche Vertreter Sie (nach rechts) sind, wirken wird, indem ihr 
zu einem angemessenen Zinsfuße Kredit zur Verfügung ge- 
stellt werden kann. 

Was den Wert des Besitzes von ausländischen Wert- 
papieren anlangt, so kann ich mich auch hierin sehr kurz 
fassen, nachdem seitens der Vertreter der Verbündeten Re- 
gierungen diese Frage bereits sehr ausführlich behandelt 
worden ist. Ich möchte nur hervorheben, daß für den Wert 
dieses Besitzes sowohl politische wie wirtschaftliche Fragen 
in Betracht kommen. Wir haben soviel gehört und gelesen 
von der finanziellen Kriegsbereitschaft. Meine Herren, es 
gibt kein besseres Mittel, eine finanzielle Kriegsbereitschaft 
aufrechtzuerhalten, als durch einen starken Besitz ausländischer 
Wertpapiere, die in dem Augenblick, wo etwa ein Krieg aus- 
bricht, sofort an das Ausland verkauft werden können, wo: 
durch dann das nötige Geld ins Inland strömt. Dadurch, 
daß sofort die ausländischen Wertpapiere in die Bresche 
treten, können wir zu einem wesentlichen Teile das für den 
ersten Augenblick nötige Geld schaffen. 
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Nun hat der Herr Abgeordnete Dr. Roesicke einen 
Zeitungsartikel vorgelesen. Meine Herren, ich gebe sehr viel 
auf die Zeitungen. Ich weiß nicht, aus welcher Zeitung er 
ihn entnommen hat; aber es wird jedenfalls eine vorzügliche 
Zeitung gewesen sein. Ich meine aber, ein oder zwei Zeitungs- 
artikel machen doch die Sache noch nicht unbestritten. Den 
Urteilen, die in diesen Zeitungsartikeln enthalten sind, stehen 
doch vielleicht andere Urteile entgegen, die in anderen 
Zeitungsartikeln enthalten sind, und diese anderen Zeitungs- 
artikel, die sich auf den entgegengesetzen Standpunkt stellen, 
liest uns Herr Dr. Roesicke natürlich nicht vor. Wie gesagt, 
ich spreche mich gar nicht dagegen aus, daß in einer Zeitung 
eine andere Auffassung als die meinige zum Ausdruck kommt. 
Aber das kann doch für die Beurteilung der ganzen Frage 
noch nicht maßgebend sein, wie der Herr Abgeordnete Dr. 
Roesicke es hingestellt hat. 

Auf eins möchte ich noch kommen, weil der Börse 
verschiedentlich — nicht bloß in den letzten Tagen, sondern 
auch früher — hier vorgeworfen worden ist, sie habe im Falle 
des Krieges versagt. Meine Herren, überlegen Sie sich, was 
im Falle eines Krieges geschieht. Zunächst verkriecht sich 
das Geld infolge der bei einem Kriegsausbruch herrschenden 
Angst. Die Kapitalisten, die bei den Banken ihr Geld als 
Depositen oder in Kontokorrentguthaben angelegt haben, ziehen 
ihre Guthaben oder einen großen Teil derselben zurück. 
Wer in den Zeiten 1866 und 1870 im Bankgeschäft gewesen 
ist, der weiß das aus eigener Erfahrung. Ich selbst habe 
einmal einen derartigen Fall erlebt. Es kam zu mir bei Aus- 
bruch des 1870er Krieges ein Privatmann, der in meiner 
Bank — es war ein sehr kleines Bankgeschäft — ein Guthaben 
von 20000 Talern hatte, und erklärte, er hätte eine Hypothek 
abgeschlossen, und er müßte die 20000 Taler zu diesem 
Zwecke von meinem Bankgeschäft erheben. Der Mann be- 
kam sein Geld, aber nach 14 Tagen kam er wieder, brachte 
20000 Taler zurück und erklärte, aus der Hypothek sei nichts 
geworden. Ich habe, weil ich so etwas ahnte, die Taler- 
scheine, die ihm gezahlt worden waren, mit einem Zeichen 
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versehen lassen, und da stellte sich heraus, daß während der 
14 Tage, wo die 20000 Taler wirtschaftlich sehr großen 
Nutzen hätten stiften, wo sie zur Zeichnung auf die nord- 
deutsche Bundesanleihe hätten benutzt werden können, in 
dem Kasten dieses Herrn gelegen hatten, nur aus Angst, 
weil er glaubte, es passiere ein Unglück. Diese Erfahrung 
zeigt, daß die Banken und Bankiers im Augenblick des Aus- 
bruchs eines Krieges alle Hände voll zu tun haben, um die 
Ansprüche ihrer Kunden zu befriedigen, die entweder ihr 
Guthaben zurückziehen oder den Kredit, den sie bei der 
Bank haben, bis auf den letzten Pfennig ausnutzen oder 
neuen Kredit beanspruchen; denn in dem Augenblick, wo 
ein Krieg ausbricht — ich erinnere nur an die großen Armee- 
lieferungen —, tritt natürlich eine große Anzahl Kreditgesuche 
an die Banken und an die Bankiers heran, denen sie not- 
wendigerweise gerecht werden müssen. Da können die 
Banken und Bankiers nicht so ausgiebig Anleihen zeichnen, 
wie sie es gern tun würden, und so kommt es, daß in den 
ersten Tagen nach Ausbruch eines Krieges in der Regel für 
neue Anleihen nur wenig Geld vorhanden ist. Das können 
Sie aber nicht den nationalen Gefühlen der Banken und 
Bankiers oder der Börse zur Last schreiben, sondern Sie 
müssen das den Verhältnissen zur Last schreiben, wie sie sich 
im gegebenen Augenblick darstellen und entwickeln. 

Was aber die wirtschaftliche Bedeutung der ausländischen 
Wertpapiere anlangt, so hat uns Herr Dr. Spahn nun gesagt: 
Warum denn ausländische Wertpapiere? Wir müssen viel- 
mehr dafür sorgen, daß wir eine große Masse von aus» 
ländischen Wechseln haben. Herr Dr. Spahn hat damit 
vollkommen recht. Aber woher sollen denn die Wechsel 
genommen werden? Ein ausländischer Wechsel repräsentiert 
ein Guthaben Deutschlands an das Ausland, und wenn wir 
keine Guthaben an das Ausland haben, so können wir beim 
besten Willen auch keine Wechsel schaffen und können so 
auch keinen großen Bestand an Wechseln auf das Ausland 
ansammeln. Im Ausland können wir derartige Wechsel nicht 
kaufen. Täten wir es, so wanderte dagegen unser eigenes 
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Geld ins Ausland. Wir müssen sie also aus dem inländischen 
Bestand nehmen, und dieser inländische Bestand richtet sich 
nach der Höhe der Forderungen, die Deutschland an das 
Ausland hat. Und da möchte ich Herrn Dr. Spahn vor 
Augen führen, wie sehr die Kreierung von deutschen Wechseln 
auf das Ausland dadurch geschädigt wird, daß unser Export 
durch die Zolltarifpolitik, die wir inauguriert haben, und die 
gegen uns ausgeschlagen ist, wegen der hohen Industriezölle, 
die auf unsere Inlandsprodukte im Ausland gelegt werden, 
erschwert worden ist, — ich sage also, ich möchte Herrn Dr. 
Spahn vor Augen führen, daß, wenn er den Wunsch hat, 
große Wechselbeträge auf das Ausland bei uns sich ansammeln 
zu sehen, er die Zollpolitik mit seiner Partei und seinen 
Freunden so einrichten soll, daß uns auf diesem Wege die- 
jenigen Summen von Wechseln zuströmen, die der Herr 
Abgeordnete Dr. Spahn als so notwendig und wünschenswert 
in den Portefeuilles unserer Reichsbank und unserer Banken 
bezeichnet hat. 

Meine Herren, ich komme auf die Kotierungssteuer zu= 
rück. Sie werden mir zugeben, daß in dem Augenblick, wo die 
Gesellschaften, also z. B. Pfandbriefanstalten, die Steuer auf 
die Inhaber der Pfandbriefe und Obligationen abwälzen, dies 
eine Zinsreduktion für alle diejenigen Werte bedeutet, die 
bereits im Umlauf sind. Ich nehme wieder ein Beispiel aus 
den Pfandbriefen. Der Inhaber eines 4 prozentigen Pfand- 
briefs wird, wenn ihm die Steuer abgezogen wird, künftig 
nur noch 3,9 Prozent Zinsen bekommen. Nun frage ich den 
Herrn Abgeordneten Dr. Roesicke, wie kommt denn der 
Mann — es braucht ja noch nicht einmal eine Witwe oder 
Waise zu sein —, der sich 20000 Mark erspart und sie in 
Pfandbriefen angelegt hat, der davon eine kärgliche Rente 
von 800 Mark bezieht, — wie kommt er dazu, sich vom Reich 
20 Mark Kotierungssteuer abziehen zu lassen? Dem Millionär, 
der sein Geld in preußischen Konsols angelegt hat, ziehen 
Sie ja nicht einen Pfennig ab. Wo ist denn da die Ge- 
rechtigkeit, ja, wo ist da die Logik? Und wenn der Herr 
Abgeordnete Dr. Roesicke gesagt hat, es sei eine wirtschaft- 
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liche Tat, daß man die preußischen und deutschen Staats- 
papiere dieser Steuer nicht unterwerfe, so muß ich ihm 
erwidern, daß in diesem Zusammenhang die Durchführung 
eines konsequenten Gedankens der Gesetzgebung nicht zu 
finden ist. Sie wollen eine Besitzsteuer einführen, nehmen 
die Besitzsteuer von demjenigen, der 800 Mark Rente hat, 
und von demjenigen, der 40000 Mark Rente in preußischen 
Konsols hat, nehmen Sie die Besitzsteuer nicht. Es ist also 
keine Besitzsteuer, es ist nur die Maske, die der Steuer vor: 
gehalten wird. Es steckt etwas ganz anderes dahinter, nämlich 
eine Extraeinkommensteuer vom mobilen Kapital, und wenn 
es auch der Herr Abgeordnete Dr. Roesicke nicht aus- 
gesprochen hat, so merken wir es doch und wissen, ‘woran 
wir uns zu halten haben, wenn wir ihn von nationalem Be- 
wußtsein bezüglich der Kotierungssteuer sprechen . hören. 

Meine Herren, das kommt aber davon, wenn man sich 
auf Abwege begibt. Der Herr Abgeordnete Graf v. Westarp 
hat sich eine ganz neue Theorie konstruiert, von der die 
Wissenschaft bisher nichts weiß, und die vor der Praxis 
glatt zu Boden fällt. Wissenschaft und Praxis kennen nur 
zwei Steuerarten, die direkte Steuer, die das Vermögen und 
Einkommen unmittelbar trifft, so daß die Leistungsfähigkeit 
berücksichtigt werden muß, und die indirekte Steuer, die an 
wirtschaftliche Vorgänge anknüpft. ohne die Leistungsfähigkeit 
zu berücksichtigen. Der Herr Graf v. Westarp hat nun noch 
ein drittes Steuersystem entdeckt, nämlich eine direkte Steuer, 
aber ohne Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit, und wozu 
das in der Praxis führt, habe ich Ihnen an dem Beispiel des 
Mannes mit den 20000 Mark in Pfandbriefen und des Millionärs 
mit den Millionen in Konsols, glaube ich, deutlich genug 
gezeigt. Vor der Praxis kann diese Theorie des Herrn Grafen 
v. Westarp nicht bestehen. Wie die Wissenschaft. sie be- 
urteilen wird, weiß ich nicht, bin auch nicht anmaßend 
genug, um mir darüber ein Urteil zu gestatten. 

Meine Herren, vom volkswirtschaftlichen Standpunkt 
aus liegt aber in der Zinsreduktion noch eine andere Gefahr, 
die mit jeder Reduktion des Zinsfußes auf Obligationen 
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‘Staatspapiere usw. verknüpft ist. In dem Augenblicke, wo 
«ine Reduktion der Zinsen stattfindet, ist das Bedürfnis im 
Publikum vorhanden, und das werden Sie dem Publikum 
“ nicht austreiben durch keinerlei Reden, die gehalten werden —, 
sich einen höheren Zinsfuß nun doch wieder zu verschaffen, 
indem es die Wertpapiere mit dem reduzierten Zinsfuß verläßt 
und übergeht zu Wertpapieren, die wieder höhere Zinsen 
tragen. Das führt zur Anlage in schlechteren Wertpapieren. 
Ich brauche Sie ja nur daran zu erinnern, was die Folge der 
großen Konvertierungen in den achtziger Jahren, was die 
Folge der großen Konvertierungen der Staatspapiere in 
Deutschland gewesen ist. Mit diesen Konvertierungen hat 
‚die Nachfrage nach den weniger guten Werten zugenommen, 
ist das Publikum in die Spekulation hineingedrängt worden, 
und die Regierungen haben gerade durch die Konvertierung 
‚der Staatspapiere und Reichsanleihen wesentlich dazu beige- 
tragen, das zu fördern, was hätte gehindert werden sollen, 
nämlich die Spekulation in so großem Umfange, wie sie 
tatsächlich infolge der Konvertierung stattgefunden hat. 

Meine Herren, das sind die Folgen für die Wertpapiere, 
‚die bereits notiert sind. Es fragt sich nun: was ist die Folge 
für die Wertpapiere, die noch nicht notiert sind, die erst 
später kreiert, und die an der Börse zugelassen werden sollen. 
Für diese bedeutet die Kotierungssteuer und die damit ver- 
bundene Zinsreduktion unzweifelhaft eine Verteuerung des 
‚allgemeinen Kredits. Ich will auch hier wieder auf die 
Pfandbriefe exemplifizieren. 

Wenn von jetzt ab, wenn die Kotierungssteuer zum 
Gesetz wird, ein Pfandbriefinstitut, auch die Landschaften, 
Pfandbriefe emittieren, von denen sie wünschen, daß sie an 
der Börse zugelassen und gehandelt werden, dann geben sie 
zwar nominell 4prozentige Wertpapiere aus, tatsächlich aber, 
da !/ı) Prozent von den Coupons abgezogen wird, tragen 
die Werte nur 3,9 Prozent Zinsen. Ein 4 prozentiger Pfand- 
brief ist vielleicht 100 wert und wird so bezahlt; ein 
3,9 prozentiger ist sicherlich nicht mehr 100 wert, sondern 
xechnungsmäßig 97, wahrscheinlich aber noch weniger; denn 
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diese Papiere mit den ungeraden Coupons sind außer 
ordentlich unbeliebt, und der Inhaber von Geld wird sich. 
wohl hüten, ein 3,9 prozentiges Papier mit nur einem Ab= 
schlage von 3 Prozent gegenüber dem Kurs der 4 prozentigen 
zu kaufen. 

Was bedeutet aber das für die Pfandbriefanstalten ? 
Sie müssen notwendigerweise von den Personen, denen sie 
Hypothekendarlehen geben, gegen die sie dann die Pfand- 
briefe ausgeben, den Verlust von 3 Prozent wieder einbringen. 
Sie bekommen für ihre Pfandbriefe nur noch 97 Prozent, 
folglich müssen sie eine Provision von 3 Prozent von den 
Hypothekenschuldnern mehr erheben, als sie jetzt schon tun, 
und das heißt unzweifelhaft eine Verteuerung des Hypothekar= 
kredits. Ebenso ist es mit allen anderen Erwerbsgesellschaften,, 
ebenso ist es mit den Gemeinden, die ihre Stadtanleihen zu 
billigerem Kurse ausgeben müssen und dafür — ja was denn? 
— den Fehlbetrag von dem allgemeinen Steuerzahler wieder 
einzubringen gezwungen sind. 

Nun wird noch ein Unterschied gemacht zwischen. 
solchen Wertpapieren, die nicht zum Terminhandel, und 
solchen, die zum Terminhandel zugelassen sind. Hier tritt 
auch sofort wieder die Tatsache in die Erscheinung, daß 
durch die höhere Besteuerung der letzteren das Geld in. 
Deutschland verteuert wird. Die Wiedereinführung des. 
Termingeschäfts an den deutschen Börsen hat wesentlich des= 
wegen stattgefunden, weil die Nachteile auf dem allgemeinen 
Geldmarkt zu deutlich in die Erscheinung getreten waren,, 
und weil man notwendigerweise diesen Schaden wieder gut- 
machen mußte. Die Gesellschaften, die Aktien ausgeben, 
haben nur ein verschwindendes Interesse, daran, ob diese 
Aktien zum Börsenterminhandel zugelassen sind oder nicht. 
Wenn die Börsenbehörden, wie sie es nach den Gesetzen 
tun müssen, bei den Erwerbsgesellschaften anfragen, ob. 
sie damit einverstanden sind, daß ihre Aktien zum 
Börsenterminhandel zugelassen werden, so bekommen sie 
regelmäßig die Antwort: jawohl! An sich ist es aber 
den Gesellschaften ganz gleichgültig, und wenn sie für die 
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Erlaubnis, daß ihre Aktien terminhandelsfähig sind, eine 
jährliche Steuer von 4 pro Mille ihres ganzen Aktienkapitals 
zahlen sollen, dann werden sie lieber auf erstere verzichten, 
als letztere zahlen. Die Nachteile, die darin für den Geld- 
stand und damit für die allgemeine Volkswirtschaft liegen, 
sind so groß, daß sie gar ich scharf genug hervorgehoben 
werden können. 

Nun hat der Herr A Dr. Roesicke uns ge- 
sagt, das anonyme Kapital, das in den großen Gesellschaften 
zusammenströme, müsse besonders besteuert, davon müsse 
Einkommensteuer und alles Mögliche erhoben werden. Ja, 
meine Herren, da muß ich sagen: mit viel größerem Recht 
kann ich behaupten, daß die Aktiengesellschaft überhaupt 
gar kein Einkommen hat, das Einkommen haben nur die 
Aktionäre, die ihr Geld in den Aktien der Gesellschaften 
anlegen. Also diese werden bestraft, diese werden getroffen. 
Sie wollen zwar die Aktiengesellschaften treffen, in Wirk- 
lichkeit treffen Sie aber die Aktionäre, treffen Sie die Kapı- 
talisten, und das ist ja auch der Zweck der ganzen Kotierungs- 
steuer. | 

In Preußen ist die Gesellschaftssteuer abgelehnt worden 
— ich sage: Gott sei Dank —, und sie sollte im Reich auf 
dem Umwege über die Kotierungssteuer nicht wieder einge- 
führt werden. Wenn sie in Preußen eingeführt worden 
wäre, hätte sie die Assoziation des Kapitals in empfindlicher 
Weise geschädigt. (Zuruf: Das war die Absicht!) — Das 
mag die Absicht gewesen sein, aber ich behaupte: kein 
Staatsmann kann übersehen, daß wesentlich durch die 
Kapitalassoziation für unseren Handel und unsere Industrie 
die großen Erfolge erzielt worden sind, die unsere Volks» 
wirtschaft trotz aller sonstigen Fehler der Gesetzgebung zur 
Blüte gebracht haben. 

Ich könnte noch auf eine ganze Reihe von Einzelheiten 
eingehen; aber ich glaube, es ist besser, die Sache in großen 
Umrissen zu zeichnen, als diese Umrisse durch zu viele 
Details zu verwischen. Ich möchte nur noch auf einen all- 
gemeinen Gesichtspunkt eingehen, der mit der Finanzreform 
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im allgemeinen zusammenhängt, auf den aber gerade die 
Kotierungssteuer hindrängt. 

Der Hauptbestandteil der Steuern, die durch die Finanz- 
reform eingeführt werden sollen, sind ja leider die Konsum= 
steuern. Durch die Konsumsteuern werden die Artikel, die 
davon getroffen werden, unzweifelhaft im Preise erhöht, und 
mit dieser Erhöhung des Preises wird auch in den aller- 
meisten Fällen ein empfindlicher Rückgang des Konsums: 
zusammenhängen. Es wird ja nur wenige Sterbliche geben, 
die in der Lage sind, auch nachher bei den erhöhten Preisen: 
so viel zu konsumieren, wie sie es bei den niedrigeren Preisen 
tun konnten. Der Rückgang des Konsums aber trifft den 
Handel und die Industrie, die sich mit der Herstellung und 
den Vertrieb dieser Konsumartikel befassen. Daraus ergibt 
sich, daß aus den Konsumsteuern die Hauptlast auf den 
Handel und die Industrie fällt. Ich bezweifle nicht, daß die 
Folge der erhöhten Branntweinsteuer, der verminderte Konsum, 
auch auf die Brennereien von Einfluß sein wird; aber ich: 
möchte doch bemerken, daß wenigstens nach dem Entwurf,. 
wie er aus der Kommission gekommen ist, den Brennereien: 
dafür eine recht erhebliche Entschädigung in den verschiede=- 
nen Liebesgaben usw. gewährt worden ist. 

Wenn aber der Konsum zurückgeht, wenn dadurch 
Handel und Industrie so wesentlich in ihrer Tätigkeit ge- 
schädigt werden, so beschränkt sich diese Schädigung nicht: 
auf die Industriee und Handelszweige, die direkt mit der 
Herstellung und dem Vertriebe der Konsumartikel zu tun 
haben, sondern greift über auf eine Menge von anderen 
Neben- und Hilfsgewerben, die in demselben Verhältnis 
geschädigt werden. 

Dazu kommt endlich, daß, da die Erhöhung der Kons 
sumsteuern die Erhöhung des Preises für die Konsumartikel 
zur Folge hat, die Industrie auch wiederum erhöhte Löhne 
an die Arbeiter zu zahlen gezwungen sein wird. 

Aber auch von den direkten Steuern tragen Handel, 
Industrie und Gewerbe den Löwenanteil, schon deshalb, weil 
von allen Erwerbstätigen im Hauptberuf nach der neuesten 
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Berufszählung mehr als 60 Prozent aut Handel, Industrie 
und Gewerbe entfallen. Wenn diese also ihrer Zahl nach 
und nach der Art der Steuern die Hauptlast zu tragen haben, 
so haben sie Anspruch darauf, im politischen wie im wirt- 
schaftlichen Leben als gleichberechtigte Faktoren mit jedem 
anderen Erwerbszweige, also auch mit der Landwirtschaft 
betrachtet zu werden. Und da bedaure ich einen Ausspruch 
des preußischen Herrn Finanzministers, den er in einer seiner 
letzten Reden getan hat, in einer seiner Reden, die im übri- 
gen so vorzüglich waren, daß sie niemand in diesem hohen 
Hause besser hätte halten können. Er hat, zur Rechten ge 
wendet, gesagt: die Landwirtschaft sei das festeste Bollwerk 
des Staates. — Ja, und die Städte? Sind die nicht auch ein 
eben so ‚festes Bollwerk des Staates? Und die Beamten- 
schaft ist die nicht ein eben so festes Bollwerk des Staates? 
Und Handel und Industrie und Gewerbe, haben die nicht 
dasselbe Anrecht, als ein eben so festes Bollwerk des Staates 
bezeichnet zu werden wie die Landwirtschaft? Gerade wenn 
man vermeiden will, daß eine Schärfe in die Diskussion hins 
eingetragen wird, dann sollte man nicht davon sprechen, daß 
irgendein Stand das festeste Bollwerk des Staates sei; sondern 
dann muß man sich damit einverstanden erklären, daß alle 
Stände, wie wir sie haben, wie ich sie aufgeführt habe, feste 
Bollwerke des Staates gewesen sind und auch ferner bleiben 
werden. 

Das Reich hat aber auch noch ein anderes wichtiges 
Interesse. Wenn es jetzt gelingt, die 500 Millionen Steuern 
zusammenzubringen, so ist ja der augenblicklichen Not 
wendigkeit Rechnung getragen, aber nur der augenblicklichen. 
Stets werden an das Reich neue Aufgaben heranttreten, still- 
stehen können wir in unserer Entwicklung nicht. Wir 
werden dahin kommen, immer wieder neue Aufgaben zu 
übernehmen und immer wieder neue Ausgaben machen zu 
müssen. Demgegenüber muß gerade jetzt betont werden, 
daß die Steuerkraft des ganzen Volkes durch die Finanz» 
reform gestärkt und für die Zukunft gehoben werden muß, 
so daß sie auch den wachsenden Aufgaben und Ausgaben 
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des Reichs gerecht wird. Wenn nun Handel, Industrie und 
Gewerbe 60 Prozent der im Hauptberuf tätigen Personen im 
Deutschen Reich ausmachen, so hat die Gesetzgebung die 
Verpflichtung, auch den Bedürfnissen dieser 60 Prozent in 
Handel, Industrie und Gewerbe beschäftigten Personen im 
weitesten Umfang entgegenzukommen. Wir verlangen für 
diese 60 Prozent keinerlei Bevorzugung, aber wir verlangen, 
‚daß dem Handel, der Industrieund dem Gewerbenichtdie Grund- 
lagen erschwert werden, auf denen es ihnen möglich ist, sich im 
Interesse des Reichs steuerkräftig zu erhalten. ‘Wir verlangen, 
daß ihnen die Freiheit des Verkehrs gegeben wird; denn nur 
bei einer freien Verkehrsentwicklung können Handel, Industrie 
und Gewerbe sich ebenfalls frei und zum Nutzen des Reichs 
entwickeln. Wir verlangen, daß die alles Maß übersteigende 
Bevormundung, wie sie gerade gegenüber Handel, Industrie und 
Gewerbe im Laufe der letzten Jahrzehnte sich herausgebildet 
hat, eingedämmt wird. Wir sind überzeugt, daß gerade 
diejenigen, die dem Handel, der Industrie und dem Gewerbe 
angehören, sich dafür bedanken, daß sie bei jeder Gelegen- 
heit mit dem Schutzmann in Berührung kommen, bei jeder 
‚Gelegenheit die Polizei ihnen Vorschriften macht, oder daß 
sie bei jedem Schritt und Tritt sich mit bundesrätlichen 
‚Verordnungen abzufinden haben. Die Zahl dieser : Ver- 
ordnungen ist schon jetzt so groß, daß es beinahe unerfind- 
lich ist, wie der Bundesrat das alles hat leisten können. 
Nur wenn Sie dafür sorgen, daß die Steuerkraft gestärkt und 
gehoben wird, nur dann können Sie von der Finanzreform 
erwarten, daß sie dauernd gute Früchte bringt. Finanzreform 
machen, heißt nicht, Steuern aneinander zu reihen, die man 
aus allen Ecken und Enden zusammensucht,: Finanzreform 
heißt, die Steuern großen Gesichtspunkten ‚unterordnen, und 
einer dieser Gesichtspunkte muß der sein, daß. auch für die 
Zukunft dem Handel, der Industrie und dem Gewerbe die 
Wege geebnet werden, damit sie zu neuer Blüte gelangen 
können. Nur dann wird die Finanzreform ‘dauernd die 
Grundlage bilden können der politischen und Be el 
Machtstellung des Reichs. en | 
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Rede im Reichstag am 8. Juli 1909. 
(Nr. 37.) 


- Meine Herren, der Herr Abgeordnete Freiherr v. Gamp 
hat seine Ausführungen mit dem Hinweis darauf geschlossen, 
daß er dem Hohen Hause anrate, mit gutem Gewissen den 
Gesetzentwurf, wie er von den Mehrheitsparteien vorgelegt 
ist, anzunehmen. Ich muß ihm darauf erwidern, daß mein 
Gewissen ein sehr schlechtes sein würde, wenn ich seiner 
Aufforderung Folge zu leisten mich anschicken müßte. Was 
aber am interessantesten an den Ausführungen des Herrn 
Freiherrn v. Gamp war, das ist, daß er ausdrücklich hervor: 
gehoben hat, wenn noch einmal eine Reichsfinanzreform 
kommen würde, dann werde man nicht darum herumkommen, 
auf eine Reichseinkommen- und Reichsvermögenssteuer 
zu greifen. Diese Bemerkung des Herrn Freiherrn v. Gamp 
möchte ich doch ganz besonders hervorheben. Ich möchte 
fragen: warum warten wir denn mit einer derartigen Steuer, 
die er. doch offenbar selbst für die beste und die gerechteste 
hält, bis zur nächsten Finanzreform? Warum nehmen wir 
denn diese Steuer nicht sofort n? Warum quälen wir uns 
ab mit einzelnen Besitzsteuern, von denen jede einzelne, wie 
wir sehen, die allergrößten Schwierigkeiten hat, die aller- 
größten Ungerechtigkeiten mit sich führt? Warum quälen 
wir uns mit derartigen Steuern ab, wenn wir selbst wissen, 
daß wir über kurz oder lang doch zu einer großen Finanz- 
reform kommen müssen, nämlich der Finanzreform, gegründet 
auf eine Reichseinkommen-= und eine Reichsvermögenssteuer? 


Was nun aber die vorliegenden Anträge anlangt, .so 
muß ich offen gestehen, daß ich mir, als ich gestern morgen 
zum ersten Male das Projekt der Talonsteuer studierte, 
gesagt habe: wenn ein Preis ausgeschrieben worden wäre, 
um einen Steuervorschlag zu finden, wie er nicht sein soll, 
dann hätte der Verfasser dieses Steuerentwurfs jedenfalls den 
Preis bekommen. Ich glaube, mich in diesem Urteil nicht 
sehr ‚weit zu entfernen von den Herren Vertretern der Ver: 
bündeten Regierungen, von denen zwei ausdrücklich hervor: 
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gehoben haben, wie schlecht eigentlich dieser ganze Steuer- 
gesetzentwurf sei, und wie man nur mit dem größten Bedenken 
und nach Ueberwindung der größten Zweifel dazu gekommen 
sei, sich auf diesen Steuergesetzentwurf einzulassen. Das ist 
ja aber auch ganz klar. Von zwei Vertretern der Verbündeten 
Regierungen und einem Vertreter der Majorität dieses Hauses 
sind der sogenannten Talonsteuer drei verschiedene Aus« 
legungen gegeben worden. Der eine sagt, es ist eine Stempel- 
steuer; der andere sagt, es ist eine Besitzsteuer, und der 
Freiherr v. Gamp sagt: wir wollen alle zehn Jahre Geld von 
den Aktiengesellschaften haben, also wir wollen alle zehn. 
Jahre eine Gewerbesteuer erheben. Ja, meine Herren, was. 
ist denn nun eigentlich dieser Steuergesetzentwurf? Ich glaube, 
es ist keine Stempelsteuer; ich glaube, es ist das, was man 
hier jetzt eine Besitzsteuer nennt, eine Besitzsteuer in der 
unvollkommensten Form, und in dieser Annahme werde ich 
dadurch unterstützt, daß sich in dem Steuergesetzentwurf ein 
Passus befindet, der besagt: wenn eine Gesellschaft keine 
Couponbogen und keine Talons ausgibt, dann muß sie diese: 
sogenannte Stempelsteuer doch bezahlen. Also wenn eine 
Urkunde nicht ausgegeben wird, muß der Urkundenstempel 
doch bezahlt werden. Das weist klar darauf hin, daß man: 
sich zwar der Form der Stempelsteuer bedient hat, tatsächlich 
aber von vornherein eine Besitzsteuer einzuführen ent=s 
schlossen gewesen ist. 

Die Frage ist hier vielfach ventiliert worden, wer denn - 
eigentlich die Steuer zu zahlen habe. Von juristischer Seite 
wird gesagt, abgewälzt könnte sie nicht werden; jedenfalls 
müßten erst die höchsten Gerichtshöfe darüber entscheiden. 
Auf der anderen Seite hat aber namentlich der Herr Freiherr 
v. Gamp gesagt, die Aktiengesellschaften, namentlich die- 
Pfandbriefanstalten, würden die Steuer abwälzen auf die Ins: 
haber der Pfandbriefe, und die ausländischen Staaten würden,, 
wenn sie neue Couponbogen zu ihren Anteilen ausgeben,. 
die sie in Deutschland auszugeben verpflichtet seien, von den. 
Inhabern der Talons, die also die neuen Couponbogen haben: 
wollen, sich die Steuer vergüten lassen. Nun, wie es auch: 
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sein möge, meine Herren, durch diese Talonsteuer wird in 
jedem Falle die allergrößte Unsicherheit in dem Verkehr mit 
den betreffenden Wertpapieren herbeigeführt, und nicht nur 
Unsicherheit, sondern in den meisten Fällen sogar eine Be- 
lastung der betreffenden Gesellschaften, die weit über das 
hinausgeht, was die Väter dieses Gesetzentwurfs sich haben 
vorstellen können. 

Bedenken Sie gefälligst, daß die Pfandbriefanstalten in 
Deutschland bis zu dem zwanzigfachen und noch höheren 
Betrage ihres Aktienkapitals Pfandbriefe ausgegeben haben, 
und bedenken Sie, daß sie alle zehn Jahre auf diesen ganzen 
Betrag, also auf das Zwanzig- bis Dreißigfache ihres Aktien 
kapitals, !/), Prozent an Steuern bezahlen sollen, d. h. also 
eine so ungeheure Summe, daß selbst dem Herrn Ab- 
geordneten Freiherrn v. Gamp eine derartige Steuer zu hoch 
erscheinen wird. 

Nun hat der preußische Herr Finanzminister aus dem 
„Berliner Tageblatt‘ vorgetragen, die Börse habe die Talon- 
steuer sehr gut aufgenommen, es hätte ja noch viel schlimmer 
kommen können. Meine Herren, auf die Börse soll ja mit 
dieser Steuer auch geschlagen werden, wenn auch nicht seitens 
der Verbündeten Regierungen, so doch seitens der Majorität 
des Hauses; aber daß die Börse diese Steuer als etwas für 
sie Günstiges auffaßt, kann ich ihr gar nicht verdenken; 
denn diese Steuer bringt das hervor, was Sie gerade vermeiden 
wollen, sie wird nämlich dahin führen, daß der Börsenhandel 
ein neues Objekt bekommt,. in welchem er Handel treiben 
kann, und zwar gerade dadurch, daß Sie in den Verkehr mit 
Wertpapieren mit der Talonsteuer eine Unsicherheit hinein- 
bringen, die für den Inhaber der Wertpapiere von der aller- 
schädlichsten Wirkung ist, und die die Inhaber der Werts 
papiere periodisch zwingen wird, in den Wertpapieren Um- 
sätze zu machen, und diese Umsätze kommen dem Börsen- 
handel zugute. Es ist ganz klar, daß für den Fall, daß die 
Steuer abgewälzt wird, alle paar Jahre an den Inhaber der 
Wertpapiere die Frage herantritt: soll ich denn nun, wo die 
neuen Couponbogen ausgegeben werden, die Steuer auf mich 
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nehmen, oder tue ich nicht besser, meine Wertpapiere vorher 
zu verkaufen und dafür solche zu kaufen, die vielleicht erst 
nach acht oder neun Jahren mit der Steuer belastet werden? 
Da werden Sie Umsätze herbeiführen, die dem Inhaber der 
Papiere Schaden zufügen, die aber dem Börsenhandel nur 
dienlich sein können. Ob Sie diese Wirkung haben herbei: 
führen wollen, bezweifle ich doch. 

Es ist nun namentlich auch auf die ausländischen Wert- 
papiere hingewiesen worden. Man hat uns gesagt, die 
Kotierungssteuer kann nicht angenommen werden, denn durch 
die Kotierungssteuer wird unsere Konkurrenzfähigkeit mit dem 
Auslande geschwächt werden, die ausländischen Wertpapiere, 
deren wir bedürfen, um ein Ventil zu haben im Falle der Not 
und des Krieges, werden in das Ausland gedrängt. Aber 
diese Talonsteuer bewirkt genau dasselbe, und zwar aus fol- 
gendem Grunde. Es ist mir sehr interessant gewesen, daß 
der preußische Herr Handelsminister vorgelesen hat, was im 
Börsengesetz bestimmt ist über die Ausgabe neuer Coupon- 
bogen ausländischer Wertpapiere, wenn sie an den deutschen 
Börsen eingeführt und notiert werden sollen. Da muß sich 
der ausländische Staat verpflichten, in Berlin oder einem 
anderen deutschen Börsenplatze die neuen Sauponlceen spesen- 
frei auszuliefern. 

Wenn nun nach Einführung des neuen Gesetzes die 
ausländischen Staaten in die Lage kommen, neue Coupon- 
bogen auszugeben, wer hindert sie denn daran, mit den Eigen- 
tümern der Wertpapiere in Deutschland ein Abkommen da- 
hin zu treffen, daß letzere die Couponbogen nicht in Deutsch- 
land, sondern im Auslande in Empfang nehmen? daß sie mit 
den Eigentümern der Wertpapiere in Deutschland ein Ab- 
kommen dahin treffen, ihnen die neuen Couponbogen in Lon- 
don oder Paris zur Verfügung zu stellen, ohne die Steuer 
von ihnen zu erheben? Und ganz sicher werden die Eigen= 
tümer der ausländischen Wertpapiere in Deutschland von 
dieser Fakultät Gebrauch machen. Sie werden. darauf ver- 
zichten, im Inlande die Couponbogen unterZahlung der Steuer 
in Empfang zu nehmen, sondern werden sie ohne Zahlung 
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der Steuer im Ausland in Empfang nehmen. Und was ist 
die Folge davon? Dann bleiben die ausländischen Coupon= 
bogen im Ausland liegen, und wenn die Wertpapiere, zu 
denen sie gehören, einmal verkauft werden sollen, dann wird 
dieser Verkauf an den fremden Börsen stattfinden und nicht 
mehr an den deutschen. Diese Folge ist so klar, daß man 
von der Talonsteuer gar nicht anders reden kann als von 
einer Steuer, die die ausländischen Wertpapiere notwendiger: 
weise ins Ausland drängen muß und Deutschland daran 
hindert, im Inland einen Stock solcher Wertpapiere zu haben. 

Das führt mich auf die Umsatzsteuer, die ja bezüg- 
lich der preußischen und deutschen Staatspapiere hier mehr- 
fach berührt worden ist. Der Herr Abgeordnete Freiherr 
v. Gamp hat hervorgehoben, die Aufhebung des Umsatz- 
stempels für Geschäfte in den deutschen Staatspapieren habe 
gar keine Wirkung gehabt; denn er habe im Kurszettel nach- 
gesehen, die Spannung zwischen den Kursen der deutschen 
Staatspapiere im Verhältnis zu den Kursen anderer Wertpapiere 
sei vor der letzten Novelle zum Reichsstempelgesetz dieselbe 
gewesen, wie nachher. Ja, so mechanisch kann man doch 
die Sache nicht anfangen, da muß man doch etwas tiefer in. 
die Verhältnisse eindringen. Ich möchte den Herrn Ab- 
geordneten Gamp nur eins fragen: haben denn die Papiere, 
bezüglich deren er einen Vergleich angestellt hat, und die 
nicht Staatspapiere waren, alle Jahre Emissionen von 1 Milliarde 
zu erleben gehabt, wie das bei den deutschen und preußischen 
Staatspapieren der Fall gewesen ist? Sind denn nicht die 
preußischen Konsols und deutschen Reichsanleihen unter den 
allerungünstigsten Verhältnissen emittiert worden ? Wissen. 
Sie denn nicht, daß, ich glaube mit einer einzigen Ausnahme, 
alle Emissionen preußischer Staatspapiere und deutscher Reichs- 
anleihe in den letzten Jahren im Grunde genommen — ich 
will nicht sagen — Fiasko gemacht, aber so schlecht abge- 
schnitten haben, weil sie zu Bedingungen und Zeiten aus- 
gegeben worden sind, zu denen sie nicht hätten ausgegeben 
werden sollen, zu Bedingungen, die besser hätten gestaltet 
werden müssen, damit das deutsche Publikum ein Interesse 
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an den Staatspapieren gewänne. Ist das alles dem Herrn Ab- 
geordneten Freiherrn v. Gamp unbekannt, und hat er sich 
nur rein mechanisch und äußerlich an die Kurse gehalten, 
die er sich entweder aus den Kurszetteln herausgezogen hat 
oder von anderen Personen, was ja nicht weiter schlimm 
wäre, hat herausziehen lassen ? 

Wenn unsere deutschen Staatspapiere einen besseren 
Kurs haben sollen, dann nützen auch die Mittel, die der 
preußische Herr Finanzminister empfiehlt, durchaus nicht durch- 
schlagend, ganz abgesehen davon, daß diese Mittel doch ihre 
große Bedenken haben. Ich bitte Sie nur, zu erwägen, was 
hätten unsere deutschen Versicherungsgesellschaften mit ihren 
Bilanzen gemacht, wenn sie seit 15 Jahren den größten Teil 
ihrer Reserven, ihrer Prämienreserven usw. in deutschen und 
preußischen Staatspapieren angelegt gehabt hätten? Wie 
hätten unsere Sparkassen abschneiden müssen; welch einen 
Verlust an Kredit hätten sie erlebt, wenn sie die Verluste 
hätten aufweisen müssen, die an deutschen und preußischen 
Staatspapieren im Laufe der letzten Dezennien erlitten worden 
sind! Meine Herren, mit Unterbilanz hätte eine große An- 
zahl unserer Versicherungsgesellschaften abschließen müssen, 
wenn sie schon vor 15 Jahren den Wünschen des preußischen 
Herrn Finanzministers gefolgt wären und ihre Gelder in preu- 
ßischen und deutschen Staatspapieren, statt hauptsächlich in 
Hypotheken angelegt hätten. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß wir alle dahin 
streben müssen, den Kurs unserer deutschen Staatspapiere zu 
heben; aber das geht durch derartige künstliche Mittel nicht; 
das geht nur dadurch, daß wir aufhören, Schulden zu machen, 
und daß, wenn wir Schulden machen, die Schulden gemacht 
werden zu Bedingungen und zu Zeiten, die den allgemeinen 
Verhältnissen angepaßt sind, die es auch ermöglichen, einen 
Erfolg mit unseren Anleihen zu erzielen. Das geht vollständig 
nur dann, wenn unsere Finanzreform eine dauernde ist, und 
ich bezweifle sehr, ob durch die Zusammenreihung von Steuern, 
die uns augenblicklich als Reichsfinanzreform vorgeführtwerden, 
eine solche Reform wirksam herbeigeführt werden kann. 
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Ich halte mich überzeugt, daß dieses System des An- 
einanderreihens von Steuerprojekten, die nicht beherrscht werden 
von einem großen einheitlichen Gedanken, lediglich dazu 
‚dienen kann, nach Ablauf von wenigen Jahren uns wieder 
vor ähnlichen Verhältnissen zu sehen, wie wir uns jetzt in 
solchen befinden. Alsdann wird der Herr Freiherr v. Gamp 
‚allerdings nicht mehr dagegen sein, eine Reichseinkommen- 
und eine Reichsvermögenssteuer mit uns, mit den Vertretern 
der Linken, die wir augenblicklich in der Minorität sind, an- 
zunehmen, und dadurch endlich eine feste Grundlage für 
unsere Reichsfinanzen zu finden. 


Frachturkundenstempel. 


Rede im Reichstag am 7. Mai 1906. 
(Nr. 38.) 


Vorbemerkung. 


Bei der „kleinen Finanzreform“ des Jahres 1906 schlug 
die Regierung die Ausdehnung des im Jahre 1%0 ein- 
geführten Stempels auf Seeschiffs-Frachturkunden auf den 
Eisenbahn= und Binnenschiffahrtsverkehr sowie auf den 
Postpaketverkehr vor. Die Reichstagskommission, welcher 
der Entwurf zur weiteren Beratung überwiesen wurde, 
ließ den Stempel auf Postpakete fallen und sah auch von 
der Besteuerung von Eisenbahn-Stückgutssendungen ab. 
Sie beließ es aber bei der Besteuerung der Wagenladungen 
und der Binnenschiffahrtskonnossemente. Den Bedenken 
auch gegen diese Verkehrsbesteuerungen gab bei der 
zweiten Beratung des Entwurfs am 7. Mai 1906 der Ab- 
geordnete Kaempf Ausdruck. In Gemeinschaft mit dem 
Abgeordneten Dove beantragte er die Rückverweisung 
an die Kommission, weil, wie auch die Abgeordneten 
Gothein und Wiemer ausführten, ein Stempel auf 
Binnenschiffahrtskonnossemente dem Artikel 54 der 
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deutschen Reichsverfassung widerspräche*). Dieser An- 
trag wurde abgelehnt, und der Frachturkundenstempel in 
zweiter und dritter Lesung genehmigt. Er wurde in: das 
Reichsstempelgesetz unter Nr. 6 des Tarifs einzetugt und 
ist am 1. Juli 1906 in Kraft getreten. 


Meine Herren, ich schließe mich dem Herrn Vorredner 
in der Auffassung an, daß es mit Genugtuung zu begrüßen 
ist, das die Kommission aus der Vorlage der Verbündeten 
Regierungen die Besteuerung der Postpaketadressen und der: 
Beförderungsscheine aller Art gestrichen hat, und daß somit 
die Vorlage wenigstens in diesem Punkte eine Verbesserung 
erfahren hat. In der Tat ist in den weitesten Kreisen aller 
derjenigen, die ein Interesse und einen Sinn für die freie 
Entwicklung des Verkehrs haben, als sehr auffällig erachtet 
worden, daß die Vorlage der Verbündeten Regierungen eine 
derart weitgehende Besteuerung des Postverkehrs und, des. 
Verkehrs im allgemeinen vorschlagen zu dürfen geglaubt hat. 
Nachdem die Kommission diesen Teil der Vorlage der Ver- 
bündeten Regierungen abgelehnt hat, glaube ich nicht, daß 
irgend jemand in diesem Hohen Hause den Antrag wieder 
aufnehmen wird, und ich glaube sogar, daß auch der Herr 
Staatssekretär des Reichsschatzamts dieser seiner Vorlage, in- 
dem sie abgelehnt wird, keine Träne nachweinen wird. 

Aber auch das, was die Kommission übrig gelassen hat, 
ist immer noch schlimm genug und kann von meinen Freunden 
und mir nicht angenommen werden. Die Kommission hat 
nicht nur die Bestimmungen, die jetzt schon für den Waren- 
verkehr zur See bestehen, verschärft, sondern diese verschärften. 
Bestimmungen auch übertragen auf den Binnenschiffahrts- 
verkehr und auf die Eisenbahnen. Ich will nicht untersuchen, 
ob die Form, in der dies geschehen ist, nämlich die Form,, 
daß nicht bloß die Konossemente, die Frachturkunden be= 
steuert werden, sondern auch die ganzen Schiffsladungen, 
nicht in Widerspruch steht mit der Reichsverfassung. Darüber 
wird, wie ich glaube, von anderer Seite noch eingehend 


*) Vergl. Seite 223. 
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gesprochen werden. Ich will mich nur mit der materiellen 
Seite der Frage beschäftigen. 

In dem Kommissionsbericht ist mir namentlich eins auf- 
gefallen, mit wie leichter Hand nämlich von seiten der Ver: 
treter der Verbündeten Regierungen in der Kommission über 
die wichtigsten und schwierigsten Verhältnisse hinweggegangen 
worden ist. Ich finde in dem Kommissionsbericht, daß ein 
Abgeordneter den Anspruch erhoben hat, es möchte, bevor 
so weitgehende und einschneidende Maßregeln ergriffen 
würden, daß der gesamte Binnenschiffahrtsverkehr besteuert 
wird, eine Statistik über den Binnenschiffahrtsverkehr vor: 
gelegt werden, damit man wisse, welchen Erfolg, welches 
Resultat denn die Besteuerung haben werde, und damit man 
überhaupt sich ein Bild machen könne von der Wichtigkeit 
und der Tragweite der ganzen Bestimmungen. Darauf ist 
seitens des Vertreters der Verbündeten Regierungen geantwortet 
worden, eine solche Statistik erfordere viel Zeit, und sie sei 
auch nicht nötig. Nun, meine Herren, ich meine, es kommt 
doch nicht bloß darauf an, daß man ein derartiges Gesetz 
schnell fertig bringt, sondern es kommt doch auch darauf an, 
daß gründlich gearbeitet und daß über alle Verhältnisse 
Klarheit geschaffen wird, ehe einem so wichtigen Zweige 
des Verkehrs eine so bedeutende Last auferlegt wird, wie 
dies durch den augenblicklich vorliegenden Gesetzentwurf 
geschieht. 

Dieses leichterhand Sichhinwegsetzen über schwer: 
wiegende Punkte wiederholt sich in dem Kommissionsbericht. 
Da finde ich folgende Notiz. Der Vertreter der Verbündeten 
Regierungen hat gesagt, auch andere Länder, wie z. B. Frank- 
reich, zögen große Einnahmen aus der Besteuerung von 
Frachturkunden, und was diese Länder könnten, das könne 
auch Deutschland mit seinem hochentwickelten Handel wohl 
wagen. Es ist bemerkenswert, daß selbst der Vertreter der 
Verbündeten Regierungen zu der Auffassung gekommen ist, 
es sei ein Wagnis, diese Steuer auf den Binnenschiffahrts- 
verkehr und auf den Eisenbahnverkehr einzuführen. Handel 
und Verkehr bedanken sich schönstens dafür, als Objekte 
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betrachtet zu werden, an denen derartige Wagnisse ausgeführt 
werden. Derartige gefährliche Experimente, die einem Wag- 
nis gleichkommen, sollten an einem so wichtigen Faktor des 
wirtschaftlichen Lebens nicht vorgenommen werden. 

Nun frage ich Sie aber: ist denn in der Tat der deutsche 
Handel und Verkehr so hoch entwickelt, daß man ihn einem 
derartigen Wagnis aussetzen könnte? Ich bin wahrlich der 
letzte, der nicht ein volles Verständnis hätte für die ungeheuere 
Tatkraft, mit der unser Handel sich entwickelt, mit der er 
alle Schwierigkeiten überwunden hat und noch täglich über- 
windet. Aber man muß doch berücksichtigen: im Verhält- 
nis zu den Ländern, mit denen wir zu konkurrieren haben, 
sind wir im Augenblick noch bezüglich des Handels und 
Verkehrs sehr wesentlich im Nachteil. Jene Länder haben 
die viel längere Entwicklung des Verkehrs und Handels für 
sich, und sie haben für sich den viel größeren Reichtum. 
Das sind Vorsprünge, die einzuholen sehr schwierig sind des- 
wegen, weil unserem Handel und Verkehr an allen Stellen 
und bei jeder Gelegenheit Schwierigkeiten in der Entwicklung 
gemacht werden. Wir können das konkurrierende Ausland 
nur erreichen oder überflügeln, wenn der Handel und der 
Verkehr im Innern und nach außen ohne Belästigung bleibt, 
und wenn nicht jede Phase des Erwerbslebens auch im Handel 
und Verkehr mit einer besonderen Steuer belastet wird. Diese 
Belastung jeder einzelnen Phase muß sich einmal schwer 
rächen. Allerdings bekommen Sie für den Augenblick Geld, 
und Sie können ein Loch in den Finanzen zustopfen. Aber 
für die gesamte wirtschaftliche Entwicklung muß die jetzige 
Steuerpolitik schließlich von verhängnisvoller Bedeutung 
werden. In dieser Beziehung wirkt unsere ganze Wirtschafts» 
politik schädlich auf Handel und Verkehr ein. Ich werde 
mich natürlich bei dieser Gelegenheit nicht verbreiten über 
die Wirtschaftspolitik des Deutschen Reichs im allgemeinen; 
es genügt mir, festzustellen, daß in der Tat kaum noch eine 
Phase des Handels und Verkehrs und des gewerbtätigen 
Lebens vorhanden ist, die nicht bereits mit einer Steuer 
belastet ist. 
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Und hierzu gehört auch der vorgeschlagene Fracht» 
urkundenstempel. Freilich hat der Herr Vertreter ‘der Ver- 
bündeten Regierungen sich in der Kommission mit den Worten 
getröstet: der Warenverkehr zur See trage schon jetzt eine 
Stempelabgabe, es könne daher ganz gut auch der Verkehr 
im Binnenlande herangezogen werden. Sie werden mir zu 
geben, daß das doch nur heißt, sich: mit leichter Hand hinweg- 
setzen über Verhältnisse, die gar nicht schwer genug beurteilt 
werden können. Es war ein Fehler, den Seeverkehr mit 
einem Stempel zu belasten. Diesen Fehler zu verewigen und 
ihn zu übertragen auch auf die übrigen Verkehrszweige ver: 
doppelt nicht nur, sondern verzehnfacht den damals gemachten 
Fehler. 

Nun wird mir entgegengehalten werden: es ist ja nur 
ein kleiner Fixstempel, der hier erhoben werden soll, 10, 20, 
50 Pfennig, vielleicht 1 Mark, und das ist doch für den 
einzelnen Fall gar nicht zu merken. Meine Herren, einmal 
ist der Stempel gar nicht so gering. Ich sehe ganz ab von 
dem Stempel auf die Frachturkunden für Stückgüter; aber 
auch selbst für die Wagen- und Schiffsladungen ist der 
Stempel nicht so gering, wie glauben gemacht wird. Bei 
20 Mark Fracht sind 20 Pfennig Stempel immerhin schon 
1 Prozent, bei 26 Mark Fracht kostet der Stempel 50 Pfennig, 
‚das macht schon vom Frachtbetrage 2 Prozent, und es kann 
sich bei den Wagen- und Schiffsladungen bis auf 4 Prozent 
von dem Frachtbetrage erhöhen. Eine derartige Belastung 
‚der Fracht ist durchaus keine geringe. Eine Besteuerung von 
4 Prozent auf den Betrag der Fracht wird von jedem Handel- 
treibenden, von jedem, der am Verkehr interessiert ist, auf 
das schwerste empfunden werden müssen. 

Man wird mir ferner einwenden, daß bei den großen 
Frachtbeträgen wie bei den Seeschiffen, großen Flußschiffen 
und ganzen Wagenladungen der kleine Fixstempel doch gar 
nichts ausmache. Das ist schon an und für sich nicht richtig, 
‚andererseits liegt schon in der Vorlage selbst und in den 
Beschlüssen der Kommission für die Zukunft der Keim einer 
‚wesentlichen Erhöhung, da ja der Stempel bei Schiffsladungen 
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bis zum Zehnfachen des Fixstempels erhöht und bei Eisen= 
bahnwagenladungen für je 5 Tonnen über 10 Tonnen hinaus 
die Hälfte des Fixstempels als Zuschlag erhoben werden soll. 

Wer denkt bei dieser Konstruktion der Besteuerung der 
Frachturkunden nicht sofort an ein berühmtes Muster, näms 
lich an die Besteuerung der Umsätze in Wertpapieren? Im 
Jahre 1881 hat es bei der Börsensteuer genau so angefangen, 
wie es jetzt anfängt bei der Besteuerung des Warenverkehrs. 
im Eisenbahnverkehr und im Binnenschiffahrtsverkehr. Im 
Jahre 1881 hat man angefangen, den einzelnen Umsatz im 
Börsenverkehr mit 20 Pfennig zu besteuern, wenn es sich um 
Kassageschäfte handelte, und mit 1 Mark bei Termingeschäften. 
Auch damals hat man uns gesagt: dieser Fixstempel ist so 
gering, daß kein Mensch ihn merkt; er bringt aber Geld ein. 
Schon nach 4 Jahren indes, im Jahre 1885 war der Appetit 
größer geworden, und an Stelle des kleinen Fixstempels ist 
eine prozentuale Besteuerung der Börsenumsätze erfolgt zu= 
nächst mit !/,;, pro Mille für Kassaumsätze und ?/,, für 
Termingeschäfte. Im Jahre 1894 aber sind diese Sätze ver=- 
doppelt und im Jahre 1900 zum Teil verdreifacht worden. 
Dies Beispiel beweist, wie vorsichtig man mit dem sogenannten. 
kleinen Fixstempel sein muß. Wo er anfängt, weiß man. 
wohl; man weiß aber nicht, wo er aufhört. In dem von 
mir angeführten Falle der Börsensteuer hat er erst aufgehört, 
als er eine solche Höhe erreicht hatte, daß der Verkehr im. 
allgemeinen auf das empfindlichste geschädigt, der National= 
wohlstand beeinträchtigt worden ist, indem die Geschäfte 
ins Ausland gedrängt wurden, eine solche Höhe, daß die 
Steuer schließlich nicht zum kleinsten Teil dazu beigetragen 
hat, die Emissionen der deutschen und preußischen Anleihen 
von Mißerfolg zu Mißerfolg zu führen, wie dies bei den 
letzten Emissionen der deutschen und preußischen Staats= 
anleihen zum großen Bedauern aller, die ein Interesse am 
Deutschen Reich haben, der Fall gewesen ist. 

Es wird sich die Gelegenheit finden, im Laufe der 
nächsten Wochen über diese Emissionen deutscher und preu= 
Bischer Staatsanleihen zu sprechen. Ich unterlasse es heute, 
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"weil es nicht unmittelbar mit der Angelegenheit zusammen- 
hängt, die uns heute hier beschäftigt. Aber eine Frage 
möchte ich bei dieser Gelegenheit an die Herren Vertreter 
der Verbündeten Regierungen richten: wie steht es denn 
eigentlich mit dem Börsengesetz? Ich habe gelesen schon 
vor Monaten, daß im Bundesrate das Börsengesetz nach den 
Vorschlägen der Verbündeten Regierungen angenommen 
‘worden ist; aber ich habe noch nichts davon gehört, daß der 
‚doch wahrlich kurze Weg vom Bundesrate zum Reichstage 
hat durchmessen werden können, um dem Reichstage die 
Vorlage des Börsengesetzes, wie es vom Bundesrate beschlossen 
worden ist, zu machen. 

Vor dem Schicksal, das die Umsätze in Wertpapieren 
betroffen hat, möchte ich — und ich glaube, es liegt im 
Interesse der Allgemeinheit, daß wir alle es tun — den Waren- 
verkehr behütet wissen, und weil wir das tun wollen, wollen 
wir dem ersten Schritte widersprechen, in der Ueberzeugung, 
daß, wenn der Stein einmal ins Rollen gekommen ist, die 
Verbündeten Regierungen nicht die Kraft haben werden, ihn 
aufzuhalten, namentlich dann nicht, wenn es sich darum 
handelt, Einnahmen zu erzielen. 

Aus diesen Gründen bin ich der Meinung, daß wir 
hier ausrufen müssen: principiis obsta! und daß wir ver- 
pflichtet sind, die Vorlage, auch die Kommissionsbeschlüsse, 
betreffend den Frachturkundenstempel, abzulehnen. 


Tantiemesteuer. 


Rede im Reichstag am 9. Mai 1906. 
(Nr. 59.) 
Vorbemerkung. 
Da bei der Finanzreform des Jahres 1906 die von 
der Regierung vorgeschlagenen Steuern von der Reichstags- 


kommission teils ganz fallen gelassen, teils stark abge- 
schwächt wurden, ergab sich für die Kommission die 
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Notwendigkeit, Ersatzvorschläge zu machen, sofern sie 
eine annähernde Deckung des von der Regierung ver= 
anschlagten Bedarfs von 230 Millionen Mark erzielen 
wollte. Sie stimmte daher einem Antrag Nacken 
(Zentrum) zu, durch welchen die Tantiemen der Auf 
sichtsratsmitglieder besteuert werden sollten. Um dem 
Einwand, die Steuer sei eine direkte Einkommensteuer 
und als solche gewohnheitsrechtlich den Einzelstaaten 
vorbehalten, zu begegnen, sollte die Erhebung nicht 
bei den Aufsichtsratsmitgliedern, sondern bei den Ges 
sellschaften für die Gesamtsumme der ausgeschütteten 
Tantieme erfolgen. Trotzdem stimmten bei der zweiten 
Lesung im Plenum am 9. Mai 1906 die Sozialdemokraten 
und ein Teil der Mitglieder der beiden freisinnigen 
Parteien für die Steuer mit der Begründung, daß sie in 
ihr trotz aller Mängel einen ersten Schritt zu einer 
direkten Reichseinkommensteuer sähen. Den Stand- 
punkt der die Steuer ablehnenden Mitglieder der frei- 
sinnigen Fraktionen legte der Abgeordnete Kaempf in 
nachstehender Rede dar. Die Steuer wurde angenommen; 
sie ist in den Tarif des Reichsstempelgesetzes unter Nr. 9 
eingefügt und am 1. Juli 1906 in Kraft getreten. 


In dem Bericht der Kommission ist wiederholt davon 
die Rede, daß die Stempelsteuer auf Vergütungen, alias 
Tantiemesteuer, populär sei. Das ist richtig: sie ist sehr. 
populär, hauptsächlich bei allen denjenigen, die keine Tantieme 
beziehen. Daneben hat sie noch eine andere Eigenschaft: 
sie hat eine demagogische Wirkung. Je populärer aber eine 
Steuer ist, desto mehr sind wir verpflichtet, objektiv zu 
prüfen, ob dies berechtigt ist. An einer objektiven Prüfung 
wird mich auch der Umstand nicht hindern, daß ich selbst 
zu denjenigen gehöre, die Tantieme beziehen. Wieviel ich 
auch über die Steuer nachdenke, und so sehr Sie sich hin- 
und herdrehen: es bleibt immer bestehen, daß diese Steuer 
eine Steuer auf das Einkommen ist. Wenn das noch irgend- 
einem Zweifel unterliegen sollte, so wird es bescheinigt in 
dem Formular, das der preußische Einkommensteuerzahler 
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dem preußischen Fiskus abzuliefern hat, worin ausdrücklich 
die Tantieme als ein „Einkommen aus gewinnbringender 
Beschäftigung“ bezeichnet wird. Meine Herren, es müßten 
daher alle diejenigen gegen diese Steuer stimmen, die sonst, 
dafür eintreten, daß die Einkommensteuer, überhaupt die 
direkten Steuern den Bundesstaaten überlassen werden, und 
die ängstlich darüber wachen, daß um Gottes willen kein 
Eingriff geschehe in das direkte Besteuerungsrecht der 
einzelnen Bundesstaaten. 

Ich teile nun diese Auffassung durchaus nicht; ich 
bin der Meinung, daß eine Reichseinkommensteuer 
sogar eine notwendige Konsequenz der deutschen Einheit 
ist. Eine Reichseinkommensteuer würde die einzelnen 
Bundesstaaten nötigen, endlich einmal die Grundlagen der 
Besteuerung des Einkommens einheitlich für das ganze Reich 
zu regeln. Auf den meisten Gebieten des wirtschaftlichen 
Lebens. ist eine einheitliche Regelung durchgeführt. Vor der 
Einkommensteuer aber macht die deutsche Einheit halt. 
Da besteht die alte Buntscheckigkeit der deutschen Landkarte 
weiter. Diese Eigenschaft der Reichseinkommensteuer ist 
von solcher Bedeutung, daß wir nicht aufhören werden, da- 
hin zu dringen, daß dieselbe für das Deutsche Reich einge= 
führt wird. Aber so sehr wir für eine Reichseinkommens 
steuer eintreten, diese Einkommensteuer muß die Gesamts 
heit der steuerfähigen deutschen Bevölkerung umfassen. 
Ganz unzulässig ist es, von Reichs wegen eine einzelne 
Gattung von Personen herauszugreifen und diese einer Reichs 
einkommensteuer zu unterwerfen. Tatsächlich will aber die 
Majoritätt der Kommission die Reichseinkommensteuer ein= 
führen nur für einen bestimmten, und zwar kleinen Kreis 
von Personen, und zwar nicht etwa für ihr ganzes Einkommen, 
sondern nur für einen Teil desselben, nämlich für das, was 
in ihrem Einkommen angeblich ein müheloser Gewinn ist. 
Sie wollen also im übrigen den Bundesstaaten die Besteuerung 
des Einkommens dieser Personen überlassen; das aber, was 
als angeblich müheloser Gewinn betrachtet wird, das soll 
dem Reiche zur Besteuerung zugewiesen werden. 
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Da entsteht zunächst die Frage: warum soll denn nur der 
mühelose Gewinn gerade dieser Personen besteuert werden? 
Gibt es nicht, wenn man überhaupt einen Unterschied machen 
will und kann zwischen mühelosem und mühevollem Gewinn, 
andere Personen mit mühelosem Gewinn und mühelosem 
Einkommen? Ich frage z.B.: wenn jemand seine Ritter- 
güter verpachtet, ist das vielleicht ein mühevoller Gewinn, 
den er bezieht? Oder, wenn er sie nicht verpachtet, sich 
nur die Oberaufsicht über die Verwaltung und die Ein- 
ziehung der Revenüen vorbehält, ist das vielleicht ein mühe- 
voller Gewinn? Oder gehört das nicht in die Klasse der 
mühelosen Gewinne? Meine Herren, die sogenannte Liebes- 
gabe, ist das ein mühevoller Gewinn für eine Reihe von 
Personen? Und wenn ich jetzt in allen Zeitungen lese, daß 
die Güter namentlich im Osten eine große Preissteigerung 
erfahren haben, dann frage ich mich: was ist denn der Grund 
dieser Preissteigerung? Der Grund ist entweder die An- 
siedlungskommission oder die Einführung der erhöhten land- 
wirtschaftlichen Zölle. Und der Mehrgewinn, der sich nun 
mehr ergibt, oder mindestens doch die Zinsen dieses Ge- 
winns — ist das vielleicht ein müheloser Gewinn? Wenn 
eine Zuckerfabrik ihren Zucker aufspeichert, und es kommt 
eine große Konjunktur in Zucker, die Zuckerfabrik macht 
einen großen, außerordentlichen Gewinn — ist das ein mühe- 
loser oder ein mühevoller Gewinn? Und, meine Herren, 
gibt es denn nicht auch Sinekuren? Mir fallen gerade die 
Domherrnstellen ein. Ist denn das ein mühevolles, oder ist 
es nicht vielmehr ein müheloses Einkommen? 

Logischerweise müßten diese Erwägungen dahin führen, 
daß das Reich, wenn auf diesem Wege fortgeschritten werden 
. soll, eine Untersuchung bezüglich jedes einzelnen Deutschen, 
der steuerpflichtig ist, vornehme, ob sein Einkommen auf 
einem mühelosen oder einem mühevollen Gewinn beruht, 
und wenn das Einkommen ein mühevolles ist, wird die Ein- 
kommenbesteuerung den Bundesstaaten, und wenn es ein 
müheloses ist, wird die Einkommenbesteuerung dem Reiche 
übertragen. Aber, meine Herren,. das wollen Sie ja gar 
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nicht. Ein solches Eindringen in die Verhältnisse des ein- 
zelnen wäre eben nicht populär; populär ist nur die Be- 
steuerung derjenigen Personen, die gerade Tantiemen be- 
ziehen. Aber sind denn nun diese Tantiemen müheloser Ge- 
winn? — Gewiß, es gibt Aufsichtsratsmitglieder, bei denen der 
Bezug der Tantieme ein müheloser Gewinn ist. Aber aus 
meiner eigenen Erfahrung kann ich Ihnen sagen, daß bei 
weitem für die größte Zahl aller Tantiemenbezieher dies mit 
Sorgen und Mühen verknüpft ist. Ich bin selbst lange Zeit 
Direktor einer Bank gewesen; die Sorgen von damals waren 
im wesentlichen nicht größer als die Sorgen, die eine Be- 
schäftigung als Aufsichtsratsmitglied mit sich bringt. Das 
Gefühl der Verantwortung und die Verantwortung selbst 
sind bei einem Aufsichtsratsmitgliede nach der jetzigen Lage 
der Gesetzgebung nahezu ebenso groß wie bei dem Direktor 
«iner Gesellschaft. 

Nun heißt es in dem Kommissionsbericht: was tun 
denn die Aufsichtsratsmitglieder? Das einzige, was sie tun, 
ist, daß sie Bücherrevisoren anstellen und durch letztere die 
Bilanzen und die Bücher revidieren lassen. Welch kolossaler 
Irrtum! Schon nach dem Wortlaut des Gesetzes ist der 
Aufsichtsrat gar nicht in der Lage, seine Verantwortlich- 
keit auf einen anderen zu übertragen. Wenn also durch 
Bücherrevisoren revidiert wird, so trägt für diese Revision 
der Aufsichtsrat die Verantwortung und nicht der Bücher- 
revisor. Die Tätigkeit der Aufsichtsratsmitglieder liegt ganz 
wo anders als in der Revision von Büchern, in der formellen 
Revision, wie sie ein Bücherrevisor vornehmen kann. Die 
Verantwortlichkeit des Aufsichtsrats liegt darin, daß er die 
materielle Geschäftsführung zu überwachen hat, und ich 
kann Ihnen die Versicherung geben, daß in dieser Beziehung 
die Tätigkeit des Aufsichtsrats in den allermeisten Fällen so 
bedeutungsvoll ist, daß sie völlig in Einklang steht mit der 
Tantieme, die er bezieht. Auch das ist ein Irrtum, anzu» 
nehmen, daß etwa eine effektive Arbeit des Aufsichtsrats 
nicht vorhanden sei. Ich kenne eine große Anzahl von Ge- 
sellschaften, wo eine tägliche Ueberwachung der Geschäfts- 
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führung stattfindet, wo besondere Kommissionen dazu ernannt 
werden, um jeden Tag die Geschäftsführung unter den Augen 
zu haben, und das ist eine Arbeit, die hinter keiner anderen. 
zurücksteht. 

Aber das wird alles hier in einen Topf geworfen. Die 
Tantiemebesteuerung ist populär, folglich muß sie gemacht 
werden. Und doch würde es absolut notwendig sein, bevor 
man einen derartigen Schritt tut, festzustellen, welcher Teil. 
der von den deutschen Aktiengesellschaften bezahlten: 
Tantiemen als gerechte und wirklich verdiente Entlohnung 
für hingebende Arbeit, für Sorge und Verantwortung anzu= 
sehen ist, und welcher Teil als unverdienter müheloser Ge- 
winn. Ein relativ kleiner Teil würde übrig bleiben für die 
Gruppe der unberechtigten Tantieme-Empfänger; für diese- 
die Gesamtheit bluten zu lassen, wäre eine Ungerechtigkeit. 
Die Tantiemesteuer eignet sich nicht zur Strafsteuer, denn 
sie trifft zu einem erheblichen Teil denjenigen, welcher die 
Tantieme als vollberechtigtes Arbeitsäquivalent erhält. 

Es ist schon einmal eingegriffen worden in die Regelung‘ 
der Tantiemefrage. Als das Handelsgesetzbuch, das jetzt: 
Gültigkeit hat, beschlossen wurde, ist ein Paragraph darin. 
aufgenommen worden, der 8245, welcher bestimmt, daß, wenn 
die Vergütung für die Tätigkeit des Aufsichtsrats in einem 
Anteil am Gewinn besteht, der Anteil von dem Gewinn zu 
berechnen ist, der nach Vornahme sämtlicher Abschreibungen 
und Rücklagen sowie nach Abzug von 4 Prozent Dividende 
für die Aktionäre verbleibt. Und was ist die Folge dieser 
Bestimmung gewesen? Zahllose Statutenänderungen, in denen. 
die Tantiemen erhöht worden sind, Zusicherungen fester 
Bezüge an den Aufsichtsrat, Tantiemen - Garantien usw. 
Diejenigen, die verkürzt werden sollten, sind zum großen 
Teil in ihren Bezügen gesichert und verbessert worden. Der: 
Zweck, den diese Gesetzesbestimmung gehabt hat, ist durch- 
aus nicht verwirklicht worden. Und damit nicht genug; es 
ist auf diesem Wege auch ein Anreiz gegeben worden zu 
unsoliden oder doch wenigstens minder vorsichtigen Balan- 
cierungen; denn wenn erst alle Abschreibungen und Reserven. 
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zurückgestellt werden mußten, so lag es allerdings für nicht 
gewissenhafte Aufsichtsräte nahe, nicht so viel zurückstellen, 
sondern möglichst wenig, damit die Tantiemen um so höher 
bemessen werden konnten. 

Auch jetzt bei den Vorschlägen, die seitens der Kom- 
mission gemacht werden, liegt die Gefahr nahe, daß sich 
ähnliches wiederholen wird. Zunächst wird bei allen neuen 
Gesellschaften, die gegründet werden, hinsichtlich der Be- 
messung der Tantieme des Aufsichtsrats darauf Rücksicht 
genommen werden, daß 8 Prozent — oder wieviel beschlossen 
werden wird — als Steuer an das Reich abzuführen sind, zu 
Lasten der Mitglieder des Aufsichtsrats, und man wird den 
Tantiemebetrag deshalb um so höher statuieren. Und können 
Sie es denjenigen, die in der Weise angegriffen werden, wie 
dies im Kommissionsbericht der Fall ist, verdenken, wenn 
sie sich dagegen zur Wehr setzen? Ich bin nicht der 
Meinung, das irgendwelche unlauteren Machinationen werden 
vorgenommen werden; aber wo es möglich sein wird, und 
wo die Entlohnung des Aufsichtsrats wegen der Steuer nicht 
mehr als hinreichend erscheinen wird, da wird dahin gewirkt 
werden, daß auch bei den Gesellschaften, die bereits bestehen, 
durch Statutenänderungen die Bezüge des Aufsichtsrats er- 
höht werden. 

Es besteht zurzeit eine ganz spontane Bewegung, die 
Sie ja verfolgt haben müssen, bei allen großen Instituten, 
die Tantiemen herunterzusetzen, damit der einzelne nicht 
ungerechtfertigt hohe Beträge erhalte — eine vollständig 
berechtigte Bewegung. Diese Bewegung muß zum Still» 
stand kommen, darüber ist gar kein Zweifel; denn wenn 
Sie mit der vorgeschlagenen Besteuerung von 8 Prozent 
kommen — ein Satz, den zu erhöhen es ja nur eines Druckes 
auf die Steuerschraube bedarf —, dann können Sie es den 
Mitgliedern des Aufsichtsrats und allen, die an der Ver- 
waltung beteiligt sind, nicht verargen, wenn sie in dem Be- 
streben, die Tantieme herunterzusetzen, zunächst einmal ein- 
halten und sehen, wie die Verhältnisse sich angesichts der 
jetzt herrschenden Strömung entwickeln werden. Aber damit 
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ist die Sache nicht erschöpft. Ich bestreite gar nicht, daß 
in den jetzigen Bestimmungen über den Aufsichtsrat und 
seine Verantwortlichkeit in dem Handelsgesetzbuch Vor- 
schriften enthalten sind, die einer Verbesserung bedürfen. 
Diese Verbesserung liegt nach der Seite hin, nicht, daß die 
Verantwortlichkeit des Aufsichtsrats abgeschwächt, sondern 
daß sie verstärkt und verschärft werde bei allen denjenigen, 
die noch nicht das richtige Verantwortlichkeitsgefühl haben 
sollten. Und was tut der Beschluß der Kommission? 
Genau das Gegenteil von dem, was notwendig ist. Statt 
das Verantwortlichkeitsgefühl zu stärken, bescheinigt dieses 
Steuergesetz allen denen, die es angeht, daß der aus ihrer 
Tätigkeit fließende Gewinn ein müheloser ist, daß die Ver- 
antwortung, die sie zu haben geglaubt haben, vom Gesetz 
als solche nicht anerkannt wird, so wenig, daß das Reich 
ihnen 8 Prozent ihrer Bezüge nimmt, ohne selbst den gleichen 
Prozentsatz der Verantwortlichkeit zu übernehmen. 

Meine Herren, lehnen Sie den Antrag ab! Das vor- 
geschlagene Gesetz ist ein Ausnahmegesetz, das sich immer 
rächt. Greifen Sie nicht unter der Form steuerlicher Maß- 
regeln in Verhältnisse ein, die ganz andere Erwägungen 
erheischen als die Belastung mit einer nach jeder Richtung 
hin ungerechten und schädlichen Steuer, einer Steuer, die 
allen Grundsätzen einer gesunden Steuerpolitik widerspricht! 


Scheckstempel. 


Rede im Reichstag am 8. Juli 1909. 
(Nr. 40.) 
Vorbemerkung. 

Gegen zwei, in den Jahren 1881 und 18953 gemachte 
Vorschläge auf Besteuerung der Schecks hatte sich der 
Reichstag ablehnend verhalten, weil er, der Ansicht der 
Sachverständigenkreise folgend, annahm, daß eine solche 
Steuer die Entwicklung des deutschen Scheckwesens unter- 
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binden würde. Die Regierung nahm daraufhin von ihr 
Abstand, und als sie im Jahre 1908 dem Reichstag ein 
Scheckgesetz vorlegte, sagte sie in der Begründung zu 
8 29, der festlegt, daß Schecks nicht dem Wechselstempel 


unterworfen sind: 


„Die Stempelfreiheit des im Rahmen des Gesetzes aus- 
gestellten Schecks ist ausdrücklich gewährleistet‘*). 


Ein Jahr darauf, am 14. Juni 1909, legte sie dem 
Reichstage, um einen Ersatz für ihre abgelehnten Finanz- 
reformvorschläge, im besonderen für die Nachlaßsteuer, 
zu schaffen, neben einem Erbschaftssteuergesetz ein „Ges 
setz wegen Aenderung des Reichsstempelgesetzes“ vor 
(Nr. 1456 der Reichstagsdrucksachen 12. Leg.-Periode I. Ses= 
sion), in welchem neben Erhöhungen des Effektenstempels 
und des Wechselstempels als neue Steuern Stempel auf 
Grundstücksübertragungen, Feuerversicherungsquittungen 
und Schecks vorgesehen waren. Quittungen über Aus: 
zahlungen aus Bankguthaben sollten dabei den Schecks 
gleichgestellt sein. Dagegen sollten Postschecks von der 
Steuer frei bleiben. Bei der Einbringung der Vorlage am 
16. Juni 1909 gab der Staatssekretär des Reichsschatzamts 
Sydow selbst zu, daß sich gegen die genannten Ersatz 
steuern, „erhebliche Einwendungen“ machen ließen. „Es 
sind sozusagen Steuern zweiter Wahl“. In der Finanz- 
kommission des Reichstags wurde ein Antrag auf Staffelung 
der Steuer abgelehnt und beschlossen, von dem Stempel 
auf Bankquittungen abzusehen. Das Plenum stellte aber 
bei der 2. Lesung am 8. Juli 1909 die Regierungsvorlage 
wieder her. Auf die nachstehende Rede, in welcher der 
Abgeordnete Kaempf die Bedenken gegen einen Scheck- 
stempel zum Ausdruck brachte, antwortete ebenfalls am 
8. Juli 1909 der Präsident des Reichsbankdirektoriums 
Havenstein mit einer Verteidigung der Steuer, von der 
er sogar hoffte, daß sie „erzieherisch wirken“ werde, in- 
dem sie die übergroße Entwicklung des ganz kleinen 
Schecks eindämmen werde, „der vielfach zu einer starken 
Belästigung unseres Verkehrs“ werde, weil er in den meisten 


*) Nr. 566 der Reichstagsdrucksachen 12. Legislatur-Periode I. Session 


Seite 12, 


39 


Fällen durch Barabhebungen erledigt werde. Der Stempel 
wurde am 8. Juli in 2. und am 10. Juli in 3. Lesung von 
dem Reichstag angenommen und trat am 1. Oktober 1%9 
in Kraft. 

Der Ertrag der neuen Steuer war von dem Reichs- 
schatzamt auf 12 bis 13 Millionen Mark geschätzt worden.*) 
Sie brachte im Etatsjahr 1910 nur 3 /, Millionen Mark 
und ist in dem Etat für 1911 mit 3,7 Millionen Mark 
eingestellt. „Daß die Finanzgesetzgebung von 1909“ 
äußerte am 4. Dezember 1911 der Staatssekretär des 
Reichsschatzamts Wermuth — „bezüglich des Schecks 
ein entschiedener Fehlschlag war, ist gar nicht zu be- 
zweifeln.‘‘**) 

Der Rückgang des Scheckverkehrs infolge des Scheck- 
stempels wurde am 1. April 1911 von dem Abgeordneten 
Kaempf im Reichstag zur Sprache gebracht.F) 


Meine Herren, über die sogenannte Steuer auf Ver- 
sicherungsquittungen werde ich nach Möglichkeit kurz 
hinweggehen und nur zwei allgemeine Gesichtspunkte in 
bezug auf diese Steuer hervorheben. 

In der Begründung ist seitens der Verbündeten Re- 
gierungen gesagt, daß die Feuerversicherung im ganzen einen 
zuverlässigen Anhalt für den Vermögensstand der einzel- 
nen Personen biete. Wenn diese Behauptung richtig wäre, 
dann verstehe ich nicht, weshalb sich die Verbündeten Re- 
gierungen so dagegen sträuben, eine allgemeine Vermögens- 
steuer im Deutschen Reiche einzuführen. Denn wenn sie 
selbst befürworten, eine Steuer zur Einführung zu bringen, 
die im ganzen einen zuverlässigen Anhalt für den Vermögens- 
stand bietet, so ist nicht einzusehen, warum sie nicht die- 
jenige Steuer einführen wollen, die mit Sicherheit und Zu- 
verlässigkeit einen Anhalt für den Vermögensstand des ein- 
zelnen bietet, nämlich die Vermögenssteuer. 


*) Nr. 1456 der Reichstagsdrucksachen 12. Fee Session 
Seite 6 der Begründung. 

**) Stenographischer Bericht der Reue vom 4. Des 
zember 1911, Seite 8298. 

7) Siehe Rede Nr. 10, Seite 91. 
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Aber die Behauptung der Verbündeten Regierungen ist 
auch an und für sich nicht richtig; denn die Feuerversicherungs- 
quittungssteuer würde nur den Teil des Eigentums treffen, 
der versichert ist, nicht aber den Teil, der nicht versichert 
ist, und schon insofern muß die Behauptung der Verbündeten 
Regierungen von der Zuverlässigkeit des Anhalts für den 
Vermögensstand aus der Versicherung eine Einschränkung 
‚erleiden. Weshalb es ganz unmöglich ist, eine Feuerver- 
sicherungsquittungssteuer durchzuführen, ist in der Kommission 
‚des langen und breiten auseinandergesetzt worden, und ich 
freue mich, daß seitens der Majoritätsparteien des Hauses 
nicht wie bei der Schecksteuer entgegen den Beschlüssen der 
‚Kommission die Wiederherstellung der Regierungsvorlage 
beantragt worden ist. 

- Was aber die Schecksteuer angeht, so muß ich kurz 
auf die Bewegung eingehen, die sich seit einigen Jahren in 
Deutschland, und zwar aus den Kreisen der Interessenten 
heraus bezüglich der Reduzierung der baren Zirkulations- 
mittel im Zahlungsverkehr und der Einführung von Schecks 
and Ueberweisungen entwickelt hat. 

Diese Bewegung ist ins Leben getreten zu einer Zeit, wo 
wir noch kein Scheckgesetz hatten. Die Interessenten sagten 
sich, es sei von so hervorragend wirtschaftlicher Bedeutung, 
trotzdem in eine Bewegung für die Einbürgerung des Scheck- 
und Ueberweisungssystems einzutreten, daß sie sich über 
‚das Fehlen eines Scheckgesetzes glaubten hinwegsetzen zu 
sollen. Ja von verschiedenen Seiten wurde damals darauf 
hingewiesen, daß es besser sei, überhaupt kein Scheckgesetz 
zu bekommen, als ein solches, das etwa handelsfeindliche 
Vorschriften enthielte und dann nur dazu dienen würde, die 
Entwicklung des Scheckverkehrs zu hemmen. Als solche 
werkehrsfeindliche Vorschriften bezeichnete man erstens die 
Einführung von Strafbestimmungen und zweitens die Ein- 
führung eines Stempels auf Schecks, was man von vornher- 
«in als eine schwere Schädigung der Entwicklung des Ver- 
kehrs betrachten müsse. Damals vor Erlaß des Scheckgesetzes 
waren auch die Verbündeten Regierungen derselben Meinung. 
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In den Motiven zum Entwurf des jetzt bestehenden Scheck- 
gesetzes ist ausdrücklich darauf hingewiesen worden, daß 
die Entwicklung des Scheckverkehrs nur dann im großen 
Umfange stattfinden könne, wenn darauf verzichtet werde, 
fiskalische Einnahmen aus dem Scheckverkehr zu ziehen. 

Allerdings bei der Beratung im Reichstage hat einer der 
Vertreter der Verbündeten Regierungen bereits das ominöse 
Wort gebraucht, man verzichte „vorläufig“ auf eine Be- 
steuerung des Schecks. Wir waren der Meinung, dieses „vor: 
läufig“ in optimistischem Sinne auffassen zu dürfen; wir 
waren der Meinung, daß man jedenfalls so lange den Scheck- 
verkehr mit fiskalischen Auflagen verschonen werde, bis er 
sich so weit eingebürgert habe, daß er seinen Zweck in 
weitem Umfange erfüllen könne. Niemand hat geglaubt, daß 
schon nach zwei Jahren eine Vorlage an den Reichstag ge- 
langen werde, wonach nunmehr die Schecks mit einer Steuer 
belegt werden sollen. 

Wir waren damals alle der Meinung, daß das Scheck- 
gesetz ein Gesetz darstelle, das den berechtigten Anforderungen 
des Handels und der Volkswirtschaft entspreche; wir waren 
alle der Meinung, daß dieses Gesetz so lange unverändert 
bestehen bleiben werde, bis der Scheckverkehr sich in der 
Tat eingebürgert habe. Die Motive zu der jetzigen Vorlage 
sagen denn auch, daß infolge des Scheckgesetzes eine der- 
artige Ausdehnung des Scheckverkehrs stattgefunden habe, 
daß nunmehr an eine Besteuerung gedacht werden könne. 
Aber das ist meiner Ansicht nach ein vollständiger Irrtum. 
Der Verfasser der Motive zu dem jetzt vorliegenden Gesetz- 
entwurfe verkennt, wie schwer es ist, die Gewohnheiten eines 
ganzen Volks zu ändern, die Zahlungsgewohnheiten, die seit 
Jahrhunderten bei uns sich eingebürgert haben, und die zu 
modernisieren nur außerordentlich schwer geht. Dazu gehören 
viele Jahre, vielleicht Jahrzehnte. Und gerade in dem kleinen 
und mittleren Verkehr ist von einer Einbürgerung des Schecks 
überhaupt noch nicht die Rede. Wenn Sie nach England 
kommen, so finden Sie, daß jedermann sein Scheckbuch in 
der Tasche hat und jeden, auch den kleinsten Betrag, ab- 


400 


gesehen von der Bezahlung eines Glases Bier oder der Be- 
zahlung eines Fiakers, durch einen Scheck begleicht. Bei uns 
in Deutschland sind wir davon noch weit entfernt. Gerade 
für den mittleren und kleinen Verkehr aber das Scheckwesen 
einzuführen, ist deswegen von so großer Bedeutung, weil im 
mittleren und kleinen Verkehr die meisten baren Zirkulations- 
mittel gebraucht werden, und zur Beseitigung dieser baren 
Zirkulationsmittel ist die ganze Bewegung für die Einbürgerung 
des Scheckverkehrs in die Wege geleitet worden. 

In der Kommissionsberatung ist hervorgehoben worden, 
daß es eine unwirtschaftliche Maßnahme sei, wenn seitens 
der Kreditgenossenschaften das. Scheckwesen in der Weise 
betrieben würde, daß die größte Zahl aller Schecks durch 
Bareinzahlung zur Ausgleichung gelange — man sprach von 
80 Prozent. Die Zahl wird richtig sein. Aber dem Mangel, 
daß ein so großer Prozentsatz von Schecks noch durch Bar: 
einlösung zur Ausgleichung gelangt, wird nicht dadurch ab» 
geholfen, daß man auf die Schecks einen Stempel legt, sondern 
es kann dem nur dadurch abgeholfen werden, daß die Kredit- 
genossenschaften sich selbst und ihre Kunden dazu erziehen, 
die Schecks in der Weise zur Einlösung zu bringen, daß sie 
gegenseitig zur Abrechnung gelangen. Dasselbe ist bei den 
Bankiers und bei den Banken der Fall, und ich glaube, alle 
drei Kategorien von Firmen, die im Scheckverkehr eine Haupt- 
rolle spielen, werden sich ein Verdienst erwerben nicht da» 
durch, daß sie den Scheckverkehr einschränken, sondern 
dadurch, daß sie ihn auf das Abrechnungswesen hinführen, 
das allein dem Scheck die Bedeutung geben kann, die er 
zu beanspruchen hat, nämlich die Ausschaltung der baren 
Zirkulationsmittel im Zahlungsverkehr. Nur wenn alle Kreise 
bemüht sind, das zu tun, wird es möglich sein, das Ziel 
zu erreichen, das zu erreichen auch die Reichsbank beizu- 
tragen sucht, indem sie sich bereit erklärt hat — das neue 
Bankgesetz spricht das auch aus — Schecks anzukaufen. Ich 
glaube sogar, daß die Reichsbank zu der Entwicklung des 
Abrechnungswesens ungeheuer viel beitragen könnte, wenn 
sie.sich zur Inkassostelle des Scheckverkehrs machte, auch 
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derjenigen Schecks, die ihr nicht zum Ankauf angeboten 
werden, sondern nur zum Inkasso. Ich glaube, daß dadurch ein 
Reichs-Clearingsystem hergestellt werden könnte, so voll- 
kommen, wie es in keinem anderen Lande vorhanden ist, 
ein Reichs-Clearingsystem, das sich der sämtlichen 500 Reichs- 
bankanstalten bedienen könnte. Davon sind wir allerdings 
noch weit entfernt. Wenn es sonst eine falsche Maßnahme 
ist, die auf die weitere Ausdehnung des Scheckwesens ge- 
richtete Bewegung durch fiskalische Maßnahmen, wie sie 
jetzt vorgeschlagen werden, zu hemmen, so kommen dabei 
noch zwei andere Punkte in Betracht, die ich kurz berühren 
möchte. 

Im Scheckgesetz ist vorgeschrieben, daß durch stempel- 
freie Schecks nur solche Firmen bezogen werden können, 
die in das Firmenregister eingetragen sind, und die gewerbs- 
mäßig Bankgeschäfte betreiben. Schecks auf andere Personen 
und Firmen unterliegen dem Wechselstempel. Man ging hier 
von der Anschauung aus, daß, wenn diese passive Scheck- 
fähigkeit auf die bezeichneten Firmen beschränkt würde, das 
Abrechnungswesen, das die Hauptsache beim ganzen Scheck- 
verkehr ist, sich leichter vollkommen entwickeln werde, als 
wenn jedermann für passiv scheckfähig erklärt würde. Das 
ist vollständig richtig; denn alle diejenigen, die nicht in der 
Lage sind, untereinander abzurechnen, d. h. alle diejenigen 
die nicht gewerbsmäßig Bank- und Bankiergeschäfte betreiben, 
werden selbstverständlich schwer in die Lage kommen, die 
Schecks, die sich ‘bei ihnen ansammeln, und die sie auf an- 
dere Firmen einzuziehen haben, auf dem Wege der Abrech- 
nung, und nicht auf dem Wege der Einlösung zur Erledi- 
gung gelangen zu lassen. 

Wenn nun für alle Schecks ein Stempel von 10 Pfennig 
eingeführt wird, so entspricht dieser Zehnpfennigstempel bei 
Schecks bis zu 200 Mark gerade dem Wechselstempel, der 
für Wechsel bis zu 200 Mark zu zahlen ist. Ein Scheck auf 
eine nicht scheckfähige Person unterliegt schon heute dem 
Wechselstempel; ein Scheck auf eine scheckfähige Person 
wird künftighin bis zu 200 Mark dem Wechselstempel unter: 
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liegen, ebenso wie ein Scheck auf eine nicht=scheckfähige 
Person. Es wird also nunmehr kein Kompelle mehr vorhan- 
den sein, Schecks nur zu ziehen auf passiv scheckfähige 
Firmen; man wird ebensogut Schecks ziehen können auf 
nicht passiv scheckfähige.e Dadurch wird das Ziel, das er- 
reicht werden soll, daß das Abrechnungswesen nach Möglich- 
keit zur Einführung gelange, durchkreuzt, und auch hierin 
liegt ein Nachteil der Bestimmungen des uns vorliegenden 
neuen Gesetzentwurfs. | 

Dasselbe ist der Fall bei den sogenannten vordatierten 
Schecks, die versehen werden mit einem späteren Datum als 
‚demjenigen, an welchem sie tatsächlich ausgeschrieben und 
in Verkehr gesetzt werden — eine Unsitte, die in Deutschland 
häufig geübt wird, weil auf diese Weise von dem Aussteller 
des Schecks 14 Tage oder 3 Wochen Zinsen lukriert werden. 
Dieser Unsitte ist das Scheckgesetz mit Recht entgegenge- 
treten dadurch, daß es auch diese vordatierten Schecks für 
stempelpflichtig erklärt hat. Auch bezüglich dieser Schecks 
bis 200 Mark liegt künftighin keine Veranlassung mehr vor, 
ihre Vordatierung zu unterlassen, und auf diesem Wege wird 
die Unsitte, die sich in Deutschland eingebürgert hatte, für 
Schecks bis zu 200 Mark lediglich unterstützt. 

Neben diesen Nachteilen, die sich aus der neuen Vor- 
lage ergeben, ist es aber ganz besonders die Quittungssteuer, 
‚die, ebenso sehr wie die Steuer auf Schecks, unseren Wider- 
spruch hervorrufen muß. 

Der Herr Referent hat uns vorhin vorgetragen, es sei 
— so habe ich ihn wenigstens verstanden — in der Kommis- 
sion von dem Herrn Staatssekretär des Reichsschatzamts ge- 
sagt worden, der Quittungssteuer sollten unterliegen alle 
Quittungen über Abhebung von Geldsummen bei Firmen, 
die in das Handelsregister eingetragen sind und die Bank- 
geschäfte gewerbsmäßig betreiben. Ich muß annehmen, daß 
hier ein Irrtum vorliegt; denn in der Vorlage befindet sich 
folgender Satz: 

Den Schecks stehen gleich die Quittungen über 
Geldsummen, die aus Guthaben des Ausstellers bei 
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den in $2 des Scheckgesetzes bezeichneten Anstalten 

oder Firmen bezahlt werden, sofern die Quittung im 

Inlande ausgestellt oder ausgefertigt wird. 
Selbst der Entwurf der Vorlage will also nur ech 
Quittungen für stempelpflichtig erklären, welche lauten über 
Geldsummen aus Guthaben des Ausstellers bei den bezo- 
genen Firmen. Aber auch wenn man sich hierauf beschränkt, 
so ist doch dieser Stempel auf Quittungen nach meiner An- 
sicht nach keiner Richtung hin gerechtfertigt. In der Be- 
gründung wird gesagt: „Die Schecks und die den Schecks 
gleichgestellten Quittungen“. Ich habe immer gefragt: was. 
heißt den „gleichgestellt“? \WVer hat sie denn gleichgestellt? 
Gleichgestellt sind sie meines Wissens nur von dem Ver- 
fasser des Entwurfs. Gleichstehen tun die Quittungen und 
Schecks überhaupt nicht; denn Quittungen, die den Schecks 
gleichstehen, die also von Hand zu Hand zirkulieren, sind 
heute schon wechselstempelfähig und brauchen nicht erst mit 
einer Steuer belegt zu werden. Es kann also hier nur ein 
Irrtum vorliegen. Gleichgestellt sind sie in der Tat gar nicht. 
Sie stehen auch nicht gleich, sondern sie sollen als Quittun- 
gen versteuert werden, wenngleich sie mit dem Scheck gar 
nichts zu tun haben. Und das ist das Hauptbedenken in 
der Vorlage, soweit es die Quittungen angeht. 

Was heißt denn überhaupt: eine Quittung aus einem 
Guthaben bei einem Bankhause? Ich könnte es noch ver: 
stehen, wenn man sagte: Quittungen über ein Guthaben, das. 
ebenso durch einen Scheck bezogen werden kann wie durch 
eine Quittung, also ein scheckfähiges Guthaben im Sinne des 
Scheckgesetzes. Aber auch davon ist keine Rede. Hier wird 
einfach für jede Quittung über ein Guthaben bei einem 
Bankier eine Quittungssteuer eingeführt. Und ein Guthaben 
entsteht z. B., wenn ein Industrieller bei einem Bankier einen 
Wechsel über 2000 Mark diskontiert; dann entsteht ihm aus 
der Diskontierung des Wechsels ein Guthaben beim Bank- 
haus, und wenn er den Betrag in Empfang nimmt, hat er 
den Quittungsstempel zu zahlen. Wer Wertpapiere bei einem 
Bankier verkauft, dem entsteht durch diesen Verkauf ein Gut«. 
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haben bei dem Bankier, und wenn er den Verkaufserlös ab» 
hebt, hat er den Quittungsstempel zu bezahlen. Noch mehr: 
wenn ein Bankier seinem auswärtigen Kunden aus dessen Gut: 
haben 1000 Mark übersendet, und der auswärtige Kunde 
schreibt ihm brieflich eine Empfangsbestätigung, so ist das 
nach meiner Ansicht auch eine Quittung über das Guthaben 
beim Bankier, und auch diese Empfangsbestätigung, dieser 
Brief muß gestempelt werden. Kurz, wohin sie auch blicken, 
das Resultat dieser Bestimmung ist die Einführung eines 
Quittungsstempels für alle Quittungen über Guthaben bei 
den Bankiers. Nun, ich weiß nicht, ob das von vornherein 
beabsichtigt gewesen ist. Ich glaube es aber. Ich glaube, 
man hat auf unauffällige Weise den Quittungsstempel ein- 
führen wollen, den einzuführen man, wenn man es offen ge- 
sagt hätte, wahrscheinlich einiges Bedenken getragen haben 
würde, und den einzuführen wahrscheinlich auch der Reichs- 
tag sich nicht ohne weiteres herbeigelassen haben würde. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Singer bereits hervor- 
gehoben, wie die Verhandlungen in der Reichstagskommission 
vor sich gegangen sind. Ich muß ebenfalls mein Erstaunen 
darüber ausdrücken, daß einer der Herren Antragsteller, der 
in der Kommission selbst seinen Antrag zurückgezogen hatte, 
nunmehr diesen in der Kommission von ihm zurückgezogenen 
Antrag hier wieder einbringt und jetzt die Quittungssteuer 
befürwortet, bezüglich deren er in der Kommission, wie er 
selber erklärte, sich überzeugt hatte, daß sie eine falsche Maß- 
nahme sei. 

Daß sind so wesentliche Bedenken, daß meine Freunde 
nicht in der Lage sind, auf diesem Wege den Verbündeten 
Regierungen zu folgen. Wir sind, weil die einzigen zu recht- 
fertigenden Besitzsteuern, die Vermögenssteuer, die Nachlaß- 
steuer, nicht eingeführt werden sollen, nicht gesinnt, nunmehr 
eine Verkehrssteuer zu bewilligen, die gerade dem entgegen- 
tritt, was seit Jahren aus dem Interessentenkreise, aus dem 
Volkskreise heraus selbst in die Wege geleitet worden ist, 
nämlich dem Streben dahin, daß unsere Zahlungsmethoden 
modernisiert werden, daß wir uns daran gewöhnen, nicht 
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mehr bare Zirkulationsmittel zur Bewältigung des Zahlungs- 
verkehrs zu gebrauchen, sondern daß wir das System ein= 
führen, das wir zum Teil schon in Deutschland, wie z. B. in 
Hamburg haben, das in England und anderen Kulturstaaten 
bis aufs äußerste ausgebildet ist: die Vermeidung von baren 
Zirkulationsmitteln im Geldverkehr —, und daß wir auf 
diesem Wege dazu beitragen, den hohen Zinsfuß in Deutsch- 
land zu mildern, den hohen Zinsfuß, der so oft von der 
rechten Seite des Hauses zum Zielpunkt ihrer Beschwerden 
gemacht worden ist. Jetzt aber wollen Sie Maßregeln er- 
greifen, die dem Bestreben auf Herabdrückung des Zinsfußes: 
entgegenwirken. Diese Maßregeln sind volkswirtschaftlich 
schädlich, und wir müssen Ihnen überlassen, sie zu ergreifen. 
Wir werden uns nicht dazu hergeben, sie mitzumachen. 


Mühlenumsatzsteuer. 


Rede im Reichstag am 6. Mai 19%9. 
(Nr. 41.) 


Vorbemerkung. 


Der „Verband Deutscher Müller“ und andere Interessen 
vertretungen von Kleinmüllern haben an den Reichstag 
mehrfach Petitionen gerichtet, in denen um Einführung 
einer progressiven Mühlenumsatzsteuer gebeten wurde. 
Es wurde beispielsweise eine Staffel vorgeschlagen, nach 
der die Steuer für 1 Tonne betragen sollte bei einer 
Jahresvermahlung von 


300 Tonnen. . . . . 0,01 Mark 


LIIOD FT SER ES FE 
OO FRE PER Pr OST EEE 
100,000 31,927, KU DIR Se 


Als Zweck der Steuer wurde der Schutz der Kleinmühlen 
gegen die Konkurrenz der Großmühlen bezeichnet. 


Zwei von den Abgeordneten Speck (Zentrum) und 
Roesicke (Konservativ) im Jahre 1907 gestellte Initiativ: 
anträge (Nr. 47 und 170 der Reichstagsdrucksachen 
12. Legislaturperiode I. Session), in welchen der Reichs- 
kanzler um die Vorlegung einer gestaffelten Mühlen- 
umsatzsteuer ersucht wurde, kamen am 6. Mai 1909 zur 
Verhandlung und wurden von den beiden Antragstellern 
im wesentlichen mit der Notwendigkeit, die Kleinmüller 
als Angehörige des Mittelstandes vor der „rücksichtslosen 
Macht des Großkapitals“ zu schützen, begründet. „Wenn 
die schrankenlose Gewerbefreiheit dort, wo sie die gröbsten 
Auswüchse zeigt, allmählich in die richtigen Grenzen 
zurückgeführt wird, so kann man dies im Interesse unseres 
Mittelstandes nur begrüßen*)“. In der weiteren Be- 
sprechung machte der Direktor im Reichsschatzamt Kühn 
Mitteilungen über eine vom Reichsschatzamt angestellte 
statistische Erhebung über die Getreidemühlen und die 
Gründe eines etwa eingetretenen Rückganges in ihrer 
Anzahl. Zugleich teilte er mit, daß die Regierung noch 
keine endgültige Stellung zu der vorgeschlagenen Mühlen- 
umsatzsteuer genommen habe. Die Gründe gegen die 
Steuer faßte der Abgeordnete Kaempf in der nachs 
stehenden Rede zusammen. Am 12. Mai 1909 wurde die 
Debatte fortgesetzt, und die Anträge wurden angenommen. 


Bereits am 28. Mai 1909 wurde in der Finanzkommission 
des Reichstags der Antrag gestellt, dem „Gesetz betreffend 
Aenderungen im Finanzwesen“**) einen Artikel VII ein 
zufügen, der eine Mühlenumsatzsteuer mit starker Pro- 
gression enthielt. Die Kommission nahm den Antrag 
an, das Plenum des Reichstages lehnte ihn aber am 
7. Juli 1909 in namentlicher Abstimmung mit 188 gegen 
170 Stimmen ab, nachdem sich der preußische Handels 
minister Delbrück im Namen der Verbündeten Re- 
gierungen entschieden gegen die Steuer ausgesprochen 
hatte. ° 


®) Rede des Abgeordneten Speck in dem stenographischen Bericht 
über die Sitzung am 6. Mai 1909, Seite 8346. 


*) Vgl. Seite 21 und 345. 
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Meine Herren, die bisherige Diskussion hat eine Reihe 
interessanter Momente zutage gefördert; zunächst die Mit- 
teilungen des Herrn Direktors im Reichsschatzamt, die die 
Anschauung gründlich zerstören müssen, daß der mittlere 
und kleine Müllereibetrieb durch die Entwicklung, die das 
Müllereigewerbe überhaupt genommen habe, vernichtet sei. 
Diese Tatsache wird meiner Ansicht nach für die weitere Ent- 
wicklung der Beratung der Anträge, die uns heute vorliegen, 
von entscheidender Bedeutung sein. 

Auf der anderen Seite habe ich aus dem Munde des 
Herrn Abgeordneten Speck mehrere Aeußerungen gehört, 
auf die ich noch eingehen zu sollen glaube. Ich freue mich, 
aus diesen Aeußerungen zu entnehmen, daß er nicht so ganz 
gegen eine direkte Reichssteuer in der Form einer Mühlen- 
umsatzsteuer sich ausgesprochen hat. Vielleicht ist dies ein 
gutes Zeichen auch für die Entwicklung auf anderen steuer- 
lichen Gebieten, die uns augenblicklich interessieren. 

Der Herr Abgeordnete hat ferner hervorgehoben, wir 
sollten uns doch das Beispiel Amerikas zu Gemüte führen, 
wo Tausende von selbständigen Existenzen den Trusts zum 
Opfer gefallen seien. Ich gebe ihm da vollständig recht; ich 
meine aber, dann sollten wir uns in unserer ganzen Wirt- 
schaftspolitik davor hüten, durch letztere innerhalb des 
Deutschen Reichs Syndikate und Trusts zu ermöglichen, denen 
dann die selbständigen Existenzen zum Opfer fallen. 

Der Herr Abgeordnete Speck hat hervorgehoben, daß 
er Bedenken gegen ein Eingreifen des Reichs habe. Ganz 
deutlich sind mir seine Bedenken nicht geworden; aber ich 
würde die Folgerung ziehen, daß, wenn man Bedenken gegen 
das Eingreifen des Reichs hat, man dann gegen die Steuer 
auftreten sollte und nicht sagen: obwohl ich Bedenken habe, 
trete ich doch für die Mühlenumsatzsteuer ein. 

Meine Herren, ich werde nicht auf die verfassungs- 
mäßigen Bedenken eingehen, die von verschiedenen Seiten 
hier bereits erwähnt worden sind. Der bayerische Herr 
Bundesratsbevollmächtigte ist ja darauf zurückgekommen. Mir 
scheinen seine Ausführungen so verklausuliert, daß ich daraus 


408 


noch nicht entnehmen kann, ob es überhaupt möglich sein 
wird, eine Mühlenumsatzsteuer für das ganze Reich durch- 
zuführen. Ich glaube aber auch, daß es gar nicht nötig ist, 
auf diese verfassungsmäßigen Bedenken einzugehen; denn die 
Gründe wirtschaftlicher Natur, die gegen die Einführung einer 
Mühlenumsatzsteuer sprechen, sind meiner Ansicht nach so 
stark, daß man einstweilen die verfassungsmäßigen Bedenken 
ruhig beiseite lassen kann. 

Wenn nun der Herr Abgeordnete Speck aus der Ein- 
gabe der Handelskammer Saarbrücken einen Passus mitgeteilt 
hat, den er für unrichtig bezeichnete, so hat er auf der anderen 
Seite übersehen, zu sagen, daß die überwiegende Mehrzahl 
aller Handelsvertretungen sich gegen die Einführung einer 
Mühlenumsatzsteuer ausgesprochen hat; nur eine verschwin- 
dende Zahl ist für ihre Einführung eingetreten. Von meinem 
Standpunkt aus bin ich überhaupt gegen jede Umsatzsteuer, 
mag dieselbe für das Handelsgewerbe oder. für den in- 
dustriellen Betrieb eingeführt werden sollen; ich bin der 
Meinung, daß bei dem Handelsgewerbe der Umsatz über- 
haupt kein Kriterium für die Rentabilität des Unternehmens 
darstellt, und daß man, wenn man eine Steuer erheben will, 
berücksichtigen muß, daß sie nur genommen werden kann 
von dem, was der Gewerbetreibende gewinnt, und nicht von 
den Umsätzen, die er häufig macht, ohne einen Gewinn zu er: 
zielen, die er vielleicht deswegen macht, um sich vor Schaden 
zu bewahren, oder weil er versucht, dadurch andere, vielleicht 
gewinnbringende Umsätze zu sich heranziehen zu können. 
Im industriellen Betriebe aber hemmt meiner Ansicht nach 
jede Umsatzsteuer, wie sie auch geartet sein mag, den tech- 
nischen Fortschritt, und den technischen Fortschritt zu hemmen 
und zu unterbinden, heißt dem Interesse der ganzen Ent- 
wicklung des Deutschen Reichs entgegenwirken. Auf dem 
Fortschritte der Technik und unserer volkswirtschaftlichen 
Entwicklung beruht die ganze Zukunft des Reichs, und diesen 
technischen Fortschritt nach irgendeiner Richtung hin zu er- 
schweren, ihn unmöglich zu machen, heißt die Grundlagen 
des Fortschritts des ganzen Landes stören. 
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Meine Herren, wollen Sie das konsequent durchführen, 
wollen Sie alle Großbetriebe besteuern, weil sie Großbetriebe 
sind, nun, dann ist die notwendige Konsequenz, daß jeder 
Fabrikbetrieb besteuert werden müßte gegenüber dem Hand- 
werk, demgegenüber er zum großen Teil doch den technischen 
Fortschritt darstellt. Ich glaube nicht, daß Sie diese Konse- 
quenz ziehen wollen, und wenn Sie sie nicht ziehen wollen und 
nur bei einzelnen industriellen Unternehmungen und einzelnen 
Industriezweigen die Umsatzsteuer einführen, dann möchte 
ich Sie doch daran erinnern, daß die Einführung der Waren- 
haussteuer vollständig ihren Zweck verfehlt hat. In keiner 
Beziehung ist durch die Warenhaussteuer irgendeine Hilfe 
dem Mittelstande gebracht worden, dem wir alle helfen möchten, 
in keiner Beziehung sind die Verhältnisse des Mittelstandes. 
dadurch verbessert worden. Wir wissen ja alle, daß die 
Warenhäuser die Umsatzsteuer, die sie zu bezahlen haben, 
abgewälzt haben auf die Industrie, von der sie die Gegen- 
stände kaufen, die sie dem Publikum weiter verkaufen wollen. 
In Sachsen ist sogar ein Antrag gestellt worden, diese Ab- 
wälzung gesetzlich zu verbieten. Es ist das Gegenteil von 
dem erreicht worden, was erreicht werden sollte: nicht die 
Warenhäuser sind geschädigt worden, sondern die Industrie. 
Genützt worden ist niemandem, auch nicht dem Mittelstande. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Roesicke — und das 
zu hören, war mir auch außerordentlich interessant — gefragt: 
was ist denn der Zweck der Müllerei? Er sagt, die Groß- 
müllerei tue weiter nichts, als was der Großkapitalismus über 
haupt tue, nämlich, er bringe zum Ausdruck die Sucht des 
Kapitalismus, sich Platz zu machen, um die anderen zu töten, 
zwecklos nur das Faustrecht zu üben. Nun, meine Herren, 
demgegenüber frage auch ich: was ist denn der Zweck der 
Müllerei? Ich bin der Meinung, der Zweck der Müllerei, 
vom großen, allgemeinen Gesichtspunkt aus betrachtet, 
ist, billiges Mehl und infolgedessen billiges Brot für 
das Volk zu schaffen, soweit die Müllerei dabei überhaupt 
in Betracht kommt. Und wo liegt denn.da nun das Faust- 
recht, wenn diejenigen, die die nötige Tatkraft, die nötige 
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Einsicht haben, sich für den Betrieb ihres Unternehmens den 
Platz aussuchen, an dem sie am besten diesem Zweck dienen 
können, und wenn andererseits demjenigen, der das tut, nun= 
mehr durch eine Umsatzsteuer dies unmöglich gemacht, und 
er um die Früchte seiner Tatkraft und Einsicht gebracht wird? 
Wo dadasFaustrecht liegt, das zu beurteilen, überlasse ich Ihnen. 

Der Herr Abgeordnete Neuner hat selbst anerkannt, 
daß sich die Mühlen nach dem Platze hinziehen, wo sie am 
besten in der Lage sind, ihr Gewerbe zu betreiben. Er hat 
uns, wenn ich nicht irre, das Beispiel eines Mühlenbesitzers 
in Württemberg angeführt, der nach Mannheim gezogen sei, 
um dort seine Mühle in Gang zu setzen und zu betreiben. 
Nun, meine Herren, ich glaube, das können Sie niemandem 
übelnehmen. Ich glaube, das Bestreben, da zu arbeiten, wo 
man wirtschaftlich am besten arbeiten kann, sollte unterstützt, 
nicht aber unterbunden werden durch gesetzgeberische Maß- 
nahmen, wie sie hier vorgeschlagen werden. 

Nun ist ja der Rückgang der Zahl der Müllereibetriebe 
eine Tatsache. Sie ist uns auch durch den Herrn Direktor 
im Reichsschatzamte vorhin noch mit Zahlen nachgewiesen 
worden; die Zahlen selbst bedürfen daher einer Wiederholung 
nicht. Der Rückgang der kleinen Müllereibetriebe und auch 
der mittleren, soweit sich das aus den Zahlen des Herrn 
Direktors im Reichsschatzamte ergab, ist außerordentlich be- 
dauerlich, und wenn der Herr Kollege Speck gemeint hat, 
sein Antrag entspringe einem guten Herzen und einem Wohl- 
wollen für diesen Teil des Mittelstandes, so kann ich ihm 
sagen: unser Herz schlägt ebenso laut für diesen Mittelstand 
im Müllereibetrieb wie das seinige. Aber wir unterscheiden 
uns in einem sehr wichtigen Punkt von dem Herrn Kollegen 
Speck. Der Herr Kollege Speck sagt uns: auf anderen Ge- 
bieten haben wir gesehen, daß die Staffelsteuer nichts genützt 
habe; trotzdem will er dasselbe Mittel auch auf das Müllerei- 
gewerbe übertragen. Nun, meine Herren, ich meine, wenn 
man eine Maßregel, die sich anderweitig nicht bewährt hat, 
auf ein anderes Gewerbe überträgt und ihm sagt: dadurch 
kann dir genützt werden, — so halten wir das nicht für die 
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richtige Art, dem Mittelstande zu helfen. Auch wir sind der 
Meinung, daß, wenn es ein Mittel gibt, den kleinen und 
mittleren Müllereibetrieben aufzuhelfen, dieses Mittel ergriffen 
werden soll. Aber das dürfen keine untauglichen Mittel sein, 
das dürfen keine Mittel sein, von denen wir wissen, daß sie 
sich auf anderen Gebieten nicht als nützlich, sondern eher 
als schädlich erwiesen haben. Deswegen verzichten wir darauf, 
diesem Teile des Mittelstandes vorzuerzählen, daß ihm durch 
dieses Mittel genützt werde. Wir sind der Meinung, es wird 
ihnen nicht genützt, und wir sagen ihnen das auch offen. 
Vielleicht gibt es andere Mittel, und wir sind gern bereit, in 
die Erwägung einzutreten, ob etwa auf dem Wege einer 
anderen Tarifierung den kleineren und mittleren Müllereien 
geholfen werden kann. Diese Frage will ich im Augenblick 
nicht entscheiden, sie steht auch nicht auf der Tagesordnung, 
und deswegen werden wir alle nicht in der Lage sein, uns 
eingehender darüber zu äußern. Aber wenn auf irgendeinem 
gangbaren und von vornherein als nützlich erkannten Wege 
den kleinen und mittleren Müllereien geholfen werden kann, 
ohne auf der anderen Seite viel größeren Schaden anzurichten, 
dann können Sie sich darauf verlassen, daß wir mit Ihnen 
bereit sind, das zu tun. 

Welches sind denn nun aber die Gründe, die den Rück- 
gang in der Zahl der Müllereibetriebe herbeigeführt haben? 

Ich sehe zunächst von den Lohnmühlen ab. Diese 
Lohnmühlen, die auf den einfachsten und primitivsten Betrieb 
abgestimmt sind, kommen, glaube ich, bei der Frage, die uns 
heute beschäftigt, nicht so sehr in Betracht wie diejenigen 
Mühlen, die schon aufgehört haben, Lohnmühlen zu sein und 
den Anfang zu Handelsmühlen gemacht haben. Den Lohn- 
mühlen wird, so sehr ich es bedaure, wenn ein Teil derselben 
leiden muß, kaum geholfen werden können, seitdem auch die 
Landwirtschaft dazu übergegangen ist, nicht mehr den Lohn- 
mühlen das Futterschroten zu übertragen, sondern das Ge- 
treide zu verkaufen und dagegen fertige Futtermittel zu kaufen. 
Ich brauche in dieser Beziehung nur zu erinnern an die Kleie, 
die zollfrei in das Deutsche Reich eingeht. 
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Wenn also die Lohnmühlen in dieser Frage kaum in Be= 
tracht kommen, so sind es die kleinen und mittleren Handels= 
mühlen, die hier zur Verhandlung stehen. Nun muß ich offen 
gestehen, ich habe in der ganzen wirtschaftlichen Entwicklung 
keine andere Erfahrung gemacht, als daß aus den kleinen und 
mittleren Betrieben sich allmählich große und größte Betriebe 
entwickeln, und daß mit dieser Entwicklung der technische 
und wirtschaftliche Fortschritt zusammenhängt, der von den 
größeren und größten Betrieben gemacht wird, ein technischer 
und wirtschaftlicher Fortschritt, der darin zum Ausdruck kommt, 
daß in der Massenfabrikation eine Verbilligung der Herstellungs= 
kosten herbeigeführt wird. Diese Verbilligung der Herstellungs= 
kosten ist eines der wichtigsten Momente in unserer ganzen 
Volkswirtschaft, und wir dürfen uns nicht darüber beschweren, 
daß wir auch im Müllereibetriebe sehen, wie sich der Zug 
zum Großbetriebe immer weiter entwickelt, wenn wir sehen, 
daß gleichzeitig damit eine Verbilligung der Herstellungs- 
kosten und eine Verbesserung der technischen Verhältnisse 
eintritt, eine Entwicklung, der wir nach keiner Richtung hin 
einen Stein in den Weg legen sollten. 


Wenn aber die kleinen und mittleren Müllereibetriebe 
sich in einem gewissen Umfange vermindert haben, so ist 
das ferner auf einige andere Momente zurückzuführen, auf 
die der Herr Direktor im Reichsschatzamt hingewiesen hat. 
Es ist darauf hingewiesen, daß die Wasserkraft besser ver- 
wendet werde, daß an Stelle der Wasserkraft für Mühlen 
Wasserkräfte für städtische Wasserleitung, für Elektricität usw. 
treten. All diese Momente lassen die Schrecken, die an die 
Wand gemalt worden sind, milder erscheinen. 


Was ist dagegen einzuwenden, daß die Entwicklung zum 
Großbetrieb in der Müllerei stattgefunden hat, und daß 
das eingetreten ist, was auch in anderen Industriezweigen sich 
geltend macht, daß diejenigen, die die größten Betriebe leiten, 
auch imstande sind, die billigsten Herstellungskosten herbei 
zuführen? Alles spricht dafür, daß dieser wirtschaftliche 
Prozeß sich im Interesse der Allgemeinheit auch bei der 
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Müllerei bewährt hat; denn niemand kann leugnen, daß die 
fabrikmäßige und massenhafte Herstellung eines großen Pro- 
duktionsartikels verknüpft ist mit einer Herabminderung der 
Produktionskosten. 

Nun müssen wir nach Deutschland Getreide einführen, 
nicht nur um unsere Bevölkerung zu ernähren, sondern 
auch weil das deutsche Getreide nicht immer geeignet ist, 
ein Mehl herzustellen, das den Bäckern und Konsumenten 
ein solches Brot gibt, wie es das Publikum nun einmal zu 
haben wünscht. Es ist deshalb notwendig, daß eine Mischung 
von ausländischem und inländischem Getreide stattfindet; 
denn nur durch eine solche kann diejenige Qualität Brot 
hergestellt werden, die dem Geschmack des Publikums ent- 
spricht, und auf diesen Geschmack muß doch auch ein klein 
wenig Rücksicht genommen werden. Hierfür sind die großen 
Müllereien nach meiner Ansicht unentbehrlich. Die Klein 
müllereien sind nicht in der Lage, die Mischung in dieser 
Weise herzustellen. Sie können es auch nicht, weil ihnen 
nicht die Bezugsquellen zur Verfügung stehen, wie den 
großen Müllereien, und weil sie gegenüber den großen Fabrik- 
betrieben auch zum Teil nicht die technischen und kauf- 
männischen Einrichtungen besitzen, um dies zu tun. Es ist 
aber auch für die deutsche Landwirtschaft ein Vorteil damit 
verknüpft. Denn dieses Mischen des deutschen Getreides 
mit geeignetem ausländischen erhöht den Wert des ersteren; 
ohne eine solche Mischung würde das deutsche Getreide 
einen geringeren Wert haben, als wenn es, gemischt mit dem 
entsprechenden ausländischen Getreide, eine gute Qualität 
Mehl und infolgedessen auch eine gute Qualität Brot zu 
liefern imstande ist. Nur durch die Großbetriebe ist ferner 
die sichere Gewähr gegeben, daß eine geeignete Ernährung 
des Volkes sichergestellt wird. Hier bin ich allerdings mit 
dem Herrn Kollegen Speck nicht derselben Meinung. Der 
Herr Kollege Speck hat diese Mischung des Getreides als 
durchaus nicht notwendig bezeichnet. Ich bin der Meinung, 
daß diese Mischung eine unumgängliche Notwendigkeit ist, 
und daß wir dem Großmüllereibetriebe dankbar dafür sein 
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können, wenn er diese Mischung herbeiführt und daher zur 
geeigneten Ernährung des Volkes beiträgt. 


Ich will Ihnen aber noch einen Fall anführen, der so 
recht deutlich beweist, wie die Großmüllerei ihre Aufgabe in 
der besten Weise erfüllt hat, in einer Weise, in welcher die 
kleinen und mittleren Müllereibetriebe es zu tun nicht imstande 
sein würden. Ich entnehme das einer Schrift, die mir erst 
vor kurzem, ich glaube, aus Posen, in die Hände gekommen 
ist. Da heißt es: 


Im Jahre 1901 hatte Deutschland eine schwache Ernte 
in Roggen und Weizen. Im Sommer 1902 waren die 
inländischen Bestände ziemlich geräumt; die Aus- 
sichten für die neue Ernte waren aber sehr günstig, 
so daß sich die kleinen und mittleren Mühlenbetriebe 

keine Vorräte zulegten. Als nun während der Ernte 
lang andauerndes regnerisches Wetter eintrat, waren 
die kleinen und mittleren Mühlenbetriebe nicht in 
der Lage, zu mahlen; denn soweit sie inländisches 
Getreide erhielten, war es feucht und kaum mahlbar. 
Fs wäre geradezu eine Mehlnot eingetreten, wenn 
nicht die Großmüllerei im regelmäßigen Gange ihres 
Geschäfts für Ergänzung ihrer Getreidevorräte durch 
rechtzeitigen Bezug aus dem Auslande gesorgt und 
Mehl geliefert hätte. Dieser Vorgang 


— es handelt sich um eine Zeit von etwa sechs Wochen — 


hat den Beweis geliefert, daß die Großmühlen über- 
haupt nicht mehr entbehrt werden können, weil die 
kleinen Mühlenbetriebe fast ganz auf das Ergebnis 
der inländischen Ernte angewiesen sind. 

Es ist dann von verschiedenen Seiten auf die Er- 
nährung des Volkes und der Armee im Falle eines 
Krieges hingewiesen und die Behauptung aufgestellt 
worden, daß gerade durch den Großmüllereibetrieb die 
Ernährung des Volkes und der Armee im Falle eines 
Krieges in Frage gestellt werden würde. Ich bin der 
‚diametral entgegengesetzten Meinung. Ich bin der Meinung, 
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daß es ım Falle des Ausbruchs eines Krieges gar nicht 
möglich sein wird, auf dem Wege der kleinen und mittleren 
Müllereien sofort die Quantitäten Mehl zur Verfügung zu 
stellen, die zur Verproviantierung der Armee erforderlich. 
sind, und das kommt meines Erachtens daher, daß einen 
dauernd großen Bestand an Getreide und an Mehl nur die= 
jenigen Großmüllereien haben, die dauernd einen großen 
Betrieb aufrechterhalten. Nur dadurch, daß diese großen 
Betriebe dauernd aufrechterhalten werden, daß mit großen 
Mitteln, auch mit großen Quantitäten von Getreide gearbeitet 
wird, können im gegebenen Moment sofort auch große 
Quantitäten Mehl der Armee und dem Lande zur Verfügung 
gestellt werden. Diese erst aus allen Ecken und Enden von 
den kleinen Mühlen herbeizuholen, erfordert viel zu viel 
Zeit, und nur auf dem Wege der Großmüllerei kann hier 
dem ersten Ansturm begegnet werden. 

Es wird uns dann weiter vorgeführt: wenn die Groß- 
müllereien nun weiter fortfahren, sich auszudehnen, wenn 
die kleinen und mittleren Müllereien aufhören, und nur noch 
die großen vorhanden sein werden, dann wird ja die Trust- 
bildung eine außerordentlich leichte sein, wir werden vor 
einem Mehlring stehen, und dieser Mehlring wird uns die 
Preise diktieren. Zunächst ist es davon ja noch sehr weit 
entfernt, wie die Zahlen des Herrn Direktors im Reichs- 
schatzamt uns ja schlagend nachgewiesen haben. Ich glaube 
nicht daran, daß sich unter den Verhältnissen, wie wir sie 
jetzt haben, auch nicht unter absehbaren künftigen Ver- 
hältnissen, ein solcher Mehlring wird bilden können, und 
wenn sich ein solcher Mehlring bilden sollte, nun, meine 
Herren, dann können Sie mir glauben, wird so viel deutsches 
Kapital vorhanden sein, um sofort in eine Konkurrenz gegen- 
über einem derartigen Mehlring einzutreten, daß wir nicht 
nötig haben, uns jetzt graulich machen und uns zu Maß-. 
regeln bringen zu lassen, die nur von einer unbestimmten 
und blassen Furcht eingegeben sind. 

Es gibt aber noch einen anderen Weg — das möchte 
ich namentlich dem Herrn Kollegen Speck und dem Herrn 
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Kollegen Roesicke sagen —, dafür zu sorgen, daß keine Not 
an Getreide und an Mehl im Deutschen Reich eintrete, und 
das wäre, wenn nicht künstlich dafür gesorgt würde, daß 
wir Getreide exportieren, wenn wir diesen Export gar nicht 
‚nötig haben. Das kann ja in Friedenszeiten ohne Schaden 
für die Ernährung des Volkes geschehen, das gebe ich Ihnen 
zu. Im Falle eines Krieges aber können die mehreren hundert- 
tausend Tonnen Getreide, die auf diesem künstlichen Wege 
ins Ausland geschafft werden, sehr wesentlich dazu beitragen, 
eine Mehl- und eine Brotnot in Deutschland für eine gewisse 
Zeit herbeizuführen. 

Die Vorteile, die sich aus der Großmüllerei ergeben, 
und die ich gerade gegenüber den Behauptungen hervor- 
heben muß, daß in der Großmüllerei gegenüber den kleinen 
und mittleren Betrieben ein Vorteil nicht besteht, erschöpfen 
sich hiermit noch nicht. 

. Aus den Beratungen der Kommission für Arbeitsstatistik 
ist hervorgegangen, daß auch in dieser Körperschaft aus» 
drücklich betont worden ist, daß nach den angestellten 
Untersuchungen in den größeren Mühlenbetrieben durch 
die besseren sanitären Verhältnisse und durch die kürzere 
Arbeitszeit sich für die Arbeiter ganz wesentliche Vorteile 
vor den kleineren Betrieben ergeben haben, und dazu 
kommen dann noch die hygienischen Vorteile des Groß« 
betriebes, der von der Reinigung des Getreides an bis 
zur Ablieferung der Fabrikate durch Absaugung des Staubes 
für Reinhaltung der Luft sorgt, was in der Tat in den 
kleineren Mühlen nicht möglich ist, was aber für den Groß- 
betrieb im allgemeinen und für die Gesundheit der Arbeiter 
von außerordentlichem Vorteil und nicht zu unterschätzender 
Bedeutung ist. 

Nun ist bereits von den anderen Herren Rednern 
hervorgehoben worden, daß man in Bayern schlechte Er» 
fahrungen mit der Mühlenumsatzsteuer gemacht habe, und 
daß diese hauptsächlich darauf zurückzuführen sei, daß die 
'Mühlenbetriebe in Bayern nach dem Auslande auswanderten, 
oder daß sie einen Teil des Getreides oder Mehls, welches 
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sie zur Mischung mit ihrem Mehl gebrauchten, aus dem 
Ausland beziehen, daß also die Steuer auf das vermahlene 
Quantum ein Schlag ins Wasser gewesen sei; deswegen soll 
nun eine Reichsumsatzsteuer herbeigeführt werden. 


Aus dem Gutachten, das die Handels» und Gewerbe- 
kammer in München in dieser Beziehung erstattet hat, geht 
dasselbe hervor. Aber ich möchte doch den Schlußsatz 
‘dieses Gutachtens vorlesen, welcher lautet: „die Mühlen- 
umsatzsteuer hat die Konkurrenzfähigkeit der kleineren Be- 
triebe nicht verbessert und die der Mittelbetriebe ver- 
schlechtert.“ Meine Herren, die alte Erfahrung, die bei 
allen Umsatzsteuern bisher stets gemacht worden ist: den 
Kleinen will man helfen — das tut man auf dem Wege, 
daß man die Großen schädigt. Dann sieht man ein, daß 
man vielleicht letzteres erreicht, ersteres aber in keinem 
Falle und in keiner Weise. Das ist eine Gesetzgebung, die 
dann auf die Liebe für den Mittelstand zurückgeführt wird, 
in der Tat aber doch vielleicht noch einige andere Gründe 
hat, die ich nur angedeutet haben möchte. 


Nun ist die Frage weiter: wenn diese Muh 
steuer eingeführt wird, welche Wirkung wird sie auf die 
großen Mühlenbetriebe haben, die diese Steuer treffen soll? 
Da komme ich doch zu der Anschauung, daß die großen 
Mühlenbetriebe eben eine derartige Umsatzsteuer überhaupt 
nicht tragen können. In der Statistik ist zu lesen, daß im 
Jahre 1904 die sämtlichen Mühlenbetriebe, die in Form von 
‚Aktiengesellschaften betrieben worden sind, eine Dividende 
‚von 3,56 Prozent erbracht haben, im Jahre vorher 2,88,. im 
Jahre 1902 1,47, im Jahre 1901 3,09, im Jahre 1900 4,50, 
und wenn in den letzten Jahren etwa eine Steigerung der 
Dividenden dieser Aktiengesellschaften, die Mühlen betreiben, 
eingetreten sein sollte, so wird sie jedenfalls nicht von solcher 
Bedeutung sein, daß der Durchschnitt der Dividenden für 
‚die Großmühlenbetriebe den gewöhnlichen Zinsfuß: eines 
nur schwach rentierenden industriellen Unternehmens über- 
stiege. Schon aus diesen Zahlen geht deutlich hervor, daß 
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die Großmühlen nicht imstande sind, derartige Steuern auf 
' sich zu nehmen, wie sie von ihnen verlangt werden. 


In dieser Beziehung möchte ich gegenüber dem Herrn 
Kollegen Speck folgendes erwähnen. Er sagt, die Müllerei 
.zöge nicht aus dem Müllereibetriebe ihren Nutzen, sondern 
aus der Getreidespekulation. Nun, soweit die Aktiengesell- 
schaften in Betracht kommen, kommt auch dieser Nutzen 
aus der Spekulation in Getreide, wenn ein solcher vorhanden, 
eben in der Dividende zum Ausdruck; inwieweit die private 
Müllerei hauptsächlich aus der Getreidespekulation ihren 
Nutzen zieht, vermag ich nicht zu beurteilen; vielleicht ist 
Herr Kollege Speck in der Wr uns etwas Authentisches 
darüber mitzuteilen. 


' Wenn nun der Herr Kollege Roesicke uns einen Vor- 
schlag gemacht hat, der dahin geht, daß unter staatlicher 
Kontrolle — so habe ich ihn wenigstens verstanden — er- 
mittelt werden solle, wieviel Tonnen jede Mühle im letzten 
Jahre verarbeitet hat, und bei Annahme von 300 Arbeits- 
tagen hiernach die durchschnittliche Tagesleistung fest- 
gestellt und dann, um eine angemessene Staffelung zu 
erzielen, die Zahl der Tagesleistung zum Quadrat erhoben 
werden soll, und daß man so in Pfennigen den Steuerbetrag 
pro Tag erhalte, so muß ich sagen, daß dieser Vorschlag, 
der, soviel ich weiß, schon früher von anderer Seite gemacht 
worden ist, außerordentlich unschuldig klingt; aber wenn 
man sich ans Rechnen begibt, kommt man doch dahin,. daß 
sich schließlich eine Summe ergibt, die allerdings meiner 
Ansicht nach die Steuer zu einer Erdrosselungssteuer machen 
würde. Denn es würde eine Mühle, die 60000 Tonnen 
Jahresleistung hat, also 200 Tonnen täglich vermahlt, 
120000 Mark und eine solche von 120 000 Tonnen Jahres- 
leistung 480000 Mark an Steuer zu tragen haben. Ich habe 
diesen Vorschlag bisher immer für einen Scherz gehalten und 
würde es auch noch tun, wenn nicht der Kollege Roesicke 
diesen Vorschlag — so habe ich den Vorschlag wenigstens 
verstanden — auch jetzt wieder vorgebracht hätte. 
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Nun, meine Herren, möchte ich zum Schluß noch eines 
sagen: das Ende vom Liede ist meiner Ueberzeugung nach, 
daß durch die Einführung einer Mühlenumsatzsteuer eine 
Verteuerung des Mehls und infolgedessen eine Verteuerung 
des Brotes eintritt. Die Herren Kollegen Speck und Roesicke 
verwahren sich dagegen, und das finde ich auch ganz 
natürlich; aber Sie werden es ebenso natürlich finden, wenn 
ich meine Argumentation so mache: der ganze Zweck der 
Umsatzsteuer kann doch nur der sein, daß den kleinen und 
mittleren Mühlenbetrieben die Möglichkeit gegeben wird, 
einen höheren Gewinn aus ihrer Industrie zu ziehen, d. h. 
an dem Mehl, das sie herstellen, einen größeren Gewinn zu 
machen, als sie es augenblicklich tun können. Denn nur 
dann, wenn die kleineren und mittleren Betriebe einen höheren 
Gewinn machen, kann ihnen in der Weise, wie es geschehen 
soll, geholfen werden. Damit ist aber notwendigerweise eine 
Verteuerung des Mehls verbunden, und ich glaube, der Herr 
Kollege Speck hat sich auch in dem Sinne ausgesprochen, 
wenn er auch auf die ja jetzt in der Luft schwebenden 
Schiffahrtsabgaben angespielt hat. Meine Herren, die Schiff- 
fahrtsabgaben sind erfunden worden von jenen, die das 
Getreide noch mehr zu verteuern wünschen, als es augen- 
blicklich der Fall ist. Die Schiffahrtsabgaben werden also 
nach derselben Richtung hin wirken, nach der die staffels 
förmige Mühlenumsatzsteuer nur wirken kann. 

Wenn Herr Kollege Speck gesagt hat, man sollte auch 
an die sozialen Lasten denken, die so schwer von der Industrie 
getragen werden, dann bin ich der Meinung, daß diese 
sozialen Lasten getragen werden müssen, aber nur getragen 
werden können, wenn unserem Gewerbe nach jeder Richtung 
hin Ellenbogenfreiheit gegeben wird, wenn der technische 
Fortschritt nicht gehemmt, sondern unterstützt wird, wenn 
unserem Gewerbe nicht bei jeder Gelegenheit Daumen- 
schrauben angesetzt werden und dadurch eine Erschwerung 
und Verteuerung des Gewerbebetriebs herbeigeführt wird. 

Meine Herren, vom Mittelstande haben wir heute 
außerordentlich viel gehört. Ich werde nichts sagen, was irgend- 
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wie darauf hingedeutet werden könnte, als stünden die Wahlen 
vor der Tür; aber ich weiß, daß ich dem Mittelstande nur 
dadurch helfen kann, wenn ich ihm billige Lebensbedingungen 
verschaffe, nicht aber, wenn ich ihm die notwendigen Lebens- 
bedingungen verteuere, und ein Stein in diesem Gebäude 
der Verteuerung sind die Anträge, über die wir heute zu 
beraten haben. 
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Münzgesetz. 
(Nr. 42 und 43.) 
Vorbemerkung. 


In einem dem Reichstage im Jahre 1904 vorgelegten 
Gesetzentwurf (Nr. 280 der Reichstagsdrucksachen 
11. Legislaturperiode I. Session) wurden einige, nicht 
sehr erhebliche Aenderungen des Münzgesetzes vom 
9, Juli 1873 vorgeschlagen. Die Kommission, welche das 
Gesetz nach der ersten Lesung im Plenum weiter beriet, 
nahm eine Bestimmung auf, durch welche zum Ersatz 
des eingezogenen Talers ein Dreimarkstück als Scheide: 
münze in das deutsche Münzsystem eingefügt wurde. 
Trotzdem der Staatssekretär des Schatzamtes Freiherr 
von Stengel sich bei der zweiten und dritten Lesung 
des Gesetzes entschieden gegen diesen Beschluß aussprach, 
weil er einen Bruch mit dem Dezimalsystem bedeute, 
das unserem Münzwesen zugrunde liege, wurde er vom 
Reichstage angenommen. Bei der dritten Lesung am 
14. Juni 1904 hatte sich auch der Abgeordnete Kaempf 
gegen diese Einfügung ausgesprochen und dabei hervor- 
gehoben, daß ein Bedürfnis des Verkehrs nach der 
beantragten neuen Scheidemünze nicht vorliege. Der 
Bundesrat verweigerte den Beschlüssen des Reichstages 
seine Zustimmung, so daß das Gesetz nicht in Kraft trat. 


Mit Rücksicht auf den von der Mehrheit des Reichs- 
tages ausgesprochenen Wunsch nach Einführung eines 
Dreimarkstückes veranstaltete das Reichsschatzamt eine 
Umfrage über diese Frage. Das Ergebnis teilte es dem 
Reichstage durch eine am 9. Mai 196 vorgelegte 
Denkschrift mit “(Nr. 398 der Reichstagsdrucksachen 
11. Legislaturperiode II. Session). Die weitaus größte 
Zahl der angefragten Handelskammern verneinte das 
Bedürfnis nach einem Dreimarkstück, während von den 
Landwirtschaftskammern sich der größere Teil dafür 
aussprach. 
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Durch einen dem Reichstage im Jahre 1908 vorgelegten 
neuen „Entwurf eines Gesetzes, betreffend Aenderungen 
im Münzwesen“ (Nr. 797 der Reichstagsdrucksachen, 
12. Legislaturperiode I. Session) wurde unter anderem 
die Einführung eines 25 Pfennig-Stückes und die Er- 
höhung der Kopfquote von Silbermünzen von 15 auf 
20 Mark vorgeschlagen, von der Einführung eines Drei: 
markstückes wurde aber wieder abgesehen. Bei der 
zweiten Lesung des Gesetzes am 1. Mai 1908 wurde auf 
einen Antrag Raab-Hennig-Arendt (Nr. 889 der 
Reichstagsdrucksachen) dem Entwurf wieder eine das 
Dreimarkstück einführende Bestimmung eingefügt. Im 
Gegensatz zu seinem Vorgänger erklärte der Staatssekretär 
des Reichsschatzamts Sydow, daß die Einführung eines 
Dreimarkstückes in das deutsche Münzsystem, zumal es 
nur als Scheidemünze in Betracht käme, keine Frage von 
prinzipieller Bedeutung sei.*) Das Gesetz wurde vom 
Reichstag mit der in zweiter Lesung beschlossenen Ein- 
fügung in dritter Lesung angenommen und fand in dieser 
Form auch die Zustimmung des Bundesrates. Den Be- 
denken der Freisinnigen Fraktionsgemeinschaft gegen die 
Einführung des Dreimarkstückes gab bei der zweiten 
Lesung am 1. Mai 1908 der Abgeordnete Kaempf Aus- 
druck (Rede Nr. 45). Er wies gleichzeitig auf die Ge- 
fahren einer übermäßigen Silberausprägung hin, wie er 
‘dies auch schon bei der ersten Lesung am 31. März 1908 
getan hatte (Rede Nr. 42). MR 

Eine Neuredigierung des Münzgesetzes wurde durch 
das Gesetz vom 1. Juni 1909 vorgenommen. 


Rede im Reichstag am 31. März 1908. 
(Nr. 42.) 


Meine Herren, der Herr Reichsschatzsekretär hat die 
Vorlage eine harmlose genannt. Ich kann ihm in dieser Be- 
ziehung nicht ganz beipflichten. Ich bin der Meinung: die 
Vorlage zerfällt in zwei Teile, einen harmlosen, und einen, 
ich will nicht sagen harmvollen, aber doch sehr ernsten. 


*) Stenographischer Bericht der Reichstagssitzung vom 1, Mai 1908 
Seite 4976. 


Der harmlose Teil betrifft dass Fünfundzwanzig- 
pfennigstück, über das ich nicht viele Worte verlieren 
werde. Ich bin der Meinung, daß man dem Verkehr solche 
Münzen zur Verfügung stellen muß, wie der Verkehr sie 
verlangt; und daß nach einem Fünfundzwanzigpfennigstück 
ein Bedürfnis vorliegt, ist durch die zahlreichen Petitionen, 
die vorliegen, durch die zahlreichen Aeußerungen von Handels- 
kammern usw. hinreichend bewiesen — auch für den Fall, 
daß in Süddeutschland das Bedürfnis für ein Fünfundzwanzig= 
pfennigstück nicht vorhanden ist. 

Das einzige Moment, das bei dem Fünfundzwanzig- 
pfennigstück in Frage kommt, ist lediglich die Form desselben, 
und ich bin allerdings der Meinung, daß wir uns über die 
Form und das Aeußere des Fünfundzwanzigpfennigstücks in 
der Kommission werden verständigen müssen, ehe wir der 
Vorlage der Verbündeten Regierungen auch in dieser Be= 
ziehung zustimmen können. 

Was dagegen den zweiten Teil der Vorlage anlangt, 
nämlich der Umfang der Ausprägung von Reichssilber- 
münzen, so kann ich den Ausführungen, die hier seitens 
des Herrn Staatssekretärs des Reichsschatzamts und auch von 
einigen der Herren Abgeordneten gemacht worden sind, nicht 
unbedingt beipflichten. Einer der Herren Vorredner hat aus- 
geführt: wer kehrt sich daran, ob unsere Währung eine 
hinkende oder eine reine Goldwährung ist. Ich glaube, vom 
Standpunkt des internationalen Kredites Deutschlands aus 
betrachtet, ist diese Frage eine sehr wichtige. Auf Frankreich 
hat vorhin einer der Herren Vorredner hingewiesen und ge- 
meint, jedermann nehme doch die Tausendfrankennote und 
kümmere sich nicht darum, daß sie von der Bank von Frank- 
reich gegen Silber eingelöst werden könne. In der Beziehung 
irrt sich der Herr Vorredner. Sie kann allerdings von der 
Bank von Frankreich in Silber eingelöst werden; aber ihr 
Kredit besteht darin, daß jedermann weiß, daß er, sei es aus 
der Bank, sei es aus dem Verkehr, für die Tausendfranken- 
note 1000 Franken in Gold bekommen kann. Wenn Herr 
Graf Kanitz früher einmal ausgerufen hat: mit der Tausend- 
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frankennote kommt man durch die ganze Welt, so beruht 
das darauf, daß jedermann, der eine Tausendfrankennote hat, 
sicher ist, dafür Gold zu bekommen. Das liegt an dem 
großen Reichtum Frankreichs, liegt daran, daß es nicht nur 
in der Bank wesentlich mehr Gold hat als wir, sondern auch 
im Verkehr mit Gold gesättigt ist. Wir aber, die wir weniger 
reich an Gold sind, haben alle Veranlassung, den inter- 
nationalen Kredit unserer Banknote hoch zu halten, indem 
wir auch nicht den leisesten Zweifel daran aufkommen lassen, 
daß sie unbedingt von der Reichsbank in Gold eingelöst 
wird. Vom Standpunkt des inneren Verkehrs aus aber ist 
das Gleiche der Falle Ich glaube nicht, daß irgendeiner 
von Ihnen wünschen würde, wenn er auf die Reichsbank 
geht und dort einen Tausendmarkschein präsentiert, daß er 
1000 Mark in Silber bekäme und mit den 2 Beuteln Silber 
auf dem Rücken nach Hause marschieren müßte. 

Es ist ferner behauptet worden, die Frage der erhöhten 
Ausprägung von Silbermünzen habe keinen Zusammenhang 
mit der Währungsfrage. Auch das muß ich bestreiten. 
Der Herr Kollege Dr. Arendt hat sich zwar heute als einen 
Bimetallisten bekannt, was zu sein er vor einer Reihe von 
Monaten noch bestritten hat; aber er hat gleichzeitig erklärt, 
diese Frage hänge mit der Frage des Bimetallismus gar nicht 
zusammen. Die ganze Frage muß, glaube ich, von folgendem 
Gesichtspunkte aus betrachtet werden. Wenn eine vermehrte 
Ausprägung von Silbermünzen stattfindet, so habe ich gegen 
dieselbe nichts einzuwenden, insofern diese Silbermünzen 
nur nach dem Bedürfnis des Verkehrs in das Publikum ge- 
langen. In der Tat besteht augenblicklich eine gewisse 
Knappheit an Reichssilbermünzen, und wir haben die Ver- 
pflichtung, dafür zu sorgen, daß dem Verkehr so viele 
Silbermünzen zugeführt werden, wie er notwendig hat, 
um die Bedürfnisse des Publikums nach Silbermünzen zu 
befriedigen. Wenn dies aber der Fall ist, muß man anderer- 
seits bedenken, daß jede Ueberfüllung des Verkehrs mit 
Silbermünzen nur die eine Folge haben kann, daß das über- 
flüssige Silber in die Reichsbank zurückwandert und da- 
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selbst den Bestand der Reichsbank an Metall vermehrt. 
In dieser Beziehung aber, glaube ich, waltet ein Mißverständnis 
vor, oder die tatsächlichen Verhältnisse sind nicht richtig 
aufgefaßt worden. Es ist behauptet worden, wir hätten 
900000000 Mark Silber ausgeprägt, davon seien zirka 
200 000 000 in der Reichsbank, folglich noch zirka 700 000 000 
im Verkehr, das genüge nicht, man müsse so viel Silbermünzen 
in den Verkehr bringen, daß der Verkehr gesättigt sei. Gleich- 
zeitig ist aber behauptet worden, man müsse die Reichsbank 
so dotieren, daß sie in der Lage sei, allen Nachfragen nach 
Silber zu genügen. Das hieße zweimal dasselbe tun. Wenn 
Sie der Reichsbank so viel Silber geben, daß sie den ganzen 
Verkehr befriedigen kann, brauchen Sie nicht noch so viel 
Silber in den Verkehr zu bringen, wie der Verkehr braucht, 
und wenn in den Verkehr so viel Silber hineinkommt, wie 
der Verkehr braucht, haben Sie nicht nötig, zur Befriedigung 
des Verkehrs die Bestände der Reichsbank zu erhöhen. Hieran 
kann meiner Ansicht nach gar kein Zweifel sein. 

Nun scheint seitens der Verbündeten Regierungen der 
Plan vorzuliegen, nicht nur so viel Silber in den Verkehr zu 
bringen, wie nötig ist für den Verkehr, sondern außerdem 
einen gegen jetzt erhöhten Bestand bei der Reichsbank zu 
schaffen, der für den Verkehr nicht nötig ist. Das geht aus 
der Begründung nicht ganz deutlich hervor; aber aus den 
Worten des Herrn Staatssekretärs des Reichsschatzamts ist es 
mir heute ganz deutlich zum Bewußtsein gekommen, und 
dies ist eine Frage, die in der Kommission eingehend erörtert 
werden muß. Sie hängt offenbar nicht nur mit der Furcht 
vor wirtschaftlichen Krisen zusammen. Darüber wird in der 
Kommission eine Aufklärung gegeben werden müssen. Ich 
habe, wie gesagt, gegen eine Ausprägung von Silbermünzen 
in erhöhtem Umfang nichts einzuwenden, insofern dafür 
lediglich die Bedürfnisse des Verkehrs maßgebend sind; 
insofern aber beabsichtigt wird, die Bestände der Reichsbank 
unnötig mit Silber zu überfüllen, insofern muß ich mich 
gegen diese Absicht wenden. Denn wenn Sie den Verkehr 
mit Silber gesättigt haben und gleichzeitig den Bestand der 
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Reichsbank an Silbermünzen erhöhen, dann wird das Ver: 
hältnis von Gold und Silber in den Kassen der Reichsbank 
für die Notendeckung verschoben, und dadurch in der Tat 
ein Einfluß auf unsere Währungsverhältnisse ausgeübt. Das 
kann auch der Herr Kollege Dr. Arendt nicht bestreiten; 
das kann auch nicht aus der Welt geschafft werden durch 
irgend welche anderen Erwägungen. Jedenfalls ist unsere 
Banknote mehr wert, wenn sie lediglich durch Gold, als 
wenn sie nur zu zwei Dritteln durch Gold und zu einem 
Drittel durch Silber gedeckt ist, und .bei unseren inter- 
nationalen Kreditverhältnissen haben wir darauf die größte 
Rücksicht zu nehmen. 


Ich komme schließlich noch auf einen Punkt, der auch 
von dem Herrn Kollegen Dr. Arendt berührt worden ist; 
das ist die Frage: wo bekommen wir denn das Silber, das 
wir ausprägen wollen, her? Er hat zugegeben, daß wir dieses 
Silber bezahlen müssen, und zwar bezahlen müssen mit Gold, 
indem wir nämlich aus einem Quantum Silber, das wir mit 
50 Prozent in Gold bezahlen, 100 Prozent an Reichssilber- 
münzen prägen, und er hat gemeint, effektives Gold gehe ja 
dafür nicht aus dem Lande, sondern das stelle sich in der 
Zahlungsbilanz dar. Aber, verehrter HerrKollege Dr. Arendt, 
das ist ja beides in der Wirkung ganz dasselbe. Wenn Sie 
kein effektives Gold hinausgeben für das Silber, das Sie im 
Auslande kaufen, dann müssen Sie, statt mit Gold zu bezahlen, 
dies mit Waren tun, die Sie in das Ausland schicken. Dadurch 
wird unsere Zahlungsbilanz verändert, d.h. zu unseren Un- 
gunsten verschlechtert! Wir bekommen dann für den gleichen 
Betrag weniger Gold ins Land hinein. Das ist genau das- 
selbe. Ob Sie eine um 100 Millionen größere passive 
Zahlungsbilanz haben, oder ob Sie 100 Millionen Gold aus 
dem Lande hinausgeben und eine um 100 Millionen bessere 
Zahlungsbilanz haben, ist für die allgemeinen Verhältnisse 
des Landes vollkommen gleichgültig! | 


Das sind alles Punkte, die sich in der Kürze der Zeit 
im Plenum kaum erledigen lassen. Ich bin vollkommen damit 
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einverstanden, daß die Vorlage einer Kommission von 14 Mit- 
gliedern überwiesen wird, damit dort alle diese zum Teil 
‚schwierigen Fragen gründlich behandelt werden. 


Rede im Reichstag am 1. Mai 1908. 
(Nr. 43.) 


Meine Herren, dem Hoch auf den Taler, das soeben 
‘der Herr Abgeordnete Henning ausgebracht hat, kann ich 
nicht zustimmen. Ich meine, die Frage, ob der Taler aus- 
geprägt wird als Dreimarkstück, als Scheidemünze, oder 
nicht, ist nicht von ausschlaggebender Bedeutung für unsere 
Volkswirtschaft. Ich bin allerdings der Meinung, daß auf 
Grund der Enquete, die von dem Herrn Reichskanzler ans 
gestellt worden ist, ein Bedürfnis, ein Dreimarkstück neben 
dem Fünfmarkstück, dem Zweimarkstück und dem Einmark- 
stück einzuführen, nicht vorhanden ist. Wenn ein solches 
Bedürfnis nicht nachgewiesen ist, dann sehe ich auch keinen 
Grund ein, warum man ein derartiges Dreimarkstück nun- 
mehr ausprägen will. Man exemplifiziert immer auf die 
Löhne und sagt, es wäre ein unerträglicher Zustand, einen 
Lohn von acht Mark auszuzahlen in einem Fünfmarkstück, 
einem Zweimarkstück und einem Einmarkstück. Ich sehe 
keine Inkonvenienz darin, wenn ich acht Mark in drei anstatt 
in zwei Silbermünzen bekomme. 


Was das Fünfundzwanzigpfennigstück anlangt, so 
sind die Meinungen über die Nützlichkeit desselben geteilt. 
Ich bin aber der Meinung, daß der Grund, den der Herr 
Abgeordnete Singer angeführt hat, das Lebensmittel und 
andere für den Gebrauch bestimmte Gegenstände verteuert 
würden, wenn ein Fünfundzwanzigpfennigstück eingeführt 
wird, hinfällig ist. Herr Singer könnte in dieser Beziehung nur 
dann recht haben, wenn der Wert des Fünfundzwanzigpfennig- 
stücks nicht durch andere Münzen hergestellt werden könnte. 
Solange Sie aber 25 Pfennige zahlen können durch zwei 
Zehnpfennigstücke und ein Fünfpfennigstück, solange wird 
auch das Fünfundzwanzigpfennigstück eine Verteuerung nicht 


451 


herbeiführen können. Die größere Handlichkeit des Fünf- 
markstücks herbeizuführen, ist außerordentlich erwünscht, 
und ich stimme der diesbezüglichen Resolution durchaus zu. 

Aber diese drei Punkte sind von durchaus nebensäch- 
licher Bedeutung gegenüber dem Art. 2 der Vorlage, der die 
Kopfquote der auszuprägenden Silbermünzen von 15 auf 
20 Mark erhöhen will. Ich habe namens der linksliberalen 
Fraktionsgemeinschaft, wie ich es schon bei der ersten Lesung 
getan habe, nochmals ausdrücklich auf die Gefahren hinzu. 
weisen, die mit der übermäßigen Ausprägung und Inkurs- 
setzung von Silbermünzen verknüpft sind. Der erste Herr 
Redner hat auf Grund des Statistischen Jahrbuchs ein Ber 
denken. bereits angeführt. In Deutschland wurden etwa 
400 000 Kilo Feinsilber hergestellt, und zwar zur kleineren 
Hälfte aus deutschen Erzen und zur größeren Hälfte aus 
ausländischen. Die ausländischen Erze müssen auch schon 
an das Ausland bezahlt werden, und schon für diese aus= 
ländischen Erze müssen wir Gold ins Ausland schicken. 
Nun sagt uns zwar das Statistische Jahrbuch, wieviel Fein- 
silber in Deutschland produziert wird, aber nicht, wieviel 
Feinsilber allein für die deutsche Industrie Verwendung findet. 
Und da stellt es sich nach meinen Erhebungen heraus, daß 
beinahe das ganze Quantum des Silbers, das, aus inländischen 
und aus ausländischen Erzen zusammengenommen, in 
Deutschland produziert wird, für die deutsche Industrie ver- 
wendet werden muß. Wenn nun künftighin Ausprägungen 
von Silbermünzen stattfinden sollen in dem Umfange, wie 
dies in Aussicht genommen ist, so ist es klar, daß das ge= 
samte Silberquantum, das für die Ausprägung dieser Scheide= 
münzen erforderlich ist, aus dem Ausland gekauft werden 
muß. Es ist ziemlich gleichgültig, ob dies durch Kauf von 
Erzen geschieht, die dann in Deutschland zu Feinsilber um« 
gewandelt werden, oder ob wir das Feinsilber in natura aus. 
dem Auslande kaufen. Ich gebe allerdings zu, daß, wenn 
es möglich wäre, so viel ausländisches Erz nach Deutschland 
zu bringen, daß die deutschen Hütten den ganzen Betrag 
von Silber, den wir brauchen, aus diesen ausländischen Erzen 
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bei sich herstellen könnten, dann der Fabrikationsgewinn in 
Deutschland bleiben würde; aber ich glaube kaum, daß die 
deutschen Hütten sich für die verhältnismäßig kurze Zeit, 
während deren die Silberausprägung stattfinden wird, so ein- 
richten können, daß sie in der Lage sind, zu rationellen 
Bedingungen die Verhüttung der Erze und die Gewinnung 
des Feinsilbers aus den ausländischen Erzen herbeizuführen. 
Wir werden daher immer darauf angewiesen sein, im großen 
und ganzen das Silber für unsere Silberprägung aus dem 
Auslande zu beziehen und an das Ausland in Gold zu be- 
zahlen. Ich habe schon in der ersten Lesung einen Einwurf 
des Herrn Kollegen Dr. Arendt zurückgewiesen, der behaup- 
tete, das Gold dafür ginge ja nicht in das Ausland, dies 
regele sich durch die Zahlungsbilanz, und ich habe ihm er: 
widert, daß hierin kein Unterschied liege. Es ist gleichgültig, 
ob der Goldexport im Wege der Zahlungsbilanz ausgeglichen 
wird oder durch direkte Versendung des Goldes ins Ausland. 

Der geehrte Herr Vorredner hat auf die Bankenquete 
Bezug genommen und gemeint, da sei von dem Silber gar 
nicht die Rede. Er hat geglaubt, diesen Mangel ergänzen 
zu müssen, indem er gefragt hat: warum spricht man denn 
nicht, wenn man vom Gold redet, auch vom Silber? Ganz 
richtig, muß ich erwidern, davon wird aber hinreichend ge- 
sprochen. Meine Herren, wenn Sie in Erwägung ziehen, was 
ich soeben ausgeführt habe, wenn Sie mehr Gold im Lande 
behalten wollen, so müssen Sie sich davor hüten, Silber im 
Ausland zu kaufen; sonst müssen Sie eben das Gold, das 
Sie im Lande behalten würden, ins Ausland schicken. 

Nun fragt es sich, um welche Summen es sich handelt. 
Wenn nur die in der Vorlage in Aussicht genommenen 
fünf Mark auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet werden, 
die von neuem ausgeprägt werden sollen, so macht das un- 
gefähr 320 Millionen Mark Silbermünzen aus, und dazu 
brauchen Sie 160 Millionen Mark Gold, um das benötigte 
Silber zu bezahlen. Wenn Sie diese 320 Millionen Mark 
Silbermünzen innerhalb fünf Jahren ausprägen wollen, müssen 


Sie durchschnittlich jedes Jahr 32 Millionen Mark Gold ins 
433 


Kaempf, Reden und Aufsätze. 28 


Ausland senden. Hieraus ergibt sich, daß es unter allen Um- 
ständen notwendig ist, mit den Silberausprägungen in höchst 
vorsichtiger Weise vorzugehen. Es ergibt sich daraus, daß 
Sie, wenn Sie die Silbermünzen in zu schnellem Tempo aus- 
prägen, in demselben Tempo Gold nach dem Ausland geben 
müssen und dadurch die Schwierigkeiten unserer ganzen wirt- 
schaftlichen Lage vergrößern. Diese Schwierigkeiten unserer 
wirtschaftlichen Lage bestehen eben darin, daß wir für das 
Produkt unserer Arbeit, das wir an das Ausland verkaufen, daß 
wir für unseren Export nicht genug Gold hereinbekommen. 

Meine Herren, es mag richtig sein, daß sich im Verkehr 
eine gewisse Knappheit an Silbermünzen herausgestellt hat; 
aber viel schlimmer als eine gewisse Knappheit an Silber- 
münzen ist eine Ueberfüllung des Verkehrs mit Silbermünzen. 
Kein Mensch in Deutschland oder irgendwo anders behält 
mehr Silber in seinem Portemonnaie, als er mit Bequemlich- 
keit mit sich herumtragen kann, und alles überflüssige Silber, 
alle überflüssigen Scheidemünzen werden vom Verkehr ab» 
gestoßen und wandern in die Reichsbank, weil die Reichs» 
bank verpflichtet ist, ‚gegen diese minderwertigen Silber- 
münzen vollwertiges Gold zu geben. Es ergibt sich also 
die natürliche Konsequenz, daß das Silber, das der Verkehr 
nicht festhält, von dem Verkehr in die Reichsbank wandert 
und dort dazu beiträgt, das Verhältnis, in dem Gold und 
Silber zur Deckung der Noten vorhanden sind, zuungunsten 
des Goldes, des vollwertigen Metalls, und zugunsten des 
Silbers, des minderwertigen Metalls, zu verändern. Dies ist 
in der Tat eine gewisse Gefahr für unsere Goldwährung. 
Und wenn der geehrte Herr Vorredner gemeint hat, dafür 
müßte ja eben gesorgt werden, daß das Silber einen höheren 
Wert hätte, so hat er jedenfalls nicht den Weg angegeben, 
auf dem dies möglich ist. Solange das Silber nur 50 Prozent 
Goldwert hat, so lange würde es durchaus ungeeignet sein, 
in den Kellern der Reichsbank zu liegen als Deckung für 
Noten, die in Gold bezahlt werden müssen. 

Angesichts dieser Verhältnisse muß die Zusage, die in 
der Begründung der Vorlage gegeben ist, wörtlich genommen 
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und mit aller Schärfe durchgeführt werden. Ich habe aus- 
drücklich zu erklären, daß meine politischen Freunde der 
Vorlage nur zustimmen in dem Vertrauen, daß diese Zusage, 
die nämlich dahin geht, daß nicht mehr Silber ausgeprägt 
werden soll, als der Verkehr bedarf, auch tatsächlich inne- 
gehalten wird, möge kommen, was da kommen wolle. 


Die Gefahren sind nicht zu unterschätzen, und ich kann 
nicht umhin, zu erklären, daß wir uns mit dieser ganzen 
Vorlage, wenn nicht strikte die Zusage der Verbündeten 
Regierungen innegehalten wird, nur soviel Silbermünzen in 
den Verkehr zu setzen, als der Verkehr gebraucht, auf einen 
außerordentlich gefährlichen Weg begeben. 


Ich möchte noch auf einen Gesichtspunkt aufmerksam 
machen. Zwischen dieser Vorlage und der Vorlage, die wir 
nachher beraten werden — nämlich der Postscheckvorlage —, 
ist ein gewisser Zusammenhang vorhanden. Die augenblick- 
lich zur Beratung stehende Vorlage will eine größere Menge 
von Silbermünzen in den Verkehr bringen, weil der Verkehr 
dessen bedürfte. Die Postscheckvorlage ist ein Teil der Be- 
wegung, die seit Jahr und Tag sich in Deutschland zu meiner 
Freude in sehr großem Umfang bemerklich macht, Gold- 
und auch Silbermünzen im Verkehr entbehrlich zu machen. 
Diesen Zusammenhang bitte ich durchaus zu beobachten. 
Wir werden nachher bei der Postscheckvorlage uns bitter 
darüber zu beschweren haben, daß alles angewandt wird, um 
die Einführung des Postschecks zu erschweren, daß auf diesem 
Wege erschwert wird, daß weniger Silbermünzen ebenso wie 
weniger Goldmünzen im Verkehr gebraucht werden. Es ist 
etwas sehr Bequemes, meine Herren, immer in den Gold: 
beutel zu greifen, das Gold ins Ausland zu schicken, Silber 
dafür zu kaufen, daraus Silbermünzen auszuprägen und sie 
dem Verkehr zur Verfügung zu stellen, und auf der anderen 
Seite ist es eine sehr schwierige Aufgabe, die Gewohnheit 
des deutschen Volkes zu ändern, daß sie weniger Gold- und 
Silbermünzen für die Bedürfnisse des Zahlungsverkehrs 
verwendet. 
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Auf letzteres sollte der Hauptakzent gelegt werden. 
Es ist ganz unmöglich, in der Weise fortzufahren, daß man 
jedes Bedürfnis, das der Verkehr nach Silbermünzen hat, 
sofort durch Ausprägung neuer Scheidemünzen zu be- 
friedigen sucht. Die Hauptaufgabe, die auch seitens der Ver: 
bündeten Regierungen nach allen Richtungen hin verfolgt 
werden muß, besteht darin, die deutsche Bevölkerung daran 
zu gewöhnen, weniger Silbermünzen und weniger Goldmünzen 
zu verwenden. Nur wenn das geschieht, können wir zu einer 
ökonomischen Benutzung unserer Zahlungsmittel kommen; 
denn die Benutzung unserer Zahlungsmittel, wie sie jetzt statt- 
findet, ist durchaus unökonomisch. Und ich muß befürchten, 
daß, wenn dem Wunsche des Verkehrs nach immer mehr 
Silbermünzen stattgegeben wird, niemand mehr daran denken 
wird, daß es ein viel besseres Mittel gibt, dem Bedürfnis 
abzuhelfen, nämlich die baren Zirkulationsmittel entbehrlich 
zu machen. 


Es liegt auch noch eine andere Gefahr vor, und das. 
ist der in Aussicht stehende Münzgewinn. Dieser Münz- 
gewinn ist allerdings vorhanden, wenn lediglich soviel 
Silbermünzen ausgeprägt werden, als der Verkehr festhält. 
In dem Augenblick aber, wo mehr Silbermünzen in den 
Verkehr kommen, als der Verkehr gebraucht und behalten 
will, muß dieser Münzgewinn ja wieder herausgezahlt werden; 
denn diese unterwertigen Münzen, an denen der Münzgewinn 
gemacht ist, gehen wiederum in die Reichsbank und müssen 
von ihr mit Gold bezahlt werden. Es ist dann lediglich aus 
der einen Tasche genommen, was man früher in die andere 
Tasche hineingesteckt hat. 


Ich glaube, meine Herren, diese Bedenken sind so 
wichtiger Natur, daß die übrigen Punkte der Vorlage da- 
gegen verschwinden, und ich habe die bestimmte Erwartung 
namens meiner politischen Freunde auszusprechen, daß 
die Verbündeten Regierungen mit Sorgfalt und Eifer dar- 
über wachen werden, daß der Verkehr nun und nimmer- 
mehr mit minderwertigen Scheidemünzen überfüllt werde. 
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Die Gefahren, die sich daraus ergeben, habe ich ge 
schildert, und ich glaube, sie liegen so sehr auf der Hand, 
daß man nicht wachsam genug sein kann, um sie zu ver« 


meiden. 


Bankwesen und Diskont-Politik. 
(Nr. 44 bis 46.) 


Vorbemerkung. 


Nach Artikel 18 des Münzgesetzes vom 9. Juli 1873 
und $ 3 des Bankgesetzes vom 14. März 1875 durften 
Banknoten auf Beträge von weniger als 100 Mark nicht 
ausgegeben werden. An Papierwertzeichen von kleinerem 
Betrage standen dem Verkehr nur die Reichskassenscheine 
von 5, 20 und 50 Mark zur Verfügung, deren Gesamt: 
summe aber auf 120 Millionen Mark festgelegt war. Die 
auf den Kopf der Bevölkerung entfallende Summe dieses 
Papiergeldes verkleinerte sich mit dem Wachstum der 
Bevölkerung so sehr, daß sich im Verkehr ein Mangel 
an ihnen geltend machte. Andererseits schien eine Ver: 
größerung der Gesamtsumme dieses ungedeckten Papier- 
geldes nicht angängig. Die Regierung legte daher dem 
Reichstage im Jahre 1905 einen Gesetzentwurf vor, durch 
welchen die Reichsbank die Genehmigung erhalten sollte, 
Banknoten zu 50 und 20 Mark auszugeben. Wegen des 
Sessionschlusses blieb der Entwurf in der Reichstags- 
kommission, welcher er nach der ersten und zweiten 
Lesung im Plenum überwiesen worden war, unerledigt. 
Die Regierung brachte daher in der nächsten Session 
einen neuen „Entwurf eines Gesetzes betreffend die Aus- 
gabe von Reichsbanknoten von 50 und 20 Mark“ ein 
(Nr. 35 der Reichstagsdrucksachen 11. Legislaturperiode 
II. Session). Die erste Lesung am 22. Januar 1906 führte 
zu einer ausgedehnten Debatte über die Gold und 
Diskontpolitik der Reichsbank, die besonders von den 
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rennen 
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Abgeordneten Graten von Kanitz, Arendt und 
von Kardorff scharf angegriffen wurde. Der Ab- 
geordnete Arendt meinte, der wirkliche Grund für die 
Vorlage sei der, „daß die Reichsbank aus den Schwierig: 
keiten, in denen sie sich befindet, keinen Ausweg mehr 
sieht als diesen, und daß der Gesetzentwurf ihr einen 
erheblichen Vorteil bringen soll“.*) Der Abgeordnete 
von Kardorff erklärte, „daß die Deutsche Reichsbank, 
was die Diskontpolitik anbetrifft, so gewirtschaftet hat, 
daß wir in der Tat auf dem Standpunkt von halb barba- 
rischen Ländern angelangt sind“.**) Der Abgeordnete 
Graf von Kanitz forderte an Stelle der vorgeschlagenen 
Maßnahmen Erhöhung der Gesamtsumme von Reichs» 
kassenscheinen und stärkere Silberausprägung. Zu diesen 
Vorwürfen und Vorschlägen nahm auch der Abgeordnete 
Kaempf Stellung (Rede Nr. 44). Seine Anschauung, daß 
bei der Vorlage von bankfıskalischen Vorteilen für die 
Reichsbank nicht gesprochen werden könne, und daß die 
Lage der Reichsbank nicht einseitig nach ihrem Gold- 
vorrat beurteilt werden dürfe, wurde in der weiteren 
Debatte von dem Reichsbankpräsidenten Koch bestätigt. 
Die Vorlage wurde schließlich in zweiter und dritter 
Lesung von dem Reichstage angenommen. 

Der Ausgangspunkt der soeben erwähnten Angriffe 
gegen die Reichsbankpolitik war der hohe Bankdiskont 
gewesen. Sein Anhalten und weiteres Steigen gab zu einer 
Interpellation des Abgeordneten Grafen von Kanitz 
im Reichstage Veranlassung, an deren Besprechung am 
14. Januar 1908 auch der Abgeordnete Kaempf teilnahm. 

Der andauernd hohe Diskont war auch die Ursache da- 
für,daß die Reichsregierung im Jahre 1908 zur Veranstaltung 
einer Bank-Enquete schritt. Sie berief zu diesem Zweck 
eine Sachverständigen-Kommission, der als Mitglieder 
23 Parlamentarier, Angehörige der Bankwelt, der Industrie 
und des Handels sowie Vertreter der Wissenschaft an 
gehörten, unter ihnen der Abgeordnete Kaempf. Als 
Unterlage für die Beratungen der Kommission und für 
die von ihr vorgenommenen Vernehmungen von Sach» 





*) Stenographischer Bericht vom 22. Januar 1906, Seite 703. 
»») Ebenda Seite 718. 


verständigen diente ein Fragebogen, in welchem in 
fünf Punkten die Möglichkeiten, den Diskontsatz zu be- 
einflussen, zusammengestellt waren. Ein sechster Punkt 
bezog sich auf den Vorschlag einer gesetzlichen Regelung 
der Anlegung von Depositengeldern. 

Die Ergebnisse der Kommissionsverhandlungen*) 
wurden in einem, dem Reichstage am 8. Februar 1909 vor: 
gelegten „Entwurf eines Gesetzes betreffend Aenderung 
des Bankgesetzes“ (Nr. 1178 der Reichstagsdrucksachen, 
12. Legislaturperiode I. Session) verwertet, dessen unmittel- 
bare Veranlassung der am 31. Dezember 1910 bevorstehende 
Ablauf des Reichsbankprivilegs war. Der Entwurf sah 
die Verlängerung für zehn Jahre bis zum 31. Dezember 1920 
vor. Er schlug weiterhin unter anderem die Erhöhung des 
Reservefonds der Reichsbank und des steuerfreien Noten- 
kontingentes von 472,8 Millionen Mark auf 550 Millionen - 
Mark vor. Für die Vierteljahrstermine sollte eine weitere 
Erhöhung um 200 Millionen Mark stattfinden. Ferner 
sollten die Reichsbanknoten gesetzliche Zahlkraft erhalten. 
Die erste Beratung der Vorlage im Reichstage am 17. und 
18. Februar 1909 führte wieder zu einer allgemeinen Aus- 
sprache über die Diskontpolitik der Reichsbank, in welcher 
von Rednern der Rechten auch die alte Forderung der Ver: 
staatlichung der Reichsbank vorgebracht wurde. Als 
Vertreter der Fortschrittlichen Volkspartei beteiligten sich 
daran die Abgeordneten Kaempf (Rede Nr. 45) und 
Mommsen. Nachdem die Vorlage noch einer Kom- 
missionsberatung unterworfen worden war, wurde sie am 
14. Mai in zweiter und am 18. Mai in dritter Lesung vom 
Plenum des Reichstages angenommen. 

In dem Bestreben, die Beanspruchung der Reichsbank 
an den Vierteljahresterminen einzudämmen, bestimmte das 
Reichsbankdirektorium, daß vom Ultimo Juni 1911 ab 
für Lombardierungen bei der Reichsbank, die am ersten 
Werktag des Quartals vorgenommen werden, oder die 
über den Ultimo hinaus laufen, ein Zinszuschlag für 
zehn Tage zu zahlen sei. Diese Maßregel wird in dem 
unter Nr. 46 folgenden, im „Bank-Archiv“ vom 15. No- 
vember 1911 erschienenen Aufsatz besprochen. 


*) Vgl. Stenographische Berichte der Bankenquete 1908, Berlin 1909. 
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Rede im Reichstag am 22. Januar 1906. 
(Nr. 44.) 

Ich knüpfe an die letzten Worte des Herrn Staatssekretärs 
des Innern an, die sich bezogen haben auf den Wunsch des 
Herrn Abgeordneten Dr. Arendt, den augenblicklich vor- 
liegenden Gesetzentwurf bis 1910 hinauszuschieben und ihn 
dann erst bei Gelegenheit der Erneuerung des Privilegs der 
Reichsbank zur Verabschiedung zu bringen. Das hieße aller- 
dings, die Sache verschleppen, und zwar ein wirtschaftlich 
wünschenswertes und notwendiges Vorgehen vier bis fünf 
Jahre zu verschieben, während wir dringend nötig haben, 
diesen Gesetzentwurf so bald als möglich unter Dach und 
Fach zu bringen. 

Herr Dr. Arendt hat hervorgehoben, daß es ja ein gutes 
Geschäft für die Reichsbank sein werde, wenn dieser Gesetz- 
entwurf zum Gesetz erhoben würde, und es liege keine Ver- 
anlassung vor, ihr ein solches für sie Nutzen bringende Ge- 
schäft ohne Gegenleistung zuzuführen. Dem gegenüber muß 
ich bemerken, daß die Reichsbank von jeher die öffentlichen 
Interessen höher gestellt hat als etwaige persönliche Interessen 
der Aktionäre der Reichsbank, und so ist es auch in diesem 
Fall. Ich glaube nicht, daß die Reichsbank auch nur mit 
einem Gedanken daran gedacht hat, diesen Gesetzentwurf ein- 
zubringen aus dem Grunde, weil sie für die Aktionäre eine 
Besserung der Rente herbeizuführen wünschte. 

Einer der Punkte, der von dem Herrn Grafen v. Kanitz 
hervorgehoben worden ist, ist die Frage des Unterschieds 
zwischen einer Banknote, dem unfundierten Papiergeld und 
dem Silbergeld. Herr Graf v. Kanitz hat hervorgehoben, daß 
er wohl wünschen könnte, daß eine mäßige Erhöhung des 
unfundierten Papiergeldes stattfinde, namentlich aber 
wünsche er eine Erhöhung des Umlaufs des Silbergeldes. 
Aber gegenüber der Erhöhung des unfundierten Papiergeldes 
und derSilbermünzen ist bei weitem vorzuziehen eine Erhöhung 
dergedeckten Banknoten, gedeckt zu einem Dritteil durch 
Metall und für den Rest durch kurzsichtige Wechsel. Es handelt 
sich aber gar nicht um eine Vermehrung der Banknoten, 
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sondern lediglich um eine anderweite Stückelung der voll- 
gedeckten Banknoten. Das unfundierte Papiergeld ist aber 
durch nichts gedeckt als durch den Willen des Staats, und 
was haben Sie an dem Silbergeld? Wenn Ihnen heute ein 
Fünfmarkstück gegeben wird, so steht zwar darauf gestempelt, 
es ist 5 Mark wert, aber es hat doch nur einen tatsäch- 
lichen Goldwert von zirka 2 Mark. Weshalb soll dieses 
minderwertige Geld vermehrt werden, während Sie vollwertige 
Banknoten an der Zirkulation hindern wollen? Bloß etwa 
deshalb, weil das Silber hart ist? Auf letzteres kommt es 
doch nicht an, sondern darauf, daß Geld umläuft, dem ein 
voller Wert zugrunde liegt, und ‘das ist bei der Banknote 
der Fall, aber nicht bei dem Silbergeld und bei dem unfun- 
dierten Papiergeld. Gerade damit wir nicht nötig haben, das 
unfundierte Papiergeld zu vermehren, ist dieser Gesetzentwurf 
von so großer Bedeutung. 

Wenn hervorgehoben worden ist, man möge doch die 
120 Millionen aus dem Juliusturm herausnehmen und sie 
zu allgemeinen volkswirtschaftlichen Zwecken verwenden, so ist 
dem Antragsteller aus den Augen gekommen, was in den 
Jahren 1866 und 1870 sich ereignet hat, wo im Augenblick 
des Ausbruchs eines Krieges 120 Millionen in Gold von der 
allergrößten Bedeutung waren, um die ersten Kriegsbedürf- 
nisse zu decken. Ich glaube, schon von diesem Gesichtspunkt 
aus ist es undenkbar, die 120 Millionen aus dem Juliusturm 
herauszunehmen. Daß im übrigen diese 120 Millionen im 
Juliusturm gar keinen Zusammenhang haben mit dem un- 
fundierten Papiergeld, ist bereits bei früheren Gelegenheiten 
hier wiederholt auseinandergesetzt worden; die 120 Millionen 
im Juliusturm sind keineswegs eine Deckung für das Papier- 
geld, sondern im Falle der Not wird sich gerade das Um- 
gekehrte herausstellen: das unfundierte Papiergeld: wird ge- 
braucht zu den notwendigen wirtschaftlichen Bedürfnissen, 
und die 120 Millionen im Juliusturm werden gebraucht, um 
die nötigen Bedürfnisse für den Krieg zu befriedigen. 

Herr Dr. Arendt hat der Reichsbank vorgeworfen, daß 
sie, obwohl die Goldausbeute auf der Erde einen so großen 
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Umfang angenommen habe, nicht imstande gewesen sei, für 
die Goldzufuhr an die Reichsbank zu sorgen. Dieser Vor: 
wurf bedarf einer kleinen, aber eingehenden Untersuchung. 
In Deutschland wird kein Gold gewonnen oder wenigstens 
nur in verschwindendem Maße; das Gold wird im Ausland 
gewonnen, in Transvaal und. in Australien, und wenn die 
Reichsbank Gold aus dem Ausland an sich ziehen will, dann 
muß sie das Gold kaufen und es natürlich bezahlen. Und 
nun frage ich Sie: womit kann ich einen Gegenstand, der 
im Ausland ist, wie das Gold, bezahlen und bei mir be- 
halten? Da gibt es drei Mittel: entweder ich nehme deutsches 
Gold und bezahle damit das im Ausland liegende Gold; 
damit ist uns nicht geholfen, denn dann tauschen wir 
einfach das ausländische Gold gegen unser deutsches Gold 
ein. Das zweite Mittel würde sein: die Reichsbank nimmt 
in Deutschland fällige Forderungen und bezahlt damit 
das im Ausland befindliche Gold; das bedeutet weiter nichts, 
als daß nach Ablauf von vielleicht drei Monaten, wenn die 
Forderungen auf Deutschland fällig werden, das Gold uns 
wieder abgeholt wird. Es gibt nur ein Mittel, durch das 
ausländisches Gold in die Reichsbank fließen kann, und das 
hat der Herr Staatssekretär des Innern bereits sehr treffend 
hervorgehoben; das besteht darin, daß wir Forderungen an 
das Ausland haben in höherem Maße als das Ausland Forde- 
rungen an uns. Mit diesen Forderungen an das Ausland 
können wir ausländisches Gold kaufen und bezahlen. Haben 
wir diese Forderungen nicht, so können wir auf die Dauer 
niemals ausländisches Gold an die Kasse der Reichsbank über- 
führen und dauernd darin behalten. 

Ich gehe aber einen Schritt weiter als der Herr Staats- 
sekretär des Innern. Ich frage: auf welchem Wege können 
wir zu solchen Forderungen an das Ausland kommen? Und 
da möchte ich dem Herrn Dr. Arendt ganz besonders be- 
merken, daß es nur ein Mittel dafür gibt: machen Sie gute 
Handels- und Wirtschaftspolitik, sorgen Sie dafür, daß wir 
billig im Inland produzieren und unsere Produkte an das 
Ausland verkaufen können! Nur auf diesem Wege können 
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wir die nötigen Forderungen an das Ausland gewinnen, durch 
die wir Gold ins Inland hineinziehen können. Unsere jetzige 
Wirtschaftss und Handelspolitik steht dem aber direkt ent- 
gegen; sie erschwert und beschränkt den Export. Solange 
Sie solche Politik treiben, können Ihre sonstigen Be- 
strebungen, Gold aus dem Ausland an uns zu ziehen, nur 
vergeblich sein. 

Meine Herren, auf den vom Herrn Abgeordneten 
Dr. Arendt gemachten Vergleich der deutschen Zustände mit 
den Zuständen in den Balkanstaaten glaube ich nicht ein- 
gehen zu sollen. Aber einen Punkt möchte ich hervorheben. 
Der Herr Abgeordnete Dr. Arendt hat gefragt: wie kommt 
es denn, daß wir 6 Prozent Diskont gehabt haben zu einer 
Zeit, wo in Frankreich nur ein Diskont von 3 Prozent be- 
standen hat? Nun, ein einfacher Blick auf den Ausweis der 
Reichsbank und auf den Ausweis der Bank von Frankreich 
würde genügen, um diese Frage zu beantworten. Die Reichs- 
bank ist am 15. Dezember 1905 in Anspruch genommen 
worden für Wechsel, Lombard und Schatzscheine abzüglich 
der Giroguthaben mit 597 Millionen Mark, die Bank von 
Frankreich zu derselben Zeit abzüglich der Giroguthaben, die 
ın der Bank von Frankreich waren, mit 320 Millionen. Die 
Inanspruchnahme der deutschen Reichsbank war also 
277 Millionen Mark größer. Hierbei muß ich be- 
sonders betonen, daß am 15. Dezember 1905 eine so hohe 
Inanspruchnahme der Reichsbank bestanden hat wie zu keiner 
Zeit zuvor. Selbst in dem Jahre 1899, dem Jahre der Hoch- 
konjunktur in der Industrie, war diese Inanspruchnahme nur 
392 Millionen Mark, also mehr als 200 Millionen geringer 
als am 15. Dezember 1905. Allerdings muß ich eins hinzu= 
fügen. In dieser Inanspruchnahme der Reichsbank sind 
163 Millionen Schatzscheine des Reiches enthalten gewesen. 
Hier ist ein zweites Moment von allgemeiner Bedeutung, 
meine Herren: bessern Sie die Finanzen des Reichs, dann 
wird die Inanspruchnahme der Reichsbank geringer sein, und 
Sie werden größere Goldbestände in der Kasse der Reichs- 
bank liegen haben. 
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Wenn ich nunmehr übergehe zu den einzelnen Fragen, die 
den Gesetzentwurf berühren, so ist zunächst behauptet worden, 
hier sowohl wie außerhalb dieses Hauses, die Hundert: 
markbanknote sei die Grundlage unseres Währungssystems 
und unserer Bankpolitik. Ich bestreite das. Es ist richtig, 
daß, als die Bankgesetzgebung geschaffen wurde, es notwendig 
war, einen dicken Strich unter die ungünstigen Verhältnisse, 
die damals bestanden, zu machen, unter die Verschiedenheit 
des Geldumlaufs, unter die Misere des kleinstaatlichen Papier: 
geldes, und dieser dicke Strich hat darin bestanden, daß man 
verbot, Banknoten unter 100 Mark auszugeben. Schon da- 
mals — und das geht aus den damaligen Verhandlungen her- 
vor — ist von vielen Seiten darauf hingewiesen worden, daß 
es nicht nötig sei, für alle Zeiten diese Grenzen innezuhalten, 
daß sehr wohl Zeiten kommen könnten, wo man auch mit 
Banknoten zu geringerem Betrag werde operieren können 
und müssen. 

Die Grundlage unseres Banksystems und unserer Wäh- 
rungspolitik ist die Bestimmung, daß Banknoten nur ausge- 
geben werden dürfen gegen Deckung zu einem Dritteil in 
Metall und zu zwei Dritteilen in kurzsichtigen Wechseln, 
daß ferner die ungedeckte Notensumme begrenzt wird, und 
daß eine Notensteuer bezahlt werden muß, wenn diese Grenze 
überschritten wird — eine Notensteuer, meine Herren, die 
ich für außerordentlich wünschenswert und notwendig er- 
achte; denn sie wirkt beinahe automatisch auf Handel und 
Industrie, nicht zuweit hinauszugehen über die Grenzen, die 
ihnen durch eine vernunftgemäße Behandlung der Geschäfte 
gesteckt werden. 

Meine Herren, der zweite Punkt, der immer hingestellt 
wird als Grundlage unseres Währungssystems, und von dem 
behauptet wird, daß er durchbrochen würde, wenn wir kleine 
Banknoten unter 100 Mark ausgeben, ist die Behauptung, 
daß durch die kleinen Banknoten das Volk an die Zettel- 
wirtschaft in Papiergeld gewöhnt werde. Auch hier muß ich 
hervorheben, daß ein fundamentaler Unterschied gemacht 
werden muß zwischen einer gedeckten, also einer vollwertigen 
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Banknote, und einem unfundierten und nicht gedeckten Staats- 
papiergeld. Das unfundierte Staatspapiergeld birgt allerdings 
die Gefahr in sich, das gute Geld aus dem Lande zu ver- 
treiben, niemals aber eine gedeckte Banknote. Die gedeckte 
Banknote wird nicht nach dem Gutdünken der Reichsbank, 
nicht nach dem Gutdünken des Staats ausgegeben, sondern 
sie wird ausgegeben, wenn an die Reichsbank das Kredit- 
bedürfnis des Landes herantritt. Und nur insoweit, als dieses 
Kreditbedürfnis zu befriedigen ist, können überhaupt Bank- 
noten ausgegeben werden, also auch nur die Banknoten unter 
100 Mark immer mit der Maßgabe, daß die gesetzmäßige 
Deckung vorhanden ist und vorhanden bleibt. Es ist daher 
unmöglich, daß mit der Ausgabe von: gedeckten Banknoten, 
die auf der Grundlage des Gesetzes ausgegeben werden, eine 
Verschlechterung unseres Währungssystems herbeigeführtwerde, 
auch nicht ein Hinausdrängen des Goldes aus dem Lande; 
denn Sie bekommen für 1000 Mark Banknoten in 10 Ab- 
schnitten zu 100 nicht eine Mark weniger und nicht eine 
Mark mehr Gold als für 20 Stück Banknoten zu 50 Mark 
oder 50 Stück Banknoten zu 20 Mark. Gold geht aus dem 
Land nur dann heraus, wenn das Ausland mehr Forderungen 
an uns hat, als wir Forderungen an das Ausland, und das 
zu verhindern ist auch von diesem Gesichtspunkt aus einer 
der Kardinalpunkte der ganzen Wirtschaftspolitik des Deutschen 
Reichs. Sorgt diese Wirtschaftspolitik dafür, daß wir Forde- 
rungen an das Ausland haben, so kann kein Gold aus dem 
Lande gehen. 

| Es ist gerade im Zusammenhange mit dem Gesetzent- 
wurf über die kleinen Banknoten so oft von der Bank von 
Frankreich gesprochen worden, und man hat die französischen 
Zustände teils als außerordentlich günstig und uns zum Vor: 
bild dienlich hingestellt, teils als außerordentlich schlecht. 
Ich möchte die Tatsache auf das richtige Maß zurückführen. 
Die Bank von Frankreich hatte am 31. Dezember 1904 — 
das geht aus dem Geschäftsbericht hervor, der für das 
Jahr 1904 erstattet ist, für 1905 ist ein solcher noch nicht 
vorhanden — ungefähr 4200 Millionen Franken Banknoten 
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im Umlauf, und wenn sie mit Aufmerksamkeit — was ich 
dem Herrn Abgeordneten Dr. Arendt dringend empfehlen 
möchte, — diesen Bericht der Bank von Frankreich lesen, 
werden Sie einen Passus finden, worin die Verwaltung der 
Bank von Frankreich sich darüber beklagt, daß nur 600 Millio- 
nen Franken von diesen 4200 Millionen Banknoten aus- 
gegeben worden sind in Erfüllung des Kreditbedürfnisses 
des Landes. Die übrigen 3600 Millionen Franken sind aus- 
gegeben worden, nicht weil die Bank von Frankreich das 
Land auspumpte, um Gold zu bekommen, sondern weil das 
französische Publikum das Gold in der Bank von Frankreich 
trägt und sich dagegen Banknoten geben läßt, weil es diese Bank- 
noten dem Golde für den Verkehr vorzieht, weil die Banknoten 
mehr den Gewohnheiten des französischen Volkes entsprechen. 

Ich glaube, das Beispiel der Bank von Frankreich könnte 
einigermaßen anregend auch auf uns wirken. Eine unver- 
gleichliche Position hat sich die Bank von Frankreich durch 
diese Gewohnheit des französischen Publikums geschaffen, 
unvergleichlich, meine Herren; denn selbst die schweren 
Schicksalsschläge, die Frankreich im Jahre 1870/71 durchge- 
macht hat, haben nicht einen Augenblick an der Fundierung 
der französischen Banknoten gerüttelt, lediglich mit Rück- 
sicht darauf, daß so große Goldbestände in der Bank von 
Frankreich lagen. 

Nun, werden Sie sagen, wir wollen uns nicht daran 
gewöhnen, daß in Deutschland ebenso viel Banknoten um= 
laufen wie in Frankreich. Nein, das ist auch gar nicht nötig; 
aber ich behaupte, daß das Währungssystem des Deutschen 
Reiches nicht einseitig darin beruht, wieviel Gold im Publikum 
umläuft, und auch nicht einseitig darin, wieviel Gold in der 
Reichsbank liegt, sondern darin, wieviel beides zusammenge- 
nommen beträgt; und wenn beides zusammengenommen so 
viel ausmacht, daß der Banknotenumlauf und die Bedürfnisse 
des Landes befriedigt werden können, dann ist unsere 
Währung gesichert. Dabei macht es keinen Unterschied, ob 
3500 Millionen Mark Gold im Publikum umlaufen, und 
900 Millionen in der Reichsbank liegen, oder ob eine Ver: 
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schiebung dahin stattfindet, daß nur 3000 Millionen im 
Publikum umlaufen und 500 Millionen durch Banknoten er- 
setzt werden, dagegen aber 900 + 500 = 1400 Millionen in 
der Reichsbank liegen. Aber die Position der Reichsbank 
wird auf das erheblichste durch eine derartige Verschiebung 
gestärkt. Dieser Gesichtspunkt ist es, der, ganz abgesehen 
von etwaigen wirtschaftlichen oder politischen Krisen, dahin 
drängt, den vorliegenden Gesetzentwurf so bald wie möglich 
zum Gesetz zu machen, damit von den Vorteilen, die für 
unser ganzes Wirtschaftssystem daraus entstehen werden, das 
Reich möglichst bald Nutzen ziehen kann. 500 Millionen 
Gold in der Reichsbank mehr bedeutet eine Ermäßigung des 
Zinssatzes, nach welchem Sie (nach rechts) ja so sehr rufen. 

Allerdings dürfen wir darüber nicht vergessen, daß es 
auch noch andere Mittel gibt, um die Umlaufmittel im 
Deutschen Reich zu ersetzen, und in dieser Beziehung kann 
ich über das Schecksystem nicht ganz so denken wie der 
Herr Staatssekretär des Innern. Ich kann auch dem Vergleich 
nicht ganz folgen, daß der Scheck eigentlich nichts weiter sei 
als eine von der Reichsbank auszugebende Banknote. Der 
Unterschied liegt darin, daß der Scheck gezogen wird gegen 
ein Guthaben, nicht gegen eine Kreditoperation, während die 
Banknote auf dem Kreditsystem beruht. Ich ziehe daher den 
Scheck, das Schecksystem immer noch den Banknotensystem 
vor. — Aber dann müssen Sie (rechts) nun auch dafür sorgen, 
daß das Schecksystem ausgebildet werden kann! Und wie 
kann denn das Schecksystem ausgebildet werden, wenn wir 
in der Begründung der Vorlage, betreffend die Quittungs- 
steuer, lesen, daß über kurz oder lang in gar nicht langer 
Zeit der Scheck besteuert werden soll! (Zurufe rechts). — Ja, 
das steht in der Begründung. Es steht drin, daß man zurzeit 
‘davon absieht. Glauben Sie denn, daß irgendein Mensch Lust 
haben wird, das Schecksystem in Deutschland auszubilden, 
wenn ihm über kurz oder lang in Aussicht gestellt wird: wenn 
du das tust, wird dir dein Scheck besteuert? Derartige Gesetz- 
entwürfe sollten überhaupt nicht, am wenigsten aber nicht in 
einem Augenblick eingebracht werden, in welchem wir uns 
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darum bemühen, das Währungssystem im Deutschen Reich 
auszugestalten und dem Mangel an Umlaufsmittel, deren wir in 
Deutschland nicht genug haben, abzuhelfen. Man sollte dem- 
gegenüber nicht ein Hindernis schaffen durch die Besteuerung 
des Schecks, wie sie in Aussicht gestellt wird, und wie sie 
indirekt durch den Quittungssteuergesetzentwurf eingeführt 
werden soll. Den Scheck will man ja gütigst einstweilen noch 
freilassen, aber die Quittung, die auf den Scheck gesetzt wird, 
soll mit 10 Pfennig besteuert werden. Einer der Herren 
Vorredner hat auf einen weiteren Punkt hingewiesen, der für 
die Entwicklung der Umlaufsmittel in Deutschland von 
Wichtigkeit ist: die Postanweisung. Aber in dem Augenblick, 
wo wir wünschen müssen, daß die Postanweisung möglichst 
viel benutzt wird, um auf diesem Wege Umlaufsmittel nach 
Möglichkeit zu ersparen — was geschieht da? Da werden laut 
Quittungssteuergesetz die Gebühren für die Postanweisungen 
von über 20 Mark um 50 Prozent erhöht, das Porto wird 
erhöht, und auf diese Weise wird verhindert das, was wir 
alle herbeizuführen wünschen, daß nämlich auf dem Wege 
der Postanweisung eine Verringerung des Bedarfs an Umlaufs- 
mitteln herbeigeführt wird. Sie sehen, meine Herren, so 
stehen sich die Dinge gegenüber: auf der einen Seite eine 
Wirtschaftspolitik, die uns hindert, uns Forderungen an das 
Ausland zu schaffen, auf Grund deren wir Gold in das Inland 
ziehen können, auf der anderen Seite eine Steuerpolitik, die 
den Bestrebungen hinderlich im Wege stehen, die darauf 
gerichtet sind, Umlaufsmittel zu ersparen. Und gerade hierin 
liegen die wichtigsten Punkte, die augenblicklich bei dieser 
Frage in Betracht kommen. 

In der Sache selbst habe ich nur zu bitten, diesen 
Gesetzentwurf so bald wie möglich zu erledigen. Ich bin 
nicht der Meinung, daß es hierfür von Nutzen ist, den 
Entwurf an die Budgetkommission zu überweisen, sondern 
ich meine, der Entwurf kann nur dann schnell zur Erledigung 
gebracht werden, wenn er einer besonderen Kommission 
übergeben wird. Diese Ueberweisung an eine besondere 
Kommission gestatte ich mir hiermit zu beantragen. 
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Rede im Reichstag am 18. Februar 1909. 
(Nr. 45.) 


Meine Herren, es wird Ihnen gleich mir aus den gestrigen 
Verhandlungen zum Bewußtsein gekommen sein, daß die 
Diskussion über die Novelle zum Reichsbankgesetz sich dies» 
mal in wesentlich weniger erregten Formen bewegt hat, als 
wir sie aus den letzten Jahren bei Währungs- und Bank- 
debatten gewöhnt gewesen sind. Es hängt das unzweifelhaft 
damit zusammen, daß sich die Anschauungen inzwischen ge- 
klärt haben, und auch damit, daß der Gang der Ereignisse 
bewiesen hat, daß es nicht nötig war, mit derartig schwerem 
Geschütz aufzufahren, wie es geschehen ist; denn es hat sich 
herausgestellt, daß sich unsere Verhältnisse infolge der natür- 
lichen Entwicklung der Aufwärtss und Abwärtsbewegung 
des geschäftlichen und wirtschaftlichen Lebens allmählich von 
selbst wieder in Bahnen hineinbegeben haben, die als normale 
zu betrachten sind. 


Auch darüber wird bei Ihnen Genugtuung herrschen, 
daß in der gestrigen Diskussion nur wenige Punkte berührt 
worden sind, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang mit 
der Novelle zum Bankgesetz stehen. Selbstverständlich war 
es ja, daß die ganze Diskont- und Bankpolitik der Reichs- 
bank in den Kreis der Erörterungen gezogen worden ist. 
Nicht so selbstverständlich war es, daß dies — ich muß 
sagen: bedauerlicher- und ungerechtfertigterweise — geschehen 
ist im Zusammenhang mit einem Angriff auf den früheren 
Herrn Reichsbankpräsidenten Dr. Koch. Wir haben nur 
nötig, uns die Tätigkeit des früheren Herrn Reichsbank- 
präsidenten zu vergegenwärtigen, um uns klar zu werden, 
wie ungerechtfertigt diese Angriffe gewesen sind. Es wird 
niemals vergessen werden, daß unter der Leitung des Herrn 
Reichsbankpräsidenten Koch das Girowesen der Reichsbank 
eingerichtet worden und zu einem Umfange gekommen ist 
wie dies in keinem anderen Lande der Fall ist, daß wir 
hiermit eine Einrichtung getroffen haben, um die uns alle 
Kulturländer der Erde beneiden. 


Kaempf, Reden und Aufsätze. 29 


Der Herr Reichsbankpräsident Koch ist es ferner gewesen, 
der seit einem Menschenalter für die Einführung des Scheck- 
systems in Deutschland gekämpft, und der die Vorarbeiten 
geliefert hat für das Reichsscheckgesetz, das nunmehr zur 
Tatsache geworden ist. Vor allem aber werden wir es dem 
Herrn Reichsbankpräsidenten Koch niemals vergessen, welchen 
unerschütterlichen Widerstand er geleistet hat gegen alle 
bimetallistischen Gelüste und Ansprüche, und wie er die 
Goldwährung in Deutschland hochgehalten hat auch unter 
den größten Schwierigkeiten, die ihm bereitet wurden. In 
diesem Punkte bin ich fest überzeugt, daß auch die neue 
Leitung der Reichsbank sich in nichts unterscheidet von der 
alten. Sie haben nur nötig, die Aeußerungen des Herrn 
Reichsbankpräsidenten Havenstein in der Bankenquetekom- 
mission und hier im Reichstag sich zu vergegenwärtigen, um 
sicher zu sein, daß wir an ihm einen ebenso festen Hort 
unserer Goldwährung finden werden, als dies bei dem Herrn 
Reichsbankpräsidenten Koch der Fall gewesen ist. 

Indirekt hat die Fortsetzung der früheren Politik in 
großen Linien auch der Herr Kollege Dr. Arendt gestern 
zugegeben. Er hat ausgeführt, auch fernerhin würden wir in 
Diskonterhöhungen England folgen müssen. Damit hat er 
zum Ausdruck gebracht, daß seiner Ansicht nach auch unter 
der neuen Bankleitung, wie bisher, die Rücksicht auf die 
Goldbestände der Reichsbank bei Diskonterhöhungen die 
hauptsächlichste Rolle spielen würden, und ich könnte fragen: 
wo ist da, selbst nach Herrn Dr. Arendt, der Unterschied 
zwischen der früheren und der jetzigen Leitung der Reichs- 
bank, wenn die Behauptung des Herrn Dr. Arendt richtig 
ist? Diese Behauptung ist aber nicht einmal richtig. Es 
steckt ein gewaltiger, auch statistischer Irrtum in der Be» 
hauptung des Herrn Dr. Arendt, daß es die Rücksicht auf 
die Goldbewegung gewesen sei, die regelmäßig die Diskont- 
politik der Reichsbank beeinflußt hätte. Statistisch ist nach- 
gewiesen, daß nur in den seltensten Fällen diese Rücksicht 
maßgebend gewesen ist, in den meisten Fällen dagegen die 
Rücksicht auf die innere Entwicklung unseres Geldwesens 
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in Deutschland selbst und auf die Ansprüche, die von Handel 
und Industrie Deutschlands an die Reichsbank gestellt sind. 
Diese Ansprüche, die von Handel und Industrie im Laufe 
der letzten Jahrzehnte und namentlich im Laufe der letzten 
Jahre an die Reichsbank gestellt sind, sprechen eine deutliche 
Sprache. Die industrielle Entwicklung hat es eben mit sich 
gebracht, daß in großem Umfange auch bei der Reichsbank 
die Befriedigung des Kredits von Handel und Industrie hat 
stattfinden müssen, und daß infolgedessen die Mittel der 
Reichsbank in höherem Maße angespannt worden sind, als 
dies vorauszusehen war. Es ist dies keineswegs ein Fehler 
oder ein Nachteil, im Gegenteil, unsere industrielle Ent- 
wicklung ist heute wenigstens eine der Hauptfaktoren der 
Entwicklung unserer ganzen Volkswirtschaft, der Entwicklung 
des ganzen Reichs; und wenn die Reichsbank in die Lage 
kommt, dieser Entwicklung Vorschub zu leisten, tut sie nichts 
anderes, als daß sie der ganzen politischen Entwicklung des 
Deutschen Reichs einen großen Nutzen erweist. Wenn unter 
diesen Umständen behauptet wird, wir hätten namentlich im 
Ausland einen geringeren Kredit, als dies nach den Verhält- 
nissen unseres Landes notwendig und angemessen sei, so 
möchte ich doch bemerken, daß es eine ganz naturgemäße 
Folge unserer industriellen Entwicklung ist, wenn unsere 
Staatspapiere einen niedrigeren Kursstand einnehmen, als die 
Staatspapiere z. B. in England und Frankreich. 

Aber, meine Herren, sollte denn der Vorwurf, daß 
hieran die Reichsbank schuld sei, nicht als gänzlich verfehlt 
betrachtet werden müssen? Sollte nicht die Hauptschuld an 
dem Umstand liegen, daß wir eine falsche Finanzpolitik im 
Reich getrieben haben? Sollte sie nicht daran liegen, daß 
wir Geldausgaben gemacht haben, ohne für Deckung zu 
sorgen? Sollte sie nicht daran liegen, daß wir überhaupt 
‚größere Ausgaben gemacht haben, als die Leistungsfähigkeit 
unseres Volkes zu tragen imstande war? Und wenn da bei 
der Reichsbank eine Anspannung der Mittel erfolgt, nun, meine 
Herren, dann ist nicht die Reichsbank daran schuld, sondern alle 
diejenigen, die zu der falschen Finanzpolitik beigetragen haben. 
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Zu dieser industriellen Entwicklung der letzten Jahre, 
die einen Umfang angenommen hat, wie nie zuvor, trat die 
amerikanische Krisis hinzu, die dahin geführt hat, daß Amerika 
auch das letzte Guthaben aus Deutschland zurückzog, daß 
Amerika alles an uns lieferte, was es uns an Waren nur 
liefern konnte, daß Amerika uns infolgedessen große Beträge 
von Gold entzog. Aber alles das wäre noch zu ertragen 
gewesen. 

Mitten hinein in diese beiden schwierigen Momente 
fallen Agitationen, die hier in diesem Hause berührt worden, 
außerhalb dieses Hauses aber sehr kräftig betrieben worden 
sind, Agitationen, die sicherlich nicht den Zweck und die 
Absicht hatten, dem Kredit unserer Reichsbanknoten und 
dem Kredit des ganzen Landes zu schaden, die aber diese 
Wirkung herbeiführen mußten; ich meine die Agitationen, 
die ins Werk gesetzt wurden, um herbeizuführen, daß dem 
Silber eine größere Zahlkraft beigelegt werde, so daß dann 
die Noten der Reichsbank, auch die über 1000 Mark lautenden, 
gegen Silber hätten eingelöst werden können. Diese Agitationen 
sind so schädlich gewesen, daß wir nur: wünschen können, 
sie werden sich in Zukunft nicht wiederholen. An dem 
Kredit eines Landes rütteln, ihn auch nur in Zweifel ziehen 
durch derartige, ich muß sagen, nicht ganz besonnene Maß- 
regeln, ist so schädlich wie ein Krieg; und wenn wir es ver- 
standen haben, auch diese Schwierigkeiten zu überwinden, 
dann haben allerdings die Goldwährung und die Reichsbank 
ihre Feuerprobe bestanden. Es hätten der letzteren kaum 
größere Schwierigkeiten erwachsen können, wenn ein 
Krieg über uns hereingebrochen wäre. 

Der Herr Abgeordnete Arendt hat ferner RN... 
daß aus den Aeußerungen des Herrn Reichsbankpräsidenten 
hervorgegangen sei, er sei doch nicht der Ansicht, die von 
unserer Seite so häufig betont worden ist, daß Gold nur 
gegen Gold oder Goldwert ins Land gezogen werden könne. 
Auch hier verweise ich auf die Aeußerung des Herrn Reichs- 
bankpräsidenten aus der Bankenquetekommission, aus der 
ganz deutlich hervorgeht, daß er genau dieselbe Auffassung 
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hat, die wir hier wiederholt zum Ausdruck gebracht haben. 
In der Tat, meine Herren, ist es nicht möglich, Goldbestände 
ins Land zu ziehen und auf die Dauer im Lande zu behalten, 
wenn wir nicht dafür sorgen, daß wir uns durch deutsche 
Arbeit, deren Produkte wir an das Ausland verkaufen, im 
Ausland Guthaben schaffen, die dann geeignet sind, um da- 
gegen Gold nach Deutschland hineinzubringen. | 

Vorübergehende Maßregeln können allerdings ergriffen 
werden, um die Zahlungsbilanz Deutschlands, wenn sie ein- 
mal in der einen oder anderen Weise sich ungünstig gestalten 
sollte, ins Gleichgewicht zu bringen. Derartige Maßregeln 
sind wiederholt vorgeschlagen und in Aussicht genommen, 
Auch die Bankenquetekommission hat dies ausführlich be- 
handelt, und ich zweifle nicht daran, daß, wie schon früher, 
so vielleicht in Zukunft in verstärktem Maße Mittel angewandt 
werden, um große Devisenbestände in den Kassen der Reichs- 
bank zu halten, und Mittel angewandt werden, um durch 
vorübergehende Erleichterungen beim Ankauf von Gold 
letzteres ins Land zu ziehen. | 

Es sind auch in der Bankenquetekommission mehrere 
Vorschläge von einem sehr sachverständigen Herrn, Herrn 
Fischel, gemacht worden, die darauf hinausgehen, es möge 
in Deutschland der Preis des Goldes dadurch erhöht werden, 
daß bei Ausprägung von Gold für Rechnung Privater auf 
die Prägegebühren verzichtet würde, und es möchten Maß- 
regeln ergriffen werden, um in Deutschland selbst einen inter- 
nationalen Goldmarkt zu etablieren. 

Aber das sind technische Einzelheiten, die in bezug auf 
die ganze Frage weniger in Betracht kommen; das sind Einzel- 
heiten, die sicher die Reichsbankverwaltung in Rücksicht 
ziehen und von denen sie Gebrauch machen wird, wenn sie 
sich überzeugt, daß auf diesem Wege ein wirklicher Nutzen 
geschaffen werden kann. 

Wenn nun der Herr Kollege Arendt ferner hervor- 
gehoben hat, daß unter der früheren Leitung die Bureau- 
kratie die Herrschaft in der Reichsbank gehabt habe, und 
daß er hoffe, daß das anders werden wird, so muß ich 
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betonen, daß, solange ich die Verhältnisse der Reichsbank 
aus eigener Kenntnis habe beobachten können, niemals der 
Geist des Bureaukratismus in der Reichsbank geherrscht hat. 
Im Gegenteil, es ist mit kaufmännischer Besonnenheit und 
Bedächtigkeit verfahren worden, und es ist auf diesem Wege 
das beste Resultat erzielt worden, das man in der Leitung 
eines so großen Instituts erzielen kann. 

Wenn auf die Verhältnisse von Frankreich exempli= 
fiziert worden ist, so ist dies erfreulicherweise gestern lange 
nicht mehr in der Schärfe und mit der Entschiedenheit ge- 
schehen, wie dies früher der Fall war. Auch hier glaube ich 
annehmen zu können, daß die Ansichten sich geklärt haben. 
Ich glaube annehmen zu können, daß die Frage der Prämien= 
politik, die uns immer als ein Vorzug der französischen 
Bankpolitik gepriesen worden ist, für immer begraben ist. 
Ich darf annehmen, daß auch die Verhältnisse des Gold- 
umlaufs in Frankreich hier nunmehr so geklärt sind, daß man 
sich überzeugt hat, es wäre sehr schön, diese Verhältnisse 
auf Deutschland zu übertragen. Dazu gehört aber vor allem 
die Gewöhnung des Publikums, das darauf hingewiesen 
werden muß und sich daran gewöhnen muß, wie dies in 
Frankreich der Fall ist, das Gold in die Bank zu tragen und 
sich dagegen Banknoten geben zu lassen, um damit die 
Zirkulationsbedürfnisse zu befriedigen. Wenn dies in höherem 
Umfange bei uns in Deutschland geschieht, dann wird auch 
unser Goldbestand in der Reichsbank sich wesentlich stärken, 
nachdem er bereits jetzt in der Tat eine wesentliche Stärkung 
erfahren hat. 

Wir können uns heute, meine Herren, sehr wohl mit 
der englischen Bank messen. Die Bank von England hat 
jetzt einen Goldbestand von etwa 34,5 Millionen Pfund 
Sterling, das sind 690 Millionen Mark. Der letzte Aus- 
weis der Reichsbank aber zeigt einen Goldbestand von 
856 Millionen Mark. Wir sind also England im Bestand 
unseres Goldes voraus. Wir haben infolgedessen auch gar 
keine Veranlassung, nervös zu werden, wenn uns einmal 
einige :20 oder 50 Millionen Mark Gold entzogen werden. 
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Auf dem natürlichen Wege unserer geschäftlichen Ent- 
wicklung fließen sie dann auch wieder zurück. 

Und nun, meine Herren, noch ein Punkt, den ich im 
Zusammenhang mit Frankreich erwähnen muß. Es ist uns 
hier zugerufen worden, wir müßten dafür sorgen, daß auch 
mehr Silber in der Reichsbank läge; im Verhältnis zur 
französischen Bank hätten wir viel zu wenig Silber. Auch 
diese Behauptungen muß ich als unrichtig bezeichnen. Es 
ist wahr, daß die absolute Zahl des Silberbestandes der Bank 
von Frankreich größer ist als die absolute Zahl des Bestandes 
an Silber in der deutschen Reichsbank. Aber wenn Sie diesen 
Bestand an Silber relativ nehmen im Verhältnis zum Bestande 
an Gold, dann haben wir in Deutschland verhältnismäßig 
mehr Silber in der Reichsbank, als Frankreich in der seinigen; 
denn Frankreich hat bei einem Bestande von 3646 Millionen 
Mark an Gold nur einen Silberbestand von 885 Millionen, 
wir aber bei einem Goldbestand, der nur etwa den fünften 
oder sechsten Teil beträgt, einen Bestand von 256 Millionen 
Mark Silber. 

Schließlich ist noch ein Punkt hervorgehoben worden, 
auf den ich einen Augenblick eingehen möchte: das sind die 
Reichskassenscheine, — die armen Reichskassenscheine, 
die hier schon Gegenstand der verschiedenartigsten Angriffe, 
aber auch der verschiedenartigsten Verteidigung gewesen sind. 
Es ist richtig, daß die Reichskassenscheine im Zusammenhang 
genannt worden sind mit dem Kriegsschatz im Juliusturm, 
und das ist der Fall gewesen bei der Begründung des Ent- 
wurfs des Reichsbankgesetzes im Jahre 1874, wo folgendes 
gesagt ist: 

Indem der Entwurf als Normalbetrag für die 
Reichskassenscheine die Summe von 120 Millionen 
bezeichnet, bleibt er innerhalb der Grenze, welche 
durch die ängstliche Rücksicht auf die Sicherheit 
der metallischen Währung und auf den Kredit des 
Reichs gezogen werden kann; denn dieser Betrag ist 
gleich der Summe, welche das Reich in geprägtem 
Gold als Kriegsschatz unverzinslich niedergelegt hat. 
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Hier ist allerdings in Rücksicht gezogen einerseits der 
Betrag der Reichskassenscheine, andererseits der Betrag an 
Gold, der im Juliusturm liegt; aber von einer Deckung der 
Reichskassenscheine durch den Goldbestand im Juliusturm 
ist auch in der Begründung vom Jahre 1874, die hier ange- 
zogen wird, mit keiner Silbe die Rede. Die Reichskassen- 
scheine sind dadurch entstanden, daß einzelne Bundesstaaten 
im Jahre 1874 nicht in der Lage waren, das Papiergeld, das 
sie ausgegeben hatten, ohne weiteres zurückzuziehen. Infolge- 
dessen hatte das Reich eine unverzinsliche Schuld in der 
Form von Kassenscheinen im Betrage von 120 Millionen 
Mark aufgenommen und diese zur Verteilung an die einzel- 
nen Bundesstaaten gebracht, um damit das Papiergeld der- 
selben einzulösen. Diese Reichskassenscheine sind eine 
durchaus unfundierte Schuld des Reichs, für die keinerlei 
Deckung in bar irgendwo vorhanden ist. Eine solche 
Deckung könnte vorhanden sein, wenn den Reichskassen- 
scheinen gesetzlich das Recht zugestanden worden wäre, Ein- 
lösung zu finden in den 120 Millionen Mark Gold des 
Juliusturms. Das ist aber nach keiner Richtung der Fall 
gewesen. Bei den Banknoten haben Sie ein Drittel Bar- 
deckung und zwei Drittel Deckung durch Wechsel; bei den 
Reichskassenscheinen haben Sie nichts als das Versprechen 
des Reichs, sie an den Kassen in Zahlung zu nehmen und 
sie aus den Guthaben des Reichs bei der Reichsbank von 
der letzteren einlösen zu lassen. Aber, meine Herren, ich 
stehe vollständig auf dem Standpunkt, den einer der Herren 
Redner ausgesprochen hat: warum beschäftigen wir uns mit 
diesem Betrage von 120 Millionen in dieser ausführlichen 
Weise! { 

Der Herr Abgeordnete Dr. Arendt will die Reichs- 
kassenscheine aus der Welt schaffen. Das möchte ich auch, 
wenn wir 120 Millionen aus der Westentasche nehmen 
könnten, um damit die Reichskassenscheine zu zahlen. Das 
können wir aber bei den gegenwärtigen Zuständen nicht; im 
Gegenteil, wir befinden uns in der größten Sorge, wie wir 
die nötigsten Bedürfnisse des Reichs decken sollen, und nun- 
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mehr sollten wir mit einemmal auch 120 Millionen Reichs- 
kassenscheine aus der Welt bringen, die allerdings einen 
Schönheitsfehler in unserem Währungssystem darstellen — 
das gebe ich gern zu —, die uns aber keinerlei Schwierigkeiten 
bereiten, ja, die uns sogar im gegebenen Augenblick von 
größter Wichtigkeit werden können, 

Wer von Ihnen etwa im geschäftlichen Leben die Kriege 
von 1870, 66, 64 durchgemacht hat, wird wissen, wie damals 
beim Ausbruch des Krieges plötzlich ein so großer Bedarf 
nach Zirkulationsmitteln entstand, daß, da wir nicht hinläng- 
lich Zirkulationsmittel hatten, die sogenannten Darlehns- 
kassenscheine geschaffen und in aller Eile und mit der größten 
Mangelhaftigkeit gedruckt werden mußten, so daß sie zu 
Falsifikationen alle Veranlassung gaben, nur um einigermaßen 
beim Ausbruch des Krieges Zirkulationsmittel zu haben. 

Sollte das Unglück wollen, daß wir in einen Krieg 
verwickelt würden, so haben wir wenigstens den Bestand an 
Reichskassenscheinen, der in der Reichsbank liegt, um ihn 
sofort für die notwendigsten Bedürfnisse zu verwenden, und 
dann haben wir das Publikum schon seit Jahren gewöhnt, 
sich auch dieser kleinen Scheine zur Begleichung von Zahlungen 
zu bedienen. Die ganze Frage der Reichskassenscheine aber 
sollte man ein für allemal als erledigt betrachten; sie ist viel 
zu geringfügig als daß sie bei den großen Fragen eine Rolle 
spielen könnte, die uns heute beschäftigen. 

Wenn ich damit zum Inhalt des Entwurfs der Novelle 
übergehe, so bekenne ich offen, daß ich diesen Entwurf als 
durchaus geeignet erachte, um auf seiner Grundlage das 
Privilegium der Reichsbank zu verlängern. Der Entwurf 
enthält die beiden großen Gesichtspunkte, die für uns maß- 
gebend sein müssen und allein maßgebend sein können: 
einerseits die unveränderte Aufrechterhaltung der jetzigen 
Organisation der Reichsbank, andererseits die Aufrechterhaltung, 
ja die Befestigung der deutschen Goldwährung. 

Was die Organisation der Reichsbank anlangt, so kann 
nicht die Rede davon sein, die Reichsbank, jetzt oder später 
in ein Reichsinstitut umzuwandeln. Es ist gestern versucht 
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‚worden, über diese Frage überhaupt hinwegzugehen; aber 
dennoch liegt sie so tief in dem Gedanken, wie es mir scheint, 
einer ganzen Reihe von Mitgliedern dieses Hauses, daß der 
Versuch, darüber mit Stillschweigen hinwegzugehen, nicht 
geglückt ist. Ich bin der Meinung, daß wir keinen größeren 
Fehler begehen könnten, als die Reichsbank zu verstaatlichen, 
aus der Reichsbank ein Reichsinstitut zu machen. 

Die Gründe für und gegen sind im Jahre 1899 bei der 
Beratung des damaligen Entwurfs sehr ausführlich diskutiert 
worden. Als Gründe für die Verstaatlichung sind im wesent: 
lichen nur fiskalische Gründe angeführt worden. Man hat 
geglaubt, für das Reich ein gutes Geschäft zu machen. 

Ein anderer Grund, der angeführt worden ist, ließe sich 
eher hören. Es wurde nämlich gesagt: das. Vertrauen des 
Publikums beruhe nicht auf der Annahme, daß die Reichs- 
bank ein Privatinstitut sei, sondern auf dem Glauben, daß 
das Reich hinter dem Kredite der Reichsbank stehe. Diesen 
letzten Gesichtspunkt kann ich gelten lassen. Ich glaube in 
der Tat, daß im großen Publikum die Meinung verbreitet 
ist, daß hinter dem Kredite der Reichsbank doch schließlich 
das Reich steht, und daß unter diesen Umständen die Reichs- 
bank ein ganz besonders sicheres Institut sei. Wenn nun 
auch tatsächlich das Reich nicht hinter dem Kredite der 
Reichsbank steht, so gibt doch der Glaube des Publikums 
der Reichsbank ein gewisses Relief. 

Als Gründe gegen die Verstaatlichung sind hauptsäch- 
lich angeführt worden, erstens, daß man in Preußen mit der 
preußischen Staatsbank im Jahre 1806 und 1807 die aller- 
schlechtesten Erfahrungen gemacht und damals das Staats- 
banksystem ausdrücklich verworfen hat. Es ist ferner darauf 
hingewiesen worden, daß weder in Frankreich noch in Eng» 
land die Bank als Staatsbank bestehe, ja es ist das bekannte 
Wort von Thiers zitiert worden, daß die Bank von Frank- 
reich das Vaterland deswegen gerettet habe, weil sie keine 
Staatsbank gewesen sei; es ist ferner als Grund gegen die 
Verstaatlichung der Reichsbank angeführt worden, daß eine 
Beeinflussung der Bankleitung durch politische Interessen be- 
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fürchtet werden müsse, wenn die Reichsbank zu einem 
Staatsinstitut gemacht werde, und daß die Leitung der Reichs- 
bank durch die Interessen des Staatsfiskus beeinflußt werden 
könne. Die Notenausgabe würde nicht mehr nach den Be- 
dürfnissen des Geldmarktes, sondern nach denen der Staats- 
verwaltung erfolgen. Dies sind zwei so schwerwiegende 
Momente, daß ich geglaubt habe, sie auch in diesem Augen- 
blick noch einmal vorführen zu dürfen. Ich glaube, damit 
ist die Frage, ob die Reichsbank in ein Staatsinstitut umge- 
wandelt werden soll, beseitigt. 

Es ist ferner 1899 darauf hingewiesen worden, daß bei 
einem Staatsinstitut die Fühlung mit der Finanzwelt 
verloren gehen werde, und daß diese Fühlung mit der 
Finanzwelt eine außerordentlich wichtige sei. Das ist in der 
Tat richtig. Wer die Verhältnisse aus eigener Erfahrung 
kennt, weiß, welch eine Fülle von Anregungen von der 
einen wie von der anderen Seite gegeben werden, daß einer- 
seits die Herren aus der Praxis, die an der Verwaltung der 
Reichsbank, wenn auch nur in sehr beschränktem Umfange 
teilnehmen, ihrerseits Anregungen geben, daß aber anderer- 
seits auch auf diese Herren von der Leitung der Reichsbank 
in ausgiebiger Weise eingewirkt wird in dem Sinne, daß die 
Anschauungen der Reichsbank durch diese Kanäle weiter 
verbreitet werden. Mehr als einmal haben in den allgemeinen 
Verhältnissen unseres Finanzlebens diese Anregungen gute 
Früchte gebracht. Wenn mir der Herr Kollege Dr. Arendt 
eben zugerufen hat, die Reichsbank sei ein Staatsinstitut, so 
bedaure ich, ihm da nicht recht geben zu können. Die 
Reichsbank ist ein Institut, gegründet mit Privatmitteln, ge- 
leitet von Staatsbeamten, aber der Einfluß der Anteileigner 
ist nicht so gering. — (Zuruf rechts.) — Nein, der Einfluß des 
praktischen Geschäftslebens soll nicht so gering sein, daß damit 
die Reichsbank lediglich zu einem Reichsinstitut wird. 

Zu der Frage der Organisation der Reichsbank gehört 
auch die Frage einer eventuellen Annahme von verzinslichen 
Depositen, die ich aber hier übergehe, weil in den gestrigen 
Diskussionen darauf überhaupt nicht eingegangen ist, und 
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weil ich nicht wünsche, die Diskussion zu verlängern, soweit 
die betreffenden Fragen nicht hier von anderer Seite zur 
Sprache gebracht worden sind. Aber es gibt einen anderen 
Punkt in der Organisation der Reichsbank, den ich hervor: 
heben muß, und der sich aus der Novelle selbst ergibt. Bis 
jetzt ist die Reichsbank nur ermächtigt, Wechsel mit zwei 
oder drei guten Unterschriften zu kaufen, künftighin soll sie 
auch berechtigt sein, Schecks, welche diesen Ansprüchen an 
die Sicherheit entsprechen, anzukaufen. Dieser Vorschlag ist 
mit Freude zu begrüßen; er wird dahin führen, das Scheck- 
system in weiterem Umfange einzuführen, und er wird 
namentlich dahin führen, Mißbräuchen entgegenzutreten, die 
sich im Scheckwesen, wie das in der Natur der Dinge liegt, 
einzubürgern begonnen haben, Mißbräuche, die darin be- 
stehen, daß z. B. der Käufer einer Ware, der in Tilsit wohnt, 
dafür an den Verkäufer der Ware, der in Konstanz wohnt, 
einen Scheck auf Tilsit übersendet. Natürlich wird es dem 
Verkäufer in Konstanz außerordentlich erschwert, gegen diesen 
Scheck, der auf Tilsit lautet, sein bares Geld zu bekommen; 
und insofern die Reichsbank Schecks auf alle ihre Bankplätze 
ankaufen wird, insofern wird sie diesen Mißständen einiger- 
maßen begegnen. Es wird aber auch fernerhin durch einen 
umfangreichen Ankauf von Schecks durch die Reichsbank ein 
wenig Ersatz geschaffen werden. für den Fall, daß es in 
Deutschland nicht in Kürze gelingt, ein Reichsklearingswesen 
oder ein Provinzialklearingswesen einzuführen. Denn da die 
Reichsbank in allen größeren Städten Reichsbankstellen hat, 
wird sie in der Lage sein, auf alle diese Stellen auch Schecks 
in Empfang zu nehmen, zu diskontieren und sie, insofern an 
diesen Stellen Abrechnungsstellen bestehen, auf dem Wege 
der Abrechnung zur Einlösung zu bringen; insofern keine 
Abrechnungsstellen bestehen, wird sie immerhin in der Lage 
sein, die Schecks auf die Konti der Girokontoinhaber, die bei 
ihr Konti führen, zur Ausgleichung zu bringen. 

Der zweite große Gesichtspunkt, der bei der Be- 
urteilung der Novelle in Betracht kommt, ist die Aufrecht- 
erhaltung und Befestigung unserer Goldwährung. Der 
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Artikel 4 der Novelle enthält die Bestimmung, daß 
künftighin die Reichsbanknoten nicht durch kursfähiges 
deutsches Geld, sondern durch deutsche Goldmünzen ein- 
zulösen sind. Nun hat der Herr Kollege Dr. Arendt 
gestern dazwischen geworfen, so schlau der Verfasser dieser 
Novelle gewesen sei, so habe er doch noch nicht den Gipfel 
der Schlauheit erklommen, denn es gebe jetzt ja gar kein 
anderes kursfähiges deutsches Geld als die deutschen Gold- 
münzen. Ich glaube, in der Schläue ist der Verfasser dieser 
Novelle dem Herrn Kollegen Dr. Arendt doch noch etwas 
über gewesen. Herr Dr. Arendt ist ja ein Verfechter der 
Idee gewesen — ich weiß nicht, ob er es noch heute ist —, 
die Zwanzigmarknoten in Silber einlösen zu lassen, also in 
Scheidemünzen; und er ist in Aufsätzen, die er veröffentlicht 
hat, sogar so weit gegangen, zu behaupten, man könne 
1000 Mark in Banknoten, das heißt 50 Stück Noten ä 20 Mark, 
dadurch zur Einlösung in Silber bringen, daß man je eine 
Banknote von 20 Mark präsentiere und dagegen nun lediglich 
jedesmal 20 Mark in Silber bekomme, also für 1000 Mark 
in Zwanzigmarknoten 50x20 Mark in Silber. Diese Ansicht 
ist ja von allen Seiten bekämpft worden, und auch in der 
Bankenquetekommission hat sich, glaube ich, nicht eine einzige 
Stimme für diesen Plan des Herrn Dr. Arendt ausgesprochen. 
Aber die einzelne Banknote würde in der Tat gegen Scheide- 
münze eingelöst werden können, wenn nicht ausdrücklich 
stipuliert wird, daß sie gegen Gold eingelöst werden muß. 
Insofern ist die Bestimmung in Artikel 4 durchaus richtig; 
sie ist selbst dann richtig, wenn man die Bestimmung, daß 
20 Mark in Scheidemünze von jedermann in Zahlung ge- 
nommen werden müssen, dahin auslegen wollte, daß infolge- 
dessen 20 Mark Scheidemünze auch noch kursfähiges deutsches 
Geld sind. Aber das wäre ein Streit um Worte; jedenfalls 
ist durch die Bestimmung in Artikel 4 nunmehr unzweifelhaft 
festgestellt worden, daß auch die einzelne Zwanzigmarknote 
in Gold bezahlt werden muß. 

Nun sind gegen eine andere Bestimmung mancherlei 
Bedenken erhoben worden, nämlich dagegen, daß den Reichs: 
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banknoten die gesetzliche Zahlkraft beigelegt werden soll. 
Das hat für denjenigen, der die Verhältnisse nicht genau 
durchdringt, im ersten Augenblick etwas Erschreckendes; denn 
in der Regel wird der Zwangskurs mit der gesetzlichen Zahl- 
kraft verwechselt. Es gibt sehr viele Personen, die meinen, 
die gesetzliche Zahlkraft schließe in sich erstens, daß jeder: 
mann die Reichsbanknoten in Zahlung nehmen müsse, und 
zweitens, daß die Reichsbank nicht nötig habe, sie gegen Gold 
einzulösen. Das ist ein Irrtum. Das letztere würde der 
Fall sein, wenn den Reichsbanknoten der Zwangskurs bei- 
gelegt werden würde; das heißt, dann würde jedermann ver- 
pflichtet sein, Banknoten in Zahlung zu nehmen, die Reichs- 
bank würde aber nicht verpflichtet sein, diese Banknoten 
gegen Gold einzulösen. Es liegt daher in der gesetzlichen 
Zahlkraft, verbunden mit der unbedingten Verpflichtung der 
Reichsbank, die Reichsbanknote in Gold einzulösen, keinerlei 
Gefahr für unsere Goldwährung. Das muß ausdrücklich 
betont werden; denn auch in der Bankenquetekommission ist 
von einem Mitgliede sogar dieses Hauses entgegengerufen 
worden: das ist der härteste Schlag, den die Anhänger 
der Goldwährung jemals erfahren können. Auch dieser 
Zwischenruf fußt auf der falschen Auffassung, daß mit der 
gesetzlichen Zahlkraft der Banknoten die Pflicht der Ein- 
lösung der Reichsbank in Gold außer Kraft gesetzt werde. 
Im Gegenteil, gerade durch die Bestimmungen in der 
Novelle ist von neuem bekräftigt worden, daß die Reichs- 
bank diese Verpflichtung nach wie vor, und zwar in ver- 
schärftem Maße, gegenüber den früheren Bestimmungen 
habe. Mit Recht ist hervorgehoben worden, daß die Ver- 
leihung der gesetzlichen Zahlkraft gar nichts Außergewöhn- 
liches sei; in England bestehe sie seit Bestehen der 
Peelschen Bankakte, in Frankreich seit undenklichen Zeiten. 
Es ist nicht einzusehen, warum nicht Deutschland sich 
desselben Vorteils bedienen solle, der für die anderen Länder 
hierin liegt. In der Tat ist ein gewisser Vorteil für die 
Entwicklung unseres Geldwesens hierin vorhanden. Wenn 
ein ungünstiges Ereignis bevorsteht, eine Krisis in wirt- 
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schaftlicher Hinsicht oder ein Krieg, dann ist das schlimmste 
im wirtschaftlichen Leben die Furcht und die Angst, die 
sich der einzelnen Personen bemächtigt und sie dahin führt, 
sich diejenigen Gelder hinzulegen, von denen sie bestimmt 
wissen, daß sie in der Lage sind, damit alle Zahlungen 
zu leisten. 

Als ein klassisches Beispiel wird immer der sogenannte 
Fall Schnäbele in den achtziger Jahren angeführt, wo durch 
einen Zwischenfall an der Grenze einmal die Gefahr des 
Ausbruchs eines Krieges zwischen Deutschland und Frankreich 
in die Nähe gerückt schien. Damals ist es in der Tat vor: 
gekommen, daß Banken und Bankiers sich von der Reichs- 
bank gegen deren Banknoten haben Gold geben lassen, weil 
sie sich sagten: wenn nun plötzlich der Krieg ausbricht, und 
deine Kundschaft kommt zu dir und verlangt, in dem gesetz- 
lichen Gelde bezahlt zu werden, dann gibt es kein anderes 
Mittel, als in Gold zu zahlen, wir müssen uns also das Gold 
sichern und in den Kasten legen. Unter diesen Umständen 
ist es in der Tat vorgekommen, daß ganz unbegründeter- 
und ungerechtfertigterweise sich diejenigen, die demnächst 
Zahlungen zu leisten hatten, an die Reichsbank wandten und 
für ihre Banknoten Gold forderten und sich dieses Gold in 
ihre Kasten legten. 

Dieser Zustand wird in etwas dadurch N daß 
den Banknoten die gesetzliche Zahlkraft beigelegt wird; 
denn dann braucht derjenige, der in den nächsten Tagen 
Zahlungen zu leisten hat, bei der Annahme von Banknoten 
wenigstens die Sorge nicht zu haben, daß derjenige, an den 
er Zahlungen zu leisten hat, ihm die Banknoten deswegen 
zurückweisen könne, weil sie nicht gesetzliches Zahlungs- 
mittel seien. Ob damit allen Bedenken begegnet wird, ob 
nicht die Furcht vor dem Zwangskurs, der vielleicht im Falle 
eines Krieges kommen könnte, doch wieder dieselbe Wirkung 
ausübt, will ich in diesem Augenblick nicht entscheiden. 
Ich hoffe, wir werden einen Krieg nicht bekommen, und ich 
hoffe also, diese Verhältnisse werden nicht praktisch werden; 
aber durch die gesetzliche Zahlkraft der Banknoten würden 
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wenigstens in gewissem Umfange, sollte das Unglück ein- 
treten, die Schwierigkeiten erleichtert werden. 

Ein zweiter Punkt tritt hierbei hervor: das ist die Be- 
stimmung, daß die Reichsbank in ihren Noten auch als 
gesetzlichem Zahlungsmittel Zahlung selbst zu leisten be» 
rechtigt sein soll. Diese Bestimmung hat England nicht. 
In England besteht ausdrücklich die Vorschrift, daß die 
Bank von England bei den Zahlungen, die sie selbst zu 
leisten hat, sich nicht auf die gesetzliche Zahlkraftsqualität 
ihrer Noten berufen könne. Dies hat auf den ersten Blick 
außerordentlich viel für sich; denn es würde auf diesem 
Wege, wenn die Bank von England sich auf diese Zahlkrafts- 
qualität berufen sollte, allerdings im gegebenen Falle einmal 
die Einlösung in Gold in Frage gezogen werden können. 
Die deutsche Reichsbank wünscht diese Beschränkung für 
sich nicht, und zwar motiviert sie dies damit, daß bei der 
Ausbreitung des Girowesens in Deutschland es nicht möglich 
sei, an die Stellen, wo Giroguthaben abgehoben werden können, 
so viel Gold hinzulegen, daß auf Verlangen jedermann den 
betreffenden Betrag in Gold ausgezahlt erhalten könne. Ich 
gebe dies in gewissem Umfange zu: aber ich muß doch be- 
tonen, daß es mir notwendig erscheint, gerade diese Frage 
in der Kommission einer eingehenden Prüfung zu unterziehen; 
denn es ist notwendig, auch auf diesem Wege zu verhindern, 
daß irgendwie auch nur an dem Gedanken gerüttelt werden 
könne, daß unsere Banknoten jederzeit in Gold eingelöst 
werden können und eingelöst werden müssen. 

Abgesehen von diesen weniger wichtigen Punkten will 
ich nur noch erwähnen, daß es mit Freude zu begrüßen 
ist, wenn der Kreis der Wertpapiere, die von der Reichsbank 
zu beleihen sind, erweitert wird, soweit die Sicherheit und 
die Solidität der Reichsbank nicht darunter leiden, und es ist 
ferner durchaus erwünscht, daß den Privatnotenbanken 
gewisse Erleichterungen gegeben werden. Ich begrüße es 
mit Freuden, daß wenigstens innerhalb der Staaten, die den 
Privatnotenbanken das Privileg erteilt haben, die Noten der 
Privatnotenbanken bei den Reichsbankstellen gegen Reichs- 
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banknoten umgetauscht werden können. Ich bin der 
Meinung, daß die Privatnotenbanken dem Reiche und den 
einzelnen Bundesstaaten gute Dienste geleistet haben, und 
daß man sie nicht weiter einschränken sollte, als dies 
notwendig ist, um zu verhindern, daß die Diskontpolitik 
der Reichsbank durch die Privatnotenbanken durch- 
kreuzt werde. 

Von diesen zwei wichtigen Punkten abgesehen, nämlich 
von der ÖOrganisationsfrage und von der Frage der Gold- 
währung, enthält die Novelle zum Reichsbankgesetz noch 
einige andere Punkte, die aber nicht von prinzipieller Be- 
deutung sind. So ist dies namentlich der Fall bei der Frage, 
ob das Kapital der Reichsbank erhöht werden soll oder 
nicht. Es spricht eine ganze Reihe von Momenten dafür, 
eine Kapitalserhöhung vorzunehmen, und zwar über den 
Betrag hinaus, den die Novelle in Aussicht nimmt, indem 
sie den Reservefonds zu stärken beabsichtigt. Unter diesen 
Momenten führe ich an namentlich die Rücksicht auf die 
Grundstücke, die sich im Besitz der Reichsbank befinden. 
Die Reichsbank hat bei einem Kapital von 180 Millionen 
Mark und einem Reservefonds von 64 Millionen Mark einen 
Bestand an Grundstücken, Ende 1907 genommen — und wennich 
hinzuzähle die Bauvorschüsse, die besonders verbucht sind —, 
von 58 Millionen Mark; das ist also ungefähr der Betrag 
des Reservefonds. Diese Zahlen haben sich im Laufe der 
sieben Jahre vor 1907 so entwickelt, daß im Durchschnitt 
der sieben Jahre in jedem Jahre etwa 3 Millionen an Grund- 
stücken und Bauvorschüssen neu hinzugekommen sind. 
Nun rechnet uns die Begründung zur Novelle aus, daß, im 
Durchschnitt der letzten zwanzig Jahre genommen, bei der 
Verteilung des Reingewinns, wie die Novelle dies vor- 
schlägt, der Reservefonds sich erhöhen würde jährlich um 
1800000 Mark. Ich halte diese Berechnung nicht für 
zutreffend. Wir können nicht, wenn wir auf die Zukunft 
schließen wollen, den Durchschnitt der letzten zwanzig Jahre 
nehmen. Es ist ganz unmöglich, zu glauben, daß wir auf 
einen Stand bei der Reichsbank zurückkommen werden, wie 


465 


Kaempf, Reden und Aufsätze. 30 


er vor zwanzig Jahren bestanden hat. Ich glaube, es würde 
zutreffender sein, wenn man die letzten sieben Jahre in 
Rücksicht zieht. Ziehe ich die letzten sieben Jahre in 
Rücksicht und berechne, um wieviel der Reservefonds sich 
künftig nach diesem Maßstab erhöhen würde, so ergibt das 
einen Betrag von etwa 2!/, Millionen Mark. Sie sehen also: 
etwa um 3 Millionen hat sich das Grundstückskonto der 
Reichsbank in den letzten sieben Jahren vermehrt, und um 
2'/), Millionen können wir vielleicht annehmen, daß der 
Reservefonds der Reichsbank demnächst wachsen wird, 
wenn die Verhältnisse der letzten sieben Jahre dabei in 
Betracht gezogen werden. Es würde dann, wenn diese 
Berechnung richtig ist, noch nicht einmal das Plus an 
Grundstückserwerbungskosten und Baukosten durch die 
Verstärkung der Reservefonds gedeckt werden. Es würde also 
von einer eigentlichen Verstärkung des Kapitals der Reichsbank 
auf diesem Wege nicht die Rede sein können. 

Es kann ferner angeführt werden für eine Kapitals- 
erhöhung der Reichsbank, daß die Reichsbank ja auch 
Lombardgeschäfte mache, daß man nicht in dem Umfange 
wie den Ankauf von Wechseln so auch den Abschluß von 
Lombardgeschäften in Banknoten erledigen könne. Es wird 
auf die große Menge der Schatzscheine hingewiesen, die die 
Reichsbank zu kaufen genötigt ist, und wozu sie doch auch 
nicht lediglich ihre Noten verwenden sollte, und endlich 
darauf, daß auch gegen die Giroguthaben bei der Reichsbank 
ein gewisses Gegengewicht durch das eigene Kapital der 
Reichsbank geschaffen werden solle. Gegen die Kapitals- 
erhöhung wird dagegen ausgeführt, daß die Schatzscheine 
sich, wenn wir zur Finanzreform kommen, in ihrem Betrage 
wesentlich vermindern würden, daß also auch die Reichsbank 
nicht in die Lage kommen werde, in so großem Umfange 
wieder Reichsschatzscheine auf sich zu nehmen, wie dies in 
der letzten Zeit der Fall gewesen ist. 

Es ist aber auch ferner darauf hingewiesen worden — 
und das ist ein sehr wichtiges Moment —, daß die Reichs- 
bankverwaltung den festen Entschluß kundgegeben habe, 
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keine Wechsel zu diskontieren, deren Natur nicht von selbst 
dahin führt, daß sie bei Fälligkeit eingelöst, und dagegen 
Banknoten der Reichsbank zugeführt werden. Nur auf diesem 
Wege ist es möglich, die Liquidität in dem Sinne aufrecht 
zu erhalten, daß die Reichsbank ihre Noten jederzeit gegen 
bar einlösen kann. Wenn dagegen die Reichsbank Wechsel 
diskontiert, von denen sie von vornherein weiß, daß sie sie 
eine oder mehreremal oder öfter prolongieren muß, dann 
wird allerdings die Frage der Liquidität der Reichsbank, die 
Frage der Einlösbarkeit der Noten in Zweifel gezogen. Wenn 
aber die Reichsbank unerschütterlich an den Grundsatz fest- 
hält, nur solche Wechsel zu diskontieren, die bei Verfall 
eines natürlichen Todes sterben und dadurch der Reichsbank 
ihre Noten wieder zuführen, dann ist allerdings ein wesent- 
licher Grund angegeben, weshalb es nicht so dringend not- 
wendig ist, eine starke Kapitalserhöhung herbeizuführen. Ein 
Grund aber, der auf mich den tiefsten Eindruck gemacht hat, 
ist folgender. Ich bin länger als 30 Jahre Direktor einer 
Bank gewesen, habe in der Zeit manche Dummheiten gemacht, 
aber die größten Dummheiten immer dann, wenn ich für 
meine Bank zu viel Geld hatte. Nun will ich meine Ver- 
hältnisse durchaus nicht auf die Reichsbank übertragen; ich 
will durchaus nicht annehmen, daß so törichte Geschäfte von 
der Reichsbank würden gemacht werden können; aber daß 
die Gefahr vorliegt für jedes Institut, wenn es zu viel eigenes 
Kapital hat, dann Geschäfte zu machen, die eigentlich nicht 
in ihren Rahmen hineingehören, diese Gefahr liegt vor, und 
jedermann, der praktisch in den Geschäften tätig gewesen ist, 
wird mir das bestätigen. 

Unter diesen Umständen halte ich die Frage einer 
Kapitalserhöhung der Reichsbank nicht für eine Frage von 
prinzipieller Tragweite. Ich glaube, daß man den einen Weg 
gehen kann: einer Erhöhung, und ich für meine Person mache 
kein Hehl daraus, daß ich eine allmähliche Erhöhung des 
Grundkapitals der Reichsbank für durchaus angezeigt erachte. 
Auf der anderen Seite aber kann ich auch denjenigen Herren 
nicht absolut entgegentreten, die gerade aus den Gründen, 
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die ich zuletzt anführte, dafür eintreten, daß es bei der lang- 
samen Erhöhung des Reservefonds sein Bewenden haben soll. 

Im großen und ganzen wird daher die Frage der Kapitals- 
erhöhung ausscheiden, und es wird nur noch eine zweite Frage 
allerdings auch nicht prinzipieller Natur in Erwägung gezogen 
werden müssen: das ist die Frage der Erhöhung des steuer- 
freien Notenkontingents. Da sind ja die Ansichten auch 
durchaus verschieden. Die einen werfen das Notenkontingent 
zum alten Eisen, das sei eine törichte Einrichtung von vorn- 
herein gewesen und müsse so bald wie möglich beseitigt werden. 
Die anderen sind der Meinung, man solle bei dem alten 
Notenkontingent, also jetzt 472 Millionen Mark, bleiben; 
denn es sei sehr wünschenswert, jederzeit ein Warnungs- 
signal aufzustecken, wenn diese Grenze überschritten werde. 
Andere sind der Meinung, eine mäßige Erhöhung des steuer: 
freien Notenkontingents trage den Verhältnissen Rechnung. 
Ich glaube, daß diese letztere Anschauung das richtige trifft. 
Wir haben im Laufe der letzten Jahre jedenfalls in der 
Entwicklung unserer Handels- und industriellen Verhältnisse 
große Fortschritte gemacht, und demgegenüber ist es auch 
zulässig, das steuerfreie Notenkontingent, da ja die Bedürfnisse 
nach Umlaufsmitteln immer größere geworden sind, zu 
erhöhen, und mir scheint, die Novelle trifft das richtige, 
wenn sie den Betrag von 550 Millionen festsetzt. 

Ebenso trifft die Novelle das richtige, wenn sie für 
die Quartalstermine eine Erhöhung des Notenkontingents 
um 200 Millionen Mark vorschlägt. In der Presse wird 
wiederholt der Novelle der Vorwurf gemacht, das sei doch 
eigentlich eine Inkonsequenz; warum denn am Ersten eines. 
Monats die Erhöhung des Kontingents stattfinden solle; 
am 7. des Monats aber, wo ungefähr noch dieselben Ver- 
hältnisse obwalten, komme die Erhöhung in Fortfall, und es 
treten wieder die alten Verhältnisse ein. Es müßte also am 
7. eines Monats für eine geringere ungedeckte Notensumme 
Steuer bezahlt werden, am Ersten des Monats aber für eine 
größere nicht. Ich halte das aber für durchaus gerechtfertigt. 
An jedem Ersten eines Quartalsmonats kommen einerseits. 
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allerdings die Kreditbedürfnisse, die an die Reichsbank heran- 
treten, in Betracht, andererseits aber doch der Umstand, daß 
hier die Mittel der Reichsbank in Anspruch genommen werden 
nicht für Kreditbedürfnisse, sondern tatsächlich für Erleichte- 
rungen des Zahlungsverkehrs. Wenn Sie bedenken, daß am 
Ersten des Monats die Gehalte bezahlt werden, die Hypo- 
thekenzinsen, die Mieten, die Hypothekenkapitalien, die 
Akzepte, die zum Teil gerade auf den Ersten eines Monats 
zahlbar gestellt werden, die sonstigen Wechsel usw., so treten 
ganz von selbst am Ersten eines jeden Quartalsmonats unge- 
heure Bedürfnisse nach Zahlungsmitteln ein, die aber gar 
nicht auf dem Kreditsystem beruhen, und deswegen halte 
ich es auch für gerechtfertigt, wenn der Reichsbank für diese 
Quartalstermine eine Latitüde gegeben wird, indem eine 
Verstärkung des steuerfreien Notenkontingents konzediert wird. 

Meine Herren, ich beschränke mich auf diese Punkte. 
Ich wiederhole, ich bin überzeugt, daß die Novelle zum 
Reichsbankgesetz geeignet ist, die Verhältnisse der Reichs- 
bank so zu gestalten, daß sie ein wirksames Instrument 
bleibt in der Entwicklung von Handel und Industrie, wie 
sie dies bisher gewesen ist, und ich habe den dringenden 
Wunsch, daß die Agitationen gegen die Organisation und 
gegen die Tätigkeit der Reichsbank ein Ende erreichen mögen 
mit den Verhandlungen, die wir nunmehr in der Kommission 
haben werden. Es mögen in dieser Kommission alle Punkte 
noch einmal auf das reiflichste und eingehendste geprüft 
und untersucht werden. Wenn aber dann die Novelle Gesetz 
geworden sein wird, dann hoffe ich, daß Ruhe und Frieden 
eingekehrt sein wird, und daß die Reichsbank in der Lage 
sein wird, die wichtige Rolle zu erfüllen, die sie erfüllen 
muß bei den großen Aufgaben, die Handel und Industrie, 
namentlich unter den jetzigen Verhältnissen, zu erfüllen haben, 
und bei den großen Aufgaben, die ihr zugewiesenjwerden, 
auch durch die Vorlagen der Reichsfinanzreform. 
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Die Lombardverteuerung an den Quartals- 
terminen. 


Aufsatz im „Bank-Archiv“ vom 15. November 1911. 
- (Nr. 46.) 


In den Nummern des „Bank-Archivs“ vom 15. Juni und 
1. November d. Js. sind von Herrn Dr. Bendixen in Hamburg 
interessante Ausführungen über „die Lombardverteuerung an 
den Quartalsterminen in der Praxis‘ veröffentlicht worden, 
in denen schließlich die wenigstens vorübergehende Auf- 
hebung der Bestimmung empfohlen wurde, daß die Reichs- 
banknoten jederzeit zu einem Drittel durch Metall und zu 
zwei Dritteln durch diskontierte Wechsel gedeckt sein sollen. 

Ob die Mafßsregel der Lombardverteuerung, wie sie die 
Reichsbank getroffen, die beabsichtigte Wirkung erzielt hat 
oder auf die Dauer erzielen wird, darüber kann, meiner 
Ansicht nach, das Endurteil noch nicht gesprochen werden. 
Seitdem diese Maßregel ins Werk gesetzt wurde, haben sich 
auf unserem Geldmarkt bedeutsame Vorgänge ereignet. 

Infolge der Marokkoverhandlungen zwischen Deutsch- 
land und Frankreich sind die ausländischen Guthaben, 
wenigstens soweit Frankreich und England in Betracht kamen, 
der Hauptsache nach, ja vielleicht bis auf den letzten Pfennig, 
aus Deutschland zurückgezogen worden. Der deutsche Geld- 
markt hat eine bemerkenswerte Kraft bewiesen, ohne daß 
auch nur die Spur einer Beklemmung in die Erscheinung 
getreten wäre. Aber eine solche Zeit ist nicht geeignet, ein 
endgültiges Urteil reifen zu lassen über eine Maßregel wie 
die der Lombardverteuerung seitens der Reichsbank. Dies 
kann nur geschehen auf Grund längerer Beobachtung unter 
normalen Verhältnissen des Geldmarktes. 

Das hindert aber nicht, die Ursachen und Sarkungen 
in den Kreis der Betrachtungen zu ziehen und zu untersuchen, 
ob nicht die von der Reichsbank getroffenen Maßnahmen 
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durch andere ersetzt werden können, und die beiden Artikel 
des Herrn Dr. Bendixen sind, wenn auch das endgültige 
Urteil verschoben werden muß, doch von großer Bedeutung. 

Ich stimme mit Herrn Dr. Bendixen darin überein, daß 
für die scharfe Anspannung der Reichsbank an den Quartals- 
terminen auf dem Wege der Lombarddarlehen am Quartals- 
schluß, die Ausdehnung der Effektenspekulation nicht die 
Hauptursache, daß letztere vielmehr in der allgemeinen wirt- 
schaftlichen Lage und in der Gewohnheit des Publikums, 
alle Zahlungen auf den Quartalsultimo zusammenzudrängen, 
zu suchen ist. 

Ich beziehe mich hierbei auf die Auslassungen der 
Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin, die in Nummer 5 
der Korrespondenz der Aeltesten der Kaufmannschaft vom 
31. Mai d. Js. ausführlich behandelt worden sind, und in 
denen namentlich auch darauf hingewiesen worden ist, daß 
von der Maßregel der Reichsbank die mittleren und kleinen 
Bankiers erheblich härter betroffen worden sind als die 
großen Banken. | 

Es steht fest, daß durch die Gewohnheiten des deutschen 
Publikums im gesamten Zahlungsverkehr weit mehr bare 
Zahlungsmittel in Bewegung gesetzt werden als volkswirt- 
schaftlich gerechtfertigt ist. Diese ganze Frage wird durch 
die Maßnahme der Reichsbank von neuem aufgerollt. 

Und auch hier stimme ich im allgemeinen mit Herrn 
Dr. Bendixen überein. 

Als im Jahre 1907 eine große Kreditanspannung bei 
der Reichsbank hervortrat, gab diese den Anstoß zu einer 
lebhaften Bewegung, das Scheck- und Ueberweisungssystem 
in Deutschland allgemeiner einzuführen, als es bis dahin der 
Fall gewesen war; und die Erfolge dieser Bewegung, der 
sich schließlich alle Handelskreise anschlossen, waren sehr 
erfreuliche. 

Das Scheckgesetz vom Jahre 1908 gab dem Scheckwesen 
eine gesunde gesetzliche Grundlage, und die darin aus- 
gesprochene Stempelfreiheit der Schecks unterstützte die 
Bewegung in hervorragendem Maße. Leider ist bei der 
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Reichsfinanzreform diese Stempelfreiheit beseitigt worden, 
was notwendigerweise der noch im Anfange stehenden Ent- 
wicklung des Scheckwesens einen argen Stoß versetzen mußte. 
Daß angesichts der neuesten Maßnahmen der Reichsbank 
die Wiederherstellung der Stempelfreiheit der Schecks mit 
aller Entschiedenheit angestrebt werden muß, dürfte jetzt 
allgemein anerkannt werden. Das Schecksystem kann seinen 
Zweck aber nur dann vollständig erfüllen, wenn sich auf 
demselben eine allgemeine Scheckabrechnung aufbaut. Dazu 
ist es notwendig, daß sich die Reichsbank durch billige 
Ankaufsbedingungen für Schecks zum Mittelpunkte des 
Scheckverkehrs macht und in sich selbst die Abrechnungs- 
stelle für ganz Deutschland bildet. 

Die Einführung des Postscheck- und Ueberweisungs- 
verkehrs ist allerseits mit Freuden begrüßt worden und war 
durchaus geeignet, den Bedarf an baren Zahlungsmitteln 
herabzumindern. Leider haben auch hier fiskalische Rück- 
sichten eine in vollem Umfange segensreiche Wirkung zurück- 
gehalten. Die Belegung des Postscheckverkehrs, wenn auf 
einem Konto die Zahl von 600 Buchungen überschritten wird, 
mit einer Extragebühr von 0,07 Mark für jede Buchung muß 
notwendigerweise den Verkehr einschränken. Aber auch 
hiervon abgesehen, ist der Postscheckverkehr in viel zu um- 
ständliche Formen gekleidet, so daß, wie aus zahlreichen 
Beschwerden hervorgeht, man sich nur noch schwer in all 
den Formularen und Vorschriften zurechtfindet. Nach vielen 
Richtungen hin muß hier eine Aenderung eintreten, wenn 
der Zweck des Postscheck- und Ueberweisungsverkehrs, bare 
Zahlungsmittel in großem Umfange entbehrlich zu machen, 
erreicht werden soll. 

Seitens der Behörden ist in umfangreicher Weise darauf 
hingearbeitet worden, daß die Beamten ihre Gehälter nicht 
bar, sondern durch Ueberweisung auf ein Bankkonto in 
Empfang nehmen und dann bei Bedarf von diesem Konto 
die erforderlichen Geldbeträge abheben. Diesen Bestrebungen 
aber wirkt die Einführung des Stempels auf Bankquittungen 
direkt entgegen, und auch hier hebt eine fiskalische Maßregel 
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die segensreiche Wirkung des Ueberweisungs- und Scheck- 
verkehrs zum Teil auf. 

Die Reichsbank ist durch das Bankgesetz dazu berufen, 
den Geldumlauf im gesamten Reichsgebiet zu regeln und die 
Zahlungen zu erleichtern. Es wäre im höchsten Grade er- 
wünscht gewesen, wenn sie auf Grund dieser ihr gesetzlich 
zugewiesenen Aufgabe sich gegen alle Maßnahmen gewandt 
hätte, die wie der Scheck-= und Bank-Quittungsstempel und 
die Bestimmungen über den Postscheck- und Ueberweisungs- 
verkehr einer großzügigen Entwicklung des Zahlungsaus- 
gleiches im Wege stehen, und wenn sie auch jetzt noch ihre 
Bemühungen hierauf richten würde. 

Aber auch das Publikum muß das seinige tun. Es ist 
nicht ersichtlich, weshalb am Quartals-Ultimo 100 Millionen 
Mark Gold und mehr in den inneren Verkehr fließen, die 
dann im Laufe von 14 Tagen wieder in die Kassen der Reichs- 
bank zurückströmen. Ich mache aus meiner eigenen Praxis 
die Beobachtung, daß der Großverkehr mit Gold übersättigt 
ist. Wenn ich 20 Mark zu bezahlen habe, und gebe einen 
Hundert-Markschein in Zahlung, so kann ich sicher sein, 
80 Mark in Gold zurückzuempfangen. Einige Hundert 
Millionen Mark Gold aus dem Verkehr in die Reichsbank 
gezogen, würde der Gesamtlage der Reichsbank ein gänzlich 
verändertes Aussehen geben. 

Wenn ich hiernach in einer großen Reihe von Punkten 
mit Herrn Dr. Bendixen übereinstimme, so unterscheide ich 
mich in einem wesentlichen Punkte von seinen Ausführungen. 

Die Reichsbank hat bei ihrer Maßnahme im Auge ge- 
habt, einerseits eine Warnung auszusprechen, anderseits aber 
sich dagegen zu wehren, daß durch die Ueberanspannung 
des Lombardkredites der Teil der Deckungsvorschrift ver: 
eitelt werde, wonach zwei Drittel der umlaufenden Reichsbank- 
noten durch diskontierte Wechsel gedeckt sein sollen. 

Der letztere Gesichtspunkt, wie er von der Reichsbank 
aufgestellt ist, wird von mir vollständig geteilt. Die gesetz- 
lichen Einlösungsgrundlagen der Reichsbanknote müssen auf- 
recht erhalten werden. Jeder Zweifel an der Einlösung in 
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Gold muß ausgeschlossen sein. Die Deckung durch diskon- 
tierte Wechsel ist in der Maßregel der Reichsbank in den 
Vordergrund gestellt. Um sie aufrechtzuerhalten, legt die 
Reichsbank dem Kreditbedürfnis Schranken auf. In diesem 
Augenblick ist es gefährlich, an der anderen Deckungsvor- 
schrift, nämlich an der vorgeschriebenen Dritteldeckung durch 
Metall, zu rütteln.. Um so gefährlicher in einem Augenblick, 
wo das Ausland keinen Anstand genommen hat, an unserer 
Kreditwürdigkeit zu zweifeln. Unser Geldmarkt hat durch 
die Stärke, die er bewiesen hat, diese Zweifel ad absurdum 
geführt. Lassen wir diese Zweifel nicht von neuem auf- 
tauchen, indem wir einer Maßnahme das Wort reden, durch 
die auch nur vorübergehend die Dritteldeckung durch Metall 
außer Kraft gesetzt würde. 


Scheck- und Ueberweisungsverkehr. 
(Nr. 47 bis 50.) 
Vorbemerkung. 


Die im Verhältnis zu England langsame Entwicklung 
des Scheckverkehrs in Deutschland hat den Deutschen 
Handelstag, die Aeltesten der Kaufmahnschaft von Berlin 
und andere kaufmännische Interessenvertretungen wieder: 
holt veranlaßt, für die weitere Ausbreitung des Scheck: 
wesens in Deutschland tätig zu sein. Die Aeltesten be 
gannen im Jahre 1906 eine umfangreiche Propaganda 
durch Einberufung einer Sachverständigen-Konferenz und 
Massenversendung zweier Rundschreiben, welche der 
Aufklärung über das Wesen des Scheckverkehrs und seine 
praktische Handhabung dienten. Die Propaganda wurde 
im nächsten Jahre — zum Teil in Gemeinschaft mit der 
Handelskammer von Berlin, mit der Handelskammer 
Potsdam sowie mit den Gemeindebehörden von Groß: 
‚Berlin — fortgesetzt. Die von den Aeltesten gegebenen 
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Anregungen wurden am 26. Juni 1907 auch von der 
„Kommission betreffend Geld, Bank, Börse“ des Deutschen 
Handelstages besprochen, wobei das einleitende Referat 
von dem Präsidenten des Handelstages und der Aeltesten 
der Kaufmannschaft von Berlin Kaempf gehalten wurde, 
der auch in der 35. Vollversammlung des Deutschen 
Handelstages am 20. März 1908 über den gleichen Gegen- 
stand referierte. Auch auf dem dritten Deutschen Bankier: 
tage zu Hamburg am 5. Oktober 1907 hatte er dies getan 
(Rede Nr. 48). Der Popularisierung des Scheckverkehrs 
diente ferner der am 6. Mai 1908 in der Handelshochschule 
ebenfalls von dem Präsidenten der Aeltesten der Kaufmann- 
schaft von Berlin Kaempf gehaltene Vortrag über 
„Deutsches Zahlungswesen unter Berücksichtigung des 
Ueberweisungs- und Scheckverkehrs‘*) (Rede Nr. 47). 

Die reichsgesetzliche Regelung des Scheckverkehrs 
war von der Regierung im Jahre 1892 versucht worden. 
Der von ihr dem Reichstag vorgelegte Gesetzentwurf 
kam jedoch wegen des Sessionsschlusses nicht zur Er- 
ledigung, und die Regierung sah zunächst von einer 
Neueinbringung ab, zumal da weite Kreise des Handels 
und der Bankwelt die gesetzliche Regelung nicht für un: 
bedingt erforderlich hielten oder sich dagegen aussprachen, 
weil sie befürchteten, daß das Gesetz verkehrsfeindliche 
Bestimmungen enthalten könnte.**) Dagegen wurde im 
Reichstag am 10. Mai 1907 eine Resolution angenommen, 
in welcher die Verbündeten Regierungen um Vorlegung 
eines Scheckgesetzes ersucht wurden. Maßgebend für 
diesen Beschluß war die Annahme, daß durch das Scheck * 
gesetz eine weitere Ausbreitung des Scheckverkehrs und 
dadurch eine Erleichterung des sehr angespannten Geld- 
marktes herbeigeführt werden würde. Die Regierung 
veröffentlichte darauf einen vorläufigen Entwurf,f) um 
den beteiligten Erwerbskreisen Gelegenheit zur Stellung 


*) Gewerbliche Einzelvorträge, herausgegeben von den Aeltesten der 
Kaufmannschaft von Berlin, zweite Reihe, III., Berlin 1908. 

**) Vergl. die Denkschrift der „Aeltesten der Kaufmannschaft von 
Berlin“ von 1906, Berliner Jahrbuch für Handel und Industrie 1906, Band I, 
Seite 322 ff. und 655 ff. 

7) Reichsanzeiger vom 13. Juli 1907. 
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nahme zu geben*). Am 9. Januar 1908 legte sie dem Reichs: 
tage den „Entwurf eines Scheckgesetzes“ vor (Nr. 566 der 
Reichstagsdrucksachen 12. Legislatur-Periode I. Session). 
Bei der ersten Beratung im Plenum am 21. und 23. Januar 
1908, an welcher sich auch der Abgeordnete Kaempf 
beteiligte (Rede Nr. 49), fand der Entwurf bei allen 
Parteien eine freundliche Aufnahme. Nach der Kom- 
missionsberatung, an welchersich der Abgeordnete Kaempf 
ebenfalls beteiligte, wurde bei der zweiten Lesung im 
Plenum am 21. Februar 1908 die passive Scheckfähigkeit 
auf die Sparkassen ausgedehnt, und mit dieser Hinzu= 
fügung wurde der Entwurf auch in dritter Lesung am 
25. Februar 1908 angenommen. Das Gesetz ist am 1. April 
1908 in Kraft getreten. 

Eine besondere Ausbreitung hat der Scheckverkehr in 
Deutschland durch die Einführung des Postscheck= 
verkehrs gewonnen. Nachdem ein erster Versuch der 
Regierung hierzu im Jahre 1900 fehlgeschlagen war, legte 
die Regierung am 5. März 1908 dem Reichstag eine Er- 
gänzung zu dem Reichsetat für 1908 vor (Nr. 747 der 
Reichstagsdrucksachen 12. Legislatur-Periode I. Session), 
durch welche der Reichskanzler ermächtigt werden sollte, 
den Post-Ueberweisungs- und Scheck-Verkehr einzuführen. 
Bei der ersten Beratung im Plenum am 31. März 1908 
wurden mehrfache Einwendungen erhoben. Der kon: 
servative Abgeordnete Roesicke fürchtete eineSchädigung 
der landwirtschaftlichen Genossenschaften, während von 
den Vertretern deı Linken, besonders auch dem Ab: 
geordneten Kaempf, die Nichtverzinsung der Guthaben 
und die Höhe der Gebührensätze bemängelt wurde (Rede 
Nr. 50). Darauf bezügliche Abänderungsanträge wurden 
in der Kommission nicht angenommen. Bei der zweiten Be- 
ratung im Plenum am 1. Mai 1908 brachten der Abgeordnete 
Kaempf und andere Abgeordnete die erwähnten Bedenken 
nochmals vor, während der Abgeordnete Kreth die Ab- 
lehnung der Vorlage durch die konservative Fraktion 


*) Es ist dies beispielsweise in ausführlicher und im allgemeinen 
zustimmender Weise in der Denkschrift der Aeltesten der Kaufmannschaft 
von Berlin „Scheckverkehr und Scheckgesetz“ vom 2. September 1907 ge- 
schehen (Berliner Jahrbuch 1907, Band I, Seite 414 und 608 ff.). 
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erklärte. Die Vorlage wurde in der Kommissionsfassung 
in zweiter und am 7. Mai 1908 in dritter Lesung 
angenommen. Am 1. Januar 1909 ist der Postscheckverkehr 
durch die am 6. November 1908 veröffentlichte „Postscheck* 
ordnung“ in Kraft getreten. Die gesetzliche Regelung 
der grundsätzlichen Vorschriften hat bis zum 1. April 1912 
zu geschehen. 


Vortrag in der Handelshochschule am 6. Mai 1908. 
(Nr. 47) 


Ueber das deutsche Zahlungswesen einen Vortrag zu 
halten, wird manchem von Ihnen ein überflüssiges Unter- 
nehmen zu sein scheinen. Ist doch heute noch in den 
weitesten Kreisen die Ansicht vorherrschend, daß nichts na- 
türlicher und infolgedessen auch nichts richtiger sei, als sich 
bei Zahlungen der Gold- und Silbermünzen sowie der 
Banknoten und Reichskassenscheine zu bedienen, die ja ge- 
rade hierzu geschaffen seien. Im Hause sich so viel Geld 
zu halten, daß alle vorkommenden Rechnungen sofort bar 
bezahlt werden können, das Portemonnaie möglichst umfang- 
reich mit Gold oder Silber gespickt bei sich zu tragen, — 
das erscheint auch heute noch den meisten als das Ideal 
einer geregelten Privatwirtschaft. Der Zweck meines Vortrages 
aber ist, das Material im Zusammenhange zu unterbreiten, 
aus dem jeder in der Lage ist, sich ein Urteil darüber zu 
bilden, ob nicht in der übermäßigen Benutzung der baren 
Zirkulationsmittel, wohin ich für den vorliegenden Fall auch 
Banknoten und Reichskassenscheine zähle, eine Verschwendung 
von Nationalvermögen liege, ein Luxus, den zu gestatten 
Deutschland noch lange nicht reich genug ist, oder ob nicht 
vielmehr gerade in der Nichtbenutzung barer Zirkulations- 
mittel ein wesentlicher Fortschritt in der Volkswirtschaft und 
in der Verbesserung unserer wirtschaftlichen Lage gefunden 
werden könnte. 

Zur vollständigen Klarstellung der Frage bitte ich einen 
Blick zu werfen auf das Währungssystem und auf die Münz- 
verhältnisse Deutschlands, sowie zweier anderer Kultursstaaten, 
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Frankreich und England, mit welch letzteren unsere eigene 
Lage zu vergleichen von erheblichem Interesse ist. 

Was versteht man überhaupt unter einer „Währung“? 

Ich kann diese Frage nicht besser beantworten, als mit 
der von dem englischen Staatsmann Gladstone vor Jahren 
gegebenen Erklärung, als er über die Frage der Gold- und 
Silber- oder Doppelwährung aufklärend zu wirken suchte. 
„Währung“, so sagte er, „sei der Maßstab, an dem die 
Preise und Werte aller übrigen Gegenstände gemessen würden. 
Werde daher ein Metall als Maßstab, also als Träger der 
Währung genommen, so müsse dieses ein Metall sein, das in 
genügender Menge produziert werde, um den Bedürfnissen 
des Verkehrs gerecht zu werden, das aber andererseits auch 
nicht im Uebermaß produziert werde, weil es sonst auf seinen 
eigenen Wert drücke. Das als Wertmesser, also als Währung 
dienende Metall müsse also in sich einen möglichst unver: 
änderlichen Wert haben“. Da nun Silber zu jener Zeit, wie 
auch jetzt, noch in so großen Mengen produziert und zum 
Verkauf gebracht wurde, daß sein Wert im Vergleich zum ' 
Gold sich auf die Hälfte des früheren Preises herabminderte, 
so sei das Silber ein untauglicher Wertmesser. Welche Ver: 
wirrung würde entstehen, wenn im Tuchhandel ein Meter- 
maß angewandt würde, das heute 100 cm, in einem Jahre 
120 cm nach einer Reihe von Jahren nur 80 cm hielte. 
Ebenso groß müßte die Verwirrung sein, wenn ein in ähn- 
lichem Maße veränderliches Metall als Währung angewandt 
würde. Den an ein Währungsmetall zu stellenden Ansprüchen 
genügt zurzeit nur das Gold, dessen Produktion im richtigen 
Verhältnis zum Bedarf steht. Das praktische Handelsvolk 
der Engländer hat sich daher niemals bereit finden lassen, 
von dem System der Goldwährung abzugehen. Es ist sich 
bewußt geblieben, daß es seine Stellung als Vermittler der 
Geschäfte der ganzen Welt nur bei der stabilen Währung 
des Goldes aufrechterhalten könne. 

Deutschland hatte bis zum französischen Kriege die 
Silberwährung. Als aber nach der Schaffung des Deutschen 
Reiches der alte deutsche Agrarstaat sich in einen Handels- 
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und Industriestaat umwandelte und seinen Anteil an der 
internationalen Handelstätigkeit begehrte, wurde es notwendig, 
daß auch Deutschland die Goldwährung akzeptierte, wozu 
ihm die französische Kriegsentschädigung die Möglichkeit 
bot. Aber wir sind nicht sofort zur reinen Goldwährung 
übergegangen. Wie Sie alle wissen, ist bis zum 1. Okto- 
ber 1907 neben den Goldmünzen der Taler gesetzliches 
Zahlungsmittel gewesen, indem er in unbeschränkten Summen 
zum Werte von 3 Mark Gold in Zahlung genommen werden 
mußte, wenngleich er nur einen Goldwert von etwa 1!/, Mark 
repräsentierte. Erst mit dem 1]. Oktober 1907 hat diese Ver- 
pflichtung aufgehört, und wir haben in Silber nur noch 
Scheidemünzen, von denen aber niemand mehr als 20 Mark 
in Zahlung zu nehmen verpflichtet ist. Auch die von der 
Reichsbank und einigen kleinen noch bestehenden Noten- 
banken ausgegebenen Banknoten müssen von den Banken 
in Gold eingelöst werden. An die Stelle der sogenannten 
hinkenden Goldwährung ist die reine Goldwährung getreten, 
d.h. in Deutschland sind — abgesehen vom Kleinverkehr bis 
zu 20 Mark — alle Verpflichtungen in Gold zu erfüllen. 
Von Deutschland und England unterscheidet sich Frank- 
reich. Hier sind nicht nur die Goldmünzen gesetzliches 
Zahlungsmittel, sondern auch die auf Grund der lateinischen 
Münzunion geprägten Fünffranksstücke. Die Bank von Frank- 
reich würde also ihre Banknoten auch in Fünffranksstücken 
einlösen können, wenngleich die letzteren nur einen Goldwert' 
von 21/, Franks haben. Dieser Zustand ist vielleicht erträg- 
lich für den inneren Verkehr, wenngleich er auch da schwer 
empfunden werden würde, wenn jemand für 5000 Franks 
Banknoten 1000 Fünffranksstücke erhielte, die er in Säcken 
verpackt nach Hause tragen müßte. Ganz unmöglich aber 
ist dieser Zustand für den internationalen Verkehr, denn 
jeder Ausländer, der Fünffranksstücke erhielte, würde sie. 
unzweifelhaft sofort zurückschicken, und sich dafür Gold 
ausbitten. Tatsächlich zweifelt denn auch niemand daran, 
daß die französischen Banknoten in Gold eingelöst werden, 
und dies ergibt sich daraus, daß Frankreich, abgesehen von 
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dem in der Bank liegenden Golde, im Verkehr so viel Gold 
hat, daß dem letzteren leicht große Summen entzogen werden 
können. Eine Eigentümlichkeit des französischen Publikums, 
auf die besonders hingewiesen werden muß, ist, daß es Gold 
und Silber in die Bank trägt und sich dafür Banknoten 
geben läßt, die dann statt des Goldes und Silbers zirkulieren. 
Insoweit dies geschieht, sind die Banknoten daher Reprä- 
sentanten von Gold und Silber oder, wie man richtig sagt: 


„Gold= und Silberzertifikate“. 


Dies führt uns zu einer Frage, die mit unserem Thema in 
direktester Verbindung steht, nämlich zu der Frage: Welchen 
Gebrauch macht die Bevölkerung der verschiedenen Länder 
von den vorhandenen Zahlungsmitteln? 


Ueber die Höhe der Zahlungsmittel, die in einem Lande 
zur Verfügung stehen, namentlich über die Höhe der Gold- 
münzen, ist es schwer, genaue Ziffern zu geben. Jedes Land 
weiß zwar, wie viel Goldmünzen von seinen Münzstätten 
ausgeprägt sind; aber wie viele sich davon im Inlande in 
Zirkulation befinden, ist nur schätzungsweise festzustellen, 
da Goldmünzen einerseits ins Ausland gehen, andererseits zu 
industriellen Zwecken eingeschmolzen werden. 


Nach den Schätzungen des Münzdirektors der Ver- 
einigten Staaten von Amerika waren Ende 1906 vorhanden: 


in Frankreich etwa 4400 Millionen Mark Goldmünzen, 


1 r „1700 ea „ Silbermünzen, 
„ England „2400 % „» Goldmünzen, 
% „ BR 480 Hi „ Sıilbermünzen, 
„ Deutschland „ 3900 M » Goldmünzen, 
as ns ” 900 „ „ Silbermünzen. 


Außerdem kommen als im Verkehr befindliche Zahlungs- 
mittel zurzeit in Betracht: 
in Frankreich etwa 990 Millionen Mark nicht durch Metall ge- 
deckte Banknoten, 
„ England keine nicht durch Metall gedeckte Banknoten, es 
ist vielmehr eine Ueberdeckung durch Metall vorhanden, 
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in Deutschland etwa 590 Millionen Mark nicht durch Metall ge- 
deckte Banknoten 
und‘. 50 i} „  Reichskassenscheine. 

Lassen wir für die folgende Erwägung Frankreich außer 
Betracht, da einerseits die Verschiedenheit der Währung, 
andererseits die weniger intensive Entwicklung von Handel 
und Industrie, endlich der auf alter Kulturentwicklung be- 
ruhende Reichtum zu viele den Vergleich erschwerende 
Momente ergeben, und suchen wir aus einem Vergleich mit 
England diejenigen Lehren zu ziehen, die uns die Verhält- 
nisse beider Länder darbieten, wenngleich es selbstverständ- 
lich ist, daß sich die Verhältnisse des einen Landes nicht 
ohne weiteres auf das andere Land übertragen lassen. 

Wie schon erwähnt, sind zurzeit in England ungedeckte 
Banknoten überhaupt nicht in Umlauf, während in Deutsch- 
land der durch Metall nicht gedeckte Notenumlauf inkl. 
Reichskassenscheine ungefähr 640 Millionen Mark beträgt. 
An Silbermünzen sind in England nach deutschem Gelde 
gerechnet etwa 11 Mark auf den Kopf der Bevölkerung vor- 
handen, während wir in Deutschland uns anschicken, den 
Silbermünzenvorrat von jetzt etwa 15 Mark auf 20 Mark pro 
Kopf der Bevölkerung zu erhöhen. An Goldmünzen sind 
in England etwa 2400 Millionen Mark vorhanden, und zwar 
liegen davon mehr als 31 Prozent mit etwa 750 Millionen Mark 
in den englischen Banken, während nur etwa 69 Prozent mit 
etwa 1650 Millionen Mark sich als Zirkulationsmittel in den 
Händen des Publikums befinden. In Deutschland sind etwa 
3900 Millionen Mark Goldmünzen vorhanden, davon nur 
etwa 14 Prozent in der Reichsbank, und wenn ich die im 
Juliusturm liegenden 120 Millionen Mark hinzunehme, etwa 
17 Prozent; dagegen befinden sich etwa 83 Prozent als 
Zirkulationsmittel in den Händen des Publikums. 

Diese Zahlen im Kopfe zu behalten, ist sehr schwierig, 
jedoch nicht nötig. Das Charakteristische ist, daß England 
seinen großen Zahlungsverkehr mit etwa 2000 Millionen Mark 
Gold- und Silbermünzen bewältigt, daßß Deutschland für 
seinen, jedenfalls viel geringeren Zahlungsverkehr aber etwa 
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3800 Millionen Mark Gold- und Silbermünzen gebraucht 
und außerdem an nicht gedeckten Banknoten und Reichs- 
kassenscheinen 640 Millionen Mark in Zirkulation hat, während 
in England ungedeckte Banknoten zurzeit überhaupt nicht 
existieren. 

Woher nun diese große Enthaltsamkeit des englischen 
Publikums in der Benutzung der Zirkulationsmittel an Gold- 
und Silbermünzen und Banknoten ? England hat einen Lehr- 
meister gehabt in der Bankakte von 1844, die den Namen 
des englischen Staatsmannes Robert Peel trägt, und die, 
welche Mängel ihr sonst anhaften mögen, einen für unsere 
Erwägungen fundamentalen Satz enthält, nämlich daß nicht 
mehr als 16,8 Millionen Pfund Sterling (etwa 340 Millionen 
Mark) durch Metall nicht gedeckte Banknoten ausgegeben 
werden dürfen. Hierdurch ist England auf den Weg gewiesen 
worden, den Zahlungsverkehr mit möglichst geringen Zahlungs- 
mitteln zu erledigen. Und die Engländer haben es vortrefflich 
verstanden, sich- mit geringen Zirkulationsmitteln zu begnügen; 
sie haben den Weg gefunden, wie man ohne Benutzung barer 
Zirkulationsmittel doch einen ungeheuer großen Zahlungs- 
verkehr bewältigen kann, sie haben dieses Mittel gefunden 
in ihrem Scheck- und in dem Abrechnungs( ‚clearing“)verkehr. 

Wie Ihnen bekannt, ist der Scheck eine Anweisung auf 
ein Guthaben bei einem Bankhaus. Ich gebrauche den Aus- 
druck „Bankhaus“, wenngleich nach den Gesetzen in den 
verschiedenen Ländern Schecks auch zum Teil auf andere 
Firmen als auf Bankhäuser gezogen werden können, so 
namentlich auf Genossenschaften, Sparkassen und ähnliche 
Institute. Der Kürze halber werde ich aber immer das Wort 
„Bankhaus“ gebrauchen. 

Will man sich nun eines Schecks als Zahlungsmittel 
bedienen, so ist die Vorbedingung, daß man ein Konto bei 
einem Bankhause hat, und auf diesem ein Guthaben vor- 
handen ist, über das man verfügen kann. 

Hiervon haben die Engländer den weitestgehenden 
Gebrauch gemacht. Nicht nur alle Kaufleute und Industrielle 
haben ein Konto bei einem „Banker“, sondern auch die 
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Mehrzahl aller Privatpersonen, bei denen Zahlungen von 
irgendwelchem Belang vorkommen. 

In England haben Kaufleute, Industrielle und Private 
Geld in ihren Kassen nur so viel, als für die kleinsten 
täglichen Bedürfnisse nötig ist. Ebenso trägt niemand größere 
Beträge mit sich herum, als dieses nötig ist, um ein Glas 
Bier oder Wein, einen Imbiß im Restaurant, einen Omnibus 
oder eine Droschke zu bezahlen oder sonst kleine Zahlungen, 
die im täglichen Leben vorkommen, zu erledigen. Die ganze 
Kassaführung seines Geschäftes und seines Haushaltes über: 
trägt der Engländer dem „Banker“ und erledigt alle seine 
Zahlungen durch Schecks auf den letzteren. Ja, es gilt sogar, 
auch unter den Privaten, für eine Ehrensache, ein Konto 
bei einem Bankhause zu haben und sich des Schecks als 
Zahlungsmittel zu bedienen. Der Ausspruch ist schon oft 
getan, aber er kann nicht oft genug wiederholt werden, weil 
er für die englischen Zustände bezeichnend ist: Wer mit 
Schecks bezahlt, ist in England ein „Gentleman“, wer bar 
bezahlt, ist nur ein „man“. 

Wie gestaltet sich nun der Lebenslauf eines Schecks? 

Wenn ich an irgendeinen meiner Lieferanten eine 
Rechnung zu bezahlen oder sonst an jemand, dem ich Geld 
schulde, eine Zahlung zu leisten habe, so schreibe ich auf 
mein Bankhaus einen Scheck aus, wozu ich von dem Bankhause 
die Formulare erhalte, und übergebe oder übersende diesen 
Scheck an denjenigen, der das Geld von mir zu empfangen 
hat. Nun kann letzterer zu dem Bankhaus, auf das der 
Scheck gezogen ist, gehen und den Betrag bar in Empfang 
nehmen. Damit würde aber der Zweck, bare Zirkulations- 
mittel zu ersparen, nur unvollkommen erreicht werden. Es 
würde in diesem Fall nur eine Verschiebung der Benutzung 
der Barmittel um 1 oder 2 Tage eintreten. Ein Scheck, der 
so zur Barzahlung gelangt, hat, wie es richtig ausgedrückt 
ist, seinen Beruf verfehlt. Soll er seinen Beruf nicht ver: 
fehlen, so muß derjenige, dem ich mit dem Scheck 
bezahle, ebenfalls ein Konto bei einem Bankhaus haben 
— entweder bei demselben, wo ich mein Konto habe, 
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oder bei einem anderen —, und er muß den Scheck seinem 
Bankhause zur Gutschrift auf seinem Konto übergeben. Hat 
er dann später an einen Dritten Zahlungen zu leisten, so 
schreibt auch er wieder einen Scheck aus auf sein Bank- 
haus und gibt ihn seinem Gläubiger in Zahlung, der dann 
in gleicher Weise verfährt wie der erste Lieferant usw. 

Diese Art des Zahlungsverkehrs ist auf alle im täglichen 
Leben vorkommenden Zahlungen anwendbar, nicht nur auf 
Rechnungen, die ich zu bezahlen habe, sondern auch auf 
Zahlungen für Miete, Hypothekenzinsen, an Arzt, Rechts- 
anwalt, für Steuern, Kanalisationsgebühren und für den ge- 
samten geschäftlichen Verkehr. 

Wird dieses System aber verallgemeinert, hätten z. B- 
alle Einwohner einer Stadt Bankkonten und benutzten sie 
das Schecksystem zu allen ihren Zahlungen, so würden in 
dieser Stadt Barzahlungen zwischen den einzelnen Personen 
überhaupt nicht vorkommen. Das ist selbstverständlich nur 
in der Theorie möglich. Denn, wie schon erwähnt, zu den 
kleinsten Zahlungen des täglichen Lebens wird sich der 
Scheck nicht verwenden lassen, hier wird immer die bare 
Münze ihre Rolle spielen. 

Wie die Schecks zur Welt kommen, wie sie ihren 
Lebenslauf bis zu den Kassen der Bankhäuser zurücklegen, 
das habe ich nun auseinandergesetzt. Aber wo bleiben sie 
schließlich? Wo und wie beschließen sie, segensreich für 
die Welt, ihren Lebenslauf? 

Wenn an einem Platze z. B. 20 Bankhäuser bestehen, 
die für den Scheckverkehr in Betracht kommen, so werden 
sich bei jedem einzelnen dieser 20 Bankhäuser Schecks auf 
die anderen 19 ansammeln. Jedes dieser 20 Bankhäuser 
müßte die Schecks jedem der anderen 19, auf die er Schecks 
in Händen hat, zur Zahlung präsentieren. Durch diese Bar- 
zahlung würden wiederum bare Zirkulationsmittel in Bewegung 
gesetzt werden, und letzteres zu vermeiden, ist eben das Ziel, 
das erstrebt wird. 

Zu diesem Zwecke ist das Abrechnungsverfahren 
(englisch: clearing) erfunden und eingerichtet worden, das sich 
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übrigens nicht nur auf Schecks, sondern auch auf Wechsel, 
Rechnungen, Quittungen usw. anwenden läßt und tatsächlich 
angewandt wird. Dieses Abrechnungs- oder Clearing-System 
besteht darin, daß diejenigen Bankhäuser, die für den Zahlungs- 
verkehr an einem Orte besonders in Betracht kommen, sich 
unter der Leitung des Zenttralinstituts, in Berlin also der 
Reichsbank, zu einer Abrechnungsstelle, in England ‚„clearing- 
house‘ genannt, vereinigen. 

Die Beauftragten finden sich ein oder mehrere Male im 
Laufe des Tages in der Reichsbank ein mit den Wechseln, 
Schecks, Quittungen usw., die seitens ihrer Bankhäuser ein- 
zuziehen sind, und mit Listen, in denen die Beträge, die 
jedes Bankhaus von jedem der übrigen an der Abrechnungs- 
stelle beteiligten Bankhäuser zu empfangen hat, verzeichnet 
sind, und übergeben die mitgebrachten Dokumente den 
einzelnen Beauftragten der übrigen Bankhäuser. Diese prüfen 
in den Bureaus der betreffenden Bankhäuser, ob die Wechsel 
usw., die sie zu bezahlen haben, in Ordnung sind, und nach- 
dem so festgestellt ist, welchen Betrag jedes Bankhaus an die 
Gesamtheit und an jedes einzelne der beteiligten Bank-= 
häuser zu zahlen oder von ihm zu empfangen hat, reguliert 
die Leiterin der Abrechnungsstelle, bei uns also die Reichs- 
bank, bei der jedes der beteiligten Bankhäuser ein Konto 
führt, die Zahlungen, die jedes dieser Bankhäuser zu leisten 
oder zu bekommen hat, durch Gutschrift oder Belastung auf 
dem Konto des Bankhauses bei der Reichsbank. 

Sie sehen, auf welchem Wege es möglich ist, durch das 
Scheck- und Abrechnungswesen, wenn alle Faktoren inein- 
andergreifen, in der Tat große Beträge an baren Zirkulations- 
mitteln zu ersparen. Und die Zahlen, die ich vorher angeführt 
habe, wonach England fast keine ungedeckten Banknoten hat 
und sich im Zahlungsverkehr mit beinahe der Hälfte der 
baren Zirkulationsmittel behilft wie Deutschland, finden 
darin ihre Begründung, daß in England der Scheck ein von 
jedermann benutztes Zahlungsmittel ist, und daß die Schecks 
im weitesten Umfange durch das „Clearing-System“ ohne Bar- 
zahlung zum Einlösen gelangen. 
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Im übrigen gelangen in England nicht nur Schecks 
durch das Abrechnungswesen ohne Barzahlung zum Aus- 
gleich, sondern im weitesten Umfange auch Wechsel, Rech- 
nungen usw. 

Das Abrechnungswesen ist nun in Deutschland durch- 
aus nicht unbekannt, es bestehen an einer großen Zahl von 
Plätzen unter Führung der Reichsbank derartige Abrechnungs- 
stellen für Wechsel, Schecks, Quittungen usw. Die Zahl 
dieser Abrechnungsstellen wird aber, wenn sich an allen 
deutschen Plätzen das Scheckwesen in so großem Umfange 
entwickelt, wie wir alle es wünschen, noch wesentlich ver: 
mehrt, und so der Bedarf an Barmitteln auch in Deutschland 
wesentlich vermindert werden können. 

In einer Stadt in Deutschland aber haben wir ein Ab- 
rechnungssystem, das sogar in seiner Ausdehnung und Voll- 
kommenheit das englische noch übertrifft, das ist nämlich 
Hamburg. 

Dieses System ist in Hamburg schon Anfang des 
17. Jahrhunderts eingerichtet worden. Zu jener Zeit zirku- 
lierten in Hamburg Silbermünzen aus allen möglichen Ländern 
und in so minderwertigem Zustande, daß damals eine Bank, 
die Hamburger Girobank, ins Leben gerufen wurde, um alle 
Münzsorten auf ihren Gewicht- und Feingehalt zu prüfen 
und sie nach ihrem Silberwert in einer fingierten Rechnungs- 
währung, der Bankomark, den Einlieferern gutzuschreiben. 
Niemals hat eine Münze „Bankomark“ bestanden, solche 
Münzen existieren überhaupt nicht; die Bank zahlte, wenn 
Bargeld von ihr verlangt wurde, vielmehr in Silberbarren 
aus. Diese konnten natürlich im Zahlungsverkehr nicht ver- 
wendet werden, und so entwickelte sich unter dem Zwange 
der Not die Gewohnheit, daß in Hamburg niemand bar 
zahlte, sondern alle Zahlungen durch Abschreiben von dem 
Konto des Schuldners und Zuschreiben zu dem Konto des 
Gläubigers bei der Bank erledigt wurden. Es war also hier 
der Beweis geliefert, daß, um den Zahlungsverkehr zu er- 
ledigen, bare Zirkulationsmittel überhaupt nicht gebraucht 
wurden. Diese Gewohnheit hat sich in Hamburg auch er- 
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halten, nachdem die Goldwährung in Deutschland eingeführt 
war, und nachdem infolgedessen auch in Hamburg Gold- 
und Silbermünzen zur Verfügung standen. Und noch heute 
wird dieses Abschreibungs-» und Zuschreibungssystem in 
weitestem Umfange in Hamburg durchgeführt, und zwar selbst 
für die kleinsten Beträge. Im geschäftlichen Verkehr kommt 
es häufig vor, daß selbst Beträge von 20 Pfennig durch Ab- 
schreibung reguliert werden, ja, es ist nach einem Bericht 
des Herrn Thorwart-Frankfurt a. M., dem ich diese Schilde- 
rung entnehme, vorgekommen, daß selbst der Betrag von 
l Pfennig, den ein Mieter einem in demselben Hause 
wohnenden Vermieter schuldete, nicht durch Barzahlung, 
sondern. durch Abschreibung von dem Konto des Mieters 
und Zuschreibung zu dem Konto des Vermieters erledigt 
wurde. 

Der Kontoinhaber wirft in einen im Geschäftslokal 
seiner Bank befindlichen Kasten ein nach einem bestimmten 
Formular aufgestelltes Verzeichnis der Zahlungen, die er an 
dem betreffenden Tage zu leisten hat, mit dem Auftrage, sie 
von seinem Konto ab- und dem Konto des Zahlungsemp- 
fängers zuzuschreiben, und die sechs an diesem Zahlungs- 
verkehr beteiligten Banken rechnen auch diese Zahlungen 
untereinander ab. 

Das Charakteristische des Hamburger Systems besteht 


darin, daß nicht nur Wechsel, Schecks, Quittungen usw. 
durch Ab- und Zuschreiben von einem Konto auf das an- 


dere erledigt werden, sondern auch alle Zahlungen, die der 
Inhaber eines Kontos bei einer der sechs Banken an irgend- 
einen Kontoinhaber bei den anderen fünf Banken zu leisten 
oder von ihm zu empfangen hat, also Zahlungen, die nicht 
durch Schecks oder Quittungen dargestellt werden; daß 
jedermann, vom einfachen Privatmann bis zur Staatsbehörde, 
sich dieser Einrichtung bedient, und daß die sechs Abrech- 
nungsbanken nicht nur Schecks, Wechsel und Quittungen, 
sondern den ganzen Zahlungsverkehr ihrer Kunden durch 
Abrechnung zwischen einander zur Erledigung bringen. Hier 
ist die feinste Zahlungstechnik vorhanden, die je erfunden ist. 
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Nun ergibt sich die natürliche Frage, warum man ein 
so vorzügliches System, wie es in Hamburg besteht, nicht 
auf alle übrigen Städte, nicht auf das ganze Reich überträgt? 

Sachverständige erklären dies für sehr schwierig und 
namentlich für ganz große Städte beinahe undurchführbar. 
Sie weisen darauf hin, daß das Hamburger System sich da 
durchführen läßt, wo die Abrechnung sich auf eine kleine 
Zahl von Banken beschränkt, während eine allgemeine Ab- 
rechnung überall da unmöglich ist, wo, wie z. B. in Berlin, an 
derselben viele Hunderte von Bankhäusern teilnehmen müßten. 
Auch die weiten Entfernungen in einer großen Stadt von dem 
Kunden zu dem Bankhause und von dem Bankhause zur 
Leiterin der Abrechnungsstelle erschweren den Verkehr, und 
es wird ferner darauf hingewiesen, daß die Offenlegung der 
ganzen Kundschaft jedes einzelnen, wie dies in Hamburg 
der Fall ist, schwerlich überall Anklang finden wird, obwohl 
man in Hamburg diese letztere Schwierigkeit überwunden hat. 

Wenn man nun in den anderen Städten, außer Ham- 
burg, nicht zu dem Hamburger System übergehen kann, so 
wird man um so mehr auf die Anwendung des Schecksystems 
hingedrängt. Auf diesem Schecksystem muß sich dann aber 
das Abrechnungssystem, das ich vorhin geschildert habe, 
aufbauen. 

Wir besitzen ferner in Deutschland eine Einrich- 
tung, welche in einer vollkommenen Weise die Ueber- 
tragung von Geldbeträgen von einem Konto auf das 
andere und von einem Platze auf den anderen vermittelt, 
das ist das Reichsbankgirowesen, das zu einer außerordent- 
lichen Höhe ausgebildet zu haben ein großes Verdienst der 
Reichsbank ist. Aber dieses Reichsbankgirowesen wird der 
Hauptsache nach nur von größeren Firmen benutzt, während 
es gerade darauf ankommt, das Ueberweisungs- und Scheck- 
wesen in die weitesten Schichten der Bevölkerung eindringen 
zu lassen. Deswegen ist es mit Freuden zu begrüßen, daß 
demnächst durch die Post ein Ueberweisungs- und Scheck- 
verkehr eingeführt werden soll, der den Zweck hat, die etwa 
17 000 Postanstalten in den Dienst dieses Verkehrs zu stellen. 
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Es wird also künftighin jedermann sich auch bei der Post 
ein Konto eröffnen lassen können. 

So ist zu hoffen, daß allmählich auch in Deutschland, 
wie dies in England der Fall ist, die überwiegende Zahl der 
Bevölkerung von der überflüssigen Benutzung der baren 
Zirkulationsmittel sich abwenden und das moderne System des 
Ueberweisungs- und Scheckverkehrs bei sich aufnehmen wird. 

Wer aufmerksam den Verkehr beobachtet, wird finden, 
in wie geringem Umfange bis jetzt der Gedanke, nicht selbst 
seine Kasse zu führen, sondern dies einem Bankhause zu 
übertragen, bei uns Eingang gefunden hat. Und doch sind 
alle Hindernisse, die der Einführung des Scheckverkehrs im 
Wege standen, beseitigt. Es ist das Scheckgesetz am1. April d. J. 
in Kraft getreten, dessen Fehlen von vielen, namentlich von 
den Behörden, als Hinderungsgrund angesehen worden ist. 
Wie können wir einen Scheck in Zahlung nehmen, haben 
viele gesagt, wenn wir nicht sicher sind, daß, wenn er von 
dem Bankhause nicht bezahlt wird, wir einen wechselmäßigen 
Regreß gegen den Aussteller und die Indossanten des Schecks 
haben. Dieser wechselmäßige Regreß} ist nunmehr durch das 
Scheckgesetz herbeigeführt, und es sind daher auch alle 
Staatss und Gemeindebehörden in der Lage, den Scheck- 
verkehr bei sich einzuführen. In Groß-Berlin sind bereits 
von den Äeltesten der Kaufmannschaft, den Handelskammern 
Berlin und Potsdam mit den Gemeindebehörden die nötigen 
Verabredungen getroffen worden, dahingehend, daß alle 
Zahlungen für Steuern, Kanalisationsgebühren, Wasser, 
Elektrizitätsrtechnungen u. dergl. m. auf dem Wege des 
Ueberweisungs- und Scheckverkehrs geregelt werden können. 

Es bleibt nur noch ein Hindernis zu beseitigen, und 
das ist die Gewöhnung des Publikums. Jede Neuerung 
bringt natürlich Unbequemlichkeiten mit sich, und die neuen 
Formalitäten schrecken viele davon ab, sich des modernen 
Zahlungsverkehrs zu bedienen. Wenn man aber diese 
Schwierigkeiten überwunden hat, wird man schnell die Vor- 
teile, die sich aus dem Ueberweisungs- und Scheckverkehr 
ergeben, erkennen. Welcher Vorteil liegt z. B. darin, daß 
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man, abgesehen von dem Geld für die kleinsten Bedürfnisse, 
kein bares Geld im Hause zu haben nötig hat! daß man 
alle Zahlungen durch einen einfachen Brief an sein Bank- 
haus mit dem Auftrag, die Ueberweisung vorzunehmen, er- 
ledigen kann! oder darin, daß ein Scheck, und namentlich 
ein Scheck zur Verrechnung, der dann überhaupt nicht durch 
Barzahlung, sondern nur durch Gutschrift auf Konto zur 
Erledigung kommen kann, ausgeschrieben und an den 
Zahlungsempfänger gesandt werden kann! Welcher Vorteil 
liegt darin, daß man keinen Boten mit Geld auszuschicken 
braucht! daß man nicht nötig hat, selbst in die Läden und 
Geschäfte zu gehen und daselbst mit barem Gelde zu be- 
zahlen! daß man nicht nötig hat, Geld zur Post zu schicken, 
wenn man Geld durch Postanweisung versenden will! daß 
man keinen Geldbrief zu versiegeln und zur Post zu schicken 
hat! daß man vor Annahme falschen Geldes geschützt ist, 
und daß man durch die Buchungen bei dem Bankhause noch 
nach Jahren in jedem einzelnen Fall nachweisen kann, daß 
eine bestimmte Zahlung geleistet worden ist! 

Noch größer aber als die Vorteile, die sich im privaten 
Wirtschaftsleben ergeben, sind die Vorteile, die der Allge- 
meinheit erwachsen. Das Ziel, das zu erstreben und zu 
erreichen ist, besteht darin, daß, wenn die Bevölkerung 
weniger bare Zirkulationsmittel für die Bewältigung des 
Zahlungsverkehrs gebraucht, die Nachfrage nach diesen 
Zirkulationsmitteln bei dem Zentralinstitut, das die Geld. 
zirkulation zu regeln hat, also in Deutschland bei der Reichs- 
bank, geringer wird, und die so ersparten baren Zirkulations- 
mittel sich in den Kassen der Reichsbank ansammeln können. 
Je größer aber die Bestände an Barmitteln bei der Reichs- 
bank sind, desto mehr wird auf die Verbilligung des Zins- 
fußes eingewirkt. Was ist nicht alles gegen den hohen Zins- 
fuß in Deutschland gesagt und geschrieben worden! Ich 
kann in diesem Augenblick nicht eingehen auf die vielfachen 
Gründe, welche zu dem hohen Zinsfuß geführt haben. Es 
ist daran zum großen Teil unsere ganze Wirtschaftspolitik 
schuld, die wir aber nicht ohne weiteres ändern können. 
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Es gibt aber ein Mittel, bezüglich dessen wir unab- 
hängig von der hohen Politik sind, und durch das wir auf 
dem Wege der Selbsthilfe, wenigstens zum Teil dazu bei- 
tragen können, auf die Verbilligung des Zinsfußes hinzuwirken, 
und dieses Mittel ist die im großen Umfange zu bewirkende 
Anwendung des Ueberweisungs- und Scheckverkehrs. 

Wenn ich damit zum Schluß meiner Ausführungen ge- 
kommen bin, so werde ich erfreut sein, wenn es mir ge- 
lungen ist, die Frage des Zahlungsverkehrs wenigstens so 
weit auseinanderzusetzen, daß jeder der Anwesenden sich ein 
eigenes Urteil darüber bilden kann, und dies ist der Zweck 
meines Vortrages gewesen. 


Referat auf dem III. Deutschen Bankiertag zu Hamburg 
am 5. September 1907. 
(Nr. 48.) 


Meine Herren! Das Thema, „Mittel und Wege, um 
Barzirkulationsmittel zu ersetzen“, ist nicht neu, weder in 
der Theorie noch in der Praxis, weder im Inlande noch im 
Auslande. Aber es ist von hoher aktueller Bedeutung für 
Deutschland, und dieses Thema behandeln, heißt den Finger 
auf eine Wunde an unserem Wirtschaftskörper legen und auf 
eine Krankheit hinweisen, an der unser Wirtschaftsleben 
chronisch leidet. 

Ich sage: das Thema ist nicht neu in Deutschland. Ich 
will nur erinnern an die Bemühungen des früheren Staats- 
sekretärs des Reichsschatzamtes, Freiherrn von Thielmann, 
der lange Zeit im Ausland gelebt, den Segen des Scheck- 
und Ueberweisungsverkehrs kennen gelernt hat und der 
bestrebt gewesen ist, nach Möglichkeit dessen Einbürgerung 
in Deutschland zu fördern. Aber diese Bemühungen sind 
zu jener Zeit nicht auf günstigen Boden gefallen, da damals 
die Schäden unseres Zahlungssystems nicht so scharf zutage 
getreten waren, wie dies heute der Fall ist, wo seit Jahr und 
Tag von allen Seiten die Frage erhoben wird: „Woher 
stammt der hohe Zinsfuß in Deutschland ?“ 
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Die Antworten darauf sind sehr verschieden. Der hohe 
Zinsfuß, sagen die einen, ist keine Eigentümlichkeit Deutsch- 
lands; die Verteuerung des Geldes ist international, sie stammt 
her von der großen Weltkonjunktur, die wir durchleben. 
Das ist zum Teil richtig, aber doch nur zum Teil; denn der 
hohe Zinsfuß dauert in Deutschland länger als in andern 
Ländern, und tritt schärfer in die Erscheinung. 


Dann, so sagen andere, muß die Reichsbank mehr Gold 
an sich ziehen, damit sie mehr Noten ausgeben kann. Ja, 
meine Herren, ziehen Sie einmal Gold ins Land und, 
notabene, behalten Sie es im Lande. Da wir Gold im 
eigenen Lande nur in unbedeutendem Umfange produzieren, 
müssen wir das Gold im Auslande kaufen und es bezahlen. 
Bezahlen aber können wir es weder mit Silber noch Papier, 
sondern nur mit Goldeswert. Und Goldeswert schafft nur 
deutsche Arbeit, im Inlande geleistet und an das Ausland 
verkauft, in Handel, Industrie und Landwirtschaft. Nur indem 
auf diese Weise Forderungen an das Ausland geschaffen 
werden, kann man auf die Dauer Gold ins Inland bringen. 
Damit ist durchaus nicht gesagt, daß die Reichsbank nicht 
vorübergehend für Stärkung ihres Goldbestandes sorgen 
könnte, durch Erleichterungen des Goldbezuges aus dem 
Ausland und Gewährung besonderer Vorteile für einen der- 
artigen Goldbezug. 


Andere endlich führen den hohen Zinsfuß in Deutsch- 
land auf unsere ganze wirtschaftliche Lage zurück. Unser 
Handel und unsere Industrie haben einen außerordentlichen 
Aufschwung genommen; das ist für Deutschland eine Natur- 
notwendigkeit; denn nur in einem blühenden Handel und 
einer blühenden Industrie können wir unsere jährlich um 
900 000 Seelen wachsende Bevölkerung im Inlande erhalten 
und ernähren. Und die Anlagen, die unsere Industrie im 
In- und Auslande macht, erfordern mehr Kapital, als unser 
junger Reichtum aus eigenen Mitteln aufzubringen imstande 
ist. Wie aber der einzelne, wenn er mehr unternimmt, als 
er aus eigenen Mitteln leisten kann, sich das Geld zu teuren 
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Zinsen beschaffen muß, so geht es auch der Gesamtheit, und 
in dieser Lage befindet sich eben Deutschland. 

Wenn, wie ich glaube, diese Auffassung richtig ist, so 
drängt sich die Frage auf, ob mit dieser unserer wirtschaft- 
lichen Lage unsere Wirtschaftspolitik im Einklange steht, ob 
es richtig gewesen ist, in einem Handels- und Industriestaat, 
wie Deutschland es vorwiegend ist, den agrarischen An- 
schauungen den bestimmenden Einfluß auf die Gesetzgebung 
einzuräumen; ob eine Gesetzgebung richtig gewesen ist, die 
der Industrie die Rohstoffe und den wichtigsten Rohstoff, 
die menschliche Arbeitskraft, verteuert und auf der andern 
Seite den Absatz unserer Industrieprodukte nach dem Aus- 
lande erschwert; ob eine Gesetzgebung richtig ist, die den 
Verkehr belastet, statt ıhn zu erleichtern, ob eine Börsen- 
gesetzgebung und Börsensteuergesetzgebung die richtige ge- 
wesen ist, welche die internationale Bedeutung der deutschen 
Börsen wesentlich vermindert und uns finanziell isoliert hat. 

Es ist nicht meine Aufgabe, diese Fragen hier zu be- 
handeln; die Frage vielmehr, die mich heute beschäftigt, liegt 
weit ab von allen politischen Erwägungen, sie betrifft einen 
Punkt, bei dem die Gesetzgebung nur nachhelfen kann, bei 
dem aber die Hauptaufgabe der Initiative der deutschen Be- 
völkerung selbst zufällt. 

Ich muß die Münz- und Währungsverhältnisse in 
Deutschland von dem Jahre 1870 ins Gedächtnis rufen. 

Damals gab es in Deutschland nicht weniger als acht 
Währungssysteme, dementsprechend wurden Silbermünzen 
aller dieser Systeme geprägt und in Zirkulation gebracht, 
abgesehen von den Talern, die im deutschen Reichsgebiet 
allgemeine Umlaufskraft hatten. In Gold wurden zwar nach 
dem Wiener Münzvertrag Kronen und halbe Kronen geprägt, 
aber es war kein fester Kurs vorhanden, zu dem sie in den 
einzelnen deutschen Staaten an den Kassen angenommen 
wurden. Außerdem kursierten verschiedene Goldmünzen 
älteren deutschen Gepräges, sowie ausländische Goldmünzen. 

Außerordentlich großen Gebrauch machten die deutschen 
Staaten von der Papiergeldpresse und der Konzessionierung 
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von Notenbanken. Aber die Deckung der Banknoten beruhte 
auf keinerlei einheitlichen Grundsätzen, und für das Staats- 
papiergeld war meistens überhaupt kein Einlösungsfonds 
vorhanden. 

Das Staatspapiergeld wurde ausgegeben in Abschnitten 
bis zu einem Taler hinunter, und viele von Ihnen werden 
sich noch dieser kleinen Staatspapierabschnitte erinnern, die 
unter dem Namen der „wilden Kassenscheine‘“ an der Berliner 
Börse mit Verlust gehandelt und von da aus in ganz Deutsch- 
land verbreitet wurden. 

Dieses Chaos ist von Helfferich in seinem bekannten 
Buche über Bamberger anschaulich geschildert worden. Mit 
diesem Chaos mußte im neuen Deutschen Reiche aufgeräumt 
werden, indem durch die Münz=- und Bankgesetzgebung der 
70er Jahre unter die alten, konfusen Verhältnisse ein dicker 
Strich gemacht und neue klare Verhältnisse geschaffen wurden. 

Aufgeräumt mußte werden mit der Buntscheckigkeit 
des ungedeckten Staatspapiergeldes, wenngleich aus finan- 
ziellen Rücksichten das Staatspapiergeld in Form der Reichs- 
kassenscheine nicht ganz beseitigt wurde. Aufgeräumt mußte 
werden mit der Verschiedenheit der Systeme der Noten- 
deckung. Es wurde die einheitliche Dritteldeckung durch 
Metall, die Kontingentierung des ungedeckten Notenumlaufs, 
gleichzeitig aber der Mindestbetrag der einzelnen Notenab- 
schnitte auf 100 Mark festgesetzt. 

So haben wir heute 120 Millionen Reichskassenscheine, 
die nach der Gesetzgebung von 1906 künftig in Abschnitten 
von 10 und 5 Mark zirkulieren werden. Wir haben die 
nach einheitlichen Grundsätzen gedeckten Banknoten, die 
bisher in Abschnitten nicht unter 100 Mark ausgegeben 
werden durften, nach der Gesetzgebung von 1906 aber auch 
in Abschnitten von 50 und 20 Mark ausgegeben werden 
können. Wir haben ferner etwa 900 Millionen Mark 
Scheidemünzen in Silber, Nickel und Kupfer und schließlich 
ausgeprägte Goldmünzen im Betrage von ca. 4400 Millionen 
Mark. Von letzteren: mögen ca. 550 Millionen Mark für 
industrielle Zwecke eingeschmolzen oder außer Landes ge- 
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gangen sein, während der Rest von ca. 3850 Millionen Mark 
sich im Inland befindet. 

Diese letzte Zahl, die Zahl des Goldbestandes in 
Deutschland, nimmt die besondere Aufmerksamkeit in An- 
spruch unter zwei Gesichtspunkten: 1. unter dem Gesichts- 
punkt der Frage, wie viele der ausgeprägten Goldmünzen 
sich in den Händen des Publikums als Zirkulationsmittel, 
und wie viele in den Banken als Notendeckung sich befin- 
den und 2. unter dem Gesichtspunkt einer Vergleichung mit 
dem Ausland. Ich bemerke dazu, daß ich bei allen diesen 
Zahlen die Schätzungen des amerikanischen Münzdirektors 
für den 31. Dezember 1905 zugrunde gelegt habe, Schätzungen, 
die im allgemeinen als zutreffend zu betrachten sind. 

Von den 3850 Millionen Mark deutscher Goldmünzen, 
die in Deutschland am 31. Dezember 1905 vorhanden waren, 
lagen 710 Millionen Mark als Notendeckung in den Banken, 
während sich 3140 Millionen Mark als Zirkulationsmittel in 
den Händen des Publikums befanden. Von den besagten 
Goldmünzen in Deutschland waren also 18 Prozent in den 
Banken und 82 Prozent in Zirkulation. 

Wenn ich hiermit die Zahlen von Frankreich und Eng- 
land vergleiche, so bemerke ich, daß ich weit davon entfernt 
bin, anzunehmen, daß sich die Verhältnisse dieser Länder 
ohne weiteres auf Deutschland übertragen lassen. Die Ver: 
schiedenartigkeit der Geschichtsentwicklung macht dies schon 
an und für sich unmöglich, aber die englischen und fran- 
zösischen Zahlen werden immerhin einen Fingerzeig dafür 
geben, inwieweit in Deutschland die Verhältnisse sich nach 
der einen oder anderen Richtung hin ändern lassen. 

Was zunächst Frankreich anlangt, so wird daselbst der 
gesamte Bestand an Goldmünzen auf 4350 Millionen Mark 
geschätzt. Aber während in Deutschland von dem gesamten 
Bestande nur 18 Prozent in den Notenbanken als Noten- 
deckung liegen, ist dies in Frankreich für 54 Prozent des 
gesamten Goldmünzenbestandes der Fall. Und hierin beruht 
die Stärke der Bank von Frankreich. Begründet ist diese 
Stärke nicht lediglich durch den größeren Reichtum Frank- 
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reichs, sondern wesentlich durch die Gewohnheit des fran- 
zösischen Publikums betreffs der Benutzung der Zirkulations- 
mittel. Wenn Sie den Bericht der Bank von Frankreich für 
das Jahr 1906 lesen, so finden Sie darin die Notiz, daß von 
den 4600 Millionen Francs Banknoten, die im Jahre 1906 
durchschnittlich in Zirkulation gewesen sind, nur 927 Millio- 
nen Francs den kommerziellen Operationen der Bank von 
Frankreich entspringen. Der ganze übrige Rest von Bank- 
noten stellt Goldzertifikate dar, d.h. das französische Publikum 
trägt Gold und Silber in die Bank von Frankreich und nimmt 
dagegen Banknoten in Empfang, um dieselben als Zirkulations- 
mittel zu benutzen. Unter diesen Banknoten aber befinden 
sich nicht weniger als 629 Millionen Francs in Abschnitten 
von 50 Francs. 

Diese Beobachtung, sowie die Erwägung, daß kleinere 
Banknoten sich länger in Zirkulation halten als größere, 
sowie endlich die Erwägung, daß im Kriegsfalle die Not- 
wendigkeit, kleinere Zirkulationsmittel im großen Umfange 
zu haben, hervortreten wird, haben zu dem Gesetz von 1906 
geführt, wonach die deutsche Reichsbank Banknoten in 
kleineren Abschnitten als 100 Mark, nämlich in Abschnitten 
auch von 50 und 20 Mark auszugeben berechtigt ist. Dieses 
Gesetz hat manchen Widerspruch erfahren, man hat ein- 
gewendet, daß die glücklich beseitigte Zettelwirtschaft von 
früher nunmehr wieder eingeführt werden solle. Ich halte 
diesen Einwand für nicht berechtigt, denn es soll keineswegs 
die Summe des unfundierten Papiergeldes vermehrt werden, 
sondern es soll lediglich eine andere Stückelung der Banknoten 
stattfinden, und diese neuen Abschnitte von Banknoten von 50 
und 20 Mark unterliegen denselben gesetzlichen Bestimmungen 
wie die Banknoten höherer Beträge. Es bleiben also die 
Grundlagen des Währungs- und Banksystems unverändert, 
aber der volkswirtschaftliche Nutzen der kleinen Banknoten 
ist nicht zu unterschätzen, wenn es möglich ist, einen größeren 
Betrag dieser kleineren Banknoten in Zirkulation zu bringen 
und dagegen einen entsprechenden Betrag von Gold in die 
Reichsbank überzuleiten. Und in der Tat sollen jetzt bereits 
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170 Millionen Mark kleinerer Banknoten in Zirkulation sein. 
Ich kann nur wünschen, daß der beabsichtigte Effekt voll 
zum Ausdruck kommt, und daß auch dieses Mittel dazu bei- 
trage, den Goldbestand der Reichsbank zu vermehren. Die 
Reichsbank wird dies wesentlich unterstützen können, wenn 
sie stets dafür Sorge trägt, daß die zu ihr zurückfließenden 
etwa unansehnlich gewordenen Banknoten nicht wieder aus- 
gegeben werden, sondern daß stets tadelfreie Exemplare 
kursieren. 

Ganz anders als in Frankreich stellt sich das Bild in 
England dar. Der Bestand Großbritanniens an Goldmünzen 
ist wesentlich geringer als der Frankreichs und auch als der 
Deutschlands. Er beträgt nach den Schätzungen des amerika- 
nischen Münzdirektors für den 31. Dezember 1905 nur etwa 
2350 Millionen Mark, also 1500 Millionen Mark weniger als 
in Deutschland, und von dieser Summe liegen in den Banken 
als Notendeckung 33 Prozent, gegen 18 Prozent in Deutsch- 
land. Dabei hat England kaum ungedeckte Noten im Um- 
lauf. England bewältigt seinen großen Zahlungsverkehr mit 
verhältnismäßig außerordentlich geringen baren Zirkulations- 
mitteln. Es ersetzt die letzteren durch das Schecksystem und 
das Abrechnungssystem, das auf dem Schecksystem aufgebaut 
ist. Es muß gleich von vornherein bemerkt werden, mit dem 
Scheck allein ist es nicht getan. Wenn er gegen bar ein- 
gelöst wird, verliert er seinen volkswirtschaftlichen Wert. 
Um letzteren voll zu erzielen, muß zu dem Scheck das Ab- 
rechnungssystem hinzutreten. 

Ich habe nicht nötig, des längeren auszuführen, welchen 
Umfang im einzelnen die Benutzung des Schecks in England 
angenommen hat. Herr Thorwart in Frankfurt a. M. hat 
kürzlich in der Handelskammer in Frankfurt einen sehr in- 
struktiven Vortrag hierüber gehalten und nachgewiesen, wie 
in England sich jedermann des Schecks bedient, und wie das 
Schecksystem bis in die kleinsten Kanäle des Verkehrs Ein- 
gang gefunden hat. 

Ich habe auch nicht nötig, des längeren auseinander- 
zusetzen, wie vorzüglich in England, sowohl für die Londoner, 
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als auch für die Provinzialschecks das Abrechnungssystem 
eingerichtet ist, und welche enormen Summen auf diesem 
Wege zur Ausgleichung kommen, ohne ein einziges Bar- 
zirkulationsmittel in Bewegung zu setzen. 

Wenn ich hiermit Deutschland vergleiche, so fürchten 
Sie nicht, daß ich Deutschland als das rückständigste aller 
Länder bezeichnen werde. Im Gegenteil, wir haben in Deutsch- 
land Einrichtungen, die sich mit allem messen können, was 
auf diesem Gebiet überhaupt besteht. Wir haben den Reichs- 
bankgiroverkehr, um den uns die anderen Länder beneiden 
müssen, wir haben für den Großverkehr ein Abrechnungs- 
system in der Reichsbank, das durchaus seinen Zweck erfüllt, 
und wir haben das vorzügliche Hamburger Abrechnungs- 
oder wie es in Hamburg heißt, Abschreibungssystem, das die 
vollendetste Technik des Abrechnungswesens darstellt, und 
über das in der Rede des zweiten Referenten, Herrn Direktor 
Kaemmerer, ausführlich berichtet werden wird. Aber eins 
können wir uns nicht verhehlen, so vortrefflich die vorhin 
erwähnten Einrichtungen in Deutschland sind, in Fleisch und 
Blut ist das Ueberweisungs=- und Schecksystem den Deutschen 
noch nicht übergegangen, weder dem deutschen Privatmann, 
noch dem deutschen Kaufmann, noch den deutschen Behörden. 
Ja, es machen sich sogar Stimmen geltend, welche gegen die 
Einführung des Ueberweisungs- und Scheckverkehrs sind. 
So habe ich kürzlich in der Frankfurter Zeitung ein Eingesandt 
gelesen, mit der Ueberschrift „Der Scheck eine Heuschrecken- 
plage“, und eine andere Broschüre verurteilt das Scheckwesen als 
jeder Grundlage entbehrend. Derartigegegenteilige Aeußerungen 
schaden aber gar nichts, im Gegenteil, sie tragen dazu bei, das Pro 
und Contra zu diskutieren, und schließlich in die Köpfe die 
nötige Aufklärung zu bringen. Diese Aufklärung ist eine 
dringend notwendige, denn wir können uns nicht verhehlen, 
daß es sich um eine schwierige Aufgabe handelt, wenn man 
es unternimmt, die Gewohnheiten eines ganzen Volkes zu 
‘ändern. Und das ist der Fall, wenn ein verbessertes Zahlungs- 
system eingeführt werden soll. Die Schwierigkeit wird um so 
größer, als ja der Deutsche an den alten Gewohnheiten 
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festzuhalten geneigt ist. Wird doch heute noch vielfach in 
Deutschland nach Groschen gerechnet, rechnet man doch 
heute noch nach Meilen statt nach Kilometern und nach 
Quadratruten statt nach Quadratmetern, nach Pfunden statt 
nach Kilogrammen. Aber alle diese Schwierigkeiten dürfen 
nicht abschrecken, es muß vielmehr die Agitation in alle 
Kreise der deutschen Bevölkerung getragen werden. 

Als im Anfang dieses Jahres die Bewegung größeren 
Umfang anzunehmen begann, wurde in das Land hinausge- 
rufen, jedermann, der am Zahlungsverkehr teilnimmt, muß 
sich ein Konto bei einem Bankhause eröffnen lassen. Darauf 
ist geantwortet worden, mit diesem Rufe besorgt ihr ja die 
Geschäfte der Banken und Bankiers. Nein, meine Herren, 
nicht die Geschäfte der Banken und Bankiers besorgen wir, 
sondern die Geschäfte der Allgemeinheit. Die Allgemeinheit 
wird Vorteil davon haben, wenn es gelingt, die beabsichtigte 
Wirkung zu erzielen. Will man im übrigen ein anderes 
Mittel angeben, durch welches der Ueberweisungs- und 
Scheckverkehr eingeführt werden kann, so werden wir dieses 
Mittel gern akzeptieren. Einstweilen kenne ich kein anderes. 
Es müssen zwei Punkte geschaffen werden, die erforderlich 
sind: der eine Punkt, von dem aus eine Uebertragung statt- 
finden kann, und der zweite Punkt, auf den übertragen 
werden soll. Erst wenn dieses geschehen ist, kann von der 
Einführung des Scheck- und Ueberweisungssystems gesprochen 
werden. Bei dieser ganzen Bewegung fällt den Banken und 
Bankiers eine ganz besondere Rolle zu, denn sie sind in 
erster Linie in der Lage, ihren Kunden und dem Publikum 
klar zu machen, um was es sich handelt, und die Vorteile 
auseinanderzusetzen, die sich an das Schecksystem knüpfen. 
Die Kleinarbeit, die sich mit dem einzelnen Menschen be- 
fassen muß, kann gerade von den Banken und Bankiers und 
von ihren Kassierern besonders wirksam geleistet werden. 
Nicht weniger wichtig ist aber die Einwirkung der Behörden, 
die im Zahlungsverkehr mit dem Publikum in so vielfache 
Berührung kommen und daher in der Lage sind, einen ge- 
wissen Druck auf diejenigen auszuüben, die an sie Zahlungen 
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zu leisten oder von ihnen Zahlungen zu empfangen haben. 
Die Bemühungen aller dieser Faktoren müssen darauf ge- 
richtet sein, dem Publikum die Benutzung des Ueberweisungs- 
und Scheck»Verkehrs zur Pflicht zu machen. Hieran muß 
sich anknüpfen, daß jedermann, der Privatmann, die Behörde 
wie die Kaufleute auf ihren Briefbogen und ihren etwaigen 
Publikationen bekanntgeben, bei welcher Bank oder welchen 
Bankiers sie ihr Bankkonto führen. Diese Bekanntmachung 
muß auch durch Adreßbücher usw. erfolgen, und schließlich 
muß das Publikum an die Benutzung des Bankkontos gewöhnt 
und ihm die Benutzung zur Pflicht gemacht werden. Bei jeder 
Zahlung muß überlegt werden, ob es nicht besser ist, statt des 
Bargeldes die Ueberweisung oder den Scheck anzuwenden. 

Aber mit der Ueberweisung und dem Scheck allein ist 
es nicht getan, auf dem Schecksystem muß sich, wie ich 
dies schon bei der Erwähnung der englischen Verhältnisse 
angeführt habe, das Abrechnungssystem aufbauen, wie dies 
in Hamburg und bei den dreizehn Abrechnungsstellen der 
Reichsbank der Fall ist, welch letztere sich hoffentlich noch 
um eine ganze Reihe von Stellen an solchen Plätzen ver- 
mehren werden, bei denen eine Abrechnung noch nicht statt- 
findet. Zu meiner größten Freude höre ich, daß eine Reihe 
angesehenster Banken und Bankiers bereits in Beratung 
darüber eingetreten sind, wie ein Abrechnungssystem für das 
ganze Deutsche Reich geschaffen werden kann, und es wäre 
von der allergrößten Wichtigkeit, wenn diese dankenswerten 
Bemühungen in die Tat umgesetzt würden. 

Demselben Gedankenkreise entspringt die Absicht der 
Einrichtung des Postschecksystems, das namentlich in 
Oesterreich und in der Schweiz Eingang gefunden hat, und das 
nichts anderes ist, als das Ueberweisungs- und Schecksystem, 
aufgebaut auf den Institutionen der Reichspost. 

Herr Kommerzienrat Plaut wird Ihnen über dies 
System einen Vortrag halten. Ich bemerke nur, daß für die 
Einführung dieses Systems ein gesetzliches Vorgehen nicht 
erforderlich ist, daß es vielmehr im Wege der Verwaltung 
zur Durchführung gelangen kann. 
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Aber auch die Gesetzgebung kann die Bestrebungen, 
die sich neuerdings in so großem Maße geltend gemacht 
haben, lebhaft unterstützen durch ein gutes Scheckgesetz. 

Der Scheckgesetzentwurf, der im Jahre 1892 vorgelegt 
worden ist, entsprach allerdings nicht den Anforderungen, 
die man an ein gutes Scheckgesetz stellen muß. Es waren 
darin Strafbestimmungen enthalten, die dem Verkehr nur 
hinderlich gewesen wären. Es war darin die Steuerfreiheit 
nicht zum Ausdruck gebracht, und es war endlich die 
unbegrenzte passive Scheckfähigkeit darin enthalten, die einem 
gesunden und wirkungsvollen Abrechnungssystem durchaus 
im Wege steht. Erfreulicherweise ist der jetzt veröffentlichte 
Entwurf frei von diesen Mängeln. Worin aber der Haupt- 
vorteil des neuen Entwurfes besteht, ist, daß seit langer Zeit 
zum ersten Male ein Gesetzentwurf veröffentlicht worden 
ist, der keinerlei feindselige Tendenzen gegen den Handels- 
stand enthält. Ich wünsche daher, daß dieser Gesetzent- 
wurf baldigst zum Gesetz wird, damit er die jetzt im Zuge 
befindliche Bewegung noch kräftig zu unterstützen in der 
Lage ist. So hoffe ich, daß Praxis und Gesetzgebung ver- 
eint ein günstiges Resultat zeitigen werden, und bin über- 
zeugt, daß es den vereinten Bemühungen gelingen wird, 
Aenderungen in dem Zahlungswesen Deutschlands herbeizu- 
führen, die notwendig sind, um unserem Währungssystem 
diejenige Geltung zu verschaffen, die ihm gebührt. Dazu 
wird, dessen bin ich sicher, das deutsche Bank- und Bankier: 
gewerbe mit Freuden beitragen und von neuem beweisen, 
ein wie wichtiger Faktor es ist in der Entwicklung unseres 
wirtschaftlichen Lebens. 


j Rede im Reichstag am 23. Januar 1908. 
(Nr. 49.) 


Meine Herren, es ist etwas schwierig, im Rahmen der 
Debatte über das Scheckgesetz alle dem zu folgen, was der 
Herr Kollege Dr. Arendt in der kurzen Zeit von einer 
halben Stunde ausgeführt hat. Es ist ungefähr alles berührt 
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worden, was die Währung, die Währungssysteme, das Bank- 
wesen, das Depositenwesen, das Banknotenwesen und dann 
ein wenig auch noch das Scheckwesen angeht. Ich muß 
mich daher darauf beschränken, nur wenige derjenigen Punkte 
hervorzuheben, die der Herr Kollege Dr. Arendt berührt 
hat, und daran einige kritische Bemerkungen zu knüpfen. 
Wenn er hervorhebt, daß meinen Freunden und mir 
der Bimetallismus ein unbekannter Begriff sei, und daß aus 
Aeußerungen, die ich getan habe, hervorgehe, daß ich nicht 
wisse, was Bimetallismus sei — er hat es ja heute in die 
allerhöflichste Form gekleidet, aber doch immerhin auf- 
rechterhalten —; wenn er dann hinzusetzt, es sei doch un- 
denkbar, Amerika als ein bimetallistisches Land zu betrachten, 
in Amerika hätten ja nur die Silberdollars gesetzliche 
Zahlungskraft, weiter wäre in Amerika an Bimetallismus 
nichts vorhanden, — so muß ich ihm sagen, daß doch darin 
gerade ein erhebliches Stück Bimetallismus liegt. Und 
in Deutschland? Nun, in Deutschland haben wir bis zum 
1. Oktober 1907 die Taler als gesetzliches Zahlungs- 
mittel gehabt. Es wird Herrn Kollegen Arendt ja nicht 
unbekannt sein, daß deswegen in Theorie und Praxis 
unsere Währung überall als eine sogenannte „hinkende“ 
Währung bezeichnet worden ist, weil wir noch einen ge- 
wissen Betrag an Talern hatten, die nur 1'/,; Mark wert waren 
und dennoch in unbeschränktem Umfange für 3 Mark Gold 
in Zahlung genommen werden mußten. Diese Verhältnisse 
sind mir also vollständig bekannt, und es bedurfte nicht der 
Belehrung unseres Kollegen Dr. Arendt, um mich auf diese 
Sachen hinzuweisen. Es bedurfte auch nicht des Hinweises 
auf eine von ihm veröffentlichte Schrift; ich kann unserm 
verehrten Kollegen Dr. Arendt versichern, daß seine Reden 
im Reichstag und außerhalb des Reichstags und seine Schriften 
mir stets ein besonderes Vergnügen für mein Studium ge- 
boten haben und auch fernerhin bieten werden. Denn es ist 
mir dadurch die Möglichkeit gegeben, die Irrlehren, die in den- 
selben enthalten sind, mir genau zu überlegen und, wenn es dar- 
auf ankommt, ihnen mit möglichster Kraft entgegenzutreten. 


502 


Meine Herren, Herr Kollege Dr. Arendt hat soeben 
wiederholt, daß er nicht daran denke, unsere Goldwährung 
aus dem Wege zu schaffen — — wenn wir hübsch artig 
- wären. So ungefähr ist seine Deduktion gewesen; er denkt 
gar nicht daran, sie aus der Welt zu schaffen, Aber, meine 
Herren, was haben denn dann seine Anträge für einen 
Zweck? Er will die Silbermünzen, die doch nur Scheide- 
münzen bei uns sein sollen, so vermehren, daß sie mehr 
umlaufen, als für den Umlauf von Scheidemünzen notwendig 
ist, und er will die Zahlkraft dieser minderwertigen Scheide: 
münzen vergrößern und erweitern. Er will sie so erweitern 
— das geht zwar nicht aus seiner heutigen Rede hervor, aber 
aus den von mir studierten Reden, die er anderswo gehalten 
hat —, daß die Zahlkraft der silbernen Scheidemünzen bis 
auf 1000 Mark erhöht wird, damit die Reichsbank in der 
Lage ist, ihre Noten in Silber einzulösen. Meine Herren, 
wenn da nicht der bimetallistische Pferdefuß zum Vorschein 
kommt, dann weiß ich es nicht. 


Wenn der Herr Kollege Dr. Arendt meint, daß durch 
seine Anträge und Reden nicht die Agitation für den 
Bimetallismus geschürt wird, wenn er behauptet, „ich bin 
der reine Goldwährungsmann und habe durchaus keine 
bimetallistischen Gelüste“, so glaube ich ihm das; ich habe 
gar keine Veranlassung, an dem Ausdruck seiner Ueber- 
zeugung zu zweifeln. Aber er wird es mir nicht übelnehmen, 
wenn ich meinerseits daraus die Ueberzeugung schöpfe, daß 
er nicht ganz die Wirkung dessen, was er vorschlägt, über- 
schaut. Wenn er dies täte, würde er sich nicht herbeige- 
lassen haben, Anträge zu stellen, wie sie gestellt worden 
sind. Er weiß gar nicht, was er damit für den internationalen 
Kredit des Deutschen Reichs anrichten kann. Vor allem hat 
mich aber eines erstaunt: das ist die Beurteilung der 
französischen Verhältnisse, wie sie gerade heute der Kollege 
Dr. Arendt hier vorgetragen hat. Er hat uns auf Frankreich 
hingewiesen als das Land, dem wir nachahmen müssen, und 
hat wörtlich gesagt: 
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In Frankreich laufen 5 Milliarden Noten um, und 
was würde wohl die Deutsche Reichsbank ange- 
fangen haben, wenn ein derartiges Kreditbedürfnis 

an die Deutsche Reichsbank herangetreten wäre? 
Nun, meine Herren, ich habe hier den Rechenschaftsbericht 
der Bank von Frankreich für das Jahr 1906; für das Jahr 1907 
habe ich ihn leider noch nicht bekommen. Daraus ergibt 
sich folgendes. In diesem Rechenschaftsbericht, wie in allen 
früheren Rechenschaftsberichten der Bank von Frankreich 
beschwert sich die Verwaltung der Bank von Frankreich 
darüber, daß von den so und so vielen Milliarden im Um- 
lauf befindlichen Banknoten — im Jahre 1906 waren es 
durchschnittlich 4600 Millionen — nur 700 Millionen dem 
Kreditbedürfnis, den kommerziellen Operationen der Bank, 
entsprungen seien und 3900 Millionen den Gewohnheiten 
der französischen Bevölkerung, die Gold und Silber in die 
Bank von Frankreich bringt und dagegen Banknoten in 
Empfang nimmt und sie kursieren läßt. Diese Verhältnisse 
sind aber schon so oft vorgetragen worden, hier und 
außerhalb dieses Hauses, daß ich den Herrn Kollegen 
Dr. Arendt bitten möchte, meine Reden und das, was ich 
außerhalb des Hauses spreche, mit demselben Eifer zu 
studieren, wie ich die seinigen studiere, dann würde er nicht 
in die Lage kommen, eine Behauptung aufzustellen, die mit den 
Tatsachen absolut nicht in Uebereinstimmung zu bringen ist. 
Nun ist auch Herr Dr. Arendt zurückgekommen auf 
den steigenden und sinkenden Zinsfuß und hat namentlich 
jetzt den sinkenden Zinsfuß zum Zielpunkt seiner Ein- 
wendungen gemacht, indem er behauptet, wir müßten, indem 
wir unseren Zinsfuß heruntersetzen, das tun, weil England 
es getan hat, und England wieder habe es getan, — weil in 
Amerika die Krisis sich verringert habe. Die deutsche Reichs- 
bank setzt ihren Zinsfuß herab, wenn es ihre eigene Situation 
ermöglicht, und erhöht ihn, wenn sie durch ihre eigene 
Situation dazu veranlaßt wird, keineswegs wird sie deswegen, 
weil die Bank von England ihren Zinsfuß heruntersetzt, nun 
aus diesem Grunde ihren Zinsfuß heruntersetzen, wenn die 
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Ansprüche an sie selbst noch so groß sind, daß sie nicht 
in der Lage ist, mit einem niedrigeren Zinsfuß auszukommen. 

Herr Dr. Arendt hat dann ferner gesprochen von der 
Zahlungsbilanz und hat gemeint, die deutsche Zahlungs- 
bilanz sei gar nicht so schlecht, im Gegenteil, sie sei gut. 
Es würde mich außerordentlich freuen, wenn Herr Dr. Arendt 
daraus nun auch die Konsequenzen zöge; denn wenn wir. 
eine dauernde aktive Zahlungsbilanz haben, dann brauchen 
wir alle die Mittel, die Herr Arendt uns vorgeschlagen hat, 
überhaupt nicht. Denn dann behalten wir das Gold, das 
wir haben, zu Hause in der Reichsbank, im Verkehr, und 
haben nicht nötig, uns über Mangel an Gold zu beschweren 
und irgend welche Mittel aus diesem Grunde zu ergreifen. 
Herr Dr. Arendt meint, wenn die Zahlungsbilanz günstig 
wäre, dann hinge dies zusammen zum Teil auch mit einem 
günstigen Export von Fabrikaten, empfiehlt aber hauptsäch- 
lich einen verminderten Import. Da möchte ich ihn fragen: 
was sollen wir denn in vermindertem Maße importieren? 
Etwa Getreide? Das können wir nicht in vermindertem 
Maße importieren, denn wir müssen doch Brot essen. Oder 
Rohstoffe für die Industrie? Die können wir nicht in ver- 
mindertem Maße importieren, denn wir müssen doch unsere 
Bevölkerung in der Industrie unterhalten und ernähren, sonst 
sind wir ja nicht in der Lage, die Bevölkerung im Lande zu 
behalten. Was sollen wir denn nun weniger importieren 
von irgend welcher Bedeutung? Dieses Mittel empfehlen, 
heißt nichts weiter, als uns auf eine derartig abschüssige 
Wirtschaftspolitik drängen, wie wir sie, Gott sei Dank, in 
Deutschland nicht nötig haben. 

Meine Herren, ich komme nun zu dem eigentlichen 
Gegenstand, der uns beschäftigt, und möchte bezüglich des 
Scheckgesetzes den Herrn Kollegen Dr. Arendt bitten, 
meinen Deduktionen einen Augenblick Aufmerksamkeit zu 
schenken. Auch hier hat er alles mögliche mit herangezogen, 
das Depositenwesen und die Politik der Reichsbank mit dem 
Scheckwesen zusammengeworfen. Die Sache liegt meiner 
Ansicht nach viel einfacher. Die Grundlage dessen, was wir 
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erstreben, ist gar nicht das Scheckwesen als solches, sondern 
das Ueberweisungssystem. In dieser Beziehung sind ja schon 
sehr viele Bemühungen gemacht worden. Ich erinnere Sie an 
die Bemühungen, die der frühere Herr Staatssekretär des Reichs- 
schatzamts, Freiherr v. Thielmann, in die Wege geleitet 
hat, der durch seinen Aufenthalt im Auslande mit den Verhält- 
nissen sehr wohl bekannt war, und der es als einen der erheb-= 
lichsten Schäden unseres Zahlungsverkehrs betrachtet hat, 
daß alle Zahlungen auf dem Wege der Barmittel oder der 
Banknoten oder der Reichskassenscheine erfolgten, anstatt 
daß man sich bemühte, die Zahlungen durch Ueberweisung 
von einem Konto auf das andere zu bewirken. Wir haben, 
wie Ihnen ja allen bekannt ist, die großartige Einrichtung 
der Reichsbank, des Reichsbank-Girowesens, um das uns 
alle Nationen beneiden, das uns nachzumachen bisher keiner 
Nation möglich gewesen ist, und das ja auch darauf beruht, 
daß nicht bar bezahlt wird, sondern daß von einem Konto 
der Reichsbank auf das andere Konto der Reichsbank, sei es 
in Berlin, sei es an den Orten, wo sich Reichsbankstellen be- 
finden, übertragen wird. Wir haben ferner in Deutschland 
eine Stadt, die in dem Ueberweisungswesen geradezu Phäno- 
menales geleistet hat: das ist Hamburg. In Hamburg 
werden etwa 90 Prozent aller Zahlungen, mögen sie ausgehen 
von Privaten, von Kaufleuten oder von Behörden, dadurch 
geleistet, daß von einem Bankkonto auf das andere übertragen 
oder, wie man es in Hamburg nennt, „abgeschrieben“ wird. 
Nun, ein ähnliches Ueberweisungswesen auch in dem übrigen 
Deutschland einzuführen, darauf sind seit Jahr und Tag die 
Bemühungen der Praktiker gerichtet, und sie haben bereits 
einen sehr erheblichen Erfolg erzielt. Es ist klar, daß, wenn 
in einer Stadt, wie etwa Berlin, jedermann alle seine Zahlungen 
dadurch leistet, daß er, indem alle Einwohner ein Bankkonto 
haben, von seinem Bankkonto auf das des anderen übertragen 
läßt, dann zur Erledigung des gesamten Zahlungsverkehrs ın 
Berlin auch nicht ein Pfennig baren Geldes oder eine Bank- 
note erforderlich sein würde. Das läßt sich nun natürlich 
nicht in vollem Umfange durchführen; kleine Zahlungen 
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werden immer in bar geleistet werden müssen, man kann z.B. 
nicht gut einen Betrag von 3,60 Mark durch Uebertragung 
von einem Bankkonto auf das andere bezahlen. Es wird also 
immer eine große Quantität von Zahlungen übrigbleiben, 
die in barem geleistet werden müssen. Aber es läßt sich eine 
ganz ungeheure Ersparnis an Zirkulationsmitteln herbeiführen, 
wenn dieser Zahlungsmodus der Uebertragung von einem 
Konto auf das andere eingeführt wird. Dem soll auch das 
Postscheckwesen dienen, und das ist die kulturelle Be» 
deutung des letzteren, der gegenüber alle die kleinen Be- 
denken der ländlichen Genossenschaften und auch die Be- 
denken der Banken und Bankiers in den Hintergrund treten 
müssen — denn auch den letzteren wird durch das Postschek- 
wesen eine sehr erhebliche Konkurrenz gemacht werden. Aber 
die Banken und Bankiers fügen sich da hinein und sagen: 
es ist ganz richtig, es wird uns zwar ein Schaden in unserem 
Geschäftsbetrieb dadurch zugefügt, aber die Vorteile für die 
Allgemeinheit sind so groß, daß wir diesen Schaden auf uns 
nehmen müssen. 

Was soll denn nun der Scheck in diesem System? Ich 
überschätze die Bedeutung des Scheckwesens und des Scheck- 
gesetzes durchaus nicht; aber man darf sie auch nicht unter- 
schätzen. Der Scheck soll in den Fällen, in denen eine Ueber- 
tragung von Konto zu Konto aus irgendeinem Grunde nicht 
möglich ist oder nicht beliebt wird, diese Uebertragung er 
setzen. Wenn ich eine Rechnung von 300 Mark zu bezahlen 
habe und eine Ueberweisung von meinem Bankkonto auf 
das Bankkonto meines Gläubigers nicht vornehmen kann oder 
nicht vornehmen will, dann sende ich ihm einen Scheck auf 
mein Bankhaus. Diesen Scheck kann ich so ausstellen, daß 
der Empfänger ihn gar nicht bar einziehen kann, ich kann 
ihn nämlich mit dem nunmehr durch das Gesetz zu sank- 
tionierenden Vermerke „nur zur Verrechnung“ versehen und 
dadurch bewirken, daß der Scheck nicht bar zur Auszahlung 
gelangt, sondern nur zur Gutschrift des Betrages auf dem 
Bankkonto des Zahlungsempfängers verwandt werden kann. 
Der Scheck wird dann der Träger der Ueberweisung, und 
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das ist ein ungeheurer Fortschritt. Der Nutzen des Scheck- 
gesetzes nun wird sich namentlich darin dokumentieren, daß 
begründete oder unbegründete Einwände von Personen — 
und manchmal auch von Behörden —, die sich gegen die 
Einführung des Scheckwesens sträuben, weil jede Neuerung 
zunächst unbequem ist, dadurch beseitigt werden, daß ein 
ordnungsmäßiger wechselmäßiger Regreß gegen den Aussteller 
und die Indossanten des Schecks herbeigeführt wird. Das 
Gesetz wird daher dazu beitragen, das Scheckwesen zu ver- 
allgemeinern, und die Zahl der umlaufenden Schecks ver- 
mehren. 

Aber mit der Kreierung von Schecks an und für sich 
ist noch nichts gewonnen, wenn sich nicht über dem Scheck- 
wesen das Abrechnungswesen aufbaut; geschieht das nicht, 
so ist die Hälfte aller Bemühungen und der große Nutzen, 
den ein Scheckgesetz und das Scheckwesen an und für sich 
haben können, verloren. Das Abrechnungswesen besteht eben 
darin, daß diejenigen Firmen, bei denen sich die Schecks an- 
sammeln, die also diese Schecks einkassieren müssen, sich zu= 
sammentun und nicht gegenseitig voneinander das Geld ab- 
holen, sondern daß sie untereinander alle die Schecks, die sie 
in der Hand haben, austauschen und dadurch abrechnen, so 
daß nur der Saldo — auch nicht bezahlt, sondern — be- 
glichen wird wieder durch einen Scheck auf die Zentralab- 
rechnungsstelle, also etwa die Reichsbank oder in Berlin den 
Kassenverein. Das ist der große Fortschritt, der durch das 
Ueberweisungs- und Scheckwesen gemacht wird, wenn sich 
ihm das Abrechnungswesen anschließt; und diesem Fort- 
schritt dient allerdings ein gutes Scheckgesetz in nicht uner- 
heblichem Maße. 

Deswegen sollte man sich auch nicht daran stoßen, daß 
in dem Scheckgesetzentwurf eine zehntägige Umlaufsfrist in 
Aussicht genommen wird, welche einzelnen zu niedrig er- 
scheint, anderen wieder zu lang. Diese zehn Tage sind schon 
ein Kompromiß zwischen denjenigen, welche dem Scheck eine 
möglichst lange Umlaufszeit geben, die also in ihm ein Kredit- 
mittel schaffen wollen, welches im Lande zirkuliert, und den 
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anderen, welche in dem Scheck nur den Träger der Ueber- 
weisung sehen. Diese zehntägige Frist ist, wie gesagt, bereits 
ein Kompromiß. Ich habe gegen die zehntägige Frist nichts 
einzuwenden, obgleich ich von meinem persönlichen Stand- 
punkt aus diese Frist für zu lang halte. Darüber wird man 
sich aber verständigen können. Ich glaube auch, daß die 
Herren, die jetzt für eine fünfzehntägige Frist sind, sich mit 
einer zehntägigen werden zufrieden geben. 


Nur gegen eins muß ich mich aussprechen: das ist gegen 
die Erweiterung der passiven Scheckfähigkeit. Ich habe 
schon ausgeführt, daß das Endziel der ganzen Bestrebungen 
das Abrechnungswesen ist, das Abrechnungswesen zwischen 
denen, in deren Hände sich die Schecks ansammeln. Wenn 
Sie die passive Scheckfähigkeit auf eine unbeschränkte Zahl 
von Personen erweitern, wird ein rationelles Abrechnungs- 
wesen erschwert, und alle diejenigen, die außerhalb des Ab- 
rechnungswesens stehen bleiben müssen — mit dem Abrech- 
nungswesen ist ein gewisses Kreditgeben verknüpft, infolge- 
dessen wird nicht jeder einer Abrechnungsstelle beitreten 
können —, ich sage, in demselben Maße, in dem eine größere 
Anzahl von Firmen und Personen dem Abrechnungswesen 
fernbleiben, in demselben Maße wird die Wirkung des ganzen 
Abrechnungswesens beinträchtigt. Um das zu vermeiden, muß 
eine Einschränkung der passiven Scheckfähigkeit stattfinden, 
nicht etwa aus dem Grunde, weil wir eine Klasse von Ge- 
schäftstreibenden bevorzugen wollen, sondern lediglich aus 
dem Grunde, um den wirtschaftlichen Erfolg der Bestrebungen, 
die jetzt im Gange sind, nach Möglichkeit sicherzustellen. 


Auf die Einzelheiten des Scheckgesetzentwurfs brauche 
ich nicht einzugehen. Ich spreche meine Befriedigung darüber 
aus, daß der Entwurf in so vorzüglicher Form an das Haus 
gelangt ist; ich spreche ferner meine Befriedigung darüber 
aus, daß die Einleitung der Begründung zum Scheckgesetz=- 
entwurf eine der besten und populärsten Darstellungen des 
Nutzens und Wesens des Schecks enthält, und ich kann nur 
wünschen, daß der Erfolg der Bestrebungen, die durch das 
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Scheckgesetz unterstützt werden, ebenso gut ist, wie dieser 
Gesetzentwurf selbst sich den besten anreiht, die uns jemals 
vorgelegt worden sind. 


Rede im Reichstag am 31. März 1908. 
(Nr. 50.) 


Meine Herren, in den Aeußerungen des Herrn Ab: 
geordneten Dr. Roesicke ist mir nicht ganz klar geworden, 
wie er sich vorstellt, daß das Postscheckwesen, wenn es 
so eingerichtet wird, wie es seitens der Verbündeten Regie- 
rungen vorgeschlagen ist, den ländlichen Genossenschaften 
irgendeinen Abbruch tun kann. Ich glaube nicht, daß es 
irgendwo, weder in der Stadt noch auf dem Lande, einen 
Menschen gibt, der auch nur 100 Mark der Post zinsfrei an= 
vertraut, während er anderswo Zinsen bekommen kann. Solche 
Naivität, glaube ich, ist auch auf den entferntesten Dörfern 
nicht vorhanden. Wer eine Genossenschaft oder eine Spar: 
kasse in seiner Nähe hat, die Zinsen zahlt, der wird das 
Geld, das er auf Zinsen legen will, dieser Sparkasse oder der 
Genossenschaft übergeben und nicht der Reichspost zur zins- 
freien Benutzung, es sei denn, daß er bei der Reichspost 
Vorteile eintauscht, die er bei der Sparkasse oder der Ge- 
nossenschaft, wo er Zinsen bekommt, nicht erhalten kann. 
Diese Vorteile sind allerdings, namentlich auch für den 
kleinen Gewerbetreibenden, in großem Umfange beim Post- 
scheckverkehr vorhanden. Es kann bei der Einrichtung des 
Postscheckwesens gar kein anderer Gesichtspunkt obwalten 
als der, daß durch das von der Post einzurichtende Ueber: 
weisungs-e und Scheckwesen bare Zirkulationsmittel im 
Zahlungsverkehr erspart werden, daß weniger bare Zirku- 
lationsmittel gebraucht werden, daß infolgedessen die baren 
Zirkulationsmittel sich mehr als bisher in den Kassen der 
Zentralnotenbanken ansammeln und auf diesem Wege eine 
Verbilligung des Zinsfußes herbeigeführt wird. Wer also 
durch zinsfreie Ueberlassung von 100 Mark an die Post 
— es darf auch mehr sein — beitragen will zu der allge- 
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meinen Verbilligung des Zinsfußes, der hat selber schließlich 
den Vorteil davon, ganz abgesehen davon, daß ihm durch 
das Ueberweisungs- und Scheckwesen auch noch andere 
Vorteile in seinem Geschäftsverkehr erwachsen. 

Nun, wie vorgeschlagen ist, mit der Einrichtung des 
Postscheckwesens zu warten, bis wir die Erfolge des Scheck- 
gesetzes vor uns haben, das ist meiner Ansicht nach kaum 
angängig. Ich glaube, damit wird versucht, die ganze Fin- 
richtung zu vertagen. Das Scheckgesetz als solches ruft über 
haupt keinen Scheckverkehr hervor. Das Scheckgesetz als 
solches kann nur dazu beitragen, die Hindernisse zu besei- 
tigen, die sich der Einbürgerung des Scheck- und Ueber- 
weisungswesens in den Weg stellen, und namentlich dadurch 
in den Weg stellen, daß solchen Personen und Firmen, auch 
manchmal Behörden, für die es unbequem ist, sich des 
Scheckverkehrs zu bedienen, der Vorwand erleichtert wird, 
zu sagen: wir wollen erst einmal abwarten, was denn aus 
dem Scheckgesetz wird, und welche Folgen das Scheckgesetz 
hat, während das Scheckgesetz, wie ich bereits betont habe, 
gar nicht in der Lage ist, den Scheckverkehr hervorzurufen, 
sondern nur ihn, nachdem er hervorgerufen ist, zu unterstützen. _ 

Wenn aber das Postscheckwesen eingeführt werden soll, 
dann kann es einen Zweck nur dann haben, wenn möglichst 
viele Personen in möglichst großem Umfange sich des Ueber- 
weisungs- und Scheckverkehrs bei der Post bedienen. Denn 
nur dann ist es möglich, daß in der Tat in großem Um- 
fange die baren Zirkulationsmittel im Zahlungsverkehr er- 
spart werden. 

Sehe ich mir nun die Bedingungen an, die die Verbün- 
deten Regierungen vorschlagen für die Einführung des Post- 
scheckverkehrs, so komme ich allerdings zu der Ansicht, daß, 
wenn man das Publikum abschrecken wollte, sich der Ein- 
richtung der Post zu bedienen, man keine besseren Vorschläge 
hätte machen können. 

Auf die Verzinsung der Guthaben der Kontoinhaber 
werden wir ja höchst wahrscheinlich verzichten müssen. Bei 
den in dieser Beziehung hier vertretenen Ansichten erscheint 
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es mir nahezu ausgeschlossen, eine Verzinsung der Guthaben 
herbeizuführen; denn in der Mehrheit dieses Hauses ist die 
vielleicht nicht unberechtigte Ansicht vertreten, daß auf 
diesem Wege den Sparkassen und den Genossenschaften eine 
Konkurrenz gemacht würde, die nicht zulässig sei. Ich glaube 
daher von einer Verzinsung .der Guthaben bei meinen Be- 
trachtungen überhaupt Abstand nehmen zu sollen. Eine auch 
nur mäßige Verzinsung würde dazu beitragen, die Zahl der 
Kontoinhaber zu vermehren und auf diesem Wege auch die 
Zahl der Uebertragungen und der Scheckausstellungen zu 
fördern, auf die es ja ankommt, wenn man den Zweck der 
ganzen Sache erreichen will. 

Wenn aber auf eine Verzinsung verzichtet wird, dann 
müssen doch die Bedingungen für die Einlage von Geldern 
und für die Wiederabziehung und namentlich die Bedingungen 
für den Ueberweisungs- und Scheckverkehr so eingerichtet 
werden, daß in der Tat für denjenigen, der sich der Post- 
einrichtungen bedient, noch ein Vorteil übrig bleibt. Die Bedin- 
gungen müssen auch so eingerichtet werden, daß die Personen, 
die sich der Einrichtung bedienen wollen, nicht geradezu ab- 
geschreckt werden, auch mehr als 100 Mark Guthaben auf 
dem Konto bei der Post zu halten. Es muß also darauf ver- 
zichtet werden, daß für jede einzelne Einlage von Geld, und 
zwar für je bis 500 Mark eine Gebühr von 5 Pfennig er- 
hoben wird. Das liegt auch im eigensten Interesse der Post, 
von der ich allerdings doch annehme, daß sie die Absicht 
hat, ihre Betriebsmittel dadurch zu vergrößern, daß ihr 
möglichst viele Gelder zugeführt werden. Wenn sie aber 
für jede 500 Mark, die bei ihr eingelegt werden, und wofür 
sie keine Zinsen zahlt, noch eine besondere Gebühr erhebt, 
dann wird es in der Tat nicht übermäßig viel Personen ge- 
ben, die sich dazu herbeilassen, größere Beträge bei der Post 
als Guthaben zu halten, sondern sie werden sich dann mit 
der Einlage von 100 Mark begnügen, um auf Grund dieser 
Einlage die Ueberweisungen, die sie machen wollen, zu be- 
werkstelligen und die Schecks auf die Post auszustellen, die 
sie nötig haben. Die Post schneidet sich also selbst ins 
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Fleisch, wenn sie derartig hohe Gebühren für Einlagen von 
Geldern in Anspruch nimmt. 


Aber auch für den Ueberweisungsverkehr selber 
sind . die Bedingungen zu onerös. Ich bin durchaus nicht 
der Ansicht des Herrn Kollegen Singer, daß es viel weniger 
auf den Ueberweisungsverkehr als auf den Scheckverkehr 
ankommt. Ich bin der Meinung, daß der Ueberweisungs- 
verkehr gerade der Verkehr ist, der am meisten gefördert 
werden muß und auch am meisten geeignet ist, das Ziel zu 
erreichen, das erstrebt wird, nämlich die baren Zirkulations- 
mittel im Zahlungsverkehr zu ersparen. Nun hat schon der 
Herr Kollege Dr. Weber darauf hingewiesen, daß jeder 
Kontoinhaber, der mehr als 600 Buchungen im Jahre vor: 
nehmen läßt, also mehr als zwei Buchungen für den Werk- 
tag, für jede Buchung über die Zahl von 600 hinaus einen 
Zuschlag von 7 Pfennig bezahlen muß. Das ist ja doch 
gerade eine Strafe darauf, daß man sich bemüht, möglichst 
viel Zirkulationsmittel durch die Benutzung des Ueber- 
weisungs- und Scheckverkehrs zu ersparen, und wenn man 
wirklich die Absicht hat, diesen Ueberweisungsverkehr dazu 
zu benutzen, daß in unserem Lande der Zinsfuß billiger 
wird, dann gibt es kein besseres Mittel als diesen Zuschlag 
von 7 Pfennig, um das zu verhindern. 


Ich bin ebenfalls der Meinung, daß die ganzen Fragen 
in einer Kommission genau geprüft werden müssen, und ich 
schließe mich dem Antrage an, der die Vorlage der Budget- 
kommission überweisen will. Ich glaube, daß das die beste 
Stelle ist, um alle Punkte, die hier in Betracht kommen, zu 
erwägen. In der Budgetkommission wird namentlich auch 
die Frage geprüft werden müssen, ob in der Tat den Ge- 
nossenschaften und den Sparkassen dadurch irgendeine 
Konkurrenz gemacht werden kann, daß die Post zinsfreie 
Einlagen annimmt. Ich halte diese Konkurrenz für vollstän- 
dig ausgeschlossen. Ich halte auch eine Konkurrenz gegen- 
über den Bankinstituten und Bankiers, die sich mit dem 
Ueberweisungs-e und Scheckverkehr befassen, für ausge- 
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schlossen. Ich nehme diesen Standpunkt namentlich auch 
deswegen ein, weil wir sonst zu der Einrichtung des Ueber- 
weisungs- und Scheckverkehrs bei der Post überhaupt nicht 
gelangen werden. 


Eins muß ich schon heute dem Herrn Staatssekretär 
des Reichspostamts auf das dringendste ans Herz legen. 
Wenn er aus dieser Einrichtung etwas machen will, dann 
muß alles, was bei der Post in der Handhabung der Geschäfte 
geschieht, kaufmännisch und geschäftsmäßig gehandhabt 
werden. Nur wenn er das tut, wird er in die Lage versetzt 
werden, einen wirklichen Erfolg seiner Einrichtung zu er- 
zielen. Er muß darauf verzichten, alle überflüssigen bureau- 
kratischen Formalitäten zu benutzen, auf die man ja leider 
nur zu häufig kommt, wenn aus einer Verwaltungsbehörde 
heraus derartige kaufmännisch zu handhabende Einrichtungen 
getroffen werden sollen. Es wird das von um so größerer 
Bedeutung sein, wenn dadurch dem kleinen Mann erschwert 
wird, sich der Einrichtung zu bedienen, weil, wenn er eine 
Masse von Schreibereien und Schwierigkeiten hat, er dann 
um so weniger geneigt sein wird, zur Post zu gehen, sondern 
lieber da sein Konto eröffnen läßt, wo ihm bureaukratische 
Formalitäten nicht auferlegt werden. 


Noch einen anderen Punkt möchte ich dem Herrn 
Staatssekretär für die weitere Entwicklung des Reichspost= 
scheckwesens ans Herz legen, nämlich die Einfügung der 
Postanstalten in das Abrechnungssystem bei der Reichsbank. 
Das Abrechnungssystem ist bei dem ganzen Scheckwesen 
schließlich die Hauptsache; denn nur dadurch kann erreicht 
werden, daß kein Scheck zur Barzahlung präsentiert, sondern 
zwischen denen ausgeglichen wird, die an der Abrechnung 
teilnehmen. Das sind die Hauptgesichtspunkte, die ich her- 
vorzuheben wünsche. 


Eine ganze Reihe kleinerer Fragen wird in der Kom- 
mission Gelegenheit sein zu behandeln. Ich wiederhole noch 
einmal: das ganze Postscheckwesen kann seinen Zweck nur 
dann erfüllen, wenn die Gebühren billig sind, und sich jeder 
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dadurch veranlaßt sieht, sich der Einrichtung der Post zu 
bedienen, und daß die Post alle bureaukratischen Formali- 
täten abstreift, die einer Entwicklung des Postscheckwesens 
nur hinderlich im Wege stehen können. 


Börse und Börsengesetz. 
(Nr. 51 bis 53.) 
Vorbemerkung. 


Eine reichsgesetzliche Regelung des Börsenverkehrs 
hat bis zum Jahre 1896 nicht stattgefunden. Bankzu> 
sammenbrüche, die auf Börsenspekulation zurückgeführt 
wurden, und agrarische Anschauungen von der ungünsti- 
gen Wirkung des Getreideterminhandels auf den Getreide- 
preis führten im Jahre 1891 im Reichstag zur Annahme 
‚zweier Initiativanträge, Graf Ballestrem (Zentrum) 
und von Cuny (Nationalliberal), von denen der erstere 
die Unterdrückung des Mißbrauches des Zeitgeschäftes 
als Spielgeschäft und die Beseitigung dieses Mißbrauches 
namentlich in den für die Volksernährung wichtigen 
Waren verlangte; der letztere forderte die Nichtigkeit 
und Klaglosigkeit reiner Differenzgeschäfte. Die Regie- 
rung schritt im Jahre 1892 zur Veranstaltung einer 
Börsenenquete, deren Ergebnisse zur Ausarbeitung eines 
Entwurfes eines Börsengesetzes benutzt wurden, das dem 
Reichstage am 3. Dezember 1895 vorgelegt wurde (Nr. 14 
derReichstagsdrucksachen, 9.Legislaturperiode IV. Session). 

Gegen den Entwurf machte sich eine starke Gegner: 
schaft aus den Kreisen der Börse und des Handels 
geltend. Sie richtete sich nicht sowohl gegen die gesetz 
liche Regelung als solche und gegen das, den Kern des 
Gesetzes bildende Prinzip des Prospektzwanges für die 
von einer Börse zuzulassenden Wertpapiere. Dieses 

Prinzip war für die Zulassung an der Berliner Börse 
schon im Jahre 1881 von dem Börsenkommissariat auf 
Betreiben seines damaligen Mitgliedes Kaempf durch- 
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geführt worden. Die Gegnerschaft richtete sich vielmehr 
in erster Reihe gegen das Verbot des Terminhandels in 
Getreide und in Anteilen von Fabrik- und Bergwerks- 
unternehmungen sowie gegen das Börsenregister und 
andere Bestimmungen, in denen ein Angriff auf die Ehre 
des Kaufmannsstandes erblickt wurde. In einer von den 
Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin einberufenen 
und von Vertretern aller bedeutenden Börsen beschickten 
Versammlung am 2. Februar 1896 wurde gegen diese Be- 
stimmungen Stellung genommen. Dasselbe geschah 
durch die 22. Vollversammlung des deutschen Handels- 
tages am 10. März 1896. Das Referat in beiden Ver: 
sammlungen erstattete der Vizepräsident der Aeltesten 
der Kaufmannschaft von Berlin Kaempf. Das Gesetz 
wurde trotz dieses Widerspruches vom Reichstage am 
6. Juni 1896 in dritter Lesung genehmigt. Mit Ausnahme 
der beiden freisinnigen Parteien stimmten alle Parteien 
des Reichstages dafür. 


Die von den Gegnern des Gesetzes vorausgesagten 
ungünstigen Wirkungen, vor allem die Rechtsunsicherheit 
infolge der Möglichkeit des Differenzeinwandes machten 
sich sehr bald geltend. Der Deutsche Handelstag forderte 
daher in seiner 27. Vollversammlung am 8. Januar 1901 
nach einem Referate von Kaempf (Nr. 51) die Auf 
hebung der genannten Bestimmungen. Dasselbe geschah 
durch eine Wersammlung der Börsenvorstände am 
11. Februar 1905, in welcher Kaempf ebenfalls referierte. 
Auch die Regierung entzog sich der Erkenntnis der ein- 
getretenen Mißstände nicht. Sie forderte zunächst den 
Börsenausschuß zu einem Gutachten auf, das dieser in 
seiner Sitzung am 11. Juni 1901 für eine Abänderung 
der genannten Bestimmungen abgab, wobei er in wesent- 
lichen Punkten den Vorschlägen seines Mitgliedes 
Kaempf folgte. Trotzdem erfolgte die Vorlegung einer 
Novelle zum Börsengesetz erst im Jahre 1904 (Nr. 244 
der Drucksachen, 11. Legislaturperiode I. Session). Als 
Referenten über die Novelle fungierten in der 30. Voll» 
versammlung des Handelstages am 24. März 1904 
Professor Riesser und der Präsident der Aeltesten der 
Kaufmannschaft von Berlin Kaempf. Letzterer ging 


auch bei der ersten Beratung des Entwurfes im Reichs 
tage am 26. bis 30. April 1904 in ausführlicher Weise 
auf die Bedeutung des Termingeschäftes und die 
Wirkung seines Verbotes und seiner Erschwerung ein. 
Nach der Durchberatung des Entwurfes in der Kommission, 
an welcher der Abgeordnete Kaempf ebenfalls teilnahm, 
konnte das Gesetz im Plenum wegen des Sessions- 
schlusses nicht mehr erledigt werden. 


Die von der Kommission getroffenen Abänderungen 
wurden in einem neuen Entwurf berücksichtigt, der dem 
Reichstage in der folgenden Session am 28. November 1906 
vorgelegt wurde (Nr. 587 der Reichstagsdrucksachen, 
11. Legislaturperiode II. Session), wegen der kurz darauf 
erfolgenden Reichstags-Auflösung aber nicht mehr zur 
Erledigung kam. 


Nachdem der Deutsche Handelstag in seiner 33. Voll- 
versammlung am 9. April 1907 ebenso wie der dritte 
Deutsche Bankiertag sich wiederum für eine Revision 
des Gesetzes ausgesprochen hatte, legte die Regierung 
dem Reichstage am 22. November 1907 den „Entwurf 
betreffend Aenderung des Börsengesetzes“ vor (Nr. 483 der 
Reichstagsdrucksachen, 12. Legislaturperiode I. Session). 
Die erste Beratung im Plenum, an welcher sich der Ab: 
geordnete Kaempf mit der nachfolgenden Rede Nr. 52 
beteiligte, fand am 12. und 13. Dezember 1%7, die 
zweite Beratung, an welcher der Abgeordnete Kaempf 
ebenfalls teilnahm am 7. April 1908 und die dritte Be- 
ratung am 8. April 1908 statt. Bei der namentlichen 
Abstimmung wurde der Entwurf mit 202 gegen 167 Stimmen 
angenommen. Gegen das Gesetz stimmten das Zentrum, 
die Sozialdemokraten und die Polen, während der 
liberalekonservative Block für das Gesetz eintrat. 


Die wirtschaftliche Bedeutung der Börse ist in den 
erwähnten Reden des Abgeordneten Kaempf stets 
hervorgehoben worden. Eine besondere Behandlung 
findet sie in einem Aufsatze in der Deutschen Wirt- 
schafts-Zeitung vom 1. Januar 1905 (Nr. 53). 
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Referat in der 27. Vollversammlung des Deutschen Handelstages 
am 8. Januar 1901. 
(Nr. 51.) 


Meine Herren! Der Deutsche Handelstag hat sich mit 
dem Börsengesetz zuletzt in seiner Plenarversammlung vom 
10. März 1896 beschäftigt, zu der Zeit, als der Entwurf des’ 
Börsengesetzes von einer Reichstagskommission vorberaten 
worden war und dabei erhebliche Verschärfungen erfahren 
hatte. Der Deutsche Handelstag hat sich am 10. März 1896 
gegen die ganze Tendenz der wirtschaftlichen Gesetzgebung 
und speziell des Börsengesetzes ausgesprochen. Aber trotz 
dieses Votums, trotz der Einwendungen, welche auch von 
den einzelnen Handelsvertretungen geltend gemacht worden 
sind, ist der Gesetzentwurf mit den Verschärfungen der 
Kommission zum Gesetz geworden und am 1. Januar 1897 in 
Kraft getreten. Der Zeitraum von vier Jahren, welcher seit- 
dem verflossen ist, hat eine solche Fülle von Erfahrungen 
gebracht, daß es möglich geworden ist, ein eingehendes Urteil 
über die Wirkungen des Börsengesetzes zu fällen. Zu diesem 
Zweck wird man sich die Motive vergegenwärtigen müssen, 
welche für die Vorlegung des Börsengesetzentwurfs maßgebend 
gewesen sind. Die dem Entwurf seinerzeit beigefügte Be- 
gründung führt an, daß der Geschäftsbetrieb an den deutschen 
Börsen und die Abstellung der bei denselben hervorgetretenen 
Mängel der Gegenstand von Besprechungen in der Oeffent- 
lichkeit gewesen seien. Schon vor dem Jahre 1891 seien 
Petitionen an den Reichstag gelangt, welche sich mit Miß- 
ständen an der Berliner Produkten- und Hamburger Kaffee- 
börse beschäftigten. Namentlich aber seien nach dem 
Jahre 1891 vielseitige Beschwerden laut geworden, hervor: 
gerufen durch den Zusammenbruch mehrerer Bankfirmen, 
wobei übertriebene und unsolide Börsenspekulationen und 
Depotveruntreuungen aufgedeckt worden sind, sodann auch 
durch Zahlungseinstellungen ausländischer Staaten, deren 
Werte durch die deutschen Börsen verbreitet worden seien. 
Hierdurch sei das Verlangen entstanden, daß durch gesetz- 
liches Eingreifen den Auswüchsen des Börsenverkehrs ent= 
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gegengetreten und die zurzeit unzulänglichen Vorkehrungen 
zum Schutze des Publikums vervollständigt werden möchten. 

Wenn man diese Begründung des Börsengesetzes ins 
Auge faßt und nur im allgemeinen die Zustände vor Erlaß 
desselben mit denen nachher vergleicht, wird man zu der 
Ansicht gelangen müssen, daß in den angeführten Verhältnissen 
auch durch das Börsengesetz irgendeine wesentliche Aenderung 
nicht herbeigeführt worden ist. Denn gegenüber einer großen 
industriellen Konjunktur wie derjenigen der letzten Jahre, 
welche eine umfangreiche Spekulation zur Folge gehabt hat, 
hat sich das Börsengesetz als machtlos erwiesen und wird sich 
jedes Börsengesetz als machtlos erweisen. Es muß ferner, 
wenn auch mit großem Bedauern, konstatiert werden, 
daß auch nach Inkrafttreten des Börsengesetzes Zahlungs- 
einstellungen stattgefunden haben, bei denen übertriebene 
Börsenspekulationen eine Rolle gespielt haben. Es haben 
aber auch Zahlungseinstellungen stattgefunden und zu sehr 
empfindlichen Verlusten für das Publikum geführt, bei denen 
der Börsenverkehr gar keine Rolle gespielt hat, wie bei den 
unglücklichen Verhältnissen der Spielhagenbanken. Auch an 
ausländischen Werten hat das deutsche Publikum nach Inkraft- 
treten des Börsengesetzes erhebliche Kursverluste erlitten. Ich 
erinnere nur an den Kursrückgang der Werte Rumäniens, in 
welchem Lande mehrere ungünstige Ernten den Kredit des 
Landes erschüttert haben, was das Börsengesetz durchaus 
nicht hat hindern können. Ich erinnere ferner an die Gold- 
shares in Transvaal und in Australien. Im Gegensatz hierzu 
ist aber zu konstatieren, daß Werte solcher Staaten, welche 
vor Inkrafttreten des Börsengesetzes den Käufern erhebliche 
Kursrückgänge bereitet hatten, nach Inkrafttreten desselben 
sich wieder so wesentlich im Kurse gehoben haben, daß die 
früheren Kursverluste zum Teil wieder ausgeglichen worden 
sind. Das ist z. B. bei Argentinien der Fall, und doch ist 
nicht im entferntesten zu erkennen, daß das Börsengesetz auf 
diese Besserung irgendeinen Einfluß ausgeübt habe. Nicht zu 
besseren, sondern zu wesentlich ungünstigeren Schlüssen 
gelangt man, wenn man zur Prüfung der einzelnen Zweige 
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des Börsenverkehrs übergeht, in welchen das Börsengesetz 
Reformen hat einführen wollen, um seinen Zweck, den Schutz 
des Publikums, zu erreichen. Diese Reformen sollten sich 
nach dem Willen des Gesetzes namentlich beziehen erstens 
auf die rechtliche Stellung der Börse, deren Organisation und 
Beaufsichtigung durch den Staat und das Ehrengericht, zweitens 
auf das Maklerwesen und das Kommissionsgeschäft, drittens 
auf das Emissionswesen, viertens auf den Terminhandel und 
das Börsenspiel. 

Meine Herren! Es ist selbstverständlich, daß wir, wenn 
uns Tatsachen entgegentreten, welche sich als wohltätige Folgen 
des Börsengesetzes charakterisieren, dieselben rückhaltlos als 
solche anerkennen. Eine derartige glückliche Folge des 
Gesetzes ergibt sich aus der Institution der Ehrengerichte, 
welche nicht nur im allgemeinen günstige Resultate gezeitigt 
hat, sondern im speziellen die folgenden. Die Ehrengerichte 
an den Börsenplätzen und ihre höchste Instanz, die Berufungs- 
kammer, haben laut und öffentlich ausgesprochen, was im 
übrigen in jedem ehrenhaften Kaufmann, in jedem ehren- 
werten Menschen als Ueberzeugung feststeht, daß es eine 
ehrlose Handlung ist, einen Vertrag zu schliessen, in der 
Absicht, durch eine Hintertür wieder zu entschlüpfen, wenn 
das Geschäft ungünstig verläuft. Daß es ehrlos ist, durch 
Hingabe eines Depots in dem Gegenkontrahenten das Ver- 
trauen zu erwecken, es mit einem Mann zu tun zu haben, 
der seine Verpflichtungen erfüllen will, und hinterher, wenn 
ein Verlust entsteht, das Depot zurück zu verlangen. Daß 
es ehrlos ist, wenn Geschäfte Gewinn lassen, diesen Gewinn 
in die Tasche zu stecken, im entgegengesetzten Falle aber 
sich hinter dem Wandschirm der formalen Bestimmungen 
des Börsengesetzes zu verkriechen. Alles dies auch dann, 
wenn gleichzeitig die Zivilgerichte nach formalem Rechte auf 
Herausgabe des Depots, auf Nichtigkeit der geltend gemachten 
Forderungen erkennen. Meine Herren! Daß gerade die 
kaufmännischen Ehrengerichte die unbedingte, durch nichts 
anzutastende Vertragstreue haben hochhalten können, daß 
gerade sie in die Lage gekommen sind, in dem Widerstreit 
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zwischen Geld und Moral die letztere energisch zu vertreten 
und den alten Satz zu bekräftigen, daß für Geld das Höchste 
nicht zu haben ist, dafür sind wir dem Börsengesetz dankbar. 
Finen anderen, wenn auch nicht so schwer wiegenden Vor: 
zug erblicke ich in dem Umstande, daß es unter der Herr- 
schaft des Börsengesetzes schneller, als dies sonst der Fall 
gewesen wäre, möglich geworden ist, zu einer Einigung zu 
gelangen über die Grundsätze, welche für die Kursberechnung 
an den verschiedenen deutschen Börsen maßgebend sein sollen. 


Mit diesen beiden Lichtblicken aber ist erschöpft, was 
sich an Vorzügen aus dem Börsengesetz ergeben hat. In 
allen anderen Punkten ist das Gesetz entweder wirkungslos 
geblieben oder hat zu tatsächlichen Schädigungen geführt. 


Die Reformen in der Organisation der Börse beruhen 
auf dem Grundsatze einer staatlich durchgeführten Aufsicht. 
Ueber den Wert einer solchen will ich vom theoretischen 
Standpunkte aus nicht sprechen. Es wird mir aber gestattet 
sein, aus der Begründung des Gesetzes betreffend die Hypo- 
thekenbanken, welches im Jahre 1879/1880 vorgelegt worden 
ist, folgenden Satz anzuführen, den eine hiesige Zeitschrift 
zur rechten Zeit reproduziert hat. In dieser Begründung sagt 
die Regierung selbst, daß die Kontrolle eines großen Geschäfts- 
betriebes durch einen Staatskommissar nicht mit hinreichender 
Genauigkeit geübt werden kann, daß aber der trotzdem 
erweckte Schein einer wirksamen Kontrolle recht schädlich 
wirkt, schädlich für das Ansehen des Staates, der mit einer 
Verantwortung belastet wird, die er sachlich nicht tragen 
kann, schädlich auch für das Publikum, welches im Vertrauen 
auf die staatliche Aufsicht sein Geld bei Geschäften beteiligt, 
denen es sonst fern geblieben oder mit größerer Vorsicht 
selbst gefolgt wäre. Das sind goldene Worte, von denen 
wir seitdem leider nur zu sehr abgewichen sind. 


Was nun die Reform in der Organisation der Börse 
betrifft, so mehren sich bemerkenswerter Weise gerade unter 
der Herrschaft des Börsengesetzes die Fälle, in denen auch 
an Börsenplätzen Bank- und Wechselgeschäfte errichtet werden, 
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ihre Dienste dem Publikum anbieten und von Leuten 
frequentiert werden, welche die Börse überhaupt nicht be- 
suchen, welche auch den disziplinar- und ehrengerichtlichen 
Bestimmungen nicht unterliegen. Gelegentlich kommen dann 
an die Börsenvorstände über derartige Firmen Anfragen und 
Beschwerden über unlauteren Geschäftsbetrieb, und wenn 
sich dabei herausstellt, daß diese Beschwerden begründet 
sind, — was durchaus nicht immer der Fall zu sein braucht, 
denn das Publikum hat in dieser Beziehung manchmal die 
sonderbarsten Anschauungen, — so zeigt sich mit einemmal, 
daß die Bestimmungen des Börsengesetzes in diesem Falle 
ihren Dienst versagen. Das Publikum aber fragt sich mit 
Recht, zu welchem Zweck denn das Gesetz da sei, wenn es 
ihm doch den Schutz nicht bietet, den das Gesetz auf seine 
Fahne geschrieben hat. Letzterer Gesichtspunkt tritt über- 
haupt in unserer wirtschaftlichen Gesetzgebung mehrfach 
hervor. Ich erinnere nur an das Depotgesetz, dessen Be- 
stimmungen gegenüber einem gewissenhaften Bankier über- 
flüssig, gegenüber einem gewissenlosen aber wirkungslos und 
nur geeignet sind, das Publikum, statt seine Aufmerksamkeit 
zu schärfen, in eine trügerische Sicherheit einzuwiegen. Eine 
Gefahr bergen in dieser Beziehung auch die Bestimmungen 
des Börsengesetzes über das Emissionswesen in sich. Die 
geschäftliche Grundlage dieser Bestimmungen ist von den 
deutschen Börsen selbst bereits im Jahre 1881 gelegt worden, 
indem zu jener Zeit von ihnen der Grundsatz aufgestellt 
worden ist, daß die Neueinführung von Wertpapieren erst 
dann geschehen dürfe, wenn in einer öffentlichen Publikation, 
unterschrieben oder mitunterschrieben von der Emissions- 
firma, die Verhältnisse klargestellt worden seien, welche für 
die Beurteilung des Papiers von Wichtigkeit sind. Diese 
Einrichtung ist stets weiter entwickelt worden, hat sich gut 
bewährt und ist in das Börsengesetz mit übernommen worden. 
Das Gesetz hat jedoch zwei neue Gesichtspunkte hinzuge- 
fügt, welche von vornherein zu Bedenken Veranlassung ge- 
geben haben und über welche sich heute aus der Erfahrung 
ein Urteil abgeben läßt. 
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Unter der Herrschaft der früheren Praxis hüteten sich 
die Börsenkommissariate auf das ängstlichste, in dem Publi- 
kum den Gedanken zu erwecken, als ob ihrerseits eine 
materielle Prüfung der einzuführenden Werte in irgendeiner 
Weise stattfände. Sie wollten lediglich, soweit dies ein- 
sichtigen Geschäftsleuten möglich, dafür sorgen, daß dem 
Publikum das nötige Material zu seiner eigenen Prüfung und 
Orientierung vorgelegt werde. Das Gesetz dagegen führt 
zwei diesem Grundsatz entgegenstehende Gesichtspunkte an, 
indem es bestimmt: 


1. dass die Zulassungsstelle verpflichtet sei, Wert: 
papiere nicht zuzulassen, durch welche offensicht- 
lich eine Uebervorteilung des Publikums statt, 


finde, und 


2. daß die Landesregierungen ermächtigt seien, in 
einzelnen Fällen und für bestimmte Wertpapiere 
von der Veröffentlichung des sonst obligatorischen 
Prospektes zu entbinden. 


Beide Punkte setzen eine Prüfung der einzuführenden 
Wertpapiere auf ihre Bonität voraus, denn weder der einen 
noch der anderen Vorschrift kann genügt werden ohne eine 
solche Prüfung. In dem Publikum aber muß notwendiger: 
weise der Glaube erweckt werden, daß angesichts dieser 
gesetzlichen Bestimmungen ihm selbst wenigstens die Prüfung 
darüber abgenommen sei, ob eine offensichtliche Schädigung 
vorliege, und es wird ferner diejenigen Papiere mit ganz 
besonderem Vertrauen kaufen, bezüglich deren die Landes- 
regierung die Prospektbefreiung ausgesprochen und dem 
Papier dadurch den Stempel einer ganz besonderen Solidität 
aufgedrückt hat. Daß in beiden Punkten das Publikum sich 
gelegentlich getäuscht hat und auch fernerhin täuschen wird, 
unterliegt keinem Zweifel. Auch hier wird das Publikum 
in eine falsche Sicherheit eingewiegt, aus der es eines schönen 
Tages erwachen muß, was dann für die Autorität des Gesetzes 
und der Regierungen nicht von Vorteil sein kann. Es dürfte 
an dieser Stelle dem Gedanken Ausdruck zu geben sein, 
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daß es Aufgabe der Gesetzgebung ist, das deutsche Volk 
und jeden einzelnen zum selbständigen Denken und zur 
selbständigen Wahrung seiner Interessen zu erziehen, nicht 
aber ihm das selbständige Denken abzugewöhnen. 

Auf einem anderen Gebiete sind die vorhandenen Be- 
denken nicht geringer, ja es sind bereits schwere Schädigungen 
sowohl für das allgemeine Wohl wie für die Privattätigkeit 
entstanden, nämlich auf dem Gebiete des Terminhandels 
und des Terminregisters. So tiefe Schäden, daß die 
Aufregung begreiflich ist, welche sich der Beteiligten im 
weitesten Umfange bemächtigt hat. Der Börsenterminhandel 
in Getreide und Mühlenfabrikaten, sowie in Anteilen von 
Bergwerks- und Fabriksunternehmungen ist durch das Börsen- 
gesetz untersagt. Geht man, was zunächst den Terminhandel 
in Getreide betrifft, den Motiven für seine Untersagung auf 
den innersten Grund, so kommt man zu der Annahme, daß 
sie deshalb erfolgt ist, weil der Terminhandel auf die Preise 
in unnatürlicher Weise nach unten gewirkt habe. Aber, meine 
Herren, die Zeit ist noch nicht vergessen, in welcher dem 
Terminhandel in Getreide gerade die entgegengesetzte Wir- 
kung zugeschrieben worden ist, nämlich die, daß durch 
denselben die Preise übermäßig in die Höhe getrieben 
worden seien. Es war dies zu jener Zeit, wo schlechte Ernten 
in Deutschland und in anderen Ländern einen solchen 
Mangel an Brotfrucht herbeigeführt hatten, daß die Ernährung 
des Volkes ernstlich in Frage gestellt erschien. Aber selbst 
jene hohen Preise erschienen damals vielen Produzenten noch 
nicht hoch genug. Sie glaubten mit Hilfe der Spekulation 
und des Terminhandels noch viel höhere Preise zu erzielen. 
Im Gegensatz hierzu hat der Handel es ermöglicht, indem 
er sich durch die Terminbörse für seine außerdeutschen und 
außereuropäischen Bezüge decken konnte, aus aller Herren 
Länder Getreide nach Deutschland herbeizuschaffen und so 
dem Mangel an Brotfrucht in Deutschland abzuhelfen. 

Und wie haben sich, nachdem die Untersagung des 
Terminhandels zur Tatsache geworden, heute die Verhältnisse 
gestaltet? | 
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Vernichtet hat das Gesetz die Möglichkeit für den 
soliden Getreidehändler, sich für seine Transaktionen, die 
sich ja nicht Zug um Zug abwickeln können, durch den 
Terminhandel zu decken. Die sogenannten Terminspieler 
hat das Gesetz treffen wollen, und mit demselben Schlage hat 
es den soliden Händler gezwungen, seine solide Position 
aufzugeben, und hat ihn zum Spieler gemacht. 

Vernichtet hat das Gesetz die Möglichkeit einer umfang» 
reichen Beteiligung des Kapitals an dem Getreidehandel. Das 
Reportgeschäft am Terminmarkte bot dem Großkapital die 
Gelegenheit, für sich nutzbringend und der Allgemeinheit 
zum Vorteil in Zeiten starker Zufuhren die zurzeit über- 
schüssigen Quanten in der Schwebe zu halten bis zu neuer 
Nachfrage, und so den Ausgleich zwischen dem zeitweiligen 
Ueberschuß und dem zeitweiligen Mangel herbeizuführen, 
eine Tätigkeit, welche überhaupt eine der Hauptaufgaben des 
Terminhandels ist. Statt dessen haben wir tatsächlich gesehen, 
daß nach einer Ernte große Getreidemengen, welche für den 
Augenblick in Deutschland keine Verwendung finden konnten, 
zu billigen Preisen ins Ausland gingen, während gleich große 
Quanten zuzüglich des natürlichen Defizits Deutschlands an 
Brotgetreide bei später eintretendem Bedarf zu teueren Preisen 
zurückgekauft worden sind. WVernichtet hat das Gesetz den 
Organismus der Getreidebörse, welche den Kontakt mit dem 
Weltmarkt aufrecht erhalten hat. Auch nach ihrer sogenannten 
Wiederherstellung kann die Produktensbörse wie jeder kranke 
Organismus ihre Funktionen nur unregelmäßig ausüben. Be- 
weis dafür die Tatsache, daß die Preise sich bald unter, 
bald über den Weltmarktpreisen bewegen. 

Was des weiteren den Terminhandel in Anteilen von 
Bergwerks- und Fabriksunternehmungen betrifft, so ist der- 
selbe untersagt worden, um die Spekulation darin einzu- 
dämmen, und dies führt dazu, einen Blick auf den Zusammen- 
hang von Spekulation und Terminhandel zu werfen. Vor 
allen Dingen darf uns dabei das Wort Spekulation nicht 
schrecken. Die Spekulation ist in der Natur jeder wirtschaft- 
lichen Tätigkeit begründet. Keine wirtschaftliche Tätigkeit 
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ist ohne Spekulation denkbar. Von der Führung eines ein- 
fachen Haushalts bis zur Leitung eines Weltunternehmens 
ist alles Sinnen und Trachten auf den vorteilhaften Erwerb 
von Gütern und auf ihre möglichst vorteilhafte Verwendung 
und Verwertung gerichtet, und das ist eben Spekulation. 
Allerdings hat sich die Art und die Form der kaufmännischen 
Spekulation im Zusammenhang mit der modernen Entwicklung 
gegen früher wesentlich verändert. 

Als Luther seine Thesen an die Schloßkirche in Witten- 
berg anschlug, bedurfte es volle vierzehn Tage, um diese 
Nachricht nach Rom gelangen zu lassen. Heute würde das 
in weniger als vierzehn Minuten möglich sein. Noch im 
Anfang des neunzehnten Jahrhunderts konnten wirtschaftliche 
und politische Nachrichten nur durch Hilfe der Post- und 
Kurierpferde verbreitet werden, und das Zeitungswesen war 
so wenig entwickelt, daß nur sehr wenige Menschen in den 
Besitz dieser Nachrichten gelangten. Heute werden alle wirt- 
schaftlichen und politischen Vorgänge, die sich an irgend- 
einem Orte der Erde abspielen, sofort durch den Telegraphen 
nach allen Himmelsrichtungen hin verbreitet, und die vorzüg- 
lich organisierten Zeitungen bringen sie Millionen von 
Menschen zur Kenntnis. Da nun gleichzeitig der Besitz an 
Werten des mobilen Kapitals eine ungeheure Ausdehnung 
gewonnen hat und in alle Schichten der Bevölkerung ge- 
drungen ist, so kann es nicht ausbleiben, daß täglich Hundert- 
tausende von Menschen sich damit beschäftigen, die Ein- 
wirkungen zu studieren, welche die wirtschaftlichen und 
politischen Vorgänge auf die Werte des mobilen Kapitals 
ausüben. Hierin sind die umfangreichen Aufträge teils 
kapitalistischer, teils spekulativer Natur begründet, welche 
täglich an der Börse zusammenfließen. Daß in dieser Aus- 
dehnung der Spekulation die Gefahr von Mißbräuchen liegt, 
ist unzweifelhaft, und diese Auswüchse zu beschränken, ist 
um so mehr begründet, wenn Unerfahrene zu derartigen 
Spekulationen verleitet werden. Die Spekulation selbst aber 
zu beseitigen, wird keinem Gesetz gelingen, es sei denn, daß 
es gelänge, den elektrischen Funken dahin zurückzuverweisen, 


526 


von wo er gekommen ist. Der Massenhaftigkeit der täglich 
zu bewältigenden Aufträge gegenüber haben die Börsen auf 
solche Geschäftsformen sinnen müssen, welche ihre Bewältigung 
am leichtesten und ohne Störung für die Allgemeinheit ermög- 
lichen. Die Geschäfte vollziehen sich entweder in den Formen 
des Kassa- oder in den Formen des Termingeschäfts. In der 
Form des Kassageschäfts ist die tägliche Zahlung des Kauf: 
preises für die gekauften Wertpapiere und die tägliche Ab- 
lieferung der verkauften erforderlich. In der Form des Termin- 
geschäfts kompensieren sich die im Laufe des Termins 
gemachten Ankäufe und Verkäufe, und nur der Ueberschuß 
kommt zur Ablieferung und zur Zahlung des Kaufpreises. 
Dieser Unterschied kennzeichnet sofort die Bedeutung des 
Termingeschäfts für die Allgemeinheit. Die ganze Tendenz 
unseres Geld- und Kreditwesens ist darauf gerichtet, die 
wirtschaftlichen Forderungen so auszugleichen, daß möglichst 
wenig Zahlungsmittel dabei in Bewegung gesetzt werden. 
Diese Zahlungsmittel: Gold, Silber oder Banknoten, sollen 
sich in den Kassen der Zentralbanken konzentrieren, um als 
Grundlage für das Kreditsystem des Landes zu dienen. Je 
größer diese Ansammlung in den Kassen der Zentralbanken 
ist, desto vollkommener ist das Kreditsystem ausgebildet. 
Je vollkommener das Kreditsystem aber ausgebildet ist, desto 
billiger ist der Kredit für alle Kreditsuchenden, desto niedriger 
ist der Kapitalzinsfuß, desto höher stehen Staatspapiere, 
Pfandbriefe und andere zinstragende Werte im Kurse. Dieser 
Tendenz unseres Geldsystems wirkt die Untersagung des 
Terminhandels direkt entgegen. Diese Behauptung ist keine 
theoretische, sondern in der Beobachtung des praktischen 
Geschäftslebens begründet. Es hat festgestellt werden können, 
daß bei einem einzigen Maklerinstitut in Berlin infolge des 
Verbots des Terminhandels in Anleihen von Bergwerks- und 
Fabriksunternehmungen der Umsatz auf Kassakonto im 
Jahre 1899 siebenmal so groß gewesen ist als im Jahre 1889, 
während die Geschäfte selbst einen Zuwachs nicht erfahren 
haben. In gleicher Weise ist durch die tägliche Abwicklung 
der Geschäfte eine fortgesetzte Inanspruchnahme des Geld: 
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marktes erfolgt, und da dies nicht bei einem einzigen Makler» 
institut, sondern bei einer sehr großen Anzahl von Banken 
und Privatfirmen der Fall ist, so ergibt sich als unzweifelhaft, 
daß die Untersagung des Terminhandels, wenn auch nicht 
der einzige Grund für die Verteuerung des Geldstandes ge- 
wesen ist, so doch erheblich dazu mitgewirkt hat. 


Ich übergehe die wohltätigen Wirkungen, welche der 
Terminhandel in dem Verkehr mit den einzelnen Wertpapieren 
ausübt, die ausgleichende Wirkung zwischen Kurssteigerung 
und Kursrückgang, die Verhinderung der Kursschwankungen, 
die Möglichkeit, durch seine Vermittelung rechtzeitig auch 
ungünstige Anschauungen in den Kursen zum Ausdruck zu 
bringen. Welches Glück wäre es z. B. gewesen, wenn in den 
Pfandbriefen der Spielhagen-Banken ein Terminhandel statt- 
gefunden, in dem sich die verschiedenartige Beurteilung des 
Gebarens derselben in den Kursen widergespiegelt hätte. 
Auf diese Weise wäre rechtzeitig die Spreu von dem Weizen 
geschieden, dieallgemeine Rückwirkung aufandere Hypotheken- 
institute vermieden, und das Publikum wäre nicht in der 
Weise überrascht worden, wie dies tatsächlich der Fall ge- 
wesen ist. 


Ich übergehe alle diese Punkte, von denen die Mehr- 
zahl namentlich von den süddeutschen Handelskammern so 
vortrefflich und ausführlich in ihren Petitionen behandelt 
worden ist, indem mich der Gedankengang, dem ich folge, 
unmittelbar zu dem schwierigsten und gefährlichsten Punkt 
unserer Erörterungen führt. 


Der Gedanke des Terminregisters ist: 


1. diejenigen, welche wirtschaftlich zum Abschluß von 
Termingeschäften nicht berechtigt sind, von diesen 
abzuschrecken; 

2. denjenigen aber, die sich in das Terminregister ein- 
tragen lassen und nunmehr zum Abschluß von Termin- 
geschäften für wirtschaftlich berechtigt gelten, eine, 
wenn auch nicht ganz zweifelsfreie, Rechtssicherheit 
für ihre Termingeschäfte zu gewähren. 
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Demgemäß bestimmen die 88 66/69 des Börsengesetzes, 
daß durch ein Börsentermingeschäft ein Schuldverhältnis nicht 
begründet wird, wenn nicht beide Parteien zur Zeit des 
Geschäftsabschlußes in einem Börsenregister eingetragen waren. 
Daß dagegen gegen Ansprüche aus Börsentermingeschäften 
zwischen in das Register Eingetragenen nicht der Einwand 
erhoben werden kann, daß die Erfüllung durch Lieferung 
vertragsmäßig ausgeschlossen war. Vorher war im $ 48 die 
Legaldefinition des Börsentermingeschäftes gegeben. 

Schon in der Börsen-Enquete-Kommission hat der ver- 
storbene Senatspräsident beim Reichsgericht Dr. Wiener aus- 
geführt, daß dieses Terminregister ein Mißgrift sei, da dem- 
selben ein Rechtsgedanke nicht innewohne. In der Tat ist 
nicht einzusehen, wie es möglich sein soll, daß ein an und 
für sich wirtschaftlich unberechtigtes Geschäft dadurch zu 
einem wirtschaftlich berechtigten werde, daß ein rein äußer- 
licher Vorgang erfüllt wird, nämlich die Eintragung in ein 
Register und die Zahlung einer Einschreibegebühr. 

Auf dieses Fehlen des Rechtsgedankens ist denn auch 
in letzter Linie die Verwirrung zurückzuführen, der gegen- 
über wir uns heute befinden. Die zum Abschluß von Börsen- 
termingeschäften wirtschaftlich Berechtigten begreifen nicht, 
warum ihre an und für sich schon berechtigten Geschäfte 
erst noch einer besonderen Sanktion bedürfen sollen, und 
fürchten, sich in dem Terminregister Seite an Seite zu sehen 
mit solchen, welche gerade der wirtschaftlich unberechtigte 
Charakter ihrer Geschäfte zur Eintragung anlockt, um für die- 
selben die Folgen der wirtschaftlich berechtigten Geschäfte 
zu gewinnen — daher die tiefgehende Abneigung des Bankier- 
standes gegen die Maßregel des Terminregisters. 

Ich unterlasse es, diese Angelegenheit theoretisch weiter 
zu behandeln, wünsche vielmehr auch hier dieselbe vom Stand- 
punkt der Tatsachen aus zu betrachten, und in dieser Beziehung 
ergibt sich heute der folgende Zustand. 

Die Personen und Firmen, um die es sich beim Termin: 
register handelt, lassen sich im wesentlichen in drei Kategorien 
einteilen: 
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1. Diejenigen, welche als Bankiers und sonstige im 
größeren Verkehr stehende Kaufleute ohne weiteres 
zum Abschluß von Termingeschäften als wirtschaft- 
lich berechtigt gelten können. 


2. Solche Personen, auch wenn sie dem Kaufmannsstande 
nicht angehören, also Privatleute, welche sich vermöge 
ihres Vermögens, ihres Charakters und ihrer Einsicht 
sehr wohl ohne Schädigung der Allgemeinheit an einer 
Spekulation in Form des Terminhandels beteiligen 
können. 


3. Solche, denen eine Berechtigung zum Terminhandel 
nicht zugesprochen werden kann, und unter diesen 
namentlich diejenigen, die an der Börse spielen, wie 
sie in Monte Carlo spielen würden. 


Was die ersteren anlangt, die Bankiers und Kaufleute, 
so ist bekannt, wie gerade in Berlin die Haute Finance in 
dem Bestreben, das Effektengeschäft auf eine rechtlich un- 
zweifelhafte Grundlage zu stellen, sich in das Register hat 
eintragen lassen und versucht hat, auch die übrigen hiesigen 
und auswärtigen Bankiers dazu zu veranlassen, wie dies bei 
einem Teil der hiesigen Bankiers, wenn auch unter großem 
Widerstreben derselben, gelungen ist, während die über- 
wiegende Mehrzahl der auswärtigen Bankiers sich absolut ab- 
lehnend verhalten hat. 

Was die zweite Kategorie, die besseren Privatleute, wie 
ich sie nennen will, anlangt, so lassen sich dieselben nach 
der allgemeinen Ueberzeugung niemals eintragen, werden aber 
trotzdem jederzeit die Gelegenheit finden, ihre Geschäfte, sei 
es in der Form des Kassa-, sei es in der Form des Termin- 
geschäftes zu machen. 

Die dritte Kategorie endlich, die Spieler von Profession, 
werden sich, wenn sie anders keine Gegenkontrahenten finden, 
eintragen lassen, denn sie werden die Scheu, welche die zweite 
Kategorie von der Eintragung abhält, ohne Schwierigkeiten 
überwinden, da sie bei ihrem Spielerrenommee nicht viel zu 
verlieren haben. 
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Das Resultat der Bestimmungen des Terminregisters wird 
also sein: 

Bankiers und Kaufleute für ihre Geschäfte untereinander, 
die aber auch ohne Eintragung in das Terminregister wirt: 
schaftlich berechtigt sind, lassen sich zum Teil eintragen. 


Privatleute solcher Qualität, daß sie als wirtschaftlich 
berechtigt gelten können, lassen sich nicht eintragen, machen 
aber ihre Geschäfte weiter. 


Die Spieler aber, deren Geschäfte als unberechtigt gelten, 
haben die Gelegenheit, durch Eintragung in das Register ihre 
wirtschaftlich unberechtigten Geschäfte zu wirtschaftlich be- 
rechtigten zu stempeln. 


Die Praxis kommt hiernach zu demselben Resultat, 
welches der Senatspräsident Dr. Wiener vorhergesagt hat. 
Das Register mußte seinen Zweck verfehlen, da es ihm an 
einem inneren Rechtsgedanken mangelt, und das Register hat 
denn auch seinen Zweck verfehlt. 


Geradezu gefährlich für die Allgemeinheit aber sind die 
Bestimmungen des Terminregisters durch die Rechtsfolgen 
geworden, welche sich an die Nichterfüllung der, nennen Sie 
es formalen, nennen Sie es polizeilichen Vorschriften der Ein- 
tragung des Terminregisters knüpfen und welche das Börsen» 
gesetz in die Worte kleidet: 

daß durch ein Börsentermingeschäft, wenn nicht beide 
Parteien in das Register eingetragen sind, ein Schuld- 
verhältnis nicht begründet werde und sich die Un- 
wirksamkeit auf die bestellten Sicherheiten und die 
abgegebenen Schuldanerkenntnisse bezieht. 


Man hatte sich schon im Laufe der letzten Jahrzehnte 
daran gewöhnen müssen, daß die Judikatur des Reichsgerichts 
in der Auffassung der Frage, ob bei einem Geschäft Spiel 
oder Wette vorliege, eine immer schärfere geworden war, so 
daß allen denjenigen, welche sich ihren Verpflichtungen ent- 
ziehen wollten, dadurch bereits der weiteste Spielraum ge- 
geben war. Die Bestimmungen des Börsengesetzes aber, nach 
welchen ohne weiteres auf Ungültigkeit einer Forderung er- 
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kannt wird, wenn nicht die Formalität der Eintragung erfüllt 
ist, wobei also gar keine kontradiktorische Verhandlung vor 
Gericht stattfindet, fordern zu frivolen und unmoralischen 
Einwendungen geradezu heraus. Sie züchten künstlich eine 
Gattung von dunklen Ehrenmännern, deren Ausrottung sonst 
als Sache der Gesetzgebung betrachtet worden ist. Sie haben 
in den Köpfen des Publikums eine Rechtsverwirrung und De- 
moralisation eingeführt, wie dies bisher in Deutschland nicht 
erhört gewesen ist. Unter den vielen Beispielen dieser Rechts= 
verwirrung greife ich folgende heraus: 


Der Geschäftsfreund einer Bank hat bei der letzteren 
ausländische Staatspapiere, z. B. Spanier, zur Aufbewahrung 
liegen. Er gibt den Auftrag zum Verkauf der Spanier an 
der Börse, kommt aber mit der Bank überein, daß der Ver- 
kauf nicht per Kasse, sondern auf Ablieferung am Ultimo- 
des betreffenden Monats erfolgen solle, damit er auf diese 
Weise für sich noch den an den Stücken haftenden Zins- 
gewinn haben kann. Dies geschieht. Als aber der Ultimo 
herankommt, sind Spanier im Kurse wesentlich gestiegen; der 
Geschäftsfreund der Bank erklärt auf Grund des Börsen- 
gesetzes das abgeschlossene Geschäft für rechtsungültig. 


Finem auswärtigen Banketablissement gibt ein Privat 
mann den Auftrag, 5000 Mark von einem industriellen Papiere 
zu kaufen, und sendet gleichzeitig einen Betrag von 900 Mark 
ein mit dem ausdrücklichen Bemerken, daß dies als erste An= 
zahlung dienen solle und weitere Zahlungen bis zur vollen 
Begleichung des Kaufpreises folgen werden. Bei dem großen 
Rückgange der industriellen Werte im vorigen Jahre fällt auch 
dieses Papier im Kurse. Der eingesandte Betrag wird durch 
den Kursrückgang absorbiert, und als das Bankhaus weitere 
Zahlungen erfordert, antwortet der Privatmann schließlich, 
daß er nie daran gedacht habe, das Papier abzunehmen, sondern 
daß er nur die Absicht gehabt habe, ein Differenzgeschäft zu 
machen. Alles dies angesichts seiner ursprünglichen Mit- 
teilung, daß der zuerst gesandte Betrag die erste Anzahlung 
sein sollte, dem weitere Zahlungen folgen würden. 
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Der Kunde einer hiesigen Bank läßt Diskonto-Kom- 
manditanteile per Ultimo eines Monats kaufen und beauf- 
tragt am Ultimo die Bank, die gekauften Stücke für seine 
Rechnung abzunehmen und ihn dafür im Kontokorrent zu 
belasten. Das geschieht. Monate nachher erhebt er den Ein- 
wand auf Grund der Nichteintragung in das Terminregister, 
nachdem sich inzwischen herausgestellt hatte, daß die Kurse 
gefallen waren. | 

Wo sind jemals so frivole und böswillige Einwendungen 
möglich gewesen? Hier schützt der Wortlaut des Gesetzes 
nicht den unerfahrenen, zur Spekulation verleiteten unglück- 
lichen Privatmann, sondern den böswilligen, hinterlistig heim- 
tückischen Kontrahenten gegenüber dem Gutgläubigen. 

Die Rechtsunsicherheit wächst ins Ungemessene dadurch, 
daß für die Erhebung des Einwandes aus $ 66 keine Frist fest- 
gesetzt ist, daß sie von Konkursverwaltern, daß sie auch nach 
dem Tode eines Kontrahenten noch von seinen Erben und 
den Vormündern Minorenner erhoben werden kann, die sich 
dann für berechtigt und verpflichtet erachten, im Namen des 
verstorbenen Kontrahenten, der wahrscheinlich gar nicht daran 
gedacht hatte, seinerseits den Einwand zu erheben, die Ein- 
wände zu erheben, als sei der Verstorbene ein unmoralischer 
und ehrloser Mensch gewesen. 

Und zu dem allen noch die Judikatur des Reichsgerichts. 
Nach dem Inkrafttreten des Börsengesetzes war es nicht nur 
das Recht, sondern die Pflicht der Beteiligten, die Maß- 
nahmen, welche ihnen das Gesetz gestattete, zu ergreifen. 
Da das Gesetz in $ 50 ausdrücklich darauf hinweist, daß es 
neben dem Börsenterminhandel noch einen anderen Termin- 
handel gibt, welcher den Bestimmungen über den Börsen- 
terminhandel nicht unterworfen ist, haben die Beteiligten zum 
Teil für die Abwicklung ihrer Geschäfte sich einer Geschäfts- 
form bedient, zu der sie nicht nur das Börsengesetz, sondern 
auch das Handelsgesetzbuch berechtigt, nämlich des handels- 
rechtlichen Lieferungsgeschäfts. Dasselbe ist nur zum Teil 
von der Geschäftswelt adoptiert worden, da die Notwendig- 
keit, beim handelsrechtlichen Lieferungsgeschäft eine Nach- 
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frist zu gewähren, wenn dieselbe verlangt wird, in kritischen 
Zeiten große Gefahren mit sich : bringt. Ein anderer Teil 
der Geschäftswelt hatte diese Form akzeptiert. Das Reichs- 
gericht aber hatte in seiner bekannten Entscheidung des ersten 
Zivilsenats dahin erkannt, daß das handelsrechtliche Liefe- 
rungsgeschäft in Wertpapieren hinsichtlich der rechtlichen 
Folgen, welche sich aus der Nichteintragung in das Börsen- 
register ergeben, vollkommen gleichzustellen sei mit dem 
Börsentermingeschäft. Die Gründe für diese Entscheidung 
lassen sich in aller Kürze etwa dahin zusammenfassen, daß 
in $48 des Gesetzes sich zwar die gesetzliche Begriffsbestim- 
mung für das Börsentermingeschäft befindet, daß aber bei 
der Formulierung der $$ 66 und 69 diese Begriffsbestimmung 
dem Gesetzgeber nicht mehr vorgeschwebt habe, denn sonst 
könne er unmöglich den letztgenannten beiden Paragraphen 
die Fassung gegeben haben, die er ihnen tatsächlich gegeben 
hat. Es liegt wenig Hoffnung vor, daß diese Entscheidung 
des ersten Zivilsenats demnächst eine Aenderung erfahre, denn 
es scheint in der Geschäftsverteilung des Reichsgerichts gegen 
früher eine Aenderung eingetreten zu sein. In früheren 
Zeiten kamen aus den verschiedenen Oberlandesgerichts- 
bezirken die Prozesse an die verschiedenen Senate des Reichs- 
gerichts, so daß die Möglichkeit vorlag, daß in ein und der- 
selben Materie der eine Senat nach der einen, der andere 
Senat nach der anderen Richtung hin erkannte. In solchen 
Fällen entschied dann das Plenum des Reichsgerichts. Nun 
liegt mir ein Schriftstück vor, „Geschäftsverteilung der Senate 
des Reichsgerichts für das Jahr 1901“, aus welchem hervor- 
geht, daß dem ersten Zivilsenat als demjenigen, der die be- 
kannte Entscheidung gefällt hat, aus dem ganzen Reiche die 
Rechtsstreitigkeiten zugewiesen sind über Ansprüche aus Kauf 
und Tausch von Wertpapieren, sowie auch auf Grund des 
Börsengesetzes vom 22. Juni 1896 (88 43-69). 

Meine Herren! Angesichts aller dieser Verhältnisse, an- 
gesichts der Rechtsverwirrung und der Rechtsunsicherheit, 
welche in den Geschäften in Wertpapieren eingerissen ist, 
angesichts der Frivolität und der Ehrlosigkeit der Einwen- 
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dungen, welche sich im Zusammenhang mit den Bestimmungen 
des Börsengesetzes entwickelt haben, ist es Pflicht der Gesetz- 
gebung, diese Zustände durch eine Aenderung der Börsen- 
gesetzgebung dahin zurückzuführen, daß die Schädigungen, 
welche der Allgemeinheit aus den Bestimmungen des Börsen 
gesetzes erwachsen sind, beseitigt werden, vor allem und in 
erster Linie aber dafür zu sorgen, daß, wie dies übrigens in 
jedem zivilisierten Staate sich von selbst versteht, der Gut- 
gläubige nicht vogelfrei ist gegenüber dem Böswilligen. 

Aus diesen Gründen empfehle ich Ihnen im Namen 
des Ausschusses die Resolution, die sich in Ihren Händen 


befindet. 


Rede im Reichstag am 12. Dezember 1907. 
(Nr. 52.) 


Meine Herren, es ist ein schmerzlicher Augenblick, in 
dem ich das Wort ergreife, nachdem soeben ein von uns 
hochverehrter Kollege diesen Platz verlassen hat, indem er 
durch sein körperliches Befinden verhindert ist, weiter zu 
sprechen. Ich gebe der Hoffnung Ausdruck, daß wir in den 
nächsten Tagen die Ausführungen, die er zu machen vorhatte, 
hier des weiteren hören werden, und ich bin überzeugt, daß 
wir ihm, auch wenn wir mit seinen Anschauungen nicht 
übereinstimmen, doch die vollste Aufmerksamkeit schenken 
werden, wie wir das heute getan hätten, wenn er in seinen 
Ausführungen weiter fortgefahren wäre. 


Die wenigen Worte, die der Herr Abgeordnete Graf 
Kanitz gesprochen hat, veranlassen mich, gerade an dieselben 
anzuknüpfen. Ich bin der Meinung, daß gerade der jetzige 
Augenblick uns mahnt, an eine Reform der Börsengesetz- 
gebung heranzugehen, daß gerade der jetzige Augenblick 
dringend uns auffordert, zu bedenken, wie wenig Wider- 
standskraft die deutschen Börsen gezeigt haben gegenüber 
Ansprüchen anderer Börsen an sie; und wenn wir heute von 
den amerikanischen Ereignissen und deren Einfluß auf 
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Deutschland sprechen, so sprechen wir von den geschwächten 
deutschen Börsen. 

Ich glaube, meine Herren, es wird heute noch von 
wenigen mehr bezweifelt, daß die Börsen als solche nicht 
gesondert von dem allgemeinen wirtschaftlichen Leben des 
Volkes betrachtet werden können. Ich bin der Ansicht, daß 
die Börsen mit unserer Finanz- und Wirtschaftspolitik auf 
das engste zusammenhängen, daß, wenn letztere, Finanz- und 
Wirtschaftspolitik, kranken, dies an den Börsen zum Aus- 
druck kommt, daß auf der anderen Seite, wenn ungeeignete 
Maßnahmen bezüglich der Börsen ergriffen werden, den 
Schaden davon das gesamte wirtschaftliche Leben hat, und 
daß Finanzpolitik und Wirtschaftspolitik darunter leiden. 

Daß das Börsengesetz von 1896 eine derartige unge- 
eignete und falsche Maßnahme gewesen ist, darüber sind die 
Ansichten zwar, wie ich sehe, heute hier noch geteilt; im . 
großen und ganzen aber hat sich ein Umschwung nach der 
Richtung hin vollzogen, daß diese Maßnahmen als falsch 
anerkannt werden. 

Ich habe mir vorgenommen, bei der Besprechung die- 
ser Angelegenheit nicht alte Wunden aufzureißen. Es ist so 
viel im Laufe der letzten zehn Jahre von den Mängeln des 
Börsengesetzes gesprochen worden; es ist mit solcher Er- 
bitterung hingewiesen worden "auf die nachteiligen Folgen, 
die das Börsengesetz gehabt hat, daß es mir an der Zeit 
scheint,in vollkommen objektiver Weise dieSachezubehandeln; 
denn nur wenn man sie sachlich und objektiv behandelt, 
kann man zu einer geeigneten Abänderung des Börsengesetzes 
kommen. 

Das eine steht fest und kann auch von den Gegnern 
der Börsenreform nicht bestritten werden, daß durch die 
Börsengesetzgebung von 1896 dem Verkehr die rechtliche 
Sicherheit genommen, daß das Vertrauen in die geschäftliche 
Vertragstreue erschüttert worden ist, und daß ein für die 
Volksernährung und namentlich auch für die Ernährung des 
Heeres im Kriege notwendiger Geschäftszweig, der Getreide- 
handel, gelähmt worden ist, und endlich, daß das Verbot des 
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Terminhandels in gewissen Wertpapieren dazu beigetragen 
hat, die Geldteuerung zu verstärken. Es ist ganz unzweifel- 
haft, daß das Verbot des Terminhandels in Montanpapieren 
nicht der einzige Grund ist für die Verteuerung des Geldes, 
aber mitgewirkt dazu hat er unter allen Umständen. Es be- 
steht ferner darüber kein Zweifel, daß die Konzentration 
zum Großbetriebe auch im Bankgewerbe durch das Börsen- 
gesetz wesentlich unterstützt worden ist, daß die kleinen 
Fxistenzen vernichtet und die großen nur noch größer ge- 
macht worden sind. 

Daß unter solchen Umständen die deutschen Börsen 
ihre Aufgabe nicht mehr haben erfüllen können, ist klar. In 
der Tat sind sie infolgedessen auch nicht imstande gewesen, 
die Aufgaben, die an einen großen nationalen Markt gestellt 
werden, zu erfüllen, und ebenso wenig sind sie in die Lage 
gesetzt worden, der deutschen Volkswirtschaft die Vorzüge 
und Vorteile zuzuführen, die sich aus der Stellung einer 
Börse als eines großen internationalen Marktes ergeben. 

Deswegen ist es auch nicht Sache einzelner Parteien, auf 
eine Aenderung der Börsengesetzgebung hinzuwirken, sondern 
alle diejenigen, die ein Interesse daran haben, daß unsere 
Volkswirtschaft auf gesunden Bahnen weiter wandeln kann, 
haben ein Interesse daran, mit Hand anzulegen an die Reform 
des ungesunden Gesetzes, das im Jahre 1896 erlassen worden 
ist. Auch die Verbündeten Regierungen haben dies anerkannt 
schon durch die Motive zum Gesetzentwurf von 1904, be- 
treffend die Aenderung des Börsengesetzes, und es ist dies 
noch mehr anerkannt worden durch die Motivierung, die dem 
jetzt vorliegenden Gesetzentwurf beigegeben ist. 

Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf zeigt, daß die Ver- 
bündeten Regierungen, indem sie alle Mißstände, die sich 
aus dem Gesetze von 1896 ergeben haben, überschauten und 
allen Fällen gerecht zu werden suchten, die sich als uner- 
träglich und unzuträglich herausgestellt haben, bestrebt ge- 
wesen sind, ein neues logisches System aufzubauen. Allerdings 
muß ich sagen, daß die Logik dieses Systems zuweilen Schiff- 
bruch gelitten hat an Rücksichtnahmen, die von außen her 
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an die Verfasser dieses Gesetzes herangetreten sind, und gerade 
diese von außen herangebrachten Rücksichtnahmen lassen es 
mir zweifelhaft erscheinen, ob der Gesetzentwurf, wie er 
vorliegt, angenommen werden kann, oder ob nicht noch 
Aenderungen erforderlich sind, um daraus etwas in der Tat 
Brauchbares zu schaffen. Dies bezieht sich namentlich auf 
die Bestimmungen über den Lieferungshandel in Getreide 
und Mühlenfabrikaten, worauf ich nachher noch zurück= 
kommen werde. Am richtigsten wäre es gewesen, wenn der 
Gesetzentwurf einfach zurückgekehrt wäre zu den Verhält- 
nissen, wie sie vor 1896 bestanden haben bezüglich des Börsen- 
terminhandels und bezüglich der Bestimmungen über die Be- 
handlung auch des Getreidegeschäfts. Vielleicht erleben wir 
auch diese Rückkehr noch, und ich glaube sogar, daß der 
heutige Entwurf nichts weiter darstellt als eine Etappe auf 
dem Wege zur Rückkehr zu allgemein gesunden Zuständen, 
wie sie sich dann ergeben, wenn man einen großen Geschäfts- 
zweig wie die Börse nicht unter Ausnahmebestimmungen 
stellt. Das Verbot des Terminhandels ist ja durchaus nicht 
etwas Neues. In der Revolutionszeit in Frankreich ist der 
. Spekulationshandel in Assignaten mit dem Tode bedroht 
worden. Sie wissen alle, daß in der Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts der Terminhandel in Eisenbahnanteilscheinen in 
Deutschland verboten worden ist, Sie wissen, daß der Termin- 
handel in spanischen Werten in Preußen verboten gewesen 
ist. Ueber alle diese Dinge sind die Verhältnisse zur Tages- 
ordnung übergegangen, die Verhältnisse sind eben stärker als 
alle Gesetze, und so werden auch jetzt die natürlichen Ver» 
hältnisse über alle Beschränkungen zur Tagesordnung über- 
gehen, die Sie jetzt noch dem Geschäft auferlegen wollen. 
Meine Herren, es ist aber unsere Pflicht, genau zu prüfen, 
welche Punkte in dem vorliegenden Gesetzentwurf einer 
weiteren Verbesserung bedürftig sind, um dahin zu gelangen, 
ein vernünftiges Börsengesetz wieder in die Erscheinung treten 
zu lassen. 

Ich muß mich gegen einige Aeußerungen des Herrn 
Abgeordneten Dr. Bitter wenden. Wenn ich ihm folge und 
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seinen Gedanken bis ans Ende ausdenke, dann hat er eigent- 
lich aussprechen wollen: der Terminhandel muß überhaupt 
verboten werden! Denn bei Getreide und Mühlenfabrikaten 
handelt es sich ja gar nicht um einen Börsenterminhandel, 
im Gegenteil, das Gesetz spricht ja ausdrücklich aus, daß der 
Lieferungshandel in effektivem Getreide kein Börsentermin- 
handel sein soll. Er soll eben das sein, 'was er ist, ein 
Lieferungshandel in effektivem Getreide. Und wenn der 
Herr Abgeordnete Bitter vorgetragen hat, welch große Nach- 
teile sich aus dem Terminhandel ergeben, daß der Termin- 
handel immer einwirken muß auf die Preise nach unten, und 
wenn er angeführt hat, daß die Verkäufer hohe Preise haben 
wollen, und derKäuferzubilligen Preisen kaufen will, dann, meine 
Herren, schlägt er seine Argumentation selbst aus dem Felde. 
Denn der Unterschied zwischen den hohen Preisen, die die 
Produzenten haben wollen, und den billigen Preisen, die die 
Konsumenten bezahlen wollen, ergibt eben den mittleren Preis, 
der dem Angebot und der Nachfrage entspricht. 

Nun frage ich Sie, wie entsteht denn, namentlich in 
Wertpapieren, überhaupt der Börsenterminhandel? Der wird 
nicht so ohne weiteres aus Willkür in die Welt gesetzt. 
Nein, wenn in einem Wertpapier ein großer Verkehr entsteht, 
wenn an der Börse eine große Anzahl: von Kaufs- und Ver- 
kaufsaufträgen zusammenläuft, die ausgeführt werden sollen 
und die sich tagtäglich wiederholen, dann muß ganz not- 
wendigerweise eine Geschäftsform gefunden werden, die es 
ermöglicht, nicht jeden Tag die einlaufenden Aufträge auf 
dem Wege des Kassageschäfts auszuführen und die ein- 
laufenden Verkaufsaufträge in der gleichen Weise, sondern es 
muß eine Form gefunden werden, in der diese Manipulation 
erleichtert wird, und zwar erleichtert wird im Interesse der 
allgemeinen Volkswirtschaft. Und wenn der Herr Abgeordnete 
Bitter der Meinung ist, daß durch das Kassageschäft, das er 
übrigens eine Umgehung der gesetzlichen Bestimmungen 
genannt hat — weshalb, ist mir nicht ganz klar geworden —, 
wenn er meint, daß durch das Kassageschäft eine Verschärfung 
in den Geldverhältnissen und in der Teuerkeit des Geldes 
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nicht eintrete, so ergibt doch die ganz gewöhnliche Beobachtung 
der praktischen Verhältnisse von selbst, daß, wenn ich fünf- 
tausendmal im Laufe eines Monats ein Wertpapier liefern und 
bar bezahlen muß, dies auf den Geldmarkt einen anderen 
Einfluß ausüben muß, als wenn am Ultimotermin lediglich der 
Saldo dieser sämtlichen Transaktionen zur Ausgleichung gelangt. 
Das kann jeder verstehen; dazu braucht man große volkswirt- 
schaftliche Vorlesungen gar nicht einmal gehört zu haben. 

Der Herr Abgeordnete Bitter hat sich dann auf eine 
Statistik bezogen, die, wie ich glaube, von dem Verbande 
des Bank- und Bankiergewerbes veröffentlicht worden ist, 
und hat dieselbe als unrichtig bezeichnet, indem er sich auf 
eine andere Statistik berief. Ich kenne die andere Statistik 
ebensowenig wie die erste, die er angeführt hat; aber er hat ein 
sehr richtiges Wort ausgesprochen: man darf derartige Statistiken 
und derartige Nachweisungen von Kursschwankungen niemals 
absolut betrachten, sondern es kommen dabei viele Verhältnisse 
in Betracht, die gar nicht imstande sind, so beurteilt zu werden, 
wie es sich lediglich aus der Vergleichung der einzelnen Kurse 
von einem Tage zu irgendeinem anderen Tage ergibt. Das 
ist vollständig richtig; und deswegen gebe ich auf diese 
Statistiken durchaus nicht so viel, daß sie für mich beweis- 
kräftig wären. Der Faktor, der die Entscheidung gibt, ist 
lediglich die Praxis. Und die Praxis hat bewiesen, daß in 
den Werten, in denen nur ein Kassageschäft stattfindet, die 
Angebote und die Nachfragen selbst von verhältnismäßig 
kleinen Beträgen einen unverhältnismäßig starken Einfluß 
ausüben, sei es auf die Erhöhung der Kurse, sei es auf das 
Herunterdrücken derselben. Diese Praxis steht fest, und an 
dieser Praxis kann auch durch alle Ausführungen volkswirt- 
schaftlicher Theorie nichts geändert werden. Ich gehe so weit, 
zu behaupten, daß, wenn es möglich wäre, das Kassageschäft 
einzuschränken und es auf den Terminhandel hinüberzuleiten, 
dies für die Allgemeinheit von außerordentlichem Segen 
sein würde. 

Was nun den Gesetzentwurf selbst anlangt, so erklären 
wir uns damit einverstanden, daß das Verbot des Termin- 
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handels in Aktien von Bergwerks- und Fabriksunternehmungen 
aufgehoben wird. Ebenso erklären wir uns einverstanden mit 
der Abschaffung des Registers. Ueber die Aufhebung des 
Verbots des Terminhandels in Montanaktien habe ich ja schon 
gesprochen. Was das Register angeht, so hat sich allerdings 
der Herr Abgeordnete Bitter zum Anwalt derer gemacht, die 
das Register und seine Bestimmungen dazu benutzt haben, 
sich ihren Verpflichtungen böswilligerweise zu entziehen. 

Meine Herren, das Register ist tot, mit Gesetz und 
ohne Gesetz. Ich habe mir hier auch vorgenommen, kein 
Wort über das Register zu sprechen, und ich hätte es auch 
nicht getan, wenn ich nicht durch die Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Bitter dazu veranlaßt worden wäre. Ich 
werde auch kein weiteres Wort von dem Register sprechen. 
Es hat eine gute Absicht obgewaltet, als man es einführte. 
Diese gute Absicht hat sich nicht realisiert, es sind die größten 
Schäden daraus entstanden. Wenn ich also über das Register 
kein Wort mehr sage, so werden Sie es mir wenigstens nicht 
übel nehmen, wenn ich das Wort, das man sonst von Toten 
sagt: de mortuis nil nisi bene — wenigstens auf dieses Register 
nicht anwende. 

Wenn aber der Herr Abgeordnete Bitter sagt: diejenigen, 
die auf Grund eines Termingeschäfts klagen, ohne in das 
Register eingetragen zu sein, erschlichen sich die Zustimmung 
der Gerichte, so muß ich dem doch entgegenhalten, daß er 
selbst gesagt hat — was auch vollständig zutrifft —, daß der 
Richter ja ex officio diese Frage zu prüfen hat. Von einem 
Erschleichen eines Spruchs des Richters seitens eines Klägers 
kann also unter keinen Umständen die Rede sein. Ich darf 
ihn aber auch vielleicht daran erinnern, daß in England vor 
gar nicht langer Zeit jemand, der einen frivolen Einwand 
gemacht hat — also ähnlich wie bei uns den Registerein- 
wand —, einfach von dem Richter zu Zuchthausstrafe ver: 
urteilt fworden ist. 

Wir können auch eingehen auf den Gedanken des 
Gesetzentwurfs, der für die Termingeschäftsberechtigung 
den Gesichtspunkt aufstellt, daß das Menschengeschlecht in drei 
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Kategorien eingeteilt wird: die eine Kategorie sind die Aus- 
länder — um die bekümmert sich der Entwurf überhaupt 
nicht —, die zweite Kategorie sind die termingeschäftsfähigen 
Inländer, und die dritte Kategorie sind die nichttermin- 
geschäftsfähigen Inländer. Termingeschäftsfähige Inländer 
sollen nur solche Kaufleute sein, die ins Handelsregister ein- 
getragen sind, und Personen, die ihrem Werdegange nach — 
um es kurz zusammenzufassen — mit den Kaufleuten auf 
der gleichen Stufe stehen. Auch das würde man konzedieren 
können unter der einen Voraussetzung, daß nunmehr durch 
diese Bestimmungen nicht eine neue Rechtsunsicherheit ein- 
geführt, und daß nunmehr nicht von neuem der Anreiz zu 
böswilligen Einwendungen gegeben wird. Die Möglichkeit 
dazu ist nach dem Gesetzentwurfe vorhanden, und zwar 
deswegen, weil ausgeschlossen sein sollen von der Berechtigung 
zum Terminhandel die Kaufleute, die zwar in das Handels- 
register eingetragen sind, deren Gewerbebetrieb aber den Kreis 
des Kleingewerbebetriebes nicht übersteigt. Es würde das an 
und für sich auch nicht weiter zu tadeln sein; aber damit 
kommen wir dahin, einen Grundsatz zu durchbrechen, den 
das Allgemeine Deutsche Handelsgesetzbuch aufgestellt hat, 
welches ausdrücklich bestimmt, daß, wenn jemand in das 
Handelsregister eingetragen ist, er als Vollkaufmann zu gelten 
hat. Der Registerrichter hat zu untersuchen, ob der Ein- 
zutragende ein Vollkaufmann, oder ob sein Gewerbebetrieb 
nur ein Kleinbetrieb ist. Der Registerrichter hat das zu 
entscheiden; Sie können nicht dem Kaufmann, der mit 
einem anderen Kaufmann ein Geschäft machen will, auf: 
erlegen, daß er seinerseits in die Prüfung eintritt, ob denn 
sein Gegenkontrahent auch wirklich das Geschäft eines Voll- 
kaufmanns betreibt. Hier liegen Schwierigkeiten und Unklar- 
heiten vor, die beseitigt werden müssen, wenn der Gedanke, 
den der Entwurf enthält, voll zur Durchführung gelangen soll. 

Wir sind ferner einverstanden damit, daß eine bestellte 
Sicherheit auch tatsächlich als Sicherheit gelten soll. Das ist 
eigentlich so klar, daß man darüber nicht zu sprechen brauchte. 
Ich bemerke aber, daß die Formalitäten, die der Gesetzentwurf 
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für die Bestellung einer Sicherheit einführt, zu weitgehend 
sind, und daß namentlich auch der Kreis der Wertpapiere, 
die als Sicherheit gestellt werden können, zu eng gezogen 
ist. Ich möchte namentlich ein gutes Wort einlegen für un- 
sere schönen Reichskassenscheine. Bares Geld, Banknoten 
und Wertpapiere, die amtlich notiert sind, soll man als Sicher: 
heit bestellen können, Reichskassenscheine sind ausgeschlossen. 
Ich glaube, das ist ein Irrtum; der Gesetzgeber will sicherlich 
den Unterschied zwischen Banknoten und Reichskassenscheinen 
nicht so weit zum Ausdruck bringen, daß er die Reichs- 
kassenscheine als nicht vollgültige Unterlage für ein Depot 
erklärt. 

Gänzlich inkonsequent ist aber die Bestimmung, daß 
Anerkenntnisse, die nachträglich gegeben werden, keine 
Gültigkeit haben sollen. Die Motivierung dieses Entwurfs setzt 
sich über diesen Punkt kurz hinweg; es heißt da: „das ergibt 
sich aus $ 60, wonach, insoweit ein Börsentermingeschäft un- 
wirksam ist, auch durch ein Schuldanerkenntnis eine Verbind- 
lichkeit nicht begründet werden kann.“ Wenn ich mir da- 
gegen die Motivierung aus dem Jahre 1904 vergegenwärtige, 
so muß ich fragen: woher kommt der große Unterschied 
zwischen damals und jetzt? Die Motivierung aus dem Jahre 
1904 sagt nämlich folgendes: „Daß ein mit Bewußtsein seiner 
Tragweite abgegebenes Schuldanerkenntnis nicht widerrufen 
werden kann, erscheint als ein Gebot der geschäftlichen 
Moral.“ Auf diesem Standpunkte wird, glaube ich, die 
Majorität dieses Hauses nach wie vor stehen. Ich meine 
wenigstens, daß alle diejenigen, die für nicht termingeschäfts- 
fähig erklärt werden, also alle Privatleute, wohlhabende, reiche 
Männer, die ihr Vermögen zu verwalten haben, doch sich 
dafür bedanken werden, daß man ihr Anerkenntnis so niedrig 
einschätzt, daß es einfach als unwirksam bezeichnet wird. 

Die größten Bedenken aber ergeben sich aus den Be- 
stimmungen über den Getreidehandel, um diesen kurzen Aus- 
druck zu gebrauchen. Sie kennen die Entwicklung der Dinge; 
der Herr Vertreter der Verbündeten Regierungen hat sie auch 
bereits ausführlich dargelegt. Sie wissen, daß am 2. Januar 1897 
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die Produktenbörse zu existieren aufhörte, daß dann 
bald darauf sich allgemein das Bedürfnis geltend machte, 
wieder Börsennotierungen für Getreide zu haben, daß infolge- 
dessen Landwirte, Kaufleute und Regierung zusammengetreten 
sind, um einen geeigneten Schlußschein herzustellen, auf 
Grund dessen ein Getreidehandel stattfinden könnte, der allen 
Beteiligten genehm wäre und auch den Wünschen der Land- 
wirtschaft entspräche. Ein solcher Schlußschein ist durch die 
gemeinsame Arbeit der drei genannten Faktoren geschaffen und 
auf Grund derselben jahrelang gehandelt worden. Es haben 
sich von keiner Seite begründete Einwendungen gegen die 
Geschäfte aufGrund diesesSchlußscheins ergeben. Der Gesetz: 
entwurf von 1904 oder vielmehr die Kommissionsverhand- 
lungen nahmen in Aussicht, diesen Schlußschein einzuführen 
als geeignet zur Grundlage für die künftigen Abschlüsse 
an der Börse; aber zu einer endgültigen Annahme einer 
entsprechenden Gesetzesbestimmung ist es nicht gekommen, 
und zwar aus dem Grunde — obwohl im übrigen gar keine 
Einwendungen erhoben werden konnten —, weil man sagte: 
es könnte doch einmal auf Grund dieses Schlußscheins 
wieder ein Börsentermingeschäft gemacht werden. Diesen 
Einwand halte ich nicht für geeignet, um für eine gesetzliche 
Regelung der Frage als Grundlage zu dienen. Es kann sich 
nur fragen: ist der Lieferungshandel in effektivem Getreide 
volkswirtschaftlich schädlich oder nicht, ist er volkswirtschaft- 
lich notwendig oder nicht? Und da ergibt sich als Antwort 
ganz unzweifelhaft: dieser Lieferungshandel in effektivem 
Getreide ist volkswirtschaftlich notwendig, und wenn Sie 
einen Beweis dafür haben wollen, so enthalten ihn die 
Motive des vorliegenden Gesetzentwurfs; denn da ist aus- 
drücklich gesagt; man könne an der volkswirtschaftlichen 
Notwendigkeit nicht mehr zweifeln, da die ländlichen Ge- 
nossenschaften, die den Handel in Getreide zum großen Teil 
in die Hand genommen haben, die die Vermittler zwischen 
den Produzenten und den Konsumenten sind, die ein großes 
Getreidegeschäft machen, gar nicht anders gekonnt haben, 
als den Lieferungshandel in effektivem Getreide auf Grund 
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dieses zwischen Landwirtschaft, Regierung und Kaufmannschaft 
vereinbarten Schlußscheins bei sich selber einzuführen und 
daraufhin in großem Umfange ihre Geschäfte zu betreiben. 

Der vorliegende Entwurf versucht nun, diesen Schluß- 
schein, dieses Lieferungsgeschäft in effektivem Getreide zu 
legalisieren, und zwar soll auch hier die Frage der Gültig- 
keit des Geschäfts entschieden werden danach, ob die be- 
treffenden Kontrahenten zu den Personen gehören, die vom 
Gesetz — nicht als termingeschäftsfähig, sondern hier als 
lieferungshandelsgeschäftsfähig bezeichnet werden; das sollen 
sein die Landwirte innerhalb der Grenzen ihrer Produktion 
und die Kaufleute, zu deren Geschäftsbetrieb der Handel in 
Getreide und Mühlenfabrikaten gehört. Meine Herren, auch 
mit dieser Regelung könnte man sich noch einverstanden er- 
klären. Indes liegt auch hier die Gefahr vor, daß durch die 
Unklarheiten, die sich in dem Gesetzentwurf befinden, 
Schwierigkeiten entstehen. Der Landwirt — das ist vorhin 
schon ausgeführt worden — soll nur innerhalb seiner Produk-= 
tion ein Lieferungsgeschäft abschließen können. Ja, wenn 
er nun an drei Kaufleute, an jeden einzelnen seine Produktion 
verkauft, ohne daß der eine Kaufmann vom anderen weiß, 
dann können Sie doch wenigstens die Verantwortlichkeit dafür 
nicht dem Kaufmann zuschieben, sondern doch lediglich dem 
Landwirt, der dann doch in böswilliger Weise gehandelt hat. 
Soll denn hier wieder eingeführt werden, daß der gutgläubige 
Kontrahent zu leiden hat unter dem bösen Willen seines 
Gegenkontrahenten ? 

Aber es braucht noch gar kein böswilliger Landwirt 
zu sein. Sie wissen, die Quantitäten einer Ernte schwanken 
manchmal von einem Jahre zum anderen um 20 bis 30 Prozent. 
Wie soll nun der Kaufmann, der weiß, daß im vorigen Jahre 
der Landwirt 500 Tonnen Getreide geerntet hat, dafür ver- 
antwortlich gemacht werden, daß, wenn derselbe Landwirt 
seine nächste Ernte auf Lieferung verkaufen will, diese Ernte 
wieder 500 Tonnen und nicht etwa 400 Tonnen erreicht? 
Das muß doch auch wieder der Landwirt verantworten, — 
oder aber die ganze Bestimmung ist in dieser Form nicht 
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brauchbar. Ganz besonders ist mir aber aufgefallen 
— und ich halte diese Bestimmung für unhaltbar —, daß 
bezüglich des Lieferungshandels in effektivem Getreide, 
für den nun auch die Kategorien von Personen festgesetzt 
werden, die berechtigt sind, ihn zu betreiben, die Be- 
stimmungen von Spiel und Wette Platz greifen sollen. 
Bei dem Handel in Wertpapieren ist ganz logisch konse- 
quenterweise die Regelung nach dem Entwurfe so erfolgt, 
daß, nachdem man die Kategorien der Personen bezeichnet 
hat, die Termingeschäfte abschließen können, bezüglich dieser 
Personen Spiel und Wette ausgeschlossen ist; denn man kann 
doch nicht in einem Atemzuge sagen: ihr beide seid berechtigt, 
Termingeschäfte abzuschließen, aber eure Geschäfte sind 
Spiel und Wette. 

Und noch viel mehr muß das der Fall sein in dem 
Augenblick, wo man nicht von Termingeschäften, sondern 
von Lieferungsgeschäften in effektivem Getreide spricht, und 
wo man auch da die Kategorien der Personen bezeichnet, 
die zu demselben berechtigt sind. Da können Sie doch nicht 
in einem Atemzuge sagen: du bist berechtigt, einen Liefe- 
rungshandel in effektiver Ware abzuschließen; aber das 
Geschäft in effektiver Ware ist doch noch ein Spiel oder 
eine Wette. Ich halte das für eine ganz inkonsequente Be- 
stimmung, die nur dazu beiträgt, eine ungeheure Mißstimmung 
in die Kreise derjenigen zu tragen, die an diesen Geschäften 
beteiligt sind. 

Die Bestimmungen über den Getreidehandel tragen 
überhaupt den Charakter von Ausnahmebestimmungen. Sie 
tragen ihn auch deshalb, weil man im Geschäft in anderen 
Waren, wie Kaffee und Zucker, alle diese Fußangeln nicht 
einführt. In Kaffee und Zucker findet der gewöhnliche 
Terminhandel statt, wie er nach dem Entwurf konstruiert 
werden soll; nur in Getreide sollen diese Bestimmungen 
anders gestaltet werden, und zwar so gestaltet werden, daß 
damit der Getreidehandel in der Tat unter ein Ausnahme- 
gesetz gestellt wird. Soweit ich die Stimmung in den Kreisen 
des Getreidehandels kenne, wird diese Bestimmung aufs 
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bitterste empfunden als eine Bestimmung, die auferlegt wird, 
gewissermaßen, um den Getreidehandel unter ein kaudinisches 
Joch zu beugen; und ich warne davor, dies zu tun. Wenn 
man ein kaudinisches Joch aufrichtet, dann bedaure ich den, 
der sich unter dasselbe beugen muß; aber die Nachteile 
davon hat in der Regel derjenige, der das kaudinische Joch 
aufrichtet. 

Ich brauche nicht besonders zu erwähnen, eine wie 
große Bedeutung ein kräftiger Getreidehandel für unsere ganze 
Volkswirtschaft hat, und wie notwendig es ist, auch in Rück- 
sicht auf etwaige Eventualitäten, die doch auch eintreten 
können, einen kräftigen Getreidehandel aufrechtzuerhalten, 
um ihn bei Gelegenheit zur Hand zu haben. Wir verehren 
alle die außerordentliche Tüchtigkeit unseres Generalstabes. 
Wir sind alle beruhigt bei dem Gedanken, daß der General- 
stab nur auf den Knopf zu drücken hat, und daß dann die 
ganze Maschinerie in Bewegung gesetzt wird. Der Draht, 
der von dem Knopf des Generalstabes zu einem geschwächten 
Getreidehandel führt, versagt für den Fall, wo Sie eines 
kräftigen Getreidehandels bedürfen, wenn Sie den letzteren 
inzwischen durch falsche Gesetzbestimmungen geschwächt 
und ihm seine wirtschaftlichen Funktionen unmöglich ge- 
macht haben. 

Es ist von einem der Herren Vorredner auch von Straf- 
bestimmungen und von der Deklarationspflicht gesprochen. 
Ich werde abwarten, ob und welche Anträge in dieser Be- 
ziehung an das Hohe Haus oder an die Kommission gelangen 
werden. Solange das nicht der Fall ist, enthalte ich mich 
eines Urteils darüber, bemerke aber schon jetzt, daß derartige 
Bestimmungen aufs schwerwiegendste einwirken würden auf 
unseren Entschluß, diesem Gesetzentwurfe dazu zu verhelfen, 
Gesetz zu werden. 

Meine Herren, Sie sehen: die Zahl der Bedenken, die 
ich anzuführen habe, ist nicht gering. Wir erkennen an, 
daß seitens der Verbündeten Regierungen uns ein Entwurf 
vorgelegt worden ist, der mit logischer Schärfe und feinem 
juristischen Verständnis ein Gebäude aufgeführt hat, das wohl 


547 


3 


etwas künstlich zu sein scheint, aber doch eine Grundlage 
bietet, um zu einer Verständigung zu gelangen, und, wie ich 
hoffe, es ermöglichen wird, daß die Börsen wieder in den 
Stand gesetzt werden, ihre Aufgabe zu erfüllen. 

Ich komme damit zu einem zweiten Punkt, den ich 
mir vorgenommen habe zu besprechen, nämlich zu der Frage 
des Zusammenhanges der Börsen mit unserer Finanzpolitik 
und wirtschaftlichen Lage im allgemeinen. Ich bin der Meinung, 
daß im Interesse der letzteren es zwei Punkte gibt, die zu 
erledigen dringend notwendig sind, und die auch, weil sie in 
der Grenze des Erreichbaren liegen, erledigt werden können: 
das ist erstens die Beseitigung des Defizits in unserem Haus- 
haltsetat und zweitens die Wiederherstellung von Börsen, 
die sowohl im nationalen wie im internationalen Sinne große 
Märkte darstellen. Die Finanzreform und die Herstellung 
des Gleichgewichts im Haushaltsetat hängen durchaus mit 
der Frage der Börse zusammen. Der Kurs unserer Staats- 
papiere wird an den Börsen festgestellt, und wenn unsere 
Staatspapiere einen niedrigen Kurs haben, dann ist damit 
der Kredit des ganzen Landes berührt, und wenn der Kredit 
des ganzen Landes leidet, dann können Sie nicht verlangen, 
daß unsere Volkswirtschaft auf die Dauer prosperiert. Das 
Defizit muß beseitigt werden, damit der Kurs unserer Staats- 
papiere einen höheren Stand einnimmt als bisher. Ich brauche 
da nur auf die Geschichte zu verweisen, wie alle Staaten in 
ihrer volkswirtschaftlichen Entwicklung zurückgegangen sind, 
die mit einem dauernden Defizit gearbeitet haben. Wir haben 
andererseits an dem Beispiele Italiens gesehen, wie ein Staat, 
der sein Schuldbuch schließt und sein Budget ins Gleich- 
gewicht bringt, damit seine ganze Volkswirtschaft zur Blüte 
bringt. Ich behaupte, die Beseitigung des Defizits in unserem 
Staatshaushalt, ebenso wie die Beseitigung der ungünstigen 
Stellung unserer Börsen ist eine Frage, die alle Parteien an- 
geht, und in der wir uns alle zusammen vereinigen können, 
um das, was notwendig ist, zu erreichen. 

Ich würde auf die Frage der Stellung der Börse des 
weiteren nicht eingehen, wenn nicht in der Sitzung am Sonn- 
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abend voriger Woche hier einige Aeußerungen gefallen wären, 
auf die ich zurückkommen muß. Meine Herren, wir leben 
in einer Zeit, wo die internationale Stellung der Börsen eine 
außerordentlich wichtige ist, wo der internationale Kredit des 
Deutschen Reichs nicht hoch genug gehalten werden kann, 
wo der internationale Kredit des Deutschen Reichs geradezu 
entscheidend ist für die weitere Entwicklung unserer Ver- 
hältnisse. 

Unter diesen Umständen bedaure ich, daß am vorigen 
Sonnabend die Herren Kollegen Arendt und Raab einige 
Aeußerungen getan haben, die ich an jenem Tage nicht sofort 
aufgreifen konnte, die aber zu widerlegen ich für meine 
Pflicht halte. Der Herr Abgeordnete Raab hat erzählt, daß in 
Charlottenburg in einer Kasse ein Plakat angeschlagen sei, wo- 
nach die Gehälter und Pensionen wegen Mangels an Gold nur 
mit 10 Prozent in Gold, im übrigen in Papier und Silber 
ausgezahlt würden. Diese Tatsache ist richtig. Aber der Herr 
Abgeordnete Raab hätte — ich nehme natürlich an, er hat es nicht 
gewußt — weiter mitteilen können, wenn er es gewußt hätte, 
daß, sobald der Inhalt des Plakats zu Ohren der vorgesetzten 
kompetenten Behörde gekommen, dieses Plakat wieder entfernt 
worden ist, und daß der ganze Vorgang, ich darf wohl sagen, 
auf einem Mißverständnis der betreffenden Beamten beruht. 
Sie wissen, daß augenblicklich die Bestrebungen im Gange 
sind, bareZirkulationsmittel dadurch zu ersparen, daß möglichst 
Ueberweisungen stattfinden von einem Konto zum anderen, 
und im Zusammenhange damit hat ein Mißverständnis obge- 
waltet, das richtiggestellt worden ist, sobald es zu Ohren 
der vorgesetzten Behörde gekommen war. 

Der Herr Abgeordnete Raab hat ferner von dem Bankerott 
der Goldwährung gesprochen, und der Herr Abgeordnete 
Arendt hat zwar gesagt, er wolle hier nicht die Währungs- 
frage berühren, hat dabei aber doch die Freizügigkeit des 
Goldes angegriffen, und das ist doch eine Währungsfrage, 
wie sie wichtiger gar nicht gedacht werden kann. Nun hat 
aber Deutschland gerade in dieser Zeit gezeigt, daß es seine 
Goldwährung vollständig aufrechterhalten kann. Sie exem- 
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plifizieren immer auf Amerika, von dem wir abhängig seien. 
Jawohl, meine Herren, wir sind in diesem Falle von Amerika 
abhängig, aber diese Abhängigkeit ist eine naturgemäße und 
hat nichts Erschreckendes. Abgesehen von den Versuchen 
Amerikas, sein Geldbedürfnis durch Inanspruchnahme euro- 
päischen Kredits zu befriedigen, hat es dies auch dadurch 
getan, daß es uns große Posten von Waren geschickt hat, 
die sofort bezahlt werden mußten, während sie sonst im 
Laufe der natürlichen Entwicklung der Dinge durch unseren 
Export nach Amerika hätten beglichen werden können. Die 
sich hieraus ergebenden großen Zahlungen haben wir in Gold 
geleistet und dadurch bewiesen, daß wir auch unter den 
augenblicklich gespannten Geldverhältnissen unsere Gold- 
währung haben aufrechterhalten können. _ 

Deutschland ist aber auch sonst dazu durchaus in der 
Lage. Erlauben Sie mir, einige Zahlen mitzuteilen, die von 
dem amerikanischen Münzdirektor herrühren, also einem 
Manne der keine Veranlassung dazu hat, anders als objektiv 
zu berichten. In Deutschland zirkulieren an Goldmünzen 
und sind in der Reichsbank vorhanden zusammen 3853 Mil- 
lionen Mark, in England dagegen nur etwa 2348 Millionen; 
Deutschland hat also 1500 Millionen Mark an Goldmünzen 
mehr als England, und selbst das vielgerühmte Frankreich 
übertrifft Deutschland in der Gesamtheit des Goldbestandes 
nur um 500 Millionen Mark. Wenn trotzdem bei uns der 
Zinsfuß teurer ist als in England und Frankreich, so liegt 
das nur an dem Gebrauch, den wir von unserem Golde 
machen. Von dem deutschen Golde liegen in der Reichsbank 
nur 716 Millionen — das sind die Zahlen von Anfang 
Januar 1906; jetzt ist es nicht erheblich weniger — und im 
Verkehr sind 3137 Millionen. Es liegen also in der Reichs- 
bank 20 Prozent, und es sind im Verkehr 80 Prozent unserer 
gesamten Goldbestände. In England sind von den 2348 Mil- 
lionen 790 Millionen in der Bank und 1558 Millionen im 
Verkehr. England ist also in der Lage, mit diesen 1558 Mil- 
lionen Gold seinen um das Vielfache größeren Zahlungsver- 
kehr zu erledigen, während wir in Deutschland für unseren. 
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kleineren Zahlungsverkehr das Doppelte an Gold gebrauchen. 
Unter diesen Umständen werden Sie es gerechtfertigt finden, 
wenn ich sage: nicht an unserem Goldbestand liegt es, sondern 
an der falschen Art, wie die deutsche Bevölkerung den Gold- 
bestand benutzt, und es gibt keine’wichtigere Aufgabe, als dahin 
zu wirken, daß in diesen Verhältnissen Wandel geschafft wird 
dadurch, daß die deutsche Bevölkerung sich des Ueberweisungs- 
und Scheckverkehrs bedient, und daß auf diesem Wege das ganz 
unnützerweise im Verkehr benutzte Gold in die Reichsbank 
wandert. Auch Herr Kollege Dr. Arendt wird zugeben, daß, 
wenn auf diesem Wege 1000 Millionen Mark Gold in die 
Reichsbank übergehen, seine Beschwerden gegen die Politik 
der Reichsbank erledigt sind. 

Unter diesen Umständen möchte ich auch an diese Seite 
des Hauses (nach rechts) eine Bitte richten. Die Reichspost- 
verwaltung geht damit um, eine Vorlage betreffend die Ein- 
führung des Postscheckverkehrs zu machen. Ich weiß, daß 
Schwierigkeiten entstanden sind, weil die ländlichen Genossen= 
schaften fürchten, daß ihnen durch das Postscheckwesen ein 
Abbruch geschehen könne. Ich bezweifle, daß ein derartiger 
Abbruch geschehen kann; aber selbst wenn das in einem ge- 
wissen Umfange der Fall wäre: viel wichtiger für die All- 
gemeinheit ist es, den Postscheckverkehr einzuführen und 
dadurch dazu mitzuwirken, daß unsere Goldmünzen nicht 
mehr unnütz im Lande herumlaufen, sondern daß sie sich in 
der Reichsbank konzentrieren, und daß auf dem Wege des 
Postschecks — das ist nämlich der Ueberweisungsverkehr von 
einer Postanstalt zur anderen, von einem Konto bei der Post 
zum anderen — der Bedarf an baren Zahlungsmitteln ver- 
mindert und dadurch mitgeholfen wird, daß unsere ganze 
finanzielle Wirtschaft auf eine andere Basis gestellt wird. 

Ich habe mich für verpflichtet erachtet, diese Aus- 
führungen zu machen. Ich habe mich grundsätzlich davon 
ferngehalten, meinerseits neue Momente bezüglich der Wäh- 
rungsfrage in die Debatte zu werfen. Ich hätte überhaupt 
nicht davon gesprochen, wenn ich dazu nicht durch die Aus- 
führungen gezwungen worden wäre, die die Herren Abge- 
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ordneten Raab und Dr. Arendt am vorigen Sonnabend ge- 
macht haben. Ich halte den gegenwärtigen Zeitpunkt für 
durchaus ungeeignet zu einer eingehenden Währungsdebatte. 
Es geht eine Nervosität durch ganz Europa und Amerika 
bezüglich der Geldverhältnisse. In diesem Augenblick, wie 
es die Herren Raab und Dr. Arendt getan haben, Beun- 
ruhigung in die Welt zu werfen, halte ich für einen Fehler. 
Ich selbst hätte kein Wort über diese Frage gesprochen, wenn 
ich nicht durch die Notwendigkeit veranlaßt worden wäre, 
auf die Ausführungen der Herren Raab und Dr. Arendt zu 
antworten. 

Meine Herren, ich schließe meine Ausführungen, indem 
ich Sie nochmals bitte: gehen Sie an diesen Gesetzentwurf 
mit dem vollen Ernst der Ueberzeugung heran, die meine 
politischen Freunde und ich haben, daß es, abgesehen von 
der Beseitigung des Defizits, in diesem Augenblick kein 
wichtigeres Moment gibt, als unsere Börsen wieder zu großen 
nationalen und internationalen Märkten zu machen. 


Aufsatz in der „Deutschen Wirtschafts-Zeitung“ 
vom 1. Januar 1905. 


(Nr. 53.) 


Die dem Reichstage gegenwärtig vorliegenden Entwürfe 
betreffend die Reform des Börsengesetzes und Börsensteuer- 
gesetzes rechtfertigen eine kurze Betrachtung über die wirt» 
schaftliche Bedeutung der Börse. Der Wert des mobilen 
Kapitals ist von hervorragenden Nationalökonomen vor längerer 
Zeit auf 80 bis 90 Milliarden geschätzt worden. Diese ge- 
waltigen Summen befinden sich in den Händen mehrerer 
Millionen von Personen, diese Millionen von Personen haben 
ebenso wie verschiedene politische und wirtschaftliche An- 
schauungen auch verschiedene politische und wirtschaftliche 
Bedürfnisse, und aus der Verwaltung eines so großen, in so 
vielen verschiedenen Händen befindlichen Vermögens ent- 
stehen tagtäglich unzählige Aufträge zum Ankauf und zum 
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Verkauf von Wertpapieren. Dazu kommt, daß die Staaten, 
Gemeinden, Handel, Industrie und Landwirtschaft jahraus, 
jahrein die größten Ansprüche an den Kapitalmarkt machen. 
Die Ausgabe neuer Anleihen, neuer Aktien, neuer Obliga- 
tionen sind ein Beweis hierfür. Im Laufe der letzten Jahre 
sind durchschnittlich jährlich 2 Milliarden neuer Werte an 
den deutschen Börsen zugelassen worden. 

Die wirtschaftliche Rolle der Börse und des Börsen- 
handels besteht nur darin, in allen diesen Fällen und allen 
diesen Aufträgen gegenüber als Vermittler aufzutreten und 
die Vermittlerrolle zwischen Angebot und Nachfrage zu 
übernehmen. Bei der Bedeutung und dem Umfange des 
Angebots und der Nachfrage, die sich aus so vielfachen 
Geschäften ergibt, ist es selbstverständlich, daß das Angebot 
und die Nachfrage sich nicht immer mit ihrem Umfang und 
in ihrer Höhe decken, daß vielmehr von den einzelnen 
Werten heute mehr angeboten, morgen mehr gefragt wird, 
ohne daß sich täglich Angebot oder Nachfrage ausgleichen. 
Dem Börsenhandel liegt es ob, auch in den Fällen, in denen 
sich Angebot und Nachfrage nicht decken, dafür zu sorgen, 
daß Angebot und Nachfrage befriedigt werden, ohne daß 
der tatsächlich endgültige Käufer oder Verkäufer vorhanden 
wäre. Nur durch ein derartiges Eingreifen des Börsenhandels 
können die wirtschaftlichen Bedürfnisse des Landes schnell 
und sachgemäß befriedigt werden. Als typisches Beispiel ist 
die Begebung einer Staatsanleihe zu betrachten. Wenn das 
Deutsche Reich 300 Millionen Anleihe begibt, dann findet 
es vielleicht Kapitalisten für den Betrag von 50 Millionen 
der neuen Anleihe, welche gewillt sind, dieselbe als endgültige 
Kapitalsanlage in den Kasten zu legen; die übrigen 250 
Millionen müssen langsam untergebracht werden, müssen — 
und das ist die Aufgabe des Börsenhandels — von der Börse 
schwebend erhalten werden, bis sich allmählich die Kapita- 
listen finden, welche die Anleihe für sich endgültig behalten 
wollen. 

Der Börsenhandel vollzieht sich nun nicht in der Weise, 
daß die an der Börse vertretenen Personen die Anleihe 
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kaufen, um sie als Kapitalanlage zu behalten, vielmehr suchen 
sie nur die Vermittlung des Absatzes an den endgültigen 
Kapitalisten herbeizuführen. Daraus aber, daß der Börsen- 
handel nur eine vermittelnde Rolle ausübt, ergibt sich, daß 
er bemüht sein muß, sich des eingegangenen Engagements 
so bald als möglich wieder zu entledigen. Auf den Papieren 
„sitzen zu bleiben“ ist das schlimmste, was den Börsenhändler 
treffen kann. Indem nun jeder einzelne bemüht ist, 
falls er nicht einen endgültigen Käufer oder Verkäufer 
findet, sich schnellstens der eingegangenen Engagements zu 
entledigen und die übernommene Vermittlung einem an- 
deren zu überlassen, zerlegt sich die WVermittlungstätig- 
keit der Börse bis zur endgültigen Erledigung eines 
Geschäftes in eine große Anzahl von Einzeltransaktionen. Bei 
jeder einzelnen derselben handelt es sich um ein Minimum 
von Gewinn, ja häufig werden sie mit Verlust abgewickelt, 
um nur nicht in ein längeres Obligo zu gelangen. Im Ver: 
hältnis zu dem Gewinn, der aus der vermittelnden Tätigkeit 
der Börse für den einzelnen sich ergeben kann, ist anderer- 
seits die Möglichkeit von Verlusten außerordentlich groß, die 
sich z. B. ergeben würden, wenn politische oder wirtschaft- 
liche Ereignisse die Kurse beeinflussen. Und auch hieraus 
erklärt sich die Tendenz des Börsenhandels, für die über- 
nommenen Wertpapiere schnell einen anderen Interessenten 
zu finden. 

Soll der Börsenhandel seine wirtschaftlichen Funktionen 
gut erfüllen, so muß sich an ihm eine große Anzahl in Ge- 
schäften erfahrener und kapitalkräftiger Personen beteiligen. 
Die Börse muß ein Markt sein, an dem man jederzeit jedes 
Quantum kaufen und verkaufen kann. Durch die Beteiligung 
großer Kreise entsteht die Konkurrenz, die nötig ist, damit 
die an die Börse gelangenden Aufträge zur Zufriedenheit der 
Auftraggeber erledigt werden können. Soll aber die Börse 
ein Markt sein, an dem man jederzeit jedes Quantum kaufen 
oder verkaufen kann, so ist dies, wie dies zutreffend einmal 
von dem Herrn Handelsminister Möller hervorgehoben ist, 
nur möglich, wenn die Börse in erheblichem Maße speku- 
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lative Elemente enthält. Die spekulativen Elemente müssen 
die Verantwortung auf sich nehmen, welche der außerhalb 
der Börse Stehende nicht laufen kann. 

Von wem aber auch der Markt des mobilen Kapitals 
aufgesucht werden mag, und zu welchen Zwecken dies auch ge- 
schehe, alle, dieestun, haben dasVerlangen, dieZwecke, denen ihr 
Angebot oder ihre Nachfrage dienen soll, möglichst bald sicherzu- 
stellen. Es sei daran errinnert, daß es für ein industrielles Werk 
gar nicht möglich ist, eine neue Fabrik zu errichten oder 
sonstige industrielle Anlagen herzustellen, daß es für eine 
Eisenbahngesellschaft unmöglich ist, eine neue Linie zu bauen, 
daß es für eine Gemeinde nicht möglich ist, ein Elektrizitäts- 
werk herzustellen, daß es für eine Landschaft unmöglich ist, 
ihre höher verzinslichen Pfandbriefe in nieder verzinsliche 
zu konvertieren, daß es für die Staaten unmöglich ist, ihre 
Anleihen zu emittieren, wenn sie sich nicht von vornherein 
gegen die Konjunkturen, die aus den wechselnden wirtschaft- 
lichen und politischen Verhältnissen sich ergeben, sicherstellen 
können. Wenn hierbei die vermittelnde Tätigkeit der Bankefi” 
und Bankiers rekurriert wird, so haben auch diese Mittel- 
personen dasselbe Interesse. Auch sie müssen die Erfüllung 
übernommener Verbindlichkeiten sicherstellen. 

Der Bau der deutschen Eisenbahnen im Laufe der letzten 
50 bis 60 Jahre hätte niemals in so sachgemäßer und dem 
Interesse des ganzen Landes dienender Weise ausgeführt 
werden können, und unsere Industrie hätte niemals in der 
Weise erstarken können, wie dies geschehen ist, wenn ihnen 
nicht eine tatkräftige Börse, unterstützt durch ein tatkräftiges 
Termingeschäft, zur Seite gestanden hätte. Diese großen Auf- 
gaben kann indes eine Börse nicht erfüllen im Wege des 
engbegrenzten Kassageschäfts, im Wege eines Geschäfts, in 
welchem heute die Ware und heute auch das bare Geld über- 
geben werden muß. Diese Aufgaben erheischen das Eingehen 
langsichtiger Verbindlichkeiten; und hierzu bedarf es einer 
Geschäftsform, in welcher die Verpflichtung zur Erfüllung 
sofort sichergestellt wird, welche aber die nötige Zeit und 
den nötigen Spielraum läßt zur Beschaffung und Realisierung 
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der erforderlichen Mittel. Mit einem Wort, eine leistungs- 
fähiıge Börse bedarf eines leistungsfähigen Terminhandels. 
Die Einschränkung und das Verbot des Terminhandels hat 
auf die gesamte Entwicklung des Börsenhandels ungünstig 
gewirkt, und die Verdrängung des Börsenhandels hat wiederum 
eine Schwächung der gesamten Börse zur Folge gehabt. Der 
Mangel eines kräftigen Börsenhandels ist gelegentlich bei der im 
Jahre 1903 erfolgten Emission von 290 Millionen Mark deut- 
scher Reichsanleihen hervorgetreten. Es zeigte sich, daß kein 
Börsenhandel vorhanden war, der diejenigen Anleihebeträge, 
welche nicht sofort beim Publikum untergebracht werden 
konnten, hätte schwebend halten können. Aehnliche Verhält- 
nisse traten beim Ausbruch des Russisch-Japanischen Krieges 
hervor. Am 9. Februar 1904 wurden an der Berliner Börse 
270000 Mark dreiprozentige Reichsanleihe angeboten, ein 
Betrag, der geringfügig ist im Verhältnis zu den Umsätzen, 
welche sonst darin stattfinden. Trotzdem mußte der Kurs 
für die dreiprozentige Anleihe, damit dieser geringfügige Be- 
trag untergebracht werden konnte, um beinahe !/, Prozent 
herabgesetzt werden. 

Daß die Tätigkeit des Börsenhandels eine spekulative 
sein muß, ergibt sich aus den bereits angeführten Tatsachen 
und ist in der Natur der Sache begründet. Diese spekulative 
Tätigkeit ist eine berechtigte, ja, sie ist notwendig für die 
Erfüllung der wirtschaftlichen Bedürfnisse des Landes. Es 
kann nicht bestritten werden, daß diese Spekulation wieder: 
holt ausgeartet ist und sich Ausschreitungen zuschulden 
kommen läßt. Letztere werden von dem Börsenhändler ebenso 
verurteilt, wie dies von den außerhalb der Börse stehenden 
Personen geschieht. Aber die Nachteile, die aus diesen Aus- 
schreitungen erwachsen, stehen nicht im Verhältnis zu den 
ungeheuren wirtschaftlichen Vorteilen, welche ein gesunder 
und kräftiger Börsenhandel für die Allgemeinheit in sich 
birgt. Denn eine wirtschaftlich starke Börse ist nicht nur 
eine Notwendigkeit für das gesunde Funktionieren der ge- 
samten wirtschaftlichen Tätigkeit, sondern auch die Grundlage 
für die nationale Stärke und politische Macht eines Landes. 
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Und wenn in Zeiten eines Krieges, zu dem bekanntlich Geld 
und wieder Geld gehört, es sich darum handelt, die finan- 
zielle Mobilmachung vorzunehmen, dann werden auch die 
Gegner der Börse vielleicht zu spät einsehen, daß diese finan- 
zielle Mobilmachung nicht möglich ist ohne eine starke Börse. 
Deshalb muß im Interesse der Allgemeinheit bedauert werden, 
daß weder die dem Reichstage vorliegende Novelle zum 
Börsengesetz noch die beabsichtigte Aenderung des Börsen- 
steuergesetzes eine so gründliche Aenderung beider Gesetze 
ins Auge fassen, daß dadurch die Hemmnisse beseitigt werden, 
welche der Entwicklung eines kräftigen und gesunden Börsen- 
handels entgegenstehen. 
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8. Abschnitt. 


Handelsrecht 
und Handelsgesetzgebung. 





Wechselrecht. 


Rede im Reichstag am 12. Januar 1905. 
(Nr. 54.) 


Vorbemerkung. 


Im September 1904 wurden die Aeltesten der Kauf 
mannschaft von Berlin bei dem Reichskanzler um Er: 
leichterungen im Wechselprotestverfahren vorstellig. Sie 
befürworteten Vereinfachung des Protestverfahrens, Ein- 
führung des Postprotestes und Zulassung des Privat- 
protestes. Diese Vorschläge wurden im Reichstage am 
12. Januar 1905 von dem Abgeordneten Kaempf bei 
dem Etat des Reichsjustizamtes in nachstehender Rede 
zur Sprache gebracht, worauf der Staatssekretär Nieber- 
ding die Zusage gab, die angeregte Frage baldigst in 
befriedigender Weise zu regeln. Auf eine abermalige 
Anfrage des Abgeordneten Kaempf am 1. März 1906 
stellte der Staatssekretär besonders die Einführung des 
Postprotestes in Aussicht. Im Jahre 1907 erfolgte die 
Einbringung eines Gesetzes betreffend die Erleichterung 
des Wechselprotestes, das am 7. Mai 1908 in dritter 
Lesung vom Reichstag angenommen wurde. Es entspricht 
in seinen Grundzügen den oben angeführten Forderungen. 


Am 1. Mai 1907 und am 19. Januar 1909 regte der 
Abgeordnete Kaempf im Reichstage die Einleitung 
internationaler Verhandlungen an, um die Vereinheit- 
lichung der verschiedenen Wechselrechte und die Schaffung 
eines Weltwechselrechtes zu erreichen. Im Zusammen 
hang damit standen die gleichlaufenden Bestrebungen 
der Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin und des 
Deutschen Handelstages, auf dessen Ausschußsitzung am 
3. Dezember 1906 der Präsident der Aeltesten der Kauf: 
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Kaempf, Reden und Aufsätze. 36 


mannschaft Kaempf über die gleiche Frage berichtet 
hatte. Als ein Erfolg dieser Bestrebungen ist die Haager 
Wechselrechtskonferenz von 1910 anzusehen, der eine 
zweite internationale Konferenz im Jahre 1912 folgen soll*). 


Meine Herren, es liegt in meiner Absicht, die Auf- 
merksamkeit des Hohen Hauses ebenso wie des Herrn Staats- 
sekretärs des Reichsjustizamts auf einen Gegenstand zu lenken, 
der allerdings weit abliegt von der Angelegenheit, die soeben 
hier besprochen worden ist, der aber seinerseits in den Kreisen 
der Gewerbetreibenden augenblicklich sehr eifrig erörtert 
wird, nämlich auf die Reformbedürftigkeit des Wechsel- 
protestes. 

Schon im April vorigen Jahres ist im preußischen Ab- 
geordnetenhause die Frage gestreift worden gelegentlich der 
Beratung über das preußische Gesetz betreffend Festsetzung 
der Wechselproteststunden, und zwar war damals ein vor- 
treffliches Buch des Justizrats Strantz erschienen, betitelt: 
„Ein Protest gegen den Wechselprotest.“ Seitdem hat die 
Frage nicht aufgehört, in den Kreisen des Handelstandes er- 
örtert zu werden, und fast allgemein besteht das Verlangen 
der Gewerbetreibenden nach einer Reform des Wechsel- 
protestes. 

Diese Reformbedürftigkeit ist nach zwei Richtungen hin 
vorhanden: einmal unter dem Gesichtspunkte der Kostspielig- 
keit des jetzigen Verfahrens, und zweitens unter dem Ge- 


sichtspunkte der zwecklosen und umständlichen Formalitäten, 


mit welchen das Wechselprotestverfahren augenblicklich be- 
lastet ist. | 

Was die Kostspieligkeit des Verfahrens anlangt, so 
ist bekannt, daß augenblicklich der Wechselprotest nur auf- 
genommen werden kann von Notaren und Gerichtsbeamten. 
Wenngleich nun die Wechselprotestaufnahme durch Gerichts- 
beamte billiger ist als durch Notare, so bedient sich doch 


) Ueber das Vorgehen der „Aeltesten“ vgl. das „Berliner Jahrbuch 
für Handel und Industrie“, Band 1, Jahrgang 1906, Seite 316; Jahr- 
gang 1907, Seite 412; Jahrgang 1910, Seite 341. 
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der Verkehr hauptsächlich der Notare mit Rücksicht auf die 
Schnelligkeit und Rechtzeitigkeit der Protestaufnahmen und 
mit Rücksicht darauf, daß so ernste Folgen an die Nicht- 
rechtzeitigkeit der Prozeßaufnahme geknüpft sind. Nament- 
lich in kleinen Orten und auf dem Lande gestaltet sich das 
jetzige Verfahren außerordentlich kostspielig, namentlich, wenn 
an dem betreffenden Orte Notare oder Gerichtsbeamte nicht 
vorhanden sind, welche die Wechselproteste aufnehmen können, 
so daß letztere gezwungen sind, weite Wege zurückzulegen, 
die verhältnismäßig teuer sind, um die Wechselproteste auf» 
zunehmen. Es liegt ein Beispiel vor, wo in einem kleinen 
Orte in den Rheinlanden ein Wechselprotest über einen 
Wechsel von 45 Mark nicht weniger als 22 Mark Kosten 
verursacht hat. 

Der zweite Gesichtspunkt, von dem aus das jetzige 
Wechselprotestverfahren reformbedürftig ist, sind die zweck- 
losen und umständlichen Formalitäten, welche an das 
jetzige Wechselprotestverfahren anknüpfen. Ich will in dieser 
Beziehung nur einige Punkte hervorheben. Die Protest» 
urkunde muß nach den jetzigen Vorschriften die wörtliche 
Abschrift des Wechsels und aller darauf befindlichen Bemer- 
kungen enthalten, und zwar genügt nicht eine Abschrift, 
sondern es müssen zwei Abschriften gemacht werden, eine 
für die Protesturkunde und die andere für das Protestregister 
des Notars. Wenn es sich um eine Mehrzahl gleichlautender 
Wechsel handelt, dann genügt nicht einmalige Abschrift des 
einen Wechsels, sondern jeder Wechsel muß wieder von neuem 
abgeschrieben werden. Selbst in den Fällen des notorischen 
Todes des Bezogenen muß sich der Notar in seine Wohnung 
begeben und daselbst feststellen, daß er den Verstorbenen 
nicht mehr angetroffen hat. Die Feststellung, daß das Ge» 
schäftslokal oder die Wohnung des Bezogenen nicht zu er: 
‚mitteln sei, darf erst dann erfolgen, wenn eine vergebliche 
Anfrage bei der Polizei stattgefunden hat. Diese Anfrage 
ist auch dann erforderlich, wenn der Bezogene notorisch ver: 
zogen oder unbekannten Aufenthaltes ist. Und ferner: in 
Berlin gibt grundsätzlich die Polizei über die Adresse von 
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Handelsfirmen keine Auskunft; der Notar aber muß, wenn 
er selbst die Adresse der betreffenden Firma nicht auffinden 
kann, sich auf die Polizei begeben und an den Polizeibeamten 
die Frage richten, ob daselbst die Adresse bekannt sei. Die 
Antwort des Polizeibeamten lautet natürlich vorschriftsmäßig: 
die Polizei gibt keine Auskunft über Firmen — und infolge- 
dessen findet sich in allen Berliner Protesten die unbegreif- 
liche Floskel: Ich habe mich zur Polizei begeben, der Polizei- 
beamte hat mir geantwortet: die Polizei erteilt über Firmen 
keine Auskunft. Meine Herren, der Zweck des Protestes. 
kann doch nur der sein, daß festgestellt wird, daß der Wechsel 
rechtzeitig dem Bezogenen vorgelegtworden, und daß keineZah= 
lung erfolgt ist. Nun beläuft sich bei derReichsbank der Durch- 
schnittsbetrag der zum Protest gelangten Wechsel auf etwa 
400 Mark, und es ist beinahe unerklärlich, daß angesichts. 
dieser Tatsache mit dem Wechselprotest so große Umständ- 
lichkeiten verbunden sind, wie dies augenblicklich der Fall 
ist, und daß Formalitäten notwendig sind, wie sie bei den 
wichtigsten Vorkommnissen im bürgerlichen Leben kaum noch 
erfordert werden. Erfordert werden sie z. B. bei Grundstücks- 
verkäufen, bei Eheverträgen. Aber selbst Ihr Testament können 
Sie heut durch eine Privaturkunde errichten — bei einem 
Wechselprotest aber sind Sie an die allergrößten, zwecklosesten 
und umständlichsten Formalitäten gebunden. 

Ich will ganz davon absehen, daß in Deutschland noch 
nicht einmal die Proteststunden einheitlich geregelt sind, daß 
noch nicht einmal ein einheitliches Protestformular vorhanden 
ist, während andererseits eine völlige Unklarheit darüber be= 
steht, ob der protestierende Notar oder Gerichtsbeamte er- 
mächtigt ist, die Wechselsumme in Empfang zu nehmen. 
Jedenfalls aber drängen die Verkehrsverhältnisse auf eine Ver- 
einfachung des Protestverfahrens hin, selbst dann, wenn auch 
künftighin die Protestaufnahme lediglich in den Händen der 
Notare oder der Gerichtsbeamten verbleibt. 

Aber es ist außerordentlich erwünscht, daß neben der 
Protesterhebung durch Notare und Gerichtsbeamte auch noch 
ein anderes, einfacheres Verfahren eingeführt wird, und dazu 
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bietet die Organisation der Post die vollständige Möglichkeit. 
Schon jetzt werden die Wechsel kleineren Betrages und 
namentlich die Wechsel auf Nebenplätze meistens durch Post- 
auftrag eingezogen, und es würde keiner Schwierigkeit unter- 
liegen, wenn die Postbeamten auch gleichzeitig als Protest- 
beamte fungieren könnten. In Belgien hat man mit dem 
Postprotest die besten Erfahrungen gemacht. Hierüber ist 
auch bereits im preußischen Abgeordnetenhause gesprochen 
worden, und am 30. April vorigen Jahres hat der preußische 
Herr Justizminister sich dahin ausgesprochen, daß erhebliche 
Bedenken vorlägen, den Postbeamten diese Aufgabe zu über- 
tragen; denn damit würde der Staat eine Verantwortung, eine 
Haftung übernehmen für die Versehen seiner Beamten. Er 
hat damals wörtlich gesagt, es bedürfe eingehender und sorg- 
fältiger Prüfung, ob der Staat bereit sein würde, diese unter 
Umständen weitgehende Verantwortlichkeit für Versehen un- 
geschulter und wenig gebildeter Beamten, der Landbriefträger, 
vielleicht auch weiblicher Postbeamten, zu übernehmen. Meine 
Herren, es ist dringend erwünscht, daß diese Erwägungen, 
die, wie es scheint, im Gange sind, nicht allzu langer Zeit 
bedürfen, um sich zu einem zweckentsprechenden Vorschlage 
auszuwachsen. Ich glaube aber in dieser Beziehung darauf 
hinweisen zu dürfen, daß der Staat die Haftung für die Ver- 
sehen der Postbeamten um so leichter wird übernehmen können, 
‘je einfacher das Postverfahren gestaltet wird. 

Man könnte noch weiter gehen und könnte wohl eine 
gesetzliche Bestimmung einführen, wonach, für Inlandswechsel 
wenigstens, ein Privatprotest zugelassen wird. Aber ich 
will diese Frage augenblicklich nur streifen, indem ich meine, 
daß das, was ich vorgeführt habe, ausreichen wird, um die 
Reformbedürftigkeit des Wechselprotestverfahrens nachzu= 
weisen, und ich halte mich überzeugt, daß auch der Herr 
Staatssekretär des Reichsjustizamts alles tun wird, um in dem 
jetzigen Protestverfahren eine Wandlung herbeizuführen und 
dabei auch die Schwierigkeiten. zu besiegen, die etwa bei 
dem Herrn Staatssekretär des Reichspostamts bestehen könnten. 
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Kleine Aktien. 


Rede im Reichstag am 25. April 1910. 
(Nr. 55.) 


Vorbemerkung. 
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Ein dem Reichstag am 1. Juli 1909 zugegangener 
»Entwurf eines Gesetzes über die Ausgabe kleiner Aktien 
in den Konsulargerichtsbezirken und im Schutzgebiete 
Kiautschau« sollte dem Reichskanzler die Ermächtigung 
geben, in den genannten Bezirken die Ausgabe von 
Aktien unter 1000 Mark, jedoch nicht unter 200 Mark 
zuzulassen. Der Entwurf blieb des Sessionsschlusses 
wegen in der Budgetkommission unerledigt. Eine neue 
gleichlautende Vorlage wurde dem Reichstag am 8. De- 
zember 1909 vorgelegt (Nr. 142 der Reichstagsdruck- 
sachen 12. Legislaturperiode II. Session) und bei der 
ersten Lesung am 25. April 1910 von dem Staatssekretär 
des Auswärtigen Amtes mit den Wünschen des deutschen 
Handels in Kiautschau begründet, der bisher gezwungen 
sei, Aktiengesellschaften nach englischem Recht zu 
gründen, um an den mit der Ausgabe kleiner Aktien 
verbundenen Vorteilen — vor allem der Heranziehung 
chinesischen Kapitals — teilzunehmen. Während sich 
mit anderen Rednern der Abgeordnete Kaempf in 
nachstehender Rede für den Entwurf aussprach, wurde er 
besonders von den Vertretern des Zentrums und 
der Konservativen als Durchbrechung des deutschen 
Aktienrechtes bekämpft. In der zweiten Lesung am 
6. Mai 1910, an welcher sich der Abgeordnete Kaempf 
ebenfalls beteiligte, wurde ‚die Vorlage mit geringer 
Mehrheit abgelehnt. Die Regierung legte dem Reichstag 
daher am 2. Mai 1911 einen neuen Entwurf vor (Nr. 949 
der Reichstagsdrucksachen 12. Legislaturperiodell. Session), 
für den bei seiner ersten Beratung am 14. November 
1911 der Abgeordnete Kaempf wiederum eintrat. Am 
l. Dezember 1911 wurde die Vorlage in zweiter und am 
2. Dezember 1911 in dritter Lesung mit großer Mehrheit 
angenommen. 


Meine Herren, so interessant es wäre, dies zu tun, so 
werde ich doch die Frage nicht untersuchen, ob unsere in- 
ländische Gesetzgebung mit der Bestimmung, daß Inhaber- 
aktien nicht unter 1000 Mark ausgegeben werden dürfen, 
das Richtige getroffen hat oder nicht. Die Anschauung, die 
dieser Bestimmung zugrunde gelegen hat, ist ja die, daß 
der kleine Mann abgehalten werden müsse, sein Geld in 
- Aktien anzulegen. Nun ist aber doch sehr die Frage, ob 
nicht selbst im Inlande gerade durch diese Bestimmung die 
Spekulation und die ungesunde Spekulation viel mehr ge- 
fördert als zurückgehalten worden ist, denn heute schon kann 
jeder Mann, der auch nur 200 oder 250 Mark hat, sich eine 
Aktie von 1000 Mark kaufen und sie beleihen, und dann 
spekuliert er nicht mit 200 oder 250 Mark, sondern mit dem 
Vier- oder Fünffachen, und sein Risiko wird auf diese Weise 
nicht das Einfache, sondern das Vier- oder Fünffache dessen, 
was er zu riskieren eigentlich gesonnen war. 

Es muß nun aber für den Inlandsverkehr, nachdem 
diese Bestimmung einmal im Handelsgesetz steht, auch dabei 
bleiben. Aber sobald wir in Beziehung zum Ausland treten, 
sobald ein internationaler Verkehr sich entwickelt, in diesem 
Augenblick kann die Bestimmung, wie wir sie für die in- 
ländischen Aktien haben, nicht mehr aufrechterhalten werden. 
Ich brauche nur daran zu erinnern, daß die meisten fremden 
Länder Aktien unter 1000 Mark ausgeben. In den romanischen 
Staaten sind es 500 Franken, über die in der Regel die Aktien 
ausgestellt werden, in Rußland 250 Rubel und darunter bis 
zu 100 Rubel, in Amerika bis zu 100 Dollar und sogar 
50 Dollar, in England herunter bis zu 1 Pfund, also bis zu 
20 Mark. Was ist nun die Folge gewesen? Die deutschen 
Börsen können sich unmöglich gegenüber dem Ausland ab- 
schließen. Im Gegenteil, es ist notwendig und für die all» 
gemeine wirtschaftliche Entwicklung unbedingt erforderlich, 
daß die deutschen Börsen international sind, d. h. daß an 
ihnen auch ausländische Wertpapiere gehandelt werden. Was 
ergibt sich nun? Die Landesregierungen, die nach dem 
Börsengesetz dazu berufen sind, zuzustimmen, wenn an den 
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deutschen Börsen Aktien unter 1000 Mark zum Handel ge- 
langen sollen, haben sich genötigt gesehen, im Interesse des 
Verkehrs, im Interesse der Internationalität unserer Börsen 
zuzulassen, daß ausländische Aktien, auch wenn sie auf eine 
niedrigere Summe als 1000 Mark lauten, an den Börsen zu- 
gelassen werden, und tatsächlich liegt es heute so, daß an 
den deutschen Börsen zwar inländische Aktien nur im Betrage 
von 1000 Mark, ausländische Aktien aber schon in Beträgen 
unter 1000 Mark, und zwar herunter bis zu 500 Franken,’ 
also 400 Mark, gehandelt werden dürfen. 

Wenn dies nun schon notwendig war für den inter- 
nationalen Verkehr an den deutschen Börsen, so wird es um 
so mehr zur Notwendigkeit in dem Augenblick, wo wir 
Geschäfte machen wollen in Ländern, in denen wir direkt in 
Konkurrenz treten mit fremden Nationen, und das ist der 
Fall erstens in den Konsulargerichtsbezirken und zweitens in 
unseren Schutzgebieten, namentlich, wie uns die jetzige Vor: 
lage es bietet, in dem Schutzgebiete von Kiautschau. 

Es liegen mir aus den Konsulargerichtsbezirken in China 
Mitteilungen vor über Aktiengesellschaften, die daselbst von 
Deutschen begründet worden sind, aber unter englischem 
Rechte, und zwar nur deswegen, weil das Publikum in jenen 
Konsulargerichtsbezirken durchaus mit den deutschen Gewohn- 
heiten sich nicht abfinden wollte, so daß die Deutschen, wenn 
sie überhaupt durch die Gründung von Aktiengesellschaften 
an der wirtschaftlichen Entwicklung des Landes teilnehmen 
wollten, gezwungen waren, sich den englischen Gewohnheiten 
anzupassen und Aktiengesellschaften zu gründen mit Beträgen 
von Aktien unter 1000 Mark. 

Was das Schutzgebiet Kiautschau anlangt, so bin ich 
der Meinung, daß, wenn wir von Kiautschau aus uns an der 
industriellen und finanziellen Entwicklung Chinas beteiligen 
wollen, wir dann gar nichts anders können, als uns den 
Gewohnheiten, wie sie dortzulande herrschen, anzupassen 
und auch unsererseits Aktiengesellschaften ins Leben zu rufen 
mit Aktien in solchen Beträgen, wie sie im Lande nun ein- 
mal gebräuchlich sind. 
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Nun wird ja hervorgehoben: auf diesem Wege wird 
der Schwindel auch in die Kreise der kleinen Leute hinein- 
getragen. Ich habe vorhin schon auseinandergesetzt, daß die 
Gefahr der Ueberspekulation vielmehr darin liegt, daß in 
großen Aktien mit verhältnismäßig geringer Anzahlung 
spekuliert wird, als eine Gefahr vorhanden sein würde, wenn 
Aktien über kleinere Beträge bestehen würden. Vor allem 
wird immer der Stein geworfen auf die Pfundaktien, die in 
England gebräuchlich sind. Was haben wir nicht alles für 
Ausdrücke über diese Pfundaktien gehört: eine wahre Pest 
sollen sie sein, die auf diese Weise in das Deutsche Reich 
hineingetragen wird. 

Meine Herren, es wäre viel besser gewesen, diese 
Pfundaktien wären in Deutschland offiziell zu den Börsen 
zugelassen gewesen, als daß das deutsche Publikum, das nun 
einmal schon genügend international ist, um auch an den 
fremden Börsen seine Geschäfte zu machen, durch Vermitt- 
lung von engländischen Agenten seine Aufträge an die 
Londoner Börse gegeben und dort Pfundaktien gekauft hätte, 
über die keine bestimmten Aufklärungen zu erhalten waren, 
und die sich den deutschen Gesetzen nicht zu unterwerfen 
brauchten, weil in England diese Gesetze nicht bestehen. Ich 
sage, es wäre bei weitem besser gewesen, wenn man dahin 
gewirkt hätte, diese Pfundaktien an den deutschen Börsen 
offiziell zur Notiz zuzulassen. Dann wären Prospekte in 
Deutschland veröffentlicht worden, dann hätten die Zulassungs- 
stellen in Deutschland über den Inhalt dieser Prospekte be- 
raten und dahin gewirkt, daß in ihnen alles das mitgeteilt 
worden wäre, was zur Beurteilung der Papiere notwendig 
war. Und dann wäre eine weit bessere Basis geschaffen 
worden für die Beteiligung an diesen Pfundaktien, als es 
heute der Fall ist. Ich glaube, es gibt keinen schlagenderen 
Beweis dafür, daß Deutschland sich nicht dagegen stemmen 
sollte, in den Konsulargerichtsbezirken und in Kiautschau 
Aktien unter 1000 Mark zuzulassen, als gerade die Entwick- 
lung der Spekulation in Pfundaktien seitens Deutscher in 
England. Nun handelt es sich aber im vorliegenden Gesetz» 
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entwurf gar nicht um Pfundaktien, und alles, was gesagt 
worden ist, von der verderblichen Pest, die über das Land 
gebracht würde, ist hinfällig; denn wir wollen keine Pfund- 
aktien schaffen, sondern Aktien von 10 Pfund, also von 
200 Mark. Das ist auch die Grenze, die jetzt schon im 
Handelsgesetzbuch für gemeinnützige Unternehmen vorge 
sehen ist. 

Nun sagt man: warum sollen unsere kleinen Leute, die 
nur 200 Mark haben, ihr Geld in die Kolonien tragen? Ja, 
meine Herren, ich habe immer gehört, gerade im großen 
Publikum sei eine große Begeisterung für die koloniale Ent- 
wicklung, für die Kulturaufgaben, die Deutschland in den 
Kolonien zu vollführen habe. Nun, wenn das der Fall ist, 
sollte man auch die Leute, die 200 Mark haben, nicht daran 
hindern, ihr Geld in diese Kulturaufgaben hineinzustecken. 
Man hat nur dafür zu sorgen, daß, wenn irgend möglich, 
die nötigen Aufklärungen über die Gesellschaften gegeben 
werden, und diese Aufklärungen geben Sie nicht dadurch, 
daß ein Staatskommissar in den betreffenden Gesellschaften 
in Ostasien oder Kiautschau oder sonstwo sitzt, sondern die 
können Sie nur dadurch geben, daß Sie nach Möglichkeit 
dafür sorgen — und das wird in der Hauptsache Aufgabe 
des Herrn Reichskanzlers sein —, daß diese Gesellschaften 
ihre Aktien, die mit einem geringeren Betrag als 1000 Mark 
lauten, nach Möglichkeit auch an den deutschen Börsen zur 
Finführung bringen. Dann werden Sie dahin kommen, daß 
über diese Werte und über die Gesellschaften, die sie aus- 
geben, die nötige Aufklärung für alle diejenigen gegeben 
wird, die sich an diesen Unternehmungen beteiligen wollen. 
Es wird vorkommen, daß auch schwindelhafte Unter 
nehmungen gegründet werden, wenngleich es der Mehrzahl 
nach solide Unternehmungen sein werden, die die Bezeich- 
nung „schwindelhaft“ nicht verdienen. Gegen den Schwindel 
aber gibt es kein besseres Mittel als die Oeffentlichkeit, wie 
‘sie durch die Einführung an den deutschen Börsen beding 
ist. An diesen guten Gesellschaften sich beteiligen zu kön- 
nen, ist für die deutschen Kapitalisten, auch für die kleinen, 
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meiner Ansicht nach durchaus zulässig; das liegt im Zuge 
der Zeit, und Sie können nicht verhindern und sollten nicht 
verhindern, daß das deutsche Kapital in diese Gesellschaften 
hineingeht. 

Ich bin nun, was mich persönlich angeht, der Meinung, 
daß man sich nicht auf Kiautschau beschränken sollte, son: 
dern daß die Bestimmungen, die hier vorgeschrieben werden, 
Geltung bekommen sollten für alle Schutzgebiete Deutsch- 
lands. Ich bin der Meinung, daß dadurch größeres Unheil 
verhütet als herbeigeführt wird. In der Kommission, der 
auch ich zustimme, behalte ich mir vor, wenn ich darin 
sitzen sollte, eine Erweiterung des Gesetzentwurfs dahin her- 
beizuführen, daß nicht nur für Kiautschau, sondern auch 
für die übrigen Schutzgebiete die Ausgabe kleinerer Aktien 
als zu 1000 Mark zugelassen wird, was, wie ich glaube, für 
die Entwicklung unserer Kolonien nur von Vorteil sein wird. 


Die Organisation der Handelskammern. 


Referat auf dem II. Internationalen Handelskammerkongreß 
zu Mailand am 24. September 1906. 
(Nr. 56.) 


Der I. Internationale Handelskammerkongreß zu 
Lüttich im Jahre 1905 hatte den Wunsch ausgesprochen, 
über die Organisation der Handelskammern aller Länder 
unterrichtet zu werden. Die Aeltesten der Kaufmann- 
schaft von Berlin arbeiteten darauf eine zusammen- 
fassende Darstellung aus*), über welche der Präsident des 
Aeltestenkollegiums auf dem Kongreß in Mailand das 
nachfolgende Referat erstattete. 


Messieurs! Se pretant au desir exprime par le Congres 
de Liege, les Doyens des Commergants de Berlin viennent 
de presenter au Congres de Milan un rapport concernant 





*) Die Handelskammern; ihre Organisation und Tätigkeit, Berlin 1906. 
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V’organisation et la sphere d’activite des Chambres de Com- 
merce du monde. 

Tout en esperant qua un moment oü tant de 
Chambres de Commerce sont venues se r&eunir pour dis- 
cuter sur des questions commerciales d’interet general, ce 
rapport, qui traite l’organisation et la situation des Chambres 
de Commerce de presque tous les pays civilises, pourra in- 
spirer quelque interet, il est impossible de vous en faire la 
lecture dans toute son &tendue, et je vous demanderai la 
permission de ne vous donner qu’un resume succinct de ce 
qu’il ya de plus important et de plus interessant dans l’histoire 
et lorganisation des Chambres de Commerce. J’ajouterai 
que nous avons tenu ä comprendre dans notre rapport 
l’histoire et l’organisation des Chambres des detaillants et 
de celles des arts et mötiers, pour rendre aussi complete que 
possible la description que nous nous sommes proposee de 
vous faire de la totalite des representations commerciales et 
industrielles. 

Quoiqu’en substance des organisations modernes, les 
Chambres de Commerce remontent en partie ä des epoques 
bien reculees. 

Leur existence est due ä deux facteurs dissemblables: 
d’un cöte a l’association basee sur l’initiative des marchands 
eux-m&mes, et de l’autre, a l’organisation cre&e par les gous 
vernements. 

En Espagne, les „Consulados“ crees au IX siecle et 
qui se sont maintenus jusqu’au XIX® siecle; en France, 
la Chambre de Commerce de Marseille, fond&e en 1599; en 
Angleterre et dans les Etats-Unis, les Chambres de Commerce 
fondees au XVIII® siecle prirent naissance dans l’initiative 
spontanee des marchands et industriels. Par contre, c’est par 
l’initiative des gouvernements que s’etablirent la Chambre de 
Commerce fond&e ä Anvers en 1485, les Chambres nombreuses, 
organisees en France des le commencement du XVII° siecle, le 
„Conseiller de Commerce“ fonde en 1687 ä Berne, et la 
Grosserer-Sozietaet institu&ee en 1772 ä Copenhague En 
Suisse et dans les villes hanseatiques allemandes, il y avait 
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des repr&sentations commerciales d’un systeme mixte, tenant 
autant de l’initiative privee que de l’organisation gouverne- 
mentale, telles que „Das Kaufmännische Directorium“ a Zurich, 
fondee en 1662, et le „Ehrbare Kaufmann“ & Hambourg, 
fond& en 1665. Ce n’est que des le debut du XIX® siecle 
que sous l’influence des id&es francaises, les representations 
des inter&ts commerciaux se sont gäeneralisees en Europe. 


Pendant les guerres qui suivirent la Revolution fran- 
gaise, les pays, passagerement soumis ä la domination fran- 
gaise, furent dotes de Chambres de Commerce officielles, 
instituges sur le modele des Chambres francaises. Les Cham- 
bres italiennes datant de cette &poque continuerent d’exister 
en partie jusqu’en 1862. En Autriche-Hongrie, les Chambres 
de Commerce fondees en 1811 dans les provinces lombardo- 
venitiennes, ne furent r&organisees qu’en 1848. 


Dans les Pays-Bas, les Chambres &tablies pendant la 
domination frangaise, quoique bien souvent modifiees dans 
leur organisation, existent aujourd’hui m&me; celles de la 
Belgique n’ont &t& dissoutes qu’en 1875, pour &tre remplacöes 
par des associations libres. Les Chambres fond&es sous la 
domination frangaise dans quelques villes de la Prusse occi- 
dentale, existant en partie encore aujourd’hui, ont eu une 
grande influence sur le developpement des Chambres de 
Commerce dans les autres parties du royaume de Prusse. 


Une deuxieme periode du developpement des Chambres 
de Commerce commenga vers le milieu du XIX siecle. Depuis 
cette &poque, de nombreuses Chambres ont &te fondees en 
Prusse, en Baviere (1842), en Autriche-Hongrie (1848 et 1850), 
en Wurtemberg (1855), en Saxe (1861), en Italie (1862) et 
en Roumanie (1864). 

Une troisieme periode de d&eveloppement eut lieu vers 
la fin du XIX: siecle. En Bulgarie et en Portugal, des Cham- 
bres de Commerce furent etablies des 1894. En Espagne, 
les representations commerciales furent r&organisees en 1898. 
La premiere Chambre de Commerce suedoise fut fondee en 
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La constitution des representations commerciales, leur 
composition et leur sphere d’activitt se sont developp&es 
d’une mani£ere tres differente. 

Mais ce sont principalement trois systemes qu’elles ont 
adoptes: 1° le systeme des associations libres avec adhesion 
spontanee; 2° le systeme des organisations cr&e&es par voie de 
legislation avec adhesion obligatoire des membres; 3° celui 
des corporations avec adhesion spontanee des membres et 
reconnues par l’Ftat. 

En Angleterre, en Belgique, en Suisse et en Suede, il 
n’y a que des associations libres avec adhesion spontan&e des 
membres; il en est de m&me des Ftats-Unis et de tous les 
autres pays d’outre-mer, & l’exception du Bresil. Ces asso- 
ciations nomment des comites de direction ou des directoires 
executifs pour l’administration de leurs affaires. En Angle- 
terre, en Belgique et aux Etats-Unis, les associations elles- 
m&mes portent le nom de „Chambres de Commerce“; en 
Suisse et en Suede, ce sont les comites de direction qui sont 
designes par ce nom. 

Les associations libres avec adhesion spontan&e des mem- 
bres sont connues sous le nom de „systeme anglais“; les 
corporations cre&es par la loi avec adhesion obligatoire, sous 
celui de „systeme frangais“. Les Chambres de ce dernier 
systeme sont des colleges nomme&s par les commergants et 
industriels du district, d’apres le reglement &lectoral agre& ou 
etabli par le Gouvernement. Il y en a en France, en Prusse 
et dans les autres Etats de la Confederation germanique, en 
Autriche, en Hongrie, en Italie, en Hollande, en Russie, en 
Bulgarie, en Roumanie et en Turquie. En dehors de l’Europe, 
c’est le Japon qui a adopte le syst&me frangais, tandis qu’au 
Bresil, il y a des Chambres de l’un et de l’autre systeme. 

Le troisitme groupe, c’est celui des villes hanseatiques 
allemandes. Les corporations prussiennes form&es en 1820, 
les Chambres de Commerce espagnoles, la Chambre de 
Lisbonne, suivirent le m&me principe. Dans les villes han- 
seatiques allemandes, les representations commerciales sont 
des associations libres, systeme anglais, mais leurs comites de 
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direction, qui portent le nom de „Chambre de Commerce“, 
sont regles par la lo. En Espagne et en Portugal, les 
associations ellessmämes portent le nom de „Chambre de 
Commerce“. En Prusse, les sept corporations existant encore, 
sont administrees par des comites de direction nommes tantöt 
„Doyens des Commergants“ (Aelteste), tantöt „Directoire 
executif‘“‘ (Vorsteher). A Berlin, il y a une corporation avec 
adhesion spontanee des membres et reconnue par l’Etat, et 
une Chambre de Commerce constitu&ee d’apres le systeme 
obligatoire. 

Dans quelques pays, il ya des representations commer« 
ciales de systeme mixte. En Bade, oü il y avait autrefois 
des corporations du type hanseatique, on a cr&& recemment 
des Chambres de Commerce, type frangais, mais en conservant 
le systeme des assemblees d’electeurs. En Danemark, il existe 
ä Copenhague la „Grosserer-Societaet‘‘ (Societe des marchands 
en gros). Tous les marchands de cette catögorie en font partie, 
et la societe n’est plus qu’une communaute d’electeurs. En 
Russie, l’organisation est a peu pres la mä&me. 

Toutes les repr&esentations commerciales ont pour devoir 
de favoriser le developpement du commerce, ou ä la fois du 
commerce et de l’industrie, quelquefois aussi de ceux de 
‚Jagriculture, et cela, par des rapports, des communications et 
des propositions A adresser aux gouvernements ou ä d’autres 
autorites publiques. Indöpendamment de cela, elles sont 
toutes en mesure de creer et d’entretenir des &tablissements et 
des institutions utiles au developpement du commerce et de 
industrie. Aux representations des types hanseatique et 
frangais des fonctions de droit public sont devolues, et dans 
plusieurs Etats (en Autriche-Hongrie, en Russie, dans les 
villes hanseatiques allemandes), elles jouissent m&me de droits 
politiques. C’est aux associations libres, type anglais, qu’est 
reservee la possibilit€ de poursuivre, independamment de leurs 
autres täches, des buts de societes-clubs. 

Si, dans l’intention de döfendre les intör&ts du commerce 
et de l’industrie, les representations commerciales ont, dans 
tous les pays, le droit d’adresser aux gouvernements des 


375. 


rapports et des propositions, iln’y a que peu de pays oü les 
gouvernements soient tenus par la loi de s’adresser aux 
Chambres de Commerce pour avoir leurs avis avant de pro- 
ceder a des mesures legislatives ou administratives. Cette 
obligation existe en France, en Autriche-Hongrie, en Espagne; 
elle n’existe pas en Prusse, en Italie, en Hollande; elle n’existe 
pas non plus dans les pays du systeme des associations libres, 
tels que l’Angleterre et les Etats-Unis. 

Ainsi que je viens de le dire, toutes les representations 
commerciales se trouvent en mesure de cr&er et d’administrer 
des &tablissements et des institutions en faveur du commerce 
et de l’industrie, et en effet, dans tous les pays oü l’activite 
des Chambres de Commerce est en train de se developper, 
on s’est prevalu de cette faculte dans l’interet du commerce 
et de l’industrie. 

C’est particulierement du developpement de l’enseigne- 
ment commercial et industriel que les Chambres de Com> 
merce se sont chargees, convaincues qu’elles sont, que voilä 
la base la plus solide du developpement du commerce lui- 
me&me. C'est en fondant ou en subventionnant des &coles 
commerciales, en organisant des expositions, en creant des 
musees, qu’elles ont rendu bien des services au commerce et 
a l’industrie. 

D’un autre cöte, les representations commerciales ont 
pris pour täche d’installer des quais, des bateaux-dragueurs, 
des brise-glace, des grues, des docks, des entrepöts, etc. Les 
etablissements affectes ä la visite des soies et des armes jouent 
dans bien des pays, surtout en France, un röle tres important. 
Presque partout, on rencontre des bureaux de renseignements 
sur le trafic et les douanes, et d’autres organisations oü les 
commergants et industriels viennent s’informer sur les nouvelles 
commerciales. Des rapports reguliers sur le developpement 
du commerce et de l’industrie, de m&me que des fonctions 
d’arbitres, entrent dans le domaine des Chambres de Commerce 
de tous les systemes. 

Par contre, les fonctions de droit public ne sont ä& la 
charge que des representations commerciales etablies par 
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la loi ou reconnues par l’Etat, et c’est en Autriche que ces 
fonctions ont le plus d’importance et d’&tendue, puisque les 
Chambres autrichiennes tiennent des registres du commerce, 
se chargent de l’enregistrement des marques de fabrique, 
delivrent des certificats d’origine et des cartes de legitimation 
pour les commis-voyageurs. Elles collaborent a la nomination 
des courtiers, de conseillers de Bourse, des juges aux tribunaux 
de commerce, des experts judiciaires, des sequestres, des veri- 
ficateurs aupres des societes anonymes. Dans une mesure 
plus ou moins restreinte, il en est de möme dans presque 
tous les pays oü il y a des representations commerciales 
&tablies ou reconnues par I’Ftat. Ajoutons que quelques 
gouvernements reconnaissent les certificats d’origine et les 
legitimations delivrees par les Chambres anglaises, de maniere 
que sur ce point, ces dernieres exercent des fonctions de droit 
public. Quelques representations commerciales de l’Amerique 
du Sud s’occupent de la cote des fonds et valeurs, sans &tre 
a cet egard investies de droits officiels. | 


L’exercice de droits politiques est reserve a un nombre 
restreint de representations commerciales. 


Les Chambres autrichiennes envoient des representants 
dans les parlements de l’empire et des pays d’Autriche, ainsi 
que dans quelques autorites administratives. Les comites de 
Bourses, en Russie, &lisent des membres pour le Conseil de 
l’empire. Les Chambres des villes hanseatiques allemandes 
elisent des membres pour leurs representations communales 
(Burgerschaften), et on les trouve reprösentees dans certaines 
autorites officielles. Les Chambres anglaises ont, sous une 
forme indirecte, des repr&sentations parlementaires. Les maires 
et les representants parlementaires des sieges et des districts 
respectifs sont, aux termes des statuts, d’office membres des 
Councils ou Boards. En outre, les membres du Parlement 
peuvent etre nommes membres honoraires des Chambres 
anglaises. 


Pour faire face ä leurs frais d’administration, toutes les 
Chambres, de quelque systeme qu’elles soient, tirent des 
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revenus des Bourses ou d’autres institutions affectees au 
&veloppement du commerce qu’elles administrent. 
devel t d q 

Viennent s’ajouter a cela les interets de capitaux de 
propriete, les honoraires des tribunaux d’arbitrage, et en tant 
que les Chambres sont investies de fonctions de droit public, 

s taxes pergues pour l’ex&cution de ces fonctions. 

des t gues p l tion d fonct 


Mais, abstraction faite de ces revenus, les ressources des 
Chambres sont bien dissemblables selon le systeme auquel 
elles appartiennent. 

Les associations libres ont recours aux cotisations de 
leurs membres, parfois bien &lev£es. 


Il en est de m&me pour les corporations avec adhesion 
spontanee et reconnues par l’Etat, lesquelles, en general, n’ont 
pas le droit d’imposer d’autres marchands et industriels que 
ceux qui y sont adher€ comme membres. 


Dans les villes hanseatiques allemandes, les Chambres 
de Commerce sont subventionnees par l’Etat. 


Par contre, dans les pays oü les Chambres sont basees 
sur des organisations obligatoires, tous les marchands et 
industriels, en tant qu’ils repondent ä& certaines exigences, 
ont le droit d’electeur avec obligation pour eux, de conttri- 
buer aux frais d’administration des Chambres. Ces frais 
sont, pour la plupart, couverts moyennant un impöt echelonne 
en proportion de l’importance des affaires des electeurs, en 
general sous -forme de centimes additionnels sur la patente 
ou l’impöt industriel fiscal ou communal. 


Dans les Pays-Bas et en Suede, ce sont les communes 
qui pourvoient aux d&penses des Chambres de Commerce. 

En Autriche, les communes sont tenues de mettre les 
locaux a la disposition des Chambres. 


Voilä, Messieurs, le resum& que j’ai tenu a vous donner 
du rapport que les Doyens des Commergants de Berlin vous 
ont adresse concernant l’organisation et la sphere d’activite 
des Chambres de Commerce. 

Mais ce serait vous en donner un resume incomplet 
que de ne pas mentionner le surcroit d’influence que, dans 
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beaucoup de pays, les Chambres de Commerce ont su prendre 
en s’unissant dans des federations et en poursuivant 
ainsi, viribus unitis, les buts que bien souvent les 
Chambres de Commerce isol&ees ne pourraient atteindre 
qu’incompletement. an 


Et ce qu’il y a de plus caracteristique dans l’organisa- 
tion de ces federations, c’est que bien que se composant de 
Chambres plus ou moins officielles, ces federations elles- 
memes ne sont, ä peu d’exceptions pres, investies d’aucun 
caractere officiel. 


En Angleterre, il est vrai, l’organisation de „l’Associa- 
tion of Chambers of Commerce“, dont font partie toutes 
les Chambres du Royaume-Uni, est identique avec celle des 
Chambres elles»m&mes, l’une et l’autre &tant parfaitement 
libre et ind&pendante. 


Il en est de m&me pour l’association des Chambres de 
Commerce des Ftats-Unis de l’Amerique, ne comprenant 
d’ailleurs qu’une partie des Chambres de Commerce. 


Mais dans beaucoup d’autres pays oü les Chambres de 
Commerce ont un caractere plus ou moins officiel, les fede- 
rations qu’elles ont cre&es sont des associations libres et 
independantes envers les Gouvernements, ce qui ne les a 
point empechees de se creer une position et m&me quelque 
influence sur le Gouvernement et sur la marche de la 
legislation. 


Les resultats heureux produits par le systeme de fede- 
ration devraient, 3 mon avis, encourager les Chambres de 
Commerce de tous les pays & suivre cet exemple; et je ne 
fais que repeter le desir exprim& au Congres de Liege, de 
voir se former de pareilles federations partout oü il n’en 
existe pas encore. 


En m&me temps, ces resultats m’amenent a croire que 
ne seront pas moins heureux les rösultats auxquels nous 
pouvons nous attendre des Congres internationaux des 
Chambres de Commerce inities a Liege et que nous 
sommes en train de continuer ä Milan, si nous r&ussissons 
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a nous entendre sur les questions importantes dont. la 
solution est revendiqu&e par les besoins du commerce inter- 
national moderne. 

Contribuer tant soit peu & voir se produire cette entente, 
voilä, Messieurs, ce qu’a pour but le rapport concernant les 
Chambres de Commerce et leur sphere d’activite que les 
Doyens des Commergants de Berlin viennent de vous 
presenter et que je recommande & votre bon accueil. 
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Versicherungsvertrag. 


Rede im Reichstag am 23. Januar 1906. 
(Nr: 57) 


Vorbemerkung. 


Der „Entwurf eines Gesetzes über den Versicherungs- 
vertrag“ ging dem Reichstag am 28. November 1905 zu 
(Nr. 22 der Reichstagsdrucksachen 11. Legislaturperiode 
II. Session). Es sollten durch ihn die privatrechtlichen 
Verhältnisse zwischen dem Versicherer und dem Ver: 
sicherungsnehmer gesetzlich geregelt werden. 

Nach der ersten Beratung im Plenum, an welcher 
sich der Abgeordnete Kaempf mit nachstehender Rede 
beteiligte, wurde das Gesetz an eine Kommission ver- 
wiesen, deren am 7. Dezember 1906 erschienener Bericht 
wegen Auflösung des Reichstages nicht mehr erledigt 
wurde. 

Ein neuer Entwurf ging dem Reichstag am 29. April 
1907 zu (Nr. 364 der Reichstagsdrucksachen 12. Legis- 
laturperiode I. Session) und wurde am 2. Mai in zweiter 
und am 7. Mai 1908 in dritter Lesung genehmigt. An 
der ersten Beratung am 27. November 1907 hatte 
wiederum der Abgeordnete Kaempf teilgenommen. 


Meine Herren, gleich dem Herrn Dr. Beumer habe 
ich seit mehreren Jahren die Entwicklung der Gesetzgebung 
über den Versicherungsvertrag verfolgt, und ich freue mich 
ganz außerordentlich über die Wendung, die diese Angelegen- 
heit genommen hat. Dieses erfreuliche Resultat ist größten- 
teils zu danken dem Umstande, daß das Reichsjustizamt es 
nicht verschmäht hat, den ersten Entwurf über den Versiche- 
rungsvertrag der Oeffentlichkeit schon vor drei Jahren vor- 
zulegen, und es nicht verschmäht hat, in einer großen Ver- 
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sammlung, die einberufen worden war vom Deutschen Verein 
. für Versicherungswissenschaft, persönlich durch seine Vertreter 
zu erscheinen und in Rede und Gegenrede die streitigen 
Fragen zur Klarstellung zu bringen. Auf diesem Wege ist 
es möglich geworden, die öffentliche Kritik mit arbeiten zu 
lassen an dem schließlichen Resultat des Gesetzentwurfs, wie 
er jetzt vorliegt. Ich kann das Reichsjustizamt zu diesem 
Vorgehen nur beglückwünschen und freue mich außerdem, 
daß auch in anderen Fällen das Reichsjustizamt in gleicher 
Weise verfährt, so bei dem Gesetz über die Bauforderungen. 
Es wäre nur zu wünschen, daß auch die anderen Reichs» 
ämter ein ähnliches Verfahren einschlügen. Ich glaube, daß, 
wenn das Reichsschatzamt die Steuervorlagen einer öffent- 
lichen Kritik vorher unterbreitet hätte, statt Geheimnis- 
krämerei zu treiben, wir dann zu einer ganz anderen Vorlage 
seitens des Reichsschatzamtes gekommen wären. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß der Gesetzentwurf, 
wie er uns heute vorliegt, gerade auf Grund des Vorgehens 
des Reichsjustizamts ein Kompromiß darstellt zwischen den 
Forderungen der Versicherten und denen der Versicherungs- 
gesellschaften, und daß dies Kompromiß im allgemeinen zu 
einem glücklichen Resultat geführt hat. Es sind die über- 
triebenen Forderungen der Versicherungsgesellschaften abge- 
lehnt worden und ebenso die übertriebenen Forderungen der 
Versicherungsnehmer. Ich erinnere nur daran, daß die Ver- 
sicherungsnehmer verlangt hatten, die Gesellschaften müßten 
jedes Risiko, auch das schlechteste, übernehmen. und zum 
vollen Werte versichern, wodurch nur herbeigeführt worden 
wäre, daß die Prämien für gute Risiken so hoch hätten ge- 
setzt werden müssen, daß dadurch die Prämien für die 
schlechten Risiken mit gedeckt worden wären. 

Die öffentliche Kritik hat sich vielfach beschäftigt mit 
dem Aufbau des ganzen Gesetzes. Es ist namentlich seitens 
der Versicherungsgesellschaften gewünscht worden, daß für 
jeden einzelnen Versicherungszweig sozusagen ein besonderes 
Gesetz gemacht würde, in dem alle Bestimmungen, die all- 
gemeinen wie die speziellen, enthalten wären. Ich glaube, 
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mit der Fassung, die dem Aufbau jetzt gegeben ist, können 
sich auch die Versicherungsgesellschaften schließlich be- 
freunden. Ich finde, daß das Gesetz durchaus juristisch 
logisch aufgebaut ist und mit dieser juristischen Logik voll» 
ständig vereinigt ein verständnisvolles Eindringen in die 
Materie selbst. Aber in einem Punkte, glaube ich, ist ein 
Mangel im Aufbau des Gesetzes vorhanden, und zwar darin, 
daß nicht in einem einzigen Paragraphen — etwa einem 
Schlußparagraphen — zusammengefaßt sind die zwingenden 
Vorschriften, die der Gesetzentwurf jetzt an den verschieden- 
artigsten Stellen enthält. Die Kenntnis der zwingenden, die 
Vertragsfreiheit beschränkenden Vorschriften ist gerade die 
Hauptsache sowohl für den Versicherungsnehmer wie für 
den Versicherer: beide müssen in einem resümierenden Para- 
graphen zusammengestellt finden können, was an zwingenden 
Vorschriften in dem ganzen Gesetzentwurf zerstreut vorhan- 
den ist; nur auf diesem Wege kann jeder Interessent sofort 
übersehen, ob eine Vorschrift zwingender Natur ist oder 
nicht. Dies ist um so notwendiger, als, wie schon bei Be- 
ginn der Verhandlungen hier auseinandergesetzt worden ist, 
nicht weniger als 35 bis 40 Millionen Versicherungsverträge 
in Deutschland laufen. Diese Verträge müssen erneuert 
werden, und es müßte jedem Beteiligten die Möglichkeit 
gegeben sein, sich sofort aus dem Gesetze klar zu werden, 
welche Bestimmungen zwingender Natur sind, und bezüglich 
welcher Bestimmungen Vertragsfreiheit besteht. 

Aber auch aus einem anderen Grunde ist dies vom prakti» 
schen Standpunkt aus durchaus notwendig. In demEinführungs- 
gesetzentwurf ist die Rede von der rückwirkenden Kraft 
des Gesetzes. Ich muß offen gestehen, daß ich, so sehr ich 
sonst mit der Sprache des Gesetzentwurfs einverstanden bin, 
aus dem Einführungsgesetz nicht klar geworden bin, in 
welcher Weise die rückwirkende Kraft eintreten soll. Aus 
der Begründung des Einführungsgesetzes scheint mir hervor= 
zugehen, daß alle zwingenden Vorschriften rückwirkende 
Kraft haben sollen. Wenn das aber der Fall ist, dann ist 
ein Grund mehr vorhanden, um in einem Schlußparagraphen 
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des Gesetzes zu rekapitulieren, welche Vorschriften zwingen- 
der Natur sein sollen. 

Hieran schließt sich ein anderer Gesichtspunkt, den ich 
zur Sprache bringen muß, und der auch in der Kommission, 
die ja unzweifelhaft beschlossen werden wird, zur Erledi- 
gung und zur Aufklärung gelangen muß. Zwingende, die 
Vertragsfreiheit beschränkende Vorschriften sind in dem Ge- 
setz reichlich vorhanden, Vertragsfreiheit und fakultative 
Vorschriften eine ganze Reihe. Aber ich kann nicht über- 
sehen, ob nicht diese fakultativen Vorschriften durch die 
diskretionäre Gewalt des Aufsichtsamts über die Privatver- 
sicherungsgesellschaften ebenfalls zu zwingenden Vorschriften 
gemacht werden können. Das Aufsichtsamt hat eine diskre- 
tionäre Gewalt insofern, als es berechtigt ist, einen Einfluß 
auszuüben auf den allgemeinen Geschäftsplan, also auch auf 
die Geschäftsbedingungen der Versicherungsgesellschaften. 
Es würde, wenn diese Voraussetzung zutrifft, allerdings ein 
Zweifel darüber bestehen können, ob denn die fakultativen 
Bestimmungen, die in der Vertragsfreiheit gegeben sind, auch 
tatsächlich eine Vertragsfreiheit bezüglich der betreffenden 
Punkte verbürgen. 

Meine Herren, ich komme dann auf den vielfach be- 
rührten Punkt der Sozietäten. Bevor ich jedoch darauf 
eingehe, glaube ich, zwei Punkte erwähnen zu sollen, die zwar 
gestern hervorgehoben wurden, heute aber in der Diskussion 
nicht wiederum seitens der Herren Redner zur Sprache ge- 
bracht worden sind. Es ist das die Frage der Ausschließung 
von der Unterstellung unter das Reichsrecht der Haftpflicht- 
unternehmungen, die bei den Berufsgenossenschaften be- 
stehen, und der Versicherungsunternehmungen der eingeschrie- 
benen Hilfskassen. Die Haftpflichtunternehmungen, die bei 
den Berufsgenossenschaften auf Grund des Gesetzes bestehen 
können, hängen nur lose zusammen mit dem Gesetz über die 
Berufsgenossenschaften selber. Es ist allerdings eine Real» 
und eine Personalunion vorhanden, aber 'es sind doch nur 
private Unternehmungen der Interessenten der Berufsgenossen- 
schaften, und es liegt kein Grund vor, diese privaten Haft- 
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pflichtunternehmungen, die bei den Berufsgenossenschaften 
bestehen, von dem Reichsrecht auszuschließen. 

Dasselbe ist der Fall bezüglich der eingetragenen 
Hilfskassen. Es liegt dem Reichstag ein Gesetzentwurf 
vor, der dahin geht, die eingeschriebenen Hilfskassen dem 
Privatversicherungsgesetz zu unterstellen, nicht aber dem 
neuen Gesetz über den Versicherungsbetrag. In der Begründung 
ist ein geradezu erschreckendes Bild gemalt worden von den 
Zuständen bei diesen Hilfskassen. Ich kann aus der Be- 
gründung folgendes anführen. Es heißt darin, 

daß die auf dem Gebiete des Hilfskassenwesens ge= 
machten Erfahrungen keinen Zweifel darüber lassen, 
daß hier je länger je mehr erhebliche Mißstände zu- 
tage getreten sind, denen an der Hand des geltenden 
Rechts mit nachhaltigem Erfolge nicht begegnet werden 
kann. Auf ein durchgreifendes Einschreiten sei in 
der Presse und im Reichstage wiederholt hingewiesen 
worden. Die Kassen, um sich ihren Verpflichtungen 
zn entziehen, brächten in unauffälliger Weise schein- 
bar harmlose Vorbehalte in ihren Satzungen und somit 
auch in ihren Versicherungsverträgen an. 
Es wird in der Kommission notwendig sein, zu prüfen, 
inwieweit diese sehr weitgehenden Vorwürfe gegen die 
eingeschriebenen Hilfskassen in der Tat begründet sind. 
Sind sie aber begründet, dann unterliegt es mir keinem 
Zweifel, daß deren Unterstellung nicht nur unter das Auf- 
sichtsamt der Privatversicherungsgesellschaften, sondern auch 
unter das Reichsrecht des Versicherungsvertrages eine absolute 
Notwendigkeit ist. 

. Ich komme nun zu der piece de resistance der ganzen 
Verhandlung, zu der Unterstellung der öffentlichen Ver- 
sicherungsanstalten unter das neue Gesetz. Ich bedaure, 
dem Herrn Staatssekretär des Reichsjustizamts in seinen Aus- 
führungen nicht folgen zu können. Ich weiß nicht, auf 
welches Material, das nicht amtlich sei, er hingewiesen hat. 
Ich kenne dieses Material nicht. Ich kenne aber das amt- 
liche Material, und dieses amtliche Material ist vorhanden 
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in der Begründung, die seitens der Verbündeten Regierungen 
zu dem im Jahre 1901 erlassenen Gesetz über die Privat- 
versicherung gegeben worden ist, und in der Erklärung, die 
der Herr Staatssekretär des Innern am 29. November 1900 
hier abgegeben hat. Im ersteren — das ist ja schon ange- 
führt — ist als unzweifelhaft hingestellt worden, daß die 
Sozietäten und die öffentlichen Versicherungsanstalten not- 
wendigerweise und gleichmäßig mit den anderen Ver- 
sicherungsanstalten unter das Gesetz über den Versicherungs- 
vertrag würden gestellt werden, und das gleiche hat der 
Herr Staatssekretär des Innern am 29. November 1900 hier 
ausgeführt. Es ist daher die Frage durchaus gerechtfertigt, 
warum dieselben Verbündeten Regierungen, die damals 
diese Erklärung in doppelter Form abgegeben haben, 
nunmehr anderer Ansicht geworden sind; denn anderer 
Ansicht sind sie geworden trotz der Erklärungen, die 
sich in der Begründung des Gesetzentwurfs befinden, 
und trotz der Erklärungen des Herrn Staatssekretärs des 
Reichsjustizamts. Allerdings heißt es in der Begründung: 
grundsätzlich hielten die Verbündeten Regierungen an dem 
früheren Standpunkte fest. Aber, meine Herren, dabei ist 
mir ein altes Wort des Fürsten Bismarck eingefallen, daß, 
wenn man grundsätzlich etwas zugebe, man tatsächlich es 
ablehne, und so kommt es mir auch hier vor. Grundsätzlich 
wird an dem früheren Standpunkt festgehalten, tatsächlich 
aber und in allen wesentlichen Punkten wird von dem Stand- 
punkt abgewichen; denn wesentlich in dem Gesetzentwurf 
ist ja doch eben, daß gewisse zwangsweise Bestimmungen 
eintreten, daß nur ein gewisser Teil von Bestimmungen der 
Vertragsfreiheit überlassen ist, und gerade diese Punkte werden 
ausgeschaltet gegenüber den öffentlichen Sozietäten, sowohl 
wenn die Versicherungen, die bei ihnen gemacht werden, 
zwangsweise gemacht werden müssen, als auch, wenn sie in 
freie Konkurrenz mit den privaten Versicherungsunter- 
nehmungen treten. 

Dies ist ein politischer Gesichtspunkt ganz unzweifel- 
haft. Es ist auch von den Vorrednern mit vollem Recht 
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darauf hingewiesen worden, daß hier die politischen Ver= 
hältnisse eine wesentliche Rolle spielen. Aber ich betrachte 
die Frage nicht nur vom politischen Standpunkt, sondern 
von dem praktisch geschäftlichen Standpunkt der Versiche- 
rungsnehmer, und nun frage ich Sie: warum soll ein Ver- 
sicherungsnehmer, der gezwungen wird, an einer bestimmten 
Stelle eine Versicherung zu nehmen, schlechter gestellt werden 
als der Versicherungsnehmer, der sich die Stelle aussuchen 
kann? Dafür gibt es keinerlei Erklärung. 

Ich muß ferner betonen, daß in der Tat nach den 
jetzigen Reglements der öffentlichen Versicherungsanstalten 
und namentlich der Feuersozietäten die Versicherungsnehmer 
bei diesen schlechter gestellt sind, als wenn sie nach dem 
neuen Reichsrecht versichert werden. Eine Reihe von Fällen 
kann ich Ihnen sofort anführen. Nach $ 94 des Gesetz: 
entwurfs müssen die Privatfeuerversicherungsgesellschaften die 
Entschädigungssummen nach Ablauf eines Monats seit An- 
zeige des Versicherungsfalls verzinsen. Bei den öffentlichen 
Anstalten besteht ein solcher Zwang nicht, und dabei, meine 
Herren, findet sich in den Reglements der meisten öffentlichen 
Anstalten die Bestimmung, daß die Entschädigung immer 
erst nach Wiederaufhau der abgebrannten Gebäude, also oft 
erst nach längerer Frist zu zahlen ist. 

Ich kann ferner folgendes Beispiel anführen. Der $ 61 
des Entwurfs setzt fest, daß der Versicherer von der Ver: 
pflichtung zur Leistung frei ist, wenn der Versicherungs- 
nehmer den Versicherungsfall vorsätzlich oder durch grobe 
Fahrlässigkeit herbeigeführt hat. Dagegen finde ich z. B. 
bei der Landfeuersozietät der Provinz Brandenburg folgende 
Bestimmung: 

Nicht ersetzt werden diejenigen Schäden, die vom 
Versicherten, dessen Ehegatten oder Verwandten in 
auf- oder absteigender Linie vorsätzlich verursacht sind. 
In anderen Reglements der Sozietäten sind die Verjährungs- 
fristen im Gegensatz zum neuen Reichsrecht geregelt, nämlich 
auf 6 Monate, während das Reichsrecht eine Verjährung von 
2 Jahren vorschreibt. Diese Fälle lassen sich vervielfältigen; 
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ich glaube nicht, daß es schwer fallen würde, mehrere Dutzend 
derselben anzuführen. 

Demgegenüber sagt nun der Herr Staatssekretär des 
Reichsjustizamts: die Feuerversicherungssozietäten und öffent- 
lichen Anstalten haben im Jahre 1903 der Oeffentlichkeit 
gegenüber eine Erklärung abgegeben, die sie für alle Zeiten 
bindet und sie zwingt, den Versicherten ebenso zu behandeln, 
wie das Reichsrecht vorschreibt. Eine bündige Erklärung 
habe ich in dem Wortlaut dessen, was der Herr Staatssekretär 
verlas, nicht finden können; im Gegenteil, mir ist die Sache 
nun nur noch unklarer geworden. Denn in dieser Ver: 
sicherung der Feuersozietäten ist davon die Rede, daß sie 
die abänderungsfähigen Bestimmungen dem Reichsrecht ent- 
sprechend wollen den Versicherten zuteil werden lassen. 
Aber darauf kommt es viel weniger an; es fragt sich, ob 
sie die zwangsweisen Bestimmungen, die den privaten Ver- 
sicherungsgesellschaften auferlegt werden, ebenfalls den Ver- 
sicherten künftighin zuteil werden lassen wollen. Außerdem 
aber kann ich nicht einsehen, weshalb, wenn denn die Feuer: 
sozietäten und öffentlichen Anstalten sich dem Reichsrecht 
unterwerfen wollen, sie das nicht in offizieller Weise dadurch 
tun, daß sie dem zustimmen, daß das Reichsrecht auch auf 
sie ausgedehnt wird. Diese Ausdehnung ist aber nach 
meiner Ansicht im Interesse der Rechtseinheit unserer bürger- 
lichen Gesetzgebung ebenso notwendig wie vom Standpunkt 
der Versicherten aus, vom Standpunkt derjenigen, die doch 
zu einem Zehntel noch gezwungen sind, sich bei bestimmten 
Anstalten zu versichern. Dieses eine Zehntel klingt sehr 
klein. Wenn Sie aber bedenken, daß 35 Millionen Ver- 
sicherungsverträge in Deutschland bestehen, so sind es immer 
noch 3'/, Millionen Versicherungsverträge, die dem Reichs- 
recht nicht unterworfen sein werden. Und dies ist ein so 
erheblicher Teil, daß ich mich nicht durch die Ausführungen 
des Herrn Staatssekretärs schrecken lasse, in eine sehr ernst: 
liche Prüfung dieser Verhältnisse einzutreten, ehe der Gesamt- 
heit des Gesetzentwurfs unsererseits zugestimmt werden kann. 
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Sicherung der Bauforderungen. 


Rede im Reichstag am 27. November 1907. 
(Nr. 58.) 


Am 29. April 1907 legte die Regierung dem Reichs- 
tag den »Entwurf eines Gesetzes über die Sicherung 
der Bauforderungen« vor (Nr. 365 der Reichstagsdruck- 
sachen 12. Legislaturperiode I. Session), zu dessen Be- 
gründung auf die vielfachen Schädigungen von Bau- 
handwerkern durch unsolide Bauunternehmer verwiesen 
wurde Am 27. November 1907 stand der Entwurf zur 
ersten Beratung im Plenum, an der namens der Frei: 
sinnigen Volkspartei der Abgeordnete Kaempf mit 
nachstehender Rede teilnahm. 

Nach erheblichen Abänderungen in der Kommission 
wurde das Gesetz am 28. April 1909 in zweiter und am 
5. Mai 1909 in dritter Lesung angenommen. Die In= 
kraftsetzung des zweiten Abschnittes des Gesetzes, der 
die dingliche Sicherung der Bauforderungen behandelt, 
ist nach $9 der landesherrlichen Verordnung überlassen. 


Meine Herren, ich befinde mich in der glücklichen Lage, 
namens meiner politischen Freunde der Mehrzahl der Aus- 
führungen beizupflichten, welche die bisherigen Redner ge- 
macht haben. Wir betrachten mit ihnen es als eine der vor- 
nehmsten Aufgaben der Gesetzgebung, dafür zu sorgen, daß, 
insoweit schwindelhafte Auswüchse im Baugewerbe vorhanden 
sind, die die Bauhandwerker schädigen, Abhilfe geschaffen 
wird. Aber wir stehen mit den meisten der Herren Vorredner 
auf dem Standpunkt, daß wir diesem Gesetzentwurf mit einer 
gewissen Skepsis gegenüberstehen, einer Skepsis, die begründet 
ist auf einem ganz ernsthaften Studium der Verhältnisse. 

Meine Herren, eine sichere Statistik über die Verluste, 
die die Bauhandwerker an schwindelhaften Bauten erlitten 
haben, besteht nicht. Trotzdem bin ich vollkommen der 
Meinung, daß in bedeutendem Umfange derartige Schädi- 
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gungen stattgefunden haben, und daß wir alle nach Mitteln 
suchen sollen, um derartige Schädigungen für die Zukunft zu 
vermeiden. Wir müssen daher im Interesse der Bauhand- 
werker zu Bestimmungen kommen, die einerseits diese Schä- 
digungen vermeiden, andererseits aber keine neue Schädigungen 
herbeiführen, d. h., wir müssen zu Bestimmungen kommen, 
welche das Bauhandwerk in seiner wirtschaftlichen Tätigkeit 
schützen, gleichzeitig aber auch es in seiner wirtschaftlichen 
Selbständigkeit, in seinem wirtschaftlichen Vorwärtskommen 
‚nicht hindern. Gerade wenn man unter diesem Gesichtspunkt 
den Gesetzentwurf lediglich im Hinblick auf die praktische 
Seite der Frage betrachte, dann muß man allerdings zu 
Zweifeln kommen, ob die Bestimmungen, wie sie im Gesetz- 
entwurf zum Ausdruck gekommen sind, genügen werden, um 
die Ziele zu erreichen, die ich soeben bezeichnet habe. 

Nach den vortrefflichen juristischen Ausführungen, die 
namentlich der Herr Reichstagsabgeordnete Dr. Junck ge- 
macht hat, kann ich kurz hinweggehen über die Frage, in 
welchem Umfange es zulässig ist, in das Hypothekarrecht 
einzugreifen, ich kann auch über die Frage hinweggehen, in 
welchem Verhältnis das Richtige getroffen ist bei der Ab- 
wägung der Rechte der Baugeldhypothek und der Bau- 
gläubigerhypothek, obgleich ich auch hier zu der Ansicht 
komme, daß ein wenig zu viel an Lasten auf die Baugeld- 
hypotheken geworfen ist, deren Inhaber in die intimsten Ver- 
hältnisse zwischen dem Bauherrn und den Bauhandwerkern, 
ja, in das Innere, in die Seele des Bauhandwerkers eindringen 
müssen, wenn sie selbst ihre Forderungen auf eine sichere 
Rechtsbasis stellen wollen. Wie gesagt, über diesen Punkt 
gehe ich hinweg, weil ich mich lediglich mit der praktischen 
Seite der Frage beschäftigen will. 

Meine Herren, eine der Hauptpunkte, der in Betracht 
kommt, ist die Frage der sogenannten Nachmänner. Als 
ich den Gesetzentwurf lediglich in seinem Texte gelesen 
hatte, war ich zu folgender Anschauung gelangt: es sollen, 
indem die Nachmänner geschützt werden, im wesentlichen 
die Bauhandwerker geschützt werden, die Bauhandwerker, die 
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von dem Unternehmer eines Bauwerks: mit der Ausführung 
eines Teils oder mit der Lieferung von Teilarbeiten für diesen 
Bau beauftragt werden. Ich hatte also an den Fall gedacht, 
daß der Eigentümer einer Baustelle den Bau des Hauses 
einem Bauunternehmer übergibt, und dieser nun wiederum 
einzelne Arbeiten an die einzelnen Bauhandwerker überträgt. 
Als ich aber zu dem Studium der Begründung gekommen 
war, habe ich gefunden, daß noch etwas ganz anderes gemeint 
ist. Die Bestimmungen über die Nachmänner sind im er- 
weiterten Sinne auch dahin zu verstehen, daß, wenn der Bau- 
handwerker selbst einen Teil der Arbeiten, die er übernommen 
hat, einem anderen Bauhandwerker überträgt, nun auch dieser 
Nachmann des ersten Bauhandwerkers geschützt werden soll. 
Und zwar ist für die Zahl dieser Nachmänner gar keine 
Grenze gesetzt. Das sind allerdings Bestimmungen, bei denen 
die Gefahr vorliegt, daß sie dem Bauhandwerker selbst sehr 
gefährlich werden können. Für den Fall, daß der Unter- 
nehmer, also in diesem Falle auch der Bauhandwerker, un= 
sicher zu sein scheint, oder für den Fall er nicht die Absicht 
hat, seinen Nachmann zu befriedigen, ist dieser Nachmann 
berechtigt, auf Eintragung seiner Bauforderung zu dringen. 
Nun frage ich Sie: liegt da nicht die große Gefahr vor, daß 
der Nachmann eines Bauhandwerkers seine Forderungen bei 
dem Eigentümer anmeldet, sobald irgendwelche Differenzen 
in finanzieller Beziehung oder in Beziehung auf die Liefe- 
rungen zwischen ihm und seinem Vormann entstehen? Und 
ist damit nicht die Gefahr verbunden, daß auf diesem Wege 
der Kredit der Bauhandwerker auf das äußerste geschädigt 
wird, ja, daß er sogar in vollständige Kreditlosigkeit gebracht 
werden kann? Dadurch können Sperrungen seiner sämtlichen 
Außenstände gegenüber dem Bauherrn entstehen, und was 
das für einen Bauhandwerker bedeutet, das brauche ich, 
glaube ich, nicht besonders auszuführen. 

Ich sehe also in diesen Bestimmungen über die Nach- 
männer eine sehr große Gefahr, ganz abgesehen davon, daß 
sie wirklich recht schwer verständlich sind. Ich bin allerdings 
in dem Lesen derartiger juristischer, scharf ausgearbeiteter 
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Gesetzentwürfe nicht sehr bewandert, und es ist mir nur 
mit Mühe gelungen, mir Klarheit zu verschaffen; und als ich 
andere, im praktischen Leben stehende Personen fragte, ob 
ihnen denn das Verhältnis klar geworden sei, sagten sie mir: 
nein, von der ganzen Sache verstünden sie nichts. In einigen 
Kongressen von Bauhandwerkern ist auch ausdrücklich darauf 
hingewiesen worden, daß, wenn man dieses Gesetz brauchbar 
machen wolle, man jedenfalls mit Bezug auf die Nachmänner 
andere leichter verständliche Bestimmungen treffen müßte. 

Meine Herren, ein zweiter Gesichtspunkt, den ich von 
der praktischen Seite aus hervorheben möchte, ist der: wenn 
nun wirklich die Bauhandwerker die Eintragung ihrer Bau- 
forderungen als Bauhypotheken erreicht haben, dann fängt 
die Gefahr und die Schwierigkeit für sie erst an. Schon der 
Herr Vorredner hat hierauf hingewiesen; ich glaube, dies 
aber noch etwas weiter ausführen zu müssen. 

Die kritischen Fälle, auf die es ankommt, und um 
derenwillen das ganze Gesetz gemacht wird, sind die Fälle, 
in denen ein Bauunternehmer die Baugelder, die er zum 
Bau aufgenommen hat, nicht vollständig zum Bau verwendet, 
sondern einen Teil anderweitig ausgibt; in diesem Falle bleibt 
der Bau kurz vor der Vollendung stecken, und die Bauhand- 
werker sind nun gezwungen, wenn sie ihr Geld zu retten 
suchen wollen, in der Subhastation, über deren Herbeiführung 
etwa sechs Monate vergehen können, das Grundstück zu er- 
‘werben, es gemeinschaftlich auszubauen, gemeinschaftlich zu 
verwalten und eventuell gemeinschaftlich zu verkaufen. Ich 
gebe zu, daß es Fälle geben kann, in denen es gelingt, eine 
große Zahl von Bauhandwerkern unter einen Hut. zu bringen 
und ein solches Geschäft gut zu Ende zu führen. Aber diese 
Fälle werden selten sein; in den meisten dieser Fälle wird 
der Baugläubiger nicht zu seinem Gelde kommen, wenigstens 
nicht zu der Zeit, wo er es zu haben wünscht. 

Dabei kommt folgender weiterer Punkt in Betracht. 
In den Fällen, wo es sich um solide Bauunternehmer, um 
solide Bauherren handelt, bekommt der Bauhandwerker sein 
Geld im Augenblick der Regulierung der Hypothek, d. h. 
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in dem Augenblick, wo das Haus fertiggestellt ist, und der 
Unternehmer oder der Bauherr eine erste und dahinter eine 
zweite Hypothek aufnimmt. Dann erhält der Handwerker 
den Rest seiner Forderung ausbezahlt. Jeder der Beteiligten 
hat ein Interesse daran, daß diese Auszahlung so bald wie 
möglich erfolgt: der Bauunternehmer, weil er damit seine 
sämtlichen Schulden reguliert und zu niedrigeren Zinsen ge- 
langt, als er für die Baugelder hat zahlen müssen, der Bau- 
handwerker, weil er naturgemäß sein Geld so bald wie irgend 
tunlich haben will. Bei der Konstruktion des Gesetzentwurfs, 
wenn er Gesetz wird, wird in dieser Beziehung eine erheb- 
liche Verzögerung stattfinden, und zwar nicht bloß für die 
Fälle, wo es sich um unsolide Bauten handelt, sondern für 
die unendlich viel größere Zahl von soliden Bauten. Ueber- 
all, wo der Bauhandwerker von einem soliden Unternehmer 
binnen kurzer Zeit sein Geld bekommen haben würde, wird 
er künftig dies Geld erst nach vielen Monaten, ja vielleicht 
erst nach Jahr und Tag bekommen können; denn bevor der 
Bauherr seine Hypotheken endgültig regulieren kann, müssen 
alle im Gesetze vorgeschriebenen Formalitäten erfüllt werden, 
was in vielen Fällen sogar nicht ohne langwierige Prozesse 
abgehen kann. 

Das sind, glaube ich, Bedenken, die jedem, der die prakti- 
schenVerhältnisse kennt, sich von vornherein aufdrängen müssen. 

Das wichtigste für mich, vom allgemein wirtschaftlichen 
Standpunkt aus betrachtet, ist aber der Punkt, den auch der 
Herr Vorredner schon gestreift hat, nämlich die Frage: wird 
denn nicht durch alle diese Bestimmungen, mag der $ 4 mit 
der Kaution von 25 Prozent, durch die man sich loskaufen 
kann von allen Schikanen des Gesetzes, bestehen bleiben oder 
nicht — wird denn nicht durch die Bestimmungen des Ge- 
setzes geradezu darauf hingewirkt, daß das Baugeschäft in 
die Hände einzelner großer Kapitalisten und großer kapital- 
kräftiger Unternehmungen übergeht, und daß der solide Bau- 
unternehmer und der solide Bauhandwerker selbst ausgeschaltet 
wird? Meine Herren, jetzt besteht der Bauunternehmerstand 
zum großen Teil aus Bauhandwerkern selbst. Ich glaube, 
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daß zwei Drittel aller Bauunternehmer, wenigstens in den 
großen Städten, sich aus Bauhandwerkern rekrutieren. Für 
die Bauhandwerker und die Bauunternehmer haben wir das 
allergrößte Interesse nach der Richtung hin, daß solide, vor- 
sichtige Männer, auch wenn sie kein großes Vermögen haben, 
auch wenn ihr Hauptvermögen in ihrer Solidität, ihrer In- 
telligenz und ihrem Streben nach vorwärts besteht, nicht aus- 
geschaltet werden aus dem Kreise derjenigen, die sich an dem 
Baugeschäft beteiligen. In dieser Beziehung aber wird durch 
die Bestimmungen des Gesetzes die allergrößte Gefahr herbei- 
geführt. Alles aber, was dahin drängen kann, gerade das 
Baugeschäft zu einem Monopol zu machen, alles das, meine 
Herren, muß von uns mit der größten Entschiedenheit be- 
kämpft werden. | 

Das sind im wesentlichen die drei Punkte, die ich 
hervorheben wollte. Wir werden in der Kommissionsberatung, 
die, wie ich annehme, beschlossen werden wird, mit aller 
Gründlichkeit und unter Hinzuziehung — ich schließe mich 
da dem Herrn Vorredner vollständig an — von Sachverstän- 
digen die Sache zu prüfen haben; wir werden zu prüfen 
haben, ob es möglich ist, auf diesem Wege oder auf einem 
anderen dahin zu kommen, die berechtigten Klagen der Bau- 
handwerker aus dem Wege zu räumen und den berechtigten 
Forderungen derselben Genüge zu schaffen. Hieran werden 
wir, meine politischen Freunde und ich, wie ich gesehen habe, 
mit der Mehrzahl des Hauses einmütig zusammenarbeiten. 

Ich glaube aber, es müßte noch auf einen Punkt auch 
in der Kommission die Aufmerksamkeit gerichtet werden: 
das ist nämlich der Umstand, daß wir am 7. Januar 1907 
eine Novelle zur Gewerbeordnung bekommen haben, die 
doch einen wesentlichen Teil dessen, was verlangt wird, be- 
reits jetzt zu erledigen geeignet ist. Ich weise namentlich 
hin auf die Ausführungsbestimmungen der Preußischen Re- 
gierung zu dieser Gewerbeordnungsnovelle. Darin ist aus- 
drücklich ausgeführt, daß es nicht bloß darauf ankommt, 
seitens der Polizeibehörden die technische Zuverlässigkeit 
der Bauunternehmer zu prüfen und im Falle des Mangels 
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dieser Zuverlässigkeit einzuschreiten, sondern die Polizei» 
behörde hat auch die wirtschaftliche und moralische Zuver- 
lässigkeit des Bauunternehmers unter die Lupe zu nehmen 
und in dem Falle, daß sich hier Mängel herausstellen, den 
Bau zu untersagen. 

Meine Herren, das muß in Zusammenhang gebracht 
werden mit der Gesetzesvorlage, wie sie jetzt vor uns liegt; _ 
man kann nicht die Dinge so nebeneinander herlaufen lassen, 
sondern man muß sie kombinieren, wenn man im ganzen ein 
gutes Gesetz bekommen will. Ich hoffe, daß aus der Beratung 
der Kommission etwas Gutes für die Bauhandwerker hervor- 
gehen wird. 

Ich hoffe, daß es gelingen wird, Vorschriften zu finden, 
die einerseits sie gegen den Schwindel zu schützen imstande 
sind, andererseits aber ihre wirtschaftliche Selbständigkeit und 
ihr wirtschaftliches Fortkommen nicht untergraben, sondern 
garantieren. 


Krankenpflegerinnen. 


Rede in der Berliner Stadtverordnetenversammlung 
am 13. März 1902. 
(Nr. 59.) 


Zum Etat für 1902 der städtischen Krankenhäuser 
hatte der Stadtverordnete Kaempf in der Berliner Stadt- 
verordnetenversammlung nachstehende Resolution gestellt: 

Die Versammlung ersucht den Magistrat, auf Heran- 
ziehung eines geeigneten Wärterpersonals in den 
städtischen Krankenanstalten, insbesondere auf Be- 
schleunigung der Ausbildung von Schwestern für den 

Dienst in denselben Bedacht zu nehmen. 

Die Resolution wurde von der Versammlung angenommen. 
Zur Begründung führte der Antragsteller folgendes aus: 


Meine Herren, die Ausführungen der Herren Stadträte 
Dr. Weigert und Dr. Straßmann setzen mich in den Stand, 
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ganz kurz zu sein. Aus den Debatten, wie sie vor einer 
Reihe von Wochen über die Krankenhäuser hier stattgefunden 
haben, ist mir im wesentlichen nur das eine als mangelhaft 
haften geblieben, daß das Wärterpersonal allerseits als ein 
 mangelhaftes bezeichnet worden ist. In dieser wichtigen Frage 
einen Fortschritt zu machen und eine Verbesserung anzu- 
streben, dazu scheint mir die dringendste Notwendigkeit vor- 
handen zu sein. | 

Nun sind wir der Meinung, daß eine Verbesserung des 
Wärterpersonals nicht dadurch erreicht werden wird, daß 
man dieZahlungsbedingungen und die Anstellungsbedingungen 
der Wärter verbessert; denn der springende Punkt in dieser 
Frage ist der, daß zur Krankenpflege die Frau sich viel besser 
eignet als der Mann. Die Natur des Mannes, des Wärters 
mit seiner geringeren Eignung zur Krankenpflege werden Sie 
auch durch eine Erhöhung des Gehalts nicht ändern. Des- 
halb muß die Aufmerksamkeit der Verwaltung vor allen 
Dingen darauf gerichtet sein, das Schwesternpersonal zu ver- 
mehren und speziell Schwestern für den städtischen Dienst 
auszubilden. Daß die Verwaltung schon jetzt darauf bedacht 
ist, das beweisen uns die Zahlen, die der Etat bringt. Aus 
dem Etat für das Krankenhaus Friedrichshain geht hervor, 
daß darin 108 Krankenpflegerinnen und 19 Wärter beschäftigt 
sind, am Urban 90 Pflegerinnen und 17 Wärter. In Moabit 
dagegen ist das Verhältnis ungünstiger: da sind noch 81 Männer 
beschäftigt und 75 Frauen, Schwestern. Wenn ich nun in 
Rücksicht ziehe, daß das Rudolf-Virchow-Krankenhaus im 
nächsten Jahre zur Eröffnung gelangen wird, und daß Sie 
dort etwa 200 Personen gebrauchen werden, wenn Sie in 
demselben Verhältnis dort anstellen wollen wie im Friedrichs: 
hain und am Urban, dann erscheint es mir dringend not- 
wendig, daß die Verwaltung beizeiten darauf Bedacht nimmt, 
Schwestern auszubilden, damit, wenn die Zeit der Eröffnung 
des neuen Krankenhauses kommt, eine genügende Zahl von 
Schwestern vorhanden ist. Das ist der Sinn der Resolution, 
die ich mir erlaubt habe, einzubringen, und ich glaube, dies 
liegt im Interesse der Allgemeinheit. 
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Kleinwohnungen. 


Rede in der Berliner Stadtverordnetenversammlung 
vom 1. Mai 1902. 
(Nr. 60.) 


Die Rede bezieht sich auf die Magistratsvorlage, be- 
treffend den Abschluß eines Vertrages zwischen der Stadt: 
gemeinde Berlin und der „Aktiengesellschaft Verein zur 
Verbesserung der kleinen Wohnungen“. 


Meine Herren, die Vorlage des Magistrats, betreffend 
die Wohnungsfrage, bezieht sich auf die Beschlüsse, welche 
die Stadtverordnetenversammlung im März und November 
vorigen Jahres gefaßt hat. Sie erinnern sich, daß diese Be- 
schlüsse 5 Punkte betreffen: erstens die Bereitstellung von 
transportablen Baracken im Falle der Ueberfüllung des Ob- 
dachs; zweitens die wirksamere Besteuerung der nicht bebauten 
Grundstücke; drittens eine Wohnungsstatistik; viertens die 
Unterstützung gemeinnütziger Baugesellschaften, welche es sich 
zur Aufgabe machen, gesunde und billige Wohnungen her- 
zustellen; endlich fünftens eine Verwendung des Terrains der 
früheren Stralauer Werke zu demselben Zweck. 

Was den ersten Punkt anbelangt, so teilt der Magistrat 
in seiner Vorlage mit, daß eine Ueberfüllung des Obdachs 
nicht mehr vorhanden sei, daß er aber für den Fall, daß eine 
solche wieder eintreten sollte, sich mit dem Roten Kreuz und 
mit dem Kriegsministerium in Verbindung gesetzt habe, um 
leihweise derartige Baracken im Notfalle bekommen zu können. 
Was die Statistik anlangt, so sind die nötigen Anforderungen 
getroffen worden, um eine übersichtliche Statistik herbeizu- 
führen. Was die Heranziehung der unbebauten Terrains zu 
einer wirksamen Besteuerung betrifft, so werden wir vom 
Magistrat hierüber später eine Vorlage zu erwarten haben. 
Auch das Stralauer Terrain soll bei künftigen Verhandlungen 
mit Baugesellschaften berücksichtigt werden. Diese vier Punkte 
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würden meiner Ansicht nach zu einer besonderen Besprechung 
kaum Veranlassung geben. 

Dagegen ist der fünfte Punkt, nämlich der Entwurf eines 
Vertrages mit dem Verein zur Verbesserung der kleinen Woh- 
nungen in Berlin, meiner Ansicht nach einer Erörterung, und 
zwar einer eingehenden Erörterung, bedürftig. Meine Herren, 
der Magistrat erkennt in seiner Vorlage an, daß es innerhalb 
der Aufgaben der kommunalen Verwaltung liege, die An- 
regung zu geben, daß die Privattätigkeit sich in geeigneter 
Weise mit der Herstellung billiger und gesunder kleiner Woh- 
nungen beschäftige. Wenn der Magistrat dies anerkennt, so 
liegt darin notwendigerweise, daß diese Anregung und Unter: 
stützung wirksame Folgen und möglichst dauerhafte Folgen 
für die Verbesserung der Wohnungen haben soll. Ob dies 
im vorliegenden Falle, das heißt bei dem Entwurf des Ver- 
trages, wie er uns vorliegt, zutrifft, ist mir zweifelhaft, und 
zwar aus folgenden Gründen. Ich gebe zu, daß, soweit ich 
mich habe informieren können, auf dem Terrain des Vereins 
— übrigens eine Aktiengesellschaft mit einem Kapital von 
500000 Mark, in deren Verwaltung die allerachtbarsten und 
vertrauenswürdigsten Namen vertreten sind — Häuser er- 
richtet sind, die durchaus geeignet erscheinen, als gesunde 
Wohnungen bezeichnet zu werden. Namentlich günstig ist 
der Umstand, daß für Turn- und Spielplätze in großem Um- 
fange gesorgt ist, und daß auf dem Terrain, das der Verein 
zu erwerben noch berechtigt ist, sich sogar ein außerordent- 
lich großer Platz befindet, geeignet für Turn- und Spielplätze, 
so daß, wenn in der Tat letzteres Terrain zu diesem Zweck 
Verwendung findet, in gesundheitlicher Beziehung, namentlich 
für die Kinder, gut gesorgt sein wird. Ich will hier gleich 
eine Bemerkung einschalten, die mir in sehr richtiger Weise 
von mehreren meiner Herren Kollegen gemacht worden ist. 
Gerade darauf kommt es an, daß die Familien mit zahlreichen 
Kindern in solchen Fällen, in denen ein Wohnungsmangel 
eintritt, eine Unterkunft finden, und meine Freunde sind der 
Meinung, daß die Bestimmung in dem Vertragsentwurf, daß 
der Verein nicht berechtigt sei, eine Mietspartei deswegen 
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zurückzuweisen, weil zahlreiche Kinder vorhanden seien, nicht 
ausreiche, sondern daß in den Vertrag aufgenommen werden 
müsse, daß Familien mit zahlreichen Kindern bevorzugt werden 
müssen. Ich will das hier nur einschieben, weil es.sich gerade 
auf die Turn- und Spielplätze und auf die Fürsorge für die 
Kinder bezieht. 

Was aber die Frage anbetrifft, ob nach dem vorliegenden 
Vertragsentwurfe billige Wohnungen hergestelltwerden können, 
so wird diese Frage jedenfalls einer eingehenden Prüfung der 
Verhältnisse unterzogen werden müssen; denn, nach dem ersten 
Anschein zu urteilen, werden billige Wohnungen auf diesem 
Terrain schwerlich hergestellt werden können. Ich habe die 
Geschäftsberichte des Vereins zur Verbesserung der kleinen 
Wohnungen in Berlin durchgesehen; es sind deren bis jetzt 
zwei erschienen, für 1900 und für 1901. Ich habe in dem Be- 
richt für 1900 die Angaben über die Mieten gefunden. Da- 
nach stellten sich die Mieten für Wohnungen von zwei Stuben 
und Küche von 348 bis 408 Mark, von einer Stube und Küche 
von 246 bis 282 Mark, von einer einzelnen Stube auf 144 Mark. 
Im Jahre 1901 sind die Mietspreise um 8 pCt. erhöht worden 
in den Fällen, in denen Mieter ausgezogen und neue Mieter 
zugezogen sind, während im Geschäftsbericht hervorgehoben 
wird, daß man nicht beabsichtige, guten und dauernden Mietern 
die Mietspreise zu erhöhen. Billige Wohnungen lassen sich 
nur herstellen, wenn der Grund und Boden billig ist, wenn 
billig gebaut und verwaltet wird. Ob der Preis des Grund 
und Bodens billig ist, darüber will ich mir ein Urteil nicht 
erlauben. Das Terrain, das die Gesellschaft noch zu kaufen 
berechtigt ist, wird 60 Mark pro Quadratmeter kosten, also 
840 Mark pro Quadratrute. Eine Aktiengesellschaft baut in 
der Regel — es kann ja hier eine Ausnahme sein — teuer, 
und namentlich verwaltet eine Aktiengesellschaft deswegen 
teuer, weil notwendigerweise ein ganzer Apparat von Ver- 
waltung vorhanden sein muß, um die Aktiengesellschaft über- 
haupt nach dem Gesetz und ordnungsgemäß zu führen. Nun 
ist es richtig, daß der Aufsichtsrat seine Stellen als Ehren- 
stellen betrachtet; er erhält nach dem Statut keinerlei Ver- 
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gütung. Immerhin aber muß eine Direktion vorhanden sein, 
und der Geschäftsbericht für 1901 gibt folgendes finanzielle 
Bild. Es sind eingegangen an Mieten 54000 Mark; diesen 
54000 Mark stehen gegenüber 7538 Mark laufende Ausgaben, 
d. h. Reparaturen an den Häusern, an den Wohnungen usw., 
ferner 7533 Mark Bureaukosten und Gehälter. Das ist gegen- 
über einer Mietseinnahme von 54000 Mark allerdings sehr 
teuer. Nun gebe ich zu, daß, wenn an Stelle der zehn Häuser, 
die bis jetzt auf dem Terrain der Gesellschaft gebaut sind, 
noch weitere fünfzehn bis sechzehn Häuser gebaut werden, 
dann die Generalunkosten, Gehälter und Bureauunkosten nicht 
denselben hohen Prozentsatz der Mieten absorbieren werden, 
wie es bei dem jetzigen kleinen Betriebe der Fall ist — immer 
vorausgesetzt, daß die Unkosten sich nicht erhöhen, daß die 
Gehälter, Bureaukosten nicht wesentlich erhöht werden. Aber 
da hiervon ja der Hauptsache nach die Billigkeit der Woh- 
nungen abhängt, so, glaube ich, müßte in dem Vertrage mit 
dem Verein darauf Rücksicht genommen werden, daß der 
Magistrat einen Einfluß auf die Festsetzung der Verwaltungs- 
kosten erhält, z. B. die Genehmigung des Etats der Ver- 
waltungskosten. 

Nach derselben Richtung hin wirkt auch eine Bestim- 
mung des Statuts des Vereins. Im $& 25 desselben wird ge- 
sagt, daß von dem Reingewinn zunächst abgesetzt werden 
5 pCt. zum Reservefonds. Das ist nach dem Gesetz not- 
wendig, dagegen ist nichts zu sagen. Dann sollen die Aktionäre 
bis zu 4 pCt. Dividende erhalten, und endlich kommt fol- 
gender Satz: | 

Der Ueberschuß wird einem Spezialreservefonds 
überwiesen, aus welchem, soweit die Generalversamm- 
lung nicht dessen Verwendung zur Verbesserung der 
Wohnungen und zur Erweiterung des Unternehmens 
beschließt, in den Jahren, in welchen der aus dem 
Jahresreingewinn an die Aktionäre zu verteilende Ge- 
winn nicht 4 Prozent des eingezahlten Aktienkapitals er- 
reicht, eine Ergänzung desselben bis zu dieser Höhe 
durch die Generalversammlungbeschlossen werdenkann. 


602 


Es kann also über den Reservefonds und über die 4 pCt. 
Dividende hinaus eine Kapitalansammlung stattfinden. Jede 
Kapitalansammlung aber bedeutet eine Verteuerung der Mieten. 
Deswegen müßte in dieser Beziehung eine Vorkehrung be- 
schlossen werden, die, wie mir scheint, auch nach dem Ver: 
tragsentwurf beabsichtigt ist. Es heißt nämlich in $ 5 des 
. Vertrages: 

Der Verein darf ohne Genehmigung des Magistrats 
eine Aenderung der 88 25 und 26 seines Statuts nach 
der Richtung nicht beschließen, daß mehr als 4 pCt. 
Gewinn und im Falle der Auflösung mehr als der 
auf die Aktien eingezahlte Betrag zur Verteilung ge- 
langen. Auch zur Herabsetzung des Grundkapitals 
unter den jetzigen Betrag von 500 000 Mark ist die 
Einwilligung des Magistrats erforderlich. Dieselbe 
kann nicht verweigert werden, wenn die Sicherheit 
der Aktiengesellschaft hiermit eine Beeinträchtigung 
nicht erfährt und auf die Aktien höchstens der No- 
minalbetrag zur Auszahlung gelangt. 

und in & 4: 

Der Verein ist verpflichtet, die Höhe der Mieten 
für die Wohnungen so zu bemessen, daß nur die 
Verzinsung und Amortisation des für die Herstellung 
aufgewendeten Kapitals, die aus derInstandhaltungusw. 
entstehenden Aufwendungen, sowie die Verwaltungs- 
kosten in Anrechnung gebracht werden, wie dies 
auch das Vereinsstatut in den $$ 25 und 26 vorsieht. 

Das Vereinsstatut sieht aber etwas anderes vor, als in dem 
ersten Satz des $ 4 gesagt ist, es ermöglicht eine Kapitalan- 
sammlung. Offenbar ist gemeint, die Bestimmungen des $ 25 
des Statuts sollen nicht in Kraft sein bezüglich dieser etwaigen 
Kapitalansammlung, sondern es sollen die Mieten überhaupt nur 
so bemessen werden, daß lediglich die Instandhaltung, die Her- 
stellungs- und die Verwaltungskosten berücksichtigt werden. 
Aber es bedürfte jedenfalls einer genauen Präzisierung, 
damit in dieser Beziehung kein Zweifel für die Zukunft 
entstehen kann. 
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Fin anderer Punkt in dem Vertragsentwurf erweckt in 
mir ebenfalls Bedenken, und zwar nach der Richtung, ob 
auf die Dauer etwas Wirksames und Gutes durch den Vertrags- 
entwurf, wie er vorliegt, geschaffen werden kann. Der Ver- 
tragsentwurf enthält nämlich die Bestimmung, daß der Verein 
berechtigt ist, 5 Jahre nach Hergabe des Darlehens seitens 
der Stadt dasselbe zurückzuzahlen. Es ist ja, wenn jetzt zu 
3!/; pCt. zweitstellige Hypotheken von der Stadt an den 
Verein gegeben werden, nach den augenblicklichen Geld- 
verhältnissen kaum daran zu denken, daß der Verein sich 
das Vergnügen machen wird, dieses sehr billige Geld zurück- 
zuziehen, um teureres aufzunehmen; wie aber nach 5 Jahren 
die Verhältnisse sein können, weiß man nicht. Die Mög- 
lichkeit ist jedenfalls vorhanden, daß aus irgendeinem 
Grunde nach Ablauf von 5 Jahren die Stadtgemeinde ihr 
Geld zurückerhält, und ich glaube, aus dem ganzen Sinne 
des Vertrages entnehmen zu können, daß, wenn die Zurück 
zahlung des Kapitals stattgefunden hat, auch die Einwirkung 
des Magistrats auf die Verhältnisse des Unternehmens ihr 
Ende erreicht. Das steht zwar nicht ausdrücklich in dem 
Vertrage; aber mir scheint die ganze Konstruktion desselben 
dahin zu gehen. In diesem Falle würde die Einwirkung der 
Stadt auf die Billigkeit der Wohnungen nach 5 Jahren aufhören. 

Es sind ferner noch einige Bedenken in der Beziehung 
vorhanden, daß nicht ganz deutlich gesagt ist, wer zu ent- 
scheiden hat, wenn nun der Verein seinen Verpflichtungen 
nicht nachkommt. In einem Falle ist dies ausdrücklich er- 
wähnt, nämlich in dem Falle, wo es sich um die Beurteilung 
des guten Zustandes der Häuser und der Wohnungen 
handelt. Aber in den übrigen Fällen, namentlich in dem 
des & 6, wo der Verein sich verpflichtet, bei der Vermietung 
eingesessene Berliner Bürger zu bevorzugen und Familien 
der Kinderzahl wegen nicht zurückzuweisen, ist nicht gesagt, 
wer in Streitfällen zu entscheiden hat. Dies muß durch den 
Vertrag, der, wie ich hoffe, zum Abschluß gelangen wird, 
in die Hände des Magistrats gelegt werden, um jedem 
Zweifel auszuweichen. 
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Diese Punkte, glaube ich, genügen, um die Notwendig- 
keit der Beratung des ganzen Vertrages in einem Ausschuß 
darzulegen. Es drängt sich aber noch ein anderer Umstand 
auf, der es mir durchaus notwendig erscheinen läßt, einen 
Ausschuß einzusetzen; das ist nämlich die Frage, wie die 
Mittel für dieses Darlehen von 500000 Mark aufgebracht 
werden sollen. Der Magistrat beantragt, sie aus den Mitteln 
der Sparkasse zu entnehmen. Hiergegen muß ich meine 
lebhaften Bedenken äußern. Es handelt sich um Hypotheken 
zweiten Ranges. Die Sparkasse ist nur berechtigt, in 
pupillarisch sicheren Papieren ihre Anlagen zu machen. An 
dieser Pupillarität der Anlagen der Sparkasse möchte ich nicht 
gerüttelt wissen. Einmal ist diese Pupillarität der Anlagen 
der Grundpfeiler für den Kredit der Sparkasse und zweitens 
auch der Grundpfeiler dafür, daß die Stadtgemeinde Berlin 
aus der Garantie, die sie für die Sparkasse übernommen hat 
und übernehmen muß, nicht in Anspruch genommen werden 
kann, und so ist es nach diesen beiden Richtungen hin not: 
wendig, die Pupillarität der Anlagen der Sparkasse aufrecht- 
'zuerhalten. 

Man wird mir zwar sagen: es sind ja nur 500000 Mark, 
und das kommt bei den großen Anlagen der Sparkasse nicht 
in Betracht. Aber ich möchte hier vor dem ersten Schritt 
warnen. Es ist nicht angänglich, daß man ein so hoch an- 
gesehenes Institut, wie die Berliner Sparkasse, mit Anlagen be- 
haftet, die sich nicht innerhalb der Grenzen der pupillarischen 
Sicherheit bewegen, und ich möchte, daß gerade dieser Punkt 
im Ausschuß besonders beraten wird. Bei dieser Gelegen- 
heit werden wir vielleicht auch erfahren, warum es nicht 
möglich ist, diese 500000 Mark aus der König-Friedrich- 
Stiftung zu nehmen, welche die Stadtgemeinde im vorigen 
Jahre gerade zu dem Zwecke der Herstellung billiger Woh- 
nungen gegründet hat. Wie ich zufällig heute gehört habe, 
stehen dem Inslebentreten dieser Stiftung formelleSchwierig- 
keiten entgegen; es würde sich also fragen, wenn. diese Stif- 
tung nicht zu den 500 000 Mark herangezogen werden kann, 
ob nicht ein anderer Weg zu finden ist, als der Weg, der 
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Sparkasse diese Hypotheken mit nicht pupillarischer Sicher- 
heit zu überweisen. 


Alle diese Gründe lassen mich Sie bitten, die Vorlage 


in einem Ausschuß zu beraten. Ich hoffe, ja ich bin über- 
zeugt, daß aus den Beratungen etwas herauskommen wird, 
was dem Zweck, den wir verfolgen, zum Segen gereichen wird. 


Rede 


606 


Märchenbrunnen. 


in der Berliner Stadtverordneten-Versammlung am 


17. Oktober 1901. 
(Nr. 61.) 


Infolge des Planes der Stadt Berlin, im Friedrichshain 
einen Brunnen — den Märchenbrunnen — zu errichten, 
kam es zu einer Meinungsverschiedenheit zwischen der 
Stadt Berlin und der Krone, die das Recht der Geneh-> 
migung des Brunnens, auch in architektonischer Hinsicht, 
für sich in Anspruch nahm. Die städtischen Behörden 
waren dagegen der Ansicht, daß sie nur eine baupolizei- 
liche Erlaubnis einzuholen hätten. Die Stadtverordneten- 
Versammlung beschäftigte sich mit dem Streitfall am 
3. und 14. Oktober. Ein von dem Stadtverordneten 
Kaempf gestellter Antrag: 

Die Versammlung nimmt Kenntnis von der Vorlage 

des Magistrats und ersucht denselben, an dem in dem 

überreichten Schriftwechsel mit dem Königlichen 

Polizeipräsidium und den demselben beigefügten An- 

lagen entwickelten Rechtsstandpunkte festzuhalten, 

nach welchem nur eine baupolizeiliche Genehmigung 

für die Errichtung der Märchenbrunnen erforderlich ist 
wurde angenommen. Die Begründung des Antrages 
wurde von dem Stadtverordneten Kaempf in nach- 
stehender Rede gegeben. 


Meine Herren, es ist bedauerlich, daß in der Frage der 
Errichtung der Märchenbrunnen die beiden Gesichtspunkte, 
die hierbei in Betracht kommen, so sehr untereinander ges 
laufen und miteinander vermischt worden sind. Der eine 
dieser Gesichtspunkte, das Rechtsverhältnis, ist hier bereits 
von allen Seiten betont worden. Aber, meine Herren, der 
zweite dieser Gesichtspunkte, glaube ich, muß ebenfalls zum 
Ausdruck gebracht werden und erörtert werden, nämlich der 
Gesichtspunkt des Verhältnisses der Stadtbehörden zu dem 
Träger der Krone. Meine Herren, die Stadt Berlin ist nun 
einmal die Residenzstadt des Königs. In dieser Stadt Berlin 
wird von jedem einzelnen Bürger eine oft recht herbe Kritik 
angelegt an das, was die städtischen Behörden tun und ein- 
richten, und Sie wissen, daß die städtischen Behörden durch- 
aus geneigt sind, alle derartigen Anregungen, die aus der 
Bürgerschaft kommen, sorgsam zu hören. Es besteht im 
Magistrat eine sehr begründete Einrichtung, nämlich die, daß 
aus allen Zeitungen die Aeußerungen der Presse über das 
Verhalten der städtischen Behörden und ihre Einrichtungen 
ausgeschnitten und den verschiedenen Verwaltungsdeputationen, 
welche es angeht, zugesendet werden — unzweifelhaft doch 
zu dem Zweck, um herbeizuführen, daß etwaige Beschwerden 
geprüft werden sollen und, wenn sie begründet sind, Abhilfe 
geschaffen werde. Meine Herren, wie oft sind Petitionen 
von Vereinen und einzelnen Bürgern Gegenstand eingehender 
Prüfung gewesen! Wie oft sind Anträge, die einzelne oder 
Vereine gestellt haben, sehr sorgfältig bei den Beratungen 
der städtischen Behörden in Rücksicht gezogen worden! Und 
das, meine Herren, was Sie jedem einzelnen aus der Bürger: 
schaft einräumen, nämlich das Recht, zu erwarten, daß seine 
Ansichten geprüft werden — dieses Recht soll ganz allein 
dem Träger der Krone verweigert werden? 

Wenn der Kaiser Aeußerungen über geplante oder 
vollendete Einrichtungen der Stadt tut, so vergibt sich die 
Stadtgemeinde nichts, wenn sie diese Aeußerungen einer 
sorgsamen und ernsten Prüfung unterzieht, und wenn sie da- 
bei findet, daß die Anregungen des Kaisers auf einer Grund: 


607 


lage beruhen, welche den Interessen der städtischen Verwal- 
tung nicht zuwider ist, dann vergibt sich die Stadtgemeinde 
nichts, wenn sie auf diese Anregungen eingeht. 

Es ist vorhin geäußert worden, daß hierdurch eine Bevor- 
mundung der Stadt Berlin begründet werde. Diese Ansicht 
teile ich nicht; denn ebensowenig, wie es eine Bevormundung 
durch die Presse ist, wenn wir den Anregungen der Presse 
die gehörige Aufmerksamkeit schenken, ebensowenig ist es 
eine Bevormundung von oben, wenn geprüft wird, ob An- 
regungen, die von dieser Stelle kommen, begründet sind oder 
nicht. Meine Herren, an dieser Auffassung kann ich unter 
keinen Umständen etwas ändern. Ich bin vielmehr der 
Meinung, daß das Taktgefühl, die Besonnenheit und die 
Festigkeit der städtischen Behörden soweit reichen werden, 
jede Bevormundung abzuweisen, die nicht in den Gesetzen 
begründet ist, von welcher Seite sie auch kommen möge. 

Was sodann die Rechtslage betrifft, so bin ich mit dem 
Herrn Vorredner einverstanden darin, daß dieselbe vollkommen 
klar liegt. Dieses Rechtsverhältnis teilt sich in zwei Teile: 
erstens in die Frage der Genehmigung durch den König, 
zweitens in die Frage der Genehmigung durch die Polizei- 
behörde. Es ist bereits von dem Herrn Vorredner darauf 
hingewiesen worden, daß die Allerhöchste Genehmigung nur 
begründet werden kann entweder auf Artikel 10 des Gesetzes 
vom 2. Juli 1875 über die Veränderung bestehender und die 
Einrichtung neuer Baufluchtlinien, und daß dieser Paragraph 
nicht in Frage kommen kann bei der Frage, die uns hier 
beschäftigt, oder auf den Vertrag von 1875, betreffend den 
Uebergang gewisser Straßen und Plätze aus dem fiskalischen 
Eigentum in das Eigentum der Stadtgemeinde Berlin. Letzterer 
kommt aber für die Allerhöchste Genehmigung nicht in Frage 
deswegen, weil, selbst wenn aus diesem Vertrage irgendeine 
Genehmigung als erforderlich abgeleitet werden könnte, es 
sich nicht um die Allerhöchste Genehmigung, sondern um 
die Genehmigung der Staatsregierung handeln würde. Aber 
auch diese Genehmigung ist ausgeschlossen; denn sie bezieht 
sich nur auf Plätze, die auf Grund des Vertrages von 1875, 
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nicht auf solche, welche anderweitig in das Eigentum der 
Stadt übergegangen sind. Zu letzteren aber gehört der 
Friedrichshain. | r 

Was die Genehmigung durch die Polizeibehörde anlangt, 
so käme zunächst in Frage die allgemeine verkehrspolizeiliche 
Genehmigung. Es ist bekanntlich die Polizei berechtigt, alles, 
was nach ihrer Ansicht auf irgendeiner Straße, auf irgendeinem 
Platze den Verkehr stört, zu beseitigen oder die Herstellung 
solcher den Verkehr störenden Anlagen zu verhindern. Aber 
auch in diesem Falle kann die Polizei nur aus polizeilichen 
Gründen einschreiten. Es kommt schließlich in Frage die 
baupolizeiliche Genehmigung. Von diesem Gesichtspunkte 
aus kann die Polizei verlangen, daß für die Märchenbrunnen, 
wenn sie errichtet werden sollen, bei ihr die Genehmigung 
nachgesucht wird. Dies ist aber auch das einzige Recht, 
welches in Frage der Märchenbrunnen der Polizeibehörde 
zusteht, und auch hier kann sie sich nur auf polizeiliche 
Gründe berufen. An dieser Auffassung wird auch nichts 
geändert durch das Urteil von 1899, betreffend das Portal im 
Friedrichshain; denn auch hierbei hat das Oberverwaltungs- 
gericht anerkannt, daß es polizeiliche, wenn auch allgemeine 
landespolizeiliche Gründe sein müssen, welche zu einer Ver- 
sagung der Bauerlaubnis führen dürfen: es sollte durch das 
Portal die Revolution verherrlicht sein, dadurch sollte die 
allgemeine Sicherheit, Ordnung und Ruhe gestört werden 
können. Ich komme daher aus allen diesen Gründen zu 
derselben Auffassung wie die Herren Vorredner, daß der 
Rechtsstandpunkt ganz unzweifelhaft ist, daß weder eine 
königliche Genehmigung für die Errichtung der Märchen- 
brunnen erforderlich ist, noch auch die Polizei sich bei der 
etwaigen Erteilung der baupolizeilichen Genehmigung auf 
etwas anderes stützen darf als auf polizeiliche, nicht aber auf 
architektonische oder ästhetische Gründe. 

Meine Herren, wenn hiernach die Rechtslage klar ist, 
so ist es in der Tat bedauerlich, daß der Magistrat in dem 
Augenblick, wo er der Kunstdeputation die Frage vorgelegt 
hat, ob etwa an dem Projekt, wie es bis jetzt ausgearbeitet 
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worden ist, den Anregungen des Kaisers entsprechend, eine 
Veränderung vorgenommen werden könne, nicht gleichzeitig 
zum Ausdruck gebracht hat, daß er unbedingt festhält an 
dem Rechtsstandpunkt, den er selbst in den Jahren 1897 
und 1898 festgestellt und vertreten hat. Wir, meine Herren, 
als die Stadtverordnetenversammlung sollten dies nachholen, 
indem wir unsererseits öffentlich zum Ausdruck bringen, daß 
in der Tat keine Gründe vorhanden sein können, die könig- 
liche Genehmigung einzuholen, auch keine Gründe vorhanden 
sein können, eine andere polizeiliche Genehmigung einzuholen 
als die baupolizeiliche. Diesen Standpunkt habe ich in meiner 
Resolution zum Ausdruck gebracht. Sie entspricht den An- 
sichten meiner Freunde, und ich bitte Sie, diese Resolution, 
die in der Sache genau dasselbe sagt wie die Resolution 
Preuß, in der Form aber milder ist, anzunehmen. Wenn Sie 
dieselbe annehmen, stellen Sie fest, daß die Stadtverordneten 
von Berlin dem Kaiser geben wollen, was des Kaisers ist, 
für die Stadt aber in Anspruch nehmen, was der Stadt gebührt. 
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10. Abschnitt. 


Begrüßungen und Ansprachen. 


39* 





Nachruf für Fürst Bismarck. 
Ansprache in der Sitzung des Börsenvorstandes 
am 1. August 1898. 

(Nr. 62.) 


Meine Herren! Angesichts des Dahinscheidens des 
Fürsten Bismarck befinden wir uns einem Ereignis gegenüber, 
das jedes Deutschen Herz auf das innerste erregt. 

An seinen Namen und an seine Person knüpft sich die 
Verwirklichung dessen, was das deutsche Volk seit Jahr- 
hunderten geträumt und ersehnt hat: Die Herstellung der 
deutschen Einheit. An seine Tatkraft knüpft sich der Aufbau 
der deutschen Macht und der deutschen Größe. Keine 
Worte genügen, um die unvergeßlichen Verdienste des dahin- 
geschiedenen Fürsten um das deutsche Vaterland zu schildern; 
keine Worte reichen aus, um der Weihe des Augenblickes 
Ausdruck zu geben, von welcher — wie gebannt — das 
deutsche Volk dasteht an der Bahre des großen Staatsmannes. 

Für mich bleibt in der heutigen Sitzung nur übrig, zwei 
Anträge zu stellen: 

1. Schon jetzt zu beschließen, daß die Börsenversamm- 
lung ausfällt an dem Tage, an welchem, sei es hier, sei es 
in Friedrichsruh, die feierliche Beisetzung, oder an welchem 
hier eine öffentliche Leichenfeier stattfindet. Ich habe Grund 
anzunehmen, daß für eine solche Leichenfeier in Berlin dem- 
nächst Bestimmungen getroffen werden. 

2. Dann aber als Zeichen unserer Trauer für heute 
unsere Sitzung zu schließen.“ 


Englisch-deutsche Beziehungen. 
Ansprache am 17. Dezember 1905. 
(Nr. 63.) 


Nach manchen Mißstimmungen zwischen England 
und Deutschland war auf einem in London am 1. De- 
zember 1905 abgehaltenen Meeting eine Deutschland 
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freundlichere Stimmung zum Ausdruck gekommen. Die 
Ältesten der Kaufmannschaft von Berlin veranstalteten 
daher am 17. Dezember 1905 in den Sälen des Börsen= 
gebäudes eine Versammlung, um auch in Deutschland 
der Überzeugung von der Notwendigkeit freundschaft- 
licher Beziehungen zu England öffentlichen Ausdruck 
zu geben. Die von rund 2000 Personen besuchte Ver- 
sammlung wurde von dem Präsidenten der Ältesten der 
Kaufmannschaft von Berlin mit folgender Ansprache 
eröffnet. 


Meine Herren! Namens der 'Aeltesten der Kaufmann- 
schaft von Berlin habe ich die Ehre, diese Versammlung zu 
eröffnen und Sie, die Sie in so großer Zahl unserer Einladung 
gefolgt sind, zu begrüßen. 

Wenn friedliche und freundschaftliche Beziehungen 
zwischen den Völkern die Grundlage sind für das Gedeihen 
von Handel und Industrie, so dienen Bestrebungen, solche 
Beziehungen herbeizuführen und aufrechtzuerhalten, doch 
nicht dem Sonderinteresse eines einzelnen Berufszweiges, 
sondern sie decken sieh mit dem Gesamtinteresse der Nation 
und mit den Bedürfnissen der modernen Kulturentwicklung. 

Wir haben daher für die heutige Versammlung nicht 
nur Vertreter von Handel und Industrie, sondern auch Ver- 
treter der städtischen Behörden, der Universität, der tech- 
nischen und der landwirtschaftlichen Hochschule, der Berg- 
akademie, sowie Vertreter der Religionsgemeinschaften, von 
Kunst und Wissenschaft und der Presse eingeladen und 
danken Ihnen allen für Ihr Erscheinen. 

Meine Herren! Wenn im Verlauf der letzten Jahre 
zwischen der englischen und deutschen Nation eine Ent- 
fremdung und Verstimmung Platz gegriffen hat, und in gegen- 
seitigen Verdächtigungen und Anklagen zum Ausdruck ge- 
kommen sind, so macht sich neuerdings eine ruhigere Auf- 
fassung geltend, die in der Einsicht wurzelt, daß die beiden 
großen Nationen keine entgegengesetzten, sondern große 
gemeinsame Interessen haben, und daß der friedliche Wett- 
bewerb, in welchem sie sich für die großen Kulturaufgaben 
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der Welt begegnen, nicht berufen ist, das alte Verhältnis der 
Freundschaft und Bundesgenossenschaft zu trüben, das sich 
in früheren Zeiten so oft bewährt hat. 

Diese Auffassungen zu verbreiten, hat sich schon seit 
Jahr und Tag Sir Thomas Barclay eifrigst bemüht. Sie 
sind alsdann im Herbst d. J. auf der in Luzern abgehaltenen 
Internationalen Friedenskonferenz zum Ausdruck gekommen, 
wo sich die englischen und deutschen Vertreter gegenseitig 
ihr Bedauern aussprachen über das Mißtrauen, das zwischen 
beiden Völkern entstanden, und der Hoffnung Ausdruck 
gaben, daß es ihren Bemühungen gelingen werde, freund» 
schaftlichere Beziehungen und Gefühle wieder herzustellen. 

An solchen Bemühungen hat es seitdem in England 
nicht gefehlt. Hervorragende englische Persönlichkeiten aus 
allen Berufszweigen haben im Laufe des vorigen und dieses 
Monats zwei große Meetings in London abgehalten, um 
seitens des englischen Volkes zu betonen, daß das größte, 
beiden Völkern gemeinsame Interesse der Friede ist, und 
daß weder politische noch wirtschaftliche Interessen der 
Aufrechterhaltung wahrhaft freundschaftlicher Beziehungen 
zwischen der deutschen und englischen Nation im Wege stehen. 

Am Schluss einer am 1. Dezember in London ab» 
gehaltenen Versammlung erklärte einer der Redner: „England 
sollte die Hand der Freundschaft Deutschland entgegen- 
strecken, das sei das beste Mittel, um den Frieden der Welt 
zu erhalten.“ Dieser Appell wird in deutschen Herzen leb- 
haften Widerhall finden, und ich zweifele nicht, daß deutscher- 
seits aus allen Teilen des Landes und aus allen Kreisen der 
Bevölkerung ein solcher Widerhall ertönen wird. Hierzu 
einen ersten und starken Beitrag zu liefern, ist der Zweck 
dieser Versammlung. Möge dieser Zweck erreicht werden 
zum Segen für beide Nationen. 
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Eröffnung der Handelshochschule. 


Am 27. Oktober 1906. 
(Nr. 64.) 


Die Handelshochschule Berlin ist eine Einrichtung 
der Korporation der Kaufmannschaft von Berlin. Ihre 
Gründungsgeschichte ist in der nachstehenden Rede 
wiedergegeben, mit welcher der Präsident der Ältesten 
der Kaufmannschaft von Berlin Kaempf die Eröffnungs- 
feier am 27. Oktober 1906 einleitete. 


Euere Kaiserliche und Königliche Hoheit! Meine Herren! 
Die Korporation der Kaufmannschaft von Berlin begeht heute 
einen Tag, so bedeutungsvoll, wie wenige zuvor in ihrer 
nunmehr 86jährigen Geschichte. 

Auf Grund Allerhöchster Kakinetiserder vom 2. März 
1820 errichtet, hat sie durch alle Wechselfälle hindurch ihre 
Aufgabe, die gemeinsamen Angelegenheiten des Handels- 
standes ihres Bezirkes zu betreiben, aufrecht erhalten. Als 
vom Staate anerkannte Handelsvertretung ist sie berufen, 
einerseits den Staats- und richterlichen Behörden als gutacht- 
liches Organ zu dienen, und andererseits Anstalten und Ein- 
richtungen zu begründen und zu unterstützen, welche die 
Förderung von Handel und Gewerbe ihres Bezirkes zum 
Zwecke haben, der außer Berlin die Städte Charlottenburg, 
Schöneberg und Rixdorf und die Kreise Teltow und Nieder: 
Barnim umfaßt. Wenn sie in Erfüllung des zweiten Teiles 
dieser ihrer Aufgaben die Börse zu Berlin errichtet, wenn 
sie ein Verkehrsbureau und eine Zollauskunftstelle ins Leben 
gerufen hat, die nicht nur von Berlin aus, sondern aus ganz 
Deutschland und darüber hinaus auch aus dem Auslande 
benutzt werden, wenn sie eine Handelsbibliothek in größtem 
Umfange organisiert, wenn sie das Berliner Jahrbuch für 
Handel und Industrie geschaffen hat, das in möglichster Voll- 
ständigkeit über die wirtschaftliche Entwickelung und über 
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alle den Handel interessierenden Vorgänge in Gesetzgebung 
und Verwaltung berichtet, so nimmt neben diesen Aufgaben 
der kaufmännische Unterricht einen hervorragenden Platz in 
ihrer Tätigkeit ein. Ihre auf Freiwilligkeit des Besuches be- 
ruhende Fortbildungsschulen für männliche Angestellte werden 
von etwa 2500 jungen Kaufleuten, die beiden Handelsschulen 
für Mädchen von etwa 600, die fakultative Fortbildungs- 
schule für weibliche Angestellte von etwa 650 Schülerinnen 
besucht, und die kaufmännischen Fachschulen, die laut Erlaß 
des Herrn Handelsministers nach Maßgabe des Berliner Orts- 
statuts als Ersatz für die städtischen Pflichtfortbildungsschulen 
gelten, zählen zurzeit 930 Besucher. War hierdurch sowie 
durch die umfassende Fürsorge der Stadt Berlin für das Fort- 
bildungs- und Fachschulwesen für den elementaren und mitt- 
leren kaufmännischen Unterricht gesorgt, so stellte sich je 
länger je mehr die Notwendigkeit heraus, dem Problem der 
vertieften kaufmännischen Ausbildung näher zu treten, die 
den modernen erhöhten Aufgaben des Handelsstandes zu ge- 
nügen geeignet ist. 

Der Gedanke der Errichtung von Handelshochschulen 
ist weder in Deutschland noch speziell in Berlin neu. Die 
Versuche aber, die in Berlin durch Joh. Michael Friedrich 
Schulz .1791—1806 und durch die Gebrüder Noback 1843 
bis 1849 gemacht worden sind, Handelsschulen mit wissen 
schaftlicher Durchbildung zu schaffen, scheiterten damals nach 
kurzem Bestehen. Es ist das unvergängliche Verdienst des 
verstorbenen Gustav v. Mevissen in Köln, den Gedanken der 
Handelshochschulen in Deutschland wieder geweckt zu haben. 
In seiner aus dem Jahre 1879 stammenden Schrift hat er als 
Ziel hingestellt: „Bildungsanstalten zu schaffen, welche die 
Bedingungen späterer erfolgreicher Tätigkeit auf dem Gebiete 
des Erwerbslebens in sich aufnehmend und dieselben kul- 
tivierend, neben einer gründlichen Fachbildung zugleich die 
allgemeine menschliche Bildung nach wissenschaftlicher 
Methode fördern und im Manne des Faches zugleich den 
fest in sich ruhenden Charakter, den sittlichen, selbstbewußten 
Menschen erziehen“, und zugleich hat er diesem seinen Ge- 
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danken einen konkreten Ausdruck gegeben durch eine große 
Stiftung, auf der die Handelshochschule der Stadt Köln sich 
aufgebaut hat. Schon vor der Eröffnung der Handelshoch- 
schule in Köln waren im Jahre 1898 in Leipzig in Anlehnung 
an die Universität, in Aachen in Anlehnung an die technische 
Hochschule Handelshochschulen errichtet worden, während 
der am 1. Mai 1901 stattgehabten Eröffnung der städtischen 
Handelshochschule in Köln die Eröffnung der Akademie für 
Soziale und Handelswissenschaften in Frankfurt a. M. am 
21. Oktober 1901 gefolgt ist.. 

Für Berlin wurde der Gedanke der Errichtung einer 
Handelshochschule im Jahre 1900 angeregt, und zwar bezeich- 
nenderweise aus den Kreisen der jungen Kaufleute heraus. 
Nachdem am 19. März 1900 der Syndikus der Korporation 
der Kaufmannschaft, Herr Professor Dr. Apt, im Verein 
junger Kaufleute einen Vortrag über diese Frage gehalten 
hatte, beantragte dieser Verein bei den Aeltesten der Kauf- 
mannschaft, der Errichtung einer Handelshochschule näher- 
zutreten, und ein gleicher Antrag gelangte im Sommer 1900 
von 346 Korporationsmitgliedern an das Aeltesten-Kollegiums. 
Im Schoße des letzteren waren die Ansichten zunächst geteilt. 
Namentlich überwog die Meinung, daß, wenn überhaupt eine 
Handelshochschule errichtet werden solle, diese wie in Leipzig 
Anlehnung zu suchen habe an eine der bestehenden Berliner 
Hochschulen, die Universität oder die Technische Hoch- 
schule. Eine dahingehende Anregung blieb ohne Erfolg. 
Nachdem dann im August 1902 eine mit 284 Unterschriften 
bedeckte Petition aus den Kreisen der Korporationsmitglieder, 
und zwar durch ‘den Verein für die Interessen der Fonds- 
börse, das Ersuchen an die Aeltesten gerichtet hatte, die An- 
gelegenheit der Handelshochschule zu beschleunigen, be- 
schlossen die Aeltesten der Kaufmannschaft am 14. Mai 1903 
unter Zustimmung der Finanzkommission der Korporation, 
von der Anlehnung an eine der bestehenden Hochschulen 
abzusehen und eine selbständige Handelshochschule als eine 
Einrichtung der Korporation der Kaufmannschaft von Berlin 
ins Leben zu rufen. Eine gewissenhafte Prüfung der Finanz- 
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lage der Korporation hatte ergeben, daß letztere in der Lage 
sei, die Kosten des Baues, die einschließlich Grund und 
Boden nahezu 3’/; Millionen Mark betragen, sowie die Kosten 
der Verwaltung ohne finanzielle Unterstützung von irgend- 
einer anderen Seite aus eigenen Mitteln zu übernehmen. 

Nachdem dieser Beschluß, so schwer man zu ihm ge- 
langt war, einmal gefaßt worden, ergaben sich für seine Aus- 
führung, mit Ausnahme eines einzigen, keine ernstlichen 
Hindernisse. Die königliche Staatsregierung, die ihre Ge- 
nehmigung zur Errichtung der Handelshochschule erteilte, 
wie die Aeltesten der Kaufmannschaft waren von vornherein 
darin einig, daß in der Hauptstadt des Deutschen Reiches 
die Handelshochschule als ein Unternehmen ersten Ranges 
geschaffen werden muß oder gar keine. Dies führte zur 
Anerkennung des Grundsatzes, daß die Handelshochschule 
auf gleicher Höhe zu erhalten sei, wie die Universität und 
die anderen Hochschulen; eine Bestimmung, unter der die 
Aeltesten der Kaufmannschaft auch die Aufrechterhaltung 
der akademischen Lehrfreiheit und Lernfreiheit verstehen. — 
Da die Handelshochschule ausschließlich eine Einrichtung 
der Korporation der Kaufmannschaft ist, so steht ihre Ver: 
waltung im weitesten Umfange den Vertretern der Korporation, 
d. h. den Aeltesten der Kaufmannschaft, zu. Als gutacht- 
liches Organ steht ihnen dabei der Große Rat der Handels- 
hochschule zur Seite, der sich, abgesehen von Mitgliedern 
des Aeltestenkollegiums und der Finanzkommission, unter 
dem Vorsitze des Präsidenten der Aeltesten der Kaufmann- 
schaft zusammensetzt aus Vertretern der königlichen Staats- 
regierung, der Universität und der Technischen Hochschule, 
sowie aus Vertretern der Stadt Berlin und der Handelskammer, 
aus dem Rektor, drei Dozenten im Hauptamte, dem Syndikus 
der Handelshochschule und fünf sonstigen, von den Aeltesten 
der Kaufmannschaft zu berufenden hervorragenden Persön- 
lichkeiten, welche ihr Interesse an der Handelshochschule 
betätigt haben. 

Der königlichen Staatsregierung dagegen ist vorbehalten 
die Bestätigung der von den Aeltesten der Kaufmannschaft 
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zu ernennenden Dozenten im Hauptamte und die Zustimmung 
zu Bestätigung des jeweiligen Rektors der Handelshochschule. 
— Auch die sonstige innere Organisation und die Gewinnung 
von Lehrkräften begegneten keinen größeren Schwierigkeiten 
als solchen, die erklärlich sind angesichts der Tatsache, daß 
den Aeltesten der Kaufmannschaft die Erfahrung in der 
Organisation von Handelshochschulen bis dahin gänzlich 
gefehlt hatte. 

Wenn sich eine größere Schwierigkeit ergab, so war 
es bei der Ausführung des Baues. Zwar stand der Bauplatz 
an geeigneter Stelle zur Verfügung. Die Korporation ver: 
fügt zurzeit über den ganzen Grundstückskomplex, der be- 
grenzt wird von der Burgstraße, der Spandauerstraße, der 
Neuen Friedrichstraße und der St. Wolfgangstraße, ein 
Komplex, der im ganzen 16 700 qm oder ungefähr 7 preußische 
Morgen umfaßt, und auf dem bereits das Börsengebäude 
errichtet ist. Auf Grund eines Preisausschreibens vom 
8. Februar 1904 wurden acht Entwürfe eingereicht und die 
Entscheidung des Preisrichterkollegiums von 16. Juni 1904 er- 
kannte als das beste Projekt dasjenige an, das von den Herren 
Architekten Cremer & Wolffenstein eingereicht war. Als aber 
auf Grund dieses Projektes mit den Vorarbeiten des Baues be- 
gonnen werden sollte, ergab sich eine Schwierigkeit. Auf einem 
für den Bau der Handelshochschule bestimmten Grundstücke 
befand sich die Heilige Geistkapelle, die die Korporationmit dem 
Rechte, sie niederzureißen, erworben hatte. Da die Kapelle 
aus dem 13. Jahrhundert stammt und eines der ältesten, wenn 
nicht das älteste Baudenkmal Berlins ist, wurden von kom- 
petenster Seite Stimmen laut, daß dieses Baudenkmal erhalten 
werden sollte. Durch die Erhaltung der Kapelle mußte aber 
ein bedeutender Raumverlust für die Zwecke der Handels- 
hochschule entstehen, durch ihre notwendig werdende Reno» 
vierung erhebliche Kosten, vor allem aber ging die Einheit- 
lichkeit des Grundrisses des neuen Gebäudes verloren, ganz 
abgesehen davon, daß durch die sich hieran anknüpfenden 
langwierigen Verhandlungen in Frage gestellt wurde, ob der 
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festgesetzten Eröffnungstermine, werde fertiggestellt werden 
können. Allseitiger guter Wille besiegte auch diese Schwierig- 
keiten. Die Korporation nahm die erheblichen Mehrkosten 
auf sich, das Ministerium für öffentliche Arbeiten kam in der 
Ausnutzung des Bauplatzes in dankenswerter Weise entgegen 
und unsere Herren Architekten Cremer & Wolffenstein lösten 
die Frage der Einbeziehung der Kapelle in den Grundriß der 
Handelshochschule in so glänzender Weise, daß ihnen dafür 
ganz besondere Anerkennung gebührt, wie nicht minder da- 
für, daß sie den ganzen Bau in der kurzen Zeit von 1!/, Jahren 
fertiggestellt haben. 

Somit übergeben wir heute diese Einrichtung der Kor- 
poration der Allgemeinheit, indem wir sie der Fürsorge der 
Königlichen Staatsregierung empfehlen, von der wir, wie bis- 
her so in Zukunft, die Förderung des jungen Unternehmens 
erhoffen. Wir erbitten ihre freundliche Aufnahme von den 
Behörden der Stadt Berlin, der, wie wir überzeugt sind, die 
Handelshochschule zur Zierde und zum Nutzen gereichen 
wird. Wir empfehlen den Hochschulen Berlins und den 
älteren deutschen Handelshochschulen diese ihre jüngste 
Schwester zum freundnachbarlich kollegialen Einvernehmen. 
Wir führen in diesem Augenblick Sie, Herr Rektor, und Sie, 
meine Herren Professoren und Dozenten der Handelshoch- 
schule, in Ihre Aemter ein in dem Vertrauen, daß Sie wahren 
wissenschaftlichen Geist, aber nicht minder echt kaufmän- 
nischen Sinn darin pflegen werden, eingedenk der Tatsache, 
daß das Unternehmen von Kaufleuten begründet und für 
Kaufleute bestimmt ist. Wir übergeben die Handelshoch- 
schule Ihnen, meine Herren Studierenden, zur Benutzung in 
der Erwartung, daß Sie in ihr frei von jeder Ueberhebung 
nicht nach Titeln und äußeren Anerkennungen, sondern nach 
vertiefter kaufmännischer Bildung streben und sich das 
Goethesche Wort vor Augen halten werden: „Ich wüßte 
nicht, wessen Geist ausgebreiteter wäre, ausgebreiteter sein 
müßte, als der Geist eines echten Handelsmannes.“ Vor 
hundert Jahren gesprochen, hat dieses Wort unter den mo- 
dernen Verhältnissen seine erhöhte Bedeutung gewonnen; 
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denn die Ansprüche an die Bildung und die Kenntnisse des 
Kaufmanns sind in dem Maße gewachsen, in dem Handel, 
Industrie und Schiffahrt von immer größerer Bedeutung ge- 


worden sind für die Wohlfahrt der Völker. 


Für uns Deutsche aber ist die Grundlage dieser Ent- 
wickelung die Einigung des Deutschen Reiches, unter dessen 
mächtigem und friedenbringendem Schutze der deutsche Unter- 
nehmergeist zur Entfaltung gelangt ist. Die große Aula der 
Handelshochschule schmückt daher mit Recht das Bildnis 
des Schirmherrn des Deutschen Reiches, auf dessen weise, 
gerechte und kraftvolle Regierung wir zählen und dem im 
Augenblick der Eröffnung dieser Handelshochschule der Ruf 
gilt: „Seine Majestät der deutsche Kaiser, Wilhelm II., König 
von Preußen, lebe hoch! hoch! hoch! \ 


Besuch der Pariser Handelskammer. 


Begrüßung bei dem von den Aeltesten der Kaufmannschaft 
von Berlin gegebenen Festessen am 12. Oktober 1909. 
(Nr. 65.) 


Messieurs! Permettez=moi de me faire l’interprete des 
sentiments qui nous animent en ce moment, oü Messieurs les 
Delegues de la Chambre de Commerce de Paris nous ont 
fait I’honneur de leur visite et de leur presence ä ce diner 
amical que nous sommes heureux de leur offrir a la veille de 
leur depart de Berlin. 

La Chambre de Commerce de Paris a tenu ä s’informer 
sur l’etat de l’enseignement professionel en Allemagne et 
principalement sur la question de savoir, comment les 
necessites commerciales et industrielles ont pu s’accommoder 
des exigences de l’enseignement professionel obligatoire re- 
clamant une certaine partie du temps consacr& autrement aux 
occupations commerciales et industrielles. 

Voila une question des plus serieuses et des plus 
importantes au point de vue industriel autant qu’a celui de 
la politique sociale en general. 
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Il ne m’appartient pas d’entrer dans les details de cette 
question ni de me rendre compte de l’avis que nos amis de 
Paris se formeront ä ce sujet, quand leur enquäte sera terminee. 

Mais quel qu’en soit le resultat, je suis certain qu’il y a, 
des-ä-present, un avantage acquis ä nous par cette enquäte, 
c’est, d’avoir fait connaissance et d’avoir renouvel£ des rapports 
existant deja avec Mr. Legrand et Messieurs ses collegües, a 
qui nous sommes heureux de faire les honneurs de la Cor: 
poration des Commersants de Berlin. 

Le commerce et l’industrie se faisant de plus en plus 
internationales, l’idee de solidarite des interets commerciaux 
de tous les pays va en croissant d’annee en ann&e, malgre les 
obstacles qui, venant s’y opposer, paraissent parfois insur- 
montables. 

Je ne parlerai pas des mesures plus ou moins actuelles 
de la politique economique des differents pays, de nature parfois 
a separer les nations plutöt qu’a les unir et qui, dans les 
inconvenients et les exag&rations m&me qui s’y font ressentir, 
portent en elles mömes peut-&tre un germe de remöde pas trop 
lointain. Je n’en parlerai pas, parce que lä-dessus les opinions 
sont trop divisees. Mais ce que je dirai franchement, c’est qu’il 
n’y a rien de plus propre & faire des progres a cette idee 
de solidarite, que d’entrer en rapports personnels, de faire 
connaissance l’un avec l’autre, de concevoir de l’estime et 
de l’attachement l’un pour l’autre. 

C’est des rapports personnels que pourra resulter cette 
entente entre les nations, qui forme la base de la prosperite 
du commerce et de l’industrie. 

Voila, Messieurs, ce que nous fait applaudir de tout coeur 
a l’occasion qui s’est offerte a nous, d’entrer en rapports 
personnels avec Messieurs les Delegues. 

Et je suis sür d’etre l’interprete de vos sentiments ä 
vous tous en les remerciant d’avoir bien voulu nous faire 
l’honneur de leur presence, et en leur souhaitant l’heureux 
accomplissement de la täche, pour laquelle nous leur exprimons 
les voeux les plus chaleureux de reussite dans l’interet du 
commerce et de l’industrie de leur belle et grande patrie. 
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Je suis heureux de saluer en meme temps ä cette table 
le secretaire d’ambassade Mr. Delacroix representant Son 
Excellence, et le consul de France Mr. Fuchs & qui nous 
sommes on ne peut plus reconnaissants de l’honneur qu’ils 
nous ont fait d’avoir bien voulu accepter notre invitation. 

Je leve mon verre en l’honneur de Messieurs les Repre- 
sentants de la France ä Berlin, en l’honneur des Messieurs 
les Delegues de la Chambre de Commerce de Paris. 


dr 


Beglückwünschung der Universität. 


Rede in der Festsitzung des Universitätssenats am 5. Oktober 
1910 anläßlich der Hundertjahrfeier der Universität Berlin. 
(Nr. 66.) 


Die Aeltesten der Kaufmannschaft als Vertreter der 
Korporation der Kaufmannschaft von Berlin rechnen es sich zur 
Ehre, zugleich mit dem Ausdruck des Dankes und derVerehrung, 
der Friedrich-Wilhelms-Universität die wärmsten Glückwünsche 
darzubringen zu der Feier ihres hundertjährigen Bestehens. 

Wenn die Korporation der Kaufmannschaft von Berlin 
auch nahezu um zehn Jahre jünger ist als die Friedrich- 
Wilhelms-Universität, so knüpfen sich ihre Erinnerungen doch 
an dieselbe schwere und ernste aber doch so große Zeit, aus 
der heraus die Friedrich-Wilhelms-Universität geboren wurde. 

Die weitschauende Politik, die uns vor einem Jahr- 
hundert die Wiedergeburt des preußischen Staates brachte, 
bedurfte freier Geister und freier Institutionen. Sollten die 
Geister erwachen und auf die Dauer fähig werden, die Träger 
eines großen Gemeinwesens zu werden, so mußte — davon 
waren die Beyme, Fichte, v. Humboldt überzeugt — die 
Freiheit der wissenschaftlichen Forschung und, darauf be- 
gründet, die Freiheit. der Lehre einen ersten Platz erhalten 
in dem neu zu begründenden modernen Staatswesen. 
Sollte andererseits aus dem Schutt der Vergangenheit neuer 
Wohlstand erblühen, so mußten Handel und Gewerbe von 
den Fesseln befreit werden, die ihnen aus dem Mittelalter 
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überkommen er Und so trennte nur eine kurze Spanne 
Zeit die königliche Kabinetsorder, durch die nach dem Vor- 


schlage Wilhelm v. Humboldts die Friedrich-Wilhelms- 


Universität errichtet wurde, von der Geschäftsinstruktion und 


' dem Edikte, die den Grundsatz der Gewerbefreiheit pro- 


klamierte, daß einem jeden innerhalb der gesetzlichen 


Schranken die möglichst freie Entwicklung seiner Anlagen, 


Kräfte und Fähigkeiten in moralischer sowohl wie in 
physischer Beziehung gewährleistet werden sollte. 

Wenn sonach die Freiheit der wissenschaftlichen 
Forschung und die Gewerbefreiheit, ich möchte sagen, an 
einem Tage geboren worden sind, so sind heute nach Ver- 
lauf eines Jahrhunderts Handel und Industrie sich dessen 
bewußt, was sie der Geistesarbeit der Wissenschaft zu ver- 
danken haben, und schätzen sich glücklich, daß sie zu ihrem 
Teile haben dazu beitragen können, die Resultate dieser 


- Geistesarbeit auf die Praxis anzuwenden und mit dazu zu 


helfen, sie der Allgemeinheit nutzbringend zu machen. Und 
wenn andererseits im Laufe des letzten Jahrzehntes Handel 
und Industrie sich veranlaßt gesehen haben, Handelshoch- 


schulen zu errichten, so ist es das glänzende Beispiel der 


wissenschaftlichen und praktischen Erfolge der Universität, 
das in ihnen den Entschluß hat reifen lassen, den heran- 
wachsenden Kaufmann in den Stand zu setzen, auch in der 
wissenschaftlichen Methode und wissenschaftlichen Durch= 
dringung des Stoffes seinen Verstand zu schärfen und seinen 


Charakter zu stählen. 


Wir bitten Euere Magnifizenz, für die Friedrich-Wilhelms- 
Universität diesen Pokal von der Korporation der Kauf- 
mannschaft von Berlin anzunehmen. Wenn er bei festlichen 
Veranstaltungen seines Amtes waltet, so mögen gleichzeitig 
immer von neuem die Wünsche erklingen, die wir Ihnen 
darbringen, die Wünsche für die wissenschaftlichen Erfolge 
der Friedrich-Wilhelms-Universität auch in den ferneren 
Jahrhunderten, zum Wohle des deutschen Volkes und zum 
Segen für die ganze Welt. 
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Aufgaben des Deutschen Handelstages. 
(Nr. 67 und 68.) 


Nach dem Tode des bisherigen Präsidenten Frentzel 
wurde in der Ausschußsitzung am 26. Oktober 1905 der 
Präsident der Aeltesten der Kaufmannschaft von Berlin 
Kaempf zum Präsidenten des Deutschen Handelstages 
gewählt. Er nahm die Wahl mit den in Nr. 67 wieder: 
gegeben Worten an. 

Auf der 32. Vollversammlung des Deutschen Handels- 
tages am 19./20. Februar 1906, der ersten, welche der 
neue Präsident leitete, verlangte der Geschäftsführer der 
Handelskammer Düsseldorf Brandt unter Anerkennung 
der Gründlichkeit der Verhandlungen des Handelstages 
größere Schnelligkeit und Schlagfertigkeit in seinem Vor: 
gehen. Diese Forderung veranlaßte den Präsidenten zu 
der unter Nr. 68 wiedergegebenen Antwort. 


Ansprache in der Ausschußsitzung des Deutschen Handels- 
tages am 26. Oktober 1905. 
(Nr. 67.) 


Meine Herren: Indem ich der Berufung, die Sie an mich 
ergehen lassen, Folge leiste, danke ich Ihnen verbindlichst 
für den darin liegenden Ausdruck des Vertrauens. Es ist 
selbstverständlich, und es wäre unnatürlich, wenn ich es nicht 
zum Ausdruck brächte, daß ich mich durch dieses Vertrauen 
hochgeehrt und erfreut fühle, aber ich glaube auch zum Aus- 
druck bringen zu müssen, daß ich mir der Verantwortlichkeit 
und der Pflichten voll bewußt bin, die ich übernehme. — 
Wenn der Deutsche Handelstag den Zweck hat, Industrie 
und Handel zu fördern, und wenn sämtliche deutsche 
Handelskammern und kaufmännische Korporationen sich ver: 
einigt haben, um im Deutschen Handelstag sich ein Zentral- 
organ zu schaffen, durch das dem Votum des Einzelnen ein 
größerer Nachdruck gegeben werden kann und in wichtigen 
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Fragen von allgemeiner Natur gemeinsame Beratungen und 
gemeinsame Beschlüsse herbeigeführt werden können, dann 
müssen zwei Faktoren zusammenwirken, um dieses Ziel zu 
erreichen. Der eine Faktor sind die Handelskammern und 
kaufmännischen Korporationen und deren Tätigkeit. Es ist 
durch die Schaffung des Deutschen Handelstags durchaus 
nicht beabsichtigt worden, daß die einzelnen Handelskammern 
und Korporationen sich in ihrer Tätigkeit einschränken oder 
auf die eigene Initiative verzichten sollen, im Gegenteil, indem 
sie die Angelegenheiten von allgemeinem Interesse an den 
Deutschen Handelstag bringen, werden sie um so mehr zu 
einer günstigen Lösung beitragen, je eingehender sie sich 
selbst damit beschäftigen, je größer ihre eigene Initiative ist. 
Auf der andern Seite ist es aber Sache der Verwaltung des 
Deutschen Handelstags, die Initiative zu ergreifen; das kann 
die Verwaltung am besten dadurch tun, daß sie sich die all- 
gemeinen Verhältnisse von Industrie und Handel vergegen- 
wärtigt, aufbaut auf dem, was die Handelskammern mitteilen, 
Maßregeln ergreift, die nötig sind, um die Fragen gründlich vor- 
zuarbeiten, und sie dann vor den Ausschuß oder die Voll» 
versammlung bringt. Ich bin der Ueberzeugung, daß nur 
durch dieses Zusammenwirken beider Faktoren die Aufgaben 
des Deutschen Handelstags zur allgemeinen Zufriedenheit 
gelöst werden können. Die Organisation, die sich der Deutsche 
Handelstag gegeben hat, hat sich bewährt; es handelt sich 
jetzt darum, sie frisch und lebendig arbeiten zu lassen und 
sollte sich irgendwo eine Lücke herausstellen, die Organisation 
entsprechend auszubauen. Meine Aufgabe an der Stelle, die 
Sie mir anvertraut haben, wird es sein, in freundschaftlich 
kollegialem Zusammenarbeiten mit Ihnen, den Mitgliedern 
des Ausschusses und des Vorstands und (zu Dr. Soetbeer 
gewendet) mit Ihnen, hochverehrter Herr Generalsekretär, 
und Ihren Mitarbeitern dahin zu wirken, daß der Deutsche 
Handelstag das bleibt und immermehr wird, was er sein soll, 
das Zentralorgan der Handelskammern und kaufmännischen 
Korporationen, das durch Tüchtigkeit seiner Leistungen den 
einzelnen Voten der Handelskammern gebührenden Nachdruck 


627 
40* 


gibt. Wenn es mir gelingt, dieses Zusammenwirken zustande 
zu bringen, dann werde ich glauben, dem Vertrauen ent- 
sprochen zu haben, das Sie mir heute entgegenbringen. 


Ansprache in der 32. Vollversammlung des Deutschen Handels- 
tages am 19. Februar 1906. 


(Nr. 68.) 


Meine Herren, die soeben gehörten Worte veranlassen 
mich zu einer Entgegnung, da der verehrte Herr Vorredner 
mich direkt apostrophiert hat. Alle Arbeit beruht auf der 
Gründlichkeit und Eindringlichkeit in der Beschaffung, Sich- 
tung und Bearbeitung des Materials. Darin darf der Deutsche 
Handelstag nicht aufhören, mit allen übrigen Körperschaften 
zu wetteifern, ja, wenn möglich, ihnen voraus zu sein. Es 
ist nicht richtig, daß der Deutsche Handelstag nicht recht- 
zeitig auf dem Plan erschienen ist. In allen Dingen, die im 
wirtschaftlichen Leben vorkommen, findet sofort, sobald es 
irgend möglich ist, zunächst eine Sitzung der betreffenden 
Kommission, dann eine Ausschußsitzung statt und sowohl 
aus den Kommissions- wie aus den Ausschußsitzungen kommt 
das Wissenswerte in die Presse. Was die jetzt vorliegenden 
Steuerfragen anlangt, so haben gerade die Beschlüsse des 
Ausschusses des Deutschen Handelstags zu einer Zeit statt- 
gefunden, wo sie eine wesentliche Einwirkung auf die Stimmung 
einer Reihe von Reichstagsabgeordneten gehabt haben. Aber 
erst nachdem der Ausschuß sich schlüssig gemacht hatte, 
konnte die Vollversammlung einberufen werden. Daß die 
heutige Vollversammlung zu spät kommt für die in Frage 
stehenden Angelegenheiten, bestreite ich. Die Kommission 
des Reichstags hat ihre Arbeiten noch nicht beendet; soviel 
ich weiß, wird sie eine zweite Lesung der ganzen Steuervor- 
lage herbeiführen, und in dieser zweiten Lesung werden die 
Beschlüsse des Deutschen Handelstags vielleicht eine größere 
Rolle spielen, als sie gespielt haben würden, wenn wir unmittel- 
bar nach Bekanntgabe der Vorlage der Regierung mit unseren 
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Beschlüssen herausgetreten wären, und dann nicht so wohl 
vorbereitet, wie wir heute vorbereitet sind. Es ist gar kein 
Zweifel, daß so schnell gearbeitet werden muß und werden 
wird, wie dies irgend möglich ist, aber ich lasse die Gründlich- 
keit der Arbeit nicht deswegen notleiden, weil ich wünsche, 
einen schnellen Effekt, manchmal sogar zweifelhafter Natur, 
zu erzielen. Auf der Gründlichkeit beruht die Arbeit, wie 
sie der Deutsche Handelstag bisher geleistet hat und die 
weiter zu leisten dem gesamten Vorstand und dem Ausschuß 
ebenso wie unseren Herren Beamten Pflicht und Aufgabe 
sein wird. Einen plötzlichen Effekt zu erhaschen, das ist 
sehr leicht; manchmal tut es einem nachher leid, diesen Ffekt 
erzielt zu haben, wenn man sieht, daß man nicht mit der 
nötigen Gründlichkeit die Vorarbeiten gemacht hat. 

Im übrigen kann der Herr Vorredner sich darüber be- 
ruhigen: speziell in meinem Naturell liegt es, so schnell wie 
möglich und mit der größten Eile die Dinge zu erledigen. 
Aber ich habe nicht bloß auf mich, sondern auch auf Sie, 
meine Herren, Rücksicht zu nehmen, und ich glaube, in 
diesem Winter sind die Herren des Deutschen Handelstags 
durch die Kommissions- und die Ausschußsitzungen so sehr 
in Anspruch genommen worden, daß mit einem gewissen 
Recht gesagt worden ist: Ihr spannt die Kräfte der Herren, 
die mit euch arbeiten wollen, zu sehr an, das kann auf die 
Dauer kein Mensch mehr aushalten. Nun, meine Herren, es 
wird ja auch nicht immer so heftig gehen wie in diesem 
Winter, und wir werden wieder zu ruhigeren Zeiten kommen, 
und ich glaube, die Kräfte werden ausreichen, um das zu 
bewältigen, was notwendig ist. Aber der von dem Herrn 
Vorredner gemachte Vorwurf trifft meiner Ansicht nach nicht 
zu und wird mich nicht verleiten, die Gründlichkeit der 
Arbeit leiden zu lassen unter dem Wunsch, schnell mit einer 
Sache herauszukommen, die nicht vorher gründlich im 
Deutschen Handelstag in allen Phasen bearbeitet worden ist. 
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—, preußisches 27, 143 

Warenhaussteuer 410 

Währung 427, 444, 478, 493, 502 - 

Walzwerke, Eisen- 78. 

Warenbörsen 44 

Warenhandel, Bedeutung 43 

Wasserstraßen, natürliche s. Schiff- 
fahrtsabgaben 

Wechsel, ausländische 368 

Wechselordnung, Deutsche 32 

Wechselrecht 561 ff. 
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Zinsreduktion s. Konvertierungen 
Zölle, landwirtschaftliche 67 
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